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Wien 1903. 
Many’fe k. u. k. Bof-Verlags- u, Aniverſttäts Huchhandlung. 
I. Kohlmarkt 20. 


Die 


Zivilprozeßordnung 


vom 1. Ruguſt 1895 
ſamt dem 
Einführungsgeſetze, 
den 
Durchführungsverordnungen 
und den älteren bezüglichen Vorſchriften 
mit einer 
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Wien 1903. 
Manj'ſche k. u. k. Hof-Verlags- u. Univerſttäts-HBuchhandlung. 


I. Kohlmarkt 20. 
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Das Recht der Überfegung in andere Sprachen bleibt vorbehalten. 


octT 190 


Vorwortk. 


Nachdem mehr als fünf Jahre ſeit Beginn der 
Wirkſamkeit der neuen Prozeßgeſetze verſtrichen ſind, 
dürfte die Zeit gekommen fein, um nun auch die Dar- 
ftellung der Spruchpraris de3 neuen Prozeßrechtes in 
ähnlicher Weife mit dem Gefebesterte zu verbinden, 
wie dies in den wmeilten übrigen Bänden diefer Samm- 
lung gejchehen if. Es dürfte ſowohl für die Judi— 
fatur und die an ihr Beteiligten wie für das Studium 
des neuen Rechtes Intereſſe Baßen, einen Überblid dar- 
über zu gewinnen, welche Anwendung bis nun die Be- 
ftimmungen der neuen Geſetze gefunden haben, und 
auf welche Weife die Rechtſprechung des Oberjten Ge— 
richt3hofes die Verbindung zwifchen dem neuen Recht 
und den mannigfaltigen Verhältniffen des gejchäftlichen 
und Verkehrslebens herzuſtellen gewußt hat. Um dieſen 
Überblick zu einem möglichſt vollſtändigen zu machen, 
wurden in der vorliegenden Ausgabe alle bisher ver- 
öffentlichten oberftgerichtlichen Entfcheidungen, u. zw. 
fowohl die in den deutjchen, wie die in nichtdeutjchen 
juriftifchen Fachzeitfchriften publizierten Entjcheidungen 
aufgenommen. Se kürzer der Zeitraum an und für 
fich ift, auf den fich diefe Überficht bezieht, umfomehr 
wurde darauf Gewicht gelegt, Feine der allgemein be- 
fannt gewordenen Entfcheidungen zu übergehen. Die 
Sammlung reicht bi Ende April 1903; was jpäter 

VL, 2. 


VI Vorwort. 


veröffentlicht wurde, konnte nicht mehr berückſichtigt 
werden. 

Ein zweites, das mit dieſer Ausgabe erreicht wer⸗ 
den will, ift die Herjtellung des Zufammenhanges der 
gegenwärtigen Judikatur mit der Rechtiprechung vor 
dem Erfcheinen der neuen Prozeßgeſetze. Zum größten 
Teile find die Ergebniffe der früheren Rechtiprechung 
durch die tiefgreifenden Ünderungen der neuen Geſetze 
enttwertet worden. Doch iſt eine immerhin beachtbare 
Zahl von Rechtsſprüchen vorhanden, die auch heute 
noch für die Praris vorbildlich fein können und Be- 
deutung haben: fei e3, daß die geltenden Einrichtungen 
mit den früher beftandenen im weſentlichen überein- 
itimmen, ſei e3, daß der in der Enticheidung aus- 
gedrüdte Gedanke ungeachtet formeller Veränderung 
des Verfahrens für die gegenwärtige Periode Gültig- 
feit bewahrt bat. In der vorliegenden Ausgabe ift 
ver Verſuch gemacht, diefe Gruppe von Entfcheidungen 
möglichſt vollftändig der Nechtiprechung zu fichern, in- 
dem fie an den einfchlägigen Stellen neben den Ent- 
Scheidungen neuen Datums angeführt werden. 

Betreff der Methode der Zufammenftellung wurde 
am Beiſpiele der übrigen Bände diefer Sammlung und 
in3befondere auch de3 früheren fechiten Bandes der 
Sammlung in allen Punkten feitgehalten. Wo eine 
Berjchiedenheit der Auffaffungen in den Entjcheidungen 
feitzuftellen war, wurde in der Regel die ältere Ent- 
jcheidung, in einzelnen Fällen aber auch diejenige, die 
dem Geſetze weniger zu entprechen fchien, in () unter 
Anführung eines ? beigefügt. Die bei den einzelnen 
Sachzeitichriften neben dem Jahrgang angegebene Zahl 
bezeichnet die Nummer der betreffenden Beitjchrift. Bei 
Bitaten aus dem „Ofterreichifchen Zentralblatt für die 


Vorwort. VII 


juriſtiſche Praxis“ (8B.) verweiſt jedoch die fragliche 
Zahl auf die fortlaufende Nummer, unter der in dieſer 
Zeitſchrift jährlich die Entſcheidungen publiziert werden. 
Bei einigen nichtdeutſchen Fachblättern endlich bezieht 
ſich die dem Jahrgang beigegebene Ziffer auf die Seiten- 
zahl, was durch die Beifügung eines S. angedeutet iſt. 
Da es nicht zu vermeiden war, daß bei einzelnen Para⸗ 
graphen dieſelben Buchſtaben zur Bezeichnung der fort- 
laufenden Anmerkungen zum Terte und zur Bezeich- 
nung der einschlägigen Entjcheidungen verwendet werden, 
ift der zu den Entfcheidungen gehörige Buchſtabe der 
en mit ftärferen Antiqualettern gedrudt (3.8. 
a,b, ce). 

Die Veranftaltung diefer Ausgabe Haben Herr 
Geftionschef Dr. Franz Klein, Minifterialrat Dr. Hugo 
Schauer und Oberlandesgerichtzrat Dr. Joſef Fried- 
laender übernommen und dadurch die Verlagsbuchhand- 
lung zu großem Danke verpflichtet. 
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Ä I. 
Sinführungsgefeß zur Bivilprogeßordnung. 
Gefeb v. 1. Anguſt 1895, R6R. Ar. 112 


(tundgemadjt im LIX. Stüd am 9. Auguft 1895), 


betreffend die Einführung des Geſetzes iiber das gerichtliche 
Berfahren in bürgerlichen —— (Zivilprozeß⸗ 
ordnung). 


Mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Reichsrates 

finde Ich anzuordnen, wie folgt: 

rt. I. Das Geſetz über das gerichtliche Verfahren in 
bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten (Bivilprozeßordnung) tritt an 
dem durch Verordnung des Juſtizminiſters feftzufegenden Tage, 
pätejten3 aber mit dem erſten Tage des auf die Kundmachung 
olgenden dritten Kalenderjahres!) als Vorſchrift für das Ver— 
ahren in den bürgerlichen Rechtsitreitigfeiten in Wirkſamkeit, 
die den ordentlichen Gerichten in den im Reichsrate ver- 
tretenen Königreihen und Ländern zur Entjcheidung zuge- 
wielen find. 

Mit Alert Tage verlieren, ſoweit dieſes Geſetz oder 
die Zivilprozeßordnung nicht eine Ausnahme enthält, alle in 
anderen gejeglihen Vorſchriften enthaltenen Beltimmungen 
über Gegenjtände, welche in der Bivilprozeßordnung geregelt 
ind, ihre Wirkſamkeit. 

1) 1. Januar 1898. — Unberührt bleiben insbeſondere die über den 
Gebrauch der landesüblichen Sprachen vor Gericht geltenden 
Beftimmungen, vor allem 813 der allgemeinen Gerichtsordnung: Beide 
Teile ſowohl als ihre Rechtzfreunde haben fich in ihren Reden der landes⸗ 
üblichen Sprache zu gebrauchen, und aller Weitläufigkeiten, Wieber- 
holungen und Anzüiglichleiten zu enthalten — u.814 Weftgalizifche Gerichts⸗ 
ordnung: Beide Teile ſowohl als ihre Rechtsfreunde haben fich in ihren 





Art. I. 1. Die prozeßrechtlichen Beitimmungen des An- 
fechtungsgeſetzes, die mit der Zivilprozeßordnung nicht im 
Einklange ftehen und nicht ausdrüdtich aufrecht erhalten wurden, 
haben ihre Wirkſamkeit verloren. €. vd. 4. Juni 1901, 3. 4825, 
amtl. ©. 434. 


Bei. Sig. VI. 2. Zivilprozeßordnung. 1 


2 J. EG. z. 3PD. Urt. I-IV. 


Reden der im Lande beim Gerichte üblichen Sprache zu gebrauchen 
und ſich dabei aller Weitlaͤufigkeiten, Wiederholungen und Anzüglichkeiten 
zu enthalten. 

Welche Sprachen in den einzelnen Königreichen und Ländern als 
Iandesäblich anzuſehen find, darüber vgl. Kaſerer, Handbuch der öſter⸗ 
reichiſchen Juſtizverwaltung, Bd. II, ©. 825. 

Die Barteien find allen nicht in der Gerichtsſprache oder in einer 
ber Landesiprachen audgeftellten Urkunden, wovon in oder außer Streit⸗ 
fachen bei Gericht Gebrauch gemacht werben foll, beglaubigte Über- 
fegungen in die Gerichtäfprache oder in eine der Landesſprachen beizu- 
legen ſchuldig. Zu deren Berfafiung beftehen bei jedem größeren Gerichtö- 
hofe eigens beftellte und beeidbete Dolmetjche, deren Gebühren, wenn 
bie Barteien nicht übereinfommen, durch das Gericht beftimmt werben. 
Die Überfegungen eines bei Gericht eidlich verpflichteten Dolmetfchers find 
von biefem und anderen Behörden für richtig anzunehmen. Der Partei, 
welche eine Überfebung für unrichtig erllärt, muß jedoch geftattet werden, 
ihre Behauptung dur zwei oder mehrere Kunftverftändige nach den 
Borichriften der Gerichtsordnung zu erweifen. Hd. v. 22. Dezember 1835, 
ZGS. Nr. 109. 

Siehe Verzeichnis der für beftändbig verpflichteten Gerichtsbolmetſche 
(IMBB. 1899, ©. 103) famt Nachträgen. 

Notare, weldhe für eine fremde Sprache als Dolmetfche befteltt find, 
find auch berufen, die Richtigkeit der in diefer Sprache oder aus der⸗ 
felben von ihnen gemachten oder geprüften Überfegungen notariell zu be- 
urfunden. — Das Gleiche gilt in Anfehung der Beglaubigung von Über- 
feßungen aus einer Landesiprache in eine andere, foferne der Notar die 
Befugnis erhalten Hat, in beiden Sprachen Notariatsurkunden aufzu= 
nehmen. — Die Beurkundung ift auf ber Überfehung felbft in Urfchrift 
auszufertigen und die Überfegung mit der überjegten Urkunde mittels 
eines Fadens und des Amtsſiegels zu verbinden. 8 78 NO. — Be: 
züglid) der von öffentlihen Notaren in Ungarn beurfundeten 
Überfegungen fiehe IME. v. 6. Auguft 1877, 3. 10546, in Bd. III, Heft 1, 
der Manz'ſchen Slg. 

Vorſchriften über die Dolmetſche ſiehe bei 8133 GO. 

Die franzöſiſſchen Generallonfuln, Konfuln, Bizelonfuln oder 
Konfularagenten in Öfterreich können bie Überfegung ber von Behörden 
oder Funktionären ihres Landes audgehenden Urkunden jeder Art vor- 
nehmen, und e3 follen ſolche Überfegungen in Äſterreich dieſelbe Kraft 
und Giltigleit haben, ala wenn fie von dem beeidigten Dolmeticher des 
Landes angefertigt worden wären (Vertr. v. 11. Dezember 1866, RGB. 
Nr. 167, Art. 9, 8.2). Dasſelbe Recht wurde ausdrücklich den Ronfular- 
beamten von Portugal (Bertr. v. 9. Januar 1873, RGB. 1874, Nr.185, 
Art. IX) und von Italien (KR. v. 15. Mai 1874, RGB. 1875, Nr. 96, 
Art. 11), dann von Serbien (KR. v. 6. Mai 1881, RGB. 1882, Nr. 87, 
Art. XI) eingeräumt. 


Art. II. Wo in Gefegen und Verordnungen, die durch 
das Inkrafttreten der Bivilprogeßordnung nicht berührt werden, 
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oder in ftaatlih genehmigten Statuten einzelner Geſellſchaften, 
Anftalten und Vereine auf das rechtliche Verfahren in Streit- 
fachen verwiefen oder, wenn auch mit len een und 
Abänderungen, die Anwendung der Vorſchriften der Gerichts- 
ordnungen, des ordentlichen fchriftlichen oder mündlichen Pro- 
zefles, der Beſtimmungen des Gefeges über den fummariichen 
Prozeß oder über das Bagatellverfahren vorgeichrieben ift, 
treten an die Stelle der bezogenen Beitimmungen die Bor- 
ſchriften des erften bis fünften Teiles der Bivilprozeßordnung, 
und zwar in der Art, daß: 

1. je nad) Verſchiedenheit des zuftändigen Gerichtes Die 
in der Bivilprozeßordnung für das Verfahren vor Gerichts- 
höfen oder die für das bezirfsgerichtliche Verfahren aufge- 
jtellten Vorichriften zur Anwendung zu fommen haben, und 

2. dort, wo das bezirfsgerichtliche Verfahren der Bivil- 
prozeßordnung an Stelle des Bagatellverfahrens zu treten 
bat, überdies die bejonderen Beitimmungen 88 449 bis 453 
ZPO. anzumenden find. 

Art. II. Bufolge der Beitimmung des Art. I, Abf. 2, 
verlieren insbejondere ihre Wirkſamkeit: 

1. Die Vorschriften des Patentes vom 1. November 1781, 
SGG. Nr. 27, über das Berfahren vor den Berggerichten. 

2. Die Vorſchriften des Batentes vom 9. April 1782, IGS. 
Nr.41, und der Minifterialverordnungen vom 25. Januar 1850, 
RGB. Nr. 52, und vom 18. Zuli 1859, RGB. Nr. 132, 
über das Berfahren in Handel3- und Wechjelftreitigfeiten. 

3. Die Vorſchriften der mit Verordnung des dalmatini- 
ihen Guberniums vom 14. April 1829, 3. 6783 (dalmatinifche 
GS. 1829, ©. 140) kundgemachten Ynftruftion über den vor- 
gängigen Bergleichsverjudh.?) | 

4. Die Vorſchriften des für Tirol und Vorarlberg er- 
laſſenen Hofdelret3 vom 8. Auguft 1837, IJGS. Nr. 218, 
über das Audienzverfahren.!) 

I) Bergl. 8433 3PO. 

Art. IV. Unberührt bleiben: 

1. Die Vorſchriften über die Vertretung des Staates, 
der von demfelben verwalteten oder dotierten Sonde, Kirchen, 
Pfründen und anderer ar be durch die Finanz» 
profuratur.!) Inwiefern die landesfürſtlichen Steuerämter zum 
Behufe der Hereinbringung von Steuern, Gebühren oder anderen 
Öffentlichen Abgaben zu gerihtlihem Einſchreiten ermächtigt 
find, wird duch befondere Vorſchriften beftinmt. 

4 * 


4 J. EG. z. 3PO. Art, IV. 


2. Die geſetzlichen Vorſchriften über die gerichtliche Ver⸗ 
tretung don Gemeinden, — enoſſenſchaften, 
Bruderladen und Hilfskaſſen, ſowie über die Behändigung 
von Ladungen und anderen Zuſtellungen an dieſelben.) 

3. Die Vorſchriften des Geſetzes vom 26. März 1890, 
NGB. Nr. 58, betreffend die Erlaffung von Tarifen für 
die Entlohnung bejtimmter Leiltungen der Advokaten und 
ihrer Kanzleien im gerichtlichen erfahren.) 

4. Die Vorſchriften der Geſetze vom 24. April 1874, 
NGB. Nr. 48 und 49, über die Beitellung eines gemein- 
ſamen Kurator der Beliter von Pfandbriefen und von 
auf Inhaber Tautenden oder indoffablen Teilfehuldverichrei- 
bungen.?) 

5. Die Vorſchriften der 88 1, 2, 3 und 5 der Juſtiz⸗ 
Ha a vom 8. Suni 1857, RGB. Nr. 114, 
betreffend die Behandlung der Winkelſchreiber.) Gegen die 
Entſcheidung, wodurch jemand wegen Winfelfchreiberei beitraft 
wird, jteht demfelben der Rekurs nad) Maßgabe der 88 514 
vis 528 3PO. zu.) 

1) Befondere Vorfhriften über Stellvertretung. 

1. Die Finanzprofuraturen und andere ftaatlidhe Ämter: 
Berordnung des Gefamtminifteriumd vom 9 März 1898, 
RGB. Nr. 41, betreffend die Dienftesinftruttien für Die T. T. 

Finanzprokuraturen. 

Auf Grund Allerhöchſter Entſchließung vom 8. März 1898 wird nach⸗ 
ſtehende Dienſtesinſtruktion für die k. k. Finanzprokuraturen erlaſſen, 
welche mit 1. April 1898 in Wirkſamkeit zu treten hat. 

Dienſtesbeſtimmung und Geſchäftsaufgabe der Finanz 
proluratur. 

81. a) Allgemeiner Grundſatz. Die Finanzprokuraturen find 
für den Umkreis eines oder mehrerer Länder beftellte ftaatliche Behörden 
zur Beforgung rechtsanwaltſchaftlicher Gefchäfte des Staatsvermögend und 
der diefem Hinfichtlich der Vertretung gleichgehaltenen Vermögenſchaften. 

Hienach befteht die Dienftesbeftimmung der Finanzproluratur im 
allgemeinen: 

1. In ber gerichtlichen Vertretung überhaupt und insbefondere in der 
Führung der Rechtsſtreite in jenen Angelegenheiten, weldye das Staats⸗ 
vermögen und die demfelben gleichgehaltenen Vermögenſchaften betreffen, 
nad) Maßgabe des 82 dieſer Inftruftion. 

2. In der Bertretung des Staatsvermögens und der vom Gtaate 
verwalteten oder dotierten Fonde, ſowie der dem Allerhöcften Landes⸗ 
fürften oder den bezeichneten Fonden zuftehenden Patronatsrechte im 
Adminiftrativverfahren nad) Maßgabe der Beltimmungen des $ 15 B 
dieſer Inſtruktion. 
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3. In der Erſtattung von Rechtsgutachten in Angelegenheiten, welche 
das Staatsvermögen und die demſelben gleichgehaltenen Vermögenſchaften 
oder wichtige Intereſſen der Staatsverwaltung überhaupt betreffen, nach 
Maßgabe der Beſtimmungen des 8 15 C dieſer Inſtruktion. 

4. In der Mitwirkung beim Abſchluſſe von Rechtsgefchhäften und Lei 
der Berfaffung von Rechtsurkunden in Angelegenheiten bes Staatsver⸗ 
mögen? und der demjelben gleichgehaltenen Vermögenſchaften. 

82. b) Nähere Beftimmung der indem $1 enthaltenen 
allgemeinen Vorſchrift. I. Zu dem Staatövermögen und zu den 
bezüglich der Rechtövertretung und Rechtsberatung durch die Finanzpro- 
furatur dem Staatsvermögen gleichgehaltenen Vermögenſchaften, deren 
Angelegenheiten in den im $1 sub 3. 1—4 angebeuteten Richtungen die 
Geſchäftsaufgabe der Finanzprokuratur bilden, werden gerechnet: 

1. Das Arar im allgemeinen, insbeſondere daher alle ftaatlichen 
Steuern und Abgaben, Towie öffentliche Abgaben überhaupt, infoferne 
deren Einhebung durch diefelben Organe und Mittel erfolgt, wie die der 
ftaatlihen Abgaben, die Monopole, Regalien, die ftaatliden Unter- 
nehinungen aller Art, die Staat3lehendgerechtfamen und überhaupt alle 
zur Beftreitung be3 Staatshaushaltes bejtimmten Inſtitutionen und 
Anftalten. 

2. Das Hofärar. 

3. Das ?. ungar. Arar bezüglid) der vor den k. T. Gerichten zu ver- 
tretenden Yorberungen, infolange bezüglich analoger Forderungen des 
k. T. Arars in den Ländern der ungarifchen Krone die Neziprozität ge- 
währleiftet ift. 

4. Das Raduzitätsrecht, Die Territorialrechte und Landesgrenzen. 

5. Die von ſtaatlichen Verwaltungsbehörden verhängten Geldftrafen 
und Geldbußen, injoferne es ſich um die Einbringung derjelben auf gc- 
richtlihem Wege handelt. 

6. Alle Fonde, weldhe von den Staatsbehörden unmittelbar verwaltet 
oder, infoferne dag nicht der Fall ift, aus dem Staatsſchatze ganz oder 
teilweise, jedoch mit der Maßgabe dotiert werben, daß der Staat für einen 
Gebarungsabgang aufzulommen hat. 

7. Die landesfürftlichen Patronatsrechte und die Batronatsrechte der 
sub 6 erwähnten Fonde. 

8. Die unmittelbar von ftaatlichen Behörden verwalteten Stiftungen. 
Anderen Stiftungen gebührt nur infoferne die Vertretung und Nedhtg- 
beratung durch die Finanzprofuratur, als es ſich um die erſte Konfti- 
tuierung der Stiftung und um die Einbringung des geftifteten Vermögens 
zum Behufe der Konftituierung der Stiftung, nicht aber, infoferne es fid) 
nad) bereit? Tonftituierter Stiftung um fernere Rechtögejchäfte oder Ver⸗ 

tretungen Hanbelt.*) 


*) Bon Vermächtniſſen und Erbeinfegungen zu Gunften von Kirchen, 
Pfründen und kirchlichen Stiftungen haben die Gerichte die Yinanzpro- 
Inratur als Vertreterin der bedachten Rechtsſubjekte zu verſtändigen. 
Siehe IJMB. v. 11. Juni 1902, IMVB. Nr. 27, betreffend die Inter- 
vention der Finanzprofuratur bei Iehtwilligen Zumwendungen zu Gunften 
von Kirchen, Pfründen und kirchlichen Stiftimgen. 


6 J. EG. ;. 3PO. Urt. IV. 


9. Das Kirhenvermögen und das Vermögen geiftlicher Benefizien, 
infoferne es fih um die urfprüngliche Beitiftung der Kirche oder bes 
geiftlichen Benefiziums oder um die Integrität des Stammvermögens 
handelt, ober dieſes Vermögen von ftaatlichen Behörden verwaltet wird, 
nicht aber tnfoferne bei ſchon beftehenden Kirchen ober geiftlichen Bene⸗ 
fizien die laufenden Bermögensnußungen zu vertreten oder einzubringen 
find; ferner da3 in ftaatlidher Verwaltung ftehende Vermögen der auf- 
gelöften geiftlihen Stifte, Klöfler und Gemeinfchaften, in Galizien aber 
das Stammvermögen ber geiftlichen Stifte, Klöfter und Gemeinſchaften 
überhaupt.*) a) 

10. Die öffentlichen Piarrarmeninftitute, mo folche noch beſtehen. b) 

11. Fromme (gemeinnügige) Zuwendungen von todeswegen, foferne 
fih diefelben nicht etwa auf Rechtsſubjekte beziehen, welche im Sinne 
diefer Inſtruktion von der Yinanzproluratur nicht zu vertreten find. 

12. Das von den ftaatlihen Schulbehörden (Landes⸗ und Bezirks⸗ 
ſchulräten) verwaltete Vermögen. 

Inwieferne im Berfahren vor den Gerichten und fpeziell im gericht- 
lihen Erelutionsverfahren einzelne Rechtshandlungen durch andere Be⸗ 


*) Siehe Note auf ©. 5. 


a) 1. Hierunter fallen: 
die Klage des Kirchenpatrons wegen bes von der Gemeinde 
am Kirchenvermögen ausgeübten Nußgenuffed. €. v. 8. März 1887, 
3.2448, Sig. 11480; 
Prozeffe zwifchen Kirchen- und Schulvertretung über 
an an Grimdftüden. E. dv. 4. November 1879, 3. 12041, 
g. 

„die Klage eines Kloſterkonventes auf Übergabe von Grund⸗ 
ftüden, die für den Konvent bücherlich eingetragen find. €. v. 
17. $uli 1889, 3.7499, ©3. 1891:7. 

2. Die Bertretungspflicht der Finanzprokuratur bezieht fich 
jedoch nicht auf Streitfahhen des VPfarrbenefiziums wegen 
Beſitzſtörung. E. v. 27. März 1890, 3. 3193, Now. IV, 263; 
10. Jänner 1883, 3. 15373, Sig. 9254 (2. März 1871, 3. 1970, 
Sig. 37337); 

nicht auf Prozeffe über Darlehen, die au einer unter der 
eigenen Verwaltung des Benefiziaten ftehenden Meffenftiftung 
gegeben werden. ©. v.23. Dezember 1890, 3. 14591, 3. 1892:7; 

nicht auf die Geltendmachung des dem Benefiziaten für feine 
Perfon zuftehenden Rechtes a Naturalleiftungen E. v. 
21. Februar 1883, 3. 1842, Sig. 9319; 

und nicht auf Streitigkeiten wegen Bezahlung laufender Repa- 
ratursarbeitenam Kirchengebäude. E. v. I2. November 1901, 
3. 14915, 38. 1902:33 (4. November 1878, 3. 12444, Sig. 71932). 

b) Die Finanzprofuratur ift zur Erbserflärung namens ber 
OrtSarmen (OrtSarmenfond) berechtigt. E. dv. 26. September 
1900, 3. 12770, Sig. 1131. 
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hörden ober Ämter vorgenommen werben können, wird durch beſondere 
Vorſchriften beftimmt. 

Hinfihtlich der Intervention der Finanzproluratur im Abminiftrativ- 
verfahren gelten im beſonderen bie Beltimmungen des 8 15 B bdiefer 
Snftrultion. 

II. Abgeſehen von den sub I bezeichneten Yällen hat die Beriretung 
duch) die Finanzprofuratur dann plabzugreifen, wenn fie durch jpezielle 
geießliche Beſtimmungen vorgefehen ift. 

II. Die Finanzproluratur ift ferner zur Vertretung öffentlicher 
Intereſſen vor Gericht dann berufen, wenn zum Schuße berfelben das 
Einfchreiten einer jtaatlihen Behörde zuläffig erfcheint und die Finanz⸗ 
proluratur biefür von der zuftändigen Behörde in Ermangelung eines 
anderen zum Einjchreiten bejonders beitimmten Organes in Anſpruch ge⸗ 
nommen wird. e) j 

IV. Das Finanzminifterium Tann die Vertretung von individuell 
beftimmten, nicht unter die Unordnungen der Abſchnitte I und II dieſes 
PBaragraphes fallenden Bermögenichaften durch die Finanzprofuratur 
in jenen Fällen auch Weiterhin geftatten, in welchen diefelbe bisher 
üblich war. 

V. Wenn fid) in einzelnen Fällen Zweifel ergeben, ob in dem Sinne 
der Beltimmungen der 88 1 und 23 eine Amtshandlung der Finanz- 
profuratur einzutreten bat, jo ift von derſelben die Entfcheidung des 
Yinanzminifteriums einzuholen. 

Sinanzproluraturen und Finanzproluraturd-Erpofituren. 

8 3. Finanzprofuraturen beftehen: 

In Wien für das Erzherzogtum Üfterreich unter ber Enns, 

in Linz für das Erzherzogtum Öfterreid) ob der Enns, 

in Salzburg für das Herzogtum Salzburg, 

in Graz für das Herzogtum Steiermart, 

in Klagenfurt für das Herzogtum Kärnten, 

in Laibach jür das Herzogtum Krain, 

in Trieft für die gefürftete Grafſchaft Görz und Gradisca, die Mark⸗ 
graſſchaft Iſtrien und die Stadt Trieft mit ihrem Gebiete, 

in Bara für das Königreich Dalmatien, 

in Innsbruck für die gefürftete Graffhaft Tirol und das Land 
Vorarlberg, 

in Prag für das Königreich Böhmen, 

in Brfnn für die Markgrafihaft Mähren und das Herzogtum Ober- 
und Nieder-Schlefien, 

in Lemberg für bie Königreiche Galizien und Lodomerien mit bem 
Großherzogtume Krakau, 

in Czernowitz für das Herzogtum Bukowina. 

Überdies befteht eine Finanzprokuraturs⸗Expoſitur in Krakau. 


e) Das Handeldgericht kann nicht im öffentlichen Intereſſe 
dur die Finanzprofuratur die Anfechtung einer relurs- 
gerihtlihen Entſcheidung in Firmenſachen einleiten. E. v. 
6. Dezember 1899, 3. 17500, Sig. 1244. 
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Örtlihe Buftändigfeit. 

84. I. Zur Vertretung in Paffivprozefien, bei weldhen die ge- 
tichtliche Zuftändigkeit durch den allgemeinen Gerichtsftand nad Maß- 
gabe der 88 74 und 75, Abf. 2, IN. begründet wird, ift jene Finanz⸗ 
profuratur berufen, in deren Sprengel die Sache fid) befindet, auf welche 
der Rechtöftreit Bezug bat, in Ermanglung einer folchen Beziehung jene 
Sinanzprofuratur, in deren Sprengel die Ereignung ftattgefunden hat, 
durch welche der geltend gemachte Anſpruch entitanden ift. Greift auch 
diefer Zuftändigleitsgrund nicht Platz, fo richtet ſich Die Buftänbigfeit 
nad) dem Amtsfige der der Tompetenten Bentralftelle unmittelbar unter» 
georbneten Verwaltungs⸗ beziehungsweife Aufſichtsbehörde. 

II. Bei anderen als den im Abf. I bezeichneten Paſſivprozeſſen, ſowie 
bei allen Aktivprozeſſen und in fonjtigen gerichtlichen Verhandlungen 
ift jene Finanzproluratur örtlich zuftändig, in deren Sprengel das in 
I. Inſtanz Tompetente &ericht fich befindet. 

III. Hinſichtlich aller übrigen der Finanzprokuratur zugewieſenen 
Amtshandlungen finden die im Abſchnitte I enthaltenen Kompetenz- 
beftimmungen analoge Anwendung. 

IV. Die Finanzproluratur ift zum Einſchreiten vor allen Gerichten 
und Behörden der im Neichdrate vertreienen Königreihe und Länder 
berechtigt. 

Inſoferne es jedoch im Intereſſe einer raſcheren und erſprießlicheren 
Abwicklung der Geſchäfte oder einer Koſtenverminderung gelegen iſt, hat 
fich die Finanzprokuratur wegen Vornahme von Amtshandlungen außer⸗ 
halb ihres Sprengels an jene Finanzprokuratur zu wenden, in deren 
Sprengel die Amtshandlungen fallen. 

Die letztere hat einem derartigen Erſuchen zu entſprechen, falls nicht 
nach ihrem Erachten triftige Gründe dagegen ſprechen. 

V. Uber Meinungsverſchiedenheiten, welche hinſichtlich der örtlichen 
Zuſtändigkeit entſtehen, entſcheidet unbeſchadet der den Gerichten im ge⸗ 
richtlichen Verfahren diesbezüglich zuſtehenden Kompetenz das Yinanz- 
miniftertum. 

VI. Die im 8 9 des Gef. v. 12. Juli 1873, RGB. Nr. 112, normierte 
örtliche Zuftändigleit der Finanzprokuratur in GStreitigleiten wegen der 
von richterlichen Beamten zugefügten Rechtsverletzungen bleibt unberührt. 

VII. Die örtliche Buftändigfeit der Finanzprofuraturd-Erpofituren 
beftimmt der 8 13. 

Bezüglih der Zuftändigleit der Finanzprofuraturs- Erpofitur in 
Kralau bleiben die diesbezüglich beftehenden bejonderen Borfchriften bis 
auf weiteres in Geltung. 


Berpflihtung und Rechte der Finanzprofuratur und ihrer 
Ungeftellten überhaupt. 

86, Af. 4 u. 5. Alle ftaatlichen Behörden find verpflichtet, Die 
Sinanzprofuratur in Erfüllung ihres Berufes innerhalb der beftehenden 
Gefege nad) Möglichkeit zu unterftüßen. 

Insbeſondere haben diefelben der Finanzprokuratur die ihr zur Er- 
fülung ihrer Dienftesbeftimmung im einzelnen Falle notwendigen Akten 
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über Erſuchen zur Einſicht und eventuell zur Abſchrifterhebung mitzu⸗ 
teilen. Für die Gerichte gilt die Anordnung infoferne, als derſelben nicht 
bejondere gefegliche Vorſchriften entgegenftehen. 


Verhältnis der Finanzproluratur zu anderen Behörden und 
Ämtern und Korrefpondenz mit denfelben. 

8 12. Die Finanzproluratur unterfteht in Berfonal- und Negie- 
angelegenheiten ausfchließlich dem Finanzminifterium. Lebterem obliegt 
auch die oberfte Überwachung ber gefamten Gefchäftsgebarung der Finanz- 
profuraturen, zu welchem Behufe durch das Finanzminiftertum periodifche 
Luftrierungen der Finanzprofuraturen vorgenommen werden können. 

Inſoferne es fich jedoch um Necdhtövertretungen, um Rechtögutachten 
oder um die Mitwirfung beim Abfchluffe von Rechtsgeichäiten und bei 
der Abfaffung von Redtsurtunden im Sinne des 8 1 handelt, ift die 
Yinanzprofuratur nad) Maßgabe der Beftimmungen dieſer Inftruftion 
und insbeſondere des 8 4 derſelben verpflichtet, den Aufträgen der Bentral- 
ftellen, beziehungsweile den Nequifitionen jeder Etaatsbehörde und jedes 
ftaatlihen Amtes zu entiprechen. Wenn die erhaltenen Aufträge, ſowie 
die ergangenen Requifitionen nad) Anficht der FYinanzproluratur mit den 
bon ihr nad 8 2 diefer Inftrultion zu vertretenden Intereſſen nicht im 
Einflange ftehen oder den Beitimmungen diefer Tienftesinftruttion über- 
haupt zumiberlaufen, fo bat die Finanzprofuratur dag Recht und die 
Pflicht, dies der im einzelnen Falle Tompetenten Abminiftrativhehörbe, 
beziehungsweife dem betreffenden Amte vorzuftellen und in wichtigen 
Fällen an das Finanzminifterium zu berichten. 

An die Bentralftellen, ſowie an die Hofftäbe erftattet die Finanz- 
profuratur Berichte. 

Im gerichtlichen Verfahren hat diefelbe die für dieſes Verfahren vor- 
gefchriebenen Formen zu beobadjten. 

Mit allen übrigen Behörden und Ämtern, abgefehen von ben ber 
Yinanzprofuratur als einer anweifenden Behörde untergeordneten Kaſſen, 
iſt die Korrefpondenz in der Form von Dienftichreiben zu führen. 


Befondere Beftimmungen in Anſehung der der Finanzpro- 
furatur obliegenden Vertretung und Rechtsberatung. 


8 15. A. Gerichtliche Bertretung Die Finanzprofuratur 
(Erpofitur) ift, wenn fie vor Gericht auftritt, zu allen im 8 31, 8. 1-4, 
des Gef. v. 1. Auguſt 1895, RGEB. Nr. 113, aufgezählten Rechtshand⸗ 
lungen ermädjtigt, ohne eine befondere Bollmacht ausweifen zu müffen.*) 

Inſoweit jedoch der interne Gefchäftsverfehr in Betracht kommt, hat 
fid) die Finanzprokuratur ohne vorausgegangene Ermächtigung und In- 
formation durch die Tompetente Adminiſtrativbehörde weder als Klägerin, 
noch als Beklagte in einen Rechtöftreit einzulaflen, es fei denn, daß Ge- 
fahr in Verzuge vorliegt. 


*) Die Finanzprokuratur ift zur Entrichtung der Behrgelder, Behr- 
geldzuſchüſſe, Ganggelder und Zuftellungsgebühren gleich anderen Parteien 
verpflichtet. (812, MB. dv. 22. Auguft 1899, RGB. Nr. 162.) 
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Selbſt in letzterem alle Hat aber die FZinanzprofuratur die von 
ihr als Klägerin oder Bellagte aus eigener Macht unternommenen Rechts⸗ 
fohritte unverzüglich behufs nachträglicher Genehmigung der Tompetenten 
adminiftrativen Behörde zur Kenntnis zu bringen. 

Herner bedarf die Finanzprofuratur im internen Geſchäftsverkehre 
zum Abſchluſſe von Vergleichen über den Gegenftand des Nechtöftreites, 
zu Anerkenntniſſen der vom Gegner behaupteten Anfprüce, fowie zur 
Berzichtleiftung auf geltend gemachte Anſprüche, endlich zur Auflaffung 
von Sicherftellungen, infoweit auf eine ſolche Auflafjung fein Rechts⸗ 
anſpruch befteht, der Ermächtigung, bezw. Zuftimmung der kompetenten 
Adminiftrativbehörbe. 

Ohne Ießtere darf fie Rechtshandlungen diefer Art nur in ben burd) 
die Sachlage gebotenen Fällen und gegen nachträgliche Begründung in 
definitiver Form vornehmen. 

In Berlafienihaftsabhandlungen ift die Finanzprokuratur zur An⸗ 
ertennung von Paſſivpoſten bis zur Höhe von 2000 fl. ermächtigt, foferne 
bei forgfältiger Prüfung des Sachverhaltes mit Wahricheinlichleit voraus» 
zufegen tft, daß das Gericht die betreffenden Poſten in einem eventuellen 
NRechtsitreite als liquid anerkennen werde. 

Die zum Behufe der Rechtövertretung und Rechtsgeltendmachung im 
gerichtlichen Berfahren überhaupt nach dem Geſetze zuläffigen Rechtsmittel, 
als Berufung, Revifion, Rekurſe, der Wiedereinjeßungsantrag, die Wider⸗, 
Nichtigkeits- und Wiederaufnahmsklage u. dergl., ſowie die notwendigen 
oder rätlichen Sicherftelungen und einftweilige Verfügungen, ſowie ſonſtige 
Vorfichten find jedesmal, wo e8 das Intereſſe des zu Vertretenben fordert 
und der betreffende Schritt ſich nicht etwa als ausfichtslos darftellt, zu 
ergreifen, bezw. zu ermwirfen. 

In jenen Fällen, wo von der Finanzprofuratur (Erpofitur) nad) 
den beftehenden Vorfchriften in einem und bemfelben Streite beide Streit- 
teile zu vertreten wären, hat die Finanzprokuratur Teinen zu vertreten, 
fondern im Wege ber Tompetenten abminiftrativen Behörde zu beran- 
laffen, daß für jeden ein anderer Vertreter beitimmt werde. 

Die Endrefultate der geführten Rechtsſtreite und der geleifteten Ver⸗ 
tretungen find jedesmal zur Kenntnis jener Behörden und Amter zu 
bringen, weldye zu dem Rechtsſtreite ober zur Vertretung bie Ermäd)- 
tigung oder den Auftrag erteilt haben. 

Hinfichtlich der Aufnahme der Gerichtsſtandsklauſel in die Verträge 
und Urkunden gelten die beitehenden Vorſchriften. 

In jenen Fällen, in welchen in dem Amtsſitze der Finanzprofura- 
tur oder der Erpofitur ein Geſchäft nicht beforgt werden kann, ift ein 
geeigneter Beamter aus der Mitte des Amtes zur Verrichtung desſelben 
auszufenden. 

In allen Fällen aber, wo es ohne Gefahr für die entiprechende Be⸗ 
forgung des Gefchäftes nach den beftehenden Gefegen und mit geringeren 
Roften geichehen kann und der Anwaltzwang nicht befteht, iſt ftatt der 
Ausfendung eines Yinanzproluraturd- oder Erpofitursbeamten, in Dem 
Orte der Gefchäftsbeforgung oder in deſſen Nähe ein anderes geeignetes 
ftaatlicheg Amt oder ein anderes geeignetes Organ, infoweit aber der 
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Anwaltszwang befteht, ein Advokat für das Geſchäft, um das es ſich 
handelt, zu delegieren. 

Der zur mündlichen Verhandlung vor Gericht delegierte Prokura⸗ 
tursbeamte hat in der Regel die Grundzüge ſeiner Prozeßführung vor⸗ 
her ſchriftlich aufzuzeichnen und dem Finanzprokurator zur Approbation 
und eventuellen Abänderung vorzulegen. Dieſes Schriftſtück hat im 
Prozeßakte der Prokuratur zu verbleiben. 

Über das Ergebnis der Tagfagung hat der Finanzprokuratursbeamte 
im Wege des Einreichungsprotokolles jofort zu berichten. — 

Berorbnung des Yinanzmin. dv. 10. Dezember 1898, RGB. Nr. 220, 
betreffend die praktiſche Brüfung für den Konzeptsdienit bei ben 
Finanzproluraturen. 

MB. v. 7. Juni 1898, RGB. Nr. 99, betreffend die Vertretung 
der Ortsſchulräte, der verftaatlihten Eifenbahnunternehmungen 
und der Kommiſſion für die Vertehrsanlagen in Wien buch 
die Finanzproturaturen. 

Auf Grund des 82, Abſatz IV, der Berordnung des Geſamtminiſteriums 
v.9. März 1898, RGB. Nr. 41, werden die Finanzprokuraturen ermächtigt, 
das von Ortsfchulräten verwaltete Bermögen, die verftaatlicdhten Eifen- 
bahnunternehmungen, infoferne das Bermögen derfelben für Rechnung 
des Staates verwaltet wird, und die Kommtiifion für die Verkehrsanlagen 
in Wien über Verlangen derfelben gerichtlich zu vertreten.d) — 


Berordnung der Minifterien ber Juftiz und der Finanzen 

v. 18. Januar 1898, ROB. Nr. 28, betreffend die Ermädtigung 

der Steueränter zum gerichtlichen Einfhreiten behufs 

Siherung und Einbringung der direlten Steuern, Ge— 
bühren und anderer Öffentliher Abgaben. 

Wenn die Sicherung oder Einbringung ber bdirelten Steuern, Ge⸗ 
bühren und fonftigen, bezüglich ihrer Einbringung den direkten Steuern 
gleichgehaltenen Öffentlichen Abgaben im gerichtlichen Wege durchgeführt 
wird, find infoweit, als fi am Site des Exekutionsgerichtes nicht der 
Amtsſitz einer Finanzprofuratur befindet, auch die Steuerämter ermäd)- 
tigt, in Bertretung der Finanzprokuratur alle nad) der Exekutionsordnung 
v. 27. Mai 1896, RGB. Nr. 79, zuläffigen Exekutionsamtshandlungen ein⸗ 
äuleiten und durchzuführen, ſowie bei Exelutionen, welche von britter 
Seite anhängig gemacht werden, im Intereſſe des Arars oder der be- 
teiligten Sonde zu intervenieren.e) — 

Verordnung der Minifterien f. Aderbau, Juſtiz und ber Finanzen v. 
16. März 1899, RGB. Nr. 57, mit welcher die Minifterialverorbnung 


d) Der Vorfigende des Ortsjchulcates ift in Prozeſſen der 
Schulgemeinde an die Vertretung durch die Finanzproluratur 
nicht gebunden. E. v. 23. Auguft 1892, 3. 9611, Sig. 14353. 

e) Den Steuerämtern find in diefem Falle die Koften nach 
dem Advofatentarife zu beftimmen €. v. 2. Oftober 1901, 
3. 13675, amtl. S. 470; 25. Juni 1901, 3.8862, ®©$. 1901 :35 
12. Februar 1901, 3. 1823, IB. 1902:30. 
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vd. 6. Februar 1893, RGB. Nr. 30, in Rüdficht auf die Einbringung der 
ausftändigen Yorderungen der k. k. Forftverwaltung und der 
in Verwaltung des Staates fteehenden Fonde abgeändert wird. 

Die k. k. Forft- und Domänenbireftionen in Wien, Gmunden, Salzburg, 
Innsbruck und Görz werden für die in ihrem, in der Minifterialverorbnung 
v. 6. Februar 1898, RGB. Nr. 30, sub 3. 1—5 angegebenen Amtsbereiche, 
und die ?. ?. Forft- und Domänendireltion Gmunden außerdem für Die 
ihr gegenwärtig überwiefenen, in dem Gerichtsbezirke Windifch-Garften in 
Oberöfterreich, ſowie in den fteiermärkifchen GerichtSbezirten Gröbming, 
Irdning und Liezen gelegenen Staatd- und Fondsgüter ermächtigt, das 
k. k. Arar und die in Berwaltung des Staates ftehenden Fonde bei Ein- 
treibung derjenigen Yorderungen, welche ſich auf die von den genannten 
Direktionen verwalteten Güter beziehen, in ber Art gerichtlich zu ber- 
treten, daß fie namens des k. TE. Arars und der bezeichneten Fonde ent- 
weder ſelbſt, ober Durch die ihnen unterftehenden, mit Subftitutionspoll- 
machten zu verfehenden Berwaltungsorgane (Forit- und Domänenvertvalter, 
wirtfchaftführende Forftmeifter, Rent⸗, dann Rent⸗ und Legftatt3ämter): 

a) Die Einleitung des Mahnverfahrens nad) dem Geſetze v. 27. April 
1878, RGB. Nr. 67, erwirken und deflen Durchführung betreiben; 

b) Die Exekution mittels Pfändung ber beweglichen körperlichen Sachen 
des Berpflichteten und bezüglich der Beſtandzinsforderungen auch die 
Bivangsverwaltung des in Beltand gegebenen Objektes erwirten. 

.In Unfehung aller übrigen, nicht im Wege des Mahnverfahrens ein 
bringlichen Forderungen und der weiteren Erefutionsfchritte hat die mit 
Berorbnung des Gefamtminifteriums dv. 9. März 1898, RGB. Nr. 41, 
normierte Vertretung des T. T. Arard und der in ftaatlicher Verwaltung 
ftehenden Fonde durch die k. k. Finanzprokuraturen einzutreten. 

Die Wirkfamteit diefer Verordnung Deginnt mit dem Tage ihrer 
Kundmachung. — 

Die Staat3bahndirettionen vertreten innerhalb ihres Geſchäfts⸗ 
bezirkes in allen ihrer Kompetenz zugehörigen Ungelegenheiten bie 
Staat3eifenbahnvermwaltung felbitändig, jo daß fie aud) ohne 
befonderen höheren Auftrag durch ihre Necdtshandlungen, Verträge, 
Prozeſſe, Vergleiche 2c. für diefelbe Rechte erwerben und Verpflichtungen 
übernehmen. — Für bie Berbindfichleit ber von der Staatsbahndireltion 
abzugebenden fchriftlihen Erklärungen genügt die Unterjchrift des Direl- 
tor8 oder für denfelben diejenige eines feiner Stellvertreter oder eines 
der Referenten der Staatsbahndireltion. 8 16 der Kundm. bes Handels- 
minifter und des Eifenbahnminifter? v. 19. Januar 1896, RGB. Nr. 16, 
betreffend die Errichtung eines Eifenbahnminifteriums und die Erlaffung 
eines neuen Organtifationsftatutes für die ftaatliche Eifenhahnverwaltung 
in den im Neich&rate vertretenen Königreichen und Ländern. 

2. Der Landesausſchuß repräfentiert die Landesvertretung in 
allen NRechtsangelegenheiten. — Die im Namen ber Landesvertretung 
auszuftellenden Urkunden find von dem Oberſtlandmarſchalle (Land⸗ 
marfchalle, Landeshauptmann, Landtagspräfidenten) und zivei Mitgliedern 
(Beifigern) des Landesausſchuſſes zu fertigen und mit dem Landezfiegel zu 
verfehen. Landesordnungen v. 26. Febr. 1861, RGB. Nr.20, 8 28 rüdf. 29. 
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3. Die Berwaltung des Bermögend ber katholiſchen Kirchen 
und der bei denfelben beftehenden Tirchlichen Anftalten (Stiftungen u. dal.) 
ift im allgemeinen nad) dem Grundſatze einzurichten, daß an derſelben 
. der Kirchenvorfteher fowie eine Vertretung derjenigen teilzunehmen hat, 
welchen bei Unzulänglichleit jenes Vermögens bie VBeftreitung der Aus» 
lagen für die Kirchenbebürfniffe und die fubfidiäre Haftung für die 
Berpflichtungen der Kirche oder kirchlichen Anstalt obliegt (Gef. v. 7. Mat 
1874, RGB. Nr. 50, 841), wobei das Fatholifche Kirchenvermögen gemäß 
8 38 bdesfelben Gejebed den für gemeinnüßige Stiftungen beftehenden 
ftaatliden Schub genießt. — Aus Anlaß einer Anfrage, betreffend ben 
Wirkungskreis der Finanzprofuraturen in vermögensrechtliden An⸗ 
gelegenheiten der katholiſchen Kirchen und geiftlichen Benefizien, wurde von 
dem Yinanzminiftertum im Einverftändniffe mit dem Minifterium für 
Kultus und Unterricht mit dem E. v. 28. Oltober 1875, 3. 18876 (allen 
DOberlandesgerichten mitgeteilt mit JME. v. 4. November 1875, 8. 14726) 
ben Finanzbehörden bedeutet: Jene Beſchränkungen, welche an den bie 
NRechtsvertretung und Rechtsberatung der Tatholiihen Kirchen und geift- 
lichen Benefizien durch die Yinanzprofuraturen regelnden Beltimmungen 
des 8 2, Abi. 5, der prov. Dienftesinftruftion für die Sinanzprofuraturen 
v. 16. Februar 1855, RGB. Nr. 34, infolge des Tail. Pat. v. 5. No⸗ 
vember 1855, RGB. Nr. 195, und der bezüglihen Durchführungs⸗ 
vorjchriften eingetreten waren, find mit ber durch das Gef. v. 7. Mai 
1874, RGB. Nr. 50, bez. deſſen Art. I ausgeiprochenen Aufhebung des 
gedachten Patentes v. 5. November 1855 außer Kraft getreten. — Bei 
Beurteilung der Frage, inwiefern in vermögensrechtlichen Angelegen- 
heiten von Tatholifchen Kirchen oder Pfründen eine Amtshandlung der 
Finanzproluratur einzutreten habe, ift daher zunächſt auf den Wortlaut 
des 8 2, Abſ. 5, der prov. Dienitezinftruftion für die Finanzprokura⸗ 
turen zurüdzugehen und ift fi) weiter® aud der mit dem IME. v. 
17. Dezember 1855, 3. 19040, befannigegebene Ah. Befehl v. 14. April 
und 30. Oftober 1855, wonach den Finanzprokuraturen außer den in der 
Dienftesinftruftion enthaltenen Agenden auch noch alle übrigen den 
früheren Kammerprofuraturen und Fiskalämtern vbgelegenen Amts» 
geſchäfte wieder übertragen wurden, injoferne diefelben den Profuraturen 
nicht etwa durch nachgefolgte geſetzliche Beſtimmungen ausdrüdlic ab⸗ 
genommen worden find, gegenwärtig zu Halten. — Mit Rüdfiht auf 
diefe Normalbeftimmungen und nachdem das Vermögen ber Tatholifchen 
Kirche gemäß 8 38 des Gef. v. 7. Mai 1874, RGB. Nr. 50, den für 
gemeinnüsige Stiftungen beftehenben ſtaatlichen Schuß genießt, unterliegt 
ed Teinem Zweifel, daß in Anwendung der Hkzd. dv. 81. Dezember 
1820, PIS. Ar. 160, bei Einbringung von Erbichhaften und Legaten zu 
Gunſten Tatholifcher Kirchen und Pfründen diefen die Vertretung durch 
die Finanzproluratur zu leiften fei. 

4. Bei der evangeliſchen Kirche augsburgiſchen und Helvetifchen 
Belenntnifies ift da8 Presbyterium der Gemeindevorftand, welcher bie 
Gemeinde nad) außen zu vertreten und die unmittelbare Verwaltung der 
Gemeindeangelegenheiten zu beforgen hat, mit Ausnahme derer, welche 
dem Bfarramte als ſolchem obliegen. In den Wirkungsfreis des Presby⸗ 
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teriums gehört daher insbeſondere 7. die Verwaltung unb Wahrung bes 
Gemeindevermögens und der Stiftungen. Belanntmadjung des Staats- 
minifteriums v. 33. Januar 1866, RGB. Nr. 15, 8 42. 

5. Die Gemeinde wird tin ihren Angelegenheiten durch einen 
Gemeindeausfhuß und einen Gemeindevorstand vertreten. Gef. v. 
5. März 1862, RGB. Nr. 18, Urt. VIII. 

6. Taubftumme follen vor Geriht nie ohne einen Sachmwalter 
eriheinen. 8 275 abGB. 

7. Bruderladen werben buch den Vorſtand gerichtlih und 
außergerichtlich vertreten. Gel. v. 28. Juli 1889, NEB. Nr. 127, 817. 

8. Hilfskaſſen werden durch den Vorſtand vertreten. Gef. dv. 
16. Juli 1892, RGB. Nr. 202, 8 9, Abi. 2. 

9 Dffene Handeldgefellfhaften werben von jebem Gejell- 
ſchafter giltig vertreten, welcher von der Befugnis, die Geſellſchaft zu 
vertreten, nicht ausgeſchloſſen ift, Art. 117 HGB., besgleichen die Kom⸗ 
manditgeſellſchaft durch die perfönlich Haftenden Geſellſchafter, Art. 167 
HGB., ebenjo die Kommanbit-Altiengefelichaft, Art. 196 HGB. Die 
Ultiengejelichaft wird durch den Borftand vertreten, Art. 227 HGB., 
desgleichen die Erwerbs⸗ und Wirtfchaftsgenoffenichaft, Gef. v. 9. April 
1873, RGB. Nr. 70, 8 15. Handelsgefellichaften und Erwerbs⸗ und 
Wirtſchaftsgenoſſenſchaften in Liquidation werden durd die Liquidatoren 
vertreten, Urt. 137, 172, 205, 244 HGB., Gef. v. 9. April 1873, RGB. 
Nr. 70, 8 44. Hinfichtlich der Zuftellungen fiehe 8 105 ZPO. 

10. Die Iandwirtfhaftlide Bezirksvorſchußkaſſe in 
Böhmen wird durch die von der Direltion in ihrem Namen ge» 
ſchloſſenen Nechtögeichäfte berechtigt und verpflichtet. Alle ein Rechts⸗ 
geſchäft enthaltenden fchriftlihen Ausfertigungen find vom Obmanne oder 
defien Stellvertreter und einem zweiten Direltionsmitgliebe zu unter- 
zeichnen. Die Behändigung von Zuftelungen erfolgt an den Obmann 
oder deflen Stellvertreter oder an ein anderes vom Obmanne mit der 
Empfangnahme betrautes Direltionsmitglied oder auch an einen auf 
diefelbe Art bevollmäcdhtigten Beamten (8 43). 

Bor Gericht vertritt die Borfchußfaffe in der Regel der Obmann und 
im Berhinderungsfalle fein Stellvertreter (8 39). Gef. v. 30. Juni 1896, 
LSB. für Böhmen Nr. 56. 

11. DieBerufögenoffenfhaftender Landwirte werben durch 
ihren Obmann oder deifen Stellvertreter gerichtlich und außergerichtlich 
vertreten. Doc müſſen Urlunden, durch welche Verbindlichleiten gegen 
dritte Perfonen begründet werden follen, vom Obmann und einem Mit» 
gliede des Genoſſenſchaftsausſchuſſes unterfertigt fein. Betrifft die Ur- 
funde ein Gefchäft, zu deflen Eingehung die Buftimmung des Genofien- 
Ichaft3ausjchuffes oder eine höhere Genehmigung erforderlich ift, fo muß 
überdies die Zuftimmung oder Genehmigung in der Urkunde unter Mit» 
fertigung von zwei Mitgliedern des Genoſſenſchaftsausſchuſſes erfichtlich 
gemacht werden. 8 12 Gef. v. 237. April 1902, RGB. Nr. 91. 

?) Siehe dieſes Gefeß unter XVI, 1. Abt. 

2) Siehe die Geſetze teilweiſe bei $ 112 IM. 
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*) IMB. v. 8. Juni 1857, RGB. Nr. 114, betreffend die Be- 
hanblung der Wintkeljchreiber. Um den Bollzug ber Vorſchriften über 
die Beitrafung der Winkelſchreiber auf eine mit ber beftehenden 
Geſetzgebung übereinftimmenbe und in allen Kronländern gleichförmige 
Weiſe zu regeln, Hatdas Fuftizminifterium folgendes zu verorbnnen befunden: 

81. Als Winkeljchreiber ift anzufehen: a) wer, ohne berechtigter 
Nechtöfreund zw fein, in benjenigen Streitfadhen, in welchen fich die 
Barteien nad) den Borfchriften der Prozebordnung eines Rechtsfreundes 
bedienen müfjen, unbefugter Weiſe im Namen einer Partei einfchreitet 
oder Eingaben für fie verfaßt; b) wer, ohne von der zuftändigen Behörde 
dazu berechtigt zu fein, es zu feinem Geſchäftsbetriebe macht, Rechts⸗ 
urkunden oder gerichtliche Eingaben in ober außer Streitfadhen, wenn 
aud) das Einjchreiten eines Hechtsfreundes bet denfelben geieglich nicht 
vorgefchrieben ift, für Parteien zu verfaflen oder als Bevollmächtigter 
berfelben bei Gericht einzufchreiten, e8 möge der Bezug eines Entgeltes 
biebei erwiejen fein oder die gewinnjüchtige Abſicht auch nur aus der 
Menge der verfaßten Rechtsurkunden oder Eingaben, aus häufigen Ein- 
fchreitungen in der Eigenfchaft eines Bevollmächtigten, aus ber Bei⸗ 
bringung verftellter Beifionen oder aus anderen Umftänden mit Grund 
zu folgern fein. f) 

8 2. Die Unterfuhung und Beſtrafung der Wintelfchreiberei fteht, 
wenn fich In derſelben nicht eine nach dem allgemeinen Strafgefeße ftraf- 
bare Handlung barftellt, jenem Gerichte zu, bei welchem ber WWintel- 
ſchreiber unmittelbar oder mittelbar eingejchritten, oder bei welchem eine 
von demſelben verfaßte Rechtsurkunde oder Eingabe überreicht worden 
ift. Dies gilt auch von ben Oberlandesgerichten und dem Oberſten 
Gerichtähofe rüdfichtlih der bei denfelben vorlommenden Bälle, fofern 
dieſelben nicht für zwedmäßiger erachten, ein Gericht I. Inftanz mit der 
Unterfuhung und Entiheidung zu beauftragen. 

8 8. Jedes Gericht ‚hat Die Unterſuchung Fraft feiner Disziplinar- 
newalt zur Aufrechierhaltung der gerichtlihen Ordnung von Amts wegen 
zu pflegen, und nad) Erhebung bes Gegenftandes gegen den der Winlel⸗ 
ſchreiberei ſchuldig Befundenen eine Geldftrafe von 5 his 200 fl. KM. 
(fl. 25 fr. bis 210 fl. 5. W.)*) oder Arreſt von 24 Stunden big 
6 Wochen zu verhängen. 

8 5. Gegen Advolaten und Notare, welche gerichtliche Eingaben, 
die von Wintelfchreibern für dritte Perfonen verfaßt werden, mit ihrer 
Unterfchrift verfehen oder auf was immer für eine Art die Winkel» 
fchreiberei begünftigen, ift im Disziplinarwege vorzugehen. 

6) Wintelfchreiber dürfen als Bevollmächtigte nicht zugelafjen werden. 
8 29, Ab. 2, ZPO. — Die Umtshandlungen gegen Winkeljchreiber ge⸗ 
hören zu den Präſidialſachen. 8 24, 3.18, GO. 


*) Die Geldſtrafen fließen gemäß 8 220 ZPO. dem Armenfonde zu. 
Siehe IMVB. ©. 263/1899. 


f) Die UÜberfchreitung der Parteienvertretungsbefug- 
nis der Notare tft im Disziplinarwege zu ahnden. €. v. 
25. Juli 1899, 3. 11403, Sig. 683. 


16 I. EG. z. 8PD. Art. V. 


Art. V. Die Vorſchriften des Hofdekretes vom 4. Oktober 
1833, IGS. Nr. 2633,1) über die Liquidierung und Ein- 
bringung der Advolatengebühren im gerichtlihen Verfahren 
in und außer Streitfachen bleiben mit folgenden Ergänzungen 
in Wirkſamkeit: 

Der Antrag auf Liquidierung kann ſowohl von der Partei 
al3 von dem Advolaten gejtellt werden. 


rt. V. 1. Die Liquidierung kann außer von der Partei und 
dem Advokaten beantragt werden: 

von demjenigen, der den Gebührenanfpruch des Advolaten 
mittel8 Zeffton erworben hat. ©. v. 29. Mai 1900, 3. 7588, 
Sig. 1020; 

fowie von dem Advolaten, den der Rechtsfreund der Partei als 
Subftitut beftellte. €. v. 5. Juni 1902, 3. 7746, Präſ. 1902; 
©. 460; 12. Juli 1892, 3. 7842, ER. 154, Sig. 14316. 

2. Im Liquidierungdverfahren können feitgeftellt werden: 

in einem außerftreitigen Verfahren aufgelaufene Advo- 
fatengebühren. €. v. 10. Jänner 1890, 3. 14736, $B. 1890:13; 
17. April 1888, 3. 3965, Sig. 12138; 1. Juni 1880, 3. 6407, 
Stg. 7999 (29. April 1890, 3. 5016, IB. 1890 :22?); 

die aus Anlaß einer Subftituierung entftandenen Koften 
des fubftituierten Advolaten. E. v. 31. Oktober 1888, 3. 12449, 
Sig. 12423; 21. Zuli 1887, 3. 8127, Sig. 11684; 17. Oktober 
1882, 3. 12040, Sfg. 9135 u. a. (15. Februar 1887, 3 1646, 
Sig. 114535 20. Auguft 1878, 3. 9250, Sig. 71139); 

die Gebühren von Notaren und Notariatsfandidaten, die 
am Streitverfahren als Parteivertreter teilnehmen. ©. v. 13. Juni 
1900, 3. 8321, Sig. 1053; 

die Ansprüche des Maſſeverwalters nach Beendigung des 
Konkurſes. E. v. 20. November 1901, 3. 15706, amtl. ©. 503; 

nicht aber bereit3 bezahlte Erpenfen. € v. 11. Des 
zember 1866, 3. 10884, Sig. 3226; 7. Juni 1865, 3. 4765, 
Sig. 2198; 6. Juli 1858, 3. 7153, Sig. 590; 

ebenjowenig mittels gerichtlichen Vergleiche in be— 
ftiimmtem Betrage zur Zahlung übernommtene Advolatengebühren. 
E. v. 2. Oftober 1866, 3. 8943, Sig. 2624. 

3. Die Liquidierung kann während der Anhängigkeit des 
Prozeffes begehrt werden, in dem die Advolatengebühren auf- 
liefen. ©. v. 20. Februar 1884, 3.1979, Stg. 9897. Bal. ZPO. 
S 406, Wr. 3; 

und zwar kann in demfelben Gefuche die Gebührenbeftimmung in 
Anfehung mehrerer bei demfelben Gerichte geführter Prozeffe 
begehrt werden. E. v. 21. Juli 1875, 3. 7968, Sig. 5805; 
8. April 1873, 3. 3324, Sig. 4931. 

4. Das Liquidierungsperfahren tft einzuleiten, wenngleich fich 
nicht fämtliche Poften der von der Partei vorgelegten Gebühren- 
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Wird der Antrag auf Liquidierung von Seite der Partei 
geitellt, fo ift dem Advokaten die Vorlage einer Gebühren- 
rechnung binnen angemefjener Friſt aufzutragen,?) widrigenfalls 
mit der Feititellung der Gebühren auf Grund der von der 
Partei beigebrachten Behelfe vorgegangen wird. 


— auf Geſchäfte der gerichtlichen Vertretung beziehen. 
.d. nr Dezember 1898, 3. 17239, Sig. 436. 
5. Im Siquidierungsverfahten befteht fein Anwaltszwang. 
E. v. 10. Jänner 1902, 3. 17905, Ref. 1902, ©. 44. 

6. Zur iquidierung der Gebühren für bas Rechtsmittel— 
verfahren iſt das Prozeßgericht erſter Inſtanz berufen. E. v. 
20. Februar 1900, 3. 2436, Slg. 896. 

7. Nur bie zur zwegentfprechenden Rechtsverfolgung 
oder Vertheidigung notwendigen Prozeßkoſten ſind vom Gerichte 
zu liquidieren; die Frage der Zweckmäßigkeit darf nicht dem ſpäteren 
Prozeſſe vorbehalten werden. E. v. 12. September 1888, 3. 10809, 
Sig. 12347; 21. Juli 1880, 3. 7755, Slg. 8048; 27. Yänner 1875, 
3. 689, Stg. 5613 (2. Dezember 1890, 3.13637, Now. IV, 3279). 

8. Für die Koſten ber Aushändigung bon Schriften und 
Urkunden kann eine befondere Bergütun $ nicht beanfprucht werden. 
E. dv. 19. November 1901, 3. 15723, ©3. 1902: 29. 

9. Bei Beitimmung ber bon einem Advokaten für Arbeiten 
im Berfahren außer Streitſachen liquidierten Gebühren iſt 
vornehmlich die Geſamtleiſtung mit Rückſicht auſ Zeit, Mühe und 
Fleiß ($ 28 des Tarifes des kaiſ. Pat. v. 21. Mai 1855, RGB. 
Nr. 94) in Anfchlag zu bringen. E. v. 10. April 1884, 3. 4434, 
Row. IV, 579. 

10. Der Rekurs der Partei gegen die gerichtliche Setttettung 
der Gebühren bedarf nicht der Advofatenfertigung. E. v. 3. De: 
zember 1901, 3. 16331, GH. 1902: 16; 

die Koften des Rerurſes hat "ohne Rückſicht auf deifen 
Ergebnis die befchwerbeführende Partei felbft zu tragen. ©. v 
22. Jänner 1901, 3.786, Gaz. 1901:3; 30. Jänner 1901, 3. :399, 
Przeg. 1902, &. 63; 3. Jänner 1901, 2. 1691, IB. 1901:13 
(16. Oktober 1888, 2. 12083, Sig. 12396; 21. Februar 1888, 
3. 1936, Sig. 12060?). 

11. Wenn über die Höhe der Gebühren Fein Streit beſteht, 
fönnen diefe ohne vorherige gerichtliche Feitftellung ein- 
geflagt werben. E. v. 15. Juni 1898, 3. 8316, Sig. 227; 

ebenfo wen fich der Advokat mit dem Koftenbetrage begnügt, 
defien Erfat dem Prozeßgegner urteilgmäßig auferlegt wurde. €. 
v. rat 1890, 3. 11134, $B. 1891 :1. 

Beitimmung der eingeagten Vertretungstoften während 
des angängigen Prozeffes. E. v. 18. Dezember 1889, 3 11635, 
FB. 1890 :4 
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18 L EG. 5. Z3PO. Art. VL 


Die Friſt kann aus berüdfihtigungsmwürdigen?) Gründen 
erweitert werden. 

Die Feſtſtellung hat fi) auch auf die Entjcheidung der 
Frage zu eritreden, ——— die vom Advokaten vor- 

enommenen Bertretungshandlungen zur zwedentiprechenden 
echtSvertretung?) notwendig maren oder * mit Rückſicht 
auf die Beichaffenbeit de3 Falles und die vorhandenen Um- 
jtände al3 gerechtfertigt ericheinen.?) 

2) Ge. k. k. Majeftät haben in Betreff des von den Advo— 
taten bei Liquidierung und Einbringung ihrer Gebühren 
zu beobadtenden Verfahrens folgendes zu erflären geruht: Die 
Gebühren der Advokaten find von jenem Richter, vor welchem das Ge» 
jhäft, woraus fie entftanden find, verhandelt wurde, im ämtlidhen 
Wege, und fall es nötig wäre, nad) vorläufigem Einvernehmen ber 
Barteien, ohne jedoch einem förmlihen Prozeſſe ftattzugeben, zu liquis 
dieren. — Über das Begehren des Wdvolaten, den Klienten zur Bes 
zahlung der obbemeldetermaßen Iiquidierten, oder von dem Klienten als 
richtig anerfannten Gebühren zu verhalten, hat der Tompetente Richter 
dieſes letzteren nach vorläufigen Tontradiltortihen Verfahren durch Urteil 
zu enticheiden. Hfd. v. 4. Olt. 1838, JGS. Nr. 2633. 

2) Bei Gerichtshöfen bedürfen Leiner Beichlußfaffung des Senates: die 
fi) bei Liquidierung der Advolatengebühren (Art. V ES. 3. ZPO.) er- 
gebenden Aufträge und Verfügungen mit Ausnahme der Feitftellung der 
Gebühren. 887, 3.2, GOG. 

2) Bergl. die Gründe der Friftverlängerung in 8 128, Abſ. 1, 8PO. 

* 841, Abſ. 1, 8PO. 

8) Gerichtsſtand für die Einklagung 8 94, Abſ. 2, IN. 

Art. VI. Unberührt bleiben: 

1. Die Vorſchriften der 8899, 157 und 158 des abGB. . 
Das angeführte Ehehindernis ($ 99 abGB.) kann nicht 
durch VBernehmung der Ehegatten nad) SS 371 ff. der Zivil⸗ 
prozeßordnung bewieſen werden. 

2. Die Vorſchriften des Auftizminifterialerlaffes vom 
14. Mai 1854, 3. 8346, über die Beeidigung der Mitglieder 
des Faiferlichen Haufe3.?) 

3. Die Vorfchriften, nach welchen das Oberſthofmarſchall⸗ 
amt, die dem Bellagten vorgelegten Militärbehörden oder 
die geflagten Bezirken und Gemeinden übergeordneten auto 
nomen Organe von der Anbringung von Klagen gegen Hof- 
diener, Militär und Landmwehrperfonen oder von Klagen gegen 
Bezirke und Gemeinden zu verjtändigen jind.?) 

1) 8 99: Die Vermutung ift immer für die Gültigkeit der Ehe. 

Das angeführte Ehehindernis muß alſo volfftändig bewiefen werden, und 
weder das übereinftimmende Geftänbnis beider Ehegatten bat bier bie 
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Kraft eines Beweiſes, noch Tann darüber einem Eide der Ehegatten ftatt- 
gegeben werden. &) 

8 157: Die von dem Manne innerhalb dieſes Zeitraumes rechtlich 
widerfprochene Rechtmäßigleit einer früheren oder fpäteren Geburt kann 
nur durch Kunftverftändige, welche nad) genauer Unterfuchhung der Be⸗ 
Ichaffenheit des Kindes und der Mutter die Urfache bes außerordentlichen 
Tales deutlich angeben, bewiejen werden. 

8 158: Wenn ein Mann behauptet, daß ein von feiner Gattin inner- 
halb des gejeßlichen Zeitraumes geborenes Kind nicht das feinige fet, fo 
muß er die eheliche Geburt des Kindes längften? binnen drei Monaten 
nad erhaltener Nachricht beitreiten, und gegen den zur Berteibigung der 
ehelichen Geburt aufzuftellenden Kurator die Unmöglichkeit der von ihm 
erfolgten Zeugung beweifen. Weder ein von der Mutter begangener 
Ehebruch, noch ihre Behauptung, daß ihr Kind unehelich fet, können für 
fi) allein demfelben Die Rechte der ehelichen Geburt entziehen. b) 

2) Infolge bes Ah. Kabinetsfchreibens St. t. k. Apoſt. Majeftät ddo. 
Wien, 8. Mai 1854 wird dem k. k. Bräfibtum eröffnet, daß vermöge des 
830 des Familienftatutes des AH. Taiferlihen Haufes dv. 3. Febr. 1839 
die gerichtliche Bernedgmung von Mitgliedern des kaiſerlichen 


a) 1. Für den Nachweis der Gortfegung der Ehe nad) 
erlangter Kenntnis des Hinderniffes ($ 96 abGB.) gelten dieſe 
Beſchränkungen nit. E. v. 16. April 1901, 3. 4472, ZB. 
1902 :20. 

2. Ausfagen eines Ehegatten in einem anderen Prozeſſe 
fönnen im Berfahren wegen Ungültigleit der Ehe berüdfichtigt 
werden. €. v. 3. Dezember 1901, 3. 16322, ZB. 1902: 6. 

b) 1. Die übereinftimmenden Ausfagen beider Ehe— 
gatten, daß innerhalb des gefeglichen Zeitraumes gefchlechtlicher 
Verkehr nicht ftattgefunden Habe, genügen nicht zum Beweis der 
ae der Zeugung. E. v. 30. Dezember 1898, 3. 17286, 

g. 439. | 

2. Die Mutter des Kindes kann jedoch als Zeugin ber 
nommen werden. E. v. 19. April 1893, 3. 4574, Sig. 14677; 

in8befondere darüber, ob fie mit dem Kläger innerhalb be- 
ftimmter Zeit gefchlechtlichen Verkehr gehabt habe. E. v. 9. März 
1892, 3. 1938, Sig. 14153. 

3. Der Ehemann kann als Partei darüber vernommen 
werden, daß er innerhalb eines beftimmten Zeitraumes mit feiner 
Sattin nicht zufammen gelommen fei. ©. v. 15. Februar 1899, 
3. 1457, ©tg. 514. 

4. Die Behauptung der Mutter, daß ihr Kind unehelich fei, 
kann in Verbindung mit anderen Bemweismittelu (Ver- 
ſchollenheit des Gatten, eidliche Ausfage des Klägers u. a.) den 
Beweis der Unmöglichkeit der Zeugung berftellen. €. v. 4. Juni 
1902, 3. 4954, 38. 1902:300; 24. April 1902, 3. 3892, Not. 3. 
1902: 35; 10. Juli 1900, 3.9571, SIg. 1084 u. a. (2. November 
1899, 3. 15181, Not. 3. 1901:25?). 

2* 


20 J. EG. z. 3PO. Urt. VII 


Hauſes in der Regel bloß bei dem Oberſthofmarſchallamte und von 
anderen Gerichtsbehörden nur in delegierter Gerichtsbarkeit im Namen 
des Oberſthofmarſchallamtes geſchehen könne... Zugleich geruhten 
Ab. Se. k. k. apoſt. Majeſtät mich zu beauftragen, allen unterſtehenden 
Bivilgerichten zur Nachachtung bei Würdigung der rechtlichen Kraft der 
Beweife im Bivilverfahren zu bedeuten, daß vermöge bes 8 31 des er- 
mwähnten Yamilienftatutes bei den Mitgliedern der Tatferlichen Familte 
eine an Eidesſtatt abgegebene fchriftliche Verſicherung für die wirkliche 
Ablegung des Eides zu gelten und alle rechtlichen Folgen derfelben habe. 
KME. dv. 14. Mat 1854, 3. 8346, an alle Oberlandesgerichtspräfidien. — 
Vernehmung 8 328 ZPO. 


2) Von der Einbringung einer Schuldklage, melde auf Grund 
einer niit dem Ehrenworte verbürgten Zahlungszufiherung gegen einen 
Offizier gerichtet tft, Hat das Gericht Die vorgefegte Milttärbehörde in 
Kenntnis zu ſetzen. Gef. v. 20. Mai 1369, RGB. Nr. 78, 812. — Diefe 
Beftimmung bat auch für die Landwehr (die im Landwehrverbande 
ftehenden Perfonen, welche dem Altivftande der Landwehr angehören, 
oder als im nit aktiven Verhältniffe ftehend, zur Dienftleiftung in 
Bemäßheit der Beitimmungen de3 Landwehrgejehes einberufen werben) 
zu gelten. Gef. v. 2. April 1885, RGB. Nr. 93, betr. die Ausübung der 
Gerichtöbarkeit über Die Landwehr, 814. — Bon Klagen gegen Militär- 
und Landmwehrperfonen tft das vorgelegte Kommando: (Behörde, Anftalt) 
des Bellagten, wenn aber dieſes nicht befannt ift, das in 8143, Abſ. 1, 
bezeichnete Kommando (Militär-Stationd-Kommando des Aufenthaltortes 
oder dag nächitgelegene Militär-Station&-Rommando) zu benadjrichtigen. 
8 313, Tester Abf., GO. — 

Wenn einer von Sr. Majeftät Hofpdienern, ohne Unterfchieb 
des Ranges, wegen Schulden geflagt wird, bat die betreffende Behörde 
das Oberſthofmarſchallamt Hievon alljogleich zu verftändigen. Hfd. v. 
31. Aug. 1803, IGS. Nr. 625. — 


Die Gerichte werden angewiefen, von der Einbringung von Schuld⸗ 
Hagen gegen im Juſtizdienſte ftehende Staatsdiener die dieſen 
vorgejegten Landesftellen (Oberlandesgerichtspräfidium, Oberſtaatsan⸗ 
waltichaft) beziehungsweiſe, falls der betreffende Gellagte bei einer 
Zentralſtelle dient, dieſe leitere zu verftändigen. IMB. v. 23. Nov. 1896, 
IMVB. Nr. 40, betreffend die Berftändigung der Landesftellen 
beziegung3weife Bentralftellen von Schuldllagen gegen 
im Juſtizdienſte ftehende Staatsdiener. — 


Unter Aufrechterhaltung der Anordnung des IME. v. 29. April 1864, 
3. 3563, bezw. v. 18. Oft. 1880, 8. 14681, wodurch Die Gerichte an- 
gewiefen wurden, von jeder Bewilligung des erften Exekutionsſchrittes 
wider eine Gemeinde, gleichzeitig mit der Ausfertigung der Bewilligung, 
jedoch) ohne irgend welche Beirrung des gejeblichen Ganges des Exeku⸗ 
ttonsverfahrens, den der Gemeinde zunächſt übergeordneten Vertretungs⸗ 
lörper in Kenntnis zu feßen, werden die Gerichte weiters angewieſen, 
analoger Weife die betreffenden, mit der Überwahung der Vermögen?» 
verwaltung der Gemeinden betrauten autonomen Organe auch ſchon von. 
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der Einbringung von Klagen gegen Gemeinden zu verſtändigen. 
— Inſoweit eine ſolche Verſtändigung auch hinſichtlich der Exekutions⸗ 
führung gegen Bezirke vorgeſchrieben iſt, hat die Verſtändigung nunmehr 
auch in Bezug auf gegen Bezirke eingebrachte Klagen zu erfolgen. 
IMDB. dv. 6. Okt. 1885, IMVB. Nr. 66, an alle Gerichte, betr. bie 
Berftänbigung ber den Gemeinden übergeordneten autonomen Organe von 
jeder gegen eine Gemeinde eingebrachten Klage. — 

Über die Verftändigungen bei Exekutionen gegen eine Gemeinde oder 
einen Bezirk fiehe Anm. 1 zu $ 15 ED. — 

Bei Gerichtshöfen bedarf Teiner Beichlußfafjung des Senates: die bei 
Anbringung von Klagen in einzelnen Fällen vorgefchriebene Verftändigung 
anderer Behörden. 837, 8.8, GOG. — 

Die vorgejchriebenen Benachrichtigungen find von der Gerichtslanzlei 
ohne richterlihen Auftrag und ohne Einholung eines gerichtlichen Be⸗ 
ſchluſſes vorzunehmen, fie erfolgen durch kurze fhriftliche, vom Richter 
zu unterjchreibende Mitteilungen. 8313, 3.1 u. vorleßter Abf., GO. 

Art. VII. Unberührt bleiben die Vorfchriften des bürger- 
lihen Rechtes: ä 

1. durch welche beitimmte Urkunden al3 öffentlich er- 
— — den inländiſchen öffentlichen Urkunden gleichgeſtellt 
werden; 

2. durch welche die Beweiskraft einer Privaturkunde von 
beſtimmten Erforderniſſen abhängig gemacht iſt;?) 

3. durch welche für das Datum einer Urkunde ein von 
der — des Ausſtellers verſchiedener Beweis verlangt 
wird; 

4. durch welche die Art der Vorlegung der Handels— 
ae Ci die Rechtsfolgen ihrer Nichtvorlegung beſtimmt 
werden; 1 

5. die Vorſchriften über die Vorlegung der Tagebücher 
der Handel3mäfler?) und der Urjhrift®) von Neotariatsurfunden. 

1) Siehe dieſe Vorfchriften bei 88 293 u. 295 8PO. 

2) 81426 abGB. (Quittung). — MP. v. 18. März 1860, RGB. 
Nr. 75, u. 1. Januar 1888, RGB. Nr. 8, über die Erforderniffe einer 
Empfangsbeftätigung Hinfichtlich einer bei einer Staatslaffe geleifteten 
Zahlung. — Hinfichtlic des Darlehenzfchuldfcheines ($ 1001 abGB.) fiehe 
8 294 8P0O. 

3) 849 0. 856, Abſ. 8, aGG. 

*) Art. 37—40 HGB. fiehe bei 8 295 ZPO. 

5) Gef. dv. 4. April 1875, RGB. Nr. 68, ſiehe bei $ 295 ZRO. 

6) 850, Abſ. 1, NO.: Außer den in diefem Gefebe angeführten be- 
Tonderen Fällen darf ein Notar die Urfchrift einer Notariatsurkunde nur 


über gerichtlichen Auftrag bem Gerichte oder über Auftrag der Notariatz- 
kammer diefer erfolgen. — 88 183, 8. 3, 229, Abſ. 2, 801 ZPO. 
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Art. VID. Unberührt bleiben die Beitimmungen der 
Staatöverträge, nad) melden die Konfularfunftionäre aus- 
wärtiger Staaten ald Zeugen in ihrer Wohnung abzubören 
oder zur fchriftlichen Abgabe des Beugnifles zuzulaſſen find.!) 

„ » Die franzdfifhen Generallonfuln, Konfuln und ihre Kanzler, 
fowie die Vizefonfuln und Konfularagenten können, wenn fie franzöfifche 
Untertanen find, nicht als Beugen vor Gericht vorgeladen werben; tft 
deren Bernehmung notwendig, fo hat fi das Gericht in deren Woh- 
nung zu begeben, oder einen Tompetenten Beamten dahin abzuorbnen, 
oder eine fhriftliche Erflärung von ihnen abzuverlangen. Vertr. v. 
11. Dezember 1866, RGB. Nr. 167, Art. 3. — Dasſelbe gilt von den 
portugiefifchen Generallonfuln, Konſuln, Bizelonfuln oder Konfular- 
agenten und ihren Kanzlern. KR. v. 9. Januar 1873, RGB. 1874, 
Nr. 185, Art. II. 

Auch die ſerbiſchen Konfularfunkttionäre follen, wenn fie An⸗ 
gehörige des Staates find, der fie ernannt hat, und vorausgeſetzt, daß fie 
nicht Handel treiben oder ein induſtrielles Gefchäft ausüben, nicht ver- 
pflichtet fein, vor ben Gerichten des Landes, in welchem fie ihren Amtsſitz 
haben, als Beugen zu ericheinen. Wenn die Lolalgericht3behörde von 
benjelben eine Ausſage einzuholen hat, jol fie fich in ihre Wohnung be— 
geben, oder Hiezu einen kompetenten Beamten abordnen, um dort die 
mündlich abgegebenen Erflärungen zu Prototoll zu nehmen, oder endlich 
von ihnen eine fchriftliche Erklärung abverlangen. Staatsvertrag v. 
6. Mai 1881, RGB. 1882, Nr. 87, Art. IV. 

Diefelben Vorrechte genießen die Konfularfunktionäre folgender 
Staaten: Belgien (Art. 7 des Handels- und Schiffahrtsvertrages 
v. 6. Dezember 1891, RGB. Nr. 22 ex 1892), Deutihes Reich 
(Art. 20 des Handeld- und Zollvertrages dv. 6. Dezember 1891, RGB. 
Nr. 15 ex 1892), Hawaii (Art. XV des Vertrages v. 18. Juni 1875, 
RGB. Nr. 87 ex 1876), Italien (Urt. 26 des Handeld- und Schiff⸗ 
fahrtSvertrages dv. 6. Dezember 1891, RGB. Nr. 17 ex 1892), Japan 
(Art. II des Freundfchaftsvertrages v. 18. Oktober 1869, RGB. Nr. 128 
ex 1872), Schweden und Norwegen (Urt. VILI des Handeld- und 
Shiffahrtövertrages v.8. November 1873, RGB. Nr. 60 ex 1874), Schweiz 
(Art. 13 des Handeld- und Bollvertrages dv. 10. Dezember 1891, RGB. 
Nr. 18 ex 1892), Siam (Art. II de3 Freundfchaftsvertrages v. 8. Mai 
1871, REB. Nr. 8 ex 1873), Spanien (Art. XXIII des Handels⸗ und 
Ediffahrtövertrages v. 3. Juni 1880, RGB. Nr. 29 ex 1881). 


Art. IX. Unberührt bleiben die Beitimmungen der 
Artikel II und IV, lit. a und e, der Minifterialverordnung vom 
28. Oftober 1865, RGB. Nr. 110, über die den Anſtalten, 
welche Kreditgefchäfte betreiben, zufommenden Ausnahmen von 
den allgemeinen Juſtizgeſetzen.“) 

Bei Erlafjung des Zahlungsauftrages zu Gunften einer 
Hppothefarforderung (Art. IV, lit. a) ift nach den 88 548 
bis 554 ZPO. zu verfahren. 
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1) Verordnung bes Staatd- und Zuftizminiftertums v. 88. Oktober 
1865, RGB. Nr. 110, über die den Anftalten, welde Krebit- 
gefhäfte betreiben, zulommenden Ausnahmen von den allgemeinen 
Juſtizgeſetzen. 

Art. J. Die in Gemäßheit der beſtehenden Geſetze errichteten und 
der Aufſicht der Staatsverwaltung unterſtehenden Anftalten, welche nach 
ihren ſtatutariſchen Zwecken Kreditgeſchäfte betreiben, genießen bie in den 
nachfolgenden Artikeln bezeichneten Begünſtigungen. 

Art. I. Den Büchern dieſer Anſtalten wird, inſofern dieſelben 
nach Vorſchrift des erften Buches, vierter Titel, des Handelsgeſetzbuches 
geführt find, zur Nachweiſung ihrer Forderungen aus ftatutenmäßigen 
Geſchäften da8 den Handelsbüchern in Handelsfacdhen unter Kaufleuten 
eingeräumte Maß der Beweiskraft zugeitanden. — (Bergi. 8 295 ZPO.) 

Art. IV. Denjenigen unter den im Artikel I erwähnten Anftalten, 
zu deren Gejchäftsbetriebe insbeſondere die Gewährung von Hypothekar⸗ 
Darlehen oder die Erwerbung und Veräußerung unbeweglider Güter ge⸗ 
hört, werden zur Einbringung ihrer verfallenen Hypothelarforderungen 
folgende Vorrechte verliehen: 

a) Auf Grund der Yegalifierten Originals Schuldurfunde und eines 
gerichtlich oder notariell beglaubigten Auszuges aus ihren Büchern kann 
die Anftalt, ohne Rüdfiht auf die Beit, fett welcher die Forderung ein⸗ 
verleibt tft, die Erlafiung des Zahlungsauftrages begehren. 

Hiebet ift nad) den Verorbnungen vom 21. Mat 1855 und 12. Juli 
1859, RGB. Nr. 95 und 180, zu verfahren, jedoch ift die Friſt zur 
Bahlung und zu den Einwendungen ohne Rüdficht auf den Aufenthalt 
des Schulbnerd auf 14 Tage zu beftimmen. Much fteht der Exlag einer 
Dedung im Sinne bes $ 7 der letzteren VBerorbnung der Bewilligung 
und Bollziehung ber Pfändung oder Sequeftration des hypothezierten Gutes 
nicht im Wege. — (Bergl. 8 550 ZPO.) 

e) Mit Ausnahme des Bahlungshefehles find gerichtliche Erläfie, 
welche ſich auf die Realiſierung der Hhppothelarforderungen der Anftalt 
beziehen, wenn fie in Abweſenheit des Gutsbeſitzers dem Verwalter ober 
Pächter des Hypothezterten Gutes zugeftellt oder, falls auch diefe abweſend 
wären, in Gegenwart von zwei Zeugen an ber Tür der Wohnung des 
Gutsbeſitzers, Verwalter oder Pächterd angefchlagen wurden, als zu 
Handen des Gutsbeſitzers zugeftellt zu betrachten. — (Bergl. 8102 ZPO.) 


At. X. Die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung über 
Auflöfung von Beftandverträgen?) und über das Verfahren in 
Streitigfeiten aus Beitandverträgen finden auf die Kontadinen- 
und Kolonenverhältniffe in Dalmatien feine Anwendung, und 
e3 bleiben die in Anfehung der Auflöjung diefer Verhättnifie 
zur Zeit in Kraft beftehenden Gefege?) und Verordnungen un- 
berührt. 

1) 88 560-575 8P0. 

2) Gef. v. 11. Januar 1878, RGB. Nr. 9. 
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Art. XI Desgleichen bleiben unberührt: 

1. Die für die Auffündigung von Beltandverträgen über 
Grundjtüde, Gebäude und andere unbewegliche oder gefeglich 
für unbeweglich erklärte Sachen, fowie für die Übergabe und 
Übernahme folder Beltandgegenjtände feitgejegten Termine 
und Frilten.!) Wo es an derlei Feitiebungen fehlt oder eine 
diesfalls bereit bejtehende Regelung geändert werden Toll, 
fann die politifhe Landesftelle im Einvernehmen mit dem 
DOberlandesgerichte die bei Auffündigung und Rüditellung der 
bezeichreten Beitandgegenftände zu beachtenden Termine und 
Friſten feftfeben. In gleicher Weife kann die politifche Landes- 
stelle im Einvernehmen mit dem Oberlandesgerihte Beltim- 
mungen darüber treffen, zu welcher Zeit und in welchem Um- 
fange der Beftandnehmer nad) der Kündigung die Belichtigung 
der bezeichneten Bejtandgegenitände durch Mietsluftige zu ge- 
ftatten habe. Solche Anordnungen find durch das Landes- 
gefeßblatt und die amtliche Landeszeitung kundzumachen. 

2. Die Vorſchriften des Geſetzes vom 18. April 1869, 
RGB. Nr. 44, über die Einjtelung des gerichtlichen Ver- 
fahren, wenn dem Neichögerichte der Antrag auf Enticheidung 
eines bejahenden Kompetenzkonfliktes vorgelegt mwird.?) 

3. Die Vorſchrift des 8 11, Abſatz 1, des Gefebed vom 
28. Mai 1881, RGB. Nr. 47, betreffend Abhilfe wider un- 
redliche Vorgänge bei Kreditgefchäften.?) 
| 4. Die Vorichriften des $ 35 des Gefeßes vom 16. März 

1884, RGB. Nr. 36, über die Anfehtung von Rechts⸗ 
handlungen,a) welche das Vermögen eines zahlungsunfähigen 
Schuldners betreffen.?) 

5. Die Vorſchriften der 88 1 bis 6 und des $ 9 des Geſetzes 
vom 6. Juni 1887, RGB. Nr. 72, betreffend die Wirkungen 
und die Anfechtbarfeit der von Behörden des jtehenden Heeres, 
der Kriegsmarine und der Landwehr auf adminiftrativem Wege. 
gefällten Erjagerfenntniffe.?) 

1) 88 560, 8.2, 573, Abſ. 2, 8P0. 

2) Gef. v. 18. Upril 1869, RGB. Nr. 44. 

8 13. Sobald der Antrag dem Reich3gerichte vorgelegt ift, hat die 
antragitellende Verwaltungsbehörde unter Nachweifung dieſes Umftanbes 
dem Gerichte, bei welchem Die Sache anhängig fit, fall3 aber die Sache 
bereit3 rechtsgiltig entfchieden wäre, dem Gerichte I. Inftanz davon die 
Anzeige zu mahen. Das Gericht ift verpflichtet, über dieſe Anzeige das 
weitere Verfahren einzuftellen und die beteiligten Parteien davon in 
Kenntnis zu fegen. Die Exekution Tann bis zur Entfcheidung des Kom- 
petenzfonflilte weder bewilligt noch fortgefebt, auf Grund eines ſchon 
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vor Erhebung des Kompetenztonfliltes ergangenen Urteild aber biß zur 
Sicherſtellung oder gegen Sicherheitsleiftung zugelafien werden. — (Siehe 
wegen Erelution zur Sicherftelung Art. XXVII, 8.1, EG. 3. ED.) 

Die Erlaffung von proviſoriſchen Verfügungen, fowie die Beweisauf- 
nahme zum ewigen Gebächtniffe, ſoweit biefelben nad den Bivilprogeß- 
gejegen zuläffig find, wird dadurch nicht gehindert. — 

Wirkung ber Unterbredjung 8 167 ZPO. 

8) Gef. v. 28. Mat 1881, RGB. Nr. 47, betreffend Abhilfe 
wider unredliche Borgänge bei Kredbitgefchäften. 

8 11. Auf Erfuchen bes Strafgerichtes, bei welchem eine Strafver- 
handlung wegen einer im 8 1 erwähnten ftrafbaren Handlung anhängig 
it, bat der Bivilrichter jederzeit mit dem die fragliche Forderung be- 
treffenden Verfahren innezuhalten. In den Fällen bes 8 10, ſowie in 
allen Fällen, in welchen der Bivilrichter den Tatbeſtand einer im 8 1 
bezeichneten ftrafbaren Handlung zu erkennen glaubt und deshalb bie 
Strafanzeige erftattet, Hat er felbft zu entjcheiden, inwieweit mit der 

zwangsweiſen Eintreibung der Forderung innezuhalten oder ob bie Exe⸗ 
kution bis zur Sicherftelung zu bemwilligen fei. — Vergl. 88 167 u. 191 
ZPO. — Erelution zur Sicherftelung Urt. XXVII, 8. 4, EG. 3. ED. 

*) Gef. dv. 16. März 1884, RGB. Nr. 86. 

8 35. Erfolgt die Anfechtung mittel Klage, fo tft mit dem Be- 
gehren, daB die angefochtene Rechtähandlung dem Gläubiger gegenüber 
als unwirkſam erklärt werde, das weitere Begehren zu verbinden, was 
der Geklagte zum Zivede der Befriedigung des Gläubigers zu leiften oder 
zu dulden für fchuldig erkannt werden fol (Unfehtung von Rechts⸗ 
bandlungen außerhalb des Konkursverfahrens). — Wusnahme von 
8 228 8PO. 

8) Gef. v. 6. Juni 1887, RGEB. Nr. 72, betreffend die Wirkungen 
und die Anfechtbarkeit der von Behörden des ftehenden Heeres, der 
Kriegsmarine und ber Landwehr auf adminiftrativem Wege ge- 
fällten Erſatzerkenntniſſe. 

Mit Zuftimmung der beiden Häufer bed Reichsrates finde Ich an⸗ 
zuordnen, wie folgt: 

8 1. Die Beitimmungen dieſes Gefehes find maßgebend für Die 
Wirkungen und bie Unfechtbarkeit von Erkenntniffen, welche eine Behörde 
des ftehenden Heeres, ber Kriegsmarine oder der Landwehr auf dem 
adminiftrativen Wege gefällt Hat und wodurch eine im Dienftverbande 
des ftehenden Heeres, der Kriegsmarine oder der Landwehr ftehende 
Berfon zum Erſatze des durch Verlegung einer Dienftpflicht herbei» 
geführten Schadens verurteilt wurde. 

8 2. Beſteht der auf Grund eines im 8 1 bezeichneten Erfennt- 
niffes zu erfeßende Schade in einem Abgange an dem urkundlich feft- 
geitellten Beitande an barem Gelde, Wertpapieren oder Vorräten, und 
tft die Verurteilung zum Erfaße gegen eine folche Perjon erfolgt, welche 
fih nach der durch eine forgfältige Unterſuchung des Sachverhaltes ge- 
wonnenen Überzeugung der entfcheidenden Behörde einer nad) dem Straf- 
geſetze zu ahndenden Handlung, oder einer Verlegung derjenigen Dtenft- 
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pflihten ſchuldig gemadt hat, weldhe ihre in Beziehung auf bie Berwal- 
tung, Einnahme, Ausgabe, Erhebung, Ablieferung oder ben Transport 
der abgehenden Gegenstände oblagen, jo kann ber zum Erſatze Ber- 
urteilte, nachdem er die auf dem abminiftrativen Wege zuläffigen Mittel 
der Anfechtung erihöpft hat, den Weg ber Klage betreten, um die gänz- 
liche oder teilmweife Wufhebung des abminiftrativen Erkenntniſſes zu 
bewirken. 

Dieſe Klage iſt binnen 8 Monaten nad) dem Tage ber Buftellung 
des endgiltigen adminiftrativen Erkenntniſſes anzubringen. 

Buftändig für die Klage tft der Gerichtähof I. Inftanz, bei welchem 
ober in deſſen Sprengel der Verurteilte zur Beit der im vorftehenden 
Abſatze bezeichneten Buftellung feinen allgemeinen perfünlichen Gerichts⸗ 
ftand Hatte. — Bergl. 88 50, 65, 68 IM. 

Durch die vorftehenden Beftimmungen werden die Wirkungen eines 
fteafgerichtlihen Erlenntniffes nicht berührt, durch welches bem Ver⸗ 
urteilten die Leiftung eines Schadenerfahes rechtskräftig auferlegt wird. 

8 8. Handelt e# fih um ben Erfab eines anderen als bes im 8 2 
bezeichneten Schadens, oder ift die Verurteilung ber fchuldtragenden 
Berfon zum Erſatze wegen anderer als der im 8 2 bezeichneten Hand⸗ 
lungen erfolgt, jo kann der zum Erfage Berurteilte binnen zwei Wochen 
nad) dem Tage der Buftellung des Erfenntniffes bei der Behörde, welche 
das Erkenntnis gefällt hat, Einſprache erheben. 

Diefe Einfprache iſt auch dann zuläffig, wenn das Erkenntnis noch 
einer Anfechtung auf abminiftrativem Wege unterliegt. 

Die Einſprache bewirkt die Berweifung ber durch das Erkenntnis 
der betreffenden Behörde des ftehenden Heeres, ber Krieggmarine oder 
der Landwehr zugeiprochenen Erſatzforderung auf den ordentlichen 
Rechtsweg. 

84. Die in den 88 2 und 3 beftimmten Friften Tönnen nur mit 
Buftimmung des Gegners eritredt werben. 

Die Wiedereinfegung gegen die Folgen ihrer Verſäumung Tann nad) 
den allgemeinen zivilprozefluellen Beftimmungen erteilt werben. — Bergl. 
88 146-154 ZERO. 

85. Das Gericht, welches über eine nad) 88 3 oder 3 angebrachte 
Klage zu enticheiden bat, kann zur Wufllärung bes Sachverhaltes auf 
Untrag oder von Amts wegen die Mitteilung der Alten über die bei der 
betreffenden Behörde des ftehenden Heeres, der Kriegsmarine oder ber 
Landwehr im Straf, Disziplinar- oder Adminiftrativverfahren gepflogenen 
Verhandlungen begehrten und die Bernehmung derjenigen Perjonen an- 
ordnen, welche über die durch den Streit herührten bienftlichen Verhält⸗ 
niffe Auslunft zu geben in der Lage find. 

Bei der Entſcheidung von Tatfragen iſt das Gericht an gejeßliche 
Beweisregeln nicht gebunden, und hat nad) feiner freien auf Grund der 
gewiffenhaften Prüfung des Beweismateriales gewonnenen Überzeugung 
zu erkennen. — Bergl. 8 2367 8P0. 

86. Iſt in einem nad) $ 3 eingeleiteten Rechtöftreite der Beweis 
über die Große eines Schadens oder über ben Anteil, der dem Beklagten 
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an dem Schaden zur Laft fällt, gar nicht oder nur mit unverhältnis- 
mäßigen Schwierigkeiten zu führen, fo kann das Gericht, wenn es die 
Überzeugung gewinnt, daß der Bellagte eine ſolche Verlegung feiner Dienft- 
pflichten begangen Hat, welche einen Schaden herbeiführen mußte, ben zu 
erjegenben Schaden nad) feinem durch die forgfältige Erwägung aller 
Umftände geleiteten Ermeſſen der Billigleit gemäß beftimmen. — Bergl. 
8 273 BRD. 

87. Auf Grund eines im 8 1 bezeichneten Erkenntniſſes kann bie 
Erelution zur Sicherftellung noch während ber Dauer ber auf abminiftra= 
tivem oder gerichtlichem Wege zuläffigen Anfechtbarkeit dieſes Erkennt⸗ 
nifles bei dem zuftändigen Gerichte erwirkt werben. 


Wird im alle des 8 3 die Klage der Heeres⸗, beziehungsweiſe 
Kriegsmarine oder Landwehrverwaltung nicht binnen 3 Monaten nad) 
dem Tage ber erhobenen Einfprache bei dem zuftändigen Gerichte ange» 
bracht, fo kann auf Grund des durch Einſprache angefochtenen Erkennt» 
nifjes eine Exekution zur Sicherftelung nicht mehr geführt werden, und 
eine bereits bewilligte Exekution zur Sicherftelung tft auf Begehren des 
Schuldners aufzuheben. — (In Hinkunft haben die Vorfchriften der ED. 
über Erekutionshanblungen zur Sicherung von Geldforderungen und über 
einftweilige Verfügungen zur Anwendung zu kommen. Art. XXVL, 
3.5, EG. 3. ED.) 

8 8. Ein Erkenntnis, welches weder auf abminiftrativem Wege noch 
durd) die nach 8 2 zuläffige Klage, beziehungswetfe durch die nad) $ 3 
zuläffige Einipradhe angefochten werben kann, ift in Beziehung auf feine 
Vollſtreckbarkeit einem rechtskräftigen gerichtlichen Urteile gleichzuachten. 
— (Siehe 8 1, 8. 10, ED.) 

8 9. Die Beſtimmungen ber 88 2 und 3 finden auch in denjenigen 
bereit3 anhängigen Fällen eines abminiftrativen Verfahrens Anwendung, 
in denen zur Zeit des Beginnes der Wirkſamkeit dieſes Geſetzes das end» 
giltige Erkenntnis dem VBerurteilten noch nicht zugeftellt worden ift. 


Die Beftimmungen ber 88 5 und 6 dieſes Geſetzes find aud) in den- 
jenigen Nechtöftreitigfeiten anzumenden, in welchen die Heeres⸗, be— 
ziehungsweife Kriegsmarine» ober Landwehrverwaltung bie ihr durch ein 
adminiftratives Erkenntnis zugeſprochene Erfabforderung auf Grund der 
bisher beftandenen Anordnungen geltend macht, ſofern das Verfahren 
nit Schon zur Zeit des Beginnes der Wirkſamkeit dieſes Geſetzes in 
I. Inſtanz zum Zwecke der in der Hauptfadde oder wegen Bulaffung eines 
Bemweismittels zu fällenden Entſcheidung gejchloffen war. 

8 10. Mit dem Bollzuge diefes Gejebes ift Mein Juſtizminiſter be- 
auftragt, welcher Hiebei im Einvernehmen mit Meinem Reichskriegs⸗ 
minifter und Meinem Minifter für Landesverteidigung vorzugehen hat. 


a) Die Geltung des Gef. v. 16. März 1884, RGB. Nr. 36, über die 
Anfechtung von Rechtshandlungen, welche das Bermögen eines zahlungd- 
unfähigen Schulbners betreffen, wird durd) das Inkrafttreten der Bivil- 
prozehorbnung nicht berührt (Urt. I, Abſ. 2, EG. 3. 3PO.). (FM. zu 
Art. XI, 3.4, EG. 3. ZPO.) 
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Art. XII. Unberührt bleiben nachfolgende, die ſchieds⸗ 
aan Entiheidung von NRechtsitreitigfeiten betreffende 

orichriften: 

1. Die Vorſchriften über die [hiedsrichterliche Entfcheidung 
von Streitigkeiten zwiſchen den galiziihen Bodenfreditvereine 
und feinen Mitgliedern oder Schuldmem (88 41 bi3 43 und 
53 bis 56 der mit Patent vom 3. November 1841, GE. 
Nr. 569, kundgemachten Statuten der galiziich- ftändijchen 
Kreditanftalt, beziehungsmeife 88 41 bis 43 und 53 bis 55 der 
Statuten de3 galizifchen Bodenkreditvereines).) 

2. Die Vorſchriften des 8 60 der mit Minifterialver- 
ordnung vom 6. November 1855, RGB. Nr. 186, fundge- 
machten Statuten der Ef. privilegierten öſterreichiſchen Kredit- 
anjtalt für Handel und Gewerbe.?) 

3. Die Vorschriften des Art. II, 87, 8.7 des Geſetzes 
vom 6. September 1885, RGB. Nr. 122, betreffend Die 
Bedingungen für die zum Betriebe der Kaiſer Ferdinands- 
Nordbahn zu erteilende neue Konzellion und die Ausübung 
der hienach dem Staate vorzubehaltenden Einlöfungsredhte.?) 

4. Die Vorfchriften der Art. 53 und 108 der mit dem 
Geſetze vom 21. Mai 1887, RGB. Nr. 51, Tundgemaditen 
Etatuten der öfterreihiich-ungarifchen Banf.*) 

5. Die Vorſchriften über die Schiedägerichte der Arbeiter- 
Unfallverfiherungsanftalten (8 38 des Geſetzes vom 28. De- 
zember 1887, RGB. Nr. 1 ex 1888; 8 39 des Geſetzes dom 
30. März 1888, RGB. Nr. 33, und Minifterialverordnung 
vom 10. April 1889, RGB. Nr. 47), der Krankenkaſſen (8 41 
des Gefebes vom 30. März 1888, RGB. Nr.33) und der 
Bruderladen (88 19 und 20 des Geſetzes vom 17. Januar 1890, 
RGB. Nr.14, bezw. des Geſetzes vom 17. September 1892, 
RGB. Nr. 178).5) 





Urt. XII. 1. Das Schied3gericht der Arbeiterunfalf- 
verfiherungsanftalt bleibt zur Entjcheidung über den Ent- 
ſchädigungsanſpruch eines Arbeiterd gegen die Anftalt- zuftändig, 
wenngleich der Anfpruch auf eine Krankenkaſſe — — iſt 
(8 65 KVG.) und von dieſer geltend gemacht wird. RGEE. v. 
18. Oktober 1897, 3. 331, Hye 836. 

2. Die Vorſchriften der ZPO. über die Anfechtung von 
Schiedsſprüchen finden auf die Erkenntniſſe der Krankenkaſſen⸗ 
Tchied3gerichte Feine Anwendung. E. v. 19. März 1901, 3. 2545, 
38. 1901 :230. 
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6. Die gefeblichen Vorfchriften,*) durch welche Körperfchaften, 
Anftalten und Vereine das Recht erhalten haben, zur Ent- 
ſcheidung gewiſſer Streitigkeiten Schiedsgerichte zu beitellen. 


I) Batent vom 3. Nov. 1841, JGS. Nr. 569. Statuten der gali- 
ziſch⸗ſtändiſchen Kredit-Anftalt. 

8 41. In allen Streitigleiten zwiſchen dem Kreditvereine und feinen 
Mitgliedern, welche ſich auf das Gefchäft, oder auf bag Gut, durch welches 
die letzteren dem Vereine beigetreten find, beziehen, hat der Iandftändifche 
Ausihuß, mit Ausnahme derjenigen Glieder, welche zugleich als Direk⸗ 
toren (8 81) benannt find, mit voller ſchiedsrichterlicher Gewalt zu er» 
tennen. Dabei foll das für Wechjelgerichte in dem 41. Kapitel der gali- 
ziſchen Gerichtsordnung vorgefchriebene Berfahren beobachtet werben. 
So lange der landftändifche Ausſchuß im Grunde des 8 86 die Direktion 
des Vereine zu vertreten haben wird, werden von ber Landtags- 
Verfammlung andere Schiedsrichter gewählt und mit derjelben Madıt 
verjehen. 

8 42. Den Parteien, melde fi) durch den Ausſpruch des land⸗ 
ftändifhen Ausfchufles, oder der von ber Landtags - Berfammlung ges 
wählten Schiedsrichter gekränkt glauben, fteht das Mechtsmittel der 
Appellation an das Lemberger Appellationsgericht, und rüdfichtlich der 
Revifion an die oberfte Juftizitelle nad) den Beftimmungen bes erwähnten 
Kapitels der Gerichtsorbnung offen. 

8 43. Sowohl dem Schiedögerichte als dem Appellationggerichte ift 
die Macht zugeftanden, in dem Urteile zugleich zu erflären, daß durd) 
den Rechtäftreit zwifchen dem Kreditvereine und feinen Gliedern die Maß⸗ 
regeln zur Eintreibung der Binfen, Rüdzahlungsraten und anderen Ge- 
bühren nicht gehemmt oder unterbrochen werden dürfen. 

8 53. Die Nechnungen des Sequeſters müfjen alljährig, und zwar 
längſtens 30 Tage nad) Berfließung jedes Jahres, oder, wenn bie Se- 
queftration nicht ein Jahr dauerte, binnen 14 Tagen nach deren Auf» 
hebung mit allen Belegen an ben Richter überreicht, und von biefem 
nach) Vernehmung des Schuldners erledigt werben. 

8 54. Sollte wegen der Genehmigung ber Rechnungen zwifchen dem 
Bereine und feinen Schulbnern ein Streit entftehen, fo tft ein Schieb3- 
gericht zu beftellen, zu welchem einen Richter der Schuldner, den anderen 
der rechnungslegendbe Sequefter und ben dritten die Vereinsdireltion be⸗ 
ftimmen wird. Findet der Streit nur zwifchen zwei Perſonen ftatt, fo 
mählen diejelben jede Einen Richter, und die beiden gewählten wählen 
felbft den dritten. Falls ſich diefelben über die Wahl des dritten Richters 
nicht vereinigen könnten, wird der dritte Richter von der Auffichts- 
kommiſſion ernannt. 

8 55. Das fo gebildete Schiedsgericht wird in diefen Fällen von der 
Beobachtung der Beftimmungen ber Gerichtsordnung enthoben, und es 
wird ihm überlaffen, dasjenige Verfahren zu wählen, welches dasſelbe 
zur Erörterung ber Streitfrage zwedmäßig erachten wird. Bei ber 
Meinungsverichiedenheit ber Beiden erften Richter über die Berfahrungs- 

art entſcheidet der dritte Richter. 
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8 56. Diefes Schiedsgericht verhandelt nötigen Falles an Ort und 
Stelle des fequeftrierten Gutes, ohne weitere Berufung, jedoch nur Hin» 
fichtlich der gelegten Rechnungen. Die Entſcheidung wird duch Mehr- 
heit der Stimmen gefällt. Sind jedoch die drei Nichter geteilter Mei» 
nungen, fo find die Alten mit den Meinungen dem Iandftändifchen Aus⸗ 
fchuffe zur Entſcheidung vorzulegen. Solange aber ber Iandftänbifiche 
Ausſchuß die Vereinsdirektion vertreten wird, tft ber von den beiden 
Richtern gewählte oder von der Aufſichtskommiſſion ernannte dritte 
Nichter als Borfigender des Schiedsgerichted anzufehen, dem es obliegt, 
fi) der Meinung des einen oder des anderen Richterd anzujchließen und 
diefe Hierdurch zum Beſchluſſe zu erheben. 

2) Die Beitimmungen des 8 60 der Statuten find inzwifchen außer 
Kraft getreten. 

Bur Beit gilt 8 87 der Statuten: 

Bei Streitigleiten aus dem Geſellſchaftsverbande zwifchen der Gefell- 
fchaft und einzelnen Altionären, oder zwiſchen der Gejellihaft und dem 
Berwaltungsrate, oder einzelnen Mitgliedern desfelben, ſowie zwifchen der 
Gejellichaft und der Direktion tft die richterliche Entſcheidung bei dem 

k. Handelögerichte in Wien al$ forum contraotus anzuſuchen. 

3) Gef. v. 6. Sept. 1885, RGB. Nr. 122, betr. die Bedingungen 
für Die zum Betriebe der Kaiſer Ferdinands-⸗Nordbahn zu er- 
teilende neue Konzeſſion und die Ausũübung der hiernach dem Staate vor⸗ 
zubehaltenden Einlöfungsredite. Wrt. II, 8 7, 8. 7. Alle Streitig- 
teiten über bie unter B. 3 de8 8 7 vorgefehenen Tarifreduktionen, 
fowie über den nad) 3. 6 dieſes Baragrapben zu ermittelnden Rein- 
gemwinn gehören mit Ausfchluß jedes weiteren Rechtszuges vor dem 
ordentlichen Richter, vor ein aus 7 Mitgliedern beftehendes Schieds⸗ 
gericht, in welches je 3 Mitglieder von jedem der [beiden GStreitteile ers 
nannt, die übrigen 3 Mitglieder von der vollen Ratsverfammlung des 
Oberften Gerichtähofes aus feiner Mitte gewählt werben, und welches 
dieſe Streitigfeiten, zugleich aber auch alle etwaigen Streitigfeiten über 
feine eigene Kompetenz in erjter und letzter Inftanz zu enticheiden hat. 

*) Raiferlihe Berordpnung vom 21. September 1899, NGB. 
Nr. 176. Beilage I zum eriten Kapitel. (Statuten der 
Öfterreihifhrungarifhen Bant.) 

Artikel 58. Erhebt ein Regierungskommiſſär gegen einen Beſchluß 
der Generalverfammlung, bes Generalrates, eine® Komit6ß oder der 
betreffenden Direktion Einfprache, jo Hat dieſe Einſprache aufhaltende 
Wirkung und ift der Gegenitand, infofern er den Beſchluß eines Komitss 
oder einer Direktion betrifft, zunächſt dem Generaltate zur Beichluß- 
faffung vorzulegen. 

Betrifft ein folcher Einſpruch feitens eines Regierungskommiſſärs 
einen Befchluß der Generalverfammlung oder des Generalrates, fo ift 
hierüber mit der Negierung, von welcher der Regierungstommiflär beitellt 
worden tjt, vorläufig das Einvernehmen zu pflegen. 

Wird bHierüber zwiſchen der Regierung und der Bank eine Ber- 
ftändigung nicht erzielt, fo entfcheidet über den Gegenftand, fofern es 
fih um die Beobachtung der in einem oder dem anderen Staatögebiete 
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geltenden Geſetze oder der Statuten handelt, mit Ausjchluß jedes weiteren 
Rechtszuges, ein Schiedögericht, welches entiprechend der Einladung des 
Borfisenden in Wien oder Budapeſt aufammentritt. Handelt e3 fich da⸗ 
gegen um einen aus dem Grunde der Wahrung des Staatsintereffes 
erhobenen Einſpruch, fo entjcheibet über den Gegenftand endgültig das 
betreffende Gejamtminifterium. 

Das Schiedögericht befteht aus fieben Mitgliedern, wovon je Drei 
aus Mitgliedern des Oberften Gerichtshofes zu Wien und ber königlich 
ungarifhen Kurie in Bubapeft von dem betreffenden Gerichtspräfidenten 
für Die Dauer eines Jahres biezu beftimmt werden. Das fiebente Mit- 
glieb, welches zugleich den Borfig zu führen Hat, wird von ben ſechs 
Mitgliedern gewählt. 

Ergibt die Wahl Teine abfolute Majorität, fo wird der Obmann 
des Schiedsgerichteß abwechjelnd einmal von dem Präfidenten des Oberften 
Gerichtshofes in Wien, einmal von dem BPräfidenten der königlich 
ungariſchen Kurie ernannt. 

Das 208 entjcheidet, welcher von den beiden oberften Gerichts⸗ 
präfidenten zuerft zur Ernennung des Obmannes berufen wird. 

Das Schiedsgericht faßt, nad) vorheriger Einvernehmung des General⸗ 
rates, feine Beſchlüſſe nad) abfoluter Stimmenmehrheit. 

Bei Stimmengleichheit wird jene Unfiht zum Beſchluß erhoben, 
welcher ber Borfitende beigetreten ift. 

Das Schiedögeriht ift an Teine Beſtimmung einer Prozeßordnung 
gebunden, hat jedoch feinem Wusfpruche bie Entfcheidungsgründe bei» 
zufügen. 

Artikel 54. Bet allen Gegenftänden, welche die Mitwirkung der 
Staatöverwaltung erfordern, Hat fih die Bank durch den Generalrat 
an den betreffenden Finanzminifter, nach Umftänden an beide Finanz⸗ 
minifter zu wenden. 

Über Streitigfeiten, welche zwiſchen der Staatsverwaltung der im 
Reichſrate vertretenen Königreiche und Länder und ber Ofterreichifd}- 
ungarifhen Bank entftehen und deren Entfheidung nicht dem im 
Artikel 58 normierten Schiebögerichte zufteht (Urtilel 108), fteht dag 
Verfahren und die Urteildfchöpfung dem k. k. Landesgerichte in Wien zu, 

Über Streitigkeiten, welche zwifchen der Staatöverwaltung der 
Länder der ungariichen Krone und der Öfterreichifch-ungarifchen Bant 
entftehen und deren Entfcheidung nicht dem im Artilel 53 normierten 
Schiedsgerichte zufteht (Mrtifel 108), fteht daS Verfahren und die Urteils- 
fchöpfung dem Budapeſter königlichen Gerichtshofe zu. 

Artikel 108. Über jene Streitigkeiten, welche anläßlich der Über- 
nahme des Bankgeſchäftes durch die beiden Staatöverwaltungen in dem 
Berhältniffe der Öfterreichifch-ungarifchen Bank zu der k. k. öfterreichifchen 
oder zu der königlich ungarischen Regierung ober anläßlid) der Um- 
geftaltung oder der Wuflöfung der Gefellichaft (Artikel 106 und 107) 
zwifchen den Mitgliebern derfelben ober in dem Berhältniffe der Öfter- 
reichiſch⸗ ungariſchen Bank zu ber k. k. öfterreichifchen oder zu Der Töniglic) 
ungarifhen Regierung entftehen, entichetdet das im Artikel 53 bezeichnete 


32 I. EG. z. 3PO. Art. XII 


Schiedsgericht, gegen deſſen Ausſpruch auch in diefem Yalle Tein weiterer 
Rechtszug ftattfindet. 

Tie Anordnung der Exekution aus einem Berhältniffe der OÖfter- 
reichiſch⸗ ungariſchen Bank zu der k. k. Öfterreichtichen oder zu ber Töniglich 
ungarifchen Regierung betreffenden Schiedsipruche fteht den im Artikel 54 
bezeichneten Gerichten zu. 

Bor dem bezeichneten Schiebögerichte find auch die Anſprüche geltend 
zu machen, welche aus ber im Artikel 85 ausgeiprochenen Verantwortlich» 
teit abgeleitet werden. 

8) Die Schiedsgerichte der Urbeiter-Unfallverfiherungs- 
anftalten find ausſchließlich zuftändig: a) zur Enticheidung über bie 
gegen eine WUrbeiter-Unfallverficherungsanftalt erhobenen, von berfelben 
nicht anerkannten Entſchädigungsanſprüche der gegen Unfall verficherten 
Arbeiter und Betriebsbeamten, Gef. v. 28. Dezember 1887, RGB. Nr.1 
ex 1888, 8 38; b) zur Entſcheidung über alle von einer Verbandskaſſe 
eines Krantentaflenverbandes an eine andere Berbandstaffe erhobenen 
Anſprüche, Gef. v. 30. März 1888, RGB. Nr. 38, 8 89. 

Die Schiedsgerihte der Krankenkaſſen find ausſchließlich 
zuftändig für Streitigkeiten zwifchen den verficherten PBerfonen und ben 
Krankenkaſſen über Unterftügungsanfprücde. ©. v. 80. März 1888, RGB. 
Nr. 38, 8 41. 

Nach 8 19 des Gef. v. 28. Juli 1889, RGB. Nr. 137 (bez. Gel. 
dv. 17. Januar 189, RGB. Nr. 14) wird am Sitze eines jeden Revier⸗ 
bergamtes ein Schiedsgericht errichtet. Dieſes Schiedsgericht iſt in 
allen aus dem Berfiherungsverhältnifje entftehendben 
Streitigleiten zwifhen den Bruderladen feines Bezirkes 
untereinander, fowie zwiſchen den Mitgliedern oder Provi— 
fioniften einerfeits und den Bruderladen anderfeitd aus 
Schließlich zuftändig. Zur Entfcheidung von GStreitigleiten, welche aus 
dem Berficherungsverhältniffe zwiſchen Bruderladen verſchiedener Hevier- 
bergamtöbezirke, fowie zwifhen Mitgliedern oder Provifioniften der 
Bruderlade eines Wevierbergamtsbezirfed und der Bruderlade eines 
anderen Revierbergamtsbezirkes entfiehen, ift das Schiedsgericht jenes 
Nevierbergamtäbezirtes berufen, in welchem der belangte Zeil feinen 
Wohnfig refp. Sit hat. Gef. v. 17. Januar 1890, REB. Nr. 14, 820. 

Die Schiedsgerihte der Unfallverfiherungsanftalten 
werden nad) 8 38 des Gef. v. 28. Dez. 1887, RGB. 1888 Nr. 1, für 
jede in Gemäßheit dieſes Geſetzes errichtete Verficherungsanftalt u. 3. ie 
eines am Site derfelben errichtet. 

Jedes Schiedsgericht befteht aus einem ftändigen Vorfitenden, 4 Bei- 
figern und den nötigen Stellvertretern. Der Borfitende und fein Stell» 
dvertreter wird vom Yuftizminifter im Einvernehmen mit dem Mintfter 
des Innern aus der Zahl der richterlichen Staatöbeamten ernannt. Bon 
den Beifigern werben 23, fowte ihre Stellvertreter, welche ſämtlich technifch 
gebildete Perſonen fein müflen, von dem Minifter des Innern im Ein- 
vernehmen mit den beteiligten Miniftern in das Schiedägeriht auf be⸗ 
ftimmte Beit berufen. Ein Beifiger und fein Stellvertreter wird von 
den verficherungapflichtigen Betriebsunternehmern, ber letzte Veifiger und 
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fein Stellvertreter von den Berficherten gleichzeitig mit der Wahl in ben 
Vorſtand ($ 12), und zwar für die mit der Funktionsdauer des letzteren 
zufammenfallende Zeit gewählt. Bon den Mitgliedern des Schiedsgerichtes 
darf feines dem Borftande ber Berficherungsgefelfchaft angehören ober 
in dem Dienfte berfelben ftehen. 

Im übrigen wird die Zufammenjegung des Schtedsgerichtes und bag 
Berfahren vor demſelben, ſowie eine allfällige Entlohnung der Schieds⸗ 
tichter im Verordnungswege geregelt. Die mit der Einrichtung und 
Gebarung des Schiedägerichtes verbundenen Koſten find von der Ver- 
fiherungsanftalt zu tragen. 

Rechtsmittel oder Klagen gegen das jchiedsgerichtliche Erkenntnis 
find nicht zuläffig. 

Bur Bollfftredung des fchiedsgerichtlichen Erkenntniſſes oder eines vor 
dem Schiedsgericht geichlofienen Bergleiches ift das zuftändige Gericht 
des Schuldners berufen. 

Entihädigungsaniprühe gegen die Berficherungsanftalt find vor 
Ablauf eines Jahres von der Zuftellung des im 8 36 bezeichneten Be- 
fcheides an den Uniprecher bei Bermeidung des Ausſchluſſes mitteld Klage 
vor dem Schiedsgerichte zu erheben. 

Nach 8 39 des Gef. v. 30. März 1888, RGB. Nr. 33, betr. Die 
Krankenverſicherung der Arbeiter, Hat das Scyiedögericht ber 
Unfallverfiherungsanftalten aud) als Schiedsgericht für Die Kaffenverbände 
zu dienen. Hiebei haben die Beſtimmungen des 8 38, Abſ. 4 und 5, bes 
Geſetzes, betr. die Unfallverficherung der Arbeiter, Anwendung zu finden. — 
Die Anſprüche einer Verbandskaſſe gegen die andere find bei Vermeidung 
des Ausfchluffes vor Ablauf eines Jahres nach Eintritt der Fälligkeit 
mittel3 Klage vor dem Schiebögerichte zu erheben. 

Die Berorbnung des Minifter8 des Innern im Einvernehmen mit 
dem Juſtizminiſter v. 10. April 1889, RGB. Nr. 47, womit nähere 
Beftimmungen über die Schied3gerichte der Unfallverficdhe- 
tungsanftalten getroffen werden, trifft in Ausführung des 8 38 des 
G. v. 28. Dez. 1887, RGB. 1888 Nr. 1, in Betreff der Schiedsgerichte 
der Unfallverfiherungsanitalten nachfolgende Beflimmungen: 

81. Für jede in Gemäßheit des Gef. dv. 28. Dez. 1887, RGB. 
1888 Nr. 1, betr. die Unfallverficherung der Arbeiter, errichteie Ver⸗ 
fijerungsanftalt wird an dem Sibe derfelben ein Schiedsgericht errichtet. 

82. Das Schiedsgericht befteht aus einem ftändigen Vorfigenden, 
4 Beifibern und den nötigen Stellvertretern. Bon den Mitgliedern dcs 
Schiebsgerichtes darf Feines dem Borftande der Verficherungsanftalt an⸗ 
gehören oder in dem Dienite derfelben ftehen. 

Der VBorfigende und fein Stellvertreter wird vom Juftizminifter im 
Einvernehmen mit dem Minifter des Innern aus der Zahl der richter- 
lichen Staatsbeamten ernannt. 

Bon den Beilitern werden 23, fowie ihre Stellvertreter, welche 
ſämtlich techniſch gebildete Perfonen fein müfjen, von dem Minifter des 
Innern im Einvernehmen mit den beteiligten Miniftern in das Schieds⸗ 
gericht berufen. 
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Ein Beifiger und fein Stellvertreter wird von ben verficherungs- 
pflictigen Betriebsunternehmern, der letzte Beiſitzer und fein Stellver- 
treter von den Berficherten gewählt. 

8 3. Die Wahl der von den verficherungspflichtigen Betriebs⸗ 
unternehmern und von den Berficherten zu wählenden Beiſitzer und ihrer 
Stellvertreter erfolgt nad) den in dem Statute der Berficherungsanftalt 
(8 46 des mit der Minifterial- Kundmachung vd. 24. Januar 1889, RGB. 
Nr. 13, veröffentlichten Mufterftatutes) hiefür enthaltenen Beftimmungen 
gleichzeitig mit der Wahl in den Vorftand für die mit der Funktions⸗ 
dauer des Iehteren zufammenfallende Zeit (8 16, Alinea 1, bes Mufter- 
ſtatutes). 

Der Gewählte kann die auf ihn gefallene Wahl nur dann ablehnen, 
wenn er über 60 Jahre alt iſt, oder wenn er an einem die Amtsführung 
hindernden körperlichen Gebrechen leidet, oder wenn er unmittelbar vor 
dem Zeitraume, für welchen ſeine Wahl erfolgt, als Beiſitzer des Schieds⸗ 
gerichts fungiert hat. Über die Zuläffigfeit der Ablehnung entfcheibet 
die politifche Landesbehörbe, in deren Verwaltungsgebiet der Si der 
Berfiherungsanftalt liegt, endgiltig. 

84 Die Berufung der von dem Minifter des Innern zu er- 
nennenden Beifiger und ihrer Stellvertreter eriolgt für die mit ber 
Funktionsdauer der gewählten Betfiger zufammenfallende Zeit (8 3). 

85. Tie Ernennung des Borfigenden und feines Gtellvertreters 
erfolgt auf unbeſtimmte Zeit und auf Widerruf. 

8 6. Die Mitglieder des Schiedsgerichtes haben Anſpruch auf Er» 
fat ihrer baren Auslagen. 

Der von den Berficherten gewählte Beifiher und fein Stellvertreter 
erhalten überdies für ihre jedesmalige Funktion eine Entlohnung in ber 
Form von Präfenzgeldern. 

Die Höhe der Präfenzgelder wird von der politifchen Landesbehörde, 
in deren Verwaltungsgebiet die Verficherungsanftalt ihren Sit Hat, nad) 
Einvernehmung der Berfiherungsanftalt beftimmt. - 

8 7. Die Konftituierung des Schied3gerichtes erfolgt durch den Vor⸗ 
figenden, welchem die ernannten und die gewählten Mitglieder durch Die 
politifche Landesbehörde, in deren Verwaltunzsgebiet Die Verſicherungs⸗ 
anftalt ihren Sig hat, befanntzugeben find. 

Die Beifiter des Schiedögerichtes und ihre Stellvertreter haben vor 
Antritt ihres Amtes die gewiſſenhafte und unparteiifche Ausübung ihres 
Amtes durch einen dem Vorfigenden zu Ieiftenden Handſchlag zu neloben. 
Der Borfitende und fein Stellvertreter ftehen bei der Ausübung ihres 
Amtes unter dem Bande des abgelegten Richteramtseides. 

88. Das Schiedsgericht hält öffentliche und nicht öffentliche Sitzungen. 

Zu jeder Beſchlußfaſſung ift die Anweſenheit des VBorfigenden und 
der 4 Beifiger oder ihrer Stellvertreter und die Yuziehung eines Schrift- 
führer? notwendig. 

89. Mitglieder des Schiebsgerichtes, welche ohne genügende Ent- 
ſchuldigung die Pflichten ihres Amtes dauernd vernadhläffigen, können 
durch die politifche Landesbehörde, in deren Verwaltungsgebiet die Ber- 
fiherungsanftalt ihren Sig hat, ihres Amtes verluftig erflärt werden. 
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Der Borfigende Hat in biefem Falle oder wenn fonft eine Er- 
Iedigung eintritt, die etwa erforberliche Ergänzung bes Schiedsgerichtes 
zu veranlaſſen. 

Die zur Ergänzung des Schiedsgerichtes in dasſelbe berufenen Berfonen 
bleiben fo lange im Amte, als die Funktionsdauer des ausgefchiedenen 
Mitgliedes gedauert hätte. 

8 10. Die Mitglieder bed Schiebsgerichtes find verpflichtet, fich in 
Streitſachen, welche fie felbit, ihre Gattinnen ober folche Berfonen be- 
treffen, mit welchen fie in gerader Linie verwandt oder verſchwägert oder 
durch Adoption verbunden find, ober mit welchen fie in ber Seitenlinie 
bis zum 4. Grabe verwandt oder bi3 zum 2. Grade verſchwägert find, 
jeder Mitwirkung zu enthalten. 

Ste können überdies von der PBartet, folange ſich biefelbe in Die 
Verhandlung ber Streitſache nicht eingelaſſen Hat, abgelehnt werben, 
wenn Gründe vorliegen, welche gegen ihre Unbefangenheit oder Un⸗ 
parteilichteit Bedenken zu erwecken geeignet find. 

Erkennt das abgelehnte Mitglied einen Ablehnungsantrag nicht an, 
fo Hat das Schiedsgericht mit Ausſchluß des abgelehnten Mitgliedes und 
mit Beiztehung feines Erſatzmannes in nicht Öffentlicher Sitzung hierüber 
zu entjcheiden. 

8 11. Das Schiedsgericht iſt ausſchließlich zuftändig: 

1. zur Entſcheidung über die gegen die Berficherungsanftalt er- 
hobenen, von derfelben nicht anerfannten Entichädigungsaniprüche; 

3. in feiner Eigenſchaft als Schiedögericht für den Verband ber Be- 
zirkstrankenkaſſen zur Entſcheidung über alle von einer Verbandskaſſa an 
die andere erhobenen Anſprüche. 

8 12. Entihädigungsaniprüdhe gegen die Berficherungsanftalt find 
vor Ablauf eines Jahres von der an den Anſprecher erfolgten Zuftellung 
des Beicheides der Verfiherungsanitalt, durch welchen die Entſchädigung 
feftgeftellt oder der Entſchädigungsanſpruch abgelehnt oder bie Minderung 
oder Aufhebung ber feftgeftellten Rente ausgefprochen wurde, die Anfprüdje 
einer Verbandskaſſa an die andere vor Ablauf eines Jahres nach Eintritt 
der Fälligkeit des Anfpruches, bei Vermeidung des Ausfchluffes, mittels 
Klage vor dem Schiedägericht zu erheben. 

8 138. Die Klage hat eine gedrängte Darftellung des Gtreitfalles 
und bie Bezeichnung ber geltend zu machenden Beweismittel zu ent» 
halten. Urkundliche Behelfe find in Urfchrift oder in Abſchrift anzu> 
fchließen. 

Die Klage ift entweder fchriftlich In zweifacher Ausfertigung zu über» 
reichen ober mündlich bei dem Vorſitzenden des Schiebägerichtes*) zu 
Brotololl zu geben. 

Eine etwa erforderliche Ergänzung der Klage hat ber Borfigende 

fofort zu veranlaffen. 


*), Solche Klagen Tönnen in ber Gerichtälanzlei zu Protokoll ge⸗ 
nommen werben. 8 819, letzter Abſ. SO. — Regifter für Gefichäfte der 
Schiedagerichte der Unfallverfiherungsanftalten (Cu) $ 224, 8. 1, GO. 

3* 
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8 14. Der Borfigende des Schiebögerichtes Hat eine Ausfertigung 
der Klage oder eine Abſchrift bed Klagsprotokolles, ſowie Abſchriften 
ber Klagsbeilagen dem Bellagten mit der Weiſung zuftellen zu Iaflen, 
innerhalb einer durch Angabe des SHalendertages zu beitimmenden Friſt, 
deren Verlängerung ber Borfigende aus rüdfichtswürdigen Gründen be- 
willigen Tann, feine Einwendungen in zweifacher Ausfertigung fchriftlich 
zu erftatten. 

Eine Ausfertigung ber Einwendungen hat ber VBorfigende bem Kläger 
äuftellen zu laflen. 

8 15. Sobald die Einwenbungen erftattet find oder die Friſt zu 
ihrer Erftattung fruchtlos abgelaufen ift, Hat ber Vorfigende wegen bes 
etwa notwendigen weiteren Schriftenwechfel®, ferner wegen Herbei⸗ 
Ihaffung von Beweismitteln, wegen Aufnahme von Beweifen, deren 
Zurhführung in der mündlichen Verhandlung nicht tunlich erfcheint, 
fowie überhaupt zum Bwede der möglichft verläßlichen Erforfchung des 
wahren Sachverhaltes die entiprechenden Verfügungen auch von Amts 
wegen zu treffen. Er tft befugt, fih in den beim Schiebögericdhte an- 
hängigen Streitfahen an die Staats⸗, Landed- und Gemeindebehörben, 
fowie an die Unfallverfiherungsanftalten um Auskünfte zu wenden. 

8 16. Nach Durdführung des Vorverfahrens erfolgt die Aus⸗ 
fhreibung der münblicdhen Verhandlung durch ben Vorſitzenden des 
Schiedsgerichtes. 

Die Ausſchreibung der Verhandlung hat zu unterbleiben, wenn das 
Schiedsgericht in nicht Öffentlicher Sitzung beſchließt, daß bie Klage wegen 
Inkompetenz des Schtedsgerichte® oder wegen der von dem Bellagten 
gerägten Berfäumung ber gefeglichen Yrift zur Erhebung ber Klage als 
zur Verhandlung nicht geeignet zurüdzumeifen fet. 

8 17. Die Verhandlungen vor dem Schiedsgerichte find nad den 
Grundſaͤtzen der Offentlichkeit, Mündlichkeit und Unmittelbarkeit des Ver⸗ 
fahrens durchzuführen. 

8 18. Der Vorfigende bed Schiebägerichtes Teitet die Verhandlung 
und bat für die erichöpfende und fachgemäße Erörterung des Streit- 
falles Sorge zu tragen. Ihm obliegt in®hefonders bie Berichterftattung 
über die Ergebniffe des Vorverfahrens, die Vernehmung ber Barteien 
und die Aufnahme ber Beweiſe. 

Der Vorfigende handhabt die Situngspolizei und ift berechtigt, 
im Falle einer größeren Ungebühr eine Geldſtrafe bis zu 10 fl. oder eine 
Arreititrafe bis zu 24 Stunden zu verhängen. 

8 19. Der Borfitende ift berechtigt, unter Anwendung der für bag 
Bagatellverfahren geltenden Borfchriften, Beugen und Sachverſtändige 
auch unter Androhung von Bwangsmaßregeln vorzuladen und Diefe 
Perjonen, ſowie die Parteien auch eidlich einzuvernehmen. 

Wenn eine Einvernehmung außerhalb des Amäisſitzes des Schiebs- 
gerichtes ftattzufinden hat, fo ift das auftändige Gericht um bie Vornahme 
derfelben zu erſuchen. 

8 20. Das Schiebsgericht ſchöpft feine Erfenntniffe in nicht öffent- 
licher Sitzung. 
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Zur Beſchlußfaſſung ift Die Anweſenheit aller Mitglieber erforberlich, 
welche bei der Verhandlung als Schiedsrichter anwejenb waren. Der Be- 
fchluß tft nach der Stimmenmehrheit auszufertigen. 

8 21. Das Schiebögericht enticheidet nad) feiner freien, aus ber Ver⸗ 
handlung und aus der gewillenhaften Prüfung der vorgebradhten Beweiſe 
gewonnenen Überzeugung, ohne an Beweisregeln gebunden zu fein. 

8 22. In dem Erlenninifie muß beftimmt ausgefprodyen werben, 
wa3 die Bartei in der Hauptjache und an Nebenforderungen zu leiften 
babe und welche Anſprüche als unbegründet zurückgewieſen werben. 

Es muß ferner die Friſt feitgefeßt werden, binnen welcher die auf- 
erlegte Leiltung zur Vermeidung der Exekution erfüllt werden fol. 
Diefe Frift iſt nad) den Umftänden des Fdlled und nad Billigkeit zu 
beftimmen. 

8 23. Wirb der Erfag ber Koften von einer Bartei angeſprochen, 
fo Hat das Schiedsgericht hierüber zu erkennen und im Yalle des Bu- 
fpruches ber Koften den Betrag berjelben feftzuftellen. 

8 24. Die Erlenntniffe des Schiedögerichtes müſſen die Namen aller 
Mitglieder, welche bei Schöpfung bed Erlenntniffes mitgewirkt haben, 
enthalten. 

JZedem Erkenntniſſe find die Enticheidungsgründe, welche eine ge⸗ 
drängte Darftellung des Sachverhaltes zu enthalten haben, beizugeben. 

Die Urſchrift des Erkenntniſſes ift von allen Schiedärichtern, welche 
bei der Entſcheidung mitgewirkt haben, zu unterfchreiden und bei den 
Alten des Schiedsgerichtes aufzubewahren. 

8 25. Die Verkündigung de3 Erlenntniffes Hat, wenn möglich, 
mündlih unmittelbar nad) dem Schluffe der mündlichen Verhandlung zu 
geichehen. 

Iſt die Berlündigung des Erkenntniſſes unmittelbar nach dem Schluſſe 
der mündlichen Verhandlung nicht möglich, oder waren die Parteien bei 
der Berfünbigung des Erlenntniffes nicht anweſend, fo iſt ihnen eine Aus⸗ 
fertigung des Erlenntniffes von Amt? wegen zuzuſtellen. 

8 26. Wenn eine Partei zur Verhandlung nicht erfchtenen ift, fo 
kann die Durchführung der Verhandlung auch in Abtwefenheit dieſer Partei 
ftattfinden. 

8 27. Das Schiebägericht entfcheidet auch über Inzidenzitreitigleiten, 
insbefondere über Geſuche um Rechtfertigung des Ausbleiben?. 

8 28. Rechtsmittel ober Klagen gegen das jchtebögerichtliche Er⸗ 
fenntnis find nicht zuläffig. 

8 29. Bur Bollftredung des fchiebsgerichtlichen Erkenntniſſes oder 
eines vor dem Schiedsgerichte gefchlofienen Bergleiches ift das zuftändige 
Gericht des Schuldners berufen. 

8 80. Über die mündliche Berhandlung ift ein Protokoll aufzunehmen. 
Dasfelbe muß die Namen der anweſenden Mitglieder des Schiedsgerichtes, 
ber Barteien und ihrer Vertreter und die wefentlichen Borkommniffe in 
der Sitzung beurfunden. 

Über die nicht Öffentlichen Sitzungen ift ein abgefondertes Protokoll 
zu führen, in welchem das Ergebnis der Beratung und Wbftimmung er- 
fihtlih zu machen tft. 
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Jedes Protokoll iſt von dem Vorſitzenden und dem Schriftführer zu 
unterſchreiben. 

8 81. Alle Ausfertigungen des Schiedegerichtes ſind von dem Vor⸗ 
ſitzenden oder ſeinem Stellvertreter zu unterſchreiben und mit dem Siegel 
des Schiedsgerichtes zu verſehen. 

g 32. Für die Art der Vornahme von Zuſtellungen und die Be⸗ 
urtundung der Zuftelung ber fchiedsgerichtlichen Ausfertigungen find 
die für die Buftellung gerichtlicher Erledigungen geltenden Borfchriften 
maßgebend. 

8 83. Inſoweit in ben vorftehenden Baragraphen nicht befondere 
Anordnungen getroffen find, ift das Schiedsgericht an ein beſtimmtes Ber- 
fahren nicht gebunden. 

8 34. Der Gerichtähof I. Inftanz, in deſſen Sprengel das Schieds⸗ 
gericht feinen Sig hat, beforgt die Kanzleigeichäfte des Schiedsgerichtes. 
Ihm obliegt insbeſonders die Übernahme ber für das Schiedsgericht be⸗ 
ftimmten Eingaben,*) die Wusfertigung ber von dem Schiedsgerichte 
fchriftlich Hinauszugebenden Verfügungen, die Beforgung, die Überwachung 
der ordnungsmäßigen Buftellung derſelben und die Aufbewahrung ber 
Alten des Schiebögerichtes. Auch hat er für die Sitzungen des Schieds⸗ 
gerichtes einen beeideten Schriftführer beizuftellen. 

Dem Zuftizminifter bleibt vorbehalten anzuorbnen, daB das Schiebd- 
gericht dem Gerichtähofe I. Initanz für Die Beforgung der Kanzleigejchäfte 
eine Vergütung zu leilten habe, und die Höhe des als ſolche zu entrich⸗ 
tenden Baufchalbetrages zu beitimmen. 

8 85. Die Aufficht über die Schiedsgerichte der Unfallverficherungs- 
anftalten fteht den Präfidenten der Oberlandeögerichte zu, in deren 
Sprengel das betreffende Schiedsgericht feinen Sig Hat. 

Der PBräfident Tann von ber Geſchäftsführung des Schiedsgerichtes 
felbft oder durch einen Vertreter Einfiht nehmen; er hat behufs der Ab⸗ 
ftellung wahrgenommener Unregelmäßigkeiten, wofern deren Befeitigung 
nicht im eigenen Wirkungskreiſe gefchehen kann, die geeigneten Wnträge 
an den Juftizminifter zu ftellen. 

8 36. Die mit der Einrihtung und Gebarung des Schiedsgerichtes 
verbundenen Koften find von der Verfiherungsanftalt zu tragen. 

Gef. dv. 17. Yan. 1890, RGB. Nr. 14, und v. 17. Sept. 1892, NEB. 
Nr. 178, womit einige Änderungen bes Geſetzes v. 28. Juli 1889, RGB. 
Kr. 127, betr. Die Regelung der Berhältniffe der nach dem all- 
gemeinen Berggefebe errichteten oder noch zu errichtenden 
Bruderladen getroffen werden: 

Schied3geridte für Bruderlapden. 

8 19. Am Sitze eines jeden Revierbergamtes wird ein Schieds⸗ 
gericht errichtet. 

Dasjelbe befteht aus einem ftändigen Borfißenden, 4 Beifigern und 
den notwendigen Stelvertretern. 


*) Negifter Cu 8 224, 3.1, GO. 
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Der Vorſitzende und ſeine Stellvertreter werden aus der Zahl der 
Öffentlichen Beamten über Vorſchlag des Revierbergamtes von ber Berg⸗ 
hauptmannſchaft ernannt. 

Bwei Beifiger und deren Stellvertreter werben von dem Borfibenden 
aus der Zahl der im Revierbergamtsbezirke anfäffigen Werksbeſitzer oder 
Werlsleiter berufen und zwei von den Bruderladevorftänden gewählt. Die 
Berufung, beziehungsweiſe Wahl geichieht auf 4 Jahre. Je nad) 2 Jahren 
ſcheidet die Hälfte der Beifiber und ihrer Stellvertreter aus. Die aus⸗ 
fcheidenden Beiſitzer, beziehungsweiſe Stellvertreter Tönnen neuerdings 
berufen, beztehungsweife gewählt werben. 

Betrifft die zu entjcheidende Streitangelegenheit eine Vruderlade, 
welcher einer der Beiliter als Werksbeſitzer, beziehungsmweife ala Werks⸗ 
leiter, oder als Mitglied angehört, fo hat der Stellvertreter an feinerftatt 
einzutreten. 

8 20. Das Schiedsgericht ift in allen aus bem Verſicherungsverhält⸗ 
nifje entftehenden Streitigleiten zwiſchen den Bruberladen feines Bezirkes 
untereinander, fowie zmwifchen den Mitgliedern oder Proviſioniſten einer» 
feit3 und den Bruderladen feines Bezirkes anderfeit3 ausfchließlich zu- 
ftändig. Zur Entſcheidung von Streitigkeiten, welche aus dem Ber- 
ſicherungsverhaͤltniſſe zwiſchen Bruderladen verjchtedener Revierbergamtz- 
bezirke, ſowie zwiſchen Mitgliedern oder Proviſioniſten der Bruderlade 
eines Revierbergamtsbezirkes und der Bruderlade eines anderen Revier⸗ 
bergamtsbezirkes entſtehen, iſt das Schiedsgericht jenes Revierbergamts⸗ 
bezirkes berufen, in welchem der belangte Zeil feinen Wohnſitz, beziehungs⸗ 
weile Sit hat. 

Wenn fowohl die Beifiter des Schiedsgerichtes, als auch deren Stell- 
vertreter im Sinne des lebten Abſatzes des $ 19 in einer Streitſache be» 
fangen erfcheinen, fo Hat die VBerghauptmannfchaft diefe Streitfache an 
ein benachbartes Schiedsgericht zu vermeifen. 

Rechtsmittel und Klagen gegen da8 fchied3gerichtliche Erkenntnis find 
nicht zuläſſig. Zur VBollftredung des ſchiedsgerichtlichen Erkenntniffes oder 
eines vor dem Schiedsgerichte geſchloſſenen Vergleiches ift das ordentliche 
Gericht des Schuldners zuftändig. Das Verfahren vor dem Schieb3gerichte 
wird im Verordnungswege geregelt. 

®) Die Handeld- und Gewerbelammern enticheiden infolge 
eines von ben Beteiligten gefhloffenen Übereinfommens und mit Beachtung 
der diesbezüglichen jpeziellen Vorſchriften als Schiedsgericht in 
Streitigfeiten über Handels und Gemwerbeangelegen- 
beiten. Gef. v. 29. Juni 1868, RGB. Nr. 85, betr. die Organifierung 
ber Handeld- und Gewerbefammern, 82 Bd. 

Für ben Fall, als fich die Parteien dem im Reglement vorgejehenen 
Schiedsgerichte unterwerfen, ift dasfelbe zur Entſcheidung von 
Streitigleiten aus Lagerhausgeſchäften berufen. Berufungen 
gegen Erkenntniffe des Schiedägerichtes find nicht zuläfjig. Die Klage auf 
Ungiltigfeit des Schiedsfpruches ift binnen der unerftredbaren Friſt von 
acht Tagen nad) der Zuftellung bei dem ordentlichen Richter erfterInftanz, 
welcher zur Entfcheidung in der Hauptfadhe berufen wäre, fhriftlich an- 
zubringen. Sie muß mit der Unterfchrift eines Advolaten verfehen jein. 
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Durch die Erhebung ber Klage auf Ungiltigteit eines Schiedsſpruches wirb 
die Exekution desſelben nicht gehemmt. Gef. v. 28. April 1889, NGB. 
Nr. 64, 8 11. 


Hinfichtlich des Schtiebögerichtes der Genoffenfhaften beim 
Bergbau beftimnt das Gef. v. 14. Aug. 1896, RGB. Nr. 156: 

a) Bufammenfegung, Vorfig, Beſchlußfaſſung. 

8 29. Der Borftand der Genoſſenſchaft mit Ausſchluß des Präfi- 
denten tft zugleich Schiedsgericht in Streitfällen, welche aus dem Lohn- 
und Arbeitsperhältniffe zwiichen den Unternehmern und einzelnen Arbei⸗ 
tern entftehen. 

Die Borftandamitglieder können die Funktion ala Schiedsgericht nur 
nad Zuziehung eines Borfigenden und bei Anweſenheit einer gleichen 
Anzahl Mitglieder aus beiden Gruppen der Genoſſenſchaft ausüben. Die 
Ausicheidung eines hienach etwa überzähligen Mitgliedes erfolgt durd) 
das 208. Der Borfigende und deſſen Stellvertreter werden von der 
Bergbauptmannfchaft auf die Dauer der Funktion des Vorſtandes er⸗ 
nannt und dürfen nicht Mitglieder der Genoflenichaft fein. Tas Amt 
derjelben ift ein Ehrenamt und fie haben nur Anſpruch auf Erfah ihrer 
baren Auslagen. 

Mitglieder, welche an der Streitfache unmtitelbar oder mitlelbar be⸗ 
teiligt oder bei dem Werke, bei welchem der Streit entftanden tft, be⸗ 
dienftet find, find von der Mitwirkung beim Schiedsgerichte ausgeſchloſſen. 

Ein Schiedsfprud, der unter Mitwirkung einer Perſon, welcher ein 
Ausfchließungsgrund entgegenfteht, zuftande gekommen ift, ift nichtig, 
wenn die Nullität beim Revierbergamte binnen acht Tagen geltend gemadht 
und von diefem anerlannt wird. Die Angelegenheit kann dann neuerlich 
vor das Schiedsgericht gebracht werden. Gegen bie Enticheidung bes 
Revierbergamtes fteht jedem Streitteile die Anfechtung durch Überreichung 
einer Klage bei dem ordentlichen Richter innerhalb der Krift von acht 
Tagen vom Tage ber Buftellung der Entjcheidung zu. Die Überreichung 
der Klage ift innerhalb diefer Frift von der den Rechtsweg betretenden 
Partei bei dem Schiedsgerichte auszuweiſen. Durch die Anfechtung der 
Entjcheidung des Nevierbergamtes wird aber die vorläufige Vollziehung 
des Schiedsſpruches nicht aufgehalten. 

Mitglieder des Schiedsgerichteß, gegen deren Unbefangenheit und Un⸗ 
parteilichleit Bedenken obwalten, können von der Bartei abgelehnt werben. 
Bon diefem Rechte Tann die Partei jedoch nur vor Beginn der Verhand⸗ 
lung, oder fobald fie im Laufe derjelben zur Kenntnis des den Ab⸗ 
lehnungsgrund bildenden Umftandes gelangt tft, Gebrauch maden. 

Für jedes von der Mitwirkung bei dem Schiedsgerichte ausge⸗ 
ſchloſſene, an derfelben verhinderte oder von einer Partei abgelehnte 
Mitglied tft aus den der betreffenden Gruppe angehörenden Mitgliedern 
des großen Ausſchuſſes vom Präfidenten oder deſſen Stellvertreter ein 
Erſatzmann durch das 208 zu beftimmen. 

b) Kompetenz. 880. Das Schiedsgericht ift zur Entfcheidung 
der vorbezeichneten Streitigleiten nur dann Tompetent, wenn biefelben 
während der Dauer oder längftens binnen 80 Tagen nad Auflöfung 
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des Lohn» und Arbeitsverhältnifies angebracht werben und ber belangte 
Zeil fih in die Verhandlung vor dem Schiebsgerichte einläßt. In allen 
anderen Fällen find foldhe Streitigleiten vor ben zuftändigen ftaatlichen 
Gerichten audzutragen. Eine Streitfache, über welche die Verhandlung 
bor dem Schiedsgerichte bereit? begonnen worden tit, Tann nicht mehr 
vor das ordentliche Gericht gebracht werden. 

Das Schiedsgericht Tann bei Entfcheibung der Hauptfadhe auch 
ausſprechen, daB der unterliegende Teil die Koften des Verfahrens zu 
tragen habe. 


c) Berfahren. $ 31. Das Verfahren vor den Schiebsgerichten 
wird durch dag Statut der Genoffenjchaft geregelt. 

Die Enticheidungen bes Schiedsgerichtes erfolgen buch abfolute 
Stimmenmehrheit. 


Die vor dem Schiedsgerichte abgefchloffenen Vergleiche und bie 
ſchiedsgerichtlichen Enticheidungen find in ein Protofoll einzutragen, das 
im erfteren Yale von beiden Barteien zu unterfertigen iſt. Auf Ver⸗ 
langen ift den Parteien eine Amtsurkunde über den Bergleich und eine 
fchriftliche Ausfertigung des Erfenntniffes auszufolgen. Diefe Urkunden 
find von dem Borfigenden des Schiedsgerichteß zu unterfchreiben und mit 
dem Amtsfiegel des Schiedögerichte® zu verjehen. Die Vergleiche und 
Entfcheidungen find im Verwaltungswege vollziehbar. Gegen tie ſchieds⸗ 
gerichtlichen Erkenntniſſe find mit Ausnahme der Geltendmachung ber 
Nullität (8 29, 4. Abſatz) keinerlei Rechtsmittel und Klagen zuläffig. — 


Ten Gewerbegenofjenfhaften obliegt insbeſondere nach 8 114, 
lit. o, der Gewerbegeſetznovelle v. 15. März 1883, RGB. Nr. 39, 
die Bildung eines ſchiedsgerichtlichen Ausſchuſſes (88 122, 123 
und 124) zur Yustragung der zwiſchen den Genofjenichaftsntitgliedern 
und ihren Hilfsarbeitern aus dem Arbeit-, Lehr: und Lohnverhältnifie 
entjtehenden Streitigleiten, dann die Förderung ber fchiedsgerichtlichen 
Inſtitution zur Austragung von Streitigfeiten zwiſchen den Genoffen- 
ſchaftsmitgliedern. Zur Errichtung eines genoſſenſchaftlichen Schieds⸗ 
gerichtes können ſich auch mehrere Genoſſenſchaften vereinigen. 

Nach 8 122 wird die Zuſtändigkeit dadurch begründet, daß ſich beide 
Streiiteile dem ſchiedsgerichtlichen Ausſchuſſe fchriftlich unterwerfen. Wird 
der Ausſchuß ohne folche vorherige Unterwerfung von einer Partei an- 
gerufen, fo wird deflen Zuftändigteit Dadurd) begründet, daß Die Gegen- 
partei infolge der an fie ergangenen Borladung vor dem Ausfchuffe er- 
fcheint und deſſen Zuftändigkeit anerfennt. 


8 35 Geſ. vd. 37. November 18%, REB. Nr. 218 Gewerbe⸗ 
gerichtsgeſetz): Enticheidungen der fchtensgerichtlichen Ausſchüſſe der 
Genofienichaften (88 122, 123 Gew. O.) in Streitigkeiten, welche zur ſach⸗ 
lien Buftändigleit der Gewerbegerichte gehören, können nah Beginn 
der Wirkſamkeit des gegenwärtigen Geſetzes (1. Juli 1898) nur mehr vor 
dem Gewerbegerichte angefochten werden, wenn fi) die Genoſſenſchaft im 
Sprengel eines Gewerbegerichtes befindet. 

Vergl. 8 599 ZED. — Erelution 8 1, 8.16, ED. 
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Art. XIII. Unberührt bleiben die Vorjchriften über Die 
Börfenfchtedsgerichte, welche im $ 2, 8.7, und im 86, Abſatz 
1 bis 3, des Börjengefeßes vom 1. April 1875, RGB. 
Nr. 67, enthalten find.?) 

Der letzte Abſatz des 8 6 des genannten Geſetzes tritt 
außer Wirkſamkeit. Ferner verlieren die Börjenjchiedsgerichte 
die ihnen dur ftaatlich genehmigte Statuten eingeräumte 
Befugnis, die Erefution ihrer Schiedsiprüche zu bewilligen.?) 

1) Börfengefeb v. 1. April 1875, RGB. Nr. 67. - 

82. Für jede Börfe muß auf Grund dieſes Gefehes ein bejonberes 
Statut feftgeftellt werden, welches der Genehmigung des Finanz» und 
des Handelgmintfteriums bedarf . . . 

Das Statut muß insbeſondere beftimmen: 

8.7. Die Art der Schlichtung und Entſcheidung von Streitigkeiten, 
die ſich auf Börfegefchäfte (8 13) beziehen. 

8 6. Sofern durch das Statut zur Enticheidung über Streitigfeiten 
aus Börfegeichäften ein Schieb3gericht beftellt wird, find im Statut ge- 
nau feſtzuſtellen: 

1. die Art der Bufammenfegung des Schtedsgerichtes ; 

2. defien Wirkungskreis und das Verfahren vor demfelben; 

83. die näheren Normen über die Vollziehung der fchtedsgerichtlichen 
Erfenntniffe innerhalb der beftehenden Geſetze. 

Durh das Statut Tann beitimmt werden, daß Ötreitigleiten aus 
Börfegeichäften, wenn die Parteien nicht? anderes ſchriftlich vereinbart 
haben, durch das Schiebdgericht ausgetragen werben müffen. 

Berufungen gegen Erkenntniffe der durch das Statut der Börſe ein- 
geſetzten Schiedsgerichte find nicht zuläffig. 

(Abſ. 4, betreffend die Ungiltigfeit3flage, ift aufgehoben.) 

2) Siehe Art. II EG. 3. ED. . 


Art. XIV. Die Wirkſamkeit der Börſenſchiedsgerichte 
fann in dem Börjenftatut in der Richtung erweitert werden!) 
daß dem Börfenjchiedsgerichte auch Streitigkeiten aus Waren- 
geichäften unterworfen werden, die außerhalb der Börje ge- 
—— wurden, jedoch lediglich unter nachſtehenden Voraus⸗ 
etzungen: 


Art. XIV. 1. Durch den Austauſch von Schluß⸗ und 
Gegenſchlußbrief mit der Schiedögerichtsflaufel wird die Zu- 
ftändigteit des BörjenfchiedsgerichteS auch gegenüber Perjonen be- 
gründet, die weder protofollierte Kaufleute noch Mitglieder oder 
Beſucher der Börſe find. €. v. 9. September 1897, 3. 8502, 
Sig. 16104. 

‚2. Die Vereinbarung des Börjenfchiedägerichtes ift nicht für 
denjenigen bindend, der Anſprüche aus diefem Gefchäfte mittels 
Zeifion erwirbt. E. v. 24. Mai 1899, 3. 7967, Sig. 618. 
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1. jeder der Streittelle muß entweder ein Organ der 

öffentlichen Verwaltung oder eine —— oder 
Erwerbs⸗ oder Wirtſchaftsgenoſſenſchaft oder ein Mitglied 
oder Beſucher einer Börje oder eine ſolche Perſon fein, die 
ſich berufsmäßig mit der Produktion, dem Handel oder der 
ee jener beweglichen Sachen beihäftigt, die den 
Gegenstand des Geſchäftes bilden; 


2. das Geſchäft, welches Gegenitand des Streites vor 
dem Schiedsgerichte ift, muß fi) auf Waren beziehen, bie 
an den betreffenden Börjen gehandelt werden dürfen; 

3. beide Teile müſſen fi beim Abfchluffe oder vor 
Abwicklung des Gejchäftes in einem fchriftlichen Schiedsvertrage 
dem Ausſpruche des SchtedSgerichtes unterworfen haben; proto- 
follierte Kaufleute und Mitglieder oder Beſucher einer Vörſe 
werden dem Schiedsgerichte ſchon Durch die unbeanftändet ge- 
bliebene Annahme eines Schlußbriefes unterworfen, in dem 
die Beitimmung enthalten ift, daß Nechtsitreitigfeiten aus 
dem Geichäfte von dem Börſenſchiedsgerichte zu enticheiden find.?) 

Falls eine der PBarteten den Tandwirtichaftlichen Berufs- 
kreiſen angehört, hat das Schiedsgericht die erhobene Klage 
auf Antrag oder von amtswegen al3 zum fchiedsgerichtlichen 
3 — nicht geeignet zurückzuweiſen,“) wenn das Waren- 
geihäft, Das den Gegenſtand des Streites bildet, in offen- 
barem Mißverhältniffe zum landwirtichaftlihen Betriebe der 
betreffenden Bartet jteht. 

Das Börfenitatut kann beftimmen, daß die im eriten 
Abſatz, Z. 1, und im vorlegten Abjabe enthaltenen Be— 
Ichränfungen a Ausländer Feine Anwendung finden. Aud) 
fann im Statut feitgefegt werden, daß Ausländer dem Börjen- 
ſchiedsgerichte ſchon durch Die unbeanftändet gebliebene An- 
"nahme eines Schlußbriefes unterworfen werden, der die Be- 
ftimmung enthält, daß Rechtsitreitigfeiten aus dem Gefchäfte 
von dem Börſenſchiedsgerichte zu enticheiden find. 


. 3. Entfpricht die Unterwerfung unter das Schiedsgericht dem 
Geſetze, fo kann die Nechtsfache bei dem ordentlichen Richter nur 
dann anbängig gemacht werden, wenn dad Schiebdgericht aus 
anderen Gründen feine Zuftändigkleit abgelehnt bat. €. v. 
7. Auguft 1901, 3. 11339, GH. 1902: 6. 

4. Protefterhebung zur Wahrung ufancenmäßig zuftehen- 
der Rechte bewirkt nicht Streitanhängigleit vor dem SchiedSgerichte. 
E. v. 13. Mai 1898, 3. 6131, Sig. 182. 


44 L. EG. 3. 3PO. Art. XV, XVI. 


ı) 8 18 Börf. Geſ.: Als Börfegeichäfte find jene Geſchäfte anzuſehen, 
die im Öffentlichen Börſelokale in der feſtgeſetzten Börfezeit (8 8) fiber 
folche Berkehrägegenftände geichloflen worden find, welche an der betreffen- 
den Börfe gehandelt und notiert werden bürfen. 

2) Nichtigkeitsbeſchwerde wegen lingiltigleit des Schiebsvertrages, 
Art. XXIII, 8.1. 

2) Sonſt Nichtigkeitsbeſchwerde, Art. XXIII, 8.8. — Zuſtaͤndigkeit ber 
ordentlichen Gerichte, Art. XXIV. 

Art. XV. Zur gültigen Zufammenfebung?) jedes Börfen- 
fchiedsgerichtes iſt es erforderlich, daß demfelben ein Sekretär 
zugezogen wird. Dieſes Amt ift von Beamten der Börfen- 
fammer zu verjehen, die zur Ausübung des Nichteramtes be- 
fähigt, von der Börſenkammer angejtellt und von dem 
Finanzminifterium im Einvernehmen mit dem Sultizmini- 
fterium betätigt find. 

Der Selretär des Börjenfchiedsgerichtes nimmt die Klagen 
entgegen, gibt den Parteien die nötige Anleitung, überwacht 
das Zuſtellungsweſen, beforgt die notwendigen fhriftlichen 
Aufzeichnungen während der Verhandlung, nimmt an den 
Beihlußfaffungen des Schiedsgerichtes mit beratender Stimme 
teil und fertigt die Erfenntniffe des Schiedsgerichtes aus.?) 

1) Art. XXI, 8. 7. 

Gef. v. 4. Jänner 1908, RGB. Nr. 10, 8 7: Sofern durch das 
Statut einer Börfe zur Enticheidung über Streitigleiten aus Waren 
geichäften ein Schiedsgericht beftellt wird, ift zur gültigen Zufammen- 
fegung eines jeden folchen Börfenfchiebsgerichtes erforberlih, daß alle 
Schiedsrichter Die Staatsbürgerſchaft in den im Reichsrate vertretenen 
Königreihen und Ländern befiten. Die Schiedsrichter find vor Antritt 
ihres Amtes von dem Präfidenten des Hanbelögerichtes an dem Site der 
Börfe in Eid zu nehmen. 

Minifterialverorbnung v. 36. März 1908, RGB. Nr. 71, betreffend 
die Beeidigung der Mitglieder von Börfenfhiedsgeridhten 
zur Enticheidung Über Streitigkeiten and Warengeichäften. 

Auf Grund des 8 26 des Gel. v. 4. Zänner 1908, RGB. Nr. 10, 
wird zur Durchführung des 8 7 Diefes Geſetzes verorbnet: 

8 1. Sofern buch das Statut einer Börfe zur Entſcheidung fiber 
Streitigleiten aus Warengefchäften ein Schiedsgericht beftellt wird, find 
die Schiedsrichter vor Antritt ihres Amtes bei dem mit ber Handels 
gerichtsbarkeit betrauten Gerichtähofe an dem Site der Börſe von befien 
Bräfidenten nad) der folgenden Eidesformel in Eid zu nehmen: 

„Ih ſchwöre zu Gott dem Allmäcdtigen und gelobe bei meiner 
Ehre und Treue, mein Amt als Börjenfchiedsrichter gewiſſenhaft und 
unparteiifh auszuüben und die beftehenden Geſetze, insbeſondere vie 
Staatsgrundgeſetze unverbrüchlich zu beobachten.“ 

8 2. Nach erfolgter Neuwahl eines Schiebsrichter8 oder nad Auf⸗ 
nahme einer Perfon tn die nach Art. XVI des Einführungsgefebßes 
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dv. 1. Auguft 1895, RGOB. Nr. 112, zur Zivilprozeßordnung geführte Lifte 
hat die Börfeleitung fi) an den Präfidenten des Gerichtähofes wegen 
Beftimmung des Tages und ber Stunde der Beeidigung zu wenden. 

Tag und Stunde find auf längftens acht Tage zu beftimmen, fofern 
nicht unüberwindliche Hindernifle entgegenftehen. 

Bor der Beeidigung darf weder ein gewählter, noch ein in die Lifte 
eingetragener Schiebsrichter jein Amt ausüben. 

8 3. Die Beeidigung iſt in einem für die Börfenichiebsrichter be- 
ſonders angelegten Beeidigungsbuche zu beurkunden, für deſſen Führung 
die Vorſchriften des 8 406, 3. 14 der Gefchäftsorbnung für die Gerichte 
erfter und zweiter Inftanz v. 5. Mai 1897, RGB. Nr. 112, gelten. 

8 4. Wegen der Beeldigung der Perfonen, die in dem Beitpunlte, 
mit dem das Geſetz v. 4. Jänner 1903, RGB. Nr. 10, in Wirkfamleit 
tritt, als Schiedsrichter Heftellt find, haben ſich die Börfeleitungen laͤngſtens 
bis 5. April 1908 an den Geridhtöhofspräfidenten zu wenden. 

®) Art. XXI, Abſ. 1. 


Art. XVI. Perſonen, welche nicht Mitglieder oder Be- 
fucher der Börfe find,t) haben das Recht, die Schiedsrichter, 
welche fie zu —— haben, aus einer Liſte von Perſonen 
zu entnehmen, die der Börje nicht angehören. Dieſe Liſte hat 
einen im Börfenitatute feitzujeßenden Teil der Gefamtzahl 
der Schiedsrichter zu enthalten. 

Die in dieſe Liſte aufzunehmenden Berfonen find von 
den Handel3- und Gewerbefammern, nötigenfall3 nach Ein- 
vernehmung von Gemwerbegenoffenfchaften, von den Landes- 
fulturräten oder von den a een zu 
benennen. Diejelben müflen am Orte des Schied3gerichtes 
ihren Wohnſitz oder Aufenthalt Haben. 

Die näheren Beltimmungen über die Anlegung und Er- 
gänzung diefer Lifte, insbejondere über die behufs Bildung 
derjelben einzuvernehmenden Körperfchaften, über die Quali— 
fifation der in die Lite aufzunehmenden Berfonen, ſowie über 
die Dauer ihrer Funktion al3 Schiedsrichter find im Verord- 
nungswege zu erlaſſen.?) 

Die Lifte ift im Lokale des Schiedsgerichtes anzufchlagen. 

Das nn hat für den Fall Beitimmungen zu 
treffen, als die Befugnis, aus dieſer Liſte Schiedsrichter zu 
wählen, nicht rechtzeitig ausgeübt wird, oder die gewählten 
Schiedsrichter zur Verhandlung nicht erjcheinen. 

Wenn das Schiedsgericht aus Mitgliedern oder Beſuchern 
der Börfe und aus Perfonen zujgmmengefest fein fol, Die 
der Börſe nicht angehören, und die Echiedsrichter fich über 
den Obmann nicht einigen können, ſo it derjelbe von dem 
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Präfidenten des Schiedsrichterkollegiums nach der Reihenfolge 
der Etreitfälle abwechjelnd aus der Zahl der der Börfe an- 
gehörenden Schiedsrichter oder aus den in die Kite le 
nommenen Schied3richtern zu ernennen. 

3) 8 2, 8.2, Börf. Gef. 

2) Berorbnung ber Minifterien der Yuftiz, der Finanzen, bed Handels 
und des Aderbaues v. 11. Februar 1896, RGB. Nr. 28, betreffend 
die Beftellung von nidht der Börfe angebötenden Schied s⸗ 
richtern für die Börſenſchiedsgerichte. 

In Ausführung bes Urt. XVI des Einführungsgeſetzes zur Zivil⸗ 
prozeßordnung, Gef. v. 1. Auguft 1895, NGB. Nr. 112, werben nach⸗ 
ftehende Beftimmungen erlaffen: 

8 1. Bei jedem Börfenfchiebsgerichte, dag nach dem Börfenftatut 
zur Entſcheidung von Streitigkeiten aus anderen als Börſengeſchäften 
ermächtigt ift, muß eine Lifte von Schiedsrichtern geführt werden, bie 
der Börje nicht angehören. 

Dieſe Lifte ift anzulegen und zu ergänzen: 

1. Für das Schiedsgericht der Wiener Börfe (Warenfeltion) von 
der Handels- und Gewerbefammer in Wien; 

2. für das Schiedsgericht der Börſe für Iandwirtfchaftlichde Produkte 
in Wien von der I. Lt. Landwirtſchaftsgeſellſchaft in Wien und der 
Handels⸗ und Gewerbekammer in Wien; 

3. für das Schiedsgericht der Prager Waren- und Effettenbörfe v von 
der Handels⸗ und Gewerbelammer in Prag; 

4. für dag Schiedsgericht der Prager Produltenbörfe von dem Landes⸗ 
kulturrate für das Königreich Böhmen und von der Handels» und Ge⸗ 
werbefammer in Prag; 

5. für das Schiedögericht ber Triefter Handelsbörje von der Hanbels- 
und Gewerbelammer in Zrieit; 

6. für das Schiedsgericht der Frucht: und Mehlbörfe in Graz von 
der k. k. fteiermärfifchen Lanbwirtfchaftsgefelfchaft und von der Handels- 
und Gewerbekammer in Graz; 

7. für dag Schiedögericht der Fruchtbörſe in Linz von dem Landes- 
kulturrate im Erzherzogtum Öfterreich od der Enns und von ber Handels» 
und Gewerbelanmer in Linz; 

8. für dag Schiedsgericht der Frucht⸗ und Produktenbörſe in Czerno⸗ 
witz von dem Landeskulturvereine in Czernowitz und von der Handels⸗ 
und Gewerbekammer in Czernowitz. 

8 2. Die Bahl der in die Lifte aufzunehmenden Schiedsrichter wird 
durch das Statut der betreffenden Börſe beftimmt. 

Bon diefer Zahl Hat in den Fällen des 8 1, 3.2, 6, 7 und 8 die 
Handels⸗ und Gewerbekammer die Hälfte, im Yalle des 8 1, 8. 4, ein 
Drittel und den Reft die zur Ernennung mitberedhtigte Körperjchaft zu 
ernennen. i 

Wenn fich bei der Berechnung ber Zahl ein Bruchteil ergibt, iſt ein 
Schiedsrichter mehr zu ernennen. Im Kalle einer notwendigen Er⸗ 
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gänzung fteht dag Ernennungsrecht jener Körperfhaft zu, von welcher 
der ausſcheidende Schiedsrichter ernannt wurde. 

Bor Anlegung und Ergänzung der Lifte haben die Handeld- und 
Gewerbefammern jene gewerblichen Genofienichaften einzudernehmen, 
weldhe an der Auswahl der Schiedsrichter zunächſt intereffiert erjcheinen. 

Die Handeld- und Gewerbefammer in Zrieft (8 1, 8. 5) Hat bie 
Hälfte der von ihr zu ernennenden Schiedsrichter aus den ihr von folgen- 
den vier Triefter Körperſchaften: Societä agraria, Associazione marit- 
tima, Societä degli ingegneri ed architetti, Associazione Triestina 
per le arti ed industrie vorgeichlagenen Perſonen zu entnehmen; Die 
Erftattung dieſer Vorſchläge hat unter den von der Trieſter Handel3- 
und Gewerbekammer felbft feftzufegenden Modalitäten zu erfolgen. 

8 3. Vorausſetzungen für die Aufnahme in die Lifte find: 

1. öſterreichiſche Staatsbürgerichaft ; 

3. volle Handlungsfähigkeit; 

3. das zurüdgelegte 30. Lebensjahr; 

4. Wohnſitz oder ftändiger Aufenthalt am Standorte der Börfe oder 
in deſſen Nähe; 

5. der Beſitz der erforderlichen Fachkenntniſſe. 

Die von der Handeld- und Gemwerbelammer zu bezeichnenden Schied3- 
richter müſſen durch mindeftens drei Jahre ein Tommerzielled® oder in- 
Duftrielle8 Unternehmen jelbftändig betrieben oder felbftändig geleitet 
haben oder duch mindeſtens fünf Iahre in folchen Betrieben angeltellt 
geweſen fein und infolge deffen die volle Gewähr für den Beſitz der zur 
Ausübung des Schiedsrichteramtes erforderlichen Kenntnis der Verhält- 
nifje des betreffenden Gewerbes oder des Handelsverkehres und Ter dafür 
geltenden Gejege und Gewohnheiten bieten; die von den Landeskultur- 
täten und den Landwirtfchaftsgejellichaiten oder Vereinen zu ernennenden 
Schiedsrichter müſſen durch einen längeren felbftändigen Betrieb oder 
durch längere Beteiligung an der Leitung eines landwirtichaftlichen Be- 
triebes volle Gewähr für den Befit der zur Ausübung ded Amtes er- 
forderlihen Kenntniſſe bieten. 

Mitglieder oder Beſucher der betreffenden Börfe find von der Auf- 
nahme in die Lifte ausgeſchloſſen. 

In die Lifte Dürfen Berfonen, welche und folange fie von der Wähl⸗ 
barkeit in die Gemeinbevertretung ausgeſchloſſen find, ſowie protofollierte 
Kaufleute, folange fie nicht die Wiederbefähigung erlangt haben (88 246, 
253 Konkursorbnung), nicht aufgenommen werden. 

8 4. Das Amt der in die Lifte aufgenommenen Schiedsrichter tft 
ein Ehrenamt und mit Teinerlei Bezügen verbunden. Dasjelbe dauert 
ein Jahr. Der Schiedsrichter Tann wieder ernannt werben. 

In die Lifte find nur Perſonen aufzunehmen, welche fi) zur An⸗ 
nahme des Amtes bereit erklärt haben. 

85. Die Ernennung für das Jahr 1896 Hat unverzüglich nach der 
Kundmachung diefer Verordnung, Die Ernennung für die folgenden Jahre 
ftet3 bis längſtens 15. Dezember bes Vorjahres zu erfolgen. 

Die Lifte der nicht der Börſe angehörenden Schiedsrichter iſt der 
betreffenden Vorſenleitung unverzfiglich mitzuteilen. 


8 I EG. 5390. Art. XVII-XXII. 


Die Lifte tft im Lolale des Vörſenſchiedsgerichtes anzufchlagen; 
hiebet tft bei dem Namen eine jeden Schiedsrichter auch die Körper- 
ſchaft, welche denfelben ernannt bat, anzugeben. 


8 6. Das Umt eines nicht der Börfe angehörenden Schiebsrichters 
erlifcht: 

1. durch Zurüdlegung des Amtes; 

2. wenn nachträglich ein Umſtand eintritt oder hervorkommt, welcher 

den Schiedsrichter von der Aufnahme in die Liſte ausgeſchloſſen hätte; 

3. infolge Enthebung vom Schiedsrichteramte durch die zur Er⸗ 
nennung berufene Körperſchaft. 

Wenn nach der auf Grund ſorgfältiger Prüfung des Sachverhaltes 
und ber vorhandenen Belege für begründet befundenen Mitteilung des 
Präfidenten des Schiedsrichterlollegiums oder des ftaatlicdhen Börſen⸗ 
kommiſſärs oder nad) fonjtigen Wahrnehmungen der ernennungsberech⸗ 
tigten Körperfchaft einem in die Lifte aufgenommenen Schiebsrichter bei 
Ausübung feined Amtes eine grobe Pflichtverlegung, ein wiederholtes 
unbegründetes Ausbleiben von den Situngen, Vernachläſſigung feiner 
Funktionen, Gefchentannahme oder offenkundig parteitiches Vorgehen zur 
Laſt fällt, tft der Schiedsrichter von feinem Amte zu entheben. 

Bor ber bezüglichen Entſcheidung ift dem Schiedsrichter Gelegenheit 
zur Außerung über Die gegen ihn vorliegenden Anfchuldigungen zu geben. 
Gegen die auf Enthebung vom Amte Iautende Enticheidung ftcht dem 
Schiedsrichter die binnen 14 Tagen nad Zuftellung der Ausfertigung des 
Beichluffes bei der ernennungsberedhtigten Körperfchaft einzubringenbe 
Beſchwerde an die politifche Landesftelle offen. 

Durch Zurüdlegung des Amtes kann ein Schiedsrichter die Durch⸗ 
führung de3 gegen ihn gemäß dem vorigen Abſatze eingeleiteten Dis: 
ziplinarverfahrend nicht hindern. 

87. Wenn ein Schiedsrichter im Laufe des Jahres ftirbt oder 
befien Amt erliicht, oder wenn infolge Beſchluſſes der Börfenleitung auf 
Bermehrung der Mitglieder des Schiedsrichterkollegiums auch eine Ver⸗ 
mehrung ber Zahl der in die Lifte aufgenonmenen Schiedörichter einzu- 
treten bat, ift unverzüglich für den Neft des Jahres eine Ergänzung der 
Lifte vorzunehmen. Hiebei find die Beftimmungen der 88 1 big 8 finn- 
gemäß anzumenden. 

Die Ergänzung der Lifte Tann unterbleiben, wenn die Erledigung 
der zu bejegenden Stellen in den letzten zwei Monaten des Jahres ein- 
getreten ift. 

88. Wenn bei der Anlegung, bei der jährlichen Erneuerung ober 
bei der Ergänzung der Lifte nicht im Sinne diefer Verordnung vor⸗ 
gegangen wirb oder erhebliche Berzögerungen unterlaufen, oder wenn die 
Ergänzung der Lifte troß Aufforderung des Präfidenten des Schieds⸗ 
richterfollegiums unterbleibt oder verzögert wird, ift Died dem Finanz⸗ 
minifterium anzuzeigen. 


Art. XVII. Das Verfahren vor den Schiedsgerichten 
wird durch das Börjenftatut?) geregelt. Auf dasjelbe haben 
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die 88 587 bis 599 ZPO. feine Anwendung; jedoch find 
die folgenden Vorſchriften den Statuten zu Grunde zu Iegen. 

82 Börf. Gef. 

Art. XVII Das Börfenftatut hat Beitimmungen über 
die Zujtellungen zu enthalten, welche geeignet find, die ver- 
läßliche Bejorgung derjelben zu gemwährleilten.!) Ebenfo hat 
das Statut die Gründe feitzuftellen, aus denen ein Mitglied 
des Schied3gerichtes von den Parteien abgelehnt werden fann.?)- 
Das Statut hat Vorjchriften über die Aufnahme von Ver— 
gleichen?) zu enthalten.?) 

1) Art. XXI, 8.4. 2) Urt. XXIII, 8. 6. 

3) Art. XXI, Abf. 2. — Exekution 8 1, 8. 16, ED. 

*) Beitimmungen über ftatiftifche Ausweife Urt. XXVI. 

Art. XIX. Die — des Schiedsgerichtes 
find öffentlich.) In Anſehung der Äusſchließung der Öffent- 
DE a die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung (88 172 
un ). 

Im Falle die Offentlichfeit ausgefchloffen wird, hat jede 
der Parteien das im $174 3PO. beitimmte Ned. 

Dem Obmanne des Schiedsgerichtes fteht die Sibungs- 
polizei im Umfange der 88 197 und 198 ZPO. zu?) 

j 1) Nichtigkeit3befchiwerde Art. XXIII, 8. 8. 

2) Keine Strafbefugnis 88 199, 200 ZPO. 

Art. XX. Die Barteien find berechtigt, fich bei der Ver— 
handlung vertreten zu lajlen. Als Parteienvertreter find vor 
dem Schiedsgerichte die in die Lifte auf Grund des Art. XVI 
aufgenommenen Berjonen, Advokaten, Öffentliche Gejellichafter, 
Profuriften, Handlungsgehilfen und fonftige Angeftellte der 
Parteien, ferner Mitglieder oder Beſucher der Börſe und ge- 
richtlich beitellte Kuratoren oder Abhandlungspfleger zuzulafien. 

Art. XXI. Der Obmann des Schiedsgerichtes und der 
Sefretär!) haben für die richtige Ausfertigung des Erfennt- 
niffes Sorge zu tragen. Die Ausfertigung hat die Namen 
jämtlicher Schiedsrichter auszumeilen, welche an der Ber- 
handlung teilgenommen haben. Diefelbe ift vom Obmanne 
und dem Sekretär zu unterzeichnen. 

Die vor dem Schiedsgerichte abgeichloffenen Vergleiche 
find nur gültig, wenn fie von beiden Parteien unterjchrieben find. 

1) Art. XV. — Exekution 8 1, 8.16, ED. 

Art. XXII. Das Schiedsgericht kann Parteien, Zeugen 
und Sachverſtändige unbeeidet vernehmen. Sit eine eidliche 
Vernehmung der Partei!) oder die Beeidigung eines Zeugen 
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oder Sachverſtändigen notwendig oder weigert ſich eine Partei, 
ein Zeuge oder Sachverſtändiger, 14 vernehmen zu Taflen,?) 
fo iſt jenes Bezirksgericht, in deſſen Sprengel die zu ver- 
nehmende oder zu beeidigende Perfon wohnt oder fidh aufhält, 
um die Vornahme zu —— 8) 

Ein ſolches Anſuchen kann auch geftellt werden, wenn die 
Beweisaufnahme außerhalb des Ortes ftattfinden joll, mo das 
Schiedsgericht feinen Sitz hat. 

ı) 8 377 ZPO. 2) Insbeſondere zu erfcheinen. 

2) Borausfegungen für die Ausführung des Erfuchens, Art. XIII 

EG. 3. * — Das Erſuchen iſt in das Rechtshilferegiſter einzutragen. 
g 231 GO. 

Art. XXIIE Ein Erkenntnis des Börfenichiedsgerichtes 
kann mittel3 Nichtigfeitsbefchwerde angefochten werden: 

1. wenn der Schiedsvertrag ungiifig iſt; ) ein Schied3- 
vertrag ift insbefondere ungiltig, wenn der Bejchwerdeführer 
denfelben mit Rückſicht auf die von Mitgliedern eines Unter- 
nehmerverbandes (Kartell) getroffene Verabredung eingegangen 
it, wonach für feine gewerbliche Produktion erforderliche 

toffe, Werkzeuge und ſonſtige Hilfsmittel im inländiichen 
Berfehre nur unter der Bedingung veräußert werden follen, 
daß ſich der Käufer in Anfehung der aus dem Geichäfte ent- 
ipringenden GStreitigfeiten einem Börſenſchiedsgerichte unter- 
werfe; auf die Geltendmadjung diefer Ungiltigfeit Tann vor 
Beginn der fchiedsgerichtlihen Berhandlung nit wirkſam 
verzichtet werden; 

2. wenn das Schiedsgericht fich mit Unrecht für zujtändig ?) 
oder für u erflärte; 

3. wenn das Schiedsgericht die Klage nicht nad) Vor- 
ihrift des Art. XIV, vorlegter Abſatz, zurückgewieſen hat; 

4. wenn die Zustellung der Klage nicht ftatutenmäßig er- 
folgt iſ oder einer Partei die Möglichkeit, vor Gericht zu 
verhandeln, durch ſtatutenwidrigen Vorgang entzogen wurde;?) 

5. wenn eine Perſon verhandelt hat, welche hiezu geſetz⸗ 
lich nicht befähigt) oder nicht berechtigt war;?) 

6. wenn ein auf Grund der Statuten abgelehnter Richter 
an der Verhandlung teilgenommen hat; ®) 


Art. XXIII. 1. Soferne das Schiedsgericht nur für Streitig- 
feiten aus Börjengefchäften zuftändig ift, kann es nicht enticheiden, 
wenn das Geſchäft in ber Art zuftande fam, daß ein an ber 
Börſe gemachtes Angebot außerhalb der Börje angenommen 
wurde. €. v. 6. Juni 1900, 3. 2688, JB. 1901; 17. 
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7. wenn das Schiedögeriht nicht ordnungsmäßig zu- 
ſammengeſetzt war; 

8. wenn die Offentlichfeit in ungerechtfertigter Weife 
ausgeichloffen wurde. ®) 

Die Nichtigleitsbeſchwerde iſt beim Gerichtshof erſter In⸗ 
ſtanz (Handelsgericht),“) in deſſen Sprengel das Schiedsgericht 
ſeinen Sitz hat, binnen vierzehn Tagen nach Zuſtellung des 
ſchiedsgerichtlichen Erkenntniſſes einzubringen. Der Gerichts⸗ 
hof entſcheidet nach Anhörung der Parteien und erforder⸗ 
lichenfalls des Obmannes und Sekretärs des Schiedsgerichtes 
duch Beſchluß.0) 

Durch die Einbringung der Nichtigkeitsbeſchwerde gegen 
den Schiedsſpruch wird die Exekution desſelben nicht gehemmt. 
Wenn jedoch die obſiegende Partei durch den Vollzug einer 
Exekutionshandlung oder in anderer Weiſe ſichergeſtellt iſt, 
oder wenn, ſoweit im Schiedsſpruche eine Geldfeiftung auf- 
erlegt wurde, der fragliche Geldbetrag gerichtlich erlegt wird, 
ift die Erefution auf Antrag bis zur rechtskräftigen Ent- 
ſcheidung über die Nichtigkeitsbefchwerde aufzufchieben.‘') 

2) Insbeſ. Urt. XIV, 8.8. 2?) Insbeſ. Urt. XIV, 8.1 u. 2. 

2) Bergl. 8 477, 3.4, EBD. *) 88 1, 2, 8 8P0. 

5) Mangel der Vollmacht 88 6, 37 8PO. Vergl. 8 477, 3.5, BO. 

©) Bergl. 8 477, 8.1, BPO. 7) Art. XV, XVI. 

8) 88 178, 178 BO. Art. XIX. 

®) Ohne Rüdficht auf den Betrag 8 51 IR. 

10) Rekurs 8 514. Entſcheidung über die Koften 8 51 ZPO. 

1) 88 45 u. 44 ED. — Siehe auch Art. XXX, EG. 5. ED. 

Art. XXIV. Hat fid) das Schiedsgericht rechtskräftig für 
unzuftändig erklärt, oder die Klage auf Grund des Artifel3 XIV, 
vorletzter Abſatz, rechtsfräftig zurückgewiefen, To kann das ordent- 
lie Gericht die Verhandlung und Entſcheidung diejer Rechts⸗ 
ſache nicht ablehnen.!) 

) 846 IN. 

Art. XXV. Wenn der Schiedsiprud) & en zwingende 
Rechtsvorſchriften verftößt,!) ferner wenn das hiedögericht in 
Streitigkeiten, die nicht aus Börſengeſchäften (8 12 des Geſetzes 
vom 1. April 1875, RGB. Nr. 67) herrühren, über die Ein- 
wendung, daß dem eingeflagten Anfpruche ein al3 Spiel oder 


Urt. XXV. 1. Die bandelsrechtlichen Vorfchriften über die 
Verjährung von Klagen und Einreden wegen Waren- 
mängel find nicht zwingendes Recht. ©. v. 11. Oftober 1899, 
3. 12759, Sig. 717. | 
4* 
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Wette zu beurteilendes Differenzgeichäft zu Grunde Liege, 
überhaupt nicht oder unrichtig en ieden bat, Tann das ſchieds⸗ 
richterlihe Erkenntnis mittel Klage vor dem ordentlichen 
Richter als unwirkfam angefochten und das kraft des Erfennt- 
niſſes Geleiltete zurüdgefordert werden. 

Diefe Klage ift binnen dreißig Tagen nad) Zuftellung des 
ſchieds erichtlichen Erfenntniffes beim Gerichtshof eriter In⸗ 
ſtanz (Handelsgeridht), in deifen Sprengel das Schiedsgericht 
feinen Sitz hat, zu erheben.) Durd die Erhebung derjelben 
wird die Erefution des fchiedsgerichtlichen Erfenntniffes nicht 
ehemmt, jedoch findet die Beſtimmung des Artifel3 XXIII, 

fat 3, auch hier Anmwendung.?) 

1) Ebenſo 8 595, 8. 6, ZPO. 

2, Einzutragen in das Negifter C. 8 226, Abi. 1, ED. 

2) Siehe Art. XXX, EG. 3. ED. 


Art. XXVL In allen Angelegenheiten, welche das 
Börjenfchiedsgericht betreffen, hat ſich die Börſenleitung an 
das Finanzminifterium zu wenden, welches im Einvernehmen 
mit dem Juſtiz⸗ und Handelsminifterium und nad) Lage der 
Sade aud im Einvernehmen mit dem Aderbauminifterium 
entjcheidet. 

Das Juſtizminiſterium kann jederzeit durch einen Dele- 
gierten von der Rechtſprechung des Schiedägerichtes Kenntnis 
nehmen, die Akten einjehen und fich vom ordnungsmäßigen 
Gang der Geichäfte überzeugen. Zu diefem Zwecke ift in 
da3 Statut auch die Beitimmung aufzunehmen, daß Die 
Börjenfchiedsgerihte dem Zuftizminifterium alljährlich genaue 
re Ausweife über ihre Geichäftstätigfeit vorzulegen 
aben. 

Durch vorftehende Beitimmungen werden im übrigen 
die gefeßlichen Vorfchriften?) über die ftaatliche Börjenaufficht 
nicht berührt. 

*) 8 4 Börfengefeb. 

Art. XXVIL Die dermalen in Geltung ftehenden 
Börfenjtatuten find, fomweit fie fih auf Schiedsgerichte be- 
ziehen, im Sinne der vorstehenden Beitimmungen abzuändern 
und binnen drei Monaten nad) Kundmachung diefes Geſetzes 
zur Genehmigung vorzulegen.!) 

Beitimmungen über Schiedögerichte in neuen Börjen- 
ftatuten bedürfen der Genehmigung der im Artifel XXVI, 
Abſatz 1, bezeichneten Minijterien. 
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1) Die Beftimmungen über Börjenfchiebsgerichte Art. XIII bis XXVI 
traten am 10. Februar 1896 in Wirkjamfeit. Art. LIV. 

Verordnung des Juftizmintfteriums v. 14. Febr. 1896, 
RGB. Nr. 29, betreffend die zur Zuftändigleit der Vörfenfchiebsgerichte 
gehörigen Rechtsſachen: 

Bufolge Urtitels LIV des Gef. v. 1. Auguft 1895, RGB. Nr. 113, 
traten die Beftimmungen ber Artikel XIII bis XXVI des Einführungs- 
gejeßes zur Zivilprozeßordnung aın 10. Februar 1896 in Kraft. 

In diefen ift die Beteiligung der Gerichte an einzelnen Alten des 
Berfahrend vor Börſenſchiedsgerichten, fowie die Tätigleit Der Gerichte 
bet Anfechtung von Erkenntniſſen der Börſenſchiedsgerichte im all- 
gemeinen auf rund der Einrichtungen der neuen Bivilprogeßorbnung 
geregelt. 

Da diefe Einrihtungen noch nicht in Geltung find, fo werben die 
Berichte die ihnen durch jene Beſtimmungen des Einführungsgefeges 
übertragenen Uufgaben einftweilen nad) den Grundſätzen und mit den 
Mitteln des heutigen ftreitigen Verfahrens zu erfüllen haben. Um fie 
darin zu unterftügen und ein gleichmäßiges Vorgehen zu fihern, fowie 
um die durch Ausübung des Schiedsrichteramted nad den neuen Vor⸗ 
fchriften fich ergebenden Beziehungen zwifchen dem @erichte und den 
Börfenihiedsgerichten möglichit Mar zu geftalten, wirb auf Grund bes 
Artitels LV bes Einführungsgefebes zur Zivilprozeßordnung folgendes 
verordnet: 

I. Das Wirken der Börjenichiedsgerichte ift mehrfach und nament- 
lich betreffs des Zuſtellungs⸗ und Bewetsverfahrens durch die Gewährung 
der Rechtshilfe feitens der ſtaatlichen Gerichte bedingt. Lebtere find zu 
folcher Rechtshilfe verpflichtet, wenn das Erſuchen nach den ftaatlich ge- 
nehmigten Statuten de betreffenden Börſenſchiedsgerichtes zuläffig und 
das erfuchte Gericht zur begehrten Amtshandlung zuftändig it. Someit 
nit die Statuten felbft das Gericht bezeichnen, welches das Börſen⸗ 
ſchiedsgericht um Nechtähilfe anzugehen hat, ift die Buftänbigkeit für 
deren Gewährung bis zum Sntrafttreten der neuen Jurisdiktionsnorm 
nad) ben derzeit geltenden Vorſchriften zu beurteilen. Darnach ift 
außerhalb des engeren Gerichtshofiprengels die Nechtshilfe in der Regel 
von dem Bezirfögerichte zu begehren, in befien Sprengel die Amts⸗ 
handlung vorzunehmen if. Das an ein inländifches Gericht geftellte 
Erſuchen, zu einem ſchiedsgerichtlichen Verfahren gehörige Zuftellungen, 
Beweisaufnahmen ober andere Prozeßakte im Auslande und durch Ver⸗ 
wittlung einer auslaͤndiſchen GerichtSbehörde zu erwirken, iſt als Erfuchen 
um Rechtshilfe zu betrachten. 

Il. Sofern nad) den Statuten der Börſenſchiedsgerichte Buftellungen 
durch das Gericht auszuführen find, haben die Gerichte die Vornahme 
der Buftellung mit größter VBefchleunigung anzuorbnen, bei beren Be— 
wirkung die Vorſchriften zu beachten, melde für die Yuftellung gericht- 
licher Erledigungen gleicher Art gelten, und den Empfangſchein (8 215 
der GJ. v. 3. Mai 1853, RGB. Nr. 81) nad) bewirkter Zuftellung ſo⸗ 
gleich ohne Zuſchrift, in einem Umfchlage, an das Börfenfchiedögericht zu 
Ichiden. 
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Auch betreffs der Zuftelungen im Wuslande, um deren Vermitt⸗ 
lung die @erichte erfucht werben, tft fo vorzugehen, als ob es fih um 
die Zuftellung eines gerichtlichen Wltenftüdes handeln wärbe, und es 
ift immer die befondere Dringlichkeit folder Schiedsgerichtsſachen zu be» 
achten. 

Die durch die Zuſtellung verurſachten Koſten hat das Börſenſchieds⸗ 
gericht dem erſuchten Gerichte zu erſetzen, ſie ſind, wenn möglich, bei 
Rückfendung des Empfangſcheines bekanntzugeben. 

III. Dem Erſuchen um Beweisaufnahme iſt gleichfalls mit tun⸗ 
lichſter Beſchleunigung zu entſprechen, allenfalls das Erſuchen an das 
örtlich zuftändige Gericht abzutreten. Wird Die eidliche Vernehmung 
einer Partei begehrt, jo find bei der Beweisaufnahme bis zum Inkraft⸗ 
treten der neuen ZSivilprozeßordnung die Borichriften des Bagatell⸗ 
verfahrens über die Abhörung der Parteien als Zeugen (88 60 ff.) finn- 
gemäß anzumenden. 

Nach den Statuten einzelner Börfenfchiebsgerichte Taın das Schiebs- 
gericht, wenn e3 dies zur Aufklärung der ftreitigen Tatfachen notwendig 
erachtet, den Sekretär des Schiebögerichted oder deflen Stellvertreter zur 
gerichtlichen Beweißaufnahme entfenden. Wenn ein foldher Beſchluß dem 
Gerichte mitgeteilt wird, Hat dasfelbe von der Tagſatzung zur Beweis⸗ 
aufnahme nebft den Parteien auch den Sekretär des Börſenſchiedsgerichtes 
rechtzeitig zu verftändigen. 

Der Selretär ober deſſen Stellvertreter Tönnen bei der Beweis 
aufnahme an Parteien, Zeugen oder Sachverſtändige jene Fragen durch 
den Richter Stellen laſſen oder mit deſſen Zuftimmung jelbft ftellen, bie 
fie zur Aufllärung oder Bervolljtändigung der Ausſage, fowie zur Auf- 
Härung bed Streitverhältniffes oder der für Die Beweiskraft der Aus⸗ 
fagen weſentlichen Berhältniffe dienlich Halten. Fragen, die dem Richter 
unangemefjen erfcheinen, hat er zurüdzumeifen. 

Das Über eine Beweisaufnahme aufgenommene Protokoll ift dem 
Börfenichiedsgerichte unter Bekanntgabe der entitandenen Koften zu über- 
mitteln; Ießtere find vom Börſenſchiedsgerichte dem erfuchten Gerichte zu 
erjegen. 

Bei Erfuchen um Bermittlung einer Beweisaufnahme im Auslande 
ift nah Maßgabe der für die einzelnen Staaten erlaflenen bejonderen 
Vorſchriften wegen der Veranlafjung der Beweisaufnahme das Nötige 
vorzukehren. 

IV. Erkenntniſſe der Börſenſchiedsgerichte können aus den in 
Artikel XXIII des Einführungsgeſetzes zur Zivilprozeßordnung ange⸗ 
gebenen Gründen mittels Nichtigkeitsbeſchwerde angefochten werden. So⸗ 
lange die Möglichkeit fehlt, über dieſe Nichtigkeitsbeſchwerde nach den 
Regeln des neuen Verfahrens zu verhandeln, werden die Parteien, ſowie 
erforderlichenfalls der Obmann und der Sekretär des Schiedsgerichtes 
durch den Referenten, dem die Angelegenheit zugewieſen iſt, mündlich zu 
Protokoll zu vernehmen ſein. Der Referent wird, und zwar auch ohne 
vorherige Beſchlußfaſſung des Senates, die für die Entſcheidung wich⸗ 
tigen Alten des fchtebögerichtlichen Verfahrens requirieren dürfen; eine 
Einvernehmung von Zeugen oder Sacpverftändigen fteht ihm jedoch nur 
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auf Grund eines vorher eingeholten Senatöbejchluffes zu. Über bie 
Nichtigleitsbefchwerbe ift ſodann in ber gewöhnlichen Ratsſitzung durch 
Beichluß zu enticheiden. Gegen ben Beichluß kann in Gemäßheit bes 
8 9 des Patentes v. 9. April 1782, ZGS. Nr. 41, binnen adıt Tagen 
nad) der Buftellung Rekurs ergriffen werben. 


V. Wird ein Erkenntnis des Börfenichtedsgerichtes nad Art. XXV 
des Einführungsgefehes zur Zivilprozeßordnung mittel® Klage an⸗ 
gefochten, fo ift auf Grund einer folchen Klage bis zum Inkrafttreten der 
neuen Bivilprozgeßordnung, je nad) der Höhe des Anſpruches, über 
welchen das Schiebsgericht zu erlennen Hatte, das ordentliche ober bag 
ſummariſche Verfahren einzuleiten und fodann durch Urteil zu erkennen. 
Gegen das Urteil können die nach dem geltenden Rechte zuläffigen Rechts⸗ 
mittel ergriffen werben. 

Die Entiheidung, womit einer Nichtigkeitsbeſchwerde ober einer 
Anfehtungsllage in erſter oder höherer Inſtanz Folge gegeben wird, ijt 
vom Gerichtähofe erſter Inftanz ſamt Gründen dem betreffenden Börjen- 
ſchiedsgerichte mitzuteilen. 


VI. Die nad) Artifel XXIII, Abſatz 3, und Artikel XXV, Abſatz 2, 
des Einführungsgefeges zur Bivilprozeßorbnung unter Umftänden zu⸗ 
läffige Auffchiebung der Exekution beftebt in der Einftellung der Fort⸗ 
fegung ber bereits eingeleiteten Exekutionsmaßregeln, wobei jeboch bie 
bi8 dahin erworbenen Pfandrechte aufrecht bleiben. Falls ſchon die ere- 
tutive Feilbietung bewilligt wurde, ift deren Vornahme zu fiftieren; nad 
Bornahme der Feilbietung jedoch, fowie nad) erfolgter, wenn aud) nicht 
techiäfräftiger exekutiver Einantwortung kann eine Auffchiebung der 
Erefution nicht mehr ftattfinden. 

Bur Bewilligung einer Aufſchiebung der Exekution ift das Gericht 
befugt, das die Exekution ſelbſt bewilligt Hat. Der betreffende Beſchluß 
fann mittels Relurs angefochten werden. 


VO. Mit dem 10. Februar 1896 Haben die Börfenfchiedsgerichte 
die Befugnis verloren, die Erelution ihrer Schiebsfprüche zu beiilligen. 
Es müſſen fich deshalb nunmehr die Parteien, gleichgiltig 0b das Er- 
tenntnis des Börfenfchiedögerichtes unter der Geltung der neuen oder der 
früheren Statuten gefällt wurde, wegen der Bewilligung der Exekution 
auf Srund von ſolchen Erkenntniſſen an das ordentliche Gericht wenden. 

Bis auf meitere® wird, mangeld anderer Beltimmungen, für die 
Bewilligung dasjenige Gericht — an Orten, an welchen fich ein Gerichts» 
hof befindet, je nad) Höhe des Anſpruches der Gerichtshof oder das 
ftädtifch-delegierte Bezirksgericht, font das Bezirksgericht — zuftändig 
fein, bei welchem die verurteilte Bartei ihren allgemeinen Gerichtsftand 
in Streitfadhen Hat. 

Mangels eines bei einem inländifchen Gerichte begründeten all» 
gemeinen Gerichtsſtandes ift die Exekution bei dem Bezirksgerichte an⸗ 
zuſuchen, in beflen Sprengel das Börſenſchiedsgericht feinen Sit hat. 

Dem Erekutionsgefuhe muß eine Ausfertigung des Erkenntniſſes 
mit der Betätigung, daß es vollftredhar geworden ift, beiliegen. Dieſe 
Beftätigung hat nad) den Statuten der Sefretär des Börfenfchiedg- 
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gerichles unter Beidrückung des Siegels des Schiebägerichteß zu unter- 
ſchreiben. 

Im übrigen find auf ſolche Exekutionen die für das Exekutions⸗ 
verfahren heute geltenden Borfchriften anzuwenden. 


Art. XXVIII. In dem een — wirkſam 
bleibt das Geſetz vom 27. April 1873, RGB. Nr. 67, be⸗ 
treffend das Mahnverfahren, !) mit folgenden Abweichungen: 
1. Zur Erlaffung de3 bedingten Zahlungsbefehles find 
auch die Bezirksgericht in Handels- und Seeſachen zuftändig.?) 
2. Für die BZuftellung des bedingten Bahlungsbefehles 
an den Schuldner (87, Abſatz 2, des Si vom 27. April 
1873, RGB. Nr. 67) Haben die in der Bivilprozeßord- 
nung für die Zuftelung von Klagen erlaffenen Vorſchriften?) 
zu gelten. 
3. Die Friit für dag u. um Wiedereinfeßung in 
den vorigen Stand*) wegen Berfäumung des Wideripruches 
(8 14 des zitierten Geſetzes) wird auf vierzehn Tage ver- 
längert. 
4. Die Beitimmung des $20 des zitierten Gejeßes über 
die Kompetenz der Bagatellgerichte für Handelsfachen wird 
aufgehoben.?) 
1) Behandlung der Mahnſachen bei der Gefchäftöverteilung 819, 8. 2, 
SD. — Reagiſter für Mahnſachen 8 229 GO. — Alten in Mahnjachen 
8 268 SO. 

) 88 2, Abf. 2, 52 IN. °) 88 106, 107 PO. 9) 88 146 bi 
154 8PO. 

8) Bei den auf Grund von Klagen und fchriftlichen Gefuchen zu er- 
laffenden Zahlungsbefehlen im Mahnverfahren Tann ber Gerichts⸗ 
Tanzlei die Entwerfung ber Befhlußausfertigung aufgetragen 
und die Zurüdbehaltung einer Urfchrift oder Abfchrift Durch einen kurzen 
Bewilligungdvermert auf der Eingabe oder dem Protokolle erſetzt werben. 
8 56, Abf. 4, GOG. — Der Bewilligungsvermerk tritt an Stelle jedes 
anderen Ausfertigungdauftrages. Siehe 5194, Abf. 4, GO. — Bei Beur- 
kundung mündlicher Unträge auf ZahlungSbefehl durch das Negifter für 
Mahnſachen Hat ber Richter, ohne daß ein Konzept bei Geridyt zurüd- . 
behalten wird, bloß die Eintragung in Spalte 9 des Regiſters zu unter- 
fchreiben. 8 229, 3.4, GO. — Die Barteien können aud) die Aus» 
fertigung der beantragten Erledigung vorlegen. 8 195 GO. 

Der Gerichtskanzlei Tann aufgetragen werden, mündlich an 
gebrachte Gefuche um Erlafjung eines Bahlungsbefehles im Mahnver⸗ 
fahren oder um Bewilligung ber Exekution auf bemegliches Vermögen 
auf Grund folder Zahlungsbefehle, ſowie die mündlihe Erhebung eines 
Widerſpruches durch Eintragung in ein über Mahnfahen zu 
führendes Regifter (fiche 8 229 GO.) zu beurkunden; bie Aufnahme 
von Protokollen unterbleibt in dieſen Fällen. Won ben auf Grund folder 
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Megiftereintragungen erlaffenen Zahlungsbefehlen oder Exekutionebe⸗ 
willigungen wird eine Urjchrift oder Abſchrift bei Gericht nicht zurück⸗ 
behalten, fondern es genügt die Anmerfung diefer Alte im Btegifter. 
859, Abi. 3, GOG. — Mahnverfahren vor Gerichtöhöfen Urt. XIV 
EI. 3. IN. — Ferialfacdhe 8 223, Abſ. 2, 83PO. — Art. XXVIU trat 
mit Beginn ber Wirkſamkeit der 3PO. in Kraft. Art. LIV. 


Geſetz v. 27. April 1873, RGB. Nr. 67, gültig für alle im 
Neichdrate vertretenen Königreihe und Länder, mit Ausnahme de3 
Königreiches Galizien und Lodomerien mit den Herzogtümern Aufhwig 
und Bator und dem Großherzogtume Krakau, des Herzogtumes Bulo- 
wina, ſowie des Königreiches Dalmatien. 

Mit Buftimmung beider Häufer des Reichsrates finde Ich anzu- 
orbnnen, wie folgt: 

8 1. Zur Eintreibung von Forderungen an Geld oder anderen ver- 
tretbaren Sachen Tann der Gläubiger im Wege des Mahnverfahrens die 
Erlafiung eines bedingten Zahlungsbefehles gegen den perfönlichen 
Schuldner begehrten, wenn der geforderte Betrag oder der Wert des in 
Anfpruch genommenen Gegenſtandes ohne Hinzurechnung von Binfen und 
Nebengebühren die Summe von 200 fl. ö. W. nicht überfteigt. 

Forderungen, welche überhaupt oder zur Beit bei den Gerichten nicht 
geltend gemacht werden können, ſowie Forderungen aus Wechſeln eignen 
fih nicht für dad Mahnverfahren. 

8 2. Zur Erlaffung des bedingten Zahlungsbefehles find ausſchließ⸗ 
lich die Bezirksgerichte, beziehungsweiſe die jtädtifch-delegierten Bezirks⸗ 
gerichte berufen. (Bergl. Art. XXVILL, 8. 1.) 

Zuftändig ift dasjenige Bezirksgericht, in deſſen Sprengel ber 
Schuldner feinen orbentlihen Wohnfig hat. 

8 3. Gegen Berfonen, deren Aufenthalt unbelannt ift, oder an 
welche die Zuftellung außerhalb des Sprengels desjenigen Gerichtshofes 
erfolgen müßte, in welchem das zur Erlaffung des Bahlungsbefehles zu=- 
ftändige Bezirksgericht feinen Sit hat, ſowie gegen Perfonen, welche der 
Gerichtöbarkeit des Oberſthofmarſchallamtes unterjtehen, kann ber bedingte 
Bahlungsbefehl nicht erlaflen werden. (Art. III, EG. 3. IN.) 

8A. Das Gefuh um Erlaſſung des bedingten Bahlung&befehles 
kann mündlih*) oder fchriftlic) angebracht werden. 

An demjelben hat der Gläubiger: 

1. feinen und des Sculdnerd Namen, Stand oder Gewerbe und 
Wohnort zu bezeichnen; 

2. den Betrag der Forderung und den Rechtsgrund derfelben und, 


*) Mündlih angebrachte Geſuche um Erlangung eines Zahlung?» 
befehle8 im Mahnverfahren Tönnen durch die Gerichtskanzlei aufge» 
nommen werden und find durch einen Eintrag in das Mahnregifter zu 
beurkunden, wenn nicht der Kanzleibeamte (Kanzleigehilfe) das Gefucd für 
unftatthaft erachtet, in welchen Falle ein Protokoll aufzunehmen ift. 
88 319, 3. 3, 229, 8. 7, GO. 
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wenn die Forderung aus mehreren Bojten befteht, den Betrag jeder 
einzelnen Poſt unb deren Rechtsgrund anzugeben. *) 

Sat die Forderung nicht Geld, fondern andere vertretbare Sachen 
zum Gegenftande, fo muß ber Gläubiger in dem Geſuche ven Betrag 
bezeichnen, den er anftatt derjelben anzunehmen bereit ift. 

Wegen mehrerer Forderungen besfelben Gläubigers wider denfelben 
Schuldner Tann, auch wenn fie nicht in tatſächlichem oder rechtlichem 
Bufammenhange ftehen, die Erlafjung des Zahlungsbefehles mit dem⸗ 
felben Gefuche begehrt werben, wenn dieſe Forderungen zufammen bie 
im 8 1 bezeichnete Summe nicht überfchreiten. 

8 5. Das Geſuch ift ohme Anhörung des Schuldners zu erledigen. 

Dasfelbe ift zurüdzumeiien, wenn es den Veltimmungen der 88 1 
bis 4 nicht entfpricht, oder wenn fid) aus den Angaben des Gefuchftellers 
ergibt, daB die Forderung überhaupt oder zur Zeit unftatthaft, oder daß 
dieſelbe noch durch eine Gegenleiftung bedingt ift. 

Genen die Erlaffung des Zahlungsbefehles tft Tein Rechtsmittel, 
gegen die Verweigerung der Rekurs binnen 8 Tagen zuläſſig. (Aus⸗ 
nahme von $ 521 ZPBO.)e) 

8 6. Der Zahlungsbefehl**) muß enthalten: 

1. die Auffchrift: Zahlungsbefehl; 

2. die im 8 4, Biffer 1 und 2, bezeichneten Angaben ; 

3. den Auftrag an den Schuldner, binnen 14 Tagen nad) Buftellung 
des ZahlungSbefehled zur Vermeidung der Erefution die Forderung ſamt 
den geforderten Zinſen zu. berichtigen und die Koften des Bahlungs- 
befehles, fall8 deren Erſatz im Geſuche ***) angeſprochen wurde, in bem 
vom Richter beftimmten VBetrage zu berichtigen oder gegen den Zahlungs⸗ 
befegl Widerfpruch zu erheben; 

4. die Bemerkung, daß der Hahlungsbefehl nur durch Erhebung 
des Widerfpruches außer Kraft gefegt werben Tönne. 

Sit die Erlafjung des Zahlungsbefehles wegen mehrerer, in befon- 
deren Geldbeträgen ausgedrüdter oder bewerteter Forderungen angejucht 
worden, fo ift in bem Zahlungsbefehle die Berichtigung der Forderungen 
gefondert aufzutragen. 

Hat die Forderung nicht Geld, fondern andere vertretbare Sachen 
zum Gegenftande, fo ift dem Schuldner in dem BZahlungsbefehle freizu- 
ftellen, ftatt der geforderten Sachen den in dem Geſuche bezeichneten Be- 
irag in Geld zu leiften. 


*) Bei Beurkundung duch da3 Mahnregifter in dieſes einzutragen. 
8 229, 3.1, GO. 
*e) Mit dem Gerichtöfienel zu verjehen. 8 216 GO. 
***) Bei mündlihem Antrag in das Mahnregifter einzutragen. 8 229 
3. 2, GO 


a) Rekurs wegen zu niedriger Bemeffung ber Koften 
im Zahlungsbefehle. €. v. 18. März 1884, 3. 3008, Sig. 9938. 
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8 7. Der Zahlungdbefehl ift dem Schuldner und, wenn er gegen 
mehrere Schuldner gerichtet ift, einem jeden derfelben zu eigenen Handen 
und dem Gläubiger zuzuftellen. 

Die Buftelung an den Schuldner durch die Poſt ift unzuläffig. (Ab⸗ 
geändert dur Art. XXVIII, 3. 2.)b) 

8 8. Bur Erhebung des Widerfpruches genügt die von dem Schuld- 
ner bei dem Gerichte mündlich*) oder fchriftlid abgegebene Erklärung, 
daß er gegen den Zahlungsbefehl Widerfprucdh erhebe. Der Ungabe von 
Gründen bedarf es nicht. 

89. Hat der Schuldner rechtzeitig Widerfpruch erhoben, jo verliert 
der Bahlungsbefehl feine Kraft. Dies gilt auch für den Yall, daß ber 
Widerfprud; nur gegen einen Teil ber Forderung gerichtet ift, ober 
daß gegen einen wider mehrere Schuldner wegen besfelben Anfpruches 
erlajlenen Zahlungsbefehl der Widerſpruch nur von einem ber Schuldner 
erhoben wird. 

War jedoch durch den Bahlung&befehl die Berichtigung mehrerer, 
in befonderen Geldbeträgen ausgebrüdten Forderungen gefondert auf- 
getragen worden, unb wurde der Widerſpruch ausbrüdlid) nur gegen 
die eine oder die andere diefer Forderungen erhoben, fo bleibt der 
Bahlungäbefegl in Anſehuug der übrigen und ber auferlenten Koften 
in Kraft. 

8 10. Bon dem rechtzeitig erhobenen Widerſpruche find der Gläu⸗ 
biger und der Schuldner zu verfitändigen. **) 

Ein verfpätet erhobener Widerfpruh ift mit Hinweiſung auf Die 
verftrichene Frift zurückzuweiſen; einer erftändigung des Gläubigerd 
bedarf es in diefem Falle nicht. 

8 11. Die Koften ber Erlafiung des bedingten Bahlungsbefehles 
find, wenn gegen benfelben rechtzeitig Widerfprud erhoben wurde, von 
dem Gläubiger zu tragen, und es ift demſelben der Erſatz der Koften 
des Widerſpruches, falls er vom Schuldner angefprochen wird, in dem 
vom Richter zu beftimmenden Betrage aufzuerlegen. 

Wird infolge des Widerfpruches Klage erhoben, fo tft Über bie aus⸗ 
geiprochenen Koften des Mahnverfahreng, wie über einen Zeil der Kojten 
des Nechtöftreites zu erkennen. 

8 12. Gegen bie Befcheide, wodurch der Widerſpruch zurüdgemwiefen 
und dem Gläubiger der Erſatz der Koften des Widerſpruches auferlegt 
wird, ift der Rekurs binnen der Zrift von 8 Tagen zuläſſig. (Aus⸗ 
nahme von 8 521 ZPO.) *° . 


*) Zur Entgegennahme tft die Gerichtöfanglei ermächtigt; dad Pro⸗ 
tokoll wird durch ben Negiftereintrag erſetzt. 8 319, 3. 3, SD. 

*+) Die Berftändigung durch eine kurze fchriftliche Mitteilung obliegt 
der Gerichtöfanzlei. 8 313, 3. 14, GO. 


p) Auf Grund eines noch nicht rechtskräftigen ZahlungSbe- 
fehle kann grundbücherliche Vormerkung nicht erwirkt 
werben. €. v. 29. März 1876, 3. 3890, Sig. 6081. 
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8 13. Das Unfuchen um Grlafiung des Zahlungsbefehles Hat in 
Betreff der Anhängigkeit der Streitfache bei Gericht und ber Unter- 
brechung der Verjährung die Wirkung einer Klage; auf bie Begründung 
bes Gerichtsftandes ber Widerflage und ber zufammenhängenben Streit- 
ſachen jedoch ift dieſes Anfuchen ohne Wirkung. 

Tritt der Zahlungsbefehl durch Erhebung des Widerfpruches außer 
Kraft, fo iſt die Verjährung bis zur Erhebung bes Wiberfpruches als 
gehemmt anzuſehen. 

8 14. Die Wiebereinfegung in ben vorigen Stanb wegen unver- 
ſchuldeter Verſäumung der Frift zum Widerjpruche ift binnen 8 Tagen, 
nadıdem dem Schuldner die Verſäumung bekannt geworben und das 
Hindernis weggefallen ift, anzuſuchen. Die Bewilligung der Wiederein- 
fegung hat die Wirkung bes Widerſpruches, ohne daß es einer neuerlichen 
Erhebung besfelben bedarf. (Abgeändert durch Art. XXVIIL, 8. 3.) 

ft von dem Schulbner bie Wiedereinfegung in den vorigen Stand 
angejucht worden, fo kann gegen ihn, bis zur erfolgten Abweifung bes 
Geſuches, die Erelution nur bi8 zur Sicherftellung geführt werden. (S. 8871, 
8.3, ED.) 

8 15. Hat der Schulbner weber Bahlung geleiftet, noch rechtzeitig 
Widerſpruch erhoben, fo ift dem Gläubiger über fein Anfuchen die Ere- 
kution auf Grund des BZahlungsbefehles zu bewilligen. 

Sit der BZahlungdbefehl über Forberungen ergangen, welche nicht 
Geld, fondern andere vertretbare Sahen zum Gegenitande haben, fo 
bleibt dem Schuldner jederzeit unbenommen, fi von ber auf Herein- 
bringung diefer Sadjen geführten Erekution durch Leiftung bes in dem 
Bahlungsbeiehle bezeichneten Gelbbetrages famt Nebengebühren zu befreien. 

8 16. Unterläßt der Släubiger, vor dem Ablaufe von 6 Monaten 
nad Buftelung bes Zahlungsbefehles an ben Schuldner die Exekution 
gegen benfelben zu begehren, fo tritt der Bahlungsbefehl in Anſehung 
dieſes Schuldners unbeſchadet der nah 8 13, Abfag 1, eingetretenen 
Unterbrechung ber Verjährung außer Kraft. (Vgl. 8 1, 8. 3, EO.) e) 

8 17. Schriftliche Eingaben um Erlaflung des Bahlungsbefehles und 
zur Erhebung bes Widerſpruches find in Einem Exemplare zu überreichen 
und bei Gericht aufzubehalten. 

Die Bahlungsbefehle, fowie die zur Verftändigung des Gläubigers 
und Schuldner? von dem Widerjpruche erforderlichen Ausfertigungen find 

, amtlich zu verfaffen; der VBeibringung von Rubriken bedarf es zu biefem 
Bwede nit. 


e) 1. Der Zahlungsbefehl tritt ferner außer Kraft, wenn der 
Stäubiger binnen der fehsmonatlichen Frift den Vollzug der be= 
willigtert Exekution nicht anmeldet. E. dv. 9. April 1902, 3. 4782, 
Präv. 1902: ©. 397; 19. Auguft 1881, 3. 9084, Sig. 8477. 

2. Bei Einftellung rechtzeitig begehrter Erefution ift neuer- 
liher Erelutionsantrag jederzeit zuläffig. E. v. 23. April-190t, 
3. 5174, XB. 1901:32; 3. April 1901, 3. 4371, amtl. ©. 40% 
(8. März 1887, 3. 2506, Sig. 11481?). 
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Die Mitteilung einer Abfchrift der über das Anfuchen um Erlaffung 
des BahlungsSbefehles oder über bie Erhebung des Widerſpruches auf- 
genommenen Prototolle an die Segenpartei findet nicht ftatt. 

Berjonen, welche im Namen des Schulbner® Widerfprud) erheben, 
find nicht verpflichtet, fi) zu biefem Einfchreiten mit einer Bollmadıt 
auszumweifen. Die Buftellung ber gerichtlichen Erledigung Hat jebodh, 
wenn eine Vollmacht nicht beigebracht wurbe, an den Auftraggeber ſelbſt 
zu erfolgen. 

8 18. In dem Mahnverfahren und in Anfehung ber Exelution auf 
Grund eines Zahlungsbefehles kommen, foweit in dieſem Geſetze nicht 
etwas andere angeordnet ift, bie VBeftimmungen des Geſetzes über das 
fummarifche Berfahren zur Anwendung. (Bergl. Urt. II.) 

Durch die Einleitung des Mahnverfahren? wirb an ber gerichtlichen 
Zuſtändigkeit für die nachträgliche Erhebung der Klage nicht? geändert. 

8 19. Der Gläubiger kann das Begehren um Erlaflung bes Zahlungs⸗ 
befehles aud) in einer zur Eintreibung der Forderung erhobenen Klage *) 
ftellen, wenn für die Klage und bie Erlafjung des Zahlungsbefehles das⸗ 
ſelbe Gericht zuftändig ift. d) 

In diefem Falle hat das Gericht ben Zahlungsbefehl mittels Be⸗ 
fcheibes auf bie Klage und mit dem Beifabe zu erlaflen, daß im alle 
des Widerfpruches das weitere Verfahren über bie Klage ftattfinden 
werde. Eine von bem Kläger zu überreichende Abfchrift der Klage ift 
aufzubehalten. 

Wird von dem Gellagten gegen ben Bahlungsbefehl Widerſpruch 
erhoben, jo Hat das Gericht die Tagfabung zur Verhandlung über die 
Klage in dem nad) dem Gefehe zur Anwendung Tommenben Berfahren - 
anzuorbnen und biezu beide Barteien in Erledigung bed Widerſpruches 
vorzuladen.**) 

Findet das Gericht bas Begehren um Erlafjung bes Zahlungsbeiechles 
unftatthaft, fo hat e3 unter Zurüdtweifung bdesfelben fofort über die Klage 
die Tagſatzung zum geſetzlichen Verfahren anzuordnen. 

In den Fällen diefes Baragraphes wird die Anhängigkeit der Gtreit- 
fache bei Gericht und bie Unterbredjung ber Verjährung duch die Ans» 
bringung ber Klage begründet. 


*) fiber mündlich angebrachte Klagen, in welchen ver Gläubiger 
das Begehren um Erlaſſung eines Bahlungsbefehles ftellt, muß ein be- 
ſonderes Protokoll aufgenommen werben. Dieſes Protolol Tann nicht 
durch Beurkundung des Antrages im Regiſter M erjegt werben. 8 229, 
leßter Abſ., GO. 

**) Die Sache ift vom Megifter M in bag Regiſter C oder Ob zu 
übertragen. 8 229, 8.6, GO. 


d) Wenn das Gericht nicht gleichmäßig für die Klage und 
das damit verbundene Begehren um Erlafjung eines Zah— 
Iungsbefehles zuftändig ift, muß ſowohl der Zahlungsbefehl 
verweigert ais die Klage zurüdgewiefen werden. E. v. 8. Februar 
1876, 3. 1383, Sig. 60%. 
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8 20. In ben Städten, in melden ein beſonderes Bagatellgericht 
für Handelsfachen*) beiteht, Tann mit ber vor diefem Gerichte erhobenen 
Klage das Begehren um Erlafiung des Bahlungsbefehles verbunden 
werben. Hierüber hat das VBagatellgeriht nad den Beftimmungen bes 
8 19 vorzugehen. 

8 21. Dieſes Gefeh tritt am 1. Dftober 1878 in Wirkſamleit. 

Mit dem Vollzuge desfelben ift der Yuftizminifter beauftragt. 

Berordnung ded AJuftizminifteriumd v. 12. Dezember 
1899, IMVB. Nr. 51, betreffend bie Betätigung ber Zu— 
ftellung auf den Bahlung&befehlen im Mahnverfahren. 

Un alle Bezirksgerihte mit Ausnahme der Bezirksgerichte in den 
Oberlandesgerichtsfprengeln Lemberg, Krakau und Bara. 

I. Eine Umfrage hat ergeben, daß viele Bezirksgerichte in analoger 
Anwendung bes 8 347, Abf. 3, GO. auf der für ben Kläger (Untrag- 
fteller) beftinmten Ausfertigung des Zahlungsbefehles im Mahnverfahren 
bie Zuftellung an den Gegner und ben Tag ber BZuftellung beftätigen. 
Da diefer Vorgang ſich als zweckmäßig erwiefen hat und die BZuftellung 
bes Bahlungsbefehles an den Kläger (Antragfteller) bis zur Buftellung 
an den Gegner ohne Nachteil aufgeichoben werden Tann, wird geftattet, 
daß die Gerichte diefen Vorgang aud) fortan einhalten, wo er bisher 
üblich war. 

Den Präfidenten ber Gerichtshöfe erfter Inftanz tft anheimgegeben, 
denjelben Vorgang bei allen oder bei einzelnen ber ihnen unterftellten 
Bezirksgerichte obligatorifch einzuführen, fofern fie dies nad ben ihnen 
befannten Berhältnifjen für notwendig oder zwedmäßig erachten oder von 
Gemeindevertretungen, von den Abvolstenfanımern oder von anderen 
intereffierten Körperſchaften aus gerechtfertigten Gründen darum ane 
gefucht wird. ; 

Hievon abgejehen, befteht eine Verpflichtung zu folcher Beftätigung 
der Buftellung bei allen Bezirfögerichten dann, wenn die Beftätigung vom 
Kläger (Antragiteller) ausbrüdiich begehrt wird. Bet mündlich an- 
gebrachten Geſuchen um Erlaffung des BZahlungsbefehles ift ein folches 
Begehren in ber Spalte für Bemerkungen des Regiſters M durch ein 
Schlagwort, 3.8. „Buftellungsbeftätigung“ o. &. zu vermerfen. 

II. Sofern hienach eine Buftellungsbeftätigung erteilt werben foll, 
ift bei Wusfertigung bed Bahlungsbefehle® auf dem für den Kläger 
(Antragiteller) beftimmten Exemplare von ber abfertigenden Kanzlei- 
abteilung der Vermerk: „dem Gegner zugeftelt am . . ." handſchriftlich 
oder mit Stampiglie beizufegen. Dieſes Exemplar des Bahlungsbefehles 
ift in dem Fade: „Empfangicheine abzuwarten“ bis nad) Vollziehung 
ber Zuftellung an den Gegner zurüdzubehalten. Nach Einlangen des Rüd- 
oder Zuſtellungsſcheines ift der Buftellungsvermerk durch die Buftellungs- 
abteilung (Buftellungsbeamter) auszufüllen und zu unterfertigen und 
fodann der Zahlungsbefehl dem Kläger (Untragiteller) zuzuftellen. 

UI. Die in der Mitteilung des IJMBB. Jahrgang 1899, ©. 76, 
näher befchriebene Benachrichtigung von ber Buftellung mittel! Korre- 


*) Bezirfägericht in Handelsſachen. Art. XXI, EG. 3. IR. 
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ſpondenzkarte Tann auch bei Bahlungsbefehlen im Mahnverfahren ftatt- 
finden. Falls von ber Partei eine foldhe Korrefpondenzlarte beigebracht 
wird, Hat die Betätigung der Zuftelung auf der Ausfertigung des 
Bahlungsbefehles zu unterbleiben. 

IV. Auf die Beftätigung der Rechtskraft des Zahlungsbefehles find 
die vorjtehenden Borfchriften nicht anwendbar. — 

Über bie Betätigung der Zuftellung durch die Buftellungsabteilung 
oder das Zuftellungsorgan fiehe aud) IMV. v. 12. Dez. 1899, IMVB. 
Nr. 52, bei 8 564 ZPO. 

Art. XXIX. As Inland im Sinne der Zivilprozeß⸗ 
ordnung!) gilt das Gebiet der im Reichsrate vertretenen 
Königreihe und Länder. Perjonen, welche in diefem Gebiete 
das Staatsbürgerrecht nicht genießen, find in Bezug auf Die 
Borihriften der Zivilprozeßordnung als Ausländer anzu= 


en. 

Ungarifche Staatsangehörige, welche dem ftehenden Heere 
oder der Kriegsmarine angehören oder bei Behörden der ge- 
meinfamen Angelegenheiten angeftellt find und bei einem in- 
ländiihen Gerichte als Kläger auftreten, find von der Sicher- 
beitsleiftung für die Prozeßkoſten befreit.?) 

2) Val. 88 8, 57, 120ff., 271, 279, 295, Abſ. 2, 311 ZPO. u. a. m.; 

auch im Sinne diefes Geſetzes, Art. XIV, XXXV. 

2) Ausnahme von 8 57 3PO. 

Art. XXX. Inſoferne fid) die Zivilprogeßordnung!) auf 
die Beitimmungen des bürgerlichen Rechtes beruft, find dar- 
unter nit nur die Vorſchriften des allgemeinen bürgerlichen 
Geſetzbuches, fondern auch jene des Handelsrechtes und der 
Wechſelordnung und die in anderen Gefegen enthaltenen Normen 
des Privatrechtes zu verftehen.”) 

1) Oder ein anderes der Bivilprozeßgefehe, 3. B. Art. XVII EG. 

3. IR., XXXI, XLII, XLIII EG. 3. 3BO. 

2) 8.8. 88 21, 24, 33, 304, 8.2, u. a. m. 8PO. 

Art. XXXI. Die nad) dem bürgerlichen Rechte einer 
Partei, die von der Gemährleiftung Gebrauh machen will, 
obliegende Verpflichtung, die Vertretungsleiftung zu begehrten, ') 
it als Verpflichtung zur Streitverfündigung?) a) anzufehen. Die 

nterlafjung der Streitverfündigung ift mit den nach dem 
bürgerlichen Rechte an das unterlafjene Begehren um DBer- 
tretungsleiftung gefnüpften Rechtsfolgen verbunden. 

2) 8 991 abGB. 

9 8 21 PO. 

a) Die Streitverfündigung ($ 21 ZPO.) vertritt die Aufforderung 

zur Vertretungsleiftung. (IM. zu Art. XXI EG. 3. 8PO.) 
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Art. XXXII. Die Beftimmungen der Bivilprozeßordnun 
über Advokaten!) und deren Stellvertreter find jinngemäß auch 
auf die Finanzprofuraturen anzumenden. 

1) 88 49, Abf.1, 83, 86, 119, 118, 174, 179, 200, 912, Abſ. 3, 
230, 265, 440, Abſ. 3, 5, ZPO. | 

Art. XXXIH. Der für eine arme Partei gemäß 8 64, 
3. 3, ZPO. beitellte Advolate) Tann, wenn die ihm über- 
tragene Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung mutwillig 
oder ausſichtslos ericheint, beim Progeßgerichte eriter Inſtanz 
um feine Enthebung von der Vertretung anſuchen. Das Ge- 
richt enticheidet hierüber nad) Anhörung der armen Partei 
durch Belhluß. Die arme Bartei kann einen Rekurs gegen 
diefen Beſchluß aud) bei Gerichtshöfen mündlich zu Protofoll 
anbringen.! 

Soferne in der fraglichen Rechtsſache die Vertretung durch 
Advokaten durch) das Geſetz geboten iſt, erliiht mit recht3- 
fräftiger Bewilligung der Enthebung auch das gewährte 
Armenredt.?) 

1) Ausnahme von 88 27, 520, Abſ. 1, ZPO. — Relur Tann als 

Borftelung behandelt werden $ 522 ZPO. 

2) 8 68 ZPO. 

a) Der für die arme Partei zur unentgeltlichen Wahrung ihrer Rechte 
bei der mündlichen Verhandlung ober zur Abfaffung und Überreichung 
ber Berufungsichrift beftellte amtliche Bertreter (8 64, 3.4, ZPO. und 
8 90 GOG. ift nicht berechtigt, Die Enthebung von ber Vertretung des⸗ 
balb zu begehren, weil die ihm übertragene Rechtsverfolgung oder Rechts⸗ 
verteidigung mutwillig oder ausſichtslos ericheint. (FM. zu Art. XXXIII 
EG. 3. ZPO.) 

Art. XXXIV. Die Beftimmung der Zehr- und Gang- 
gelder und der — un, ſowie die Regelung des 
Verfahrens bei Vorſchreibung und Einhebung derfelben Hat 
im Verordnungswege zu erfolgen; bi3 zur Erlaffung neuer 
Vorſchriften bleiben die zur Zeit Darüber beitehenden An- 
ordnungen in Geltung. ') 

1) Siehe 88 369—371 ED. und bei $ 369 GO. die bezüglichen Bor- 
Schriften, ingbefondere die IMV. v. 22. Auguft 1899, RGB. Nr. 162, über 
. — Ganggelder und Zuſtellungsgebühren der Diener der 

er e. 


Urt. XXXIII. 1. Die Enthebung fann vor Schluß der 
a erfolgen. ©. v. 16. Jänner 1901, 3. 407, 
g. 852. 
2. Gegen die refurägerichtliche Beftätigung der Enthebung ift 
a 2 erer Rekurs nicht zuläffig. E. v. 30. Mai 1899, 3.8375, 
g. 628, 
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Art. XXXV. Für den Verkehr der Gerichte mit den 
im Auslande befindlichen Behörden und Parteien find die in 
den bejtehenden und in Hinkunft zu erlaflenden Anordnungen 
(Staatöverträge, Regierungserflärungen, Minifterialverord- 
nungen) enthaltenen näheren Beitimmungen maßgebend.') 

1) Ebenfo 8 69, Abſ. 3, EO. — Siehe diefe Vorſchriften in der 
Gefhäftsordnungs-Ausgabe bei 8 201 ED. — Bergl. 8 36, Abf. 2, IR. — 
Buftellungen im Auslande 88 120-—122 ZPO. — Beweisaufnahmen im Aus⸗ 
lande 88 279, 283, 290 ZPO. — Rechtshilfe auf Erfuchen ausländifcher 
Gerichte 88 38—40 FR. 

Art. XXXVL Die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung 
über die Gerichisferien!) finden feine Anwendung auf die An- 
re des ftrafgerichtlichen Verfahrens, auf das Kon⸗ 
fursverfahren, ſowie auf die Erledigung von Grundbuchsſachen. 
Undere Angelegenheiten des außerjtreitigen Verfahrens ſind 
als Ferialſachen zu behandeln,?) wenn durd) die Verzögerung 
einer Verfügung Nachteil für eine Partei entjtehen Tünnte.?) 

1) 88 222-225 ZPO. 

2) Die Enticheidung trifft der Vorfteher des Gerichtes oder der Vor⸗ 
figende des ftändigen Senates, $ 86 GOG., oder beflen Stellvertreter, 
8 47, Abſ. 4, GO. 

Art. XXXVIL Die dem Beliger einer unbeweglichen 
Sache oder eines dinglihen Rechtes gemäß 88 340 bis 342 
abGB. zuftehende Berechtigung, das Verbot einer be- 
abjichtigten Bauführung vor Geriht zu fordern, Hat nicht 
mehr Statt, wenn der Bauführer nad) Anhalt der für Die 
Bauführungen geltenden Vorfchriften das Begehren um Er- 
teilung der Baubewilligung gejtellt hat, der angeblich ge- 
fährdete, zur Baukommiſſion gehörig und rechtzeitig geladene 
Befiger jedoch bei derfelben nicht erfchienen ift oder gegen die 
begehrte Baubewilligung feine Einwendungen erhoben bat. 

Art. XXxXVIIL An die Stelle der im Hofdefrete vom 
6. März 1789, IGS. Nr. 984, im Patente vom 31. De- 
zember 1800, JGS. Nr. 514, und im Patente vom 
16. Januar 1786, IGS. Nr. 516, zugelaflenen Aufforde- 
rungsflage hat die Klage nah 8 228 8PO. zu treten; 
der Nachweis eines rechtlichen Intereſſes an der al3baldigen 
Feſtſtellung des Rechtsverhältniſſes iſt in diefem Falle nicht 
erforderlid). 

Der Richter und im Verfahren vor Gerichtshöfen der 
Borlitende können in folchen le auf Antrag des 
Klägers oder von amtswegen verfügen, daB der Beklagte in 
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feinem Beſitz befindliche, den Gegenftand des ee 
betreffende Urkunden und Alten vorlege. Sie können außerdem 
auf Antrag des Kläger oder don amtswegen die — 
ſchaffung der den Gegenſtand des Rechtsſtreites betreffenden, 
bei einer öffentlichen Behörde oder bei einem Notar verwahrten 
Urkunden veranlaſſen.) 

1) Ausnahme von 88 229, Abſ. 2, und 303 ZPO. 


Art. XXXIX. Im Falle des 8 48, Abſatz 2, des allge- 
meinen Grundbuchsgeſetzes kann der Eigentümer einer Liegen- 
ihaft oder eines bücherlichen Rechtes auf Feſtſtellung des 
Nichtbeftehens des vorgemerkt geweſenen Rechtes Hagen!) und im 
Falle eines günftigen Erfenntniffes durch Anmerkung desfelben 
im Grundbuche einer wiederholten Bewilligung der Vormer⸗ 
fung vorbeugen. 


1) 8 228 ZPO. 


Art. XL. Wenn nad) den Vorſchriften der Zivilprozeß⸗ 
ordnung ein Eid abzulegen ift,*) fo find bei der Vornahme der 
Beeidigung die Beitimmungen des Gefehes vom 3. Mai 1868, 
RGB. Nr. 33,%) zu beachten. 


1) Baupertätseid 88 60, 62, vereinbarter Eid 8 205, Eib bed Steno⸗ 
graphen 8 280, Beugeneid 88 336, 337, 388, Sachverſtändigeneid 8 358, 
eidliche Vernehmung der Barteien 88 377—880, 273, 307, 451, 481, 489 
ZED., Manifeftationgeid Art. XLII, Eid der Dolmetihe 8 1233 GO., 
Beeidigung ber ftändig beftellten Sadverftändigen 8 4, Abf.6, ML. 
dv. 25. Juli 1897, RGB. Nr. 175 (Realſchätzungsordnung). 


2) Gef. v. 3. Mai 1868, RGB. Nr.38, zur Regelung des 
Verfahrens bei den Eidesablegungen vor Geridt. 


81. Die Formel der vor Gericht abzulegenden Eide hat ohne Rüd- 
fiht auf das Religiondbelenntni3 des Schwörenden zu lauten: 


für Zeugen im Bivil- und Strafverfahren: 

„Ih ſchwöre bei Gott dem Allmächtigen und Allwiflenden einen 
reinen Eid, daß ich über Alles, worüber ich von dem Gerichte befragt 
worden bin (werde befragt werben), die reine und volle Wahrheit und 
nichts als die Wahrheit ausgeſagt habe (außfagen werde); fo wahr mir 
Gott Helfe!“ 


für Sad> und Kunftverftändbige im Bivil- und Straf» 
verfahren: 

„Ich ſchwöre bei Gott dem Allmächtigen und Allwilfenden einen 
reinen Eid, daß ich den Befund und mein Gutachten nach beftem Willen 
und Gewiſſen und nad ben Regeln der Wiſſenſchaft (der Kunft, des 
Gewerbes) abgeben werde; jo wahr mir Gott helfe!” 
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für den Barteieneid in bürgerlihen Rechtsſtreitigkeiten: 

„sch ſchwöre bei Gott dem Allmächtigen und Allwiffenden einen 
teinen Eid, daß . . . (hier folgen die Worte bes Eides); fo wahr mir 
Gott helfe!” 

8 2. [Die gefegliche Borfchrift, nach welcher Zeugen in dem Ber- 
fahren in bürgerlichen Nechtzftreitigleiten zu befchwören Haben, daß fie 
ihre Ausfage niemanden entdveden werben, bevor fie von dem Gerichte 
wird kundgemacht worden fein, bleibt unberührt.) Aufgehoben durch 
Gef. v.,16. Mai 1874, RGB. Nr. 69, 8 19. 

8 3. Bor der Eidesablegung hat der Richter den Schwurpflichtigen 
in einer befjen Bildungsgrade und Faſſungskraft angemefienen Weile an 
die Heiligleit des Eides vom religiöfen Standpunkte, an die Wichtigleit 
des Eides für die Rechtsordnung, an bie zeitlichen und ewigen Strafen 
des Meineides zu erinnern und demfelben zu bebeuten, daß der Eid im 
Sinne bes Gerichtes, daher ohne allen Vorbehalt und ohne Zweideutig⸗ 
teit, abzulegen fei. 

8 4. Berjonen, welche fi) zur chriftlichen Religion befennen, haben, 
infoweit nicht bie im 8 5 bezeichneten Ausnahmen eintreten, bei dem 
Schwure den Daumen unb die zwei eriten Finger der rechten Hand 
emporzuheben und den Eid vor einem Kruzifice und zwei brennenden Kerzen 
abzulegen. 

Iſraeliten Haben bei der Eibesleiftung das Haupt zu bebeden und 
die rechte Hand auf die Thora, 2. Buch Mofes, 20. Kapitel, 7. Vers, 
zu legen. 

85. Die Beftimmungen bed Hofdelrete® vom 10. Januar 1816, 
IS. Nr. 1201, in Betreff der Perſonen, welche vermöge ihrer Religions» 
lehre die Eidesablegung für unerlaubt halten, die Borjchriften des Hof⸗ 
befretes vom 21. Dezember 1832, IGS. Nr. 2582, betreffend die Eides⸗ 
ablegung berjenigen, welche ſich zur helvetifchen Konfeſſion befennen, 
endlich die Vorfchriften des Hofdekretes vom 26. Auguſt 1826, IGGS. 
Nr. 2217, betreffend die Veeidigung der Mohamebaner, fowie die gefeß- 
lien Beftimmungen über bie Eibesablegung ber Stummen und Taub⸗ 
ftummen, bleiben durch dieſes Gefeß unberührt. 

Alle anderen, die Form ber Eidedabnahme behandelnden Gejege hin⸗ 
gegen, insbeſondere das Hofdelret v. 1. Oktober 1846, IGS. Nr. 987, 
betreffs ber Judeneide, find durch dieſes Gejeg aufgehoben. — 

Se. Majeftät haben über Anfrage, wie ſich in den Fällen, 
wenn jemand von ber Sekte der Memmnoniften nach dem 
Geſetze einen Eid abzulegen hätte, zu benehmen fei, zu ver— 
ordnen geruht, dab folchen Beligionsparteien, welche vermöge ihrer 
Neligionglehren die Eidesablegung für unerlaubt, hingegen ihre feierliche 
Verficherung fo Heilig als andere Religionsgenoſſen den Eid erkennen, 
die mit ihren Religionsgrundfägen nicht vereinbarlihde Eidesablegung 
nicht aufzubringen, fondern ftatt berfelben ſich mit ihrer vor Gerichte, 
nach vorläufiger Ermahnung, bei der in ben Geſetzen auf Meineid be> 
ftimmten Verantwortlichkeit, die Wahrheit zu fagen, zu erftattenden und 
mit einem Handſchlage zu beftätigenden Verficherung zu begnügen fei. 
öfd. v. 10. Januar 1816, IGS. Nr. 1201. — 
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Die Vorſchrift des Hfd. v. 17. November 18236, IGS. Nr. 3231, 
über die Feierlichkeit bei Ablegung des Eides findet, infofern fie Die 
Aufftellung eines Kruzifixes und zwei brennender Wachslerzen betrifft, auf 
Eide, welche von helvetiſchen Konfeffionsverwandten ab- 
gelegt werden, feine Anwendung. Hfd. v. 21. Dezember 1832, IGS. 
Nr. 2582. — 

Die Borfhrift des Hfd. v. 9. Mai 1806, JGS. Nr. 763, über bie 
Eide der Mohamedaner wird außer Kraft gefebt und bagegen zu: 
folge Ah. Entſchließung v. 14. Februar 1826 folgendes angeorimet: 

Wenn Perfonen, die der mohamedaniſchen Religion zugetan find, als 
Parteien bei öfterreichifchen Gerichtsbehörben einen Eid ablegen follen, 
fo Hat ihnen ber Richter vor allem die Wichtigkeit diefer Handlung, bie 
Allwiſſenheit Gottes, bei dem fie den Eid ſchwören follen, und die Strafe 
be3 falfchen Eides zu Gemüt zu führen. Hierauf werden bie Umftände, 
welche zu beſchwören find, dem Schwörenden in der ihm befannten 
Sprache von Wort zu Wort vorgefagt, und derſelbe wird, nachdem er 
fie laut und vernehmlich nachgefprochen Hat, befragt: „Schwörft Du bei 
Gott?” Der Echwörende antwortet: „Jemin ederim!* (Ich ſchwöre) 
und feßt eine der folgenden Formeln ober auch alle brei zugleich Hinzu: 
Billahi Taala (bei Gott dem Alferhöchften), oder Wallahi (bei Gott), 
ober Bismillahi (im Namen Gottes). Zur Verſtärkung bed Eides Tann 
ber Schwörende noch eine oder die andere der Eigenfchaften Gottes, 
wie 3. 8. des Barmberzigen, des Erbarmers, beifügen, und fagen: 
Bismillahi Errahnıan Errahim (im Namen Gottes des Barmherzigen, 
des Erbarmers). Zur Giltigleit des Eides ift e8 aber hinreichend, eine 
ber obigen $ormeln, nämlich: Bismillahi, Billahi Taala oder Wallahi, 
auszufprehen. Der Schwörende Tann, wenn bag Gericht mit einem 
Eremplar des Koranz verjehen tft, angemwiefen werben, mährend der 
Ablegung des Eides bie rechte Hand auf dasſelbe zu legen. Dieſer Ge⸗ 
braud bes Koran ift aber zur Giltigleit bes Eides nicht wefentlich 
notwendig. Für keinen Fall darf dem Schwörenden geftattet werben, 
bei der Ablegung des Eides den Zeigefinger ber einen Hand in die Höhe 
zu halten. 

Nach eben diefen Borfchriften ift aud) von Zeugen mohamedanifcher 
Religion der Eid aufzunehmen. Diefen wird eine allgemeine Beteuerung, 
daß fie die reine Wahrheit ausfagen werden, . . . vorgehalten, und wenn fie 
Diefelbe nachgefprochen haben, die Frage: „Schwörft Du bei Gott?" an 
fie geftelt. Im übrigen find in Anfehung bes Beugenverhöres die all» 
gemeinen Borjchriften der Gerichtsorbnung .. . . zu beobadhten. Hfd. v. 
26. Aug. 1826, JGS. Nr. 2217. — 

Über die Anfrage, wie fich Dei der Abnahme des von einem 
Stummen in feiner Rechtsſache angetretenen Haupteides 
zu benehmen jet, wird bedeutet: Die Eibesformel fei von Dem 
Stummen, oder wenn ihm jelbft diefe Abjchrift zu machen fchwer fein 
follte, Durch eine dritte Perſon niederjchreiben zu laffen, dem Stummen 
fohin in Gegenwart zweier Zeugen, welchen feine Geberden bekannt find, 
diefe Formel vor einem Kruzifixe und zwei brennenden Kerzen vorzulefen, 
ihn bei jedem einzelnen Sage derjelben zur Abgabe eines Zeichens feiner 
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Beftätigung aufzufordern, und von ihm daun die ganze Eidesfornel 
unterfchreiben zu laſſen und zwar mit den Veifage, daß er den Aufſatz 
der Eidesformel ald wahr beichwöre, jo wahr ihm Gott helfe. Hfd. v. 
28. Sept. 1842, IJGS. Nr. 644. — 

Auf eine Anfrage des Generalprofurator® von Böhmen über ben 
Borgang det ber Beeidigung taubftummer Zeugen im 
Strafverfahren hat das Juftizminifterium demfelben bedeutet, daß 
e3 fi) nicht veranlaßt finde, hHieriiber eine Belehrung Hinauszugeben, 
fondern fid) darauf bejchränfe, feine Anficht über den Sinn des 8 170 
StPO. v. 17. Januar 1850 in feiner Anwendung auf die vorgelegte 
Frage mitzuteilen. ft der taubſtumme Zeuge bes Leſens und Schreibens 
fundig, fo tft ihm die Eidesformel zum Durdjlefen zu geben und nad) 
vorausgegangener fchriftlicher Meineidserinnerung von ihm zu unter- 
fchreiben. Kann man fit) mit ihm mitteld eines beeidigten Dolmetſchers 
durch Zeichen verftändigen, jo ift ihm die Eidesformel und die Meineids- 
erinnerung mittels der Zeichenſprache mitzuteilen und ebenjo von ihm 
der Eid abzulegen. Kann mau ihm aber wegen feiner Unfenntnis bes 
Leſens und Schreibens ſowohl als einer Zeichenſprache bie Eidesjormel 
nicht beihringen und verftändlic; machen, fo Tann der Natur der Sache 
nad) von einer Beeidigung desfelben wegen feiner Unfähigkeit keine Rede 
fein, und er wird in folchen Fällen in der Regel aud) unfähig fein, ein 
Zeugnis abzulegen. Die lnterlafjung ber Beeidigung eines Zeugen 
wegen feiner Unfähigteit, einen Eid abzulegen, kann unmöglich eine 
Nichtigleit Des Verfahrens begründen. ME. v. 23. September 1850, 
8. 12926. 

Art. XLI. Bormünder und Kuratoren können in den 
Prozeſſen ihrer Mündel und Pflegebefohlenen die Beweis— 
führung dur Vernehmung der Parteien!) beantragen, ohne 
hiezu der Einwilligung des vorntundfchaftlichen oder Kuratels- 
gerichtes zu bebürten.®) 

88 371 ff. 8PO. 

?, Für den verglicyenen Eid (8 205 ZPD.) ift die pflegſchaftsbehörd⸗ 

liche Genehmigung nad) $ 233 abGB. einzuholen. 

Art. XLII. Wer nad) den Vorſchriften des bürgerlichen 
Rechtes!) ein Vermögen oder Schulden anzugeben verpflichtet 
ift,?) oder wer von der Berfchweigung oder Verheimlichung 
eine3 Vermögens vermutlih Kenntnis Hat, kann mittels 
Urteiles dazu verhalten werden, allenfal3 unter Vorlage 
eines Verzeichnifjes des Vermögens oder der Schulden anzu= 
geben, was ihm von diefem Vermögen, von den Schulden 


Art. XLIT. 1. Abgefehen von der gejeglichen Verpflichtung 
zur Angabe von Vermögen oder Schulden kann nicht auf eidliche 
Ertlärung über beftimmte Tatſachen geflagt werden, die zur 
Klarſtellung des eigentlichen Streitpunftes von Belang fein können. 
E. v. 25. April 1899, 3. 5228, Sig. 589. 
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oder von der Berjchweigung oder Berheimlihung des Ber- 
mögens befannt ift, und einen Eid®) dahin zu leiten, daß feine 
Angaben richtig und vollitändig ind. 


Zur Klage iſt befugt, wer ein privatrechtliches Intereſſe 
an der Ermittlung des Vermögens oder de3 Schulden- 
ſtandes hat. 

Wenn mit der Klage auf eidlihe Angabe des Vermögens 
die Klage auf Herausgabe desjenigen verbunden wird,*) was 
der Bellagte aus dem zugrunde liegenden Nechtsverhältniffe 
ſchuldet, fo fann die beitimmte Angabe der Leitungen, welche 
der Kläger beanfprucht, vorbehalten werden,’) bis Die eidliche 
Angabe über das Vermögen gemadt ilt. 


1) Art. XXX. — Offenbarungseid im Eprelutionsverfahren 88 47 ff. 
ED. — Dffenbarunggeid zum Zwecke der Nachweiſung des Nachlaßver⸗ 
mögen® 8 12, Gef. v. 18. Juni 1901, RGB. Nr. 74, fiche bei 8 49 IR. 

?) Der mit der Erbſchaftsklage Belangte 8 823 abGB., der Verwalter 
fremden Vermögens $ 1012 abGB. 

2) Form des Eides Art. XL. *) 8227 ZPO. °) Ausnahme von 
8 226, Abſ. 1, ZPO. 


2. Wer aber eine nach der Menge der bezogenen Ware zu 
berechnende Proviſion zu bezahlen hat, fann vom Provifions- 
berechtigten auf eidlihe Angabe des gekauften Warenguantums 
geflagt werden. E. vd. 24. Oftober 1900, 3. 10472, Sig. 1158. 

3. Der zur Rechnungslegung verpflichtete gefchäftsführende 
Gefellihafter oder VBermögensverwalter kann nicht zur eidlichen 
Erklärung verhalten werden, daß die gelegte Vermwaltungs- 
rehnung rihtig und vollftändig if. E. v. 3. Mai 1901, 
3.3684, 38. 1901:334; 12. Dezember 1900, 3.11325, Przeg. 1902: 
©. 64; 17. Oktober 1900, 3. 11513, Sig. 1152. 

4. Der betreibende Gläubiger kann vom Berpflichteten eidliche 
Angabe über gepfändete, beim Verkaufstermine nit vorhan- 
dene Mobilien verlangen. E. v. 11. Dezember 1901, 3. 16356, 
38. 1902 : 106. 

5. Die eidlide Angabe des Nachlaßvermögens kann erſt nach 
Inventierung des Nachlaſſes begehrt werden. E. dv. 21. Fe- 
bruar 1901, 3. 15975, Przeg. 1902 : ©. 63. 

6. Auf Erfag der Koften für die rechtsfreundliche Ver- 
tretung bei der zur eidlichen Vermögensangabe angeordneten Tag- 
ſatzung hat der Kläger keinen Anfprud. €. v. 28. Februar 1901, 
3. 2541, GH. 1901:145 6. Auguft 1901, 3. 11133, Slov. Prav. 
1901: ©. 311; 

vielmehr hat jede Partei die ihr Durch die Eidesablegung 
verurſachten Koften felbft zu tragen. E. v. 6. Auguſt 1901, 
3. 11133, Slov. Prav. 1901: ©. 311. 
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Art. XLIIL Die Borlage einer gemeinfchaftlihen Ur- 
funde ($ 304 3PO.) kann auch außerhalb eines anhängigen 
Rechtsitreites im Wege der Klage gefordert werden. 


Art. XLIV. In den Fällen der Art. 348, 365 und 
407 des Handelsgeſetzes!) ift das im 8 384, Abſatz 3, ZPO. 
bezeichnete Gericht zujtändig. Auf die Ernennung, Beeidigung 
und Bernehmung der Sachverſtändigen finden die Vorfchriften 
der Zivilprogeßordnung über die Sicherung von Beweifen 
(88 384 bis 389) Anwendung. 


1) Art. 348. Wenn ber Käufer bie von einem anderen Orte über- 
fenbete Ware beanftändet, fo ift er verpflichtet, für bie einftweilige Auf⸗ 
bewahrung derjelben zu forgen. 

Er kann, wenn fich bei der Ablieferung oder fpäter Mängel ergeben, 
den Buftand der Ware durch Sachverſtändige feftftellen Iaffen. Der Ber- 
käufer ift in gleicher Weiſe berechtigt, diefe Feftftellung zu verlangen, wenn 
ihm der Käufer die Unzeige gemadıt hat, daß er die Ware wegen Mängel 
beanftände. 

Die Sachverftändigen ernennt auf Antrag des Beteiligten das Hanbel3- 
gericht oder in beffen Ermanglung der Richter des Ortes. 

Die Sachverſtändigen haben das Gutachten fchriftlicd oder zu Pro» 
tokoll zu erjtatten. 

Iſt die Ware dem Verderben ausgeſetzt und Gefahr im Berzuge, fo 
fann der Käufer die Ware unter Beobachtung der Beitimmungen des 
Art. 843 verkaufen Tafien. 

Urt. 865. Wenn das Gut, welches dem Kommilfionär zugefandt 
wird, bei der Mblieferung fich in einem äußerlich erkennbar befchädigten 
oder mangelhaften BZuftande befindet, fo muß der Kommiffionär die 
Rechte gegen den Frachtführer oder Schiffer wahren, für ben Beweis 
jene? Zuſtandes forgen und dem Kommittenten ohne Verzug Nach⸗ 
richt geben. 

Im Unterlaffungsfalle iſt er für den daraus entitandenen Schaden 
verantwortlich. 

Er Tann den Zuſtand durch Sachverſtändige feftitellen laſſen und, 
wenn das Gut dem Verderben ausgeſetzt und Gefahr im Verzuge ift, 
unter Beobachtung der Beftimmungen bed Art. 343 den Verkauf bes 
Gutes bewirken. 

Urt. 407. Wenn der bezeichnete Empfänger des Gutes nicht aus» 
zumitteln tft oder bie Annahme verweigert, oder wenn Streit über bie 
Annahme oder den Zuftand des Gutes entfteht, To kann der Beteiligte 
den letzteren durch Sachverſtändige feftftellen laſſen. 

Die Sachverſtändigen ernennt auf das Anſuchen des Beteiligten das 
Handelsgericht oder in deſſen Ermanglung der Richter des Ortes. 


Urt. XLIII. 1. Der Kläger muß ein rechtliches Intereſſe 
an der Vorlage haben und es im Falle des Widerjpruches glaub» 
baft machen. €. v. 5. April 1900, 3.4711, Sig. 959. 


2 1 EG. z. 3PO. Art. XLVAXLVMII. 


Die Sachverſtändigen Haben ihr Gutachten ſchriftlich oder zu Protokoll 
zu erftatten. 

Das Gericht Tann auf Anfuchen des Beteiligten verordnen, daB bad 
Gut in einem Öffentlichen Bagerhaufe oder bei einem Dritten niedergelegt, 
und daß e8 ganz oder zu einem entiprechenden Teile behufs Bezahlung 
der Fracht und ber Übrigen Forderungen des Frachtführer öffentlich 
verkauft wird. 

Über das Anfuchen um Ernennung von Sadverftändigen ober um 
Verfügung des Gerichtes wegen Niederlegung und wegen Verkaufes bes 
Gutes wird bie Gegenpartei, wenn fie am Orte anweſend ift, gehört. 

8 48. EG. 3. Handelsgeſetzbuch. Inſoferne bei Gericht Sachverftän- 
dige bereits ftändig beftellt find, ift ein vorgängiger Antrag der Parteien 
auf die Ernennung befonderer Sachverſtändiger auch in ben Fällen der 
Art. 348, 865 und 407 des Handelsgeſetzbuches nicht erforderlich. 


Art. XLV. Der Behändigung der Klage fteht in Bezu 
auf die wechjelrechtliche Verjährung (Art. 80 Wechfelordnung 
die Geltendmachung des Anfpruches in der mündlichen Ber- 
handlung (8232, Abſatz 2, ZPO.) gleid). 


Art. XLVL Eine mährend des Prozeſſes oder erft 
nad) deilen Beendigung eingetretene Erjißung oder Verjährung 
eines Rechtes kann nicht zum Nachteile deſſen geltend gemacht 
werden, dem nachträglich die Keen 2) des über diefes 
Recht geführten Prozeſſes bewilligt wird.® 

2) 88530 ff. ZPO. 2) Vergl. 81497 abGB. 


Art. XLVII. Auf die Erledigung der Streitfadhen, in 
welchen am Tage des Inkrafttretens der Zivilprozeßordnung 
die Einrede ſchon überreicht ift oder die Verhandlung der 
Hauptſache ie begonnen bat, findet die Bivilprogeßordnung, 
fofern im folgenden nicht8 anderes angeführt wird, Teine 
Anwendung; folche Redhtsitreite find nach den bisher geltenden 
Prozeßvorſchriften zu verhandeln und zu entfcheiden.!) 

Auf alle anderen Streitfadyen, die bereit3 vor dem Tage 
de3 Inkrafttretens der Bivilprogeßordnung bei Gericht an- 
gebracht worden find, finden von diefem Tage an die Vor- 
ſchriften der Zivilprozeßordnung mit der Maßgabe Anwen- 
dung, daß: 

1. eine bei Beginn der Wirkffamfeit der Zivilprozeh- 
ordnung im Buge befindliche a) Verhandlung über prozeßhindernde 
Einreden nach den bisher geltenden Prozeßvorſchriften zu 
“ Ende zu führen ift, und auch die Wirkung der darüber er- 
a Enticheidung fih nach diefen Prozeßvorichriften zu 
beſtimmen bat, und 
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2. die Zurüdnahme der Klage gemäß 8 237 der Zivil- 
prozeßordnung in dem unter 3. 1 angegebenen Falle noch 
bis zu Beginn der eriten zur Verhandlung der Hauptſache 
angeordneten Tagſatzung erfolgen Tann. 

Sn den im Abfate 2 bezeichneten Streitiachen verlieren 
mit dem Tage des Inkrafttretens der Zivilprozeßordnung die 
vor dieſem Tage erlaffenen Beicheide, wodurd den Beklagten 
die Erftattung der Einrede aufgetragen wurde, ihre Wirkſamkeit 
und gleichzeitig hört der Lauf der zur Erftattung der Einrede 
gewährten Friſt auf. Das Prozeßgericht hat von amtswegen 
über die Klage die Tagfagung zur mündlichen Verhandlung 
anzuberaumen.?)b) 

Diefe Beitimmungen gelten insbejondere aud), foferne die 
Vorſchriften der Zivilprozeßordnung gemäß Artikel II dieſes 
Geſetzes an die Stelle anderer bisher vorgejchriebener Ver- 
fahrensarten zu treten haben. 

1) Buftändigfeit Art. XIX EG. 3. FR. 

2) Falls dem Gerichte nicht nach der (neuen) IN. die ſachliche Zu⸗ 

ftändigfeit fehlt. Art. XX EG. z. IN. 

a) Hat in einer Streitfache, die nad) Art. XLVII, Abſ. 2, EG. 3. 
ZPO. ungeachtet ihres früheren Anhängigmwerbend nad) den Borjchriften 
der Bivilprozeßorbnung zu erledigen ift, bei Beginn ber Wirkjanteit 
der Bivilprozeßordnung die Verhandlung über erhobene prozeßhindernde 
Einreden noh niht angefangen, fo hat ſich die Verhandlung und 
Entfcheidung über diefe Einreden nach den neuen Prozeßvor— 
[hriften zu richten. Die Vorfchrift der 3.1 findet nur Anwendung, 
wenn nicht bloß die Einreden vor Beginn der Wirkſamkeit der Bivilprozeh- 
ordnung vorgebracht wurden, ſondern auch die Verhandlung darüber ſchon 
vor diefem Zeitpunkte tatjädhlich aufgenommen wurde. (IM. zu 
At. XLVII EG. 3. 8PO., B. 1.) 

db) In den Rechtsſachen, die vor dem 1. Januar 1898 bei Gericht an⸗ 
hängig geworben find, aber nad) den Vorfchriften der Zivilprozeßordnung 
erledigt werden müſſen, hat fid) das Gericht das für das Verfahren be> 
nötigte, bei ben Gerichtsakten zurüdzubehaltende Erenmplar derjenigen 
ſchriftlichen Eingaben, die Ihon vor dem 1. Januar 1898 überreicht wurden, 
in analoger Anwendung der Vorſchrift des 8 84, Abſ. 2, 8PO. durch 
Abfordern von den Parteien zu verfchaffen (88 86 und 89 GD.). (FM. 
zu Art. XLVII EG. 3. 8PO., P. 2.) 

Art, XLVIII. Wenn im Mandats-, Wechfel- oder 
Beitandverfahren die Klage, die Kündigung oder der Antrag 
auf Übergabe oder Übernahme der Beltandfadye zwar vor 
Beginn der Wirkffamfeit der Zivilprozeßordnung erhoben 
wurde, jedoch erjt nach dem Inkrafttreten der Zivilprozeß⸗ 
ordnung gegen den Zahlungs- oder Sicherſtellungsauftrag, 


74 I. EG. 3. 3%D. Art. XLIX—LI. 


gegen die Auffündigung oder gegen den Auftrag zur Über- 
gabe oder Übernahme der Beltandfadhe rechtzeitig Einwen- 
dungen angebracht werden, oder wenn die Verhandlung über 
die Früher rechtzeitig angebrachten Einwendungen am Tage 
des Inkrafttretens der Bivilprozeßordnung noch nicht be- 
gonnen hat, jo haben in dem durch dieſe Einwendungen ver- 
anlaßten Verfahren die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung 
zur Anwendung zu Tommen. 

Das Gleihe gilt für das durch einen ne im 
Mahnverfahren veranlaßte Verfahren, wenn der Gläubiger 
in einer vor Beginn der Wirkſamkeit der Zivilprozeßordnung 
zur Eintreibung feiner Forderung — Klage das Be- 
gehren um Krlafjung des bedingten Zahlungsbefehles geftellt 
hat, der Widerjpruh gegen den Bahlungsbefehl aber erſt 
nad Inkrafttreten der Zivilprozeßordnung rechtzeitig erhoben 
wird oder die durch den früher rechtzeitig erhobenen Wider- 
ſpruch veranlaßte Verhandlung über die Klage am Tage 
des Inkrafttreten der Zivilprozeßordnung noch nicht be— 
gonnen hat. 

Art. XLIX. In Streitſachen, in welchen am Tage 
des Inkrafttretens der Zivilprozeßordnung die Einrede bereits 
überreicht tft, oder die Verhandlung der Hauptſache ſchon be⸗ 
gonnen hat, bleibt es den Parteien freigeftellt, auf Grund 
beiderfeitigen Übereinfommens unter Abftehen vom bisherigen 
Prozeßverfahrena) zu begehren, daß die Rechtsſache nad) den 
Vorſchriften der Zivilprogeßordnung verhandelt und entichieden, 
und zu dieſem Zwecke erforberfichentalls I) an das nad) den Be- 
ftimmungen der neuen Jurisdiktionsnorm zuftändige Gericht 
abgetreten werde. 

Die durch das Anbringen der Klage begründete, Unter- 
bredung der Berjährung wird durch ein ſolches Überein- 
kommen nicht aufgehoben.?) 

1) Wenn bem Gerichte die fachliche Zuftändigfeit fehlt. Art. XX EG. 

3. IN. *) 81497 abGB. 

a) Das Übereinkommen ber Parteien, eine anhängige Rechtsſache 
unter Abjtehen vom bisherigen Prozehverfahren nad) den Borfchriften 
der Bivilprogeßordnung zu verhandeln, unterbricht die Rechtsanhängigkeit 
ber Streitfadhe nicht. Es ift in biefem Falle nicht etiva eine neue Klage 
anzubringen, ſondern unmittelbar auf Grund ber alten Klage das 
mündliche Verfahren einzuleiten und durchzuführen. (IM. zu Urt. XLIX 
EG. 3. ZPO.) 

Art. L Wenn in den Fällen des Artikels XLVIII 

und XLIX nad) den bisherigen progeßrechtlichen Borjchriften 
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das ſummariſche oder das Bagatellverfahren anzuwenden ge- 
wejen wäre, ijt die Rechtsſache nad) Verſchiedenheit des zu- 
ftändigen Gerichtes entweder nad) den für das Verfahren 
vor Gerichtshöfen oder nach den für das bezirfsgerichtliche 
Verfahren erlajfenen Beltimmungen der Bivilprogeßordnung 
durchzuführen. Falls hienach das bezirksgerichtliche Verfahren 
der Bivilprogeßordnung an die Stelle des Bagatellverfahrens 
zu treten bat, find überdies die bejonderen Beitimmungen 
der 88 449 bis 453 3PO. anzumenden. 


Art. LI. Gegen Endurteile, die dor dem Tage des 
Snfrafttretend der Zivilprozeßordnung erfloffen find, ſowie 
gegen die Endurteile in den Brozeffen, welche trob Beginn 
der Wirfjamfeit der Bivilprogeßordnung nad) den bisherigen 
Prozeßvorſchriften verhandelt und entſchieden wurden, findet 
die Wiedereinfegung in den borigen Stand nad) den bisher 
eltenden Prozeßvorſchriften ftatt. Dagegen fünnen foldhe 
tteile nad) dem Inkrafttreten der Zivilprozeßordnung in 
derjelben Weife, wie die in Gemäßheit der Vorſchriften der 
Bivilprozeßordnung ke gefommenen Urteile mit Der 
Nichtigkeitflagea) angefochten werden (8 529 ZPO.). 

a) Nach den früheren Prozeßvorichriften ergangene Urteile können 
nad) dem Inkrafttreten der Zivilprozeßordnung in derſelben Weije, wie 
die in Gemäßheit der Vorfchriften der Zivilprozeßordnung zuftande ge= 
tommenen Urteile mit der Nichtigkeit3flage angefochten werden. Dieje 
Anfechtung kann nur auf einen der in $ 539 ZPO. angegebenen Gründe 

geftüßt werden. Ob diefe im einzelnen Falle zutreffen, ift aber nicht nad) 
dem neuen Rechte, fondern nach denjenigen Vorjchriften zu beurteilen, 


Art. LI. 1. Wiedereinfegung wegen ſchlechter Vertretung. 
E. v. 13. April 1898, 3. 4927, Sig. 99; 

wegen neu aufgefundener Beweismittel. E.v. 25. Ofto- 
ber 1898, 3. 14439, Sig. 350. 

2. Auch die Art des Verfahren 3 richtet fich nach den früheren 
Prozefvorfchriften. E. v. 28. November 1899, 3. 17041, Sig. 771; 

eine Einigung der Parteien auf das neue Verfahren 
ift nicht zuläffig. ©. v. 3. April 1900, 3. 3876, Sig. 954. 

3. Das Verfahren über die Klage, daß ein Beweis pro 
vitando periurio als hergeftellt anzuſehen fei, tft nach den 
alten Prozeßvorfchriften durchzuführen. E. dv. 11. Oftober 1898, 
3. 13621, Sig. 337. 

4. Ein vor Inkrafttreten der ZPO. exlaffener Wechſel⸗ 
zahblungsauftrag kann entweder mittels Wiedereinfegung nach 
den früheren Prozeßvorſchriften oder mittel3 Nichtigkeitöflage an- 
gefochten werden. E. dv. 18. Juni 1901, 3. 8958, &3. 1902 :5. 
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welche zur Zeit des als nichtig angefochtenen Verfahrens für dieſes letztere 
in diefer Beziehung maßgebend waren. 

Wenn daher die Nichtigkeitsklage nad) dem neuen Prozeßrechte an- 
hängig gemacht und durchgeführt wird, ift Die Frage, ob der im früheren 
Berfahren erfennende Richter von der Ausübung des Wichteramtcs 
Traft des Geſetzes ausgefchloffen war, bezüglich aller alten Prozeſſe 
nad) den Beftimmungen des Taif. Pat. v. 3. Mai 1853, RGB. Nr. 81 
(Gerichtsinftruttion) und dag Borhandenfein der PBrozekfähigleit nadı 
den früher dafür geltenden Vorſchriften zu entfcheiden. (IM. zu Art. LI 
EG. 3. 83PO.) 

Art. LII. Geſetzliche oder vom Richter beſtimmte 
Friſten zur Erhebung einer Klage, wie insbeſondere zur 
Beſitzſtörungsklage und zur Klage wegen Rechtfertigung einer 
grundbücherlichen Vormerkung oder eines proviſoriſchen —2* 
ſtellungsmittels, oder zur Anbringung von Einwendungen gegen 
einen Zahlungs- oder Sicherſtellungsauftrag, gegen die Auf- 
findigung eines Bejtandvertrages oder gegen den Auftrag zur 
Übergabe oder Übernahme der Beftandfadhe werden durd) das 
Aufrafttreten der Zivilprogeßordnung in ihrem Laufe und in 
ihrer Dauer nicht berührt. 

Art. LIII. Die Zuläffigfeit der Anfechtung von Schieds- 
iprüchen, die vor dem Beginne der Wirkfamfeit der Bipil- 
prozeßordnung gefällt wurden, richtet fi) nach den bisherigen 
gefeglichen Borfchriften.!) 

1) Die Anfechtung der Erkenntniffe der Börfenfchiedsgerichte richtet 
ſich aber, infofern fie unter der Geltung ber Art. XIII bis XXVI zu- 
jtande gefommen find, nach Art. XXIII und XXV. 

Art. LIV. Die Beitimmungen der Artifel XIII bis 
XXVI treten mit Ablauf von ſechs Monaten nad) Kund- 
ang dieſes Gefeßes, Hingegen die Beltimmungen der 
Artifet IL, V, XXVII, XXXI, XXXII, XXXIL, XXXVl, 
XXXVIL, XXXVIII, XXXIX, XLII, XLIII, XLIV, XLV 
und XLVI erft mit Beginn der Wirkſamkeit der Zivilprozeß- 
ordnung in Kraft. 

Art. LV. Mit dem Vollzuge dieſes Gejeßes ift der 
Sultizminifter beauftragt. 

Soweit in dieſem Geſetze nichts anderes beſtimmt ift, 
hat der Zuftizminifter alle zur Einführung und Durdführung 
des gegenwärtigen Geſetzes und der Bivilprozeßordnung er- 
forderlichen Verordnungen, und zwar infoweit diejelben den 
Wirfungsfreis der anderen Minifter berühren, im Einver- 
nehmen mit diefen zu erlaffen. 





I. 
Bivifprogeßordnung. 
Gefeh v. 1. Auguſt 1895, RGB. Nr. 113, 


(fundgemadt im LX. Stüd am 9. Auguſt 1895), 


über das gerichtliche Verfahren in bürgerlichen Rechts⸗ 
ftreitigleiten (Zivilprozeßordnung). 


Mit Buftimmung beider Häufer des Reichsrates finde 
Sch anzuordnen, wie olgt: 


Srfter Teil. 


Allgemeine Seftimmungen. 


Erſter Abſchnitt. 
Parteien. 


Erſter Titel. 


Prozeßfähigkeit. 
F§ 1. Eine Perſon iſt inſoweit ſelbſtändig vor 
Gericht als Partei zu handeln (Prozeßfähigkeit), als ſie ſelb— 
ſtändig giltige Verpflichtungen!) eingehen kann. Das Vor—⸗ 


8 1. 1. Ein Minderjähriger kann wegen Beſitzſtörungs-— 
ha udlungen nicht direkt belangt werden. E. v. 31. Dezember 
1878, 3. 14385, Sig. 7266. 

2. Prozehfähigfeit des Gemeinſchuldners in Anfehung 
defjen, was er fich durch eigenen Fleiß erwirbt. ©. dv. 9. Dezem- 
ber 1897, 3. 14459, IMVB. Nr. 1422. 

3. Ein (Straßen-) Bezirt3ausfhuß a Prozeßfähigfeit. 
E. dv. 27. September 1898, 3. 11528, Sig. 3 
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handenfein diefer Verpflichtungsfähigkeit, die Notwendigkeit der 
Vertretung von Parteien, welchen die Prozeßfähigkeit mangelt, 
ſowie das Erfordernis einer bejonderen Ermächtigung zur 
Prozeßführung oder zu einzelnen Prozeßhandlungen ift, ſo⸗ 
weit nicht dieſes Gejeß abweichende Anordnungen enthält, nad) 
den bejtehenden gejeßlichen Beltimmungen zu beurteilen.?) 

ı) 8 865868 abGB., Art. 1 WD., Art. 6-9 HGB. 

2) Zum Antrag auf Bernehmung der Parteien bedürfen Bormünder 

u u nicht der pflegichaftöbehörblichen Bewilligung. Art. XLI 
3. 


6 2. Insbeſondere bedarf der Minderjährige in Rechts⸗ 
ftreitigfeiten, weldde nur dasjenige zum Gegenitande haben, 
worüber er zufolge der 88 151, 246 und 247 abGB. frei ver- 
fügen darf, nicht der Mitwirkung feines geſetzlichen Vertreters.) 


1) Einftellung ber Exekution, wenn fie auf folches Vermögen des 
Minderjährigen geführt wird, auf das ſich feine freie Verfügung nicht 
eritredt, 8 39, 3.3, ED., Uuffchiebung der E. infolge eines folchen Ein- 


4. Das öſterr. Mufeum für Kunft und Induſtrie in 
Wien kann nicht als Partei belangt werden. &. v. 31. Juli 1902, 
3. 6996, 38. 1902 : 417. 

5. Zur Erhebung einer Klage, wodurch ohne oder gegen ben 
Willen einer beftimmten Perfon, beren Familienverhältnis 
geändert werden fol, ift die Heimatsgemeinde nicht berech— 
tigt. €. v. 11. Oktober 1898, 3. 12063, Sig. 331. 

6. Die tonkurrenzpflichtigen Parteien der Pfarrgemeinde werden 
durch den Kirchenkonkurrenz-Ausſchuß (Kirchenkomitee) ver- 
treten. E. dv. 28. Februar 1893, 3. 1894, Sig. 14609; 

die in Mähren beftehenden Schulgemeinden durch den 
Ortsſchulrat. €. v. 3. Jänner 1901, 3. 17504, amtl. ©. 360. 

7. Ein fremder Staat kann vor einem inländifchen Ge- 
richte nicht belangt werben. E. v. 3. Jänner 1878, 3. 15061, 
Ste. 6771; 22. Mai 1863, 3. 3711, Sig. 2694 (6. Oltober 1863, 
3. 6957, Sig. 26979); 

ebenjoweni ein frembländifcher Fiskus; dies gilt auch 
für das ungariie Arar. E. v. 17. Auguft 1887, 3. 9543, 
Sig. 11709; 

doch kann ein fremdländifcher Fiskus als Kläger auftreten 
(Zahlung von GerichtSgebühren).. E. v. 22. September 1897, 
3. 10629, Sig. 16112; 7. Februar 1894, 3. 1288, Sig. 15011; 
16. Februar 1892, 3. 1411, GH. 1892 :15. 


82. 1. Für den NRectsftreit über die Verpflichtung 
eines Lehrling, zu feinem Lehrherrn zurückzukehren 
ift die Mitwirkung des gefeglichen Vertreter notwendig E. v 
23. Mai 1900, 3. 7294, Gaz. 1901:2. 


r 
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ftellungsantrages, 8 42, 3.3, ED. — Der Minderjährige kann beim &e- 
richte des Beichäftigungsortes gellagt werben. 8 86 ZR. 


$ 3. Ein Ausländer, welchem nad dem Rechte feines 
Landes?) die Prozeßfähigkeit mangelt, ift vor den inländifchen 
Gerichten als prozeßfähig zu behandeln, wenn ihm nach den 
im Inlande geltenden gejeßlichen Beitimmungen die Prozeß- 
fähigfeit zufommt.?) 

1) 8 34 abGB. 

2) In dem Handeldvertrage mit Spanien v. 3. Juni 1880, RGB. 
1881 Nr. 29, rückſ. v. 37. Dezember 1887, RGB. 1888 Nr. 126, ift im 
Artifel II ausdrücklich beftimmt, daß die beiderfeitigen Staatsangehörigen 
befugt find, ihre Rechte vor den Richtern und Gerichtähöfen geltend zu 
machen und zu verteidigen, und zu dieſem Behufe fih der von ihnen 
jelbft ermwählten Advokaten, Bevollmächtigten oder Agenten zu bedienen. — 

Handels⸗- und Zollvertrag zwiſchen Ofterreih-Ungarn und dem Deut- 
hen Reich v. 6. Dezember 1891, RGB. Nr. 15 ex 1892, Art. 19: 
Die in dem Gebiete des einen vertragfchließenden Teiles rechtlich beftehenden 
Altiengejellihaften, Kommanditgejellichaften auf Aktien und Verficherungs- 
gejellfchaften jeder Art werden in dem Gebiete des anderen Teiles nad 
Maßgabe der dajelbft geltenden gejeglichen und reglementariichen Be- 
flimmungen zum Gejchäft2betriebe und zur Verfolgung ihrer Rechte vor 
Gericht zugelaflen. — 

Diejelbe Beitimmung enthält Urt. 8 des Hanbelsvertrages zwiſchen 
Öfterreich- Ungarn und der Schweiz dv. 10. Dezember 1891, RGB. 
1892 Nr. 18. — 

Handeld- und Schiffahrtövertrag zwifchen Öfterreih-Ungarn und 
Italien v. 6. Dezember 1891, RGB. Nr. 17 ex 1892, Art. 5: Die 
Öfterreiher und Ungarn in Italien und die Italiener in Öfterreich- 
Ungarn werben bei den Gerichten jeder Inſtanz und Jurisdiktion 
freien und leichten Butritt haben, um Klagen anzuftrengen und fi) vor 
Gericht zu verteidigen. Ste werden die Freiheit haben, fich jener Advo⸗ 
taten, Notare und Agenten zu bedienen, welche fie zur Vertretung ihrer 
Interefjen für geeignet finden, und werben im allgemeinen aud) in den 
gerichtlichen Beziehungen dieſelben Rechte und Privilegien genießen, 
welche den Nationalen jest oder in Zukunft gewährt werden. — 

Kundm. des Minifteriums des Innern 0.6. Fehr. 1889, RGB. Nr. 22: 
Tie k. k. öfterreichifche und die königl. ungariſche Regierung einerfeitg 
und die Tönigl. griehifche Regierung andererfeit3 find überein- 
gekommen, daß die Altiengefelichaften und Kommanditgefelichaften auf 
Ultien, insbeſondere die Handels» und Induſtriegeſellſchaften, welche in 
dem Gebiete des einen Teiles den dortigen Geſetzen gemäß beftehen ober 
errichtet werden, in dem Gebiete des anderen Teiles gegen Beobachtung 
der daſelbſt geltenden einjchlägigen Gejege und Verordnungen gegenfeitig 
in der Weiſe anerkannt werden, daß fie alle ihre Rechte daſelbſt ausüben 
und vor Gericht ald Kläger oder Gellagte ericheinen können. — 

Nach Art. I des Rechtshilfevertrages zwiſchen Öfterreich-Ungarn und 
Serbien v. 6. Mai 1881, RGB. 1882 Nr. 88, find die Staatsange- 
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hörigen eines jeden der vertragenden Xeile berechtigt, vor den Gerichten 
des anderen Teiles auch gegen Staatsangehörige dieſes letzteren ihre 
Rechte zu verfolgen und zu verteidigen, und fie find hiebei von ben 
Gerichten eine? jeden der vertragenden Teile gleih den Inländern zu 
behandeln. — 

Der Artikel IV des Vertrages zwiſchen Ofterreidh- Ungarn und 
Hawaii vd. 18. Juni 1875, RGB. 1876 Nr. 87, beftimmt: Die Staats- 
angehörigen eines jeden der vertragfchließenden Teile follen, wenn fie 
fid) im Gebiete des anderen Teiles aufhalten, — — bei Verfolgung und 
Verteidigung ihrer Rechte freien und leichten Zutritt zu den in den Ge- 
ſetzen beftimmten Gerichtähöfen haben. Es fol ihnen freiftehen, fidh der 
Rechtsanwälte, Advolaten oder Agenten zu bedienen, um ihre Rechte 
vor befagten Gerichtshöfen zu verfolgen oder zu verteidigen, und fie 
ſollen überhaupt in diefer Beziehung alle Rechte und Privilegien, welche 
den Eingebornen auftehen, genießen und den gleichen Bedingungen unter- 
worjen fein. — 

Der fouveräne Johanniter» (Maltefer-) Ritterorden ift im 
Sinne der Min. Verordnung dv. 24. Januar 1886, RGB. Nr. 17, rüdficht- 
lich der Gebarung mit feinem unbeweglichen Vermögen gewifien Be— 
fhräntungen untertvorfen, es Steht ihm jedoch mit Hinficht auf das be⸗ 
weglihe Vermögen die volllommen freie Verfügung zu. IMB. v. 
20. Juni 1888, IJMBB. Nr. 29. 


$ 4. Die gejeglichen Vertreter folcher Barteien, welchen 
die Prozepfähigfeit mangelt, haben ihre Vertretungsbefugnis 
und die im einzelnen Yale etwa noch nötige bejondere Er- 
mädhtigung‘) zur Prozeßführung, ſoweit nicht beides bereits 


84 1. Die Annahme der Klage eined Vormundes durch 
da3 zugleich als VormundichaftSbehörde. einfchreitende A 
erjegt die obervormundihaftlide Ermächtigung zur Klags— 
anbringung. €. dv. 9. Mai 1888, 3. 5067, Sig. 12183. 

2. Der Bormund eines unehelihen Kindes bat 
in diefer Eigenfchaft fein Klagerccht gegen den Vater des Kindes 
auf Zahlung der von der Mutter oder von einem Dritten bor 
Überreihung der Klage für die Verpflegung des Kindes beftrittenen 
Koften. €. dv. 20. Auguft 1861, 3. 5486, (IB. 40). 

3. Dem vom Gericht behufs KHlageführung beftell- 
ten Kurator kann die Einwendung der mangelnden Legitimation 
nicht entgegengefegt werden. €. v. 8. April 1891, 3. 2293, G3. 
1891 : 50. 

4. Die Prozeflegitimation des für die Gemeinde Hagen- 
ben Gemeindevorſtehers Tann jederzeit bon Amts wegen ge= 
prüft werden. ©. v. 14. Dezember 1886, 3. 13818, Sig. 11972; 

ber Mangel der Legitimation begründet eine auch nach Rechts⸗ 
fraftSeintritt zu berückſichtigende Nichtigkeit. E. v. 27. November 
1883, 3. 13648, Sig. 9670 (vgl. jett ZPO. $ 529). 
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bei Gericht offenkundig?) ift, bei der erften Prozeßhandlung 
urkundlich nachzumeijen, welche fie vor Gericht vornehmen. 

Die zu einer einzelnen Prozeßhandlung erforderliche be> 
jondere Ermädtigung muß in gleicher Weife bei Vornahme 
diefer Prozeßhandlung nahgevieen werden. 


1) Insbeſ. nad) $ 333 abGB. — Vergleiche auf Schiedsrichter Hfd. 
vd. 6. Dezember 1822, Nr. 1911 IGS5. 
2) 8 269. 


6 5. Soweit dieſes Gefeß nicht unterjcheidet,?) find deffen 
Beitimmungen über Parteien auch auf deren gejebliche Ver- 
treter zu beziehen.?) 

2) Koftenerfagpfliht 8 49. — Unterbrechung infolge Todes des 
gejeglichen Vertreter 8 158. — Unfähigfeit des gejeglichen Vertreters 
zur verftändlichen Außerung 8 185, Ubi. 2. — Bernehmung des Pflege- 
befohlenen neben oder anftatt des gefehlichen Vertreter? als Bartei 
8 378, Abſ. 1. 


2) Insbeſ. Entfernung von ber Verhandlung wegen Störung der⸗ 
ſelben 8 198. 

$ 6. Der Mangel der Prozeßfähigkeit, der geſetzlichen 
Vertretung, ſowie der etwa erforderlichen befonderen Er- 
mädhtigung zur Prozeßführung) ift in jeder Lage des Rechts⸗ 
itreites von Amts wegen zu berüdjichtigen. 

Kann diefer Mangel befeitigt werden, jo hat das Gericht?) 
die biezu erforderlichen Aufträge?) zu erteilen und zu ihrer 
Erfüllung von Amts wegen eine angemefjene Frift *) zu beſtimmen, 
bis zu deren fruchtlojem Ablaufe der Ausipruch’) über Die 
Rechtsfolgen des Mangels aufgeichoben bleibt. Iſt jedoch mit 
dem Verzuge für die prozeßunfähige Barteia) Gefahr verbunden, 
fo kann dieſe oder die Kir diejelbe als Vertreter einichreitende 
Perjon®) noch vor Ablauf dieſer Frift, vorbehaltlich der Be- 
feitigung des Mangels, zur Vornahme der notwendigen 
Prozeßhandlungen zugelaffen werden. 


5. Zur Anftellung einer Beſitzſtörungsklage tft die Legi- 
timation durch einen befonderen Gemeindeausſchuß-Beſchluß nicht 
erforderlid. E. v. 23. September 1884, 3. 10783, Slg. 10173. — 
Bol. ZPO. 8 529, Nr. 1. 

86. 1. Zur Beantwortung einer Klage, die gegen eine 
offene Handelsgeſellſchaft vor Löfhung ihrer Firma 
angebracht wurde, tft ungeachtet der inzwilchen erfolgten Auflöfung 
und Löfchung jeder zur Vertretung befugte Gejellichafter berechtigt. 
E. dv. 22. Zänner 1901, 3. 655, amtl. ©. 382. 

2. Berechtigung des Vormundes, den Prozeß wegen Aner- 


kennung der Baterfhaft und UnterhaltSleiftung ungeachtet ‚des 
6 


&ef. Sig. VI. 2. Zivilprozeßordnung. 
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Die im Abfab 2 bezeichneten gerichtlichen Verfügungen 
fönnen durch ein abgejondertes Rechtsmittel) nicht u 
werden. Eine Verlängerung‘) der zur Behebung des Mangels 

ewährten Frift ift nur dann zuläffig, wenn Die Behebung 
” Mangels durd) Umftände behindert wird, auf deren Be- 
feitigung die Partei oder deren Vertreter einen Einfluß zu 
nehmen nicht vermag. 


2) 3.8. des Verwalters, ſoweit über den gewöhnlichen Wirtichafis- 
betrieb hinausgehende Verfügungen in Frage Tommen. 8 112 ED. 

2) Bei Gerihtshöfen der Senat. 8 230, Abſ. 2. 

s) Insbeſondere durch Einvernchmung der Partei ober deren Ber- 
ireter. 8 86, Abſ. 4, GO. 

Wenn der Mangel bejeitigt werben kann, darf die Anberaumung 
der Tagjabung zur mündlichen Verhandlung über die Klage nicht auf- 
geichoben werben. 8 118 GO. 

* Die Frift ift fo zu beftimmen, daß bis zur erften Tagſatzung 
ſchon feftiteht, ob fid) der Mangel befeitigen läßt oder nicht, oder doch 
bei der erften Tagſatzung darüber entichieden werden Tann. Nur wenn 
offenbar mit dem Verzuge für die prozeßunfähige Partei Gefahr ver- 
bunden ift, Tann die erfte Tagſatzung vor Ablauf der Friſt ftattfinden 
und bei befonderer Dringlichkeit fogar der Auftrag zur Beantwortung 
der Klage noch während diefer Frift erteilt werden. 8118, Abſ. 1, GO. 

8) 87, Abſ. 1. 9°) Vergl. 8 88. °),8 515. 9) 8 128. 

a) Bei Anbringung von Klagen gegen prozeßunfähige Perfonen, die 
eines gejeglichen Vertreters entbehren, muß vom Kläger ftet3 die Be⸗ 
ftellung eines Kurator für den Bellagten beantragt werden (8 8 8PO.). 

Die geflagte prozehunfähige Partei ſelbſt vorläufig zur Prozeß⸗ 
führung zuzulaſſen (8 6, Abi. 2, 8PO.), tit unftatthaft. (IM. zu 
8 6 BRD.) 


6 7. Wenn der Mangel der Prozeßfähigkeit, der geſetz⸗ 
lichen Bertretung oder der Ermädtigung zur Prozekführung 
nicht bejeitigt werden kann, oder doch Die hiezu gewährte 
Friſt fruhtlos abgelaufen iſt, hat das Gericht erfter oder 
höherer Snftanz, bei welchem die NRechtsfache eben anhängig 


Todes des Mündels fortzuführen. €. v. 23. Dezember 1896, 
3. 14768, Sig. 15924. 

3. Mangelhaftigleit des Verfahrens über eine Klage, die nach 
erfolgter Erbserklärung ftatt gegen die erbserflärten Erben 
gegen einen Kurator als Vertreter des ruhenden Nachlaſſes an- 
gebracht wurde. E. vd. 3. Jänner 1897, 3. 15454, Sig. 14546. 

87. 1. Der gegen einen Offizier cerlaffene rechtsfräftige 
Wechſelzahlungsauftrag kann nicht infolge „NulitätSanzeige” 
bon Amts wegen aufgehoben werden. €. v. 18. Juni 1901, 3. 8958, 
63. 1902:5. 
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ift, Die ———— des von dem Mangel betroffenen Per- 
fahrens durch Beſchluß auszufprechen.?) 

Dieſer —— kann nicht erfolgen, wenn demſelben in 
Anſehung des Grundes der Nichtigkeit eine von demſelben 
oder von einem anderen inländiſchen Gerichte gefällte, noch 
bindendea) Enticheidung ?) entgegenſteht. 

1) Koften 8 51. — Dagegen Rekurs 8 514. — Unterbredjung des Ber: 
fahrens bei nadhträglich eintretendem Mangel der Brozekfähigleit oder der 
gejehlichen Vertretung 8158, 168 ff. — Berufung 8477,8.5. — Nichtigkeits⸗ 
klage wegen Mangel der Prozeßfähigkeit ober gefeßlichenBertretung 8529, 3.2. 

?) Die gleidhhe Wendung fiehe in 8 42, Abf. 3, ZN. 

a) Im allgemeinen find im Sinne des 8 43, Abf. 8, JR. und 8 7, 
Ab. 2, 8PO. nur Entſcheidungen inlänbifcher Gerichte für das Gericht 
bindend, welche den in dieſen Paragraphen näher bezeichneten Nichtig- 
feitägrund zum Gegenſtande haben und bereit? formell rechtskräftig 
find. (Gutachten des Oberſten Gerichtshofes zu 87, 8PO., B.1.) 

Im Valle des 8 42 ZN. muß "eine ſolche Entſcheidung in eben der⸗ 
felben Sache, bezüglich deren es fich um die Unzuftändigleit des Gerichtes, 
beziehungsweife um die Nichtigkeit des Berfahrend handelt, ergangen 
fein, während eine ſolche Enticheidung im Yalle des 8 7 ZPO. aud in 
einer anderen Rechtsſache ergangen fein Tann, wobei ſodann die Parteien- 
tolle, welche die betreffende Berfon tn dieſer Rechtsſache früher einge- 
nommen Hat, nicht weiter in Betraht Tommi. (Gutadten des 
DOberften Gerichtshofes zu 8 7, 8PO., B. 2.) 

Gerichtliche Entfcheidungen, melde ſich nad) Punkt 1 und 2 als 
bindend darftellen, muß das angerufene Gericht nicht bloß auf Antrag 
der Barteien, fondern auch dann berüdfihtigen, wenn es von denjelben 
aus den vorhandenen Prozeßakten oder aus den anderweitig zur Ber- 
fügung ftebenden gerichtlichen Alten verläßliche Kenntnis hat. (Gut⸗ 
achten des Oberſten Gerichtshofes zu 8 7 8PO., B- 3.) 

6 8. Soll wider eine prozehunfähige Partei,a) die eines 
geſetzlichen Vertreter3 entbehrt, eine Prozeßhandlung vorge- 
nommen werden, und wäre mit dem Verzuge für den Gegner 
der prozeßunfähigen Bartei Gefahr verbunden, jo hat das 
Prozeßgericht?) auf defjen Antrag für die progeßunfähige Partei 
einen Kurator zu beftellen.?) 

Der Kurator hat für diefe Partei bis zum Eintreten des 
gefeblichen Vertreters am gerichtlichen Verfahren teilzunehmen 
und, wenn nötig, die Beitellung des geieblichen Vertreters 
durch geeignete Anträge zu veranlafjen.b 

1) 89, Abj.2. — Ob Gefahr vorhanden, kann durch mündliche ober 
ſchriftliche Einvernehmung feltgeftellt werben. 8 86, Abi. 4, GO. 

3) Auch während des Prozefies im alle von Gefahr am Berzuge 
(fonft Unterbredyung des Verfahrens). 8 158. 

a) Siehe JM. zu 86 ZPO. b) Eiche JM. zu 8 IZRO. 

6* 
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6 9. Die Entiheidung über einen im Sinne des 8 8, 
Abſatz 1, geitellten Antrag erfolgt durch Beihluß?) und, wenn 
der Antrag nicht bei einer mündlichen Verhandlung geitellt 
wurde, ohne vorhergehende mündliche Verhandlung. Es fünnen 
jedoch vor der Entſcheidung alle zur Aufklärung erforderlichen 
Erhebungen?) eingeleitet werden. 

Im Verfahren vor Gerichtshöfen hat über den Antrag, 
wenn derjelbe nicht während einer mündlichen Verhandlung 
geftellt wird, der Vorfigende des Senates zu enticheiden,?) dem 
die Rechtsſache zugewieſen ift. 

Das Gleiche gilt in allen anderen Fällen, in welchen 
nad) den Beitimmungen des bürgerlichen Rechtes!) oder nad) 
diefem Gefege?) durch das Prozeßgeriht für eine Partei in 
bürgerlichen Streitfachen ein Kuratora) zu beftellen ift. 

2) Dagegen Rekurs. 8 514. 

2) Insbefondere durch mündliche ober fchriftliche Einvernehmung. 

8 86, Abf. 4, GO. 

3) Rekurs 8 516. 

*) Vergl. 8 112, Abſ. 1, IN. und Urt. IV, 8.4, EG. 3. 8PO. 

°) Curator absentis $ 116. — Kurator behufs Buftelung an Er- 
territoriale 8 119, Abſ. 2. — Auslandöfurator 8 121, Abſ. 2. — Behufs 
Teilnahme an einer zur Sicherung von Beweiſen erfolgenden Beweis- 
aufnahme 8 386, Abf. 3. — Vgl. den Kurator zur Einziehung einer ge- 
pfändeten Forderung 88 314, 315 ED. 

a) Die Pflichten eines nad) den Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes 
oder nad) anderen Vorjchriften der Zivilprozeßordnung für eine Partei 
in bürgerlichen Streitfachen beitellten Kurators, fowie die Dauer diefer 
Vertretung beftimmen fi) nicht nad) den für den Kurator einer prozeß- 
unfähigen Partei in 88, Abf. 2, ZPO. erlafienen Normen, fondern nad 
Anlaß und Zweck der Kuratel und nad) den für den fpeziellen Kuratels⸗ 
fall geltenden Regeln. Nur in Unfehung des Verfahrens bei Beftellung 
des Kurators befteht Übereinftimmung, indem auch dann, wenn es ſich 
im Prozeſſe um eine andere Kuratel als die für prozeßunfähige Barteien 
handelt, die Entfcheidung Über den Antrag auf Beitellung eines Kurators, 
wenn er nicht bei einer mündlichen Verhandlung angebracht wird, ohne 
vorhergehende mündliche Verhandlung erfolgt, vor der Entjcheidung 
Erhebungen zur Wufllärung eingeleitet werden können und im Ber- 
fahren vor Gerichtshöfen außerhalb der mündlichen Verhandlung der 
Senatsvorfigende über den Antrag zu entfcheiden hat. (IM. zu 8 9 
ZPO.) 

$ 10. Die Koften, welche mit der Beftellung eines 
Kurator verbunden find, fowie die durd die Tätigkeit des 


810. 1. Diefe Beftimmung findet im außerftreitigen . 
S en feine Anwendung. E. v. 16. Auguft 1898, 3. 11373, 
g. 284. 
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Kurator entjtehenden Koften hat die Partei, durch deren 
Prozephandlung die Beſtellung veranlaßt wurde, unbeichadet 
eines ihr etwa zuftehenden Erjatanfpruches zu beftreiten.‘) 
1) Unmwendungsfälle 88 118, Abf. 2,119, Abf.4, 121, Abj.2. — Koften 
des Kurator zur Einziehung 8 315 ED. 


Zweiter Titel, 


Streitgenofienfchaft und Hauptintervention, 


6 11. Außer den in anderen Geſetzen beſonders be- 
zeichneten Fällen!) können mehrere Berfonen gemeinschaftlich) 
Hagen oder geflagt werden (Streitgenofien): 

1. wenn fie in Anjehung des Gtreitgegenftandes in 
Nechtsgemeinichaft ftehen oder aus demſelben tatjächlichen 
und rechtlichen Grunde berechtigt oder verpflichtet find;?)a) 

2. wenn gleichartige, auf einem im wejentlichen gleich- 
artigen tatſächlichen und rechtlichen Grunde?) beruhende Ans 
ſprüche oder enden den Gegenitand des Rechtsſtreites 
bilden, und zugleid) die Zuftändigfeit des Gerichtest)d) Hinfichtlich 
jedes einzelnen Bellagten begründet ift. 

1) Im Syndilatsprozeß find der Staat und der fchuldtragende 
tichterlihe Beamte al3 Streitgenoffen zu belangen. 8 9, Abſ. 2, Gef. 
v. 12. Juli 1872, RGB. Nr. 112. — Liquidierungs- und Vorrechts⸗ 
prozeffe gegen beftreitende Konfursgläubtger und Maſſeverwalter, 8 124 
RD. Die an dem Zwangsausgleich beteiligten Gläubiger können in 
den Streit wegen Nichtigleit des Ausgleiches als Streitgenoffen des 
Uagenden oder geflagten Teiles eintreten. 8 242 RD. — Der betreibende 


2. Das Urteil Hat fih nur über den Koftenerfaganfpruch 
der Prozeßpartei auszufprechen; über die Verpflichtung diefer Partei, 
die Koſten des Kurators unbefchabet eines ihr zuftehenden Erſatz⸗ 
anfpruches zu beftreiten, braucht es feinen Ausſpruch zu enthalten. 
E. v. 8. Februar 1899, 3. 1852, Sig. 5095 

ob und wieviel Koften dem Kurator gebühren, ift erſt auf 
befonderen Antrag des Kurators und zwar mitteld Beſchluß 
zu entfcheiden. ©. v. 27. Dezember 1901, 3. 17525, amtl. ©. 509. 

3. Der Kurator der Beſitzer von Teilſchuldverſchrei— 
bungen ift im Falle der Sachfälligkeit im Prozeffe gegen den 
gemeinfamen Schuldner zum Erjage der Koften bei Erelution in 
das Vermögen der von ihm vertretenen Teilſchuldverſchreibungs⸗ 
befiger zu verurteilen. €. v. 11. Februar 1896, 3. 14580, Sig. 
15715. 


4, Über die Koften des Berteidigerd des Ehebandes 
dgl. Eheverfahren $ 15, Nr. 3. 
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Gläubiger und der Berpflichtete können als Streitgenofien mit der Er- 
faindierungsffage belangt werden. 8 37 ED. 

Die in Unfehung desjelben Anſpruches von mehreren Berfonen im 
Biwangsverwaltungd- oder Bimangsverfteigerungsverfahren erhobenen 

Widerſprüche gegen den Berteilungsbeichluß können von diefen als Streit- 
genoffen in einer gemeinfchaftlihen Klage geltend gemacht werben. 
88 128, 232, 286 CD. 

Im Falle der Erhebung der Klage zur Geltendmachung von Pfand» 
und Vorzugsrechten Dritter wider den betreidenden Gläubiger und den 
Berpflichteten find diefe als Streitgenofien zu behandeln. 8 258 ED. 

Art. 51 des internationalen Übereintommens über den Eifenbahn- 
ſrachtverkehr v. 14. Oft. 1890, RGB. 1893 Nr. 186: Infoweit nicht eine 
gätliche Einigung erfolgt, find fämtliche beteiligte Bahnen in einer und 
derfelben Klage zu belangen, widrigenfalld das Recht bed Nüdgriffes 
gegen die belangten Bahnen erlifcht. Der Richter Hat in einem und dem> 
felden Berfahren zu enticheiden. (Lifte der Eifenbahnftreden, MB. v. 
27. März 1908, RGB. Ar. 83.) 

8 93, Abſ. 3, IN.: Aus einem Wechſel verpflichtete Berjonen können 
als Streitgenofien beim Gerichte des Zahlungsortes geflagt werden. 

2) Gerichtsftand der Streitgenoflenfchaft 8 93 IM. 

Art. 53 des oben zitierten internat. Übereinfommens: Für alle Rüd- 
ariffsaniprüche ift der Richter des Wohnfiges der Bahn, gegen welche 
Nüdgriff erhoben wird, ausschließlich) zuftändig. Iſt die lage gegen 
mehrere Bahnen zu erheben, fo fteht der klagenden Bahn die Wahl unter 
den nad) Maßgabe de eriten Abſatzes dieſes Artileld zuftändigen 
Richtern zu. 

Urt. 54: Die Befugnis ber Eifenbahnen, über den NRüdgriff im 
voraus oder im einzelnen Kalle andere Bereinbarungen zu treffen, wird 
durch vorstehende Beſtimmungen nicht berüfrt. 

3) Vergl. 8 235, Abſ. 4. 

*) Die fachliche und die örtliche Zuſtändigkeit. Daher uneigentliche 
Streitgenoſſenſchaft nur ſoweit zuläffig, als nicht nad) dem zufammen- 
gerechneten Betrage der einzelnen Forderungen (8 55 IN.) ein anderes 
Gericht zuftändig ift, ala für die einzelnen Forderungen, — Die Urteild- 
gebühr iſt von dem zufammengerechneten Betrag zu berechnen (FME. v. 
8. Dezember 1900, 3. 80318, IMVB. ©. 293/1900). 

a) Im Falle einer Streitgenofienfchaft nad) 8 11, 3.1, 8PO. ift 
die Klage bei dem nach 88 55 und 93 IN. mit Rückſicht auf den Gefamt- 
wert des Streitgegenftandes zuftändigen Bezirksgerichte ober Gerichtähofe 
anzubringen. Die Vereinigung von Anſprüchen, für melde, abgejehen 
von ihrem Betrage, eine verichiedene fachliche Buftändigkeit begründet tft, 
oder welche in verjchiedenen VBerfahrensarten geltend zu machen find, in 
derfelben Klage ift im alle des 8 11, 3.1, 8PO. ausgeſchloſſen. (Gut: 
ahten des Oberſten Gerichtshofes zu 8 11 ZBO., B. 1.) 

Daß die einzelnen Anſprüche für fich nach dem Werte ihres Gegen- 
ftandes nicht vor den Gerichtähof, fondern vor das Bezirksgericht gehören 
würden, ift ohne Belang; das Gefeh geftattet die Vereinigung biefer 
Anſprüche in einer Klage, und wenn durd) die Vereinigung die Summe 
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von 500 fl. überjchritten wird, ift der Gerichtshof das zuftändige Gericht. 
(IM. zu 8 11 8PO., B. 2.) 

db) Im alle einer Streitgenoffenihaft nad) 8 11, 3.2, 8PO., für 
welche nad) dem Inhalte diefer Gefebesjtelle ein einheitlicher Rechtsgrund 
der einzelnen geltend gemachten Anfprüche nicht erforderlich ift, muß die 
Buftändigfeit des Gerichte ſowohl bezüglich eines jeden Beklagten für 
fih allein, als auch bezüglich der Gefamtfumme der geltend gemachten 
Anſprüche nad Art und Höhe der Anſprüche fachlich und örtlich be= 
gründet fein. 

Eine Streitgenofienichaft nad) 8 11, 3.2, ZPO. ift Daher insbeſondere 
außgejchloffen, wenn dasſelbe Gericht zwar hinſichtlich jedes einzelnen 
Streitgenofjen zuftändig wäre, aber die Geſamtſumme der gegen fämtliche 
Streitgenoffen geltend gemachten Anſprüche die für die Gerichtöbarkeit 
dieſes Gerichte maßgcbende Wertgrenze überfteigen würde. Gutachten 
des Oberften Gerichtshofes zu 8 11 ZPO., P. 3.) 

. Die Kumulierung von Anſprüchen unter und über 50 fl. in einer 
Klage tft im Falle des 8 11, 3.2, ZPO. unter dem Borbehalte zu⸗ 
läffig, daß weder einer diefer Anſprüche noch ihre Geſamtſumme die 
Buftändigleitägrenze bes Bezirksgerichtes überfchreitet, da im Gegenſatze 
zur VBorfchrift des 8 227 ZBO. die Streitgenoffenfchaft nicht durch bie 
Foentität des Verfahrens bedingt ift. (IM. zu 8 11 8PO., P. 4.) 

Überfteigt im Falle einer Streitgenoffenfchaft nad) 811, 3.2, 8P0. 
feiner der geltend gemachten einzelnen Anfprüche die im 8 448 8PO. 
feftgefeßte Wertgrenze, fo tft fiber alle diefe Anfprüche im Bagatell⸗ 
verfahren zu verhandeln. 

Überfteigen Dagegen in einem folchen Falle einige der geltend ge- 
machten Anſprüche dieſe Wertgrenze, während dies bei anderen nicht der 
Hall ift, fo Tann eine gemeinfame Verhandlung nicht ftattfinden, fondern 
e3 ift Über jede der beiden Arten der geltend gemachten Anſprüche im 
Sinne des 8 188 8PO. abgefondert zu verhandeln. (Gutachten des 
Oberſten Gerichtshofes zu 8 11 8PO., B. 5.) 

Soweit gemeinfame Verhandlung ftattfindet, kann je nach) ben Er- 
gebniffen der Verhandlung über alle verbundenen Anſprüche durch ge» 
meinichaftliches Urteil entichieden oder gegen jeden Streitgenofjen oder 
gegen mehrere Streitgenoflen ein befonderes End», Teil» ober Zwiſchen⸗ 
urteil erlaffen werben. (IM. zu 8 11 8PO., B. 6.) 

Der Hypathelargläubiger Tann den Perſonal⸗ und den Hypothekar⸗ 
ſchuldner nur dann als GStreitgenofien belangen, wenn im einzelnen 
Falle die Vorausfegungen des $ 11, 8.1, ZPO. (Rechtsgemeinſchaft in 
Unfehung des Streitgegenftandes oder B.rpflidhtung aus demſelben tat» 
fädhlichen und rechtlichen runde) zutreffen. 

Die Klage Tann, wenn beide Bellagten einen verjchiebenen all- 
- gemeinen Gerichtäftand haben, bei dem Gerichtsſtande der Streitgenoflen- 
ihaft angebracht werben (8 93 IN.). Ber Gerichtsjtand der belafteten 
Sache (8 91 ZR.) tft für die Klage gegen die Streitgenofien nicht be⸗ 
gründet, da nur die Klage gegen den Hhpothelarjchuldner auf Geltend- 
machung des Pfandrechtes und auf Zahlung der Forderung gerichtet ift, 


88 Zivilprozeßordnung. 66 12—15. 


währenb der Berfonalichuldner Ichiglich auf Zahlung gellagt werben kann. 
(IM. zu 8 11 8PO., B. 7.) 

Wenn ohne die Bedingungen einer zuläffigen Streitgenoſſenſchaft 
mehrere Parteien als Streitgenoffen geklagt werben, bilbet dies ein 
Formgebrechen, das nad 88 84, 85 ZPO. und 8 89 BD. zu bejettigen 
ift. (IM. au 8 84 ZPD., P. 1.) — Es kann auch nicht auf Grund einer 
ſolchen Klage zur Verhandlung mit dem Erftbeflagten allein Tagſatzung 
angeordnet werden. (FM. zu 8 84 8PO., P. 4.) 

6 12. Soweit nicht die ——— der eingegangenen 
Bürgſchaft im Wege ſteht,) können der Hauptſchuldner und.der 
Bürge gemeinſchaftlich geklagt werden.?) 

1) Entſchädigungsbürgſchaft $ 1348 abGB. 

2) Beim Gerichte des Hauptſchuldners. 8 93 ZN. 

6 13. Jeder der Streitgenoffen ift dem Gegner gegen- 
über im Prozefje derart felbftändig, daß die Handlungen oder 
Unterlaffungen des einen Streitgenofjen dem anderen weder 
zum Vorteile noch zum Nachteile gereichen.') 

1) Buftelungsbevollmädhtigter 8 97. — Anzahl der Schriftfäbe 88 80, 

90, im Mandatd- und Wechielverfahren 88 551, 559. — Friſtenlauf 
8 127. — Beweis durch VBernehmung der Parteien 8 373, Abf. 4. — 
Zeilurteil über Anerkenntnis oder Verzicht eines Streitgenoflen 8 391, 
Abſ. 1, 8 384, Abſ. 2. — Urteil in VBerfäumnisfällen 88 896—401. 

Am Armenrecht eines Sireitgenofien nehmen die anderen nidt 
teil. Falls unter mehreren Streitgenofjen nur einer oder einige das 
Armenrecht genießen, find die aus Anlaß des Rechtsſtreites zu entrich- 
tenden Stempel» und andere Staatögebühren von ben übrigen Streit» 
genofjen allein im vollen Betrage zu entrichten. $1 ME. v. 28. Mai 
1897, RGB. Nr. 130. 

6 14. Wenn die Wirkung des zu fällenden Urteiles 
jich Eraft?) der Beichaffenheit des ſtreitigen Nechtsverhältniffesa) 
oder kraft geſetzlicher Vorfchrift?) auf ſämtliche Streitgenoffen 
erſtreckt, ſo bilden Diejelben eine einheitliche Streitpartei. Sind 
einzelne Streitgenofjen jäumig, N eritredt ſich die Wirkung 
der Prozeßhandlungen der tätigen d) Streitgenofjen auch auf fie.) 


814. 1. Käufer, die foltdarifh zur Zahlung des 
Kaufpreifes verpflichtet find, bilden eine einheitliche Streit- 
partei. E. v. 1. Mai 1901, 3. 6424, Gaz. 1901:7. 

2. Daß den Streitgenofjen gemeinſchaftliche Einwen— 
dungen zu Gebote ftehen, tft für fich allein kein Hindernis, gegen 
den fäumigen Streitgenoffen Verfäumungsurteil zu erlaffen. €. v. 
9. Zuli 1901, 3. 9736, anttl. ©. 465. 

3. Der NRüdtritt eines der auf Aufhebung der Eigen- 
tumsgemeinfhaft klagenden Miteigentümer von der 
Klage hindert nicht die Fortführung des Prozeſſes zwifchen den 
übrigen Miteigentümern. €. v. 21. Juni 1900, 3. 1644, Sig. 1065. 
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1) Bergl. 8 20. 

2) Das Urteil, welches in dem Prozeffe über einen bei der Ber- 
teilungstagjabung erhobenen Widerſpruch erfließt, ift für und gegen ſämt⸗ 
liche beteiligte Gläubiger und Berechtigte fowie für und gegen den Ber- 
pflichteten wirffam. 88 232, 128, Abſ. 4, 286, Abſ. 1, ED. 

Die Entiheidung über die Nichtigleitsflage gegen den Bwangs⸗ 
außgleich ift für alle am Ausgleiche Beteiligten bindend. 8 242 KO. 

3), Anmendungsfall: 8 402, Abſ. 2. Rechtsmittel bes einen wirken 
für alle. 

a) Anwieferne bei Klagen auf Teilung gemeinfchaftlichen Ber- 
mögend, bei Serpvitutenklagen einzelner Miteigentümer oder gegen dieſe, 
bet Klagen aus Korrealverhältniffen u. ä. die Wirkungen bes Urteiles 
fich über die Streitparteien hinaus erjtreden, iſt nach der Beſchaffenheit 
des ftreitigen Rechtsverhältniſſes und nad) den Vorfchriften des bürger- 
lichen Rechtes zu beurteilen. Streitgenoffen find jedody nur dic» 
jenigen durch das bevorſtehende Urteil berührten Perfonen, welche im 
Prozeſſe tatfächlich als Kläger, Bellagte oder Intervenienten (3 20 ZPO.) 
auftreten. 

Die Ausdehnung ber Urteilswirkungen auf die am NRechtsverhältnifie 
Beteiligten ift nur dann von deren tatſächlichem Auftreten als Streit» 
genofjen abhängig, wenn dies das Geſetz befonders normiert. Wo dies 
der Fall tft, kann, um fie dem Prozeſſe beizuziehen, Etreitverfündigung 
an fie ftattfinden. (FM. zu 8 14 8PO.., B. 1.) 

db) Wenn das ftreitige Rechtsverhältnig allen Streitgenoffen gegen 
über nur einheitlich feftgeftellt werden Tann, ein Teil der Streitgenofien 
fäumig ift, die übrigen aber einander Widerfprechendes vorbringen und 
fid) über das Rechtsverhältnis entgegengeſetzt erflären, fo erftreden fich 
die Wirkungen der Prozeßhandlungen der tätigen Streitgenoffen inſo⸗ 
weit auf die Säumigen, als biefe Prozeßhandlungen dem Geſamt⸗ 
interefje aller Streitgenofjen und der für fie günftigen Feſtſtellung des 
ftreitigen Wechtsverhältnifies dienen. Der Widerfpruch zwiſchen den 
Prozeßhandlungen der tätigen Streitgenoffen ijt mit Hilfe der Prozeß⸗ 
leitung und des Beweisverfahrens zu befeitigen. (IM. zu 8 14 8PO., 
P. 2.) 

6 15. Das Recht zur Betreibung des Prozeffes!) kann 
von jedem einzelnen der Streitgenoffen ausgeübt werden. 
Unter den im $14 angegebenen Vorausſetzungen find zu 
jeder auf Antrag eines der Streitgenoffen oder des Gegners 
anberaumten Tagſatzung außer den fonft beteiligten Perſonen 
ftet3 auch fämtliche Streitgenoffen, und zwar jelbjt dann zu 
laden, wenn eine frühere, in derjelben Rechtsſache abgehaltene 
Tagſatzung von ihnen verfäumt wurde. 

2) 3.8. Antrag auf Anordnung der Beftellung eines Zuſtellungs⸗ 
bevollmäcdhtigten 8 95, — auf Zuſtellung durch öffentliche Bekannt⸗ 
machung 8 115, — auf Aufnahme eines unterbrodhenen 8 164, eines 
tuhenden Verfahrens 8 169, — auf Einleitung eines vorbereitenden 
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Verfahrens 88 248, 246, — auf Berfäumungdurtril 8 396, — auf münd- 
lihe Berhandlung bei nicht rechtzeitiger Klagebeantwortung 8 898. 

6. 16. Wer die Sache oder das Recht, worüber zwiſchen 
anderen Perſonen ein Nechtsftreit anhängig ift, ganz oder 
teilweile für fi in Anſpruch nimmt, Tann bis zur rechts— 
fräftigen Enticheidung diefes Rechtsſtreites beide Parteien ge- 
meinſchaftlich lagen (Hauptintervention).?) 

1) Gerichtöftand des Hauptprozeficd 88 94, 95 IN. — Prozeß⸗ 
vollmacht 88 81, 8.1, 98, Abſ. 1. — Unterbrehung des Hauptprozeſſes 
88 190, Abſ. 2, 192, Abſ. 2. — Einzutragen in die Brozeßregifter, 8 226, 
Abſ. 1, GO. 


Dritter Titel. 
"Beteiligung Dritter am Rechtsſtreite. 


Nebenintervention. 


6 17. Wer ein rechtliches Intereſſe daran hat, daß in 
einem zwiſchen anderen Perſonen anhängigen Rechtsitreite Die 
eine Perſon obfiege, kann diefer Partei im Rechtsſtreite bei- 
treten (Nebenintervention). 

817. 1. Die Zulaffung als Nebenintervenient (früher: Ver⸗ 
tretungeleifter) ift duch das Vorhandenfein eines eigenen (redit- 
lichen) Intereſſes am NAusgange des Nechtsftreited bedingt. 
E. 0.28. März 1879, 3.9733, Sig. 7392; 5. April 1872, 3. 15351, 
Elg. 4558 u. a.; 

daß eine — 9 von ben prozeßerheblicheu Tatſachen Kenntnis 
oder beſſere Kenntnis habe, genügt für ſich noch nicht. E. v. 
5. Februar 1873, 3. 945, Sig. 4873; 19. Mai 1871, 3. 3982, 
Sig. 4176; 2. Dezember 1862, 3. 6389, Sig. 1608. 

2. Nebenintervention (früher: Wertretungsleiftung) des 
Baterd der Hypothekarſchuldnerin im Prozeſſe wegen 
Löſchung einer Hypothek, wenn die Forderung aus dem väterlichen 
Heiratsgute getilgt wurde. E. v. 4. Jänner 1890, 3. 11494, 
Now. IV, 230; 

des Gläubigers des Zedenten im Prozeffe des Zeffionars 

egen den übernommenen Schuldner. E. v. 2. Dezember 1890, 
3 13498, GH. 1891: 47; 

desjenigen, der wegen bed der Klage zu Grunde Tiegenden 
Faktums ftrafgerichtlich des Diebſtahls fchuldig erfannt wurde. 
E. v. 31. Oktober 1865, 3. 9146, Sig. 2305. 

3. Ein Minderjähriger fanı nicht al3 Nebenintervenient 
(früher: Vertretungsleiſter) zugelaffen werden. €. v. 7. Jänner 
1870, 3. 14461, Sig. 3649; 
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Zu ſolchem Beitritte ſind ferner alle Perſonen befugt, 
welchen durch geſetzliche Vorſchriften die Berechtigung zur 
Nebenintervention eingeräumt iſt.) 

1) Art. 194, 195, 226 HGB. — 8 25 Gef. v. 9. April 1878, RGB. 

Nr. 70, über Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften. — 8 9 Gef. v. 
24. Upril 1874, RGB. Nr. 49 (Wahrung der Rechte der Befiger von 
Teilfehuldverfchreibungen). — 8 3 Gef. v. 24. April 1874, RGB. Nr. 48 
(Wahrung der Rechte der Befiger von Pfandbriefen). — Jeder Gläubiger, 
für welchen die überwiefene Forderung gleichfalls gepfändet ift, kann im 
Falle der Einflagung dem Rechtsſtreite auf feine Koften als Nebeninter- 
venient beitreten. 8 310, Abi. 2, ED. — Siehe auch $ 20. 

6 18. Die Nebenintervention Tann in jeder Lage des 
Rechtsitreites bis zu deſſen rechtäfräftigera) Enticheidung durch 
Buftellung eines Schriftfages?) an beide Parteien erfolgen. Der 
Intervenient hat das nterefje, welches er am Siege einer 
der Prozeßparteien hat, beitimmt anzugeben. 

ber den von einer der Prozeßparteien geftellten An⸗ 
trag auf Zurückweiſung des Nebenintervenienten ift nach vor⸗ 
hergehender mündlicher Verhandlung zwiſchen dem Beſtrei⸗ 
tenden und dem Intervenienten durch Beſchluß?) zu enticheiden. 
a wird der Fortgang des Hauptverfahrens nicht ge- 
hemmt. 

Solange dem Zurüdweifungsantrage nicht rechtskräftig 
ftattgegeben ift, muß der Intervenient dem Hauptverfahren 
zugezogen werden und können Prozeßhandlungen desjelben 
nicht ausgeſchloſſen werden. 

Die Enticheidung, durch welche die Nebenintervention für 
uläſſig erklärt wird, kann nicht durch ein abgejondertes 
echtsmittel?) angefochten werden. 

1) 88 74-86. — Die Zuſtellung erfolgt ohne eine Beſchlußaus⸗ 
fertigung, 8 131, Abſ. 1, GO., im bezirlägerichtlichen Verfahren auch 
durch Zuftellung einer Prototollsabichrift. 8 434 ZPO. -- Das Proto⸗ 
koll ift in der Gerichtäfanzlei aufzunehmen. 8 181, Abi. 2, GO. 

2) Bei Gerichtshöfen des Senates. — Gegen die Zurüdweifung Refurs. 
8 514. — GStreitigfeiten über die Buläffigleit der Nebenintervention find 
nicht zu den Prozeßregiftern zu nehmen. 8 226, Abſ. 2, GO. 


auch nicht der Zedent der eingellagten Forderung 
al3 Nebeninterbenient des belangten Schuldners. E. v. 7. Septem- 
ber 1859, 3. 9898, Sig. 856. 

4. Die Borausfegungen zu einer Nebenintervention der Kon⸗ 
tursmaffe fehlen, wenn die Rüdübertragung vom ©emein- 
ſchuldner gelaufter Waren an den Verkäufer durch Gläubiger des 
Gemeinfchuldnerd angefochten wird, die daran Pfandrechte erworben 
haben. €. v. 17. April 1902, 3. 3290, GH. 1903 :7. 
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5, Doc Tann der Senat eine Unterbrechung anordnen, 8190, Abf. 2; 
dagegen Rekurs, 8 192, Abſ. 2. 

4) 8 515. 

a) Sowie das Verfahren duch Überfendung der Beruſungsſchrift 
und der Prozeßakten an das, Berufungsgericht (8 469 ZPO.) bei letzterem 
anhängig geworben tft, muß der Echriftfaß, in welchem der Beitritt zum 
Prozeſſe ala Nebenintervenient erllärt wird, unmittelbar bei Dem Be- 
rufungsgerichte überreicht werden (vergl. 8 181 ED.) (IM. zu 
8 18 ZPO.) 

6 19. Der Antervenient muß den Rechtsſtreit in der 
Lage annehmen, in welcher fich derfelbe zur Zeit feines Bei— 
trittes befindet. Er iſt berechtigt, zur Unteritüßung der- 
jenigen Partei, an deren Sieg er ein rechtliches Intereſſe 
hat (Hauptpartei), Angriff3- und PVerteidigungsmittel geltend 
zu maden, Beweife anzubieten und alle jonjtigen Prozeß⸗ 
handlungen vorzunehmen. Seine Prozeßhandlungen find in— 
joweit für die Hauptpartei rechtlich wirffam,a) al3 fie nicht mit 
deren eigenen PBrozephandlungen im Wideripruched) ftehen. 

Mit Einwilligung beider Prozeßparteien?) kann der Inter⸗ 
venient auch an Stelle desjenigen, dem er beigetreten tft, in 
den Rechtsſtreit als Partei eintreten. 

1) Vergl. Klagsänderung 8 235. Koftenaniprud) des Nebeninter- 

venienten 88 41, 42. 

a) Der Intervenient kann durch feine Progeßhandlungen von der 
zur Tagſatzung nicht erfchienenen Partei die Rechtsfolgen der Verjäu- 
mung abwenden, an ihrer ftatt Lontrabiktorifch verhandeln und in biefem 
Falle fowie dann, wenn das Nichterfcheinen der Hauptpartet Verſäumnis⸗ 
folgen nicht nach ſich zieht, alle Prozeßhandlungen vornehmen, zu welchen 
er gemäß 8 19, Abſ. 1, ZBO. berechtigt ift. Iſt Die Rechtsſache durch 
die mit dem Intervenienten in Abweſenheit der Hauptpartei durchgeführte 
Verhandlung ſpruchreif geworden, fo ift das Enburteil zu fällen, wie 
wenn die Verhandlung mit der Hauptpartei felbft geführt worden wäre. 

Desgleichen tft der Intervenient befugt, ohne Genehmigung oder Er⸗ 
mächtigung der Hauptpartei alle geſetzlich zuläffigen Rechtsmittel zu er» 
greifen, wenngleich die Hauptpartei felbft feinen Gebrauch davon madıt. 
Daß zur Beit noch die rechtskräftige Entſcheidung über die von einer der 
Parteien beftrittene Buläffigleit der Intervention ausfteht, ſchließt Den 
Intervenienten von der Einlegung von Rechtsmitteln in der Hauptjadhe 
nicht aus (8 18, Abf. 3, ZPO.) (FM. zu 8 19 8PO., B. 1.) 

b) Beweisanbietungen des Intervenienten, die mit den eigenen Pro⸗ 
zeßhandlungen der Hauptpartei (tatfächliche Behauptungen, Erklärungen, 
Beweisanbietungen, Beweiseinreden u. ſ. w.) im Widerfpruche ftehen, find 
vom Gerichte nicht zu berüdfichtigen. (IM. zu 8 19 8PO. P. 2.) 

Intervenienten, welchen nicht die Stellung eines Streitgenofjen zu- 
fommt, können im Prozeſſe nur als Zeugen vorgenommen werden. (Siehe 
JM. zu 8 371 8P0., 2.3.) 
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6 20. Wenn das in einem Brozefle ergebende Urteil 
fraft der Beichaffenheit des ftreitigen Rechtsverhältniſſes a) oder 
fraft gejeglicher VBorfchrift!) auch in Bezug auf das Nechts- 
verhältnis des Intervenienten zum Gegner der Hauptpartei 
rechtlich wirkſam ift, kommt dem Öntervenienten die Stellung 
eines Streitgenoffen zu ($ 14).?) 

1) 817, Anm. 1, ferner 8 342, Abſ. 3, KO. — Die Entfcheidung über 
die eingellagte überwiefene Forderung tft für und gegen fämtliche Gläu- 
biger wirkſam, zu deren Gunjten die Pfändung der Forderung erfolgt. 
8 310, Abſ. 2, ED. E 

Art. 50 des Internationalen Üübereinkommens über den 
Eiſenbahnfrachtverkehr v. 14. Oftober 1890, RGB. Nr. 186/1892: _ 

Tür den im Wege des Rüdgriffes geltend zu machenden Anfpruch 
der Eifenbahnen unter einander ift die im Entſchädigungsprozeſſe genen 
die rüdgriffnehmende Bahn ergangene endgiltige Entjcheidung hinſichtlich 
der Verbindlichkeit zum Schadenerfag und der Höhe der Entichädigung 
maßgebend, fofern den im Nüdgriffswege in Anſpruch zu nehmenden 
Bahnen der Streit in gehöriger Yorm verkündet ift und dieſelben in der 
Zage ſich befanden, in dem Prozefje zu intervenieren. Die Frift für diefe 
Sntervention wird von dem Richter ‚ber Hauptfache nad) den Umftänden 
des Falles und fo kurz als möglich beftimmt. 

2) Die Hauptpartei ift vorläufig als Buftelungsbevollmächtigter des 
Nebenintervenienten zu behandeln. 8 98. 

a) Insbeſondere kommt dem als Intervenienten in den Prozeß ein 
tretenden Erwerber der in Streit verfangenen Sache oder Forderung 
kraft der Rückwirkung des Urteiled die Stellung eines Streitgenoffen zu. 
(Siehe FM. zu 8 234 ZPO.) 

Intervenienten, welchen die Stellung eine? Streitgenoffen zufonmt, 

Können auch zum Bwed der Beweisführung nad) 88 871 ff. ZPO. abge» 
hört werden. (Siehe JM. zu 5 371 ZPO., B. 3.) 


Streitverfündigung. 


6 21. Wer behufs Begründung zivilrechtliher Wir- 
fungen einen Dritten von einem Necdhtsitreite zu benach— 
richtigen hat (Streitverfündigung),!) kann dies durch Zuſtellung 
eines Schriftfabes?) bewirken, in welchem aud) der Grund der 
Benachrichtigung anzugeben und die Lage des Rechtsſtreites, 
fall3 derfelbe bereit3 begonnen hat, furz zu bezeichnen ift. 

Mit einer ſolchen Benachrichtigung kann eine in den 
Borichriften des bürgerlichen Rechtes begründete Aufforderung?) 


820. 1. Das Urteil ift nur einmal auszufertigen und mangels 
eine gemeinfhaftlichen Zuftellungsbevollmächtigten zu Handen 
nn Hauptpartei zuzuftellen. €. v. 21. März 1899, 3. 3982, 

lg. 556. 
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zur Leiſtung der Vertretung im bereit3 anhängigen oder erit ein- 
zuleitenden Rechtsitreite (Nebenintervention) verbunden werden. 

Die — ee gibt der benadhrichtigenden Partei 

nit das Recht, die Unterbrehung des anhängigen Rechts— 
jtreites,*) die Erjtredung von Frijtend) oder die Verlegung einer 
zur Verhandlung bejtimmten Tagjagung®) zu begehren. 

1) 8 981 abGB., Art. 80 WO., 8 15 Gef. v. 12. Juni 1872, RGB. 
Nr. 112 (fiehe bei 8 602). — Der betreibende Gläubiger, ber bie über- 
wiejene Forderung einllagt, hat dem Berpflichteten, wenn deſſen Wohn- 
ort bekannt und im Inlande befindlich ift, gerichtlich den Streit zu ver- 
fünden, 8 810 ED.; ebenfo der Gläubiger, der einen dem Eigentümer 
äuftehenden Löfchungsanfprud) mitteld Klage verfolgt, dem Eigentümer, 
Art. XXVII EG. 3. EO. — Die Berpflihtung, die Vertretungsleiftung 
zu begehren, ift al8 Verpflichtung zur Streitverfündigung anzufehen. 
Art. XXXI EG. 3. 8PO. 

2) 88 74—76. — Die Zuftellung verfügt der Vorſitzende 8 25. — Gie 
ift ohne eine Beichlußausfertigung zu bewirken. 8131, Abſ. 1, GO. — 
Im bezirksgerichtlichen Verfahren auch durch AYuftellung einer Protokolls⸗ 
abicrift. 8 434 8PO. — Das Protokoll ift von der Gerichtskanzlei 
aufzunehmen. 8 131, Abſ. 2, GO. 

3) Im Falle die auf Entfchädigung belangte Eifenbahn der im Nüd- 
griffswege in Anſpruch zu nehmenden Bahn den Streit in gehöriger Yorm 
verlünbet, ift die Frift für die Intervention im Hauptprozefle von dem 
Richter der Hauptjache nad; den Umftänden des Falles und fo kurz als 
möglich zu beftimmen. Art. 50 des internationalen Übereintommens über 
den Eiſenbahn-Frachtverkehr v. 14. Oktober 1890, RGB. 1892, Nr. 186. 

81658. 98128. 98184. 


Benennung des Auktors. 


$ 22. Wer als Befiger einer Sache oder eines ding- 
lihen Rechtes geklagt wird,?) fich aber in den Rechtsſtreit nicht 
einlaffen will, weil er im Namen eines Dritten zu befiben 
behauptet, hat Ddiefen (Auftor) fogleih nad Zuſtellung der 
Klage aufzufordern, ſich über jein Verhältnis zum Gtreit- 
gegenſtande oder zu dem in der Klage geltend gemachten An- 
ſpruch bei der vor dem Prozeßgerichte anberaumten eriten 
Tagſatzung?) zu erflären. 

Die Aufforderung an den Auktor und deſſen Ladung 
erfolgt durch Zuſtellung eines Schriftfages,?) welcher die zur 
Begründung dieſer Aufforderung erforderliche Mitteilung 
über den eingeleiteten Rechtsitreit zu enthalten hat. Eine 


8 22. 1. Die Vornahme oder Unterlaffung der Benennung 
des Auftors tft auf die Entjcheidung der Frage der Paffiv- 
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Ausfertigung diefes Schriftfages ift dem Kläger noch vor der 
eriten Tagfagung mitzuteilen.?) 

1) 8 375 abGB. 

2) 88 239, 440. 

8, 88 74—86. Die Zuftellung verfügt der Borfigende 8 25. — Sie 
erfolgt ohne eine Beihhlußausiertigung. 8 131, Abſ. 1, GO. — Im be- 
zirksgerichtlichen Berfahren auch durch Zuftellung einer Protokollsabſchrift. 
8 484 ZPO. — Das Protokoll nimmt die Gerichtäfanzlei auf. 8 181, 
Abſ. 2, GO. 

*) Die Gerichtskanzlei Hat bei den Schriftſätzen, welche dem Aultor 
und dem Kläger zugeftellt werben follen, vor Ubgabe zur Buftellung die 
inhaltliche Übereinftimmung der Echriftfäge zu prüfen und unrichtige 
Angaben über die erfte Tagfabung Durch einen entſprechenden Bermert 
amtlich richtigguftellen. 8 131, Abſ. 1, GO. 


623. Erkennt der Auftor bei der Tagfagung!) das vom 
Beflagten behauptete Verhältnis an, jo fann er mit Zu— 
jtimmung des Beflagten an deilen Stelle al3 Partei in den 
Rechtsitreit eintreten. Die Zuftimmung des Klägersa) ift hiezu 
nur injoweit erforderlich, als derfelbe Anfprüche geltend macht, 
welche a das zwiihen dem Auftor und dem Beflagten 
beitehende Vertretungsverhältnig nicht berührt werden. 

Infolge der Übernahme des Prozefles durch den Auftor 
it der Bellagte auf feinen Antrag durch naolis des 
Prozeßgerichtes von der Klage zu entbinden (8 241).6) Kommt 
hingegen bei der erſten Tagſatzung eine Einigung wegen der 
Übernahme des Prozefjes durch den Auktor nicht zuftande, 
ſo fann der Bellagte die Einlafjung in den Rechtsſtreit nicht 
weiter verweigern. 

1) 88 239, 440. 

a) Soweit in der Klage nicht auch Anſprüche geltend gemadht find, 
welche durd) das zwifchen dem Auktor und dem Beklagten beftehende Ber- 
tretungs3verhältniß nicht berührt werden, kann der Kläger durch feinen 
Widerſpruch den Eintritt des Aultorz in den Prozeß und das Ausfcheiden 
des Bellagten nicht hindern. 

Aus dem Grunde, daß Die Prozeßkoſten bei dem vom Bellagten zum 
Eintritt in den Prozeß aufgeforderten Auktor im Falle feines Unterliegeng 

legitimation ohne jeden Einfluß. €. dv. 19. Jänner 1899, 
3. 17007, Sig. 474. 

„8 23. 1. Der Kläger, der mit feinem Widerſpruche gegen 
die Ubernahme des Prozeſſes durch den Auktor unterliegt, bat 
dem Bellagten die durch den Widerfpruch verurfachten Koſten zu er⸗ 
fegen; die übrigen dem Bellagten entftandenen Koften fünnen vom 
Auftor im übernommenen Prozeffe beanfprucht werden. €. v. 
15. Mai 1900, 3. 6977, Sig. 1004. 
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nicht einbringlid) feien, Tann vom Kläger gegen die Übernahme des Pro- 
zeſſes durch den Auktor nicht Widerſpruch erhoben werben. 

Ob diefe Übernahme bei Widerfprud) des Klägers ausgeſchloſſen ift, 
weil der Kläger neben der Herausgabe der Sache den Erſatz für bezogene 
Nutzungen der Sache begehrt, ift nach Beichaffenheit des zwiſchen bem 
Bellagten und dem Auttor angeblich beftehenden Rechiäverhältnifies und 
danach zu enticheiden, ob der urſprünglich Beklagte auch betreffs bes 
Bezuges ber Nubungen oder der Berantwortlichleit für den Entgang 
Diefer Nubungen ala Vertreter des Aultors anzufehen iſt. (IM. zu 823 
8PO., P. 1.) 

Iſt zu beſorgen, daß der Beſitz des angeblichen Auktors ein fingierter 
iſt und daß daher der Eintritt des Auktors an Stelle des Beklagten die 
gerichtliche Verfolgung oder Verwirklichung des Klagsanſpruches vereiteln 
oder erheblich erſchweren könnte, ſo wird auf Antrag des Klägers in 
Anſehung des Streitobjeltes eine einſtweilige Verfügung zu treffen fein 
(88 881, 882 ED.) Die zum Zwecke bes Eintrittes in den Prozeß von 
dem Wultor und dem urfprünglichen Bellagten bei der erften Tagſatzung 
zu Protokoll abgegebenen Erklärungen über die Befigverhältnifie (8 289, 
Abſ. 2, ZPO.) binden diefe Berfonen und fchließen es aus, daB der ver=- 
urteilte Auktor oder deſſen Stellvertreter im Beſitze dem erwirkten Urteile 
gegenüber fih auf den Beſitz des ausgefchiedenen Beklagten oder auf 
mangelnden Beſitz berufen Tönnen. (IM. zu 8 23 8PO., P. 2.) 

Über den Widerfprud) des Klägers gegen den Gintritt des Auktors 
an Stelle des Beklagten Hat nicht der die erfte Tagſatzung leitende 
Richter, fondern der Senat zu entjcheiden. Die für die Enticheidung er- 
heblichen Erklärungen der Beteiligten bei der erſten Tagſatzung find im 
Protokolle über die erfte Tagfagung zu beurfunden. In den Beſchluß 
ift zugleich der Auftrag zur Klagebeantwortung (8 243 ZERO.) aufzu- 
nehmen. (IM. zu 8 23 ZPO., P. 3.) 

db) Iſt der Auftor an Stelle des uriprünglicdh Beklagten in den 
Prozeß als Bartei eingetreten und gleichzeitig lebterer durch Beſchluß 
von der Klage entbunden worden, fo ift das gegen den Auktor gefällte 
Urteil nur gegen ihn allein, nicht aud) gegen den ausgefchiedenen ur» 
fprünglich Bellagten wirkſam und volftreddar. (IM. zu 8 23 8PO., $. 4.) 


624. Erſcheint der Auktor troß gehöriger Ladung bei 
der anberaumten erjten Tagſatzung nicht, beitreitet er Die 
Behauptung des Beklagten oder erflärt er ſich bei der Tagſatzung 
überhaupt nicht, fo ift der Beflagte berechtigt!) jich durch Befriedi- 
gung des Anipruches des Klägers von der Klage zu befreien. 

Inwiefern dem Auftor hieraus ein Anſpruch auf Schaden- 
erfag erwächſt, iſt nach) dem bürgerlichen Rechte zu beurteilen. 

2) Dem Prozeßgegner gegenüber; im Berhältniffe zum Wultor ift dag 

zivilrechtliche Verhältnis maßgebend. 

625. Die Zuftelung der in den 88 18, 21 und 22 
bezeichneten Schriftjäße wird vom Vorfigenden ohne vorgängige 
Beichlußfaffung des Senates verfügt. 
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Vierter Titel. 


Bevollmaͤchtigte. 


626. Die Parteien können, ſofern in dieſem Geſetze 
nicht etwas anderes beſtimmt iſt,) Prozeßhandlungen entweder 
in Perſon oder durch Bevollmächtigte vornehmen.?) 

Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ſchließt 
auch in jenen Fällen, in welchen die Vertretung durd) Ad- 
vofaten geboten ift, nicht aus, daß die Partei in Begleitung 
ihres Bevollmächtigten vor Gericht erjcheint und daſelbſt 
neben Ddiefema) mündliche Erklärungen abgibt.?) 

I) Anwaltszwang: Bor Gerichtshöfen erfter und allen Gerichten 
höherer Inftanz 88 27, Abf. 1, 463, Abſ. 2, 513. — Berufungsichrift 
88 467, 468. — Reviſionsſchriften 8$ 506, 3.4, 507, Abſ. 3. — Schrift: 
lihe Rekurſe 8 520. — Bur verftändlichen Außerung unfähige Parteien, 
Bevollmächtigte und gejeßliche Vertreter (nötigenfalls) 8 185. — Relativer 
Anwaltszwang: 8 29, Abſ. 1. — Ausnahmen fiche bei 8 27. 

2) Bor den Gewerbegerihten Tönnen fih die Parteien durch An⸗ 
gehörige, Geſchäftsführer oder Angeitellte als Bevollmächtigte vertreten 
laſſen. Die Vertretung durch Berufsgenofien ift zuläffig, wenn glaub- 
haft gemacht wird, daß die Bartei am Erfcheinen gehindert oder ihre 
Angelegenheiten felbft zu vertreten nicht imftande if. 8 25 Gef. v. 
27. November 1896, RGB. Nr. 218. 

3) 8 34. — Über den Umfang ber Ermächtigung des betreibenden 
Gläubiger infolge Überweifung der gepfändeten Forderung zur Ein- 
ziehung, fiehe $ 308 ED. (Ermächtigung zur Kündigung, Klage, zum 
land; jedoch nicht zum Vergleich und Schiedsvertrag). Ebenſo 
8 338 EO. 

a) Wenn die Erklärungen einer in Begleitung ihres Bevollmäch⸗ 
tigten vor Gericht erichienenen Partei mit den Erflärungen des Bevoll- 
mädhtigten in Widerſpruch ftehen, find in erſter Linie die Erklärungen 
der Partei zu berüdfichtigen (8 34 8PO.). (IM. zu $ 26 ZPO.) 

627. Bor den Gerichtshöfen erſter Inſtanz und vor 
allen Gerichten höherer Inſtanz müſſen jich die Parteien durch 
Advofaten vertreten laſſen (Anwaltsprozeß).) 

Diefe Vorſchrift findet feine Anwendung auf das Ber- 
fahren erjter Inſtanz in Eheſachen und, joweit dieſes Geſetz 
nicht etwas anderes?) beitimmt, auch nicht auf Diejenigen 
Prozeßhandlungen, welche vor einem erjuchten oder beauf- 
tragten Richter,?) vor dem Gerichtsvorjteher oder Vorſitzenden 
eines Senates vorgenommen werden; fie gilt auch nicht für 


8 27. 1. Mit dem Vertreter der Finanzprofuratur können 
Angeftellte der ftaatlihden Fahvermwaltungen vor Gericht 


Gef. Sig. VI. 2. Bivilprogeßordnung. 7 
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die in der Gerichtskanzlei vorzunehmenden Erflärungen und 


Handlungen.*) 

Die Bertretungsbefugnis der Finanzprokuratur bleibt 
aud in den Fällen, in welchen die Vertretung der Parteien 
durch Advokaten geboten ift, unberührt.) 

1) Vergl. Anm. 1 zu 8 26. — Unentgeltlihe Vertretung armer 

Barteien 8 64. 

2) Im vorbereitenden erfahren müfjen bie Parteien auch vor dem 
beauftragten Nichter duch Advokaten vertreten fein. 8 248, Ubi. 2. 

3) Insbeſondere kein abſoluter Anwaltazwang bei der erften Tag- - 
fabung 8 239. — Wohl aber relativer Anwaltäzwang. 8 29. 

4) Weitere Ausnahmen: Bei den Verhandlungen über Erteilung, 
Erlöfchen und Entziehung des Armenrechts 8 72, Wbf. 3. — Über bie 
Rechtmäßigkeit der Weigerung eines Zeugen $ 824, Abf. 2, und Sadı- 
verftändigen 8 867. — Erhebung der Berufung zu Protofoll, wenn nicht 
zwei Advokaten am Orte ihren Sit haben 8 465, Abſ. 3. Erhebung ber 
Berufung für die arme, nicht burd) einen Advokaten vertretene Bartel 
durch einen Beamten ber Staatsanwaltichaft oder des Bezirksgerichtes 
(nur bei Bezirkägerichten) 8 90 GOG. — Erhebung des Rekurſes zu 
Prototol bei Bezirksgerichten durch Parteien, welche nicht durch Advo⸗ 
katen vertreten find, 8 520, Abſ. 1. — Rekurſe von Beugen, 8 348, und 
Sadjverftändigen, 8 867, Lönnen zu Brotololl gegeben werben. — Antrag 
auf gerichtliche Beſtellung eines Schtebsrichters 8 582. — Rekurs gegen 
die Enthebung des Armenvertreterd Art. XXXIII ES. 3. BO. und 
Rekurſe der armen Parteien 8 72, A6f.3. — Bet ben Berhanblungen 
über Befigftörungd- und Bagatellllagen, welche gemäß 879 IN. vor einen 
Gerichtshof gehören, Art. XIV EG. 3. IN. — Im Erelutionsver- 
fahren ift weder vor ben Bezirfägerichten noch vor ben Gerichtähöfen 
erfter Inftanz die Vertretung durd) Advolaten geboten 3 52 ED. Ebenſo 
im Sicherungäverfahren 8 402 EO.; wohl aber in den aus Anlaß ber 
Erelutton entftehenden Prozefien und im Rekursverfahren nah Maßgabe 
des 8 520 8P0. — Bor den Gewerbegerichten tft bie Vertretung 
durch Advolaten ausgeſchloſſen, 8 25; in Berufungsfachen gegen gewerbe⸗ 
gerichtliche Enticheidungen ift eine Vertretung durch Advokaten nicht ge⸗ 
boten, 88 80, 31, Gef. v. 27. Rovember 1896, RGB. Nr. 218. 

°) Urt. IV, 8. 1, XXXII EG. 3. ZPO. Koſtenerſatzanſpruch der 
Yinanzprofuratur 8 42. Siehe MB. v. 9. März 1898, RGB. Nr. 41, 
bei Art. IV EG. 3. ZPO. 


6 28. Advokaten, Notare, fowie die zur Ausübung 
des Richteramtes befähigten ı und bei Gericht !) angeitellten a) Per- 


au und in der mündlichen — Erklärungen abgeben. 
E. dv. 16. November 1898, 3. 15026, Sig. 375 
* 28. 1. Der Advofat muß bei Überreihung einer Klage 
in einem anderen Oberlandeögerichtöfprengel feine &ig ER hatt 
A u ausmweijen. €. v. 9. März 1869, 3. 2351, 
8. 
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ſonen bedürfen, wenn ſie in einem Rechtsſtreite als Partei 
einſchreiten, weder in der erſten noch in einer höheren In⸗ 
itanz der Vertretung durch einen Advokaten. 

Wird gegen eine ſolche Partei während der Dauer des 
Prozefles die Disziplinarjtrafe der Streihung von der Ad⸗ 
vofatenlijte, der Entjegung vom Amte, der Verſetzung in den 
Ruheſtand oder der Dienftentlaffung verhängt,bd) fo ift von ihr 
für das weitere Verfahren, fofern in demfelben die Ver» 
un durch Advofaten ——— iſt,) ein Advokat zu beſtellen. 
Eine Unterbrechung des Verfahrens?) findet deshalb nicht ſtatt. 

1) Richt bei der Staatsanwaltſchaft. 2) 8 26, Anm. 1. 2) Bergl. 
8 160. 

a) Zur Ausübung bes Michteramtes befähigte richterliche Beamte, 
die in den Ruheſtand getreten find, bedürfen im Anwaltsprozeſſe der 
Bertretung durch einen Advokaten. 

Bollzieht fih ihre Verfegung in den Ruheſtand während der Un- 
Hängigleit des Prozefjed, jo können fie dieſes Verfahren ohne Beiztehung 
eined Advokaten zu Ende führen, ausgenommen, dab die Berfegung in 
den Rubeftand gegen fie als Disziplinarftrafe verhängt wird (8 28, Abſ. 2, 
ZPO.) (FM. zu 8 28 8PO., P. 1.) 

5) PBerfonen, welche auf die Ausübung ber Advokatur freiwillig ver- 
zichten oder das Amt eines Notar zurüdlegen, find nad) ber Verzicht⸗ 
leiftung oder Burüdlegung des Amtes zur Selbftvertretung im Anwalts» 
prozefie nicht mehr berechtigt. Einen zur Beit der Verzichtleiftung ober 
Burüdiegung bes Amtes gerade anhängigen Prozeß können fie ohne Bei- 
siehung eined Advolaten zu Ende führen. (IM. zu 828 8PO.., P. 2.) 

Desgleichen zieht es den Berluft ber Selbftvertretungsbefugni3 nad 
fih, wenn aus einem anderen Grunde die Beredhtigung zur Ausübung 
der Advolatur oder das Amt eines Notar erlifcht. Tritt diefe Ver- 
änderung während des Verfahrens ein, jo muß für deilen Fortführung 
ein Advokat beftellt werden. (IM. zu 8 28 8PO., B- 3.) 

Über den Koſtenanſpruch der in 8 28 3PO. bezeichneten Parteien 
fiehe JM. zu 8 42 8PO.., B. 3. 

629. —— eine Vertretung durch Advokaten nicht 
geboten ift!) und der Streitgegenſtand an Geld oder Geldes— 
wert den Betrag von 500 fl. nicht überfteigt,a) kann jede eigen- 
berechtigte Berlon männlichen Geſchlechtes“) zum Bevollmäd)- 





2. Gilt die Selbftvertretungsbefugni3 auch für Prozeffe 
der Ehegattin des Advokaten? E. v. 11. Mai 1887, 3. 553%, 
Slg. 11591. 

829. 1. Notare find unter der im JME. v. 17. Februar 
1852, 3.17431, enthaltenen Beſchränkung (vgl. Anm. a zu ZPO. 
8 33) zur ae in Bezirksgerichtsprozeſſen berechtigt. 
E. v. 20. uni 1901, 3. 8751, Przeg. 1902 : ©. 64. 


7% 
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tigten bejtellt werden. In Streitfachen über 500 fl. find an 
Orten, an welchen wenigſtens zwei Advolaten ihren Sitz 
haben, nur Advokaten al3 Bevollmädhtigte zuzulaflen.?) 

Perionen, welche dem Richter als Winkelfchreiber‘) befannt 
find, dürfen weder zur Verhandlung, Ir zu anderen Prozeß⸗ 
handlungen als Bevollmächtigte zugelaſſen werden. Gegen 
dieje Verweigerung der Zulaffung iſt ein abgejondertes Rechts- 
mittel?) nicht ftatthaft. 

1) 8 27, Abſ. 2, und Anm. 8 u. 4. 

2) Ausnahme 8 185, im Bagatellverfahren auch die Ehefrau 8 449. 

— Im Berfahren vor den Gewerbegerichten können fich die Barteten durch 
Angehörige, Geſchäftsführer oder AUngeftellte als Bevollmächtigte vertreten 
lafien. Die Vertretung durch Berufsgenoffen tft zuläffig, wenn glaubhaft 
gemacht wird, daB die Partei am Erfcheinen gehindert oder ihre Ange⸗ 
legenheiten felbft zu vertreten nicht imftanbe ift. 8 25, Gef. v. 37. Rov. 
1896, RGB. Nr. 218. 

3) Insbeſ. in Mechtsfachen um Gelb oder Geldeswert über 500 fi. 
bei ber erften Tagſatzung vor Gerichtähöfen, 88 27, 289, ferner in 
Rechtsftreitigkeiten, die nad) 817 ED. beim Bezirksgerichte anhängig ge- 
macht werden müflen, obwohl der Wert bed GStreitgegenftandes 500 fl. 
überfteigt. — In bezirkögerichtlicden Streitfahen, deren Geldwert nicht 
feftgeftellt ift, befteht lein relativer Anmwaltszwang. 

% Urt IV, 3. 5, EG. 3. PD. 9) 8 518. 

a) Wenn in einer vor die Bezirksgerichte gehörigen Rechtsſache ber 
Wert des Streitgegenftandes, weil er für die Beftimmung ber Buftänbig- 
keit ohne Belang ift, in der Klage nicht angegeben ift (3. 8. 8 49, 8.8, 
4 IN.), Tann audy an Orten, mo zwei ober mehrere Abvolaten ihren 
Sitz Haben, jede eigenberechtigte Perſon männlichen Geſchlechtes zum Be⸗ 
vollmädhtigten bejtellt werden. (IM. zu $ 29 ZBO.) 

630. Advofaten und fonftige Bevollmäcdhtigte Haben bei 
dereriten von a in einer Streitfache vorgenommenen Prozeß- 
handlung ihre Bevollmäcdhtigung durch eine Urkunde (Vollmacht) 
darzutun,')a) welche in Urſchrift oder in beglaubigter Abſchrift?) 
vorzulegen ift und bei Gericht zurücdbehalten werden Tann.?) 

Wenn die Bevollmächtigung mittel3 einer Privaturfunde 
geſchah und gegen deren Echtheit Bedenken?) entitehen, Tann 
das Gerihtb) auf Antrag oder von Amts wegen eine gericht- 
liche oder notarielle Beglaubigung der Unterſchrift anordnen. 
Dieſe Beltimmung Tommt nicht zur Anwendung, wenn ein 
dem Gerichte befannter Advofat oder Notar als Bevoll- 


2. Audfchliegung einer als Winkelſchreiber bekannten Perfon 
von der gerichtlichen Vertretung der Anstalt, deren Buchhalter 
er if. © v. 9. Februar 1892, 3. 1573, Sig. 14113. 
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mächtigter einſchreitet und die Echtheit der Unterſchrift mit 
Berufung auf feinen Eid beſtätigt. Die Anordnung der Be- 
granbigung fann durh ein Rechtsmittel nicht angefochten 
werden. 

Die Erflärung über die erteilte Bevollmächtigung kann 
vor Bezirfögerichten, wenn die Partei bei einer in der Streit- 
jahe anberaumten Tagſatzung mit dem Bevollmächtigten 
perfönlich vor Gericht erfcheint, auch zu gerichtlichem Protokoll 5) 
aufgenommen werden. 

1) Zurückweiſung der Klage und Klagebeantwortung nad) erfolg- 
lofem Auftrag zur Beibringung der Vollmacht, 8 37. — Auftrag an die 
Bartei, deren Berireter weggefallen tft, zur Beftellung eines neuen Advo⸗ 
taten und Belanntgabe besjelben unter Borlegung der Vollmacht, 8 160, 
Abſatz 2. 

2), Eine Abſchrift ber Prozeßvollmacht für den Prozeßgegner 
braudt nicht beigelegt zu werden, da die Bevollmädhtigung zunächſt nur 
dem Gerichte gegenüber nachzumeiien tft (8 37 ZPO.) und das Bor- 
handenſein der Vollmacht vom Gerichte von Amts wegen Äberwacht wird. 
(FJME. vom 37. Januar 1898, 3. 2003 (bei 8 88 ZN.) 

3), Yusfolgung, wenn ber Zwed der Aufbewahrung entfallen ift, 
8 219, Abſ. 3. 

*) Zum Behufe ihrer Befeitigung Tann mündliche ober fchriftliche 
Einvernehmung angeordnet werden. 8 86, Ubi. 4, ED. — Wenn die 
Vollmacht mit dem Handzeihen der Partei und ber Unterfchrift von 
zwei Zeugen (8 886 ab GB.) verfehen ift, genfigt gleichfalls die Beftätigung 
der Echtheit Durch den Advolaten oder Notar. 

2) Im Berhandlungsprototolle, 88 443, 451, B. 2. 

a) Das Gericht Hat auf den Nachweis der Bevollmächtigung von 
Amts wegen zu dringen (8 87 ZPO.) Die Unerkennung des Beftandes 
des Bevollmädhtigungsverhältniffes durch den Gegner kann den mangeln- 
den urkundlichen Vollmachtsnachweis nicht erfeßen. (IM. zu 8 30 
8PO., 2.1.) - 

5) Die gerichtliche oder notarielle Beglaubigung der Unterfchrift auf 
einer Vollmachtsurkunde Tann nicht vom Vorfigenden, fondern nur vom 
Senate angeordnet werden. (IM. zu 5 30 8PO.., P. 2.) 


6 31. Die einem Advokaten erteilte!)a) Vollmacht zur 
Prozepführung (Prozeßvollmacht) ermächtigt Traft Geſetzes: 

1. zur Anbringung?) und Empfangnahme?) der Klage und 
zu allen den Rechtsſtreit betreffenden Prozeßhandlungen, ein- 
ichließlich derjenigen, welche durch eine Widerflage,?) durch eine 
Wiederaufnahme des Verfahrens?) durch den Antrag auf einſt⸗ 


8 81. 1. Die früher andgeftellte Prozeßvollmacht wird durch 
die Kuratelsverhängung ungültig. €. v. 5. September 1866, 
3. 6193, Slg. 2598. 
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weilige Verfügungen, oder durch eine im Sinne des 8 16 
erfolgende Klageführung veranlaßt werden; 

2. zum Abſchluſſe von Vergleihend) über den Gegenftand 
des Rechtsſtreites, zu Anerfenntniffen der vom Gegner be- 
haupteten Anſprüche, ſowie zu Verzichtleiftungen auf die von 
der bevollmächtigenden Partei geltend gemachten Anfprüche; 

3. zur Einleitung der Erefution wider den Prozeßgegner, e) 
zur Vornahme aller im Erefutionsverfahren auf Seiten des 
Erelutionsführers vorkommenden Handlungen und zur Er- 
wirfung des Sicherungsverfahreng; 

4. zur Empfangnahme der von dem Prozeßgegner zu 
eritattenden Brogehtoften 0) 

Der Advolat Tann die ihm erteilte Prozeßvollmacht für 
einzelne Alte oder Abfchnitte des Verfahrens an einen anderen 
Advolatend) übertragen, er kann ſich ferner bei Verhandlungen, 
für welche die Beiziehung eines Advokaten geſetzlich vor- 
gejchrieben ift, durch einen bei ihm in Verwendung jtehenden 
jubftitutionsberechtigten Advofatursfandidaten vertreten laſſen 
und auf Grund feiner Prozeßvollmacht für Prozeßhandlungen, 
zu deren Vornahme die Vertretung dur Advokaten nicht 
geboten iſt,) auch andere Gtellvertretere) beitellen.®) 

Subititutionsberedhtigt find die im $ 15 der Advokaten⸗ 
ordnung bezeichneten Advofatursfandidaten, fall3 fie bereits 
die Advofatursprüfung mit Erfolg abgelegt haben und nicht 
eine der im 8 12, lit. c des Geſetzes vom 1. April 1872, 
RGB. Nr. 40, angeführten Disziplinaritrafen wider fie 
verhängt ilt. Das Erfordernis der Advolatursprüfung Tann 
auf Anſuchen eines Advolaten vom Ausichufle der Advofaten- 
fammer mit Zuftimmung des Oberlandesgerichtes?) aus rüd- 
fihtswürdigen Gründen folchen bei ihm in Verwendung 
jtehenden Advofatursfandidaten erlaffen werden, Die an einer 
inländiichen Univerfität den juridiichen Doktorgrad erlangt 
haben und mindeſtens eine einjährige, bei einem Gerichtähote 
volfitredte, zivil- und ftrafgerichtlihe Praris und eine zwei- 
jährige Praxis bei einem Advokaten oder bei einer Finanz- 





2. Zur Bertretung bei Berhandlungen vor dem Reichs— 
geriähte find fubftitutionsberechtigte Advolatursfandidaten nicht 
befugt. ROSE. v. 11. Juli 1902, 2. ?, GH. 1903 :8. 

3. Gegen die Verweigerung der Nachſicht der Advokaturs⸗ 
prüfung fteht den Beteiligten ein Rechtsmittel nicht zu. PE. 
v. 20. Dezember 1898, 3. 17248, ER. 169, Sig. 422 (13. April 
1898, 3. 5140, Sig. 101°). 
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prokuratur ae vermögen. Die Nadhjficht der Advo- 
fatursprüfung gift jedoch nur Air Die Dauer der Verwendun 

des Novolatursfandidaten bei demjenigen Ndvolaten, au 
deſſen Anfuchen fie bewilligt wurde.!®) 

1) Generalvollmachten find dem Gerichtsvorſteher zu überreichen und 
bei den Bräfidialatten aufzubewahren; von ihrer Überreihung find die 
gerichtliden Organe zu benachrichtigen. 8 24, vorlegter Abf., GO. 

2) 8 226; nicht zu Protsloll, 8 484. 

3) 8 106. — Buftellungen haben an den Prozeßbevollmächtigten zu 
erfolgen. 8 93, Abſ. 1. 

«) 8 283. 8 96 FR. s, 8 580. 

©) 88 40 ff., jedoch nicht bes Streitgegenftandes ohne befondere 
Vollmacht. ”) 8 27, Abſ. 2, und Anm. 3 u. 4. 8 33. 

9) Die Verhandlungen darüber gehören zu den Präfidialfachen (8 24, 
8. 18 unb vorlegter Abſ. GO.). 

0) Unter Advolaten tft die eigentümliche Art der Zuſtellung nad) 
88 112, 113 ZPO. u. 8 374 SD. zuläffig. — Bei gewiffen Angelegen⸗ 
heiten (Bahlungsaufträge, Kündigungen, Übergabs⸗ und Übernahmsauf- 
träge und Bahlungsbefehle) kann dem im Gerichtsorte wohnhaften Advo⸗ 
taten bie für den Gegner beftimmte Sendung zur Aufgabe durch die Boft 
ausgefolgt werden. 8 854 ED. 

a) Dem Advokaten muß immer „Prozeßvollmacht“ erteilt werben. 

Die Prozeßvollmacht kann für einen einzelnen NRechtöftreit ober für 
alle vorkommenden Prozeſſe (Generalvollmacht) erteilt werden. General» 
vollmachten Tönnen bei Gericht angezeigt und aufbewahrt werben ($ 24 
ED.) (FM. zu 8 31 8PO., P. 1.) 

b) Vergleiche, welche der Advokat einer p flegebefohlenen Partei 
für diefe auf Grund der ihm erteilten Prozeßvollmacht über den Gegen 
ftand des Rechtsſtreites abſchließt, bedürfen nichtSdeftoweniger der vor⸗ 
mundſchafts⸗ oder Turatelßbehörblichen Genehmigung (8 233 abGB.). 
(IM. zu 8 31 8PO., P. 2.) 

Die Befugnis, einen Schiedsvertrag fiber den Gegenitand bed Rechts⸗ 
ftreites abzufchließen und Schiedsrichter zu wählen, befißt der Prozeß⸗ 
bevollmädhtigte Traft der Prozeßvollmacht nicht. Er hat diefe Befugnis 
nur dann, wenn ihm neben der Erteilung der Prozeßvollmacht zum Ab- 
ſchluſſe eines Schtebsvertraged im Sinne bes 8 1008 abGB. Vollmacht 
erteilt wurde. Diefe Vollmacht kann zugleich mit der Prozeßvollmacht in 
berfelden Urkunde erteilt werden. (IM. zu 8 81 BPO., B. 3.) 

c) Die „Prozeßvollmacht“ jchließt nicht die Ermächtigung zur Ver- 
tretung der Bartei in den DOppofitiond- und Erfzindierungsprogzeflen in 
fi, die fih aus Anlaß des wider den Gegner eingeleiteten Erelutions- 
verfahrend ergeben. Soll ſich die Vollmacht auch darauf erftreden, fo 
BD en hiezu ausdrüdlich erteilt werden. (IM. zu 8 81 

d) Die Vorſchrift des 8 14 der Advokatenordnung, wonach der Ad⸗ 
votat berechtigt ift, im Verhinderungsfalle einen anderen Advokaten zu 
fubftituieren, findet Anwendung, wenngleich bem Advokaten lediglich 
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„Prozeßvollmacht“ erteilt ift. Kraft diefer Vorſchrift Tann der Advokat, 
dent Prozeßvollmacht erteilt wurde, im Berhinderungsfalle felbft für 
den ganzen Prozeß einen anderen Advokaten fubftituieren; die im 8 31, 
Abi. 2, 8PO. anerkannte Befugnis, die Vollmacht für einzelne Akte 
oder Abſchnitte des Verfahren? an einen anderen Advokaten zu über- 
tragen, ift auf Fall der den Verhinderung nicht beichräntt. (IM. zu 8 31 
8PO., P. 5.) 

e) Bei der Auswahl ſeiner Stellvertreter für Prozeßhandlungen, 
zu deren Vornahme die Vertretung durch Advokaten nicht geboten iſt, 
bleibt der Abdvofat an die Borfchrift des 8 15 der Advokatenordnung 
gebunden. Bei Verhandlungen (3. B. erfte Tagſatzung), für welche die 
Beiziehung eines Advokaten gefeglich nicht vorgefchrieben ift, Tann er ſich 
daher gemäß 8 15 AD. nur durch einen bei ihm in Verwendung ftehenden 
Advokaturskandidaten vertreten laſſen, der jedoch nicht im Sinne bes 
8 31, Abſ. 3, ZPO. fubftitutiongberechtigt fein muß. (Butadhten de? 
Oberften GerihtäHofes vom 26. Januar 1898, Praes. Ar. 42, 
AMEB. 1898, ©. 24.) 


6 32. Eine Beſchränkung des gejehlichen Umfanges?) der 

Prozeßvollmacht Hat, auch wenn ie in der Urkunde aus 

gedrüdt ift, dem Gegner gegenüber nur infoweit rechtliche 

Wirfung,?) al3 die Beichränfung die im $31, 3.2 und 3, be- 

zeichneten Befugnifje betrifft und dem Gegner befonders be- 
fannt gegeben wurde. 

1) 8 81. 

2) Formalvollmacht analog Art. 43, 116, 138, 281, Abſ. 2, HGB., 

88 19, 45, Gef. v. 9. April 1873, RGB. Nr. 70, 8 78 HD. 


633. Perſonen, welche nicht Advokaten find,!)a) Tann die 
Partei entweder eine Prozeßvollmacht?) erteilen, oder fie kann 
diefelben auch nur für einzelne beſtimmte Prozeßhandlungen 
bevollmädhtigen. 

Umfang, Wirkung und Dauer der Prozeßvollmacht find 
nad) den Beltimmungen dieſes Gejebes, Umfang, Wirkung 
und Dauer einer Vollmacht zu einzelnen Prozeßhandlungen 
aber, fofern im folgenden nicht3 anderes angeordnet (R nad) 
dem Inhalte diefer Vollmacht und nad den Vorſchriften des 
bürgerlichen Rechtes?) zu beurteilen. 

3) Der amtliche Vertreter, der einer Partei zur Wahrung ihrer Rechte 

Dei der mündlichen Verhandlung beigegeben wird (8 64, 3. 4, ZPO.) iſt 
von der Übertragung der Vertretung an berechtigt, für die arme Partei 
alle Prozeßhandlungen vorzunehmen, zu melden die einem Advolkaten 
erteilte Prozeßvollmacht kraft des Geſetzes ermächtigt (8 31 ZPO.). 8 183, 
Abſ. 2, GO. — Den Notaren ift die Vertretung von Parteien im 
fummarifchen Berfahren unter der Bedingung geftattet, daß bie Ber- 
tretung nicht aus einem von ihnen aufgenommenen Notariatsalte her⸗ 
rühre, und daß fie aus ſolchen Vertretungen nicht einen förmlidhen Er⸗ 
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werbszweig machen. IME. v. 21. Aug. 1851, 3. 10851, und 17. Febr. 

1852, 3. 17431 an dag OLG. Wien; v. 7. April 1852, 3. 4453, an das 

OLGP. Prag; v. 2. Juni 1854, 8. 9591, an das DLG. Klagenfurt. 
78 81. 


8) Art. XXX EG. 3. 8PO. 8 1008 abGB. Art. 17 WO. Urt. 42, 
47 HGB. 

a) Die Befugnis der Notare zur Parteienvertretung in bürgerlichen 
Rechtsftreitigleiten hat durch Die Hivilprozeßordnung eine Erweiterung 
nicht erfahren; inZbefondere ift e8 den Notaren auch in Hinkunft nidt 
geftattet, auß der Übernahme von Parteienvertretungen in bürgerlichen 
Rechtftreitigleiten ein Erwerbsgeſchäft zu machen oder aus einem von 
ihnen aufgenommenen Notariatsalte eine der Parteien als Bevoll- 
mädhtigte im Prozeſſe zu vertreten (IME. v. 17. Februar 1852, 3. 17431). 
(IM. zu 8 33 8PO.) 

6 34. Die auf Grund einer Prozeßvollmacht von dem 
Bevollmächtigten borgenommenen — Ban ungen 1) Haben 
im Verhältnis zur Gegenpartei dieſelbe Wirkung, ald wenn 
fie von der Partei * Be worden wären. Dies 
gilt jedoch von Geftändniffen?) und anderen tatfädhlichen Er- 
Härungen nur inſoweit, al3 fie nicht von der miterjchienenen 
Partei?) ſofort widerrufen oder berichtigt werden. 

2) Auch Unterlaffungen. °) 8 266. °) 8 26, Abf. 2. 


6 35. Die Prozeßvollmacht wird weder durch den 
Tod des Vollmachtgebers!) noch durch eine Veränderung in 
Betreff feiner Prozeßfähigkeit oder feiner gefeblichen Vertretung *) 
aufgehoben.?) a) 

Die Rechtsnachfolger des Bollmachtgebers, der für Die 
prozeßunfähig gewordene Partei beitellte gefegliche Vertreter 
und der an Stelle des bisherigen neiehfichen Vertreters neu 
eintretende gejegliche Vertreter einer Partei können jedoch die 
Prozeßvollmacht jederzeit widerrufen.*) 

1) 8155. 2) 8 158. 

3) Daher keine Unterbrechung des Verſahrens. — Siehe aber 8 162. 

*) 8 36. — Gerichtsftand des Hauptprozeſſes für Klagen ber Prozeh- 

bevollmächtigten wegen Gebühren und Auslagen, 8 9 IM. 


8 35. 1. Die Prozeßvollmacht des Vertreter einer 
Handelsfirma wird durch die während des Prozeſſes uk 
Auflöfung und Löſchung der Firma nicht aufgehoben. 3 
10. Dezember 1878, 3. 13625, Sig. 7783 (18. November 1874, 
3. 10876, Sig. 55429. 

2. Konturseröffnung über das Vermögen de3 Vollmacht⸗ 
geber8 hebt bie Eee gleichfalls nicht auf. €. v. 

5. Oftober 1898, 13503, Sig. 326. 
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a) Die Erdffuung bed Konkurſes über bas Bermögen ber Partei 
hebt die von biefer früher erteilte Prozeßvollmacht nicht auf. Durch die 
Vorſchrift des 8 85 ZPO. erfährt die Beſtimmung bed 8 1034 abGB. 
über den Einfluß des Konkurfes auf das Vollmachtsverhältnis in An= 
fehung der Prozeßvollmacht eine Einfchränlung (IM. zu 8 85 


ZPO.) 

6 36. Die durch Widerruf!)a) oder Kündigung?) herbei- 
geführte Aufhebung der Vollmacht zur Proze führung oder 
zur Vornahme einzelner Prozeßhandlungen erlangt dem 
Prozeßgegner gegenüber erjt dann rechtliche Wirfkſamkeit, 
wenn ihm das Erlöfchen der Vollmacht, in Rechtsſachen aber, 
in welchen die Vertretung durch Advokaten geboten ijt,?) die 
Beftellung eines anderen Advokaten von der Partei angezeigt 
wird.t) Diefe Anzeige hat durch Buftellung eines Schrifkinges 
. zu geichehen. In Bezug auf diefe Zuftellung gilt die Bor- 

Ichrift des 8 25.5) 

Nach Kündigungd) der Vollmacht bleibt der Bevollmächtigte 
noch durch 14 Tage berechtigt und verpflichtet, für den Voll⸗ 
machtgeber zu handeln, foweit dies nötig it, um lebteren 
vor Rechtsnachteilen zu Tchügen.®) 

2) 8 1020 abGB. 2) 8 1021 ab6B. *) 8 236, Anm.1, 8 237, Abſ. 1. 

*, Bis dahin auch Zuftellungen an den Bevollmächtigten. $ 98. 

8) Borfibender. — Die Buftelung erfolgt ohne eine Beſchlußaus⸗ 
fertigung. 8 131, Abſ. 1, GO. Im bezirksgerichtlichen Verfahren aud 
durch Zuftellung einer Protokollsabſchrift. 484 ZPO. Das Brototoll 
wird durch die Gerichtöfanzlei aufgenommen. 8 131, Abf. 2, GO. 

°) Berg. 8 11, Abſ. 1 u. 2, Adv. Odg. — „Diele Verpflichtung ent- 
fällt, wenn die Partei dem Advokaten dad Mandat widerruft." 8 11, 
Abſ. 3, Udo. Odg.— Geltendmahung der Gebühren und Auslagen 8 94 
IN., Urt. V EG. 3. ZBO. 

a) Bei Aufhebung der Vollmacht durch Kündigung ber Bartei gilt 
der Advokat im Verhältniffe zum Gegner folange als bevollmädjtigt, bis 
die Partei dem Gegner ben Widerruf oder die Beſtellung eines anderen 
Advokaten angezeigt hat (8 86, Abi. 1, 8PO.). 

db) Im Berhältnifie zur eigenen Partei bleibt er noch durch vierzehn 
Tage, von der Zuftellung der Kündigung an gerechnet, verpflichtet, für 
die Bartei zu handeln, foweit die nötig ift, um leßtere vor Rechts⸗ 
nachteilen zu ſchützen (8 86, Abſ. 2, 3PO.; 8 11, Abi. 2, Abo. D.). 
IM. zu 8 36 ZPO.) 

6 37. Das Geriht hat den Mangel der Vollmacht in 

jeder Lage des Nechtsftreites von Amts wegena) zu berüd- 


fichtigen.?) 
1. Ein vom Bertreter vorgewieſenes Telegramm 


8 87. 
der Partei erjegt die Vollmacht nicht. E. v. 20. September 1898, 
3. 12653, Präv. 1899:6&. 213. 
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Im Anwaltsprozeſſe überreichte Klage- und Sllage- 
beantmortungsichriften,?) welche den Nachweis?) der Beitellung 
eines Advokaten nicht enthalten, find vom Borfißenden des 
Senates, dem die Rechtsſache zugewieſen iſt, zurlidzumeilen, 
wenn die Partei nicht innerhalb einer ihr vom Vorſitzenden 
zu beitimmenden Friſt einen Advokaten beitellt und denfelben 
dem Gerichte unter Vorlegung der Vollmacht namhaft madıt.‘) 
Eine Verlängerung diejer Frift ift nicht zuläflig.”) 

1) 88 401, 408, 8.1 u. 8, 477, 8. 4 u. 5, 491. 

2) 88 226, 248, 258, ebenfo 8 160, Abſ. 2. 

8) Vollmacht; bloße Fertigung durch den Advokaten (8 75, 8.3) ge⸗ 

nügt nicht. 8 30, Abſ. 1. 

9) Bezüglich) anderer Schriftfäge im Anwaltsprozeſſe 8875, 8.3, 84, 85. 

°%) Ausnahme von der Megel des 8 128. — Gegen den Auftrag zur 
Beftellung eines Advokaten und zur Borlegung der Vollmacht Tein abge- 
fondertes Rechtsmittel. 8 84, Abſ. 1. — Gegen die Zurüdmeifung der 
Schriften Rekurs. 8 516. 

a) Die Anerkennung des Beſtandes des Bevollmächtigungsverhält⸗ 
niffes durch den Gegner kann den mangelnden urkundlichen Vollmachts⸗ 
nachweis nicht erſetzen. (IM. 3. 8 80 8PO., P. 1.) 

Wer für eine Partei, ohne die erfolgte Bevoll- 
mächtigung nachweifen zu können, behufs Vornahme einzelner 
dringliher Prozeßhandlungen einfchreiten will, kann nad) 
Ermeſſen des Gerichtes!) entweder gegen vorgängige Sicher- 
heitsleiftung?) für Koften und Schäden, oder auch ohne folche 
— als Bevollmächtigter einſtweilen zugelaſſen 
werden. 

Das Gericht hat zugleich die nachträgliche Vorlage einer 
zu jenen Prozeßhandlungen berechtigenden Vollmacht oder die 
Beibringung der Genehmigung der Partei anzuordnen und 
bis zum Ablaufe der hiefür beſtimmten Friſt mit der zu er- 
laffenden Enticheidung oder Verfügung innezuhalten. Nach 
fruchtloſem Ablauf der Frift ift ohne Rückſicht auf jenes Ein- 
ichreiten vorzugehen; der Gegner hat Anſpruch auf Erjaß der 
ah die einfueitige Zulaſſung verurjachten Koften und 

äden. a 

Mit Ausnahme des une über den Erſatz der 
Koften und Schäden können die im Einne der vorjtehenden 
Abſätze ergehenden gerichtlichen Beichlüffe durch ein abge- 
ſondertes Rechtsmittel?) nicht angefochten werden. 

. Sn der Klage kann beantragt werden, Alten eines anderen 


2 
Serichteß herbeizuſchaffen, in denen fich die Vollmacht befinden 
fol. €. dv. 17. November 1898, 3. 14877, Präv. 1899: ©. 213. 
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3) Bei Verhandlungen vor dem Vorfigenden ober beauftragten Richter 
(insbefondere bei der eriten Tagſatzung) bedarf die einftweilige Bulaffung 
eines Bevollmächtigten gemäß 8 38 ZPO. keiner Beichlußfaffung bes 
Senated. $ 87, 8.1, GOG. 

2) 8 56. 3) 8 515, 

a) Zur Vornahme einzelner bringlicher Prozeßhandlungen für eine 
Partei können nicht bloß Berfonen, welche nur den Vollmachtsnachweis 
nicht fogleic) zu erbringen vermögen, fondern auch Perfonen zugelaffen 
werben, bie fid) auf eine ihnen erteilte Ermächtigung überhaupt nicht be> 
zufen können (Geichäftsführer ohne Auftrag). Sowohl die Zulaflung wie 
die Beftimmung der Bedingungen der Zulaffung (Sicherheitsleiftung) fteht 
im Ermefien des Gerichtes. Diefes Tann Berfonen, von welchen eine ber 
abweſenden Partei erjprießlihe Tätigkeit nicht zu eriwarten tft, zurück⸗ 
weifen und die Zulafiung aud) dann verweigern, wenn die Brozeßhanblung 
nicht dringlich ift oder die Gefahr in anderer, ziwedmäßigerer Weiſe von 
der abwejenden Partei abgewendet werben Tann. 

Die zur VBollmachtsvorlage oder zur Beibringung der Einwilligung 
der Partei beſtimmte Friſt Tann verlängert werben. 

Bei prozeßeinleitenden Alten (Slagen, Geſuch um Zahlungsauftrag 
u. f. m.) findet eine einftmeilige Zulaſſung als Bevollmädjtigter der Bartet, 
von deren Geite die Einleitung Des Verfahrens beantragt wird, nicht 
ftatt. (FM. zu 8 38 ZPO.) 


6 39. Someit dieſes Geſetz nicht unterjcheibet,') find 
deffen Beitimmungen über die Parteien auch auf deren Be- 
vollmädtigte zu beziehen.?) 

) 3.8. Vergütung für perfünlide Bemühung 8 42. — Erfaspflicht 
der Bevollmächtigten für Durch ihr grobes Verfchulden verurſachte Koften 
8 49. — Ruhen des Berfahrens 8 170. --- Orbnungsftrafe wegen Be⸗ 
tätigung von Verfchleppungsabfiht 8 179, Abf. 2. — Störung der Ber- 
Handlung durd) den Bevollmächtigten 8 200 im Gegenfabe zu $ 198. — 
Ordnungsftrafen 8 220, Abſ. 1. — Vernehmung ber Parteien 88 871ff. 

2) 3. 8. Imbabilität des Richters wegen Verwandtſchaft ober 
Schwägerſchaft mit der Partei 8 20 IN. — Ordnungsſtrafe wegen Ver⸗ 
letzung der dem Gerichte ſchuldigen Achtung $ 86, Abſ. 1. — Unter⸗ 
ſchreiben des Protokolles 8 212. 


Fünfter Titel. 


Prozeßkoſten. 


6 40. Jede Partei hat die durch ihre Prozeßhandlungen 
verurſachten Koften zunächit?) felbft zu bejtreiten. Die Koſten 

8 40. 1. Der Kläger ift nah Zeffion der Klagsforde- 
rung beredtigt, fein Slagebegehren auf den Koftenerjag einzu⸗ 
ſchränken. E. v. 28. November 1882, 3. 12431, Sig. 9198. 
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ſolcher gerichtlicher Handlungen, welche von beiden Parteien 
gemeinſchaftlich veranlaßt oder vom Gerichte im Intereſſe 
beider Parteien auf Antrag oder von Amts wegen vorge⸗ 
nommen werden, ſind von beiden Parteien gemeinſchaftlich zu 
beitreiten. 

Inwiefern den Parteien ein Anſpruch auf Erfab der 
von ihnen bejtrittenen Koſten zujteht, iſt, ſoweit dieſes Geſetz 
nicht beſondere Anordnungen enthält,“) nad) den Beſtimmungen 
dieſes Titels zu beurteilen. 


1) Koften ber Beftellung und XTätigleit eines für ben Gegner be⸗ 
ftellten Kurator3 8 10, — der Belanntmahung und SKuratoräbeftellung 
bei unbekanntem Aufenthalt, für exterritoriale oder im Auslande befind- 
lihe Gellagte 88 118, Abf. 3, 119, Abf. 4, 121, Abſ. 2. — Koſten einer 
erfolglojen Bergleich3verhandlung 8 47, Abf. 2. — Koften ber Borlegung 
einer Urkunde durch einen Dritten 8 3808. — Beugengebühren 88 832, 
346. — Gebühren der Sachjverftändigen 8 865. — Koften bed Augen⸗ 
fcheines 8 368. — Koften einer zur Sicherung der Beweisführung erfolgten 
Bemweisaufnahme und der Beteiligung des Gegners bei berfelben 8 888, 
Abi. 3. — Koften telegraphiicher Benachrichtigungen ber Parteien durch 
das Gericht. 8 99, Abſ. 1, ED. 

?) Die Veftellung bed gemeinfchaftlichen Buftelungsbevollmäcdhtigten 
erfolgt auf Koften der fäumigen Streitgenofien. 8 97, Abf. 2. — Die 
durch die Buftellung zwiſchen Advokaten verurfachten Mehrkoften trägt 
die Partei des Advokaten, der fich Hierzu erboten hat. 8 113, Abf. 2. — 
Die Partei, welche zu einer Friftverlängerung oder Tagfabungserftredung 
Anlaß gegeben hat, trägt die dadurch verurjachten KRoften. 8 142, Abſ. 1. 
— Die Roften einer durch Nichterfcheinen beider Parteien vereitelten Tag⸗ 
fagung trägt jede Partei zur Hälfte. 8 142, Abi. 3. 

Der Wiebereinfegungsmerber trägt alle Koften der Begenpartei. 8 15%. 

Der Bevollmädhtigte trägt die Koften ber durch fein ungebührliches 
Benehmen vereitelten Tagfabung und der Erftredung. 8 200, Ubf. 2. 

Infolge Zurüdnahme der Klage Hat der Kläger dem Bellagten alle 
Koften zu erjeben. 8 237, Abf. 8. — Die Koften der ftenographiichen 
Aufzeichnung der Beweisaufnahme treffen die hierauf allein antragende 
Partei. 8 280, Abf. 4. — Koftenerfat an den Tritten bei Berwerfung 
bes Editiondantrages. 8 308, Abf. 3. — Die Erneuerung einer unleferlid) 
gewordenen Privaturlunde erfolgt auf Koften des Antragftellers. 8 317, 
Abſ. 1. — Die Mehrkoften der Ladung von Zeugen vor das erfennende 
Gericht, Die durch einen erfuchten Richter zu vernehmen wären, trägt ber 
Antragfteller. 8 328, Abi. 4. — Den Zeugen treffen alle durch feine 
Weigerung ober fein Ausbleiben verurfachten Koften, 88 326, 383, Abf. 1: 
deögleihen den ungehorfamen Sacjverftändigen, 8 354, Abf. 1. — Bet 
VBerwerfung des Antrages auf Urteildberichtigung ift dem Antragiteller 
der Erſatz aller entftandenen Koften aufzuerlegen; fonft find die Koften 
aufzuheben. 8 423, Abi. 2. — Infolge Burüdnahme der Berufung Hat 
der Berufungswerber alle durch das Rechtsmittel verurfachten Koften zu 
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erjegen. 8 484, Abf. 2. — Das Gleiche gilt für die Zurüdnahme ber 
Nevifion. 8 513. 

Der Kläger trägt die Koften der Erhebungen und VBeweisführungen, 
falls eine beim Gerichtshoſe angebrachte Klage wegen übermäßig Hoch 
gegriffener Bewertung bes Streitgegenftandes an das Bezirksgericht ab⸗ 
getreten wird. 8 60, Abi. 8, IN. Sonſt ift über den Erſatz biefer 
Koften wie über andere Brozeblojten nad) den Beftimmungen ber 88 40 ff. 
ZPO. zu entjheiden. 8 117, letzter Abf., SO. 

6 41, Die in dem Rechtsftreite vollftändig unterliegende 
PBarteia) hat ihrem Gegner, ſowie dem dieſem beigetretenen Neben⸗ 
intervenienten!) alle?) durch die Prozeßführung verurjachten,?) 
zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung oder Rechtsvertei- 
digung notwendigen) Koftend) zu erjegen.’) Welche Koften als 
notwendig anzuſehen find, hat das Gericht bei Teititellung 
des Koſtenbetrages an Zulafjung eines Beweisverfahrens 
nach feinem von forgfältiger Würdigung aller Umftände ge- 
leiteten Ermeſſen zu un 

Soweit das Maß der Entlohnung des Advolatenc) oder 
ſonſt die Höhe der Koften durch Tarife‘) geregelt iſt, hat Die 
—— des Koſtenbetrages nach dieſen Tarifen zu ge⸗ 
ſchehen. 


8 41. 1. Auch der für dermalen abgewieſene Kläger 

a die Koften zu erfegen. E. v. 17. Februar 1875, 3. 1007, 
g. 5639. 

2. Der Partei, die fi in ein auf Auſuchen des Gegners ein- 
geleitete unzuläffiges® und gefegmwidriges Berfahren 
eingelaffen Hat, fteht ein Anfpruch auf Koftenerfag nicht zu. €. 
vd. 26. März 1885, 3. 3488, Sig. 10502. 

3. Der Anſpruch auf Erſatz der Koften kann nicht mittels 
felbftändiger Klage geltend gemacht werden. €. v. 17. Sep- 
tenıber 1868, 3. 6869, Sig. 3121; 

doch kann der auf Grund eines Urteiled gezahlte Koften- 
betrag nach Abänderung diefes Urteile® mit Klage zurüd- 
gefordert werden. E. 0.28. November 1883, 3. 13227, Sig. 9677. 

4. Als zur zwedentfprechenden Rechtsverfolgung oder Rechts⸗ 
berteidigung notwendige Koften find anzufehen: 

bie Koften des Anfuchens um Ausfolgung des den Pro- 
zeßakten beigefchloffenen und dem Beklagten auf fein Berlangen 
zurüdzuftellenden Wechſels. E. v. 6. April 1899, 3. 4940, Sig. 569; 

nicht aber die Koften der Zureife eines Advokaten zur 
Berufungsverhandlung, wenn die Subftituierung eines Advokaten 
am Site des Berufungsgerichte® möglid war, €. v. 21. Juni 
1898, 3. 8536, Gaz. 1898 :2. 

5. zu den infolge eines Beſitzſtörungsſtreites vom unter⸗ 
legenen Teile zu erſetzenden Koſten gehören auch die der rechts⸗ 
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Die Vorſchriften des erſten Abſatzes gelten insbeſondere 
auch hinſichtlich der Koſten, welche durch die Zuziehung eines 
nicht am Sitze des Prozeßgerichtes oder des erſuchten Richters 
wohnenden Advokaten entſtanden find. Die Koſten, welche da- 
durch verurſacht wurden, daß für die nämliche Bartei mehrere 


freundlichen Vertretung des Gegnerd. E. v. 7. September 1880, 
3. 10343, Sig. 8786: 9. März 1880, 3. 2737, Sig. 7890 
(SR. 108); 14. Oktober 1879, 3. 11110, Sig. 7604 (2. Oktober 
1879, 3. 9310, &lg. 7594 u. a.?). 


6. Die Gebühr für die Überfegung von Erſuchſchreiben 
zwiſchen inländifhen Gerichten ift im fireitigen Verfahren 
nicht von der Partei zu tragen. E. v. 4. November 1886, 3. 12865, 
Sig. 11237. 

7. Daß Prozeßgericht bat zu entfcheiden, von wem nnd in 
weldem Berhältnis die Erkenntnisgebühr zu leiften fei; den 
Verfügungen der Yinanzbehörbe wegen Einbringung der Nrteil8- 

ebühr wirb dadurch nicht borgegriffen. &. dv. 21. Dezember 1898, 
3 17055, Sig. 429. 

8 Trotz Abweifung der Unzuſtändigkeitseinwen— 
d — den Kläger der volle Koſtenerſatz, wenn er im Rechtsftreite 
bolftändig unterliegt und ihm aus Anlaß jener Einwendung be- 
fondere Koften nicht erwachſen find. €. v. 9. Jänner 1900, 3. 19204, 
3. 1900 :14. 

9. Dem Ausfteller eines Wechſels, der im felben Schrift- 
fage wie der Alzeptant Einwendungen erhoben hat, gebührt bei 
vollſtändigem Obſiegen voller Koftenerfag, wenngleich feine Ein- 
wendungen nur gegen die Nebengebühren der Wechſelſumme ge- 
richtet waren und die weitergehenden Einwendungen des Alzeptanten 

leichzeitig verworfen werden. €. v. 1. Dezember 1898, 3.16258, 
. 399 


10. Wurde der Prozeß zum Teil nach dem — en Pro- 

zeßrechte geführt, jo find die dadurch entftandenen Koften in ben 

E aß einzubeziehen. E. v. 25. Mai 1899, 3. 6542, Ref. 1899: 
. 186. 


11. Für die Vertretung durch einen auswärtigen Advo> 
taten find bei Einfachheit der Sache, wenn fi am Gerichtsorte ein 
Advokat befindet, nur diejenigen Koften zuzuſprechen, die durch eine 
Subftituierung diefes Advokaten aufgelaufen wären. €. v. 23. Ofto- 
ber 1900, 3. 14349, Sig. 1157; 

die Zureife eined auswärtigen Advokaten erfcheint dagegen 
erechtfertigt, wenn in Streitfachen höheren Wertes der Zuſammen⸗ 
* mit anderen zwiſchen denſelben Parteien anhängigen Rechts⸗ 
ſachen die Information eines am Gerichtsſitze wohnhaften Advokaten 
erſchwert. E. v. 9. Jänner 1902, 3. 17954, GH. 1902 : 23 
(X. Zuni 1901, 3. 8751, Przeg. 1902: ©. 64°). 
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Advokaten beigezogen wurden, find jedenfall3 nur infoweit zu 
eritatten, als fie die Koften der — eines Advokaten 
nicht überſteigen, oder als in der Perſon des Advolaten ein 
Wechfel eintreten mußte. 

1) 88 17, 19. — Dagegen Tann der Imterventent nit zum Koften- 
erſatz verurteilt werben; feine Handlungen hat die Hauptpartei zu ber- 
treten. 8 19. — Der lUnterliegende in dem Bwifchenftreite über die 
Edition einer Urkunde durch einen Dritten hat auch dieſem bie Koften 
zu erfeben. 8 308, Abf. 8. ) Ausnahmen: 85 40, Anm. 2,42, 44,45. — 
Für Die Vorlage von vorbereiteten Nusfertigungen der beantragten Er⸗ 
ledigung dürfen die Parteien keine Koften berechnen. 8 195, Abf. 1, GO. 
2) 8 45. 4) Mit Rüdficht auf 88 11 u. 327 wirb insbeſ. zu erwägen fein, 
ob mehrere Klagen notwendig waren. 

6) 8 52, Abſ. 3. — Prozeßvollmacht ermächtigt zur Empfangnahme 
der Koften. 8 31, 8. 4. — Erelutionstoften 88 74-76 ED. 

6) Unberührt bleiben die Vorſchriften bes Geſetzes v. 86. März 1890, 
RGB. Nr. 58, betreffend den Adpolatentarif, Art. IV, 8.3, EG. 3. 
ZPO. — Gebührentarif für Beugen 8 347, Abf. 1; allenfalls auch für 
Sachverſtändige 8 365, Abſ. 8. 

a) Der AIntervenient Tann ungeachtet bed Unterliegend ber Haupt- 
partei zum Koftenerfage nicht verurteilt werben. 

AIntervenienten, denen Die Stellung eines Streitgenofien zufommt 
(8 20 8PO.), find unter den nämlichen Borausfehungen wie bie Barteien, 
u. 3. nad) Maßgabe der Beftimmungen bes 8 46 ZPO. zum Koftenerfaße 
zu verurteilen. (FM. zu 8 41 8PO., P. 2.) 

d) Die Koften von Mahnbdriefen, Die an eine Bartei vor der Klags⸗ 
erhebung gerichtet wurben, find von dieſer, wenn fie im Medhtäftreite 
unterliegt, zu erfegen, foweit eine ſolche Einmahnung im einzelnen Yalle 
als ein Mittel zweckentſprechender Rechtsverfolgung ericheint. 

Das Gleiche gilt von den Koften vorgängiger außergerichtlicher Ber» 
gleichsverfuche und von den der Einbringung der Klage dienenden Vor⸗ 
bereitungen. (IM. zu 8 41 8PO.., P. 1.) 

c) Die Koften der Advokatenvertretung können auch für diejenigen 
Prozeßhandlungen angefprochen werben, bei welchen fi ber Advokat einer 
Partei in gefeblich zuläffiger a durch einen Sollizitator vertreten 
ließ. (IM. zu 8 41 8PO., P. 3.) 

6 42. Für ihre perfönlichen Bemühungena) Tann die 
Partei wie der Nebenintervenient?) bei Feſtſtellung der Prozeß⸗ 
12. Den am Sitze des Prozeßgerichtes wohnhaften Notar 
zu ſubſtituieren, beſteht En Verpflichtung. E. v. 12. Dezember 
1900, 3. 16532, 33. 1901: 

13. Die — über Koftenerfag find im Grund⸗ 
buchsverfahren unanwendbar. E. dv. 2. Juni 1898, 3. 7675, 
Stg. 209. — Bol. Eheverfahren $ 2, Nr. 6. 

842. 1. Zu den notwendigen Baranslagen gehören die 
Auslagen für die Zureife und den Aufenthalt des fog. gemeinen 
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koſten eine Vergütung nicht anſprechen. Wenn deren perſön⸗ 
liches Erſcheinen vor Gericht notwendig war,“) und insbeſondere 
wenn die Partei in dem Verfahren vor Bezirksgerichten ohne 
einen Bevollmächtigten erſcheint, iſt für den durch Zeitver⸗ 
jaumnis etwa entitandenen Schaden, fowie für die Reifeaus- 
lagen Erja zu leiften. 

Wird eine Bartei durch Bevollmäcdhtigte vertreten, welche 
nicht dem Mdvolaten- oder Notariatzitandeb) —— ſo iſt 
der unterliegende Gegner nur zum Erſatze der Stempel⸗ und 
anderen Staatsgebühren und der durch die Prozeßführung ver- 
urſachten notwendigen Barauslagen c) Fi verhalten. Diele Be- 
ftimmung gilt jedoch nicht für die Koftenerfaganfprüche der 
durch die Finanzprofuratur vertretenen Parteien.?) 

1) 88 17ff. — Ein Advokat kann in feiner eigenen Rechtsſache die 
einem bevollmächtigten Advokaten zufommenden Gebühren von der Toften- 
erjagpflichtigen Gegenpartei beanſpruchen. 8 17 MB. v. 11. Dezember 
1897, RGB. Nr. 298 (Advofatentarif). 

2) Aufforderung zum perfönlichen Crfcheinen 8 183, Abſ. 1, behufs 
Bernehmung der Partei 88 382, 481. 

3), Art. IV, 8.1, EG. 3. ZPO. 

a) Berfonen, die einer Vertretung duch einen Advokaten nicht be- 
dürfen (8 23 8PO.), können in ihren eigenen Redhtsfachen, wenn fie den 
Brozeß ohne Beiziehung eines Advokaten führen, bet eftftelung der 
Prozeßkoſten eine Entlohnung für die Mühewaltung nicht anfprecdhen. 
(IM. zu 8 48 8P0., 8. 3.) 

b) Der für Advofaten und ihre Kanzleien geltende Kurrentientarif 
findet auch bei Beitimmung der Vertretungstoften eine dem Notariats- 
ftande angehörigen Bevollmächtigten Anwendung (8 4 des Gef. v. 26. März 

Bevollmächtigten am Gerichtöorte. E. v. 5. Dezember 1901, 
3. 16349, Gaz. 19022. 

2. Die duch ein Mitglied ihres Rechtsbureau vertretene 
Eiſenbahngeſellſchaft hat nur Anfprud auf Erfag der Stempel- 
und anderen Staatsgebühren und der notwendigen Barauslagen. 
E. v. 5. April 1893, 3. 4864, Sie. 93. 

3. Der Partei, die durch einen dem Notariatsftande an— 
gehörigen Bevollmächtigten vertreten wird, gebührt im Falle 
ihres Sieges der Erſatz der mit diefer Vertretung verbundenen Aus— 
lagen. €. dv. 23. Dezember 1902, 3. 17319, Not3. 1903 : 10. 

4. Ob die Koften für die Zureife eines Beamten der 
FSinanzproluratur zur mündlichen Verhandlung, infoweit fie 
die Koften für die Subftituierung eines rechtskundigen Vertreters 
überfteigen, als zur zweckentſprechenden NRechtöverfolgung oder 
Rechtöverteidigung notwendig anzujehen find, ift nach den Umftänden 
des einzelnen Falles zu beurteilen. E. dv. 14. Juni 1898, 3.8172, 
Gaz. 1898:2. — Pol. EÖ. 5. ZPO. Art. IV, Anın./e). 


Gef. Sig. VI. 2. Zivilprozeßordnung. 8 
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1890, RGB. Nr. 58, Art. IV, 8.3, des EG. zur ZPO.) (IM. zu 8 42 
8PO., P. 1.) 

e) Soweit fie zu den durch bie Prozeßführung verurſachten not⸗ 
wendigen Baraudlagen gehören, find der Partei, welche durch einen 
fogenannten gemeinen Bevollmächtigten vertreten ift, auch die Reiſe⸗ 
und Aufenthaltstoften dieſes Bevollmächtigten zu erfeben. (IM. zu 8 42 
ZPO. P. 2.) 


43. Wenn jede Partei teil3 obfiegt, teils unter- 
Tiegt, fo find die Koften gegeneinander aufzuheben oder ver- 
hältnismäßig zu teilen. Der zu erfegende Zeil kann ziffer- 
mäßig?) oder im Verhältnis zum Ganzen bejtimmt werden. 
Das Gericht kann jedoch auch bei ſolchem Ausgange des 
Nechtsftreite8 der einen Partei den Erſatz der gefanıten, 
dem Gegner und defjen Nebenintervenienten?) entitandenen 
Koften auferlegen, wenn der Gegner nur mit einem ver- 
hältnismäßig geringfügigen Teile feines Anjpruches, deſſen 
Geltendmadhung überdies befondere Koften nicht veranlaßt 
hat, unterlegen ift, oder wenn der Betrag der von ihm er- 
hobenen Forderung von der Zeititellung durch richterliches 
Ermefjen,?) von der Ausmittlung durch Sachverftändige, oder 
von einer gegenfeitigen Abrechnung abhängig war. 
1) 8 58, Abſ. 2. °) 88 17ff. °) Insbeſ. 8 273. 


S 44. Werden tatfächliche Behauptungen oder Beweis- 
mittel unter Umftänden angebracht, aus welchen das Gericht 
die Überzeugung gewinnt, daß die Bartei im Stande war, 
piejelben früher !) geltend zu machen, und wird durd) Die Zu— 
lafjung eines jolchen Vorbringens die Erledigung des Rechts⸗ 
ftreites verzögert, fo kann das Gericht auf Antrag oder von 
Amts wegen der Partei, welche ein folches Vorbringen gemacht 


hat, aud) wenn ſie objiegt, den Erjaß der Prozeßkoſten ganz 
oder teilweiſe auferlegen.a) 
Dies gilt insbejondere auch von Anführungen und Be- 


weisanbietungen, die bereit3 in einem von der objiegenden 
Partei überreihten vorbereitenden Schriftſatze hätten angebracht 
werden follen und deren fpäteres Vorbringen eine Verzögerung 
Vale oder der Erledigung des Rechtsſtreites be- 
wirft hat. 





843. 1. Die Einfhräntung des Anfpruches fteht, wenn 
der aufgegebene Teil des Anfpruches befondere Koften nicht verur- 
füchte, dem vollen Koftenzufpruche nicht im Wege. E. v. 24. Au- 
guft 1898, 3. 11662, Sig. 2%. 
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1) 8.8. in der Klage 88 226, Abſ. 1, 229, in der Klagebeant- 
wortung 8 248, Abſ. 2, im vorbereitenden Verfahren 88 250, 263, durch 
Mitteilung eines vorbereitenden Scriftfabes vor der mündlichen Ber- 
handlung 8 258, Abf. 1. 

a) Die Auflage des Koftenerfages wegen verjpäteten Vorbringend von 
tatfächlichen Behauptungen oder Beweißmitteln (8 44, Abſ. 1, ZPO.) 
feßt Berfchulden der Partei voraus. Es genügt jebod), dab die Ver- 
fpätung des Vorbringen? durch ſchuldbare Unmwifjenheit oder durd) Mangel 
der gehörigen Aufmerkſamkeit oder des gehörigen Fleißes verurfadht 
wurde. Das Berichulden kann ſowohl darin Liegen, daß die Partei von 
den tatjächlichen Behauptungen oder Beweismitteln nicht früher Kenntnig 
erlangte, als darin, daB fie das ihr bekannte Prozeßmateriale nicht früher 
vorbradhte. (FM. zu 8 44 ZPO.) 


6 45. Hat der Bellagte durch fein Verhalten zur Er- 
bebung der Klage nicht Veranlaffung gegeben und den in 


845. 1. Gilt auch für Slagen auf Leiftung des Mani- 
feftationseides. €. v. 14. Mai 1901, 3. 6825, 3. 1901 : 37. 

2. Mit der Klage auf Befigübergabe ift zur Klage des 
bücherlichen Befigers der Parzelle auf Eigentumsanerfennung Ber- 
anlaflung gegeben. €. v.14. März 1899, 3.3881, IB. 1902: 44. 

3. Durch das außergerichtliche Geſtändnis des Beklagten, 
den Befi des Klägers geftört zu Haben, ohne Wiederherftellung 
des früheren Zuftandes, wird die Veranlaffung zur Klage nicht 
befeitigt. E. v. 19. Februar 1901, 3. 2143, Gaz. 1902 :1; 

es fehlt dagegen an Beranlaffung zur Erhebung der Stlage, 
wenn der Kläger den Beklagten vor Anbringung der Klage auf 
Unwirkſamerklärung eined Schiedsſpruches trog vor— 
haudener Gelegenheit zu einer Außerung nicht aufforderte. €. v. 
2. Zuli 1901, 3.9394, Gaz. 19021. 

4. Daher treffen den betreibenden Gläubiger nicht die Koften 
einer Erfzindierungstlage, die angebracht wurde, ohne ihm 
vorher den Eigentumsaniprud) anzuzeigen. E. v. 28. Dezember 
1899, 3. 18159, Präv. 1900 : ©. 137; 

oder ohne feiner Aufforderung nachzulommen, den Eigentums- 
anfpruch duch Angabe der einzelnen Gegenftände und des 
Rechtsgrundes des Eigentumserwerbes genauer zu bezeichnen. € 
dv. 5. Jänner 1901, 3. 17366, IB. 1901:10; 10. Jänner 1899, 
3. 109, Stg. 450; 

ebenfowenig hat der betreibende Gläubiger Koften zu erfegen, 
wenn er fchon früher die Einftellung der Erelution bean: 
tragt hatte und bei der erften Tagſatzung den Eigentumsanfpruc 
anerkennt. E. v. 15. Mai 1901, 3. 6990, Przeg. 1902 : ©. 64; 

“er bat jedoch auf Befreiung vom Koftenerfag feinen Anſpruch, 
wenn er den Eigentumsanfpruch vor der Klage nur gegen Er- 
fag von Koften anzuerkennen bereit war. €. v. 30. März 1898, 
3. 4445, Sig. 87; 

8*+ 
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der Klage erhobenen Anſpruch fofort bei der erften Tag- 
fagung anerfannt, fo fallen die Prozeßkoſten dem Kläger zur 
Laſt. Er hat auch die dem Bellagten durch das eingeleitete 
gerichtliche Verfahren verurfachten Kojten zu erjegen. a) 

a) Ein Vellagter, der infolge Übernahme des Prozeſſes burd) den 
Auktor bei der erften Tagſatzung durch Beſchluß von ber Klage entbunden 
use * Koſtenerſatz nach 8 45 ZPO. keinen Anſpruch. (IM. zu 
g 45 


6 46. Beſteht der zum Koftenerfat verpflichtete Teil 
aus mehreren, in der Hauptfadhe nicht ſolidariſch haftenden 
Perſonen, fo ift denfelben der Koſtenerſatz nah Kopftetlen 
aufzuerlegen. Bei einer erheblichen Verſchiedenheit der Be- 
teiligung am Nechtöftreite hat jedoch das Gericht die Erjag- 
anteile nach dem Verhältniſſe dieſer Beteiligung zu beitimmen. 

Sofern die zum Koftenerfae verpflichteten Perſonen 
nad) den Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes in der Haupt» 
fache folidariich zu haften haben, erjtredt fich diefe Haftung 
aud) auf die dem Gegner zugeiprochenen Prozeßkoſten. Für 
die Koften, welche durch die von einzelnen Beteiligten bor- 


— — — — — —— nn — — 


ferner hat der mit Erſzindierungsklage Belangte, ungeachtet 
Anerkennung des Anfpruches bei der eriten Tagfagung, Koften zu er- 
fegen, wenn er auf die ihm vom Kläger bei und nad der Pfän— 
dung gemachte Mitteilung, daß Eigentumsanſprüche erhoben 
werben, nicht tweiter einging. E. v. 3. Juli 1901, 3.9690, GH. 1902: 3. 

5. Der Kläger hat dem Beklagten die Prozeßkoſten zu erſetzen, 
wenn ſein Anwalt in Unkenntnis der inzwiſchen erfolgten 
Zahlung die Klage überreicht hat. E. v. 28. Dezember 1899, 
3. 18568, Sig. 806; 

6. Anerbieten der Leiftung bei gleichzeitigem Antrage auf 
Abweiſung der Klage wegen unzuläffiger Klagsänderung kann 
den Bellagten nicht vom Koftenerfag befreien. E. v. 7. Februar 
1899, 3. 1674, Sig. 502; 

ebenfowenig, daß er vor Anftellung ber Klage, jedoch ver- 
fpätet und unvollftändig an den Kläger Zahlung geleiftet 
hat. €. v. 4. Jänner 1882, 3. 13896, Sig. 8820. 

7. Das AUnerbieten einer Zeilzahlnng vor Anbringung 
der Klage und die Anerkennung desſelben Teiled des Anfpruches bei 
der erften Tagſatzung Haben zur Folge, daß dem Bellagten voller 
Koftenerfag zuzufprechen ift, wenn der Kläger nur mit dieſem 
Teilbetrage obfiegt. E. v. 10. Auguft 1898, 3. 10993, Sig. 279. 

8. Der mit Vorbehalt der gegenfeitigen Aufhebung der Koften 
in da8 Klagebegehren jubmittierende Bellagte kann zum 
Koftenerfage verurteilt werden. &. vd. 8. Mai 1889, 3. 4363, 
2. 1889:29; 11. Juli 1878, 3. 6876, Sig. 7065. 
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genommenen beſonderen Prozeßhandlun en erwachſen ſind, 
haben die übrigen Beteiligten nicht zu haften. 


6 47. Die Koften eines abgefchloffenen Vergleiches!) find, 
wenn nicht etwas anderes vereinbart wird, als gegenfeitig 
aufgehoben anzujehen.?) Dasfelbe gilt von den Koften des durch 
Vergleich erledigten Rechtsſtreites, foweit deren Erfaß nicht 
bereits einer der Parteien rechtskräftig auferlegt ift. 

Bleiben Vergleichsverhandlungen erfolglos, fo iſt Die 
— zum Erſatze der mit en verbundenen 
Koften von der Entſcheidung der Hauptſache abhängig. 

i) 88 204 ff. ?) Die Koſten ber Vergleichsausfertigung trägt die an- 

ſuchende Partei. 8 206. 

6 48. Wenn im Laufe des Verfahrens Zwiſchenfälle ein- 
treten, welche einer Bartet lediglich vermöge des Verſchuldens?) 
des Gegners oder eines dem leßteren widerfahrenen Zufalles?) 
Koſten verurjachen, jo Tann ihr das Gericht auf Antrag oder 
von Amts wegen den Erfah diejer Koften unabhängig vom 
Ausgange des Nechtsftreites zufprechen. 

Die Partei, welcher der Erſatz ſolcher Koften bereits 
während des Nechtsitreites zugeiprochen wurde, iſt zu deren 
Wiedereritattung auch dann nicht verpflichtet, wenn fie in der 
Hauptſache zum Erſatze der Gerichtskoſten verurteilt wird. 

1) 8. 8. Nichibefolgung eines Auftrages nach 8 181. 

2) Die Koften der Friftverlängerung oder Tagfahungserftredung trägt 
die Partei, welche dazu, wenn auch unverfchuldet, Anlaß gegeben hat, 
8142, Abf. 1, insbeſondere die Koften der Erftredung wegen Unfähigkeit 
zur verftändlichen Außerung über den Streitgegenitanb 8 185, Wieder⸗ 
einfegung in den vorigen Stand 8 154. 

6 49. Geſetzlichen Vertretern, Advokaten und anderen 

Bevollmächtigten Tann vom Gerichte auf Antrag oder von 


847. 1. Die Einigung der Parteien auf den Erfagß der 
dur das Gericht zu beftimmenden Koften enthält feinen 
Verzicht auf die Anfechtung des Koftenbeftimmungsbeichluffes. €. 
v. 12. März 1896, 3. 2854, Now. IV, 673; 

bei der gerichtlichen Beftimmung der Koften ift dann ftet3 
die Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit der einzelnen Anſätze 
zu prüfen. €. dv. 11. Auguft 1898, 3. 11014, Sig. 282. 

848 1. Solcher Koftenerfag kann nicht deshalb auferlegt 
werden, weil Kläger unterlaffen hat, die Unterbrechung des Ber- 
fahren nad 8 191 ZPO. vor der anberaumten Berhandlungs- 
tagfagung zu beantragen. €. v. 5. April 1898, 3.4735, Sig. 9. 

849. 1. Wegen widerrechtlicher Handlungen, die den Pro- 
zeß veranlafßt haben, kann diefer Koftennachteil nicht verhängt 
werden. E. v. 17. Noveniber 1899, 3. 15730, Sig. 753. 
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Amts wegen auferlegt werden, diejenigen Koften zu tragen oder 
zu erfeßen, welche fie durch ihr grobes Berihutden verur- 
lacht haben.') 

Dies gilt insbejondere au) von den Mehrkoften, welche 
aus groben Berfchulden entweder durch Aufnahme nicht zur 
Sache gehöriger Anführungen?) in die Schriftläge oder durch 
— —7— eitläufigkeiten“) in den Schriftſätzen verurſacht 
wurden. 

Sofern die Entſcheidung nicht in das Urteil in der 
Hauptſache aufgenommen wird, hat fie mittels Beichluß?) zu 
erfolgen. Bor der Entjcheidung tft der beteiligte Vertreter 
oder Bevollmädhtigte zu hören. Der Beſchluß ift nach Recdhts- 
fraft in das Vermögen dieſer Perfonen vollitredbar.a) 

1) 8200, Abſ. 2. Auch die Durch verfpätetes Vorbringen verurfachten 
Koften 88 39, 44, bei offenbarer Verſchleppungsabſicht auch Ordnungsſtrafe 
8179, Abſ. 2. 

2) es Rechtsausführungen in vorbereitenden Schriftfägen 
878, Abſ. 2. 3) 88 76, 78, 3.2. 9 Relurs 8 514. 

a) Die Partei, deren Vertreter oder Bevollmächtigten wegen groben 
Verſchuldens der Erfag von Koften an die Gegenpartei auferlegt 
wurde, haftet leßterer für diefen KRoftenerfat nicht. Die Gegenpartei hat 
diefen Erfaganfprud im Exekutionswege (8 49, Abf.3, ZPO.) ausſchließlich 
und unmittelbar gegen den verurteilten Vertreter oder Bevollmächtigten 
geltend zu machen. (FM. zu $49 ZRO., $. 1.) 

Die Vorſchrift des $4I 8PO. kann auch der Finanzprofuratur gegen- 
über zur Anwendung gelangen. (IM. zu 849 8PO., B.2.) 


6 50. Die Beitimmungen der 88 40 bis 49 find aud) 
für das NRechtsmittelverfahren und für die Entjcheidungen 
maßgebend, welche von den Gerichten zweiter und dritter 
Inſtanz über die Kojten des Nechtsmittelverfahrens, ſowie im 


2. Grobes Verſchulden Liegt dor, wenn die Gattin des Be- 
Hagten dem Advokaten des Kläger die Adreffe ihres Ehegatten 
befanntgegeben bat und vom Advokaten dennoch Beftellung eines 
Kurator wegen unbekannten Aufenthaltes des Bellagten 
beantragt wurde. E. v. 7. März 1899, 3. 3550, GH. 1899 :24. 

850. 1. Diefe Vorfchriften gelten auch im Befigftörungs- 
derfahren fowie in Nebenftreiten, im welden ein Spruch 
über die Gerichtöfoften zu erlaffen war. E. dv. 16. Februar 1875, 
3. 1146, Sig. 5634 (3.8. 94). 

2. Für die Entfcheidung über die Appellationd- und 
Reviſionskoſten (jetzt: Koften des NechtSmittelverfahreng) tft das 
Obfiegen oder Unterliegen in der Hauptjache, nicht der Erfolg der 
Beihwerdeführung maßgebend. E. v. 8. November 1876, 3. 10192, 
Sig. 6278; 26. Mai 1875, 3. 3720, Sig. 5736 8. R. 79). 
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Falle der Änderunga) einer untergerichtlichen Entſcheidung, 
über die Koſten des geſamten vorangegangenen Verfahrens 
zu fällen find. Der Umftand, daß eine Partei Sprüche der 
unteren Inftanzen für ſich hat, ift für die Frage des Koiten- 
erjaßes nicht maßgebend.!) 

1) Herübergenommen aus 8 26 Geſ. v. 16. Mai 1874, RGB. Nr. 69 
(gerichtet gegen 8 400 aWD.; 8 533 wGO). 

a) Dad Berufungsgericht, dad wegen Nichtzuftändigleit des Prozeß- 
gerichtes das erftrichterliche Urteil aufhebt und Die Rechtsſache zu neuer» 
liher Verhandlung au das zuftändige Gericht verweilt (88 475, 476 8PO.), 
hat in feinem Beſchluſſe Tediglich über Die Koſten des Rechtsmittel» 
verfahrens zu entiheiden; bie Entfcheidung über die Koften des ge- 
ſjauten erftrichterlichen Verfahrens bleibt dem Urteile des Gerichted vor- 
behalten, an welches die Rechtsſache verwiejen wurde. Die Koften des 
Nechtsmittelverfahrens find nah den Beſtimmungen der 88 41 und 43 
8PO. zu erſetzen. Da nur das Urteil, nicht aber auch das erftrichterliche 
Berfahren aufgehoben wird (8 476 8PO.), kann eine Auflage des Koften- 
erfabes nad) 851 ZPO. in diefem Falle nicht erfolgen. 

Nach gleichen Grundfägen ift vorzugehen, wenn das Berufungsgericht 
die Sache an dad Gericht erfter Inftanz zurüdweiit, weil dieſes mit Un- 
recht feine Nichtzuftändigleit ausgeſprochen hat (8 475, Abſ. 1, 8PO.). 
(IM. zu 850 8PO.) 

651. Wenn das Verfahren a) infolge eines Rechtsmittels!) 
oder von Amts wegen?) aufgehoben oder deſſen Nichtigkeit aus- 
geiprochen wird, und wenn e3 zugleich einer der Parteien 
zum Verſchulden zugerechnet werden Tann, daß das Verfahren 





3. Die im Berufungsperfahren vollitändig unterliegende 
Partei bat, ohne Rüdficht auf die Entſcheidung des erften Richters, 
ihrem Gegner die zweckmäßig aufgewendeten Koften des Berufungs- 
a zu erjegen. E. v. 20. Februar 1901, 3. 2391, amtl. 

. 374. 


4. Infolge Rekurſes gegen ben Ausſpruch des Berufungs: 
gerichteß über die Koften des erftrichterlichen Verfahrens kann die 
Revifionsinftanz die berufungsgerichtlihde Entfcheidung über dic 
Berufungstoften abändern. E. v. 12. März 1902, 3. 3277, 
%B. 1902: 34. 

5. Bei Erfolglofigkeit der gegen gleichlautende Urteile in der 
Hauptſache ergriffenen Reviſion Tann der gleihfürmige Koften- 
ſpruch der unteren Inftanzen nicht abgeändert werden. €. v. 
8. Juni 1898, 3. 7399, Sig. 215. — Bol. ZPO. 8 365, Nr. 1, 
8 468, Nr. 1 bis 3, 8 492, Nr. 3 umd 4. 

#8 51. 1. Anzumwenden auf den Erfag der Koften des ſchieds⸗ 
gerichtlichen Verfahrens, wenn das Erkenntnis eines Börſen— 
ſchiedsgerichtes wegen Nichtigkeit aufgehoben wird. E. v. 6. uni 
1900, 3. 2688, ZB. 1901: 17. 
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troß Dde3 vorhandenen Aufhebungs- oder Nichtigfeitsgrundes 
eingeleitet oder fortgeführt wurde, oder wenn der Grund der 
Aufhebung im Verſchulden einer Partei felbjt gelegen ift, fo 
kann diefer Partei auf Antrag oder von Amts wegen der Erſatz 
der Koften des aufgehobenen Verfahrens, ſowie des etwaigen 
Nechtsmittelverfahrens auferlegt werden. 

Sofern die Nichtbeachtung des Aufhebungs- 
oder Nichtigkeitsgrundes auf einem offenbaren groben Ber- 
ſchulden des Gerichtes beruht oder ein offenbares grobes Ver- 
ſchulden des Gerichtes die Aufhebung des Verfahrens verurfacht 
bat, kann der Erſatz der Kojten des aufgehobenen Verfahrens, 


2. Den Kläger, der es unterläßt, fi vor Anbringung der 
Klage nach dem richtigen Wohnort des Beklagten zu erfundigen und 
einen früheren Wohnfit des Beklagten angibt, trifft ein Ber- 
fhulden. €. v. 13. November 1901, 3 15459, G3. 1902:29; 

e8 wäre denn, der Bellagte würde kurz vor Anbringung 
der Klage überfiedelt fein und der Kläger hätte vorausſetzen 
dürfen, daß er feinen Wohnfig nicht geändert haben werde. €. v. 
22. Oftober 1901, 3. 14015, GH. 1902 :14. 

3. Gegenfeitige Aufhebung der Koften, wenn die Einleitung 
des nichtigen Verfahrens durch mangelhafte Klage veranlaft 
wurde und der Beklagte den Nichtigleitägrund nicht fogleich geltend 
machte. E. v. 16. November 1899, 3. 16440, Sig. 750; 

oder wenn der in einem anderen Kronlande wohnende Kläger 
vom Mafjeverwalter nicht rechtzeitig benachrichtigt worden war, 
daß über daS Vermögen des Bellagten ber Konkurs eröffnet 
worden fei. E. v. 5. Zuni 1901, 3. 7946, 38. 1901 :368. 

4. Wird nur das Urteil ohne das vorausgegangene Ver⸗ 
fahren al3 nichtig aufgehoben, fo ift die Entſcheidung über die 
Koften dem neuen Urteile vorzubehalten. E. v. 19. März 1901, 
3. 3595, amtl. ©. 398; 

dasfelbe gilt Hinfichtlich der Koften eines gegen die Koſten— 
entfheidung gerichteten Rekurſes, wenn das Urteil infolge 
Berufung des Gegners nichtig erklärt und die Sache an bie erfte 
Inſtanz zurüdverwiefen wird. €. dv. 16. Juli 1901, 3. 10095, 
38. 1901:413. 

5. Wird Verfüumungdurteil infolge Berufung wegen 
mangelbafter Zuftellung der Klage aufgehoben, fo find dem Be- 
Hagten, fofern der Kläger ohne Verſchulden ift, Berufungstoften nicht 
zuzuſprechen. E. v. 4. Juni 1902, 3. 7873, ZB. 1902 :42. 

6. Wegen unbegründeter Abweifung eines Erfolg- 
Laffungsgefuhes im Erelutionsverfahren kann dem Richter 
na nicht auferlegt werden. €. v. 23. Mai 1900, 3. 7084, 

g. 1018, | 
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jowie des etwaigen NRechtsmittelverfahrens auf Antrag oder 
von Amts wegen?) dem Gerichted) ——— werden.*) 
Außer diefen Fällen find die Koften gegenfeitig auf- 
n. 
1) Berufung 88 477, 478, Abſ. 1, 494, — Reviſion 88 508, 3.1, 518 
u. 478, Abſ. 1, — Rekurs 8 514, Abſ. 2, — Nichtigkeitsklage 8 529, — 
Nichtigkeitsbeſchwerde gegen Erkeuntniſſe der Börſenſchiedsgerichte Art. 
xXIIl EG. 3. 8P0. 
2) Wegen Mangeld der Prozeßfähigkeit, der gejeplichen Vertretung 
oder der Ermächtigung zur Prozebführung, $ 7, weil die Rechtsſache der 
tnländifchen Gerichtsbarkeit oder doc) ben ordentlichen Gerichten entzogen 
ift, 842 IN. 
3) Falls das Koftenverzeichnis vorgelegt wurbe, 88 58, Ubi. 8, 54. 
*) Rekursrecht der betreffenden richterlihen Beamten 8 514, Abf. 3. 
a) Wenn bloß das Urteil wegen Unzuftändigleit des Gerichte auf- 
gehoben wird, kommt diefe Beſtimmung nicht zur Anwendung. (Siebe 
IM. zu $50 BO.) 
d) Ein „dem Gerichte” auferlegter Koſtenerſatz verpflichtet den Einzel- 
richter oder alle Mitglieder desjenigen Senates zum Erſatze ber Koften, 
vor weichem das fragliche Verfahren ftattfand. Mitglieder des Senates, 
welhe nah Inhalt der über die Beratung und Beichlußfaflung des 
Senates vorliegenden Beurkundungen (88 180 — 190 GO.) die Beachtung 
des Aufhebungs⸗ oder Nichtigteitägrundes forderten oder dem Prozeh- 
alte, ber die Aufhebung des Verfahrens verurfachte, ihre Zuftimmung 
verweigerten, haben für die Koften nicht aufzulommen; im übrigen liegt 
jedem Mitgliede des Senates der Erfah eines gleichen Ropfteiles der auf- 
erlegten Koften ob. 
Der Koftenerfab Tann dem Gerichte nur von der übergeordneten 
Nechtömittelinftang auferlegt werden. Die Wuflage des Koftenerjaes 
erfolgt ohne vorausgehende Einvernehmung der fehulbtragenden Wichter. 
(IM. zu 851 8P0.) 
52. An jedem Urteile und in den Beichlüffen,t) welche 
eine Streitſache für die Inſtanz vollftändig erledigen, ift aud) 
über die Verpflichtung zum Koftenerfage zu enticheiden. In 
7. Die Koften eines Rekurſes wegen des ihm aufer- 
legten Koftenerfages bat der Richter zu tragen, wenngleich 
das Rechtömittel von Erfolg begleitet war. E. v. 7. Juni 1899, 
3. 8575, ei 633. 

8 52. Zuertennung der Koften der abgefonderten Ver⸗ 
us bei. eöweitung der Unzuftändigleitseinwendung. 

. dv. 27. a uft 1901, 12275, GH. 1902 :45 

oder der Einrede ber TEN E. v. 29. Jänner 
1901, 3. 1016, amtl. ©. 366. 

2 Ebenſo iſt bei Entſcheidung über den Antrag auf Sicher- 
ftellung der Prozeßkoſten über die Koften der Verhandlung 
zu erkennen. €. v. 28. Yuli 1899, 3. 11539, Sig. 685. 
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anderen Beichlüffen kann über den mei; der Koften nur injo- 
weit erfannt werden, als die Erfagpflicdt von dem Ausgange 
der Hauptſache unabhängig ift.?)«) 

Sit das Gericht bei Erlaffung eines Teilurteile3?)d) nicht 
in der Lage, hinſichtlich des abgeurteilten Anſpruches oder 
Teilanſpruches zugleich über die Koften zu enticheiden, fo ift 
im Urteile auszufprechen, inwieferne eine ſolche Entſcheidung 
noch einem weiteren Urteile vorbehalten bleibt. 

Über die Verpflihtung zum Koftenerfage ift auch ohne 
einen bezüglichen Parteiantrag zu enticheiden, fofern nur das 
Koftenverzeichnis rechtzeitig vorgelegt wurde (8 54). 

2) Nichtigerklärung bes Verfahrens burch dad Progeßgericht in den Fällen 
des 8 7 8PO0. und 842 IN., — Beſchluß mit Stattgebung der Einwendung 
der Unzulaͤſſigkeit des Rechtsweges, der Unzuftändigleit, der Streitan- 
hängigfeit oder Rechtskraft 8 261, Abſ. 1 u. 5, — Zurüdweifung ber Klage 
aus ben Nichtigleitsgränden de 8477, 3.5 u. 6, durch Beſchluß des 
VBerufungsgerichteß 88 478, Abſ. 1, 49, — Entſcheidung über die Berich⸗ 
tigung des Urteiles 8 423, — Zurückweiſung der Klage durch die Reviſions⸗ 
inftanz 8 513, — Burüdweifung der Berufung 8495, — Entſcheidung im 
Beſitzſtörungsverfahren 8 459, — Zahlungsauftrag im Mandatöverfahren 
8550, Abſ. 2, — Zahlungs- und Sicherftellungsauftrag im Wedhfelver- 
fahren 88 557, 558, — Bahlungsbefehl und Erledigung de3 Widerfpruches 
im Mahnverfahren 86, 3. 3, 811 Gef. v. 37. April 1873, RGB. Nr. 67, 
Art. XXVIII E©. 3. ZPO. 

2) Siehe Yım.2 zu 8 40, ferner VBeichluß über den Antrag auf 
Sicherheitgleiftung für Prozeßkoſten 8 59, Abſ. 2. 

8) 88 391, 392, 394 ; dasſelbe gilt auch für Zwiſchenurteile 8398, Abſ. 4. 

a) In Beichlüffen, womit Inzidenzitreitigteiten, wie 3. B. der Streit 
über die Zuläffigfeit der Intervention, über bie Verpflichtung zur Sicher- 
heitleiftung für Prozeßloften, über die Aufnahme bes Verfahrens durch 
die Nechtönachfolger der verftorbenen Bartei u. ä. entfchieden werben, 
kann infomweit über den Erfah der Koften des Inzidenzftreites entſchieden 
werben, als die Erfagpflicht vom Ausgange ber Hauptſache unabhängig 
ift. (IM. zu 852 ZED., P. 1.) 

db) Bei Erlafiung von Teilurteilen ift, fomweit es möglich tft, ſtets 
zugleich auch über die Koften zu enticheiben. 


3. Uber den Erſatz der Koſten einer Beweisfiherung ift 
hingegen im Hauptprozeſſe zu entjcheiden. E. dv. 24. Auguft 1898, 
3. 11371, Sig. 289. 

4. Wird der Klagsanfpruh durh Zwiſchenurteil feinem 
Grunde nad) anerkannt, fo kann das Berufungsgericht bei Beftätigung 
des Zwiſchenurteiles über bie Koften des Berufungsverfahrens 
entſcheiden. E. v. 18. Jänner 1899, 3. 412, Slg. 471. — Bol. 
ZPO. 8 23, Nr. 1. 
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Muß die Enticheidung über die Koften bei Erlafjung eines Teil- 
urteiles ausnahmsweiſe einem fpäteren Urteile vorbehalten bleiben, fo 
darf die Fällung dieſes Teßteren nicht deshalb verzögert werben, weil 
das NRechtömittelverfahren über das Zeilurteil nod) anhängig und daher 
die für den Koftenzufpruch maßgebende Frage des Prozeßausganges be⸗ 
treff3 des früher abgeurteilten Anſpruches noch nicht entichieden ift. 

Das Endurteil ift vielmehr ohne Auffchub zu fällen, jobald der dur 
das Teilurteil nicht erledigte Anſpruch oder Teil des Anſpruches ſpruch⸗ 
reif geworden ift. Soweit zur Zeit der Fällung des Endurteiles über den 
Koſtenerſatz bereit entichteden werden Tann, ift im Enburteile über die 
Berpflihtung zum Koftenerfage, und zwar ſowohl betreff3 der mittels 
Teilurteiles, wie der mittels des Endurteils abgeurteilten Anſprüche oder 
Teilanſprüche zu entjcheiden. 

Soweit dies betrefi3 des mittels Teilurteiles abgeurteilten Anſpruches 
ober Teilanfpruches nicht einmal eventuell, für ben Fall und unter der 
Bedingung eines beitimmten Ergebniffes des Rechtsmittelverfahrens, ge⸗ 
fchehen Tönnte, Hat fid) das Enburteil auf die Koften der übrigen im Teil- 
urteile nicht entfchiedenen Anſprüche oder Teilanfprüdje zu beſchränken, 
und e8 bleibt dann der Partei, welche auf Grund bes rechtskräftigen Teils 
urteileg Anſpruch auf Koftenerfat erheben Tann, vorbehalten, binnen acht 
Tagen nad) Empfang der Enticheidbung des Berufungs⸗ oder Revifions- 
gerichtes über das Teilurteil beim Brozeßgerichte Antrag auf Entſcheidung 
über die Prozeßkoſten mittels Ergänzungsurteiles zu ftellen (8 423 3PO.). 
(ZM. zu 852 8PO.., P. 2.) 

6 53. Gleichzeitig mit der Entfcheidung über die Ver- 

— zum Koſtenerſatze hat das Gericht, ſofern nicht die 
oſten gegeneinander aufgehoben werden, den Betrag der zu 
erſetzenden Koſten feſtzuſtellen. 

Bei der mündlichen Verkündung des Urteiles!) oder 
eines die Verpflihtung zum Koſtenerſatze ausfprechenden Be- 
ichlufjes?) kann jedoch in allen Fällen, in welchen das Urteil 
oder der Beſchluß noch ſchriftlich auszufertigen find, die Feit- 
feßung des —— dieſer ſchriftlichen Ausfertigung?) 
vorbehalten werden. 

1) 8414, Abſ. 2. 2) 8426, Abſ. 1. 9) 88417, 426. Wenn der Aus⸗ 


ſpruch über die Koſten unterblieben iſt, kann Ergänzung des Urteiles 
8 423, Abſ. 1, bezw. des Beſchluſſes 8 430 beantragt werden. 


6 54. Die Partei, welche Koſtenerſatz — hat bei 
ſonſtigem Verluſte des Erſatzanſpruches das Verzeichnis der 


854 1. Wird die Klage unmittelbar vor Beginn der erſten 
Zagfagung zurüdgenommen, jo bebält der DBellagte feinen 
Koſtenerſatzanſpruch, wenngleich) er bei der erften Tagfagııng ein 
Koftenverzeichnis nicht vorgelegt hat. E. v. 29. Oftober 1901, 
3. 14645, Ref. 1901: ©. 187. 
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Koſten jamt den zur Beicheinigung') der ale und Ans 
gaben dieſes Verzeichniffes etwa erforbertinen elegena) vor 
Schluß der der Enticheidung über den Koſtenerſatzanſpruch (8 52) 
unmittelbar vorangehenden Verhandlung, wenn aber die Be- 
ſchlußfaſſung ohne vorgängige Verhandlung erfolgen fol, bei 
ihrer Einvernehmung oder gleichzeitig mit dem der Beichluß- 
fafjung zu unterziehenden Antrage dem Gerichte zu übergeben. 

1) 8274. — Befriſtung des Koftenerfabanipruches im Exelutions⸗ 
verfahren 88 74, Ab. 2, 76 ED. 

a) In derfelbden Zeit und unter denſelben Rechtsfolgen wie das Ver⸗ 
zeichniß der Koften müflen auch die zur VBeicheinigung der Anfäge und 
Angaben biefes Verzeichniſſes etwa erforderlichen Belege dem Gerichte 
übergeben werden. Lebtere erſt nach Schluß der Berhandlung oder nad) 
der Einvernehmung oder Untragftellung nachzubringen, ift durch das 
Geſetz nicht geitattet. (IM. zu 8 54 ZPO.) 

55. Die in einem Urteile des Prozeßgerichtes erjter 
Snftanz!) oder des Berufungsgerichtes?) enthaltene Entſcheidung 
über den Koftenpunft kann ohne gleichzeitige Unfechtung der 
in der Hauptjache ergangenen Entſcheidung nur mittel Refurs?) 
ungefochten werden.‘) 

1) 88404, 405. 2) 8497. 


2. Durch den Antrag, auf die Koften des Rekurſes gegen eine 
prozeßleitende Berfügung bei Entjcheidung der Hauptſache 
Bedacht zu nehmen, wird der Koftenerfaganfpruch nicht verloren. 
E. dv. 21. Juni 1898, 3. 8524, Slg. 232. 

3. Übergabe de3 Koftenverzeihhnifjes nad Urteils- 
verkündigung infolge eines vom Gegner nicht gerügten Bor- 
behalte? E. v. 27. Februar 1900, 3. 2459, Sig. 907. 

8 55. 1. Rekurs gegen die Koftenentfcheidung in einem Ur- 
teile in Bagatellſachen ift nicht zuläſſig. PE. v. 6. Juni 1899, 
3. 340, 3.8. 141, Sig. 631. 

2. Wird infolge Einſchränkung des Klagebegehrens bloß 
über ben Koftenerfag erfannt, fo kann das Urteil nur mittels 
Rekurs angefochten werden. €. v. 3. September 1901, 3. 12643, 
$B. 1901:47; 10. April 1901, 3.4912, 38. 1901:28; 20. Juni 
1900, 3. 8762, Präv. 1901:6. 49; 8. März 1899, 3. 2633, Sig. 
540 (19. Auguft 1902, 3. 11640, 38. 1902 :493?). 

3. Eine nur gegen die Koftenentfhheidung gerichtete 
Berufung tft vom Berufungsgerichte ohne Anordnung einer Ver- 
handlung zu verwerfen. E. v. 13. Dezember 1828, 3. 16658, Präv. 
1899 : S. 207; 10. Auguft 1898, 3. 10905, Sig. 276; 10. April 1901, 
3. 4912, 38. 1901:28 (15. Juni 1898, 3. 8255, Sig. 226°). 

4. Der Rekurs gegen den Koſtenausſpruch hat betreffd der 
Koftenerftattung Feine aufſchiebende Wirkung. E. v. 13. März 
1902, 3. 2648, Ref. 1902 : ©. 51. 
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5) 8514. Auch zuläffig gegen ben Zahlungs⸗ (Sicherftellungd-) Auf⸗ 
trag im Mandat3= und Wechjelverfahren wegen der Koften. 88 552, Wbf.1, 
559. — Nicht aber gegen Bagatellurteile. 8517. 

In Betreff der Liquibterung der Advokatengebühren im Verhältniſſe 
zwiichen dem Advokaten und feiner Partei fiehe Art. V ES. 3. ZPO. 

4) Wenn von der Gegenpartei Berufung erhoben wird, fo find Rekurs 
und Berufung gleichzeitig vorzulegen, 8 208 GO., und es ift über ben 
Rekurs in der nicht öffentlichen Sitzung zu entfcheiben, wenn die Beſchluß⸗ 
faffung nicht vom Ergebnifje des VBerufungsverfahrens abhängig ift. Siebe 
8150, letzter Abſ., GO. 


Sechſter Titel. 
Sicherheitsleiſtung. 


Art der Sicherheitsleiſtung. 


6 56. Die Beſtellung einer auf Grund der Beltim- 
mungen dieſes Gejehes) zu leitenden Sicherheit erfolgt, wenn 
die Parteien nicht3 anderes vereinbaren, durch gerichtlichen 
Erlag von barem Gelde oder von inländifchen Wertpapieren, 
welche fich nad} den hierüber beitehenden Vorfchriften?) zur An- 
legung der Gelder von Minderjährigen eignen, und nur in 
Ermanglung ſolcher durch den gerichtlichen Erlag von anderen 
inländiichen, an einer Börſe notierten Wertpapieren, welche 
nah richterlihem Ermefjen genügende Dedung bieten. Die 
Wertpapiere dürfen nicht außer Kurs geſetzt und müffen mit 
den laufenden Zins⸗- oder Gewinnanteilicheinen und Talons 
verjehen fein. Sie find nad) dem Kurfe des Erlagstages zu 
berechnen. 

Nach Ermeſſen des Gerichtes können insbejondere aud) 
Einlagebücher einer inländifhen Sparlaffe oder einer in- 
ländiſchen Tandwirtichaftlihen oder ſonſtigen Vorſchußkaſſe 
behufs Bewirkung einer Sicherheitsleiſtung zugelaſſen werden. 
Eine Sicherheitsleiſtung mittels einer geſetzliche Sicherheit 
bietenden HHypothef?) an einem inländiſchen Grundſtücke oder 
durch zahlungsfähige Bürgen, die ihren allgemeinen Gericht3- 
ftand im Inlanded) haben, Tann der Richter zulaffen, wenn 
eine andere Art der Sicherheit von dem zur Gicherheits- 
leiſtung Verpflichteten nicht oder nur ſchwer beichafft werden 
ann. 


856. 1. Sicherheitäleiftung duch Einlagebücher einer 
inländifhen Bank. E. v. 25. April 1900, 3. 5783, Sig. 984. 
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Mit dem gerichtlichen Erlage wird an dem Gegenjtande 
desjelben ein — für den Anſpruch begründet, in An- 
ſehung deſſen die Sicherheitsleiftung erfolgt. 

1) 88 88, Ubi. 1, 57 ff. 407, 458; gemäß 878 ED. gilt die Be 
ftimmung des 8 56 ZPO. auch für die Fälle, in welchen auf rund ber 
Beftimmungen der ED. Sicdjerheit zu leiften ift, nämlich: 88 43, 44, 147 
u. 149 (Badium, nicht durch Bürgfchaft), 8 196 (Überbotsfaution), 88 200, 
3.1, 204, 220, 229, 966, 271, 283, 285, 304, 306, 812, 814, 355, 398, 
398, 899 ED. 

%) Siehe diefe Vorfchriften bei 8198, Pat. v. 9. Auguft 1854, RGB. 
Nr. 208, Manz III. Bd. 

Verordnung bes Juftizminifteriums vom 15. Oltober 
1901, FJMBB. Nr. 34, betreffend die Verwendung von Ein- 
lagebüdern der Poſtſparkaſſe als Vadium. 

An alle mit dem Exekutionsvollzuge betrauten Gerichte. 

Die Gerichte werden darauf aufmerkſam gemadjt, daß nach Urt. 17 
bes Geſetzes vom 28. Mai 1882, RGB. Nr. 56, auf bie bei dem Poſt⸗ 
ſparkaſſenamte eingelegten Spargelder, beziehungsmweife auf die Poft- 
fparlafien-Einlagebücdher weder ein Berbot gelegt, noch ein Pfandrecht 
erworben werben kann und baß aud) die erefutive Einantwortung eines 
Poſtſparkaſſebuches nicht zutäffig tft. 

Bufolge diefer durch Art. VI u. IX, 3.4, EG. 3. ED. aufrecht er- 
haltenen Borjchriften eignen fich Poftfparfafien-Einlagebücher nicht zur 
Annahme als Badtum, zumal die Einlage nad den Einrichtungen bes 
Poſtſparkafſenamtes gegen den Willen des Einleger3 oder feines Rechts⸗ 
nachfolger® oder Bevollmächtigten nicht realiftert werben Tann. 

2) 81374 abGB. 

a) Soweit bei Sicherheitsleiſtungen, die auf Grund ber Beltim- 
mungen ber Zivilprozeßordnung oder der Erelutiongordnung erfolgen, Die 
Sicherftelung durch Bürgen gegeben werden Tann, find zahlungsfähige 
Berjenen, die ihren allgemeinen Gerichtsftand im Inlande haben, taug⸗ 
liche Bürgen, wenngleich fie außerhalb der Brovinz belangt werden müflen 
(8 1374 ab GB.). (IM. zu 8 56 8PO.) 
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657. Wenn Ausländer Ya) vor einem im Geltungsgebiete 
dieſes Geſetzes gelegenen Gerichte al3 Kläger auftreten, haben 
fie dem Beklagten auf defjen Verlangen Ar die Prozeßkoſten 
Sicherheit zu leiften,d) fofern nicht durch Staatsverträge?) etwas 
anderes feſtgeſetzt ift. 





8 57. 1. Einem infolge Staatsvertrages befreiten Ausländer 
kann Sicherheitäleiftung nicht auferlegt werben, wenngleich er in 
da8 Sicherftellungsbegehren des Beklagten eingewilligt 
hat. €. v. 30. Oktober 1901. 3. 14640, G3. 1901: 52. 
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Eine ſolche Verpflichtung zur Sicherheitsteiftung tritt 
jedoch nicht ein: 

1. wenn nad) den Gejegen des Staates, dem der Kläger 
angehört, öÖfterreihiiche Staatsangehörige im gleichen Falle 
zur Sicherheitsleiſtung für Prozeßkoſten nicht verpflichtet find; 

2. wenn der Kläger im Geltungögebiete dieſes Geſetzes 
ein zur Dedung der Brogehfoften binreichendes Vermögen an 
unbeweglichen Gütern oder an Forderungen befißt, die auf 
ſolchen Gütern bücherlich ir find; 

3. bei Klagen in Eheitreitigfeiten;?) 

4. bei Klagen im Mandats-*) und Wechlelverfahren,?) bei 
Widerflagen ‚e) — bei Klagen, welche infolge einer öffent⸗ 
lichen, gerichtlichen Aufforderung) angeſtellt werden.°) 

Sofern fih ein Zweifel über die Gejebgebung, die Ein- 
rihtungen oder das Verhalten des Staates ergibt, welchem 
der Kläger angehört, ift hierüber die Erflärung des Juftiz- 
minifters einzuholen. Dieſelbe ijt für das Gericht bindend.?) 

*) Die Borfchriften über Sicherheitäleiftung für Gerichtskoſten finden 
anf Ratengefhäfte Teine Anwendung. 87 Gef. v. 27. April 1896, 
RGB. Nr. 70. 

1) Art. XXIX EG. 3. ZPO. 

Ungarn, Fiume, Kroatien Slavonien. 

Berordnung des Iuftizminifters vom 18. Dezember 1897, 
RGB. Nr. 284, betreffend die Befreiung der ungarifdhen 
Staat3angehörigen von der Sicherheitletftung für Pro— 
zeßkoſten. 

Nach Inhalt der Erklärung des königlich-ungariſchen Juſtizminiſters 
vom 19. April 1897, 8. 6854, find infolge der 88 9 und 220 des 
ungarifchen Gefebartifel® X VIII vom Jahre 1898 über das fummarifche 
Berfahren, öfterreichifche Staatsangehörige, die vor ungarischen Gerichten 
als Kläger auftreten, unter der Vorausſetzung ber Gegenſeitigkeit nicht ver- 
pflichtet, zur Dedung der Prozeßkoſten und ber Urteilsgebühr eine Kaution 
zu leiſten. 

Desgleichen können in Fiume die königlichen Gerichte im Sinne der 
dafelbft in Wirkſamkeit ſtehenden Prozeßordnung vom 16. September 1852 
bon Öfterreichifchen Staatsangehörigen zur Dedung von Prozeßkoſten und 
Ürtelldgebühren eine Sicherheit nicht forbern. 

Mit Rüdficht auf diefe Beſtimmungen ber zitierten Geſetze find für 
die Dauer ihrer Geltung kraft der Vorfchrift des 8 57, 3.1, der Bipil- 
prozeßordnung (Gef. v. 1. Auguſt 1895, RGB. Nr. 113) ungarifche Staats⸗ 
angehörige, wenn fie vor einem im Geltungsgebiete der Zivilprozeßordnung 
gelegenen Gerichte in bürgerlichen Rechtsftreitigleiten als Kläger auf- 
treten, von der Verpflichtung befreit, auf Verlangen des Bellagten für 
die Prozeßkoſten und die Urteildgebühren Sicherheit zu leiſten. 

Da ferner laut der vom königlich-ungariſchen Minifterpräfidenten 
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auf Grund der Erflärung des Banus von Kroatien-Siavonien abgegebenen 
Erflärung vom 11. Dezember 1897, 8. 18955, nad) den Beſtimmungen 
der in Kroatien⸗Slavonien geltenden proviſoriſchen Zivilprozeßordnung 
vom 18. September 1852 Öfterreichiiche Staatsangehörige, die vor kroatiſch⸗ 
flavonifchen Gerichten als Kläger auftreten, zur Sicherheitsleiftung für bie 
Prozeßkoſten nicht verpflichtet find, jo find auch ungariſche Staatsblirger, 
welche nach ihrer Gemeindezuftändigleit Kroatien-SIavonien angehören, 
wenn fie vor einem im Geltungsgebiete der Zivilprozeßorbnung gelegenen 
Gerichte in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten als Kläger auftreten, von ber 
Sicherheitdleiftung für die Prozeßkoſten befreit. 

Diefe Verordnung tritt am 1. Januar 1898 in Wirkſamkeit. — 

Sn Bosnien u. der Herzegowina (ZPO. v. 14. April 1883, 
LGB. f. Bosnien u. die Herzegowina Nr. 98 ex 1884) haben die Aus⸗ 
Yänder keine Prozeßkoſtenſicherheit zu leiſten. 

In Bulgarien iſt ber Öfterreicher nad) 8 520 8PO., wenn er in 
Bulgarien keine unbeweglichen Güter befigt, zur Leiftung der altorifchen 
Kaution verpflichtet. 

In Großbritannien ift jedermann, ber bort als Kläger auftritt 
und nicht im Machtbereiche des britiichen Prozeßgerichtes feinen Wohnfig 
hat, ohne Rüdficht auf feine Staatdangehörigleit, gehalten, für die Pro- 
zeßkoſten des Beklagten Sicherheit zu leiſten. 

In ber Türlei hat nad Urt. 186 der dort geltenden Bivilprozeh- 
orbnung der Kläger — gleihviel ob er ottomaniſcher Staatdangehöriger 
oder Ausländer ift — zwar nicht im Berfahren vor ber erften Inftanz, 
wohl aber im Berufungsverfahren aktorifche Kaution zu leiften. 

In den Bereinigten Staaten von Amerika iſt jeder Kläger, 
der außerhalb des Staates wohnt, in dem das Brozeßgericht gelegen ift, 
zur Leiftung der altoriichen Kaution verpflichtet. 

?) Eine Sicherftelung für die Prozeßkoſten Tann bei Klagen, weldhe 
auf Grund des internationalen Fradhtvertrages erhoben werden, nicht ge⸗ 
fordert werben. Art. 56, Abſ. 2, des internationalen Überein- 
kommens über den Eiſenbahnfrachtverkehr v. 14.Oltober 1890, 
RGB. 1892 Nr. 186. — 

Snfofern die Zivilprozeßgefehe eines oder des anderen ber ver⸗ 
tragenden Xeile in Betreff des Gerichtsitandes, der Sicherheitäleiftung 
für Prozeßkoſten und der Perſonalhaft Borfchriften enthalten, welche nur 
auf Ausländer anwendbar find, finden diefelben auf Die Staatsangehörigen 
der beiden vertragenden Teile Teine Anwendung. Art. I des Staatd- 
vertrages dv. 6. Mat 1881, RGB. Nr. 88 ex 1882, zwiſchen ber öfterr.- 
ungar. Monarchie und dem Königreiche Serbien wegen eines 
Rechtshilfevertrages. 

Haager Konvention vom 14. November 1896, RGB. 
Nr. 85/1899 (abgeſchloſſen zwiſchen Belgien, Spanien, Frankreich, Italien, 
Luxemburg, Niederlanden, Portugal, Schweiz, ausgedehnt auf Schweden⸗ 
Norwegen, Dfterreihh= Ungarn, Deutſches Reich, Dänemark, Rumänien 
und Rußland). 

ec) Sicherheitsleiſtung für Die Prozeßkoſten. 

Artikel 11. Treten Angehörige eines der Bertragsftaaten in einem 
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anderen diefer Staaten ald Kläger oder Intervenienten vor Bericht auf, 
fo Darf ihmen, fofern fie in irgend einem ber Vertragsftaaten ihren 
Wohnſitz haben, wegen ihrer Eigenichaft als Ausländer ober Deswegen, 
weil fie feinen Wohnfig oder Aufenthalt im Inlande haben, eine Sicher- 
heitäleiftung oder Hinterlegung, unter weldher Benennung ed aud) fei, 
nicht auferlegt werben. 

Artilel 12. Entſcheidungen, wodurd) der Kläger oder Intervenient, 
der nad Artikel 11 ober nad) dem in dem Staate der Klageerhebung 
geltenden Rechte von der Sicherheitäleiftung oder Hinterlegung befreit 
war, in die Prozeßloften verurteilt wurde, find in jedem ber anderen 
Vertragsſtaaten durch die zuftändige Behörde nach Maßgabe der dortigen 
Geſetze vollitredbar. 

Artikel 18. Die zuftändige Behörde hat ihre Prüfung darauf zu 
beichränten : 

1. ob nad) den Geſetzen des Landes, wo die Verurteilung erfolgt 
ift, die Ausfertigung der Enticheidung die für ihre Beweiskraft erforder- 
lichen Borausfegungen erfüllt; 

2. 0b nad) denfelben Geſetzen die Entſcheidung die Rechtskraft erlangt hat. 

Zufasprotofolti v. 22. Mai 1897. 

Zu Artikel 11. Es gilt folgende Auslegung: Wenn einer ber Ber- 
tragsftaaten mit einem anderen diefer Staaten ein Sonderablommen ge- 
troffen hätte, worin die Bedingung des Wohnfiges (Artikel 11) nicht 
vorfommt, fo find die Angehörigen des erfteren Staates in dem leßteren 
Staate von der in Artifel 11 erwähnten Sicherheitsleiftung und Hinter» 
legung jelbft dann befreit, wenn fie nicht ihren Wohnfl in einem der 
Bertragaftanten Haben, und zwar in jedem alle, auf den dieſes Sonder⸗ 
abfommen Anwendung findet. 

2) MB. v. 9. Dezember 1897, RGB. Ar. 283 (©. unter III). 

4) 88 548-554. ®) 88 555559. 6) 8 283, Abſ. 2, 8 96 IM. 

7) 88 118 ff. aGG. v. 25. Zuli 1871, RGB. Nr. 95, 8 29 Not. Odg., 
88 139, 142, 128 Patent dv. 9. Auguft 1854, RGB. Nr. 208, 85 6 u. 
14 Gel. v. 25. Juli 1871, RGB. Nr. 96 (Anlegung und Richtigftellung 
der Srundbücher), Vorſchriften über Die AUmortifierung fiche Manz III. Bo. 

8) Befreit find ferner Berfonen, welchen dag Armenrecht bewilligt 
wurde, 8 64, 3. 2; ungarifche StaatSangehörige, welche dem ftehenden 
Heere oder der Krieggmarine angehören oder bei Behörden ber gemein 
famen Angelegenheiten angeftellt find, Art. XXIX EG. 3. 8PO. 

9) Ähnlich 88 38, 8.3, 48, Abſ. 2, IN., 868 8P0., Art. IX, Abſ. 3, 
EG. 3. IN. 

a) Die Verpflichtung der im 8 75 IN. bezeichneten ausländifchen 
Rechtsſubjekte und ihrer inländifchen Zweigniederlaſſungen, dem Geflagten 
nah) 8 57 8PO. auf deſſen Verlangen für die Prozeßkoſten Sicherheit zu 
Ieiften, wirb durch deren Sitz im Außlande und nicht durch die Staats⸗ 
bürgerfchaft der beteiligten Perfonen bedingt. (Gutadten des 
Oberſten Gerichtshofes zu 8 57 8PO., P. 1.) 

d) Die Beſtimmung des 8 57 ZRO. gilt auch für bad Belig- 
ftörungsverfahren. (Gutachten des Oberften Gerichtshofes zu 
8 57 8PO., P. 2.) 


Gef. Sig. VI. 2. Zivilprozeßordnung. 9 
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6 58. Der ala fann auch dann Sicherheitsleiftung 
verlangen, wenn der Kläger während des Rechtsſtreites Die 
Eigenſchaft eines Inländers?) verliert oder die Vorausſetzung, 
unter welcher der Ausländer von der Sicherheitäleijtung be⸗ 
freit war,?) wegfält und nicht ein zur Dedung ausreichender 
Zeil des erhobenen Anipruches unbeitritten ift. 

1) Art. XXIX EG. 3. BPO. 2) 857, 8.1u 2. 


659. Außer den beiden Fällen des $ 58 muß der 
Antrag auf Sicherheitsleiftung für Prozeßkoſten bei jonftigem 
Ausſchluſſe in der eriten age t) und vor Einlaffung in 
die Hauptſache?) gejtellt werden. 

In dem Antrage iſt ſtets die Höhe der Sicherheits— 
fumme anzugeben. Über den Antrag ift durch Beſchluß zu 
enticheiden.?) 

1) 88 239, Abſ. 2 u. 3, 440. 

2) Falls im Berfahren vor Bezirksgerichten keine erſte Tagſatzung 

ftattfindet, 8 440, nf. 1. 
2) Koſten des Bmifchenftreites 8 52, Abf. 1. — Dagegen Rekurs 8 514. 
— Siehe auch 8 61. 

6 60. Wird dem Antrage ftattgegeben, fo ift zugleid) 
der Betrag der zu leitenden Sicherheit und die Friſt zu 
beitimmen, binnen welcher diefer Betrag gerichtlich zu erlegen!) 
ae die —— zum Erlage vom Kläger eidlih?) zu be= 

äftigen iſt. 

Bei Beftimmung der Höhe der Sicherheitsfumme find 
die Koften, welche der Beklagte zu feiner Verteidigung wahr⸗ 
ſcheinlich aufzuwenden haben wird, nicht aber une die durch 
eine etwaige Widerflage?) erwachſenden Koften in Anichlag zu 
bringen. Am Zwecke der eidlichen Befräftigunga) feiner Un- 
fähigkeit zum Erlage der GSicherheitsfumme hat der Kläger 
bei dem Prozeßgerichte innerhalb der ihm hiezu offen ge- 
jtellten Frift um Anberaumung einer Tagſatzung anzujuchen.*) 
Die Ablegung des Eides kann bei dem Gerichte des Wohn- 
figes oder Aufenthaltes des Klägers erfolgen. 

Sn der dem Kläger zuzuftellenden jchriftlihen Aus: 
fertigung des Beichluffes iſt ihm zu eröffnen, daß im Falle 
fruchtlofen Ablaufes der im Abfabe 1 erwähnten Friſt Die 





859. 1. Der Antrag kann vor ber erften Tagſatzung 
mittels Schriftfag geftellt werden; eine Ausfertigung ift, wenn 
tunlich, noch vor der Tagſatzung dem Kläger zuäuftellen. €. v. 
8. Februar 1899, 3.1692, Stg 507. 
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Klage auf Antrag‘) des Beklagten vom Gerichte für zurüd- 
genommen erflärt,d) oder, wenn der Antrag während des 
Rechtömittelverfahrens geftellt wird ($ 58), das vom Kläger 
eingelegte Rechtsmittel als aurüdgezogen angejehen mwürde.®) 
Beides geſchieht mittels Beſchluß;) der Bigu faſſung hat 
die mündliche oder ſchriftliche Einvernehmung des Klägers 
vorauszugehen. 

1) Verwahrungsaufträge und Erfolglaſſungen, die der Bewirkung 
des Erlages der feſtgeſetzten Sicherheitsleiſtung für die Prozeßkoſten und 
deren Erfolglaſſung nad) Beendigung bes Verfahrens dienen, bedürfen 
bei Gerichtähöfen keiner Beichlußfaflung des Senates. 8 37, 3.9, GOG. 

*) Form bes Eides Urt. XL EG. 3. EBD. *) 8238, Ubf. 2, 8 96 IN. 

9) Der Antrag kann bei Bezirksgerichten in der Gerichtöfanzlei zu 
Prototoll genommen werden. 8 819, 3.4, GO. 

d) Wirkung 88 237, Ubf. 8 u. 4, 238. 

e) 88 484, Abf. 2, 513. 

”) Relurs 8 514. 

a) Der Kläger, welcher bie ihm auferlegte Sicherbeitleiftung für 
die Prozeßkoſten zu bewirken außeritande ift, hat nicht genaue Angaben 
über feine Bermögensverhältniffe zu machen und einen Offenbarungseid 
abzulegen, fondern nur zu ſchwören, daB er unfähig fei, die vom Gerichte 
beftimmte Summe zu erlegen. 

Vom Erlage einer ihm aufgetragenen Ergänzung der Sicherheit 
(8 62 8PO.) Tann fi der Kläger gleichfalls durch die eidliche Be- 
Träftigung feiner Unfähigleit zum Erlage der fraglichen Ergänzung?» 
fumme befreien. (FM. zu 8 60 3PO.) 

6 61. Wird ein Antrag auf Sicherheitsleiſtung für 
Prozeßkoſten rechtzeitig gejtellt,t) jo ijt der Beklagte bis zur 
Entieheidung über denjelben zur Fortſetzung des Verfahrens 
in der a nicht verpflichtet.*) 

Wird der Antrag abgewieſen, jo kann die Yortfegung 
oder Verfahrens vom Gerichte angeordnet werden, ohne 
daß die Rechtskraft des u ash Beichluffes abgewartet 
werden muß. Gegen Diele 
nit ſtatt. 

1) 8 59, Abſ. 1. 2) Wirkung ber Unterbreddung 88 163, 167. 

662. Nad) rechtzeitigem Erlage der Sicherheitsſumme 
oder Ableiftung des Eides ijt das Verfahren in der Haupt- 
ſache auf Antrag!) einer Partei fortzuſetzen. 

Ergibt ſich im Laufe des Rechtsſtreites, Daß Die ge- 
Veiftete Sicherheit nicht hinreicht, jo kann der Beklagte Die 


nordnung findet ein Rekurs 











8 62. 1. Auf die geleiftete Sicherheit fannı ber Koften wegen 
ungeachtet inzwifchen iiber das Vermögen des Klägerd eröffneten 


9* 
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Ergänzung derjelben beantragen, fofern nicht ein zur Dedung 
ausreichender Zeil des erhobenen Anipruches unbeſtritten 
ift. Einem ſolchen Antrage kommt aufjchiebende Wirkung 
nicht zu; der Beſchluß,“ wodurch die Ergänzung der Sicher- 
heit angeordnet wird, ift nad) eingetretener Rechtskraft voll» 
Itredbar. a) 
1) Der Antrag Tann bei Bezirksgerichten in der Gerichtölanzlei zu 
Protokoll genommen werben. 8 319, 3.4, GO. 2) Rekurs 8 514. 
a) Vom Erlage einer ihm aufgetragenen Ergänzung der Sicherheit 
(8 62 ZPO.) kann fi der Kläger gleichfalls durch die eidliche Bekräf⸗ 
tigung feiner Unfähigleit zum Erlage ber fraglichen Ergänzungsfumme 
befreien. (IM. zu 8 60 ZPO.) 


Siebenter Titel. 


Armenrecht.*) 


663. Wer ohne Beeinträchtigung des für ihn und 
feine Yamilie erforderlichen notdürftigen Unterhaltes Die 
Koften einer Prozepführung zu beitreiten außerjtande ift, kann 
für diejelbe die Bewilligung des Armenrechtes ermwirken. 

Ausländern wird diefes Recht nur unter der Voraus— 
ſetzung der Gegenfeitigfeit!) gewährt. Sit die Einhaltung der 
Gegenfeitigfeit zweifelhaft, jo ift darüber die Erflärung des 
—— einzuholen. Dieſelbe iſt für das Gericht 
bindend.?) 

*) Raif. Verordnung vom 26. Dezember1897, RGB.Nr.305, 
betreffend die Abänderung einiger geſetzlicher Beftim- 
mungen über Geridht3gebühren. 

8 13. Die in Zarifpoft 75,0 des Gef. v. 13. Dezember 1862, RGB. 
Nr. 89, für das gerichtliche Streitverfahren angeordnete Gebührenfreiheit 
armer Parteien greift auh im gerihtlihen Berfahren außer 
Streitfahen Platz. — Inſoweit e3 ſich um biefe Gebührenfreiheit 

Konkurfes Erelution geführt werden. E. v. 21. Februar 1899, 
3. 2586, Sig. 522. 

8 63. 1. Die Erteilung des Armenrechtes an einen In—⸗ 
boffatar ift nicht vom Nachweife der Mittelloſigkeit des Indoſſanten 
abhängig. E. v. 27. November 1872, 3. 12091, Sig. 4795 
(20. Auguft 1868, 3. 8218, Sig. 3114?). 

2. Das für den Grenzberidtigungsftreit beiwilligte 
Armenrecht erftrect fich auf das Grenzerneuerungsverfahren. €. 
v. 31. Juli 1866, 3. 6753, Sig. 2568. 
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banbelt, finden die 88 63—73 ZPO. auch außer dem Zivilprozefle in 
allen Arten des gerichtlichen Verfahrens finngemäße Anwendung. 


2) Ungarn. Laut der mit IMB. v. 12. Juni 1896, IMBB. 
Nr. 21, mitgeteilten Verordnung bes Igl. ung. Juſtizminiſters v. 10. Mai 
1894, 8. 14390, haben die öſterreichiſchen Staatsbürger Hinfichtlich des 
Armenrechtes diefelben Rechte und Begünſtigungen zu genießen, welche 
den ungarifchen Staatsangehörigen zuteil werben. 


Serbien. Die Staat3angehörigen eine® jeden vertragenden Teiles 
find beredhtigt, vor den Gerichten des anderen vertragenden Teiles auch 
gegen Staatsangehörige dieſes letzteren ihre Rechte zu verfolgen und zu 
verteidigen. Sie find hiebei von den Gerichten eines jeden ber ver- 
tragenden Xeile gleich den Inländern zu behandeln. Urt. I Staats» 
vertrag v. 6. Mai 1881, RGB. Nr. 88 ex 1882, zwifchen ber Öfterr.-ung. 
Monarchie und dem Königreiche Serbien wegen eines Recht3hilfe> 
vertrages. 


Haager Konvention vom 14. November 15%, RGB. 
Nr. 85/1899 (abgefchlofien zwifchen Belgien, Spanten, Frankreich, Italien, 
Luxemburg, Niederlanden, Portugal, Schweiz, ausgebehnt auf Schweben- 
Norwegen, OÖfterreih-Ungarn, Deutfches Reid, Zänemark, Rumänien 
und Rußland). 


d) Armenredt. 

Artikel 14. Die Angehörigen eines jeden Vertragsftaates werben in 
jedem anderen Bertragsftaate nach Maßgabe der dortſelbſt geltenden 
Geſetze, gleich den Angehörigen dieſes letzteren Staates zum Armenrechte 
äugelaffen. 

Ürtilel 15. Das Urmutszeugnis oder die Erflärung des Unver- 
mögen zur Beftreitung ber Prozeßkoſten muß in allen Fällen von den 
Behörden des gewöhnlichen Aufenthalt3ortes oder, in Ermangelung eines 
folchen, von den Behörden des derzeitigen Aufenthaltsortes des Aus⸗ 
länders, ausgeftellt ober entgegengenommen fein. 

Hält der Untragfteller fi nicht in dem Lande auf, wo das Armen- 
recht nachgeſucht wird, fo ift das Zeugnis oder die Erflärung des lin- 
vermögend Hoftenfrei von einem biplomatifchen oder Tonfularifchen Ver⸗ 
treter des Landes zu beglaubigen, in befien Gebiete die Urkunde vorgelegt 
werden joll. 

Artikel 16. Die zur Erteilung ded Armutszeugniſſes oder zur Ent» 
gegennahme der Erklärung über das Unvermögen zuftäntige Behörde 
Tann bei ben Behörden ber anderen VBertragsftaaten über die Bermögend- 
verhältnifie des Antragsſtellers Erkundigungen einziehen. 

Der Behörde, die über den Antrag auf Bewilligung des Armen- 
rechts zu enticheiben Hat, bleibt in ben Grenzen ihrer Amtsbefugniſſe 
das Recht gewahrt, die ihr vorgelegten Zeugniſſe, Erklärungen und Aus⸗ 
fünfte auf ihre Nichtigfeit hin zu prüfen. 


2) Vergl. 88 88, 3.83, 48, Abſ. 2, IN., 857 8PO.., Art. IX, Abſ. 3, 
EG. 3. IM. 
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664. Durch die Bewilligung des Armenrechtes erlangt 
die Partei für den beitimmten Prozeß: 

1. die einftweilige Befreiung von den aus Anlaß des 
Nechtsitreites zu entrichtenden Stempeln und anderen Staats- 
gebühren;!) 

2. die Befreiung von der Sicherheitsleiſtung für die 
Prozeßkoſten;?) 

3. ſofern in der Rechtsſache die Vertretung durch Ad⸗ 
vokaten durch das Geſetz geboten iſt,“) das Necht, zu begehren, 
daß für fie zur vorläufig*) unentgeltlichen Wahrung ihrer Rechte 
ein Advokat beitellt werde; 

4. wenn in einer Rechtsſache, für welche die Vertretung 
durch Advolaten al nicht een it, die Klage bei 
einem Gerichte außerhalb des Wohnfites oder ftändigen 
unge der armen Partei angebradht werden muß, die 
Befugnis, die Klage bei dem Bezirkögerihte ihres Wohn- 
fige3 oder ftändigen Aufenthaltes zu Protokoll zu erflären,5) 
und das Recht, zu begehrten, daß dieſes Protokoll dem 
Prozeßgerichte überjendet, und daß von diefem für die arme 
Partei zur unentgeltlihen Wahrung ihrer Nechte bei der 
mündlichen Verhandlung ein Vertreter beftellt werde; mit 
diefer Vertretung find Kenne der Staatsanwaltihaft oder 
de3 Gerichtesa) zu betrauen;°) 

5. Die einftweilige Befreiung von der Berichtigung der 
Gebühren abgeordneter gerichtliher Beamten und Diener, der 
Gebühren von PVollitredungsorganen, Zeugen und Gad- 
verftändigen, der Koften der gerichtlichen Anfertigung von 
Protokolls⸗ und Beilagenabihritten fowie von Rubriken, der 
Koften der notwendigen Berlautbarungen und endlid) der 
notwendigen baren Auslagen, welde von den durch das 
Prozeßgericht beitellten gejeglichen Vertretern oder von dem 
der armen Partei beigegebenen Advokaten oder Vertreter ge- 
u, wurden. Diefe ebühren und Auslagen werden vor⸗ 
läufig aus dem Staatsſchatze geleiltet.”) 

864 1. Die baren Auslagen (8 64, 3. 5) find auch bei 
Beendigung des Prozejfed durch Vergleich zu vergüten. 
E. v. 17. September 1901, 3. 12743, GH. 1901: 51. 

2. Zu den baren Auslagen gehören die Auslagen für die 
Neife des Armenvertreter3 zum Berufungsgerichte und 


der Aufwand für — und Verpflegung. E. v. 17. Sep⸗ 
tember 1901, 3. 71324, GH. 1902 : 51. 
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1) 8 29 Geb. Geſ., doch findet nach der durch Geſ. v. 13. Dezember 
1862, RGB. Nr. 88, geänderten TP. 75, lit. o, feine Vormerkung mehr ftatt. 
Wird der nicht befreite Prozeßgegner zum Koſtenerſatze verurteilt, ſo hat 
er auch die Gebühren für die befreite Perſon zu entrichten. 818, Abſ. 8, 
Geb. Bei. 

8 136 GO. (IMV. vom 5. Februar 1100, IMVBB. Nr. 7, be⸗ 
treffend die Bormertung der Gerihtögebühren): Wenn von 
mehreren an einem gerichtlichen Verfahren beteiligten Perſonen einzelne 
das Armenrecht oder, wie inZbefondere ber Konlursmaſſeverwalter (Tarif- 
poft 75 1 Geſetz vom 9. Januar 1869, RGB. Nr. 7) eine andere perfün- 
liche Gebührenbefreiung genießen, und wenn dem Gegner ber befteiten 
Berfon der Erfah der Gerichtskoſten auferlegt worden tft, fo find bie 
Gebühren, welche bie befreite Perſon in dem Verfahren hätte aufwenden 
müſſen, falls ihr die Befreiung nicht zuftatten gelommen wäre, mittels 
eines Berzeichnifies nach Formular Nr. 19 vorzumerfen. 

Die Vormerkung der Gebühren findet ferner ohne Rüdficht auf das 
Ergebnis des Verfahrens ftatt, wenn in bürgerlichen Rechtöfachen für 
unbelannte Berfonen oder für Berfonen unbelannten Aufenthaltes ein 
Kurator beftellt wird und weder ein realifierbares Vermögen des durch 
den Kurator Vertretenen belannt, nod) eine britte Berfon zur Beftreitung 
der Koften der Kuratel verpflichtet ift. Diefe Vormerkung hat aufzu- 
hören, jobald deren Urſache nicht mehr befteht. Das Verzeichnie ift für 
jede Rechtsſache befonders anzulegen und nad) Abſchluß des gerichtlichen 
Verfahrens oder nad) dem Aufhören ber Bormerfung dem zur Gebühren 
bemefjung beftimmten Amte in Urichrift zu überfenden. 

Im alle ber Entziehung des Armenrechtes (88 68, Wi. 2, u. 71 
ZPO.) ift das Gebũhrenbemeſſungsamt Hievon unter Mitteilung eines 
nach Abſ. 1 angelegten Verzeichniffes zu benachrichtigen. — 

813 Kaiſ. Verordnung vom 26. Dezember 1897, RGB. 
Nr. 805, betreffend die Abänderung einiger geſetzlicher Be- 
ftimmungen über Gerihtsgebühren: 

Abſ. 8: Die Befreiung der armen Parteien umfaßt auch die wegen 
des gerichtlichen Gebrauches von Urkunden zu entrichtenden Gebühren, 
ſowie die feften und Stalagebühren von im gerichtlichen Verfahren er- 
tichteten Rechtsurkunden, dann bie im 8 9 angeorbneten Eintragungs- 
gebühren von ben in den 8898 und 134 der Exekutionsordnung vorgefehenen 
büderlihen Anmerkungen der Zwangsverwaltung und ber Einleitung 
des Verfteigerungsverfahrens (des Beitritted zu einem Verjteigerungs- 
verfahren, 8 189 der Exekutionsordnung). 

Gebührenbehandlung der Grundbudßaugzüge für arme 
Barteten und der Ergänzung von Grundbuchsauszügen. 
Auf eine Anfrage hat das Yinanzminifterinm mit Erlaß v. 12. Janner 
1908, 3. 74600/2, eröffnet: 

1. daß das einer Bartei in einer Rechtsſache gewährte Armenredit 
fi) aud) auf Grundbuchsauszüge erftredt, die für dieſe Partei behufs 
Berwendung in der bezüglichen Rechtsſache ausgeitellt werden. Es ift 
jedoch auf diefen Grundbuchſsauszügen gemäß Abfah 5 der Vorerinne- 
rungen zum Tarife des Gebührengefeges der Zweck, zu welchem, und bie 
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Berfon, welcher fie zu dieſem Zwecke zu dienen haben, auzugeben. (IMVB. 
©. 25/8.) 

2,8 87. 

2) 88 27, Abſ. 1, 26, Anm. 1. — Dauer der Vollmacht des Armen⸗ 
vertreters (fiehe IM. zu 8 68 8PO., P. 1). 

4) Falls die Partei nachträglih zu Vermögen Tommt, Hat fie die 
Advolatengebühren zu bezahlen. (Siehe IM. zu 8 71 8PO.) 

s, 8 79, Abf. 2. — Die Klage tft ohne Beichluß lediglich mit einem 
kurzen, die Berfendung betreffenden Vermerk in Urfchrift dem zuftändigen 
Gerichte zu überfenden. 8 200 GO. — Solde Klagen dürfen nicht in 
der Gerichtskanzlei zu PBrotololl genommen werden. 8 3819, 3.1, GO. 

o) 8 90 GOG.: Wenn eine arme Partei gegen das Urteil eines 
Beztrlögerichtes Berufung erheben will, aur Vertretung diefer Partei 
aber noch fein Advokat beftellt ift und ihre Berufung gemäß 8 465, 
Abſ. 2, der Zivilprozeßordnung nicht zu gerichtlichem Protololle erflärt 
werden Tann, weil am Orte des Prozeßgerichted zwei oder mehr Advo⸗ 
taten ihren Sig haben, jo hat das PBrozehgeriht auf Anirag oder von 
Amts wegen einen Beamten der Staatsanwaltſchaft ober bes Gerichtes mit 
der Abfaſſung der VBerufungsfchrift und beren rechtzeitiger Überreichung 
zu betrauen. Die Unterfertigung ber Berufungsschrift durch Diefen Beamten 
erjegt die Unterfchrift eines Advokaten. 

8 183 GO.: Mit ber Vertretung armer Parteien in Rechtzfachen, 
für welde die Vertretung durch Advokaten geſetzlich nicht geboten ift, 
fowie mit der Wbfaffung und Überreihung von Berufungsichriften für 
arme Parteien ohne Advokaten (8 64, 3.4, ZPO. und 8 90 GOG.), 
tönnen außer den Beamten ber Staatsanwaltidhaft ſowohl richterliche 
als nichtrichterliche Beamte des Prozeßgerichtes betraut werben. Bei 
legteren ift darauf zu achten, ob fie die für die Aufgaben eines Prozeß⸗ 
bevollmädtigten im einzelnen Falle erforderlichen Kenntnifie und Er- 
fahrungen befigen, und e3 follen nebftdem Berfonen von ber Vertretung 
armer Barteien tunlichft ferne gehalten werden, von benen zu befürchten 
tft, daß fie derlei Vertretungen dazu benützen könnten, um fi) auch mit 
anderen Barteifachen zu befallen und Barteien Ratichläge zu erteilen oder 
für fie Eingaben anzufertigen. 

Der amtliche Vertreter, der einer Partei zur Wahrung ihrer Rechte 
Hei der mündlidhen Verhandlung beigegeben wirb (8 64, 3.4, 8PO.), 
ift von ber Übertragung der Vertretung an berechtigt, für die arme 
Partei alle Prozebhandlungen vorzunehmen, zu weldyen die einem Advo⸗ 
Taten erteilte Prozeßvollmacht kraft des Geſetzes ermächtigt (8 31 ZPO.). 

Die Beſtellung eines amtlichen Vertreters für die arme Partei er- 
folgt in dem Beichluffe, der auf Grund ber Klage, ergeht, wenn aber 
Die Vertretung fih nur auf die Abfaffung und Überreihung ber Be- 
rufungsfchrift bezieht, durch befonderen Beſchluß. Tie Übertragung ber 
Vertretung wird dadurch bewirkt, daß das Konzept des Beſchluſſes dem 
zum Vertreter beftellten ftaat3anmwaltichaftlichen oder gerichtlichen Beamten 
zur Einficht vorgelegt wird; von der armen Bartei tft dem amtlichen 
Vertreter eine Vollmacht nicht zu erteilen. 
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Dem amtlichen Vertreter iſt weder eine Abſchrift des Protokolles 
über die Klage, noch eine Ausfertigung des anzufechtenden Urteiles zu⸗ 
zuſtellen; er hat nach Empfang des Vertretungsauftrages beides in den 
Gerichtsakten einzuſehen. 

Der für die Überreichung der Berufungsſchrift beigegebene amtliche 
Vertreter Hat im Eingange der Berufungsſchrift auf den gerichtlichen 
Beſchluß Bezug zu nehmen, durch den er diefen Auftrag erhielt. 

7, Einbringung 8 70 ZBO., 88 104 ff. GO. — Die Beträge find aus 
dem Amtspaufchale vorzufchießen. Bei Gerichtshöfen und Bezirksgerichten 
mit größerem Geichäftsumfange ift darüber eine Tabelle nah Form. 18 
SD. zu führen. 8 134, Abſ. 1, GO. — Außerdem Bortofreiheit, 
Gef. v. 2. Oktober 1865, RGEB. Nr. 108, Art. II, 3.13: Bon der Ent» 
richtung der Bortogebühr find ferner befreit die Eingaben der offiziöfen 
Vertreter der das Armenreht genießenden Barteien an die Gericht3-, 
politifchen und Finanzbehörden und die Erläffe der letzteren in Urmen- 
recht3angelegenheiten. — 

Gebühren der Diener und Bollftredungdorgane. Wenn 
zur Entrichtung des Behrgeldes, Zehrgeldaufchuffes, Ganggeldes oder ber 
Buftellgebühr eine Partei verpflichtet ift, die da8 Armenrecht genießt, fo 
it die Amtshandlung oder BZuftellung in der Regel gebührenfrei vorzu- 
nehmen. 

Eine aus diefem Grunde gebührenfrei vorgenommene Amtshandlung 
Hleibt bet Berechnung des Ganggelbes für eine weitere, auf bemfelben 
Gange vorgenommene Amtshandlung, fowie bei Verteilung bes Behrgeld- 
zuſchuſſes auf mehrere Amtshandlungen außer Betracht. 

Nur wenn zu Gunſten eines betreibenden Gläubigers, der dag Armen-. 
recht genießt, Vollftredungshandlungen vorgenommen werden, tritt Die 
Bfliht zum Erſatze der Gebühr aus dem Erlöfe ein, falls ein foldher bei 
der Zwangsvollſtreckung erzielt wurde. (8 10 MB. v. 22. Auguft 1899, 
RGB. Nr. 162.) 

a) Soll der für die arme Partei zu beitellende amtliche Vertreter 
den Beamten der Staatdanwaltichaft entnommen werden, fo tft wegen 
Auswahl der Berfon mit dem Staatanwalt das Einvernehmen zu 
pflegen. 

Nichterliche oder ftaatsanwaltichaftlichde Beamte, die nicht am Orte 
Des Prozeßgerichtes ihren Amtsſitz Haben, dürfen mit der Vertretung 
armer Parteien nicht betraut werben (vgl.$133 GD.). (IM. zu 864 8PO.) 

Diefer amtliche Vertreter — im Gegenfab zu dem für eine arme 
Bartei gemäß 8 64, 3.3, beftellten Advolaten — ift nicht berechtigt, die 
Enthebung von der Bertretung deshalb zu begehrten, weil die ihm über- 
tragene Rechtsverfolgung oder Mechtäverteidigung mutwillig oder aus⸗ 
ſichtslos erfheint. (Siehe JM. zu Art. XXXIII EG. 3. ZPO.) 


6 65. Das Gefuh um Bewilligung des Armenrechtes 
iſt bei dem in erjter Inſtanz zuftändigen Prozeßgerichte jchrift- 


865. 1. Minderjährigen Kindern vermögender Eltern 
können berlei Zeugniffe auch danı nicht ausgeftellt werden, wenn 
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lich oder zu Protokoll!) anzubringen?) Falls die arme Partei 
ihren Wohnfit oder ftändigen Aufenthalt nicht im Sprengel 
des Prozeßgerichtes hat, kann fie das Geſuch um Bewilligung 
des Armenredhtes bei dem Bezirkögerichte ihres Tohnfihes 
oder ftändigen Aufenthaltes zu Protokoll erflären.?) 

n dem Geſuche ift die Rechtsſache zu bezeichnen, für 
welche das —— bewilligt werden ſoll. Zugleich iſt ein 
Zeugnis über die Vermögensverhältniſſe der Partei beizu- 
bringen, welcher das Armenredht erteilt werden jol. In 
dem Zeugniffe muß das Einfommen, welches die Partei durd) 
ihren Erwerb oder aus anderen Quellen bezieht, angegeben 
und unter Namhaftmachung der Perfonen, für deren Unter- 
halt die Partei etwa zu forgen bat, ausdrüdlicdy deren Un- 
vermögen zur Beltreitung der Prozeßfoften (8 63, Abſatz 1) 
beftätigt werden. 

Das Zeugnis ift von der nee au — 
Gemeinde, in welcher die Partei zur Zeit ihren Wohnſitz oder 
Aufenthalt hat, auszuſtellen und bedarf, ſofern es ſich nicht 
um Gemeinden mit eigenen Statuten handelt, der Beſtä⸗ 
tigung ſeitens der landesfürſtlichen politiſchen Bezirksbehörde. 
Die näheren Vorſchriften über das Verfahren bei Ausfertigung 
und Beſtätigung ſolcher Zeugniſſe ſind im Verordnungswege 
zu erlaſſen. 

Für Pflegebefohlene kann dieſes Zeugnis auch von der 
Pflegſchaftsbehörde ausgeſtellt werden. 

1) Der Antrag kann in der Gerichtskanzlei zu Protokoll genommen 

werben, 8 819, 3.4, GO.; auch bei Gerichtshöfen, 8 319, letzter Abſ., ED. 

2) Behandlung folder Geſuche Hinfichtlih der Geichäftsperteilung 

819, 3.1, GO. — Die Bewilligung des Armenrechtes bebarf bei 
Gerichtshöfen Teiner Beichlußfaflung des Senated. 8 37, 8.8, GOG. — 
Gegen die Bervilligung des Armenrechtes Tein Rechtsmittel 8 72, Abſ. 2, 


gegen bie Verweigerung Rekurs $ 514, melden das Gericht als Vor⸗ 
ftellung behandeln Tann 8 522. 

22 Das Geſuch ift ohne Beichlußfaffung lediglich mit einem Turzen, 
die Überfendung betreffenden Bermerfe in Urſchrift zu überſchicken. 
8 200, Abſ. 2, GO. — Solche Gefuhe und beim Brozebgerichte vor 
Anhängigwerben ter Streitfache angebrachte Gejuhe um Erteilung des 
Armenrechts find in das Sammelregifter einzutragen. 8 245, Abſ. 3, ED. 


fie für fih nicht mehr als den ortsüblichen Taglohn verdienen. 
E. v. 29. März 1884, 3. 669, Budw. 2074. 

2. Die politifchen Behörden find berechtigt, ein auf unrichtige 
Vorausfegungen Hin ausgeſtelltes Armutszeugnis bei fpäterer 
Aufklärung und Richtigſtellung des Sachverhaltes zu widerrufen. 
E. v. 29. März 1884, 3. 669, Budw. 2074. 
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Berordbnung des Minifteriumß der Juftiz, des Innern 
und ber Finanzen im Einvernehmen mitdem Miniftertium 
für Kultus und Unterriht vom 23. Mai 1:97, RGB. Nr. 130, 
über das Armenrecht und die Ausfertigung und Beſtätigung 
Son Zenguiffen sur Erlangung des Armeunrechtes. 

Auf Grund des Art. LV des Gef. v. 1. Yuguft 1895, RGB. Nr.112, 
wirb verordnet: 


I. Umfang des Armenrechtes im Prozeß- und im 
Erelutionsverfahren. 

8 1. Die mit der Bewilligung des Armenrechtes verbundenen Be- 
günftigungen (8 64 ZRPO., Sei. v. 1. Auguft 1895, RGB. Nr. 118) 
kommen nur berjenigen Berfon zu, ber da8 Armenrecht gewährt wurbe. 
Sie gehen weder auf deren Rechtsnachfolger über, noch nehmen bie 
Streitgenofien daran teil. Falls unter mehreren Streitgenoflen nur einer 
oder einige das Armenrecht genießen, find die aus Anlaß bes Rechts⸗ 
ftreites zu entrichtenden Stempel» und andere Staatögebühren von den 
übrigen Streitgenofien allein im vollen Betrage zu entrichten. 

8 2. Die Bewilligung des Armenrechtes erftredt ſich auf das 
Rechtsmittelverfahren und auf das in der Rechtsſache ftattfindende Exe⸗ 
futionsverfahren, vorausgeſetzt, daß im Iebteren Falle zwifchen ber 
techtöfräftigen Beendigung des Prozeſſes und ber Einleitung bes Exe- 
Iutionsverfahrens nicht mehr als ein Jahr verftrichen ift. Sonft muß 
die Bewilligung des Armenrechtes für das Exekutionsverfahren mittels 
befonderen Anſuchens bei dem Gerichte erwirkt werben, das zur Bewilligung 
der Exekution zuftändig ift. 

Eine einftweilige Befreiung von ber Berichtigung der Koften, welche 
durch den Vollzug einer Haft entitehen (8 366 der Exekutionsordnung, 
Gef. v. 27. Mat1896, RGB. Nr. 79), tft mit der Bewilligung des Armen» 
rechtes nicht verbunden. 


II. Bezgeihnung der Eingaben und Protokolle. 

8 3. Alle Eingaben (Duplilate u. f. w.) einer Partei, welche das 
Armenrecht genießt, find auf dem erften Bogen an der Stelle, wo fonft 
ber Stempel angebradt wird, mit dem Worte „Armenrecht“ zu be- 
zeichnen. In gleicher Weife ift auf den gerichtlichen Protolollen, wenn 
nicht von einer anderen Partei der Protokollſtempel entrichtet werden 
muß, die Bewilligung des Armenrechtes erſichtlich zu machen. 


III. Allgemeine Beftimmungen über die Ausfertigung und 
Beftätigung von Zeugniffen zur Erlangung des Armen» 
rechtes. 

84. Die Partei, welche um die Bewilligung des Armenrechtes bei 
Gericht anſucht, hat zugleich ein Zeugnis über ihre Vermögensverhält⸗ 
niffe beizubringen. 

In dem Beugniffe muß das Einkommen, welches die Partei durch 
ihren Erwerb oder aus anderen Quellen bezieht, angegeben und unter 
Namhaftmachung der Perſonen, für deren Unterhalt die Partei etwa zu 
forgen Hat, ausbrüdlich Heftätigt werben, daß fie außerftande tft, ohne 
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Veeinträchtigung des für fie und ihre Familie erforderlichen notdürftigen 
Unterhaltes die Koften der Prozebführung zu beitreiten (885 63 und 65 
3PO.). 

Das Zeugnis iſt zu den Alten zu nehmen und der Partei nicht wieder 
aurüdzuftellen. 

85. Die Ausfertigung und Betätigung ber Zeugniſſe Hat koſten⸗ 
und gebührenfrei zu erfolgen. 

86. Auf Grund von Zeugniffen, die vor mehr ala einem halben 
Jahre vor Anbringung bed Geſuches um Bewilligung bed UArmenrechtes 
außgefertigt und beftätigt find, darf eine Bewilligung des Armenrechtes 
nur ftattfinden, wenn die im einzelnen Falle zur Ausfertigung oder 
Beltätigung des Beugnifjes berufenen Behörden innerhalb der legten 

ſechs Monate die fortdauernde Richtigkeit des Zeugniſſes durch eine auf 
dieſem angebrachte ſchriftliche Erklärung bekräftigt haben. Bei Abgabe 
diefer Erflärung ift in derfelben Weife mie bei ber urſprünglichen Aus» 
‚fertigung und Beftätigung vorzugehen. 

87. Das Zeugnis tft vom Gemeindevorfteher oder einem zu 
deſſen Bertretung berufenen Mitgliede des Gemeindevoritandes der⸗ 
jenigen Gemeinde auszufertigen, in welcher die Partei zur Zeit ihren 
Wohnſitz oder Aufenthalt Hat, und bedarf, fofern es fich nicht um Ge⸗ 
mieinden mit eigenen Statuten handelt, der Beftätigung ber landesfürft- 

lichen politifchen Bezirlsbehörde (8 65, Ubi. 3, 3PO.). Der Gemeinde» 
vorjteher des Ortes, an welchem ſich eine Bartet, die im Inlande einen 
Wohnfig hat, nur vorübergehend aufhält, darf ein Zeugnis zum Zwecke 
der Erlangung des Armenrechtes nicht ausfertigen. 

Tür Pflegebefohlene Tann das Zeugnis von der Pflegichaftsbehörbe 

ausgeftellt werden (8 65, Abſ. 4, ZBO.). 
88 Bei der Ermittlung und Beurteilung der Erwerbs⸗, Ein- 
Tommend- und Bermögensverhältniffe von Parteien, die fih um ein 
Zeugnis für die Armenrechtöbewilligung bewerben, ift von allen Be- 
teiligten mit der größten Umficht, Sorgfalt und Gewiſſenhaftigkeit 
vorzugehen. 

Wer in einem folden Zeugniſſe wiſſentlich unrichtige Angaben 
macht ober Unrichtiges wiſſentlich als wahr beftätigt, Haftet, wenn das 
Armenrecht bewilligt wurbe, für die Beträge, von deren Berichtigung 
die Bartet einftweilen befreit war, für die Koften einer etwaigen Ad⸗ 
volatenvertretung und für allen fonftigen verurfachten Schaden (8 69 
8PO.). 

89. Inſoferne den zur Ausfertigung oder Beſtätigung der Zeug⸗ 
niffe berufenen Behörden und Organen die Bermögend= und Familien» 
verhältnijje des Zeugniswerbers nicht genau bekannt find, Haben fie vor 
ihrer Entſcheidung die erforderlichen Nachforſchungen und Feſtſtellungen 
ohne Auffchub auf tunlichft einfache, aber verläßliche Art vorzunehmen, 
und namentlid) dort, wo bie Verzögerung der Anrufung des Gerichtes 
für die Partei von Nachteil fein könnte, duch raſcheſte Durchführung der 
Ermittlungen die rechtzeitige Einleitung des gerichtlichen — zu 
ermöglichen. 
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Die Ausfertigung oder Veftätigung des Zcugnifles ift zu verfagen, 
wenn diefe Rachforfchungen die Unrichtigleit der Angaben des Bengnis- 
werbers ergeben oder doch gegründete Zweifel an beren Richtigkeit be> 
ftehen laſſen. 

8 10. Wegen Unvpolftändigfeit der Angaben des Beugniswerbers 
ober der Auskünfte, die von anderen Berfonen (Hauseigentümer, Seel- 
forger 2c.) vor Ausfertigung des Zengniſſes im einzelnen alle zu er- 
teilen find, oder wegen Ablehnung einer ſolchen Austunftserteilung 
darf die Ausfertigung des Beugniffes nicht verweigert werden. Die un- 
zureichenden Ungaben des Beugniswerbers find von der Gemeindebehörde 
auf Grund der Einvernehmung des Beugnismwerbers zu ergänzen; wenn 
aber von Perſonen, melde fih über die Richtigfeit der Angaben bes 
Beugniswerberd zu erklären haben, eine fchriftliche Erflärung darüber 
auf dem Zeugnisformulare nicht abgegeben wird, fo haben ſich die zur 
Ausfertigung des Beugniffes berufenen Behörden und Organe durch 
angemeflene Erfundigungen unmittelbar darüber Gewißheit zu ver- 
fchaffen, ob die vom Beugniswerber angegebenen Umftände der Wahrheit 
entiprechen. 


IV. Berfahren bei Ausfertigung ber Beugniffe in Gemeinden 
ohne eigenes Statut. 

8 11. Die Partei Tann das Begehren um Ausftelung des Beug- 
niſſes zur Erlangung bed Armenrechtes bei dem Gemeinbevorfteher oder 
in der Gemeindelanzlei ihres Wohnſitzes oder ftändigen Aufenthaltes 
mündlich oder jchriftlich anbringen. 

Daß Zeugnis ift nad) Formular Nr. 1 auszufertigen. Die 
Partei Tann bei miündlicher Anbringung ihres Begehrens cin ent» 
fprechend vorbereitetes Zeugnigformular vorlegen; insbeſondere Tann fie 
aud die Erflärung des Hauseigentümerd und des Geelforger® (Bor- 
ftand der israelitifchen Kultusgemeinde) vor der Anbringung ihres Be⸗ 
gehrens felbft erwirken. Wird das Begehren fchriftlich geftellt, jo muß 
dem Gefuche jedenfalld der ausgefüllte und von der Partei unter⸗ 
fchriebene Fragebogen beiliegen. 

Wenn dies nach den befonderen Umftänben notwendig oder zweck⸗ 
mäßig erſcheint und insbefondere in zweifelhaften Fällen, kann der 
Gemeindevorfteher vor der Enticheidung über die Erteilung oder Ber- 
weigerung des Zeugniſſes das Gutachten des Gemeindeausſchuſſes oder 
der mit der Durchführung der Öffentlichen Armenpflege in der Gemeinde 
betrauten Organe einholen. 

812. Der Gemeindevorfteher hat das Beugnisformular, nötigen> 
falls nad Vervollftändigung der Angaben des Zeugniswerberd und der 
Auskünfte des Hauseigentümers, dem Seelſorger des Zeugniswerbers 
(Borftand der israelitiſchen Kultusgemeinde) in kurzem Wege zur Er- 
Härung über die Richtigkeit der vom Beugniswerber angegebenen Um⸗— 
ftände zu überfenden. 

Die Überfendung hat zu unterbleiben, wenn: 

1. der Geeljorger (Borftand der igraelitifchen Kultusgemeinde) die 
Mitwirkung bei Erteilung folcher Zeugniſſe überhaupt ablehnt, ober 
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2. wenn er weber in ber Gemeinde noch in deren Nähe feinen 
Amisſitz hat. 

Der Ortsfeelforger (Borftand der israelitiſchen Kultusgemeindbe) 
fann die Nichtigkeit der Ungaben be3 Zeugniswerbers ganz oder bloß 
teilmeife beftätigen ober Die Angaben als durchaus unrichtig erklären, 
oder endlich erklären, dab er ſich einer Außerung über diefe Angabe 
enthalten müfle, weil ihm die Verhältnifie des Beugniswerberd nicht 
Hinreichend genau belannt find. 

Berweigert der Ortsfeelforger (Borftand der ißraelitiihen Kultus- 
gemeinde) eine Außerung, jo bat der Gemeindevorfteher dies duch ben 
Beiſatz zu beurlunden: „Dem Geelforger (Borftand der ißraelitiichen 
Kultusgemeinde) zur Einficht überfendet, aber ohne Bemerkung zurüd- 
gelangt.” 

813. Das von dem Gemeindevorfteher ausgefertigte Zeugnis ifl 
ohne Zufchrift unter Umſchlag an die landesfürftliche politifche Bezirks⸗ 
bebörde einzufenden. Wenn ſich der Zeugniswerber dazu erhietet, Tann 
ihm das Zeugnis ausgefolgt werden, damit er felbft die Beſtätigung der 
Iandesfürjtlichen politifchen Bezirksbehörde einhole. 

Tas mit ber Beftätigung verjehene Zeugnis ift von der landes⸗ 
fürftlichen politifchen Bezirksbehörde der Partei auszuhändigen, falls 
diefe fich zu defien Empfangnahme dort meldet, fonft aber der Partei 
durch Vermittlung des Gemeindevorftehers zu überjenden. 


V. Berfahren bei Ausfertigung der Beugniffe in Gemeinden 
mit eigenem Statute. 

814. In Gemeinden mit eigenem Statute obliegt die Ausfertigung 
der Beugnifie dem Bürgermeifter, oder fie werden im Auftrage des 
Bürgermeifter3 und in deſſen Namen von einer der mit den Geſchäften 
des übertragenen Wirkungskreiſes betrauten ftädtifchen Behörden 
(Magiftrat, Stadtrat, magiftratifches Bezirlsamt u. ä.) oder bon einem 
damit beauftragten Beanıten diefer Behörden ausgefertigt. 

Wo die Durchführung der öffentlichen Armenpflege befonderen 
ftädtifhen Organen übertragen ift, find vor Ausfertigung der Beugnifie 
durch dieje die erforderlichen Erhebungen zu pflegen. 

Die BZeugniffe find durch den Bürgermeiſter oder durch die in 
Abſatz 1 genannten ftädtifchen Behörden oder Beamten auch dann aus- 
aufertigen, wenn das Begehren um Ausſtellung ſolcher Beugnifle nad) 
den Einrichtungen der einzelnen Gemeinden bei anderen Organen der 
Gemeindeverwalftung, wie 3. B. bei der Armenbezirksdirektion, dem 
Armeninftitut3- Obmann, in der Armenkanzlei, Armenkommiſſion, 
Bezirksarmenkommiſſion, beim VBorfteher des Adminiftrativbezirkes u. ä. 
anzubringen ift. 

8 15. Die Vertretungen der Gemeinden mit eigenen Statuten 
haben zu beftimmen, welche Organe und Perſonen fonft noch bei ber 
Ermittlung und Feſtſtellung der Erwerbs⸗, Einkommens⸗ und Ber- 
mögensverhältnifie des Beugniswerberd und bei ber Erteilung ber 
Zeugniſſe mitzuwirken Haben. Bugleich ift ‘von ihnen der Vorgang bei 
Ausstellung folder Zeugniſſe und zwar fo zu regeln, daß einerfeit3 die 
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Verläßlichleit der Ermittlung verbürgt und anberfeit? den Parteien 
ermöglicht wird, auf einfache Weife, ohne fih an allzuviele verfchiedene 
Drgane wenden zu müſſen, und innerhalb kurzer Beit das für die Ein- 
leitung des gerichtlihen Verfahrens notwendige Zeugnis zu erlangen. 
Das Zeugnis muß auch für minder gefchäftsfundige Parteien ohne Bei- 
ftand und Vermittlung von Zwiſchenperſonen erreichbar fein, und es ift 
ingbefondere durch Übergabe gedrudter Anleitungen, in denen auch bie 
Tage und Stunden zu bezeichnen find, an melden die einzelnen zur 
Mitwirkung berufenen Perfonen und Organe darum angegangen werben 
Lönnen, Dafür zu jorgen, daB jede Bartei, die ſich wegen Erlangung 
eines Armenrechtszeugniffesg an die Gemeindebehörbe wendet, über alle 
dazu notwendigen Schritte belehrt werde. 

Die Mitwirkung von Seelforgeorganen (Borftände der israelitifchen 
Kuliusgemeinden) darf nur in Anſpruch genommen werben, wenn fich 
diefe im voraus bereit erklären, über die Nichtigkeit der Angaben von 
Beugniswerbern auf Verlangen eine Außerung abzugeben. 

8 16. Die Gemeindeorgane, welche Zeugniffe zur Erlangung des 
Armenrechtes auszufertigen oder zu beftätigen haben, und die gemäß 
8 15 zu erlaflenden Anordnungen über das Verfahren für Erwirkung 
und Erteilung folder Beugnifie, ſowie alle in der einen ober anderen 
Beziehung eintretenden Anderungen find in ben einzelnen Gemeinden 
öffentlich Tundzumadhen und dem Juftizminiiterium zur VBerlautbarung 
durch das Juftizminifterialverordnungsblatt unverweilt mitzuteilen. 

8 17. Die Beugniffe find nach Formular Nr. 2 auszufertigen 
(8 11, Abf. 2). In den hiebei zu verwendenden Blankette können nad 
Maßgabe der zufolge 8 15 erlaffenen Anordnungen Ergänzungen auf- 
genommen werden. 


VI Rehtsmittel gegen die Verweigerung der Beugniffe. 

8 18. Die Verweigerung des Beugnifles oder feiner Betätigung 
ift der Partei unter kurzer Angabe der Gründe durch einen Beicheid, 
gegebenenfalls auf der Nüdfeite des überreichten Zeugnisformulares mit⸗ 
zuteilen. Der Beicheid muß eine Belehrung über dag Recht zur Be- 
fchwerbeführung und über die Rekursfriſt enthalten. 

Das Beugnisformular mit dem Beicheide ift der Partei mit tun- 
lichfter Beſchleunigung zurüdzuitellen. 

$ 19. Gegen die Verweigerung des ZBeugniffes dur) den Ge⸗ 
meindevorjteher kann an die Iandesfürftliche politiiche Bezirksbehörde 
I. Inftanz Rekurs erhoben werden. Die Verweigerung des Beugnijjes 
in Gemeinden mit eigenem Statut, die Verweigerung der Beitätigung 
eines Beugniffes durch die Tandesfürftliche politifche Bezirksbehörde, ſo⸗ 
wie die von dieſer Behörde beichloffene Abweiſung eines Rekurſes gegen 
die Verweigerung des Beugniffe® kann durd) Relur an die politifche 
Landesbehörde angefochten werden. 

Die politiiche Landesbehörde entfcheidet in allen Fällen endgültig. 

Der Rekurs ift innerhalb der im Gel. v. 12. Mai 1896, RGB. 
Nr. 101, beftimmten Friften bei der Gemeinde, von welder dad Zeugnis 
begehrt wurde, mündlich oder fchriftlich anzubringen. Wird dem Re— 
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furfe ftattgegeben, fo tft unverweilt das Zeugnis auszufertigen ober zu 
beftätigen und dem Beugniswerber zugleich mit der Rekursentſcheidung 
zuzuftellen. 

Den Gemeinden und ihren Organen jteht ein Beſchwerderecht gegen 
eine Rekursentſcheidung nicht zu. 


8 20. Die Bermweigerung des Beugniffe® durch die Pflegſchafts⸗ 
behörde (8 7, Abſ. 2) unterliegt den im Verfahren in Ungelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit zuläfjfigen Rechtsmitteln (Laif. Patent v. 
9. Auguft 1854, RGB. Nr. 208). 


VII. Wirkſamkeitsbeginn. 

8 21. Dieſe Verordnung tritt am 1. Januar 1898 in Wirkſamkeit. 

Mit diefem Tage verlieren die Beitimmungen des SHoflammer- 
Bräfivial-Dekretes v. 26. Juli 1840, IJGS. Nr. 457, und ber Hofdelrete 
v. 4. Januar 1842, IGS. Nr. 584, v. 21. Februar 1842, IGS. Nr. 589, 
und vd. 27. März 1846, JGS. Nr. 949, ferner die Beltimmungen des 
Adf.1 des FME. v. 8. Februar 1853, RGOB. Nr.110, fowie die Borfchriften 
der Zuftizminifterialerläffe v. 7. Sanuar 1857, 3. 28570, und v. 16. Feb⸗ 
ruar 1856, 3. 3440, die Wirkſamkeit. 


Kundmachungen über den Vorgang bei Ausfertigung der Zeugniſſe 
zur Erlangung de3 Armenrechtes: Iglau und Klagenfurt, IMBB. 
©. 287/1897; Wien, Wiener-Neuftadt, Waidhofen an der Ybb8 und 
Salzburg, IMVB. ©. 357, 3858/1897; Linz, Steyr, Prag, NReichenberg, 
Brünn, Olmütz, Znaim, Troppau, Bielis, Tyriedel, Lemberg, IMBB. 
©. 369 ff./1897; Innsbruck, Bozen, Trient, Rovigno, Cilli, Marburg, 
Pettau, IMVB. ©. 399 ff./1897; Krakau, Ung.-Hradifh, Kremſier, 
Laibach, Rovereto, IMVB. ©. 431 ff./1897; Czernowitz, IMVB. 
©. 452/1897; Görz, IJMVB. ©. 18/1888; Trieft, IMVB. ©. 37/1898; 
Graz, IMBB. ©. 157/1898. 


Armenrecht für Pflegebefohlene. Unter Bormundihaft oder 
Kuratel ftehenden Perſonen ift das Armenrecht nur zu bewilligen, wenn 
ſowohl fie ſelbſt, als auch jene Angehörigen derſelben, denen ihre Obforge 
oder ihr Unterhalt nad) dem Gefeße obliegt, den Armen im Sinne des 
8 63 der Bivilprozeßorbnung beizuzählen find. Soferne der richterlidhe 
Beamte des Vormundſchafts⸗ oder Kuratelgerichtes, welchem als Referenten 
die Führung der Vormundſchafts⸗ oder Aurateldangelegenheit des bes 
treffenden Pflegebefohlenen obliegt, auf Grund feiner Kenntnis ber ein- 
ſchlagenden Berhältniffe zu beftätigen in der Lage ift, daß die Vermögens⸗ 
verhältnifie der für die Gebührenbefreiung in Betracht Tommenden Berjonen 
ärmlihe im Sinne des 8 63 der Zivilprozeßordnung find, Tann das im 
8 65, Abſ. 4, der Zivilprozeßordnung vorgefehene Zeugnis von der Pfleg⸗ 
ſchaftsbehörde aud ohne Beibringung eines ausgefüllten Fragebogen? über 
die gedachten Vermögensverhältniſſe ausgeftellt werden. Pie befonderen 
Beftimmungen der Tarifpoft 75, p des Gejehes vom 9. Februar 1850, 
RGB. Nr. 50, und der Finanzminifterialverorvnung vom 21. November 
1892, RGB. Nr. 208, gelangen im übrigen nicht mehr zur Anwendung. 
(8 9, Abf. 3, MB. v. 28. Dezember 1897, RB. Nr. 306.) 
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6 66. Ob der um Gewährung de3 Armenrechtes an- 
ſuchenden Partei ein Advolat beizugeben ift, hat gleichfalls 
das Prozeßgericht erſter Inſtanz zu entjcheiden.‘) Zu dieſer 
Entiheidung iſt dasjelbe auch dann berufen, wenn fic) Die 
Veranlaffung zur Beltellung eines Advokaten wegen der 
Notwendigkeit eines Nechtsmittelverfahrens oder aus anderen 
Gründen erjt nad) Bewilligung des Armenrechtes ergibt. 

Die Beitellung des Advolaten jelbft erfolgt durch den 
biezu berufenen Ausſchuß der Advolatenfammer.?) 

1) Gegen die Verweigerung Rekurs, welchen das Gericht als Bor- 
ftelung behandeln Tann, 8 522. Gegen die Bewilligung kein Rechts⸗ 
mittel. 8 72, Abſ. 2. 

2) Gegen die Verweigerung fteht dem Beteiligten die Beſchwerde an 
das Oberlandesgericht offen. $ 16, Abſ. 3, AD. »Im übrigen ilt 
$ 16, Abf. 8, AD. aufgehoben. — Die Benachrichtigung des Aus- 
Ichufles erfolgt durd) Zufendung der für Die Partei beftimmten Beſchluß⸗ 
ausfertigung, in die der Ausſchuß den Namen des Advokaten einzufügen 
hat. 8 132 GO. — Wenn für das Berufungsverfahren ein Wrmenver- 
treter beftellt werden foll, bat bei Überfendung der im 8 132 GO. be= 
zeichneten Beichlußausfertigung das Prozeßgeriht dem Ausſchuß der 
Advolatenfammer zugleich den Entwurf eines Schreibens zuzufenden, mit 
dem der Ausſchuß der Advolatenfammer dem Berufungsgericht Namen 
und Wohnort des von ihm zum Armenvertreter beftellten Advokaten be⸗ 
fannt gibt. IMVB. v. 9. März 1899, NGB. Nr. 51 u dv. 18. Febr. 
1900, RGB. Nr. 33 (fiehe bei $ 132 GO.). 

6 67. Tritt im Laufe des Nechtsftreites die Not- 
wendigfeit ein, der Mitwirfung eines Advolaten bedürfende!) a} 
rogeh andlungen außerhalb des Sprengels des Gerichtshofes 
eriter Inſtanz vorzunehmen, in welchem der für die arme 
Partei beitellte Advofat feinen Wohnfig hat, fo iſt hiezu auf 
Antrag des letzteren oder auf Begehren der armen Partei 
von dem Ausſchuſſe der hienach zuftändigen Kammer ein 
Advolat zu beitellen,?) welcher in dem Sprengel de3 Gerichts⸗ 
hofes erjter Inſtanz feinen Wohnjig hat, in welchem die 
Prozeßhandlung vorzunehmen ift. 

2) Nicht bei den im 8 27, Abf. 2, bezeichneten Prozeßhandlungen, 
insbeſ. nicht bei Bemeisaufnahmen durch einen erſuchten oder beauf- 
tragten Richter. 

?) Gegen die Verweigerung Beſchwerde an das Oberlandesgericht. 
8 16, Abf. 3, AD. 

- a) Die Beftellung eines Wbvolaten zur Bertretung einer armen 
Partei bei Prozeßhandlungen, die außerhalb des Sprengels bes Gerichts⸗ 
hofes erfter Inſtanz vorzunehmen find, in welchem ber einer armen 
Partei für den Prozeß beigegebene Advokat feinen Wohnfig Hat, Tann 
nur für folhe Prozeßhandlungen begehrt werben, die nad Vorſchrift 
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des Geſetzes der Mitwirkung eines Abvolaten bebürfen. (IM. zu 
8 67 ZPO.) 

68. Der Tod der Partei, welcher das Armenrecht 
bewilligt wurde, fowie Ünderungen in den Vermögensverhält- 
nifjen der Bartei, durch welche die Bedingungen" der urfprüng- 
lihen Bewilligung des Armenrechtes nachträglich bejeitigt 
werden, bewirken das Erlöfchen des Armenrecdhtes.) a) Letzteren⸗ 
falls tft das Erlöfchen des Armenrechtes dur das Prozeß⸗ 
u eriter Inftanz von Amts wegen oder auf Antrag durd) 

eſchluß auszufprechen.?) 

Das Armenreht ift der Partei durch Beichluß des 
Prozeßgerichtes erfter Inſtanz auf Antrag oder von Amts 
wegen zu entziehen,?) jobald ſich heraugftellt, daß die bei der 
Bewilligung des Armenrechtes als beitehend angenommenen 
ſchon damals nicht vorhanden waren. 

1 8 68, Abſ. 1. 

2) Wenn die dem Advokaten übertragene Rechtsverfolgung oder 
Rechtsverteidigung mutmwillig oder ausſichtslos erjcheint, Yann der Advo⸗ 
tat auf fein Anfuhen vom Prozeßgericht I. Inftanz nah Anhörung 
der armen Bartei von der Vertretung buch Befchluß enthoben werben. 
Falls Unwaltszwang beſteht, erlifcht zugleich das Armenrecht. Art. XXXIII 
EG. 3. ZPO. — Dagegen Rekurs zuläffig, dem das Gericht feldft ftatt- 
geben Tann ($ 522). — Einbringung der Anwaltskoſten und ber vor- 
geſchoſſenen Gebühren gegen die nachträglich aus dem Prozeſſe zu Zahlungs⸗ 
mitteln gelangte Bartei. Siehe IME. v. 7. November 1899, 3. 34169, 
Ger. Zeit. Nr. 48/1899. 

2) Dagegen Rekurs, 8 514, ben das Gericht als Borftellung be⸗ 
Handeln Tann, 8 522. 

a) Der Tod der armen Partei, der ein Advokat zur vorläufig unent- 
geltlichen Wahrung ihrer Rechte beigegeben wurde (8 64, 3. 3, 8PO.), 
bewirkt das Erlöfchen des Urmenrechtes, ift aber auf den Beftand und 
die Dauer der Prozeßvollmacht ohne Einfluß (8 35 ZPO.) Der Advokat 
hat daher die Vertretung in ber Rechtsfache für die Nechtänachfolger fort- 
zuführen, jedoch nicht mehr als unentgeltliche Bertretung, fondern zu 
Laften der Rechtsnachfolger, falls nicht auch letzteren das Armenrecht 
erteilt wird. (FM. zu 8 68 8PO.., P. 1.) 

Die Partei, deren Wrmenrecht wegen Änderungen in ihren Ver⸗ 
mögendverhältniffen für erlofchen erklärt wird, ift zur Nachzahlung ber 
Beträge, von deren Berichtigung fie bis dahin auf Grund des Armen⸗ 
rechtes befreit war, nicht verpflichtet. 

Someit die in 8.64, 3. 1 und 5, ZPO. bezeichneten Koften, fowie 
die Gebühren und Auslagen des Advokaten vor Erlöfchen des Armen- 
rechtes entitanden find, können fie unmittelbar bei dem zum Prozeß⸗ 
toftenerjaße verurteilten Gegner eingehoben werben (8 70, Abf. 1, 8PO.). 
(IM. zu 8 68 8PO., B. 2.) 
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669. Segen Parteien, welche die Bewilligung des Armen- 
rechtes durch unwahre Angaben erjchlichen haben, ijt eine 
Mutwillensitrafe') zu verhängen. 

Ver in dem im 865 bezeichneten Zeugniſſe wiſſentlich 
unrihtige Angaben macht oder Unrichtiges wiſſentlich als 
wahr betätigt, haftet, wenn das Armenrecht bewilligt wurde, 
für die Beträge, von deren Berichtigung die Partei einjtweilen 
befreit war, —* die Koſten einer etwaigen Advokatenvertretung 
und für allen ſonſtigen verurſachten Schaden.?) 

1) Bis 300 fl. 8 220. 

?) 8 135 GO.: Das Gericht, zu deilen Kenntnis gelangt, daß jemand 
in einem wegen des Armenrechtes erteilten Zeugniſſe wiſſentlich unrichtige 
Angaben gemacht oder Unrichtiges wiſſentlich ala wahr beftätigt bat, hat 
dies zum Zwecke der Geltendmachung etwaiger Schadenerfaganfprüde der 
zuftändigen Yinanzprofuratur anzuzeigen. 


670. Falls dem Gegner der armen Partei der Erfah 
von Prozeßkoſten auferlegt wird, können die im 864, 3.1 
und 5, bezeichneten Koften, von deren Beitreitung die arme 
Partet einjtwetlen befreit it, fowie die Gebühren und Aus— 
lagen des für die arme Partei beftellten Advokaten unmittel- 
bar bei dem Gegner eingehoben!) werden. 

Dem Advokaten können hiebei Einreden aus den zwiſchen 
der armen Partei und ihrem Gegner beitehenden Recht3- 
beziehungen nur inſoweit entgegengefeßt werden, als es ſich 
um Aufrehnung von Koſten handelt, deren Erfaß der armen 
Partei in demjelben Nechtsftreite zu Gunften ihres Gegners 
auferlegt wurde. 

1) Einhebung 88 104 ff. GO. 


571. Wenn die Vorausfegungen für eine nachträgliche 
Entziehung?) des Armenrechtes vorhanden find, fo ift die zum 
Armenrechte zugelaflene Partei auf Antrag eines Beteiligten?) 
zur Nachzahlung der Beträge zu verhalten, von deren Be— 
tihtigung fie auf Grund des Armenrechtes einjtweilen befreit 
war. Nah Mabgabe der Vermögensverhältniffe der armen 
Bartei Tann derjelben auch bloß eine teilweife Nachzahlung 
auferlegt werden. 

Bei folder Berpflihtung zur Nachzahlung ijt der Partei 
zunächſt der Erſatz der baren Auslagen aufzuerlegen, welche 
der Staatskaſſe nad) 864, 3.5, zur Laſt —* dann die 
Berichtigung der Gebühren des Advofatena) und endlich Die 
Bezahlung * Stempel und Gebühren. 


10* 
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Ein im Sinne des Abſatzes 1 ergehender Beihluß?) iſt nad) 
eingetretener Rechtskraft in das Vermögen der zur Nachzahlung 
verpflichteten Partei vollitredbar.*) 
1) 8 68, Abſ. 2. — Nicht beim Erlöfchen des Armenrechtes. (FM. 
zu 8 68 8PO., B. 2.) Siehe aber au Anm. a. 

2) Finanzbehörde, Advokat, Juſtizverwaltungsorgane in Abficht auf 
die Gebühren und Auslagen nad) 8 64, 8. 5. 

2) Rekurs 8 514. 

*) Einhebung der Beträge an baren Auslagen 88 104 ff., 184 GO. 

a) Der für Die arme Partei beftellte Advokat kann, falls die Partei 
nachträglich zu Vermögen gelangt, die Bezahlung feiner vollen Advo⸗ 
Tatengebühren anſprechen, gleichgiltig, 0b die arme Partei durch den 
Nechtsftreit felbft oder auf anderem Wege zu Bahlungsmitteln gelangt 
ift. Die Vertretung des für die arme Bartei beftellten Abvolaten ift 
en „vorläufig unentgeltliche" (8 64, 8. 3, ZPO.) (IM. zu 871 

6 72. In den in den 88 65, 66, 68 und 71 bezeidh- 
neten Fällen ijt über die gejtellten Anträge ohne vorher- 
gehende mündliche Verhandlung zu enticheiden. Die ihm etwa 
notwendig fcheinenden Aufflärungen fann das Gericht von 
Amts wegen einholen.!) 

Die Enticheidung, durch welche einer Partei das Armen- 
recht bewilligt wird, ſowie die Enticheidung, daß ein Advokat 
für die arme Partei zu beitellen ift, kann durch ein Rechts⸗ 
mittel nicht angefochten werden. 

Einer Vertretung durch Advokaten bedürfen die Parteien 
bei den nad) Vorſchrift dieſes Titel3 vor Geriht vorzunehmen- 
den Handlungen auch dann nicht, wenn ein Gerichtshof als 
Prozeßgericht erjter Inſtanz einjchreitet.”) 

2) Durch mündliche oder fchriftliche Einvernehmung. 8 86, Abf.4, ED. 

2) 8 27, Abf. 1, daher auch Rekurſe zu Protokoll angebracht werben 

önnen. Ausnahme von 8 520. 

673. Das Anbringen eines Geſuches um Bewilligung 
des Armenrechtes, ſowie die Stellung eines anderen nach den 
Beltimmungen dieſes Titel zuläfligen Antrages berechtigt 
feine der Barteien zur Verweigerung der Einlaffung in den 
Nechtsitreit oder der Fortfegung der Verhandlung oder zum 
Begehren um Erjtredung von Friften oder Verlegung von 
Tagfagungen. 

Im Verfahren vor Gerichtshöfen Tann jedoch weder 
wegen nicht rechtzeitiger Überreihung der Klagebeantwortung!) 
noch deswegen, weil die geflagte arme Partei bei der erften 
zur mündlichen Streitverhandlung beftimmten Tagjagung ?) ohne 
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Advokaten erjcheint, ein Berfäumungsurteil gegen die arme 
Partei erlafjen werden?) wenn das von ihr ohne Verzug nad) 
Buftellung der Klage angebrachte Gejuch um Bewilligung des 
Irmenredhtes nod feine Erledigung gefunden hat oder im 
Falle der Bewilliguug des Armenrechtes für die arme Partei 
noch fein Advofat befteft worden ilt. 

1) 8 398. 2) 8 244. — Ürftredung ber Friſt zur Überreihung der 

Klagebeantwortung, Unalogie aus 8 402, Abſ. 3. 
2) Ausnahme von 8 133, Ubf. 8. 


Bweiter Abfıhnitt. 
Verfahren. 
Erſter Titel. 
Schriftfäge, 


674. Die eine Streitfache betreffenden, außerhalb der 
mündlichen Verhandlung vorzubringenden Anträge, Gefuche 
oder Mitteilungen erfolgen,!) ſoweit das St nit ein An 
bringen zu Protokoll geitattet,”) mittel3 Schriftfägen. 
1) Schriftliche Eingaben an das Gericht können aud) im telegraphifchen 
Wege erfolgen; insbefondere Tann die Erhebung der Berufung, Revifion 
oder des Rekurſes telegraphifch geichehen. Die näheren Vorfchriften über 
die gefchäftliche Behandlung folcher Depefchen find im Verordnungswege 
zu erlaffen. 8 89, Abſ. 2, GOG. — Siehe 88 97, 98 GO., wornach ſich 
für die Wiederholung der telegraphiichen Eingabe mittel Schriftiahes die 
Friſt um 3 Tage verlängert, fofern nicht die Partei oter ihr Vertreter 
im Gerichtshofſprengel wohnt. i 

2) Bu Protokoll können gegeben werben: 

Die Klage der armen Partei bei dem Bezirkägerichte des Nlägers 
8 64, 8.4, — das Geſuch um Armenrecht 88 65, Abſ. 1, 72, Abf. 3, -- " 
die Anzeige eines Beſchwerdegrundes wegen umgehörigen Berhalteng 
eines Zuftelungsorganes 8 91 (wenn dem Begehren ber Partei nicht 
fofort willfahrt wird, in welchem alle Tein Protokoll aufzunehmen: ift 
8 146 GO.), — der Antrag auf Unterbredung im alle des 8 162, - 
der Antrag auf Abhilfe durch den VBorfigenden gegen Anordnungen und 
Beichlüfie des beauftragten Richters im vorbereitenden Verfahren 8 255, 
Abſ. 1 (wenn dem Begehren der Partei nicht fofort willfahrt wird $ 146 
GO.), — Anträge im Sinne des 8 229 zwiſchen der Anberaumung und 
dem Beginn der mündlichen Verhandlung 8 258, Abſ. 1, — Antrag auf 
Ergänzung oder Verbefjerung einer Beweigauinahme, 8 286, Ubf. 2 (wenn 
tem Begehren der Partei nicht fofort willfahrt wird $ 146 GO.), — 
Weigerung eines Zeugen 8 323, Abf. 1, — Unzeigen, Geſuche und Rekurſe 
eines Zeugen 8 348, — Ablehnung eines Sachverſtändigen 8 355, Abf. 2, -- 
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Geſuch um Beweisaufnahme zur Sicherung eines Beweiſes, 8 384, Abf. 3, — 
der Rekurs gegen bie Enthebung bed Urmenvertreterd Art. XXXIII 
EG. 3. 83PO., — alle Geſuche, Anträge und Mitteilungen im Berfahren 
bor VBezirkögerichten, wenn bie Bartei nicht durch einen Advokaten vers 
treten ift (mit Ausnahme der Revifionsfchrift und Nevifionsbeantwortung 
8 507, Ubf. 5) 8 434, — bie Berufung und fungsbeantwortung an 
Orten, mo nicht zwei Advokaten ihren Sit haben 88 465, Ubf.2, 468, 
Abſ. 2, — bei Bezirksgerichten Rekurſe nicht duch Advokaten vertretener 
Parteien 8 520, Abf. 3, — die Ablehnung eines Nichterd 8 22 IN., — bie 
im Erelutionsverfahren vorkommenden Anträge (auch bei Gerichtshöfen) 853, 
Abſ. 1, EO. — Parteinachrichten. 888 GD.: Über Mitteilungen von 
Parteien oder anderen Beteiligten, die, ohne einen Antrag zu enthalten, 
für Ladungen, Erſuchen oder andere gerichtliche Verfügungen 

Haben, ift ohne Unterfchieb, ob fie einem richterlichen Beamten, ber Ge⸗ 
richtskanzlei oder einem Bollftredungsorgane gemadht werden, kein Protokoll 
aufzunehmen, fondern e3 find folche Mitteilungen duch einen kurzen von 
der Gerichtsperſon zu unterfchreidenden Bermerk in den Alten feftzuftellen, 
wobei gegebenenfalls zum Nachweiſe des Datums oder zur Sicherftellung 
der Nichtigkeit andermweitiger Umftände (3.8. bei Bekanntgabe einer Woh- 
nungsänderung) die Unterfchriit des Überbringers ber Mitteilung begehrt 
werden Tann. In gleicher Weife ift, ohne Aufnahme eines Protokolles, bie 
Ausfolgung von Urkunden ober anderer vom Richter, in ber Gerichts⸗ 
fanzlei oder von einem Vollſtreckungsorgane verwahrter Gegenftände zu 
beftätigen (3.8. bei Rüdftelung der gemäß 8 82 ZPO. niedergelegten 
a oder bei Ausfolgung von Schriftftüden nad 8 219, Abſ. 3, 

). 

8 56 GOG.: Anträge, Geſuche und bei Gericht abzugebende rs 
Märungen, die mündlich vorgebradht werden dürfen und nicht nad geſetz⸗ 
licher Vorſchrift vom Richter felbft entgegenzunehmen find, Tönnen in ber 
Gerichtsfanzlei zu Protokoll genommen werden. Das Brotofoll tft er⸗ 
forderlichenfalls dem zuftändigen Gerichte zu überſenden. — Siehe 8819 GO. 


675. Jeder Schriftfah hat zu enthalten: 

1. die Bezeichnung des Gerichtes, dann der ——— 
nach Namen (Vor⸗ und Zuname), Beſchäftigung, Wohnort 
und Barteiftellung, die Angabe der für die Parteien handeln- 
den Vertreter und die Bezeichnung des Streitgegenftandes; 


2. die Bezeichnung der Beilagen und ihrer Zahl, fowie _ 


die Angabe, ob die Beilagen in Urſchrift oder Abſchrift an⸗ 
—5 — ſind; 

3. die Unterſchrift der Partei ſelbſt oder ihres geſetzlichen 
Vertreters oder Bevollmächtigten, im —S aber, 
wenn nicht die Beſtimmung des 8 28, Abſatz 1, zur Anwen⸗ 
dung kommt, die Unterſchrift des Advokaten. a) 

1) 827, Abſ. 1. — Die Unterfertigung der Berufungsſchrift durch den 

für die arme Partei mit der Abfaffung der Berufungsfchrift betrauten 
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Beamten ber Staatsanwaltichaft oder des Berichtes erſetzt die Unterfchrift 
eines Abvolaten. $ 90 GOG. 

Auf eine Anfrage Hat das Juftizminifterium einem Bezirksgericht mit 
Erlaß v. 19. Juni 1902, 8. 18285, eröffnen lafien, daß gerihtlihe Ein⸗ 
gaben, foweit fie Handfchriftlich Hergeftellt find, mit Tinte gefhrieben 
jein müſſen. Mit Tintenftift oder Bleiftift gefchriebene Klagen, Geſuche 
und fonftige Eingaben follen im Sinne der 88 84 und 85 8PO. zur Bes 
feitigung bes Yormgebrechens zurüdgeftellt werben, falls nicht eine ſolche 
Borerledigung, wie nad 8 95 des Grundbuchsgeſetzes ausgeſchloſſen ift. 
(Mitt. d. IMVEB. ©. 156/1902.) 

a) Bon dem Anbringen eines Rubrums auf Schriftfägen ift abzufehen. 
Die im 875, 8.1 und 2, ZPO. bezeichneten Angaben find auf der erften 
Terxtjeite, oberhalb bes Textes zu machen. Bor biefen Angaben ift auf 
der erften Tertfeite genügender Raum für den Eingangsvermerk und bie 
Geſchäftszahl frei zu laſſen. Der Tert ift auf ber eriten Seite in der 
Regel halbbrüchig zu jchreiben- 

Die Unterfchrift des Advokaten (8 75, 8. 3) kann auf ber erften Texts 
feite, unterhalb ber Angaben nad 8 75, 8. 1 und 2, oder am Schluſſe 
bed Tertes beigelegt werben. Letzteres bildet fein Syormgebrechen, wenn⸗ 
gleih der Schriftfag mit einem Rubrum verfehen if. (FM. zu 8 75 
8PO. 2.1.) 

Ein Scriftfaß, den ber Beklagte noch vor ber eriten Tagſatzung 
bei Gericht überreicht, muß im Anwaltsprozeſſe von einem Advokaten 
unterfchrieben fein (85 84 und 85 8PO.; 8 89 GO.). (IM. zu 8 75 
ZBO., P. 2.) 

Dad Gericht ift keineswegs verpflichtet, bie Übereinftimmung bes 
Zertes aller überreichten Eremplare eined Schriftiates mitteld Kollattonies 
rung zu prüfen. 

Maßgebend für das Berfahren ift lediglich die bei Gericht zurüd- 
behaltene Ausfertigung bes Schriftiahes (8 80 ZPO.) Sofern Ab⸗ 
weichungen im Texte der Schriftfagausfertigungen zu Zwifchenfällen Anlaß 
geben, ift der Bartei, welche den Schriftfag überreicht hat, ber Koſtenerſatz 
aufzulegen (8 48 ZRO.). 

Das Gericht Tann fi die Ausfertigung, welche es für die Alten 
zurüdbehalten will, aus ben überreichten Exemplaren frei auswählen. 
(IM. zu 8 75 8PO., P. 3.) 

$ 76. In jedem Schriftfage find ferner die tatſäch— 
lichen Verhältniffe, durch welche die im Schriftſatze geftellten 
Anträge begründet werden, in knapper, überfichtlicher Faſſung 
gedrängt!) darzuftellen und, wenn es eines Beweiſes oder einer 
Glaubhaftmachung diefer Anführungen bedarf, aucd die Be- 
weismittel im einzelnen zu bezeichnen, deren man fich behuf3 
Erbringung dieſes Nachweiles oder behuf3 Glaubhaftmachung 
bedienen will. 

1) Koftenerfagpflicht des Bevollmächtigten wegen überflüffiger Weit- 
läufigfeit, 8 49, Ubi. 2. 


152 Zivilprozeßordnung. 66 77-79. 


6 77. Wenn über den im Schriftiage gejtellten Antrag 
mündlich verhandelt werden fol, find dem Schriftſatze nur 
Abfchriften der Urkunden beigmfegen,?) auf welche im Schrift- 
late Bezug genommen wird; falls nur einzelne Teile einer 
Urkunde in Betracht fommen, genügt die Beifügung eines Aus- 
zuges, welcher den Eingang, die zur Sache gehörende Stelle, 
den Schluß, das Datum und die Unterjchriften enthält.) . 

Sind die Urkunden dem Gegner bereit3 befannt?) oder von 
bedeutenden Umfange, jo iſt es ausreichend, wenn im Schrift- 
fage die Urkunden genau bezeichnet und das Anerbieten ge- 
macht wird, deren Einfiht dem Gegner zu gewähren, oder 
diefelben dem Gerichte auf Verlangen vorzulegen. 

Befinden fi die Urfunden nicht in den Händen der 
Bartet, fo Hat fie anzugeben, auf welche Weile die Herbei- 
ſchaffung diefer Urkunden zu veranlaffen fei.*) 

1) Auf Verlangen des Gegner? kann behuf3 Cinfiht burch den 
Gegner die Vorlage der Urſchrift angeorbnet werben. 8 82. — Meiterd 
fann zum Zwecke der Beweisaufnahme Traft der ProzeBleitungsbefugnifie 
duch den Vorfigenden (8 188, 8.2) ober mittels Beweisbeſchluß vom 
Senate auf Antrag oder von Amts wegen bie Borlage der Urfchrift auf: 
getragen werden. 8 299. — Im Mandats: und Wechfelverfagren muß 
die Urfchrift mit der Klage vorgelegt werden. 88 548, 657, 558. 

2) Im Balle des 8 88 ZN. genügt die Beifügung eine® Aus⸗ 
zuges der Yaltura, welder ben Eingang, die zur Sadje gehörende 
Stelle, nämlich den Gerichtsſtandsvermerk, den Schluß, das Datum und 
die Unterfchrift enthält. Insbeſondere find bei Saldoklagen nicht Ab⸗ 
ſchriften der fämtlihen nad dem Konto in Betracht. kommenden Fakturen 
vorzulegen. JME. v. 27. Januar 1898, 3. 2002 (bei 8 88 IN.). 

.5) Insbeſondere gilt dies von den zur Begründung bes Gerichts⸗ 
ftandes des Erfüllungsortes bezogenen Fakturen. Siehe IME. v. 27. Januar 
1898, 8. 2002 (bei $ 88 ZR.). 

4) 88 183, 8.3, 229, 250, Abſ. 2, 301, 363, 308. 

6 78. Schriftfäge, die zur Vorbereitung einer münd- 
lien Verhandlung beitimmt find (vorbereitende Schriftiäke), 
haben nebit den fonftigen Erforderniffen eines Schriftjaßes 
zu enthalten: 

1. die Anträge, welche die Partei bei der mindlichen 
Verhandlung zu ftellen beabjichtigt; 

2. eine der Vorfährift des 8 76 entiprechende Daritellung 
der tatjächlichen Verhältniffe, auf welche fich die Partei zur 


877. 1. Bon in Tateinifher, Sprache verfaßten Ur- 
kunden hat die Partei eine beglaubigte Überfegung in der Gerichts- 
ſprache beizubringen. E. dv. 2. Oftober 1883, 3. 11635, Slg. 9584. 
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Begründung ihrer Anträge oder zur Bekämpfung gegnerilcher 
Anträge bei der mündlidyen Berhandlung berufen will, ſowie 
die Angabe der Beweismittel, welche die Bartei bei diejer Ber- 
handlung zur Bewahrheitung ihrer eigenen Anführungen oder 
zur Widerlegung tatfächlicher Behauptungen des Gegners zu 
benützen beabfichtigt; 

3. nach Lage der Sache die Erflärungen über die Wahr⸗ 
beit, Richtigfeit und Bollitändigfeit des in einem voraus- 
egangenen Shriftiage des Gegners enthaltenen tatfächlichen 

orbringens und über die Zuläffigfeit der von Gegner be- 
zeichneten Beweismittel. 

Rehhtsausführungen!) und Darlegungen über die Wahr- 
icheinfichfeit oder Glaubwürdigfeit einzelner tatjächlicher Be- 
hauptungen oder über die vermutliche Beweiskraft ange- 
botener Beweiſe find in einen vorbereitenden Schriftſatz nicht 
aufzunehmen.?) 

2) Buläffig in den Berufurgsfchriften, wenn auf die mündliche Be⸗ 
rufungsverhandblung verzichtet wird, 8492, Abf. 1, und in den Revifions- 
Schriften 88 506, Abſ. 2, 507, Abſ. 3, in ben Rekurſen 8 520, Abf. 2. 

2) Koftenfolge 8 49, Abſ. 2. 


679. Ein die Stelle des Schriftfabes verjehendes proto- 
follarifches Anbringen!) iſt nach den Beitimmungen über die 
Schriftſätze einzurichten.?) 

Erfolgt das Anbringen außerhalb einer mündlichen Ver- 
handlung, fo ift im Berfahren vor Gerichtshöfen das PBroto- 
fol von dem durch den Gerichtsvorfteher oder den Vorſitzen⸗ 
den eine? Senates hiezu beitimmten richterliden Beamten?) 
aufzunehmen.‘) 

1) ©. auch 8 74, Anm. 1, und über die Entbehrlichkeit eines Proto⸗ 

tolles (Aftenvermert über Mitteilungen) $ 88 GO., abgetrudt bei 8 74, 
Anm. 2. 

2) Bei ber PBrotofollierung tft Darauf zu dringen, daß die Adreilen 
der Beteiligten genau unter Bezeichnung der letzten Poſt und des Ge⸗ 
richt3bezirkes angegeben werben. 88 211, Abf. 4, 322, Abſ. 1, GO. 

2) In der Gerichtskanzlei können zu Protofoll genommen 
werden Anträge, Gefuche und bei Gericht abzugebende Erklärungen, die 
mündlich vorgebracht werben bürfen und nicht nach gefeglicher Vorſchrift 
(die Rechtsmittel, 8 465, Abſ. 8) vom Richter ſelbſt entgegenzunehmen find. 
$ 56, Abſ. 1, GOG. Sie find im einzelnen in den 8$ 319 bis 321 SD. 
aufgezählt. — Erſetzung ber Protofollierung durch Eintragung in, das 
Kündigungs- und Mahnregifter 8 59, Abf.2 u. 3, GOG. 

8131, Abſ. 2, GO.: Im bezirfögerichtlichen Verfahren find die Bei⸗ 
trittserflärung des Nebenintervenienten, bie Streitverfündigung, Auktors⸗ 
benennung und die Anzeige des Widerrufes oder der Kündigung eincr 
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Vollmacht, foweit fie überhaupt zu Protokoll angebracht werben Tönnen 
(8 454 8PO.), nicht vom Richter, fondern in ber Gerichtskanzlei zu 
Protokoll zu nehmen. 

8 819, letzt. Abſ., GO.: Bei Gerichtshöfen dürfen in Zivilprozeß⸗ 
ſachen nur Geſuche um Bewilligung des Armenrechtes (8 65 8PO.), An⸗ 
träge auf Ablehnung von Gerichtöperionen und die zur Buftändigleit ber 
Schiebögerichte ber Unfallverficherungsanftalten und ber Schiedsgerichte 
für Bruderladen gehörigen Klagen in ber Gerichtskanzlei zu Protokoll ge- 
nommen werden. Unmeldungen von Anſprüchen im Konkursverfahren, bie 
außerhalb einer Tagſatzung mündlich erfolgen, und mündlich angebrachte 
Erinnerungen gegen ben Berteilungsentwurf des Mafjeverwalters find fo- 
wohl bei Gerichtähöfen wie beit Bezirlögerichten in der Gerichtälanzlei zu 
Protokoll zu nehmen. 

*% 890, Ab. 4, GO.: Ladungen und Benadhrichtigungen, die auf 
Grund eined Anbringens zu Protofoll erfolgen, haben an biejenigen 
Berjonen, welchen im Falle fchriftlicden Anbringens ein Exemplar bes 
überreichten Schriftfates zuzuftellen wäre, mittel Wbfchrift des Proto⸗ 
tolles, an die Partei, deren Anbringen protofolliert wird, nach Zuläffigs 
teit bes Geſetzes durch mündliche, im Protokolle zu beurfundende Mit- 
teilung oder durch unmittelbare Einhändigung eines Vorladezettels oder 
einer Rubrik, an alle anderen Berfonen aber mittel3 Vorladezettels ober 
mittels kurzer jchriftlider Mitteilungen zu gefchehen. 

680. Falls ein Antrag mittels Schriftfabes geftellt 
wird, oder eine auch dem Gegner zur Kenntnis zu bringende 
Mitteilung an das Gericht mittel3 Schriftfages erfolgt, des⸗ 
gleihen von allen vorbereitenden Schriftiägen, find, ſoweit 
nicht in dieſem Gelee etwas anderes angeordnet wird,) fp viele 
gleichlautendea) Ausfertigungen des Schriftfates zu überreichen, 
daß jedem der Gegner eine Ausfertigung zugejtellt und über- 
dies eine für die Gerichtsaften zurücdbehalten werden Tann. 
Den Schriftfägen find ferner die zur Verftändigung fonjtiger 
Beteiligter?) erforderlichen Rubriken beizulegen.2)b 

Die Rubriken haben die Bezeichnung des Gerichtes, der 
Parteien und des Streitgegenjtandes in der in $ 75 beitimmten 
Weile zu enthalten. 

1) Haben mehrere Beteiligte einen gemeinichaftlichen Vertreter (nicht 
bloß Zuſtellungsbevollmächtigten 88 94, 99), fo wird mit der Übergabe 
einer einzigen Ausfertigung, Ladung, Protofollsabfchrift oder mur eines 
Schriftfageremplares an biefen Bertreter die Zuftellung an alle für voll⸗ 
zogen angefehen. 8 90. Daher genügt für fie eine Ausfertigung. — 








‚880. 1. Die mehrfache Ausfertigung einer Oppoſi— 
tionsklage gegen mehrere durch denfelben Advokaten vertretene 
betreibende Gläubiger ift gerechtfertigt, wenn die Vollmacht des 
Advokaten nicht auf Annahme von Klagen lautet. E. v. 12. Februar 
1901, 3. 1749, Gaz. 1901:9. 


[5 
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Über Ladungen und Benachrichtigungen infolge protofollarifchen Anbringens 
fiehe 8 90, Abſ. 4, ED. bei 8 79 Anm. 4. 

2) Insbeſ. des Klägers. Vergl. über, die Form der Ladung. 8 181. 

2) Ebenfo im Erelutionsverfahren. 8 58 ED. 

a) Das Gericht ift nicht verpflichtet, die Übereinftimmung zu prüfen; 
maßgebend tft bloß der Tert bes zurüdbehaltenen, nad) Belieben von Ge⸗ 
richt auszumählenden Eremplard. (Siehe IM. zu 8 75 8PO., B. 3.) 

d) Klagen und andere Schriftfäge, auf Grund deren eine Ladung zur 
mündlichen Verhandlung erfolgt, find in zwei Wusfertigungen mit einer 
für den Kläger (Antragfteller) beftimmten Rubrik vorzulegen. (IM. zu 
5 80 8P0., P. 1.) 

Die Vorſchrift, daß von jedem im Prozeſſe überreichten Schriftſatze 
eine Ausfertigung für die Gerichtsakten zurückbehalten werden ſoll, gilt 
nicht für die gerichtlichen Aufkündigungen von Beſtandverträgen, bie 
mittels ſchriftlicher Eingabe erfolgen. Sofern es bisher üblich war, fie 
nur in 2 Barien ohne Rubrik zu überreichen, Tönnen ſolche Auffünbigungen 
auch in Hinkunft bloß in 2 Ausfertigungen überreicht werden, von welchen 
die eine der auffündigenden Partei, Die andere dem Gegner zuzuftellen ift. 
(Bergl. das Gutachten des Oberſten Gerichtshofes zu 8 116, B. 4.) (IM. 
zu 8 80 ZPOD., P. 2.) 

6 81. Sofern nad den Beitimmungen Ddiefes Geſetzes 
ein Eremplar des überreichten Schriftfages dem Gegner zu- 
zuſtellen iſt, find demfelben auch Abichriften der Beilagen des 
Schriftſatzes anzujchließen.!) 

e bei dem Gerichte zurüdbehaltenen Urſchriften von 
Beilagen find dem Gegner auf fein Verlangen jederzeit zur 
Einfihtnahme vorzulegen.?) 

1) Im Erelutionsverfahren find dem Gegner Abſchriften der Beilagen 
des Schriftfages nicht zuguftellen. 8 53, Abſ. 2, ED. 

) 8 219. Bon ter Gerichtsfanzlei ohne bejonderen Auftrag. 
8 318, 8.7, 80. 


682. Wenn eine Partei in einem Shhriftfage?) auf in 
ihren Händen befindliche Urfunden Bezug genommen hat, tft 
fie auf Verlangen des Gegners?) verpflichtet?) diefe Urkunden 
in Urichrift innerhalb drei Tagena) bei Gericht niederzulegen 
und den Gegner hievon zu benachrichtigen. Der Gegner kann 
ler die Urkunden innerhalb drei Tagen«a) nad) empfangener 

enahrichtigung einfehen und davon Abſchrift nehmen.‘ 

Die Friſt zur Einfihtnahme fann, wenn die Partei Die 
Urkunde erweislich dringend benötigt, vom Gerichte und im 
Berfahren vor Gerihtshöfen vom Vorſitzenden des Senates, 
dem die Rechtsſache zugewieſen ift, auf Antrag entiprechend 
abgekürzt werden.) Gegen den über einen joldhen Antrag er- 
gehenden Beihluß findet ein Rechtsmittel nicht ftatt. 
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!) Oder protofollarifhen Anbringen. 8 79, Abſ. 1. 

?) Der Antrag kann bei Bezirkägerichten in der Gerichtsfanzlet zu 
Protokoll genommen werden. 8 819, 3.4, SD. 

s) Die Aufforderung wird bei Gerichtshöfen durch den Vorſitzenden 
oder den beauftragten Richter erlafien. 8 87, 3.4, GOG. 

4) Die Einfihtnahme iſt von der Gerichtsfanzlei ohne Einholung 
einer Beſchlußfaſſung des Berichtes zu gewähren. $ 313, 3.2, GO. — 
Über die Rüdftellung der Urkunde ift fein Protokoll aufzunehmen, fondern 
dies nur in einem Furzen Aktenvermerk feftzuftellen. 8 88 GO. — Auf 
Antrag oder von Amts wegen Tann zum Behufe der VBeweisführung bie 
Rorlage ber Urfchrift in der münblichen Verhandlung, 8 299, ober 
vom Borfigenden kraft feiner Prozeßleitungsbefugniſſe (auch noch vor der 
münblichen Verhandlung) verfügt werden, 88 183, 3.2, 229, 257. 

5) Der Antrag ift ohne Auffhub dem Richter (Vorſitzenden tes 
Senate3) zur Entfheidung vorzulegen; Parteien, welche anweſend find, 
ift die Entſcheidung fogleih in der Gerichtäfang’ei mündlich befannt- 
zumachen und, daß dies geichehen, durch einen furzen Altenvermer? zu 
benrtunden, "in dem auch die Dauer der abgefürzten Yrift angegeben 
werden muß. 8 318, 8.2, GO. 

a) Die Friſt für die Niederlegung von Urkunden bei Gericht und die 
Zrift für die Urkundeneinſicht können verlängert werben. (IM. zu 8 82 
8PO.) 

6 83. Advokaten ſteht es frei, die Mitteilung der Ur- 
Ichriften von Urkunden von Hand zu Hand gegen Empfangs- 
beicheinigung vorzunehmen. 

Gibt ein Advofat die ihm eingehändigte Urfunde nicht 
binnen der vereinbarten Friſt und mangel3 einer Verein— 
barung binnen drei Tagen nah Empfang zurüd, fo iſt er 
auf Antrag nah vorgängiger mündlicher oder fchriftlicher 
Einvernehmung durch —2 ) zu unverzüglicher Zurückgabe 
zu verhalten. In Bezug auf dieſen Beſchluß haben die Be— 
ſtimmungen des 882, Abſatz 2,2) zu gelten. Der Beſchluß iſt 
ſofort vollſtreckbar. 

1) Des Vorſitzenden oder beauftragten Richters. 8 37, 8.4, GOG. 

2) Kein Rekurs. 


6 84. Soweit in dieſem Geſetze nichts anderes ange- 
ordnet iſt,) hat das Gericht die Bejeitigung von Formgebrechen, a) 
welche die ordnungsmäßige geichäftliche Behandlung eines 

überreihhten Schriftiages zu hindern geeignet jind, von Amts 
wegen anzuordnen?) Ein ſolcher Beihtuß kann durch ein ab⸗ 
gefondertes Rechtsmittel nicht angefochten werden.?) 


.. 884 1. Die Ergänzung der Berufungsſchrift durch Ein- 
fügung eine3 Berufungsantrages Tann das Gericht nicht 
anordnen. E. v. 5. Juli 1900, 3. 4200, Sig. 1083. 
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Als derartiges Formgebrechen iſt es insbeſondere“ an- 
zuſehen, wenn die Vorſchriften der 88 75 und 77 nicht be— 
achtet wurden, oder wenn es an der erforderlichen Anzahl 
von Su en oder von Rubriken fehlt.) 

Im erfahren vor Gerichtshöfen fteht die Erlaffung 
diefer Anordnungen dem Vorfitenden‘)d) des Senates zu, dem 
die Rechtsſache zugemiejen ift.c) 

1) Siehe Hinfichtlich der Berufungsſchrift 8 471, 8. 8. 

) Befeitigung von Kormgebrehen. 889 &D.: Das Gericht 
ſoll den Parteien nicht durch Zweifeljucht und Angftlichleit oder durch 
Burüdweifung der Eingaben wegen des Mangels von Förnlichleiten, die 
entweder unweſentlich find oder bei der mündlichen Verhandlung leicht 
nachgeholt werden können, Schaden verurfachen. 

Formgebrechen eines Schriftfages follen in der Regel ohne deſſen 
Rüdftelung befeitigt werben, wenn bie Partei oder ihr Vertreter im 
Drte des Gerichtes ihren Wohnfib haben. Die Vefeitigung des Fornı- 
gebrechens wird in dieſem Falle durch eine mündliche Verfügung an bie 
Gerichtskanzlei (Kanzleiabteilung) angeorbnet (8 84 8PO.). 

Ter Gerichtäfanzlei liegt fobann ob, die Bartei oder beren Vertreter 
zum Erſcheinen in der Gerichtöfanzlei aufzuforbern (8 86, Abſ. 8) und 
ihnen hier entweder bloß bie erforderlichen Aufträge und Anweiſungen 
zu erteilen oder darauf hinzuwirken, baß die Verbeflerungen fogleih in 
der Gerichtskanzlei unter Anleitung bes Kanzleiorganes tatſächlich vor⸗ 
genommen werben; eine Beurkundung durch Aufnahme eines Protokolles 
findet nicht ftatt. Bei der Aufforderung zum Erfcheinen ift mitzuteilen, 
"welche Urkunden ober fonftigen Schriftftüde mitzubringen find. 

Wenn bie Befeitigung von Formgebrechen auf diefem Wege nicht 
innerhalb dreier Tage nach Überreihung des Schriftfages bewirkt werben 
ann, fo ift diefer nachträglich mit den nötigen Unmweifungen der Partei 
zurückzuſtellen; zu biefem Zwecke hat die Gerichtätanzlei den Schriftſatz 
nah. Ablauf der bezeichneten Frift unter mündlicher Berichterftattung tem 
Michter (Vorfitenden des Senates) vorzulegen. 

Die Befettigung der Formgebrechen von Schriftſätzen, die zur Bor- 
lage an ein übergeordnete Gericht beftimmt find (3. B. einer Berufungs⸗ 
fchrift, die ohne Unterfchrift eines Advokaten überreicht wurde), ift nicht 
den erfahren vor dem übergeorbneten Gerichte vorzubehalten, fonbern 
fogleih vom Gerichte erfter Inſtanz zu veranlaflen. 

Die Beltimmung des 8 85, Abi. 2, der ZPO. findet au auf die 
Hriften für Erhebung von Nechtsmitteln Anwendung. 

>) 8 515. — Buftelung an den Gegner nicht erforberlih. 8 427, 
Abſ. 2. 

4) Als Formmangel find auch mangelhafte Adrefien, infolge deren 
Schriftſtücke als unbeitelbar zurüdfommen, zu behandeln. Siehe 8 811, 
leßter Abf., GO. — Mangel der Bollmadt im Anwaltsprozeſſe, vergl. 
8 37, Abſ. 2. — Mangel des Antrages oder der Sachverhaltsdarſtellung, 
8 <8, bei der Klage, auch mangelhafte Angaben über die Zuſtändigkeit 
8 226, Abſ. 2, unzuläffige Klagentumulierung 8 227. — Mangel eines 
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Zuftelungsbevollmächtigten Lei der Aufkündigung 8 562, Abſ. 2 und 3. — 
Bei VBezirlsgerichten ift der nicht durch einen Advokaten vertretenen 
Bartei zur Berbeflerung der mangelhaften, jchriftlich überreichten Klage 
die erforderliche Unleitung zu geben. 8 435, Abſ. 1. 

6), 8 80, doch vergl. 8 551. 

®) Rrozehleitung 88 180ff. — Im vorbereitenden Verfahren bat der 
beauftragte Richter diefe Befugnifje und Obliegenheiten. 8 249. 

a) Als Formgebrechen ift es unter anderem anzujehen: 

a) wenn einem Schriftfage im Anwaltsprozeſſe die Unterfchrift des 
Advokaten fehlt (8 75, 8.3, 3PO.); 

b) wenn mit bem Antrage auf Wiebereinfegung nicht zugleich Die 
verfäumte Prozeßhandlung felbft oder das zur Vorbereitung ber münb- 
lichen Verhandlung von der fäumigen Bartei Borzubringende nachgeholt 
wird (8 149 8P0.); 

c) wenn in derfelben Klage mehrere Anſprüche in unzuläffiger Weite 
verbunden, insbefondere wenn ohne die Bedingungen einer zuläffigen 
Streitgenoſſenſchaft mehrere Parteien als Streitgenofien geflagt werben, 
borausgefegt, daß ſich die Zweifel über die BZuläffigfeit der Verbindung 
nicht auf Yragen der Zuftändigfeit gründen (88 11, 12, 227 8P0.). 

Diefe Formgebrechen find nad) Borichrift der 88 84 u. 85 ZPO. und 
8 89 SD. zu bejeitigen. (IM. zu 8 84 8PO., 2.1.) 

Als Formgebrechen ift es auch zu behandeln, wenn Etreitgenofien e3 
unterlaffen Haben, in der Klage einen gemeinfchaftlidden Zuſtellungs⸗ 
bevollmädhtigen namhaft zu machen. (Siehe IM. zu 8 97 ZPO.) 

Schriftlich angebrachte Klagen, die ein beftimmtes Begehren nicht 
enthalten, Klagen ohne Ungabe der zur Begründung bes Hägerifchen An- 
ſpruches dienenden tatfählichen Verhältniſſe oder ohne Angabe ber ein- 
zelnen Beweismittel, ferner Klagen, deren Begehren mit ber Darftellung 
des Sachverhaltes in Leinen Zufammenhange fteht, find gleichfalls nach 
Vorſchrift der 88 84 und 85 zu behandeln. 

Je nachdem ſich das eine oder andere als zweckmäßiger barftellt, find 
fie entweder der Partei zur Behebung ber ihr zu bezeichnenben Form⸗ 
gebrechen zurüdzuftellen (8 85, Abf. 1, 8PO.), oder es ift das Form⸗ 
gebrechen ohne Rüdftellung nad) den Beftimmungen des 889, Abſ. 2 u.3, 
SD. zu befeitigen. (FM. zu 8 84, 8PO., P. 2.) 

d) Die zur Befeitigung von Formgebrechen dienlichen Unorbnungen 
find im Verfahren vor Gerihtshöfen, ohne Unterfhieb der Art 
des Formgebrechens, vom Senatövorfigenden zu erlaflen (8 84, 
Abſ. 3, ZPO). (IM. zu 8 84 8P0., P. 3.) 

c) Es Tann nicht parallel mit Erlafjung der auf Befeitigung von 
Formgebrechen gerichteten Unprdönungen auf Grund bes Schriftſatzes, ſo⸗ 
weit er von dem Formgebrechen nicht berührt wird, das Verfahren ein- 
geleitet werden; es ift daher nicht geftattet, bei unzuläffiger Kumulterung 
von Anfprühen in einer Klage zugleich mit der Anordnung wegen Be⸗ 
feitigung des Formgebrechens, fei e8 zur Verhandlung über die ftatthafter 
Weife verbundenen Anſprüche oder bei unzuläffiger Streitgenofienichaft 
zur Verhandlung mit dem Erftbeflagten allein Tagfagung anzuberaumen. 
(IM. zu 884 3PO., P. 4.) 
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6 85. Zum Zwecke der Befeitigung von Formgebrecdhen 
kann die Partei vorgeladen!) oder ihr der Schriftfah mit der 
Anweifung zur Behebung der gleichzeitig zu bezeichnenden 
Formgebrechen zurückgeſtellt werden.«) 

War bei Überreihung des Schriftſatzes eine Friſt ein- 
zubalten, jo iſt Teßterenfalls für die Wiederanbringung eine 
neuerliche Friſt feitzujegen, bei deren Einhaltung der Schrift- 
fa als am Tage jeines erſten Einlangens überreicht anzujehen 
it. Eine Verlängerung diefer Friſt ift nicht zuläflig.”) 

Gegen die auf Grund vorftehender Beltimmungen er- 

ehenden Beichlüffe iſt ein abgefondertes Rechtsmittel?) nicht 
tatthaft; inwiefern deshalb das Aufſichtsrecht der übergeord- 
neten Gerichtsbehörden angerufen werden kann, ijt nad) den 
über die innere Einrichtung und Geihäftsordnung der Ge- 
richte erlaffenen Vorfchriften zu beurteilen.*) 

1) Insbeſondere behufs Verbeſſerung der mangelhaften, bei einem 
Bezirksgerichte überreichten Klage einer nicht durch einen Abvolaten ver- 
tretenen Partei. 8 435, Abſ. 1. — Siehe 8 89 GO. bei 8 84. — Wenn 
Schriftliche Eingaben nicht die genaue Adreſſe ber Beteiligten unter An 
gabe ber Ietten Poſt und des Gerichtsbezirkes enthalten, find berlei Un⸗ 
vollftändigleiten und Ungenauigfeiten regelmäßig ohne Zurüditellung der 
Eingabe durch Einvernehmung in der Gerichtöfanglei oder durch Auf- 

forderung zur fchriftlihen Mitteilung der näheren Daten zu beantworten. 
8 211, letzter Abſ., SO. — Pie Ladung Tann aud) telephonifch geſchehen. 
8 10 &. 

2) Ausnahme von 8 128. °) 88 515, 516. 

“878 GOG.: Beichwerben ber Beteiligten gegen Gerichte, Gerichts⸗ 
vorfteher und richterlicde Beamte wegen Verweigerung oder Verzögerung 
ber Rechtspflege können bei dem VBorfteher des unmittelbar übergeorb- 
ueten Gerichtes ober, wenn fie gegen das Mitglied eines Gerichtähofes 
erhoben werben, auch beim Präfidenten dieſes Gerichtshofes angebracht 
werden. Alle nicht offenbar ungegründeten Beſchwerden find dem be—⸗ 

. treffenden Gerichte ober richterlichen Beamten mit der Aufforderung mit- 
zuteilen, binnen beftimmter Friſt der Beſchwerde abzuhelfen und Darüber 
Anzeige zu erftatten, ober ıdie entgegenftehenden Hinbernifie befanntzu= 
geben. Mit der Aufforderung kann unter Umftänden bie Androhung von 
Disziplinarmaßregeln verbunden werben. 

Beichwerben, die gegen Oberlandesgerichte oder gegen den Oberften 
Gerichts: und Kaſſationshof wegen Verweigerung oder Verzögerung der 


885. 1. Wird eine Klagebeantwortung zur Beifegung 
der Unterfährift eines Advokaten zurüdgeitellt, jo kann 
innerhalb der gegebenen Frift ftatt des zurcüdgeftellten ein inhalt- 
lich abgeänderter Schriftfag angebracht werden. €. v. 5. Mai 1898, 
3. 6155, Sig. 160. 
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Nechtöpflege erhoben werben, find bei den Präſidenten diefer Gerichtshöfe, 
Beſchwerden, welche gegen die Präfidenten jelbft gerichtet find, beim 
Yuftizminifterium anzubringen und in finngemäßer Unwenbung ber 
Borichriften des erften Abſatzes zu erledigen. 

Gegen Beamte der Gerichtälanzlei und Bollftredungsbeamte können 
Beſchwerden wegen Nichtbefolgung oder unrichtiger Vollziehung ber ihnen 
gefeslich obliegenden oder vom Gerichte aufgetragenen Amtshandlungen, 
fofern nicht für einzelne Fälle etwas anderes angeorbnet ift, mündlich 
ober fchriftlih bei den mit ber Wuffiht über die Gerichtskanzlei be= 
trauten richterlicden Beamten, bei bem Erxefutionstommiflär ober bei dem 
Vorſteher des Berichtes angebracht werben, bei dem der Beamte ver- 
wendet wird. Dieje haben, nötigenfalls nad) Bernehmung bes Beamten, 
das Erjorderliche vorzufehren, um die Partei tunlichft bald klaglos zu 
ftelfen. 

a) Eine wiederholte Zurüdftelung des Scriftfages, weil die Partei 
dem gerichtlichen Auftrage nicht vollftändig oder richtig entjprochen Hat, 
iſt nicht ausgeſchloſſen; die urjprünglich für die Wiedervorlage beftimmte 
Friſt darf aber deshalb weder verlängert, nod) darf zur Befeitigung von 
Fornigebredhen eines und besfelben Schriftſatzes mehr ald eine 
Wiedervorlagefrift beftimmt werben. (IM. zu 8 85 8PO., B. 2.) 

Sofern die Befeitigung von Yormgebrehen im Wege der Burüd- 
ftelung des Schriftfabe8 an die Partei erfolgen fol, find biefer ſtets 
ſämtliche von ihr bei Gericht Überreichte Ausfertigungen zurüdzuiftellen. 
(IM. zu 85 8PO., P. 3.) 


6 86. Gegen eine Partei,!) welche die dem Gerichte 
ſchuldige Achtung in einem Cchriftfage durch beleidigende 
Ausfälle verlegt oder welche in einem Schriftſatze den Gegner, 
einen Vertreter, Bevollmächtigten, Zeugen oder Sachverſtän⸗ 
digen beleidigt, kann unbeichadet der deshalb etwa eintreten- 
den ftrafgerihtlihen Verfolgung vom Gerichte eine Ordnungs- 
itrafe verhängt werden.?) 

Aus den gleichen Gründen it die Berhängung einer 
Drdnnungsitrafe gegen den Advokaten zuläflig, welcher den 
Schriftſatz unterfertigt Hat.?) Ä 


8 86. 1. Zur Berhängung einer Ordnungsſtrafe wegen be- 
leidigender Ausfällegegen ein Gericht in einem Relurfe 
ift das Nefursgericht zuftändig. E. v. 26. September 1900, 3. 12926, 
GH. 1900: 53. 

2. Gegen die Aufbebung der Ordnungsftrafe infolge 
Rekurſes fteht weder dem Gerichte erfter Inftanz, noch dem Gegner ein 
Rechtsmittel zu. E. d. 26. September 1900, 3. 12926, GH. 1900 : 53.. 

3. Wegen Beftrafung einer in Straffadhen der Militär- 
gerichtSbarkeit unterftchenden Person ift die nächte Militär— 
behörde anzurufen. E. v. 1. Mai 1900, 3. 6167, Sig. 986. 
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1) Auch ben Bevollmächtigten, 8 39, ober den geſetzlichen Vertreter, 
8 5. — Gegen Militärperfonen ift nad) Analogie bes 8 143 GO, durch 
Anzeige an das vorgefegte Kommando event. Militär: (Landwehr:) 
Stationd:Kommando des Aufenthaltsortes, oder an das nächftgelegene 
Militär-Stattond:Kommando vorzugehen. 


2) 8 220. ®) . in Angelegenheiten der Gerichtöbarleit außer 
Streitfahen. 8 85 GO 

Gutadten des — Gerichtshofes über die Zu— 
ſtändigkeit zur Verbängung von Ordnungsſtrafen wegen 
beleidigender Ausfälle in Rechtsmittelſchriften. Infolge 
eines Berichtes der ſtändigen Delegation der Advokatenkammern erſuchte 
das Juſtizminiſterium das Präſidium des k. k. Oberſten Gerichtshofes um 
Einholung eines Gutachtens des Oberſten Gerichtshofes über die Frage, 
ob die erſte Inſtanz zur Verhängung von Ordnungoͤſtrafen wegen be⸗ 
leidigender Ausfaͤlle zuſtändig ſei, die in einem an bie Rechtsmittelinſtanz 
gerichteten Schriftſatze enthalten ſind. 

Der Oberſte Gerichtshof hat hierüber folgendes Gutachten erftattet: 

Bur Berhängung der im 8 86 ZPO. erwähnten Ordnungsſtrafe ift 
jenes Gericht zuftändig, an welches der die beleidigenden Ausfälle ent- 
haltende Schriftſatz amtlich gelangt ift. 

Begründung. Daß in den im 8 86 ZPO. bezeichneten Yällen in 
der Regel zunächſt das Gericht, bei welchem bie betreffende Schrift über- 
reiht wird, alfo die erfte Inftanz einzufchreiten haben wird, ergibt ſich 
aus der Erwägung, daß Thon nad allgemeinen Rechtsgrundfägen (vide 
8 51 StPO.) die Bellrafung dort zu erfolgen hat, mo die Gefehes- 
verlegung erfolgt tif, und daß ber Hegel nad) ber gejehliche Inftanzen- 
zug einzuhalten if. Eine Ausnahme für den Ball anzunehmen, ala das 
Gericht ſelbſt beleidigt wird, geht ſchon deshalb nicht au, weil 8 86 8PO. 
diefen Fall den anderen völlig gleich ftelt und eine dem Geſetze felbjt 
fremde Unterfcheidung in dasſelbe nicht hineingelegt werden kann. Da 
zudem das Geſetz zufolge der 88 199 und 208 ZPO. die Ahndung ber 
Ordnungsſtörung durch mündliche Beleidigung des amtierenden Richters 
diefem zunächft jelbft überläßt, fo ift nicht einzufehen, warum bei berlei 
Orbnungsftörungen im jchriftlihen Wege ein anderer Grundjah gelten 
fol. In beiden Fällen erheifcht die Rechtsordnung, daB die Repreifion 
der Störung fo unmittelbar als möglich nachfolge. Bon einer Rechts⸗ 
ſprechung in eigener Cache des beleidigten Richters Tann biebei Teine Rebe 
fein, weil dem Richter, falls er fi) durch die Eingabe aud) für perſönlich 
beleidigt erachten follte, im 8 86 ZPO. der Weg der Privatllage vor» 
behalten tft. Die Ordnungsſtrafe aber Hat mit der Perjönlichfeit des 
Richters nichts zu tun, fordern bezivedt die Sicherung einer prompten - 
und würdigen NRechtäpflege. 

Schon aus dem Gefagten ergibt fich, daß es für die Zuftändigfeit zur 
Berhängung einer Ordnungsſtrafe auch gleichgültig ift, ob der betreffende 
Schriitfab von der Inſtanz, bei weldier er überreicht wird, felbft zu 
erledigen oder geichäftsmäßig Meiterzuleiten, in&bejondere der Rechts⸗ 
mittelinftanz vorzulegen ift. Einen Unterjchied bezüglich der Rediid- 
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mittelſchriften zu machen und die Prüfung und Entſcheidung aus den Ge⸗ 
ſichtspunkten des 8 86 3PO. ausſchließlich der Rechtsmittelinſtanz felbit 
zu überlaſſen, geht, abgeſehen von den obigen allgemeinen Erwägungen 
und mangels einer Diſtinktion ſeitens des Geſetzes ſelbſt, ſchon deshalb 
nicht an, weil der Betroffene hiedurch jedenfalls um das nad) 8 514 8P0. 
zuſtehende Rekursrecht gegen ben Beſchluß ber eriten Inſtanz gebracht 
mwürbe. 

Hiezu kommt aber, dad Rechtsmittelſchriften auch ihrem Inhalte nad) 
von der erften Inftanz, wo fie überreicht werden, zur Kenntnis zu nehmen 
find, uud daß fie möglicherweife auch eine teilweife meritorifche Erledigung 
feitens der erften Inftanz erheiſchen: jo 3. B. im alle des 8 524 8P0. 
Da zudem Rechtsmittelſchriften, wenn das Rechtsmittel unzuläffig ift ober 
verfpätet angebracht wird, fofort von der eriten Inſtanz zurüdzumeifen 
find (88 468, 507, 528 ZBPD.), fomit zunächſt gar nicht an die Rechts⸗ 
mittelinftanz gelangen, ebenfowenig wie in den Fällen, wenn das Rechts⸗ 
mittel wieder zurüdgezogen wird, fo würde in foldhen Fällen überhaupt jeder 
Rechtsgrund fehlen, gleich die Rechtsmittelinſtanz mit der Frage der Ber- 
hängung der Orbnungzftrafe zu befafien. Allerbings iſt es aber nad 
dem Wortlaute de3 8 86 ZPO. der Rechtsmittelinſtanz auch nicht ver: 
wehrt, wenn fie mit ber betreffenden Schrift amtlich befaßt wird, uns 
mittelbar feldft die Srage, ob die Verhängung einer Orbnungsftrafe ge: 
boten fet, zu entfcheiden, in welchen Fällen es natürlich den unteren Ge⸗ 
richten nicht mehr geftattet fein Tann, auf biefen Punkt zurüdzufommen. 
(IMVB. ©. 23, 24/3.) 


Zweiter Titel. 


Zuftellungen. 

6 87. Buftellungen erfolgen, fofern in dieſem Geſetze 

nichts anderes vorgefchrieben iſt,) von Amts wegen.?) 

1) 88 112, 283, Abſ. 2, 581, Abf. 3, 591, Abſ. 1, 592, Abſ. 1. 

2) Ebenſo in Ungelegenbeiten der Gerichtäbarkeit außer Streitfachen, 
fowie im Konkursverfahren. 8 88 GOG. — Die Buftellungen, Sen- 
dungen und Behändigungen find in 88 339—878 GO. geregelt. — Über 
den Gegenjag von Buftelung zu Behändigung fiehe $ 378 GO. 


1. Im Inlande. 


6 88. Zuſtellungen find im Inlande) in der Regel 
durch die Bot?) zu vollziehen. Inwieweit Zujtellungen inner- 
halb des Gerichtäortes oder ſonſt im Inlande durch Gerichts- 
Diener oder durch Vermittlung des Gemeindevorfteherd oder 
der Geſchäftsführer ausgefchiedener Gutsgebiete bewirkt werden 
fönnen, ijt im Verordnungswege?) zu bejtimmen. 

Wenn hienach für die Zuftellung die Mitwirfung von 
Gemeinden, welche fein eigenes Statut haben, oder don au$- 
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geicjiebenen u teten in Anſpruch genommen werden fol, 
ift die Außerung des Landesausichufjes einzuholen.*) 

Die Gericht3diener können nur innerhalb des Sprengels 
des Gerichtes, bei welchem fie ange He find, die Gemeinde- 
organe und Beitellten der Geihhäftsführer ausgeſchiedener 
Gutögebiete nur innerhalb des bezüglichen Gemeinde» oder 
> zur Bewirfung von Suftellungen verwendet 
werden. 


1) Die Vorſchriften über die YZuftelung im Auslande fiehe bei 
8 201 GO. 

2) Die Buftellung des bedingten Bahlungsbefehles im Mahnverfahren 
Tann auch durch die Boft erfolgen. Urt. XXVIII EG. 3. ZPO. (ändernd 
ben 8 7, Abſ. 2, Gef. v. 27. April 1878, RNEB. Nr. 67). — Die Bus 
ftelung durch die Poft bat ftattzufinden, wenn fih am Zuſtellungsorte 
ein ärarifches ober nichtärarifches Poftamt befindet, oder wenn dem Ge⸗ 
richte befannt ift oder von der Partei befanntgegeben wird, daß mit dem 
Buftelungsort eine Ruralpoftverbindung befteht. 8 843, Ubf. 1, GO. 

2) 8 344 GO.: Buftellungen innerhalb bes Gerichtsortes, die buch 
die Poſt bewirkt werden könnten, find Gerichtäbienern zu übertragen: 

1. wenn die Zuftellung bei Bornahme eines Exekutionsaktes zu ges 
[heben hat (3. B. 88 253, 860, 395 ED.); 

23. wenn bie Buftellung durch Gerichtsdiener, wie in Meineren Orten, 
zwedmäßiger ericheint; 

3. wenn bie unverzügliche Ausführung der BZuftellung geboten ift, 
wie 3.8. bei Labungen zu einer bereits eröffneten mündlichen Verhand⸗ 
lung oder zu einer dringenden Einvernehmung, oder wenn fonft die Zus 
ftelung durch die Poft nicht mehr rechtzeitig erfolgen könnte; 

4. wenn bie Buftelung an eine arme Partei oder deren Vertreter 
in dem Poſtbeſtellbezirle des Aufgabepoſtamtes erfolgen foll; 

5. endlich find Ausfertigungen von Erkenntniſſen oder Zahlungs⸗ 
aufträgen, welche der unmittelbaren Gebührenbemeſſung unterliegen, Tod⸗ 
falgaufnahmen und andere Gebührenflüde dem Steuerante ftetS durch 
Gerichtsdiener zuzuftellen. 

Wird in dem unter 8. 1 angeführten alle ber Exekutionsakt anftat 
durch Gerichtsdiener durch ein anderes Bollitrelungsorgan vorgenommen, 
fo obliegt dieſem auch bie Vollziehung ber gleichzeitig zu bewirfenden 
Buftellungen. 

Wenn e3 zur rechtzeitigen Vollziehung größerer Mengen von Bu: 
ftellungen, wie fie insbefondere an den üblichen Kündigungsterminen 
vorfommen, notwendig tft, kann die Buftellung innerhalb des Gerichts⸗ 
ortes nicht bloß durch die Poſt, fondern daneben noch durch Gerichts⸗ 
diener und Organe der Gemeinde ftattfinden. 

In der nächſten Umgebung des Gerichtsortes ift die Zuſtellung burch 
die Poft oder durch Gerichtöbiener zu vollziehen, je nachdem bie eine 
oder andere Urt der Buftellung zweckmäßiger, raſcher oder billiger iſt 
und genügendes Dienerperfonal zur Verfügung fteht. 


11* 
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8 846 GO.: Buftelungen, die nicht durch die Poft bewirkt werben 
fönnen, weil die Vorausſetzungen des 8 848, Abſ. 1, nicht zutreffen oder 
weil die Roftzuftelung im einzelnen Falle geſetzlich verboten ift, wie 3.8. 
bei Zuftellung eines Zahlungsverbotes an den Drittichuldnier (8 294 EO.), 
find in der Regel durch Organe der Gemeinde (Beitellte der Geſchäfts⸗ 
führer ausgefchiedener Gutsgebiete) zu vollziehen, in deren Gebiete die 
Buftellung vorgenommen werden foll. 

Statt Gemeindeorganen (Organen bed Gutögebietes) iſt bie Zu⸗ 
ftellung Gerichtsdienern aufzutragen, wenn in beſonders dringlichen 
Fällen die Entfendung eines Gerichtsdieners bie Zuſtellung erheblich zu 
beichleunigen vermag oder wenn bie Organe einer Gemeinbe oder eines 
Gutsgebietes außeritande find, die Buftellung zu beiorgen ober bod) 
deren orbnungsmäßige Ausführung und verläßliche Beurkundung aus⸗ 
teichend zu verbürgen. 

Die Gerichtshöfe Haben wegen aller Buftellungen, die außerhalb des 
Gerichtsortes anders als durch die Poſt erfolgen follen (8 36 IN.), 
und die Bezirksgerichte wegen aller Zuſtellungen, die nach einem Orte 
außerhalb ihres Gerichtsſprengels anders als durch die Poſt bewirkt 
werden ſollen, in der Regel das Bezirksgericht des Zuſtellungsortes 
zu erſuchen, welches die Zuſtellung nach Maßgabe der Vorſchriften 
der vorhergehenden Abſätze durch Organe der Gemeinde oder des Guts⸗ 
gebietes oder durch Gerichtsdiener ausführen läßt. Das unmittelbare 
Erſuchen eines zu einem fremden Gerichtsbezirke gehörigen Gemeinde⸗ 
amtes (Geſchäftsführers des Gutsgebietes) um die Zuſtellungsvornahme 
iſt nur zuläſſig, wenn die Gemeinde oder das Gutsgebiet in einem dem 
erſuchenden Gerichte benachbarten Gerichtsbezirke gelegen find und es be= 
kannt ift, daB Zuftellungen Durch deren Organe vorgenommen werben. 

Für das Erfuhen um BZuftelung genügt ed, wenn auf bem Um⸗ 
fchlage, unter dem das zuzuftellende Schriftftüd dem Bezirksgerichte, Ge= 
meindeamte oder dem Gefchäftsführer bes Gutögebietes überfenbet wird, 
neben ber Adrefje ber Vermerk „Erſuchen um Zuſtellung“ angebradit ift; 
die Ausfertigung bejonderer Erfuchichreiben wegen Vornahme einer Zu⸗ 
ftellung ift unftatthaft. 

Wenn ein Bezirkögericht in ber irrtümlihen Unnahme, daß ber im 
Sprengel dieſes Bezirksgerichtes gelegene Zuftellungsort nicht in Rural- 
poftverbindung fteht, um Vollziehung einer Zuftelung erſucht wird, hat 
ed die Zuftelung durch die Poſt zu bewirken und den Rüdichein dem 
erjuchenden Gerichte zu überfenden. 

*), Siehe darüber 88 15, 16 SD. 


$ 89. Die Beitimmung der Zuftellungsart obliegt dem 
Gerichte, deſſen Urteile, Beichlüffe oder Ladungen zugeftellt 
werden jollen oder bei welchem der zuzuſtellende Schriftſatz 
überreicht oder das Protokoll aufgenommen worden ift. Dieſes 
Geriht Hat auch die wegen der Zuftellung nötigen Ber. 
fügungen zu treffen.t) 

Im Verfahren vor Gerichtshöfen Tann eine jolche Ver- 
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fügung an Stelle des Gerichtes durch den Vorfigenden des 
Senates getroffen werden,?) dem die Rechtsjache zugewieſen ift. 
1) Siehe 88 211—213 GO. über die Zuftellungeverfügung. 
?) Rekurs 88 516, 522, Abi. 2. 


6 90. Haben mehrere Beteiligte einen gemeinjchaft- 
lihen Bertreter, jo wird mit der Übergabe einer einzigen 
Ausfertigung) Ladung,?) Protokollsabſchrift oder nur eines 
Schriftſatzexemplares“) an diefen Vertreter die Zuftelung an 
alle für vollzogen angejehen. Bei dem Vorhandenfein mehrerer 
zur Empfangnahme gerichtlicder Zuftelungen ermädhtigten 
Vertreter eines Beteiligten, iſt die Zuſtellung als vollzogen 
anzufehen, wenn einem diefer Vertreter ein Eremplar des zu- 
zuſtellenden Schriftſtückes übergeben wird. 

Diefelben Beitimmungen gelten auch in Anſehung der zu⸗ 
zuftellenden Mbichriften von Beilagen eines Schriftſatzes oder 
Brotofolles.*) 

1) Insbeſ. des Urteiles, 3 414, Abſ. 3, und der Beſchlüſſe, 8 426. 

2) 8 131. 2) Daher braucht nicht für jeden Beteiligten ein Schrift- 

faßeremplar überreiht zu werden. 8 80. — Gilt jebocdh nicht für den 
"bloßen Buftellung3bevollmächtigten. 88 94, 9. ©) 8 81. 


6 91. Wenn das Verhalten einer der mit der Ausführung 
der Buftellung beauftragten Berfonen (Zuftellungsorgane) zur 
Beichwerde Anlaß gibt, jo hat der Vorjitende des Senates, 
der mit der Auflicht über die Gerichtsfanzlei betraute Richter 
oder der Gerichtsvorſteher, ſobald er hievon Kenntnis erlangt, 
das Geeignete zu veranlaffen, um Abhilfe zu gewähren. Der 
Beichwerdegrund kann mündlich angezeigt werden.!) 

1) fiber folche mündlich vorgebradjte Befchtwerden ift in dem Falle, 
als der Borfigende, der mit der Wufficht Über die Gerichtskanzlei betraute 
Richter oder der Gerichtöporfteher dem Begehren der Partei zu will- 
fahren findet, ein Protofoll nicht aufzunehmen, fondern es tft die ent- 
fprechende Verfügung unmittelbar auf Grund des mündlichen Borbringens 
zu treffen. 8 146 GO. — Der Richter hat den Organen der Gerichts⸗ 
tanzlei und die Angeftellten der Gerichtskanzlei Haben den Gerichtsdienern 
die näheren Weifungen zur Behebung von Srrtümern ober Yehlern 
mündli zu erteilen. Siehe $ 87 GO. — Wegen nicht rechtzeitiger oder 
nicht ordnungsmäßiger Ausführung der Zuftellung ift übrigens von Amts 
wegen zu reklamieren. Siehe über die Reklamation bei der Poftzuftelung 
8 356 GO., bei der Buftellung durd; Gemeindbeorgane 8 368 ED. — Die 
Reklamation obliegt der Yuftellungsabteilung. 8 376, Ubi. 1, GO. — 
Wenn Verftöße der Semeindeorgane auf Nadjläfligfeit oder Übelmollen 
beruhen, tit der L. f. politifchen Bezirksbehörde Anzeige zu machen. 8 16, 

. Abf. 8, SD. 
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6 92. Zuſtellungen,) welche für die in aktiver Dienſt⸗ 
leiftung ſtehenden Perſonen des Mannichaftsitandes des Heeres, 
der Kriegsmarine und der Landwehr, fowie für die in aktiver 
Dienftleiittung ftehenden Berjonen des Mannichaftsitandes der 
Gendarmerie beſtimmt find, haben durch den Chef der zunächſt 
vorgelegten Kommandobehörde zu erfolgen.*) a) 

Sofern ſonſt Zuftellungen in militäriichen oder vom 
Militär bejegten Gebäuden vorzunehmen find, haben Diejelben 
nad) vorläufiger Anzeige an den Kommandanten des Gebäudes 
und unter Zuziehung einer von dieſem beigegebenen Militär- 
perſon zu geicheben.?) 

2) Ladungen von in aktiver Dienftleiftung ftehenden Perſonen der 
bewaffneten Macht (auch bei Offizieren und Beamten) zur Beugenver- 
nehmung duch Erfuchichreiben. 8 330, Abi. 1. 

2) Siehe Über die Zuftellungsverfügung 8 2123, Abſ. 4, GO. Wenn 
das vorgefegte Kommando nicht befannt ift, Haben fich die Gerichte an 
das Militär (Landivehr-, Gendarmerie⸗Abteilungs⸗) Stations-Kommanbo 
bes Aufenthaltsortes oder an das diefem nächftgelegene Milttär-Stations- 
Kommando zu wenden. 8 342 80. — Bei der Boftzuftellung ift auf 
der Adreſſe, 8 349, Abſ. 2, bei Zuftellung durch ®emeindeorgane ober 
Gerichtädiener auf dem HZuftellungsfcheine zu bemerken, an wen die Sen⸗ 
dung abzugeben ift, 8 364, Abſ. 1, GO. — Wegen Buftellung von 
Ladungen an Mitglieder der Gendarmerie, Militärpolizeis und Sicher⸗ 
heitswache, die nicht felbftändige Kommandanten find, ift ſich an ihre 
Borgefebten zu wenden. 8 830, Abſ. 2. 

2) Ebenfo 8 32 IN. — Ebenfo Hinfichtlich der Bornahme von Exe⸗ 
futionshandlungen in militärifchen oder von Militär befebten Gebäuden. 
8 31, Abſ. 2, ED. — Die Anzeige obliegt dem Buftellungsorgan; fie ge= 
Ichieht durch Vorweiſung des zuzuftellenden Schriftftüdes. 8 365 ED. 

Erefutionshandlungen gegen in Ausübung des Dienftes befindliche 
PBerfonen der bewaffneten Macht nur nad) Anzeige an das vorgeſetzte 
Kommando. 829 ED. 

a) Siehe JM. zu 8 106 ZPO., P. 3, und JM. zu 8 342 SD, 

6 93. Hat eine Partei für einen Rechtsſtreit Prozeß- 
vollmacht erteilt, fo haben bis zur Aufhebung der Prozeß⸗ 
vollmacht (8 36) alle dieſen Nechtsftreit betreffenden Zu— 
ftellungen an den namhaft gemachten Bevollmächtigten zu 
geihehen.!) — 

In Rechtsſachen, die ſich auf den Betrieb des Handels⸗ 
— einer Perſon beziehen, kann die Zuſtellung für den 

rinzipal an den Prokuriſten geſchehen.?) 

1) Insbeſondere tft Die Ladung zur Berufungsverhandlung an ben 
bereitd namhaft gemachten Vertreter zuzuftellen. 8 480, Abf. 3. — Wut 
wenn die Partei oder ihr gefeglicher Vertreter geftorben, 8 155, menn fie 
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prozeßunfähig geworden ift oder die Bertretungsbefugnis des gefeblichen 
Vertreters aufgehört hat, 8 158. — Bon dem vereinbarten Ruben bes 
Berfahrens ift aber ftet3 die Partei jelbft zu verftändigen. 8 170, Abſ. 2. 
— Auch die Klage des Hauptintervenienten iſt an die Progeßbevoll- 
mädtigten der Parteien des erften Prozeſſes zuzufiellen. 8 31, 8. 1. 

2) Stehe die BZuftelungsverfügung im 8 212, Abi. 5, GO. — Bei 
Poftzuftelung muß ſchon auf der Adreſſe angegeben werden: „oder an 
deſſen Prokuriſten“, 8 349, Abſ. 2, GO.; bei Zuſtellung durch Gemeinde- 
organe oder durch Gerichtsdiener iſt dieſer Vermerk auf dem Zuſtellungs⸗ 
ſcheine anzubringen, 8 364, Abſ. 1, GO. — Unberührt bleiben die geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften über die gerichtliche Vertretung von Gemeinden, Geſell⸗ 
ſchaften, Genoſſenſchaften, Bruderladen und Hilfskaſſen, ſowie fiber bie 
Behändigung von Ladungen und anderen Zuſtellungen an dieſelben. 
Art. IV, 8. 2, EG. 3. 3PO. — Zuſtellungen, welche im Laufe einer Exe⸗ 
kution auf Gegenſtände des Bergwerkseigentumes vorkommen, können 
an den Bergwerksbevollmächtigten erfolgen (nur nicht die Exekutions⸗ 
bewilligung). 8 247 EO. 

Zur Behändigung von Vorladungen und anderen Zuſtellungen an 
Handelsgeſellſchaften genügt es, wenn dieſelbe an einen der zur 
Vertretung befugten Geſellſchafter geſchieht (Art. 117, 167, 196 HGB.), 
zur Behändigung von Vorladungen und anderen Zuſtellungen an Attien- 
gefellfcyaften (Art. 235 HGB.), dann an Erwerb3- oder Wirt» 
ihaftsgenoffenfhaften (Sei. v. 9. April 1873, RGB. Nr. 70, 
8 21) genügt es, wenn diefelbe an ein Mitglied des Vorſtandes, welches 
zu zeichnen oder mitzuzeichnen befugt ift, oder an einen Beamten der 
Geſellſchaft (Genoſſenſchaft), welcher dieſelbe vor Gericht zu vertreten be= 
rechtigt ift, geihieht. Befindet fich eine Handelsgeſellſchaft ober eine 
Erwerbs⸗ oder Wirtfchaftsgenoflenfchaft in Liquidation, fo gefchieht 
die Zuftelung mit rechtlicher Wirkung an einen der Liquibatoren. 
(HGB. Urt. 144, 172, 205, 244, dann Gef. dv. 9. April 1873, RGB. 
Nr. 70, 8 50.) 


Zuftellungsbevollmädtigter. 


6 94. Iſt eine am Orte des Prozeßgerichtes wohnhafte 
Verfon zum Empfange der für einen am Prozeſſe Betei- 
ligten beitimmten Scriftftüde bevollmächtigt worden (Bu=- 
N 1) fo erfolgen die Zuftellungen an 
diefen. 

Dem Buftellungsbevollmäcdhtigten mehrerer Beteiligter 
find foviele Exemplare des Auzuftelfenden Schriftſtückes zu 
übergeben, als Beteiligte vorhanden find. Hinfichtlih der 
Abfhriften von Beilagen eines Schriftfages oder Protofolleg 
genügt jedoch die Zuftellung je einer Abichrift jeder Beilage 
an den gemeinichaftlihen Zuftelungsbevollmächtigten. 

2) Gerichtsſtand des Hauptprozefies zur Geltendmachung der Gebühren 

und Auslagen 8 94, Abi. 2, IN. 
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6 95. Einer Parteia) kann vom Gerichte auf Antrag!) 
oder von Amts wegen aufgetragen werden, innerhalb einer es 
zugleich zu beftimmenden Friſt einen am Orte des Prozep- 
— wohnhaften Zuſtellungsbevollmächtigten namhaft zu 
machen: 

1. wenn dieſe Partei außerhalb des Sprengels des Ge- 
richtshofes erfter Inſtanz wohnt, welcher als Prozeßgericht 
einjchreitet oder in deſſen Sprengel ſich das als Prozeßgericht 
einfchreitende Bezirkögericht befindet; ?) 

2. wenn die Partei während des Rechtsſtreites ihren 
Wehnſis 3) außerhalb des ind. 1 bezeichneten Gerichtshofſprengels 
verlegt. 

Zur Erlaſſung einer ſolchen Anordnung,?) gegen welche ein 

abgefondertes Rechtsmittel 5) nicht sutäfig it, iſt im Verfahren 

vor Gerichtshöfen der Vorfibende des Senates berufen, dem 
die Rechtsſache zugewieſen ift. 

1) Der Antrag kann bei Beztrlsgerichten in der Gerichtäfanzlei zu 

Brotofoll genommen werben. 8 819, 3.4, &. 

2) Zuftellungsbevollmäditigter für die auffünbigende Bartei 8 562, 
Abſ. 2 (maßgebend der Bezirksgerichtsſprengel). — Realgläubiger, welche 
uicht im Sprengel des Exekutionsgerichtes wohnen, müſſen, um nad) dein 

Verfteigerungsedifte von den weiteren Vorkommniſſen des Verſteigerungs⸗ 
verfahrens verftändigt zu Werden, einen am Gerichtöorte wohnhaften 
Buftelungsbevollmäcdtigten namhaft machen. 8 170, 3.4, ED. 

2) Anzeigepflicht 8 111. *) Bu eigenen Handen zuzuftellen. 88 106 

bis 108. ®) 8 515. 

a) Dem außerbalb des Gerichtshofsſprengels wohnenden Advokaten 
einer Partei Tann die Veftellung eine® am Orte des Prozeßgerichtes 
wohnhaften Zuftelungsbevollmädfigten nicht aufgetragen werden. (IM. 
zu 8 95 8P0.) 

696. Wird eine gemäß $ 95 erlafjene Anordnung 
nicht befolgt, jo können alle fpäteren Zuftellungen dadurd) 
vollzogen werden, daß die S ——— der Poſt mit der zu⸗ 
legt befannt gewordenen Adrefle, der Bartei übergeben werden. 
Die Zuſtellung wird mit der Übergabe an die Poſt als be- 
wirft angelehen, wenn aud) die Sendung als unbeitellbar 
zurüdtommt.!) j 

Iſt die Zuftellung durch die Bolt im einzelnen Falle nicht 
geitatiel, jo ift die Bartet nach fruchtloſem Ablaufe der ihr zur 

amhaftmachung eines Zuftellungsbevollmädhtigten gegebenen 

Friſt zu veritändigen,?) daß fortan die für fie beitimmten 

Shriftftüde mit der Wirkung der erfolgten Buftellung bei 

Geriht würden hinterlegt werden. 
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Die Übergabe an die Poſt im Sinne des eriten Abſatzes 
findet feine Anwendung, wenn die Zuftellungen außerhalb des 
Geltungsgebietes dieſes Geſetzes erfolgen müßten. 

1) Zuſtellungsverfügung 8 212, Abſ. 6, GO. — Vergl. die Folgen 
der Nichtbeftelung eines gemeinſchaftlichen Zuſtellungsbevollmächtigten 
für Etreitgenoſſen 8 97. 

2) Insbeſondere bei Zuftellungen im Auslande 88 88, 121, ober weil 
am BZuftelungsort fein Poſtamt fich befintet und mit biefem Ort Feine 
Nuralpoftverbinbung befteht, 8 343, Abſ. 1, SD. 

8) 88 106-108. 

697. Streitgenoffen ,!) welche feinen gemeinfchaftlichen 
Vertreter haben, müffen,a) und zwar als Kläger in der Klage, 
kur, bei Vornahme der erjten Prozeßhandlung,?) einen am Orte 

e3 Prozeßgerichtes wohnhaften gemeinichaftlichen Zuftellungs- 

bevollmächtigten dem Gerichte namhaft machen.“) Die Streit- 
genoffen können jedoch einen aus ihrer Mitte aud) dann zum 
gemeinfchaftlichen Yuftellungsbevollmächtigten beitellen, wenn 
er zwar nicht am Orte des Prozeßgerichtes, aber innerhalb 
des Sprengels des Gerichtshofes erjter Inſtanz wohnt, welcher 
als Prozeßgericht einjchreitet oder in defjen Sprengel fich das 
als Prozeßgericht einfchreitende Bezirksgericht befindet, und 
wenn zugleich nach dem Wohnorte diefes Streitgenoſſen eine 
regelmäßige Yuftellung von Boftfendungen dur Bedienitete 
der Boft Hattfindet, 

Unterlaffen Streitgenofjen die rechtzeitige Namhaft- 
machung eines gemeinſchaftlichen Zuftellungsbevollmäcdhtigten, 
fo iſt auf Antrag*) der Gegenpartei eine am Orte des Prozeß⸗ 
geri tes ee geeignete Perſon auf Gefahr und Koften 

er GStreitgenoffen?) zum gemeinſchaftlichen Zuftellungsbevoll- 
mächtigten derjelben zu beftellen; diefer Beichluß kann nicht 
angefochten mwerden. 

Im Verfahren vor Gerichtshöfen fteht dieſe Beichluß- 
faflung dem Vorſitzenden des Senates zu, dem die Rechtsſache 
zugewieſen ift. 

2) gg 11, 12, 16, 98. 

2) 3. B. Streitverfündigung 8 21, Benennung des Auftor3 8 22, 

Zerhandlung bei der erſten Tagfabung 8 239. 

3) Huch wenn bie Borausfegungen des 8 95 nicht zutreffen. 

4) Der Antrag kann bei Bezirkögerichten in ber Gerichtsfangzlei zu 
Protokoll genommen werben. 8 319, B.4, SD. 

6) 8 40, Abſ. 2; fie Haben Leinen Aniprud auf Erfag diefer Koften. 

a) Eine Klage mehrerer Streitgenofien, die weder einen gemein- 
ſchaftlichen Vertreter haben, noch einen gemeinfchaftlichen Zuſtellungs⸗ 
bevollmächtigten dem Gerichte in ter Klage namhaft machen, ift zum 
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Zwecke der Beſeitigung dieſes Formgebrechens nach Vorſchrift der 88 84 
und 85 8PO. (8 83 GO.) zu behandeln. 

Die Bejeitigung des Formgebrechens ift von Amts wegen, und zwar 
dor Anberaumung der erften Tagſatzung anzuorbnen. 

Wenn die Kläger der richterlihen Aufforderung ungeachtet einen 
gemeinfchaftlichen Zuftelungsbevollmächtigten nicht beitellen, kann deshalb 
die Einleitung des Verfahrens nicht verweigert werben, fondern e3 bleibt 
dem Gegner vorbehalten, die gerichtliche Beftellung eines gemeinſchaftlichen 
Buftellungsbevollmäcdhtigten zu beantragen. Gleiches gilt, wenn bie Be⸗ 
Hagten ungeachtet richterlicher Aufforderung einen gemeinfchaftlicden Zu⸗ 
ftellungsbevollmächtigten nicht namhaft machen. 

Solange ein folcher gegnerifcher Antrag nicht angebracht wird, find 
die Buftelungen an die einzelnen Streitgenoffen feldft zu richten, und es 
ift auf die dadurch verurfachte Verteuerung oder Verzögerung des Ber: 
fahrens nicht weiter Bebacht zu nehmen, wenn weder bie Streitgenoijen 
noch deren Gegner ſich dazu beftimmt finden, das zur Abwehr biefer 
Nachteile Erforderliche vorzutehren. (FM. zu 8 97 ZPO.) 

6 98. Als Zuftellungsbevollmäcdhtigter des al3 Gtreit- 
genofje zu behandelnden Nebenintervenienten!) hat die Haupt» 
partei,?) welcher fich der Nebeninterventent angeſchloſſen hat, 
infolange zu gelten, als nicht mit Zuftimmung des Neben- 
intervenienten ein anderer gemeinjchaftlicher Zuftellungsbevoll- 
mädhtigter vom Gerichte?) bejtellt wurde ($ 97, Abfa 2 und 3). 

1) 8 20. 9% Auch wenn fie nicht im Gerichtähoffprengel wohnt. 
8 97, Abf. 1. 

3, Wenn KHauptpartei und Nebenintervenient einveritändlidh einen 
anderen Buftelungsbevollmächtigten beftellen, bedarf e8 nicht der gericht- 
Iihen Buftimmung. 8 97, Abſ. 1. 

699. Der für eine einzelne Berfon?) beftellte Zuftellung3- 
bevollmächtigte hat dieſer die für fie beitimmten, ihm zu- 
geſtellten Schriftitüde jeweils ohne Aufſchub zu überjenden. 
Desgleichen hat der gemeinſchaftliche?) Zuſtellungsbevollmäch⸗ 
tigte, wenn nicht durch Vereinbarung etwas anderes bejtimmt 
wird, die empfangenen Schriftjtüde den Perſonen, für melde 
er Zuftellungen übernommen bat, jeweils ohne Aufihub zu 
überfenden und Ddenjelben die Einficht der von ihm zu ver- 
wahrenden Beilageabichriften, ſowie deren weitere Abfchrift- 
nahme zu geitatten.?) 

1) 8 95. 2) 88 97, 98. >) Gerichtäftand des Hauptprozeſſes für 

Klagen der Zuftelungsbevollfmächtigten wegen Gebühren unb Auslagen 
8 94 IM. 











8 98. 1. Dem ald Streitgenoffe zu behandelnden Neben- 
intervenienten ift eine befondere Ausfertigung ded Urteile 
nicht zuzuftellen. €. v. 21. März 1899, 3. 3982, Sig. 556. 
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Beit der Zuftellung. 

6100. An Sonn- und Feiertagen?) darf eine Zuftellung, 
fofern fie nicht durch die Poſt vollzogen wird, nur mit richter- 
licher Erlaubnis erfolgen.?) Dieje Erlaubnis?) kann vom Vor⸗ 
figenden des Senates, ſowie vom Vorſteher des Prozeßgerichtesa) 
oder des Bezirkögerichtes, in deſſen — die Zuſtellung 
gel en joll, erteilt werden und ift auf dem zuzuſtellenden 

chriftſtücke erfichtlich zu machen.) 

Der Beſchluß, durch welden die Erlaubnis erteilt oder 
— wird, kann durch ein Rechtsmittel nicht angefochten 
werden. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen haben auch Anwendung zu 
finden, wenn eine Zuſtellung zur Nachtzeit bewirkt werden joll.°) 

ı) Die Feiertage werden im Verordnungswege beftimmt. 8 221, 
Abſ. 2. Siehe $ 44 SD. bei 8 221. 

*) Anſchlag am Geichäftslofale nur an Werktagen. 8 104, Abf. 2. 

846 GO. Die Erlaubnis, YZuftellungen, die in anderer Weiſe 
als durd) die Poft bewirkt werden follen, an Sonn= ober Feiertagen 
oder zur Nachtzeit vorzunehmen (8 100 ZPO.), Tann bei Gerichtshöfen 
an Stelle des Senatsvorfigenden von dem zu beflen Bertretung berufenen 
Richter (8 32 GOG.), und an Stelle des Vorſtehers des Prozeßgerichtes 
vom KBizepräfidenten des Gerichtshofes (8 81 GOG.) oder von dem 
gegebenenfalls zur Bertretung bes Bezirksgerichtsvorſtehers berufenen 
Einzelrichter des Bezirksgerichtes erteilt werden. Ebenſo Tann lebterer 
an Stelle des Bezirksgerichtsvorſtehers die Erlaubnis erteilen, an 
Sonn⸗ oder Feiertagen oder zur Nachtzeit Erelutionshandlungen vorzu⸗ 
nehmen (8 30 ED.). 

Wenn der zur Verfehfung des Sonntagsdienites beftimmte richter⸗ 
fihe Beamte nicht beredjtigt tft, Zuftellungen oder Exekutionshandlungen 
an Sonntagen zu erlauben, muß jeweils wenigſtens von einem der 
hiezu ermädhtigten richterlichen Beamten des Gerichtes befannt fein, mo 
er anzutreffen ift. 

% Wenn die Bewilligung gleich bei Erledigung des fraglichen 
Beichluffes erteilt wird, wird fie von der Gerichtöfanzlei der Aus—⸗ 
fertigung beigefügt und vom Richter unterfchrieben. Siehe 8 213, 
af. 2, GO. 

Um die Erlaubnis kann auch das Zuſtellungsorgan anſuchen, wenn 
fonft die Zuftellung überhaupt nicht oder nicht rechtzeitig ausgeführt werden 
Lönnte. Siehe 8 366, Ab. 1, GO. 

&) Die Nacıtzeit umfaßt in der Zeit vom 1. April bis 30. September 
die Stunden von 9 Uhr abends bis 4 Uhr morgens, in ber Beit vom 
1. Oltober bis 81. März die Stunden von 9 Uhr abends bis 6 Uhr 
morgend. 8 45 GO. — Erelutionshandlungen bürfen an Sonn= und 
Beiertagen ſowie zur Nachtzeit nur in dringlicdhen Fällen mit Erlaubnig 
des Vorſtehers jenes Bezirksgerichtes vorgenommen werden, in beflen 
Sprengel bie Erelutionshanblung vorgenommen werben foll. 8 30 ED. 
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a) Der Borfteher des Frozeßgerichtes ift nicht berechtigt, die vom 
Vorfigenden de3 Cenates verweigerte Erlaubnis zur Zuſtellung zur 
Nachtzeit oder an Sonn= und Feiertagen auf Anſuchen der Partei, unter 
Aufhebung des Beſchluſſes des Eenatsvorfigenden, nachträglich zu erteilen 
{8 100, Abſ. 2, ZPO.) (IM. zu 8 100, 8PO., P. 1.) 

Zuftelungen in Angelegenheiten der Gerichtsbarkeit außer Streit: 
ſachen, ſowie im Konfursverfahren dürfen an Sonn» ober Syeiertagen ober 
zur Nachtzeit nur mit richterlicher Erlaubnis erfolgen (8 83 GOG.). 
(FR. zu 8 100 8PO., P. 2.) 


Drt der Zujtellung.t) 


6101. Die Zuftellung hat am Zuftellungsorte in der 
Wohnung, in der gewerblichen Betriebsitätte, im Geſchäfts⸗ 
lokale oder am Arbeitsplage der betreffenden Perjon und bei 
Advokaten und Notaren in deren Kanzlei zu erfolgen;a) eine 
außerhalb diefer Räume vorgenommene Zuftellung iſt nur 
gittig, wenn die Annahme des Echriftftüdes nicht verweigert 
wurde. 

Sn Ermanglung einer Wohnung, einer gewerblichen Be- 
triebsjtätte, eines Geſchäftslokales oder eines Arbeitsplages 
fönnen BZultellungen vorgenommen werden, wo die Perſon, 
welcher zugejtellt werden foll, angetroffen wird. 

2) Die gerichtlichen Erledigungen find aud dann in die auf der 
Adrefje angegebene Wohnung ze. abzutragen, wenn ber Adreſſat beim 
Boftamte ein Fach gemietet Hat. HME. v. 10. Februar 1899, 8. 7455. 
IMEB. ©. 76/1899. 

a) Die Zuftellung an Berjonen, die nebjt ihrer Wohnung eine gewerb- 
liche Betriebsftätte, ein Geſchäftslokale oder eine Ranzlei befigen, ſowie 
die Zuftelung an Perſonen, die außerhalb ihrer Wohnung an einer 
gewerblichen Vetriebsftätte, in einem Geſchäftslokale, auf einem Arbeit3- 
platz oder in einer Advolaturs- oder Notariatstanzlei beſchäſtigt find, 
kann ſowohl in ihrer Wohnung, wie in ben übrigen ge- 
nannten Räumen giltig erfolgen. Es fteht im Ermeflen des 
Gerichtes oder des Zuftelungsorganes, ob die Zuftelung zuerft in der 
Wohnung oder in einem der anderen Räume zu verſuchen ift. (IM. zu 
8 101 ZPO.) 


Erjagzuitellung. 


6102. Wird die Perſon, welcher zugeftellt werden fol, 
in ihrer Wohnung!) nicht angetroffen, fo kann die Zuftellung 
mit Wirkſamkeit an jeden dem BZuftellungsorgane bekannten, 
in der Wohnung befindlichen erwachlenen, zur Familie ge- 
hörigen Hausgenoffen oder an eine in der Familie dienende 
erwachjene Perſon geichehen.?) 
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Werden auch ſolche Perfonen nicht angetroffen, jo Tann 
das zuzuftellende Schriftitüd dem in demfelben Haufe wohnen⸗ 
den Vermieter oder einer von dieſem beitellten, ebenda 
wohnenden Auffihtsperion eingehändigt werden, wenn die» 
jelben zur Annahme bereit find.?) 


2) Erfapzuftellung, wenn ber Wbreflat im Geichäftslofale oder am 
Arbeitsplage nicht angetroffen wird. 8 108. x 

2) Falls nicht zu eigenen Handen zuauftellen ift. 88 106, 108. — 
Unzuläffigfeit der Erfabzuflellung 8 103, Abf. 3. 

3) Nah) Art. IX EG. 3. ZPO. und Art. V EG. 3. IR. bleiben 
nachſtehende auf die Zuftellung bezügliche Privilegien der Kredit⸗ 
inftitute in unberührter Geltung: 

Buftellung in Hypothekar-Kreditsſachen ber öſterreichiſch⸗ 
ungarifchen Bant. 

8 11 lit. h der Statuten der Hypothekar⸗Kreditabteilung der öſter⸗ 
teichifch-ungarifhen Bank (Kaiferliche Verordnung vom 21. Sept. 1899, 
RGB. Ar. 176, Beilage Ia): Mit Ausnahme ber VBeichlüffe, durch welche 
das Prozeßverfahren eingeleitet ober die Exekution bewilligt wird, find 
gerichtliche Erläffe, welche dem Verwalter oder Pächter der verpfändeten 
Realität in Abweſenheit des Beſitzers zugeftellt oder, wenn auch jene ab» 
wefenb wären, in Gegenwart von zwei Zeugen an ber Türe der Wohnung 
des Beſitzers, Verwalters ober Pächter8 angefchlagen wurden, jo zu bes 
trachten, als wären fie zu Handen des Beſitzers zugeftellt worden. 

Dasſelbe gilt, und zwar hinſichtlich der gerichtlichen Erläffe ohne 
Unterſchied, für die k. E. priv. allgemeine Öfterr. Boden-Kredit— 
anftalt, Urt. 85, lit. e, der mit Exrlaß vom 1. Juni 1864, RGOB. Nr. 49, 
fundgemadten Statuten; für die Hypothekenbank des König: 
reiches Böhmen, 8 57, 3.4, der mit Kundmachung bed Statthalters 
f. Böhmen dv. 2. Aug. 1888, LGB. Nr. 43, bekanntgemachten Statuten. — 
Hinfihtlih der galiziſch-ſtändiſchen Kreditanftalt (Galizifcher 
Bodenfredit:Berein) beftinnmt 8 66 Pat. v. 3. Nov. 1841, IGS. Nr. 569: 
Alle Erläfie der Vereinsdirektion, des Schiebögerichte® oder des be⸗ 
treffenden Landrechtes Haben rechtägiltig auf dem dem Vereine verpfän= 
beten Gute des Schuldners, falls derfelde nicht angetroffen wird, zu 
Handen des Verweſers des Wirtjchaftgamtes übergeben, oder wenn auch 
diefer abweſend ift, an ber Tür des Wirtfchaftsamtes im Beiſein zweier 
Beugen angefchlagen zu werben, welche Buftellung jene zu eigenen Handen 
des Schuldners vertreten wird. 

Hinfihtli der unter Auffiht des Staates Kreditgefdhäfte 
betreibenden Anftalten beftimmt Art. IV e ber MB. v. 28. Dtt. 
1865, RGB. Nr. 110: Mit Ausnahme des Bahlungsbefehles find gericht: 
liche Erläffe, welche ſich auf die Realifierung der Hupothelarforderung 
der Anftalt beziehen, wenn fte in Abweſenheit des Gutsbeſitzers dem Ber- 
walter oder Pächter des hypothezierten Gutes zugeftellt, oder falls auch 
diefe abwefend wären, in Gegenwart von zwei Zeugen an der Tür der 
Wohnung des Gutsbeſitzers, Verwalters oder Pächters angefchlagen wurden, 
al® zu Handen des Gutsbefigers zugeftellt zu betrachten. 
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Aufgehoben iſt dur Art. IV, 8.1, EG. 3. ED. der 8 65 ber mit 
Erlaß des Finanzminifteriums dv. 6. Nov. 1855, RGB. Nr. 186, kundge⸗ 
machten Statuten der priv. Öfterr. Kreditanftalt für Handel und 
Gewerbe: „Alle gerichtlihen Verftändigungen, insbeſondere alle Verbote 
auf die bei der Anſtalt für Rechnung Dritter erliegenden Gelber ober 
Effekten oder fonftigen gerichtlichen Aufträge müflen der Kreditanftalt zu 
Handen der Direktion durch das Hanbeldgericht in Wien zugeftellt werden, 
widrigenfalls fie diejelben nicht anzunehmen verpflichtet ift.“ 

6 103. Für Perjonen, welche in ihrem Geſchäftslokale 
oder an der Stätte ihres Gewerbebetriebe") nicht angetroffen 
werden, kann die Zultellung an eine der daſelbſt anweſenden 
erwachjenen Perſonen —8 von welcher das Zuſtellungs⸗ 
organ weiß, daß ſie zur Familie des Adreſſaten gehört oder 
in deſſen Geſchäft oder Gewerbe bedienſtet iſt. 

Wird der Advokat oder Notar, dem zugeſtellt werden ſoll, 
in ſeiner Kanzlei nicht angetroffen, ſo kann die Zuſtellung 
an jeden daſelbſt anweſenden, dem Zuſtellungsorgane bekannten 
re oder Bedienfteten des Advokaten oder Notars 
erfolgen. 

Die Zuftellung an einen der in Abſatz 1 und 2 und in 
8 102 bezeichneten Familienangehörigen, Hausgenoffen, An- 
gejtellten, Bedienfteten u. ſ. w. ift unſtatthaft, jofern dieſelben 
an dem Rechtsitreite als Gegner der Perſon, an melde die 
Zuſtellung erfolgen fol, beteiligt find.?) | 

1) Oder am Arbeitsplatze, 8 101, Abf. 1; fiehe JM. zu 8 101 ZRO. 

2) Um die Erfagzuftellung an den Gegner zu verhindern, ift in ber 
HZuftellungsverfügung (8 212, Abf. 7, ED.) und auch auf dem Umfchlage 
(bet Boftzuftellung), ſonſt auf dem Buftellungsfcheine die Bemerkung „Keine 
Erfaßzuftelung an NR." anzubringen. 88 351, Abſ. 8, 364, Abf.1, SD. 

F 104. Wenn fich die Zuftellung weder unmittelbar an 
die Berfon, welcher zugeftellt werden —* noch nad) den Be⸗ 
ſtimmungen der 88 102 und 103 bewirken läßt, kann fie da⸗ 
durch erfolgen, daß das zuzuſtellende Schriftſtück, falls die Zu⸗ 
ſtellung durch die Poſt zu ae war, bei dem PBoftamte,') 
zu deſſen Amtsbereich der Zuftellungsort gehört, in allen an- 
deren Fällen aber bei dem Gemeindevorfteher des Zuftellungs- 
ortes oder bei dem Geſchäftsführer des ausgefchiedenen Gut3- 
gebieteg niedergelegt?) und dieſe Hinterlegung ſowohl durch eine 
an der Türe der Wohnung oder an der Eingangstür des 
Geſchäfts⸗ oder Gemwerbelofales zu befeftigende fchriftliche An- 
zeige,?) als auch nach Tunlichkeit durch mündliche Mitteilung 
an in der Nachbarſchaft wohnende Perſonen befannt ge- 
macht wird.*) 
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Die Befeitigung der fchriftlihen Anzeige an der Ein- 
gangstüre eines verichloffenen Geichäftstofaled darf nur an 
einem Werktage?) geichehen. 

Die mit Beachtung der vorjtehenden Beltimmungen 
vorgenommene Niederlegung des zuzuftellenden Schriftitüdes 
hat die Wirkung der Zuſtellung. Die Beihädigung oder das 
Abreißen der Anzeige iſt auf die Giltigfeit der Auftelfung ohne 
Einfluß. 

1) Wenn die niedergelegten Sendungen nicht binnen 14 Tagen ehoben 
werden, werben fie an das abjendende Gericht zurückgeſchickt und daſelbſt 
bei den Alten aufbewahrt, die Umfchläge werden bem Abgabepoftamte im 
turzen Weg überjendet. 8 357 GO. 

2) Die Beurkundung erfolgt durch Beftätigung der Hinterlegung 
bezw. ber Befeftigung der jchriftlicden Anzeige (8 107 ZPO.) auf dem 
Buftellungsfcheine. $ 867 GO. 

3) Siehe 88 850 u. 363 GO. (mo aud) das Formular). 

*, Ebenſo im Falle der Unauffindbarfeit der Partei oter ihres 
Vertreters infolge Wohnungsänderung. 8 111, Abſ. 2 (ſchriſtlicher An⸗ 
ſchlag entfällt). 

5) Nicht an einem Sonn- ober Feiertage im Einne des Geſetzes, 
88 100, 221. Siehe 3 44 GO. bei 8 221. 


Verordnung des AJuftizminiiters vom 7. Oktober 1897, 
RGB. Nr. 245, betreffend die Niederlegung gerichtlider 
Buftellungsftüde betdem Gemeindevorfteher in den Städten 
Wien, Brag, Brünn, Graz, Trieft und Lemberg. 

Auf Grund des Urt. LV des Gef. dv. 1. Auguft 1895, RGB. Nr. 112, 
wird zur Durchführung der Vorfchriften der Zivilprozeßordnung (Gef. v. 
1. Yuguft 1895, RGB. Nr. 113) über die Zuftellung durch Niederlegung 
bei dem Gemeindevorfteher verordnet: 

81. Scriftitüde, bie nad) Vorſchrift der Bivilprogekordnung 
(S8 104, 106, 107, 109 und 111) behufs Bewirkung der Buftellung bei 
dem Gemeindevoriteher des Zuftellungsortes niedergelegt werden müflen, 
find in den Städten Wien, Prag, Brünn, Graz, Trieft und Leniberg an 
folgenden Orten zu hinterlegen: 

1. in ®ien: bei ber Bezirksvorſtehung des Gemeindebezirles, inner- 
halb deſſen die Buftelfung erfolgen jo; 

2. in Brag: in Unfehung aller Zuftellungen im Prager Stabtrayon, 
mit Ausnahme des VII. Stabdtteiles, bei dem ſtädtiſchen Konjfriptions- 
amte; bet Buftellungen, die im VII. Stadtteile erfolgen jollen, im Amts⸗ 
Iofale des Magiftrates in Hollefhomwiß; 

8. in Brünn: bei dem ftädtifchen Polizeiamte im Rathaufe; 

4. in Graz: bei der Bezirksvorſtehung bes Stadtbezirkes, innerhalb 
deſſen bie Zuſtellung erfolgen foll; 

5. in Trieft: für den ganzen NRayon, mit Ausnahme ber drei 
ftädtifchen Bezirfe Barcola, Rojano und Servola und der ländlichen 
Bezirke im Territorium der Stadt Trieft, bei dem ftäbtiichen Magiftrate 
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im Munizipalgebäube, dagegen betreff3 der Zuftellungen, bie in den eben 
genannten brei ftäbtifchen Bezirken und in den ländlichen Bezirken im 
Territorium der Stadt Trieft erfolgen follen, im Amte des Bezirksvor⸗ 
ftehers des in Frage kommenden Bezirkes; 

6. in Lemberg: bei dem Expeditsamte des ſtädtiſchen Magiftrates. 


8 2%. Zum Zwecke bes Nachweiſes ber erfolgten Niederlegung Hat 
bas zur Übernahme folcher Schriftitüde ermächtigte Gemeindeorgan bie 
auf dem Zuftellicheine (Formulare Nr. 74 und 75 Geih. DO. für bie 
Gerichte erfter und zweiter Inftanz) angebrachte Übernahmsflaufel unter 
Angabe bes Datums der Niederlegung und Beidrüdung des Gemeinde- 
ſiegels zu unterjchreiben. 


8 3. Über die an den bezeichneten Stellen niedergelegten Zuſtellungs⸗ 
ftüde ift ein Berzeichnig nad) dem Formulare */. zu führen. 

Die Eintragungen in das Verzeichnis Haben jeweils fogleih nad 
der Übernahme bes Zuſtellungsſtückes zu gefchehen. 

Um die leichtere Auffindung der den Parteien auszufolgenden Bus 
ftelungsftüde zu ermöglichen, ift das Verzeichnis nad) Bedarf alphabetiich 
nad; dem Zunamen ber Adreſſaten und innerhalb der alphabetiichen An⸗ 
ordnung mit fortlaufenden, in jeder Buchitabenabteilung mit ein® be- 
ginnenden Poſtzahlen zu führen. 


8 4. Die niedergelegten Echriftftüde find zweckentſprechend unter 
Verſchluß aufzubewahren und den Adrefjaten, die deren Ausfolgung be= 
gehren, einzuhändigen. 

Der Gemeindevorjteher Hat die Stunden für die Ausfolgung nieder⸗ 
gelegter Zuftellungsftüde mit Rüdjicht auf bie örtlichen Berhältnifle fo 
zu beftimmen, daß auch den während der üblichen Geſchäftsſtunden be⸗ 
ſchäftigten Perfonen möglich ift, ſich das Zuſtellungsſtück abzuholen. 

Ferner hat der Gemeindevorfteher zu beftimmen, in welcher Art die 
Perfonen, welche die Ausfolgung niedergelegter Zuftellungsftüde begebren, 
ihre Identität zu bejcheinigen haben. 


85. Die Gtellen, an welchen bie gerichtlichen Buftelungsftüde 
niedergelegt werden, die Zagesftunden, innerhalb beren die Ausfolgung 
erwirkt werden kann, und endlid die betreffs der Identitätsbeſcheinigung 
etwa erlaffenen Anordnungen find durch Anfchlag an den Amtstafeln der 
Niederlegungsftelen und außerdem in jebem Jahre durch mehrmalige 
Kundmadhung in den Öffentlichen Blättern befanntzumadhen. 


8 6. Die Beftimmungen diefer Verordnung treten anı 1. Januar 
1898 in Wirkjamleit. Die im 8 5 vorgefehene Kundmachung in ben 
öffentlichen Blättern hat zum erjtenmale in der legten Woche des Monate 
Dezember 1897 zu gefchehen. 
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6 105. Zuſtellungen an die zur Vertretung des Arars 
berufenen Öffentlichen Organe!) oder an andere Behörden, an 
Gemeinden, Korporationen und Anftalten find, fofern im 
einzelnen Falle nichts anderes angeordnet wird, an den Be- 
amten oder Bedienjteten zu bewirken, der zur Empfangnahme 
der an die Behörde, Gemeinde, Korporation oder Anjtalt ge- 
richteten Schriftſtücke beſtellt ift, falls aber ein folder nicht 
befannt wäre, an jeden dem Zuftellungsorgane befannten, im 
fragliden Amte oder Geſchäftslokale —— Beamten 
oder Bedienſteten der Behörde, Gemeinde, Korporation oder 
Anſtalt, für welche das zuzuſtellende Schriftſtück beſtimmt iſt. 

1) Art. IV, 8.1, EG. 3. ZPO. — Nachdem laut einer Mitteilung 

des Finanzminiſteriums Fälle vorgekommen ſind, in welchen die Gerichte 
Eingaben in Streitſachen, welche das Staatsvermögen oder die ihm gleich⸗ 
gehaltenen Fonde betreffen und die nicht ausdrücklich gegen die betreffende 
Finanzprokuratur rüdfichtlich deren Abteilung rubriziert find, den bezüg- 
lichen Adminiſtrativbehörden zuftellen laſſen, findet das Yuftizminifterium 
den Gerichten in Erinnerung zu bringen, daß alle Iediglich gegen die 
Adminiftrativbehörden oder das Staatdvermögen und die 
demjelben gleihgehaltenen Fonde geridteten Eingaben in 
Streitfaden, dann alle für diefelben beftimmten Erledi— 
gungen in Grundbuchs- und Landtafelangelegenheiten nad 
ben beftehenden Geſetzen der betreffenden Finanzprofuratur, rückſichtlich 
Finanzprokuratursabteilung als den gefeslichen Vertretern des Staats⸗ 
ſchatzes und der ihm gleichgehaltenen Sonde zuzuftelen find. IME. v. 
29. Dez. 1857, 8. 22464, an alle Oberlandesgerichte. 


Ge. Sig. VI. 2. Zivilprozeßordnung. 12 
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Buftellung von Klagen. 


6 106. Klagen?) können nur zu eigenen Handen des 
Geklagten (8 92),?) eines zur Empfangnahme von Klagen er- 
mächtigten Vertreters?) desfelben oder in Rechtsfachen, die ſich 
auf den Betrieb des Handelsgewerbes einer Perjon beziehen, 
zu Sonden des Prokuriſten“) der geflagten Firma zugeitellt 
werden. 

Kann eine folche Zustellung nicht bewirkt werden, fo ilt 
die Partei, welcher zugeitellt werden foll, durch eine in ihrer 
Mean oder Kanzlei, in ihrem gewerblichen oder &e- 
ſchäftslokale zurüdzulaffende oder, falls diefe Räumlichkeiten 
verichloffen find, an deren Eingangstür zu  befeitigende 
fchriftliche Anzeige?) aufzufordern, behufs Entgegennahme der 

uftellung an einem ihr gleichzeitig zu an Tag und 

tunde in dem betreffenden Lokale anweſend zu jein. Wenn 
die Partei diefer Aufforderung nicht entipricht, ift jodann im 
Sinne des $ 104°) vorzugehen. a) 

Die Beihädigung oder das Nbreißen der jchriftlichen 
Aufforderung iſt u die Giltigfeit de3 Vorganges ohne 
Einfluß. 

1) Ebenfo die bei 8 108 bezeichneten Gefchäftsftüde. — Zuſtellungs⸗ 

verfügung $ 212, Ab}. 3, GO. 

:) Bei Militärperfonen des Mannſchaftsſtandes durch Bermittlung 

des Kommandanten. 

2) 8 31, 8. 1. *) Siehe Anmerfung 2 zu 8 98. 

°, Siehe 88 350, Abſ. 3, 363, Abi. 2, GO., wo auch das Formular. 

8) Nieberlegung bei der Poft bezw. beim Gemeindevorfteher und 





8 106. 1. Aufforderung zur Entgegennahme der 
Zuftellung ift dadurch bedingt, daß der Bellagte nach der Sadı- 
lage einer folhen Aufforderung entiprechen fann. E. v. 15. Jän⸗ 
ner 1901, 3. 13372, Przeg. 1902: ©. 106. 

2. Die ſchriftliche Aufforderung wird nicht erjegt Durch münd-» 
lihe Benachrichtigung eined Hausgenofjen des Beklagten von 
der Hinterlegung der Klage. E. v. 5. April 1899, 3. 4857, 
Sig. 565. 

3. Eine nit zu eigenen Handen des Bellagten be- 
wirkte Zuftellung der erften Verordnung (Klage) wird gültig, wenn 
Bellagter nachträglich deren Empfang beftätigt. E. v. 16. Juli 
1389, 3. 8187, GH. 1889: 48. 

4. Das Unterlaffen der Zuftellung an einen der beklagten 
Streitgenojjen madht das Berfahren und Urteil nur in An— 
fehung dieſes Streitgenoffen nichtig. E. dv. 27. September 1882, 
3. 10765, Sig. 9109. 
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Anſchlag ber fchriftlichen Anzeige nebft Mitteilung an in der Nachbar⸗ 
ſchaft wohnende Perfinen. 88 357, 367 GO., ſ. Anm. 1 u. 2 zu 8 104. 

Hinfichtlih der Zuftellung an abweſende Berfonen enthalten 
die mit HMR. v. 10. Junt 1902, 3. 29687, Poft- u. Telegr.⸗Vdgs.⸗Bl. 
Nr. 55/1908, Anhang II (JMVBB. 1902, ©. 218), erlaflenen Vorſchriften 
über die Abgabe der Poftfendungen nachſtehende Beſtimmungen: 

8 9, Abi. 8, 4, 5, 6. Wird ber Adreſſat eines von einem blauen 
oder gelben Rüdfcheine begleiteten Schriftftüdes deshalb nicht angetroffen, 
weil er (ohne Änderung der Wohnung oder des Wohnortes) verreift ift, 
und ift auch feine zur Empfangnahme berufene Perſon vorhanden, fo 
darf zur Aufforderung und Hinterlegung erft geichritten werben, wenn 
auch die Borausjegungen zur Nacjfendung des Schriftftüdes nicht zu⸗ 
treffen. Die Nachſendung findet unter folgenden Borausfeßungen ftatt: 
Die neue Adreſſe muß befannt unb fo genau beftimmt fein und der 
Adreffat fih am neuen Veftimmungsorte mutmaßlich fo lange aufhalten, 
daB das Gelingen der Zuftelung dortſelbſt und das rechtzeitige Burüd- 
langen des NRüdfcheines mwahrjcheinlich iſt, außerdem muß nad den ob- 
waltenden Umftänden die Annahme ausgefchloffen fein, daß bie Abweſen⸗ 
heit des Adreſſaten ven Zwed hat, die Zuftellung gerichtlicher Erledigungen 
zu verhindern; aud) darf das Gericht die Nachſendung nicht durch den 
auf dem Umijchlage angebrachten Bermert „Nicht nachfenden“ oder eine 
gleichbedeutende Angabe unterjagt haben. Wenn demnach bie Radj- 
fendung nicht Hat ftattfinden können (3.98. weil der Adreſſat nur vor- 
übergehend auf wenige Tage abweſend ift, weil jeine Adreſſe nicht befannt 
ift, weil der Verdacht befteht, daß der Adreſſat ſich abfichtlih vom Zu⸗ 
ftelungsorte fernhält) und e8 daher zur Aufforderung und poftämtlichen 
Hinterlegung des Schriftftüdes gefommen ift, muß auf dem Rückſcheine 
furz, jedoch mit möglichfter Genauigfeit angegeben werden, welche Aus⸗ 
fünfte das Beftellorgan über Grund und Dauer der Abweſenheit, über 
den angeblichen Aufenthaltsort und von wem es dieſe Mitteilungen 
erhalten bat. 

Wird der Adreffat nicht angetroffen, weil er die Wohnung ober den 
Wohnort gewechfelt hat, und ift auch keine zur Empfangnahme berufene 
Berfon vorhanden, fo ift das Scriftftüd dem Adreſſaten nachzuſenden, 
wenn die neue Wohnung oder der neue Wohnort, erforderlichenfall3 mit 
Hilfe der Ortsbehörden, hat ermittelt werden können und das Gericht 
die Nachſendung nicht durch den Vermerk auf dem Umfchlage „Nicht nach⸗ 
fenden“ oder eine gleichbebeutende Angabe unterjagt hat. Bleibt die Er- 
Fundigung nad der neuen Wohnung (Wohnort) eriolglos, fo ift das 
Schriftftüd tem aufgebenden Gerichte mit dem Bemerken zurüdzufenden, 
daß der Aoreflat feine Wohnung (feinen Wohnort) verlaffen hat und die 
neue Adreſſe nicht zu ermitteln gewefen ift. Das Gericht wird das 
Schriftſtück, wenn die Vorausfegungen zur Hinterlegung vorliegen, mit 
dem Bermerfe „Wohnungsänderung“ verjehen wieder zur Poft einliefern. 
Das Boftamt hat hierauf die Zuftellung durch die poftämtliche Hinterlegung 
vorzunehmen; der Unfchlag der ſchriftlichen Anzeige der Hinterlegung im 
Sinne des erften Abſatzes Hat in diefen Yällen zu unterbleiben und Die 
Dort vorgefchriebene Verftändigung von der Hinterlegung fih auf die 
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mündliche Mitteilung an den im jelben Haufe wohnenden Vermieter oder 
an die von dieſem beftellte und bort tmohnende UBtperon zu bes 
Schränken. 

ft der Adreſſat in das Ausland oder in bie Sänder der ungariſchen 
Krone oder in das Okkupationsgebiet verreift und ift auch Teine zur 
Empfangnahme berufene Berfon vorhanden, fo ift das Schriftſtück ſtets, 
eventuell unter Angabe der Adreſſe dem Gerichte als unbeftellbar zurüds 
aufenden. 

Bei Nachſendungen u. f. f. hat das Poftamt, welches fchlieilich bie 
Beſtellung ober Hinterlegung vorgenommen hat, auf bem Rüdiceine 
immer auch die legte Wohnungdadrefje erfichtlich zu machen. 

8 11. Bet zivilgerichtlihen Schrififtüden, melde von weißen Rüds 
ſcheinen begleitet find, bat, wenn der Adreſſat au3 irgend einem Grunde 
nicht angetroffen wird und die Erfabzuftelung nicht erfolgen kann, die 
Nachſendung ftattzufinden, wenn fie Erfolg verfpricht, fonft ift das Schrift- 
ftüd ohne vorhergehende Aufforderung beim PBoftamte zu Binterlegen; 
diefe Hinterlegung iſt ſowohl dur) eine an der Tür ber Wohnung oder 
an der Eingangstür des Geſchäfts- oder Gewerbelokales zu befeſtigende 
fchriftliche Anzeige nach Mufter der Anlage 7, ald auch nad Zunlichleit 
duch) mündliche Mitteilung an in der Nachbarſchaft wohnende Berfonen 
befannt zu machen. Die Befeftigung der fchriftlihen Anzeige an ber Ein 
gangstür eines verfchloffenen Gefchäftslofales darf nur an einem Werk⸗ 
tage geſchehen. 

Iſt der Adreſſat in das Ausland oder in die Länder der ungariſchen 
Krone oder in das Okkupationsgebiet verreiſt, jo iſt das Schriftſtück, 
wenn die Erſatzzuſtellung nicht erfolgen kann, ſtets, eventuell unter An⸗ 
gabe der Adreſſe dem Gerichte als unbeſtellbar zurückzuſenden. 

Der lebte Abſatz des 89 gilt auch bei Nachſendungen ꝛc. von zivil⸗ 
gerihtlihen Schriftitäden mit weißen Rüdicheinen. — 

a) Falls die Partei, der eine Klage zugeftellt werden fol, ungeachtet 
der an fie ergangenen Aufforderung zur Entgegennahme der Buftellung 
fih nicht einfindet, und daher die Zuftelung an fie mittels Hinterlegung 
der Klage bei dem Poftamte oder bei dem Gemeindevorſteher (Gefchäfts- 
führer des ausgefchiedenen Gutögebietes) zu bewirken ift (8 104 8PO.), 
muß die fchriftliche Anzeige von diefer Hinterlegung auch dann an ber 
Tür der Wohnung oder an der Eingangstür bed Geichäfts- oder Ge—⸗ 
werbelofaleö befeitigt werben, wenn das Buftellungsorgan bei dem zweiten 
Buftellungsverfuche erwachjene Familienangehörige, Hausgenoſſen oder 
Bedienftete des Bellagten antrifft, welche zur Übernahme ber Klage be= 
zeit wären. (IM. zu 8 106 8PO., P. 1.) 

Wo Erfatzuftelung ausgefchloflen ift, darf überhaupt dem Bors 
handenſein von Perfonen, an weldhe Erfaßzuftellung ftattfinden könnte, 
in leinem Stadium der Zuftellung ein Einfluß eingeräumt werben. 

- Nur ift es felbftverftändlich,. daß die mündliche Mitteilung von der 
Hinterlegung des LBuftelungsftüdes bei dem Boftamte oder bei dem Ge⸗ 
meindevorfteher (8 104, Abf. 1, ZPO.) trotz Ausſchluſſes der Erſatz⸗ 
zuftellung ftet3 in erfter Linie an die vorhandenen, erwachſenen Familien 
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angehörigen, Hausgenofien oder Bedtenfteten erfolgen wird. (IM. zu 
8 106 BBD., B. 2.) 
Klagen gegen eine in aktiver Dienftleiftung jtehende Perfon bes 
Mannichaftsftandes des Heeres, der Kriegsmarine und der Landwehr 
ober gegen eine in altiver Dienitleiftung ftehende Berfon des Mann 
Ichaftsftandes der Gendarmerie find nicht unmittelbar zu eigenen Handen 
des Belfagten zuzuftellen, jondern dem vorgejegten Kommando (Behörde, 
Anftalt) des Beklagten, wenn aber dieſes nicht befannt ift, dem Militär- 
Stationsfommando des Aufenthalt3ortes des VBellagten und in Ermang- 
Yung deilen dem nächitgelegenen Militär-Stationsfommando zu über: 
fenden (8 342 GO.). Es obliegt diefem Kommando, wegen Bewirkung ber 
Buftelung an den Bellagten das Erforderliche zu veranlaflen. (FM. zu 
8 106 8PO., P. 3.) 

F 107. Hätte die Zuſtellung durch die Poſt oder durch 
den Gerichtsdiener)) erfolgen ſollen, und könnte die neuerliche 
Zuftellung wegen zu großer Entfernung des Zuftellungsortes 
oder wegen ſchwieriger Zugänglichkeit desjelben nicht alsbald 
vorgenommen werden, jo fann die Klage fogleich nad) der 
eriten fruchtlos verſuchten Zuſtellung dem Gemeindevorfteher 
oder dem Gejchäftsführer des ausgefchtedenen Gutsgebietes 
zu dem Zwecke übergeben werden,?) damit diefer nunmehr die 
BZuftellung an den Bellagten veranlaffe. 

Wenn fodann die Aufteilung zu Handen des Beflagten 

oder feines ermächtigten Vertreters auch auf diefem Wege 
innerhalb vier Wochen nad) Übergabe der Klage an den 
Gemeindevorfteher oder den on tsführer des Gutsgebietes 
nicht bewirkt werden kann, fo ilt der Beflagte gemäß 3 104°) 
zu verſtändigen, daß das zuzuitellende Schriftjtüd bei dem 
Gemeindevorjteher oder dem Geichäftsführer des Gutsgebietes 
mit der Wirkung der erfolgten Zuftellung Liege. Der Ge- 
meindevorfteher oder der Geſchäftsführer des ausgeſchiedenen 
Gut3gebietes haben dieſe Verjtändigung ſogleich nad Ablauf 
der obbezeichneten Friſt zu Berantallen. Der Tag, an welchem 
die fchriftliche Anzeige an der Türe der Wohnung des Be- 
Hagten oder an der Eingangstüre jeined Geichäfts- oder 
Gewerbelofales befejtigt wurde, gilt als Tag der erfolgten 
Buftellung.*) 
Die Ermächtigung, die zuguftellende Klage nötigenfalls 
dem Gemeindevoriteher oder dem Gejchäftsführer des aus- 
ira Gutsgebietes zur Zuftellung zu übergeben, it ſchon 
ei Anordnung der Klagezuſtellung zu erteilen (8 89).°) 

3) Nicht wenn fie durch Gemeindeangeftellte zu beforgen ift. 

2) In der Zuftellungsverfügung ift die Ermächtigung dazu ausdrüdlich 

zu erteilen. $ 212, vorlegt. Abf., GO. Es ift bei der Poftzuftellung auf 
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dem Umſchlage, 8 851, Abſ. 2, GO., bei Buftellung durch Gerichtsdiener 
auf dem Zuftellungsichein, 8 364 GO., eine diesbezügliche ausbrüdliche Be⸗ 
merkung anzubringen. *) Befeftigung ber fchriftlicden Anzeige und Mit- 
teilung an die Nachbarſchaft. *) Diefer Tag ift auf ber Buftelungs- 
urkunde anzugeben. 8 367 88. °) Im Verfahren vor Berichtähöfen vom 
Borfigenben. 

6 108. Die Beitimmungen der 88 106 und 107 haben 
für alle Zuftellungen zu gelten, welche zufolge gefeßlicher An- 
ordnung!) nach den für die Zuftellung von Klagen erlaffenen 
Vorſchriften vorzunehmen find. 

!) Ladung der Rechtsnachfolger einer verftorbenen Bartei 8 155, Abſ. 4. 

— Bahlungsauftrag im Mandats⸗ und Wechſelverfahren 88 550, Abſ. 8, 
559. — Gerichtliche und außergerichtlihe Auffündigungen 8 564, Ubf. 1. 
(Siehe nähere Beitimmungen darüber in 8 847 GO.) — Auftrag zur 
Übergabe oder Übernahme des WBeltandgegenftandes 8 567, Abſ. 3. — 
Bahlungsbefehl im Mahnverfahren 87, Abſ. 1, Gef. v. 37. April 1873, 
RGB. Nr. 67, Urt. XXVIII EG. 3. ZPO. — Kür die Buftellung bes 
Verfteigerungsediltes bei der Berfteigerung von Liegenichaften, 8 171, 
“6.5, ED. und für die Zuſtellung bes eine einftweilige Berfügung 
bewilligenden Beſchluſſes an den Gegner der gefährbeten Partei, an ben 
Drittihuldner und an ben Inhaber der mit Verbot belegten Sachen 
find die für die Zuftellung von Klagen geltenden Beſtimmungen maß- 
gebend. 8 395 ED. 

Mit Uusnahme des eine Exekution bemilligenden Beſchluſſes können 
alle Buftellungen an Bergbauunternehmer oder an Teilhaber eines von 
mehreren betriebenen Bergbaues, welche im Laufe einer auf Gegenftänbe 
des Bergmwerldeigentums geführten Erefution vorkommen, an ben zur Bes 
forgung der Berwaltung des Bergbaues beftellten Bevollmächtigten bewirkt 
werben. 8 247 ED. 

Die Buftelung der Erledigungen von Grundbuchsgeſuchen hat nad) 
den über die Zuſtellung zu eigenen Handen in der Zivilprozeßordnung 
enthaltenen Borfchriften zu gefchehen. 8 124 aGG. 


Verweigerung der Annahme. 


6 109. Wird die Annahme des zuguftellenden Schrift. 
jtüdes von einer PBerfon, an welche die Sufteffung giltig er- 
folgen kann, ohne gejeßlichen Grund?) verweigert, jo iſt das 
Schriftftüd am Orte der Zuftellung zurüdgzulaffen oder, falls 


8 108. 1. Zuftellung eines Zahlungsauftrages an einen ver⸗ 
meintlihen achthaber ift nidtig. E. v. 21. April 1874, 
3. 4004, Sig. 7722. 

8109. 1. Im Falle verweigerter Annahme eines durch die 
Poft zuguftellenden Schriftftüdtes Hat die Hinterlegung bei dem 
Poſtamte die Wirkung der Zuftelung. €. v. 7. Juni 1899, 
3. 8649, Sig. 634. 
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dies nicht möglich wäre, bei dem im 8104°) bezeichneten 
Poftamte, Gemeindevorjteher oder Geichäftsführer des aus- 
geichiedenen Gutsgebietes zu a, Die Zurücklaſſung 


oder Hinterlegung hat die Wirfung der 


uftellung. 

1) 8.8, Buftellung außerhalb ber im 8 101 bezeichneten Ortlichleiten 
an Sonn und Feiertagen oder zur Nachtzeit ohne gerichtliche Erlaubnis 
8 100 u. ä. — Die Boftfendungen werden nur gegen Entrichtung ber 
bezifferten Poftgebühren, deren Betrag durch die poitfeitig aufgeklebten 
Bortomarken erfichtlich gemacht wird, an bie Parteien ausgefolgt. Die 
Berweigerung der Zahlung biefer Gebühren ift gleichbedeutend mit ber 
Bermweigerung der Annahme der Sendung felbit. 8 4, Abſ. 2, HME. v. 
10. Juni 1902, 3. 29687, Poſt- u. Telegr.⸗Vdgs.⸗Bl. Nr. 55/1902. 

2) Falls die Zuſtellung buch die Poſt zu vollziehen war, das 
Boftamt, zu defien Amtsbereich der YZuftellungsort gehört, fonft der Ge⸗ 
meindevorfteher des Buftelungsortes, Geichäftsführer bed ausgeſchiedenen 
Gutsgebietes. 

3) Aber ohne die in 8 104 vorgeſchriebene ſchriftliche Anzeige. Ber 
Tag der Zurüdlaffung oder Hinterlegung ift unter Angabe des Grundes 
auf dem BZuftelungs= oder Rüdichein anzugeben. 8 367 SD. 


Zuſtellungsſchein. 
6 110. Der Vollzug der Zuſtellung)) iſt von der mit 


Bornahme der Zustellung beauftragten Perſon a) zu beurfunden 
(Zuftellungsichein).?) 


2) Die Gerichtödiener haben die ihnen aufgetragenen Geichäfte ohne 
Berzug vorzunehmen. Der Zuftellungsfchein ift ſogleich nach Rüdkumft des 
Dieners und nur, wenn diefe erft nachmittags oder abends erfolgt, am 
nächſten Vormittag abauliefern. $ 382, Ubi. 2, GO. 

?) Bergl. 88 114, Abf. 2, 122, Abſ. 2. Beweiskraft 8 292. — Über 
den Rückſchein bei Poftzuftelung fiehe 88 350, 351 GO., über den Zu⸗ 
ftelungsfchein bei Zuſtellung durch Gerichtsdiener oder Gemeindeorgane 
fiehe 88 368, 364 GO. 


Benahrihtigung der Parteien von der Buftellung 
eines Urteile (Zahlungsauftraged) mittel Korrefpon- 
denzkarte. Bei mehreren Gerichten in Wien befteht bie nachfolgend 
geichilderte Einrichtung, um den Parteien ober ihren Vertretern die per- 
ſönliche Erkundigung zu erfparen, ob und wann ein Urteil oder Zahlungs⸗ 
auftrag an die Gegenpartei zugeftellt worden ift. 

Die Barteien werden durch einen im Gerichtähaufe vor ben Ber- 


handlungszimmern oder vor der Einlaufftelle angebrachten Anfchlag darauf 





8 110. 1. Das Refurdgericht kann auf Orund von Erhebun- 


gen ohne Ladung der Parteien das im la he trrig 


angegebene Datum ridtig Stellen. €. dv. 20. 


ezember 1898, 


3. 17096, Sig. 4%. 
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aufmerffam gemadt, daß die Kanzleiabteilungen, ohne hiefür eine Haf- 
tung zu übernehmen, auf Wunſch der Parteien oder ihrer Vertreter ihnen 
mitteld Korrefpondenzlarte befannt geben werden, wann das Urteil 
(Zahlungsauftrag) an die Gegenpartei zugeftellt worden ift. Zu diejem 
Behufe Haben die Parteien oder ihre Vertreter bet der Tagfabung, bei 
der das Urteil gefällt wird, eine Korreipondenzlarte beizubringen, bie 
ihre volle Adreſſe und auf der Nüdfeite die lediglich durch Einfeßung des 
Tages der Buftellung auszufüllende Mitteilung über die YZuftelung an 
die Gegenpartet (unter Angabe ver Streitteile und des Altenzeichens) ent- 
hält. In Wechſel⸗ und Mandatsfachen ift diefe Korrefpondenzlarie, wenn 
Erlaffung eines Bahlungsbefehles beantragt wird, der Klage beizulegen, 
ohne daß jedoch im Texte ber Klage darauf Bezug genommen werben bürfte. 
Nach den vorliegenden Berichten hat fid) diefer Vorgang, insbeſondere bei 
denjenigen Gerichten bewährt, welche häufiger auf Grund eines bejonderen 
Gerichtsſtandes einfchreiten und in diefer Eigenfchaft zahlreiche Berfäumnis- 
urteile zu fällen in die Lage kommen. 

Die Manipulation wird wefentlich erleichtert, wenn auf den Zu= 
ftellung3- und Rüdfcheinen, deren Einlangen zur Wusfüllung und Abfen- 
dung einer Rorreipondenzlarte Anlaß gibt, ein Zeichen angebracht wird, 
das die mit dem Einlegen der Scheine betrauten Kanzleibeamten an bie 
Ausfülung der inzwiſchen etwa nad dem Altenzeichen georbnet aufbe- 
wahrten Korrefpondenzlarten erinnert. (Mitt. des IMVB. ©. 76/99.) 

Zufolge IMV. dv. 12. Dezember 1899, IMVB. Nr. 51, Tann die im 
Borftehenden bejchriebene Benachrichtigung von der Zuſtellung mittels 
Korreſpondenzkarte aud) bei Bahlungsbefehlen im Mahnverfahren 
ftattfinden. Falls von der Partei eine jolhe Korreipondenzlarte beige- 
bracht wird, hat die Beftätigung der Zuftellung auf der Ausfertigung tes 
Bahlung3befehles zu unterbleiben. 

a) Der Buftellungsfchein ift von der Perfon, an welche die Buftellung 
erfolgte, und vom Zuſtellungsorgane zu unterfchreiben ($ 363 GO.). 

Es jteht nicht? entgegen, daß das Zuftellungsorgan das Datum ber 
bewirkten Zuftelung auf dem in den Händen des Adreſſaten verbleibenden 
Zuftellungsftüde beicheinigt. (IM. zu 8110 ZRO.) 


Wohnungsänderung. 


6 111. Die Partei, melche en des Prozeſſes den 
Wohnort oder die Wohnung ändert, hat hievon dem Gerichte 
Mitteilung zu machen;) das Gleiche gilt von dem zur 
Empfangnahme von Zuftellungen berechtigten Vertreter oder 
Bevollmächtigten einer Partei. 

Wird diefe Anzeige unterlaffen und find die genannten 
Perfonen infolge der Wohnungsänderung nicht mehr zu finden, 
jo find alle weiteren, diefe Streitfache betreffenden Zuftellungen 
am bisherigen Zuftellungsorte nad) den VBorfchriften des 
8 104 mit der Maßgabe vorzunehmen, daß fi die im 
$ 104, Abſatz 1, geforderte Veritändigung auf die mündliche 
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Mitteilung an den im felben Haufe wohnenden Vermieter 
oder an eine von dieſem beitellte, ebenda wohnhafte Auffichts- 
perion zu beichränfen hat.?) 

1) Die Anzeige ift von der Gerichtöfanzlei entgegenzunehmen; über 
die Anzeige iſt Tein Protokoll aufzunehmen, fondern die neue Adreſſe 
lediglich in den Alten zu vermerken; fofern Buftelungen an die Partei 

im Laufe find, ift die Wohnungsänderung ohne Aufſchub der Zuftellungs- 
abteilung befanntzugeben. 8 313, 8.3, GO. — Bom Überbringer der 
Anzeige ann bie Unterfchrift unter dem Altenvermert verlangt werben. 
888 GO. 

2) Durch Niederlegung beim Roftamte beziv. beim Gemeindevorfteher. 
— Anſchlag der fchriftlichen Anzeige der Niederlegung entfällt. 8 104, Abf.1. 

* — Die Hinterlegung ift unter Angabe des Grundes im Zuſtellungsſchein 
anzugeben. 8 367 GO. 

Verordnung de3 AJuftizminifteriumß v. 5. Juli 1899, 
IMVB. Nr.30, betreffend die Behandlung von Poftzuftel- 
lungen bei Wohnungsänderung. Un alle Gerichte. 

Sendungen gerichtlicher Schriftftüde, die von der Poſt dem Gerichte 
mit dem Bemerken zurüdgeftellt werden, daß Adrefiat feinen Wohnort oder 
die Wohnung verlaffen bat und befjen neue Adrefje nicht zu ermitteln mar, 
find in dem Falle, als die Borausfegungen für die Anwendung der Vor— 
fchrift des 8 111, Abſatz 2, ZPO. gegeben find, vom Gerichte auf dem 
Umfchlage mit dem Vermerke „Wohnungsänderung” zu verfehen und fo- 
dann neuerlich der Boft zu übergeben. 

Das Poſtamt des letzten Wohnortes (Wohnung) wird hierauf, ohne 
daß eine weitere Korrefpondenz zwiſchen Gericht und Poftamt nörig wäre, 
die Zuftellung nach der Borfchrift des 8 111, Abſatz 2, ZRO. durch Nieder: 
legung des Schriftftüdes bei dem Poftamte und mündliche Benachrichtigung 
des Vermieters oder der beftellten Aufſichtsperſon vornehmen. Diefe Ver— 

ordnung tritt am 1. Auguſt 1899 in Wirkſamkeit. 


Zuſtellung zwiſchen Advokaten. 


6 112. Sind beide Parteien durch Advokaten vertreten, ') 
To können alle Zuftellungen an die Parteien in der Art be- 
wirft werden, daß der Advokat der Partei, durch deren 
Prozeßhandlung die Zuſtellung veranlaßt wird (betreibende 
Partei), das zuzuſtellende Schriftitud dem Advolaten der 
Gegenpartei durh einen Boten oder durch die Poſt über- 
endet. Das zuzuitellende Schriftſtück ift in diefem Falle dem 
Advolaten der betreibenden Bartei vom Gerichte zum Zwecke 
der Uberſendung an den gegnerifhen Advokaten gegen 
Empfangsbeitätigung auszuhändigen. 
Zum Nachmweife der bewirkften Zuftellung genügt die mit 
Datum und Unterfchrift verfehene ſchriftliche Empfangs- 
beftätigung des Advokaten, welchem zugeitellt worden iſt.?) 
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Ale in Sachen der Zujtelung font den Zuftellungs- 
organen obliegenden Anzeigen und Mitteilungen an das 
Gericht find bei Zuftellungen zwiſchen Advofaten von dem 
Advofaten der betreibenden Partei zu bewerfftelfigen.°) 

iy Auch außerhalb des Anwaltsprozeſſes (8 27, Abſ. 1). 

2) 8374 GO. Findet Zuftelung zwiſchen Advokaten ftatt (88 112 
und 113 8PO.), fo ift dem Advokaten der betreibenden Partei bei der 
Zuftelung bes für letztere beftimmten Schriftftüdes zugleih da8 dem 
Gegner der betreibenden Partei zuzuftellende Schriftitüd famt Beilagen, 
unverichloffen, gegen Empfangsbeftätigung auszuhändigen. Die Empfangs- 
beftätigung muß die Geſchäftszahl bes Schriftftüdes, welches dem Advo⸗ 
taten des Gegners überjendet werben fol, den Namen des Gerichtes und 
ben Tag der Aushändigung enthalten und vom Advokaten der betreiben 
den Partei unterfchrieben fein. 

Diefe Empfangsbeftätigung des Advokaten, welchem zugeftellt worden 
ift, gilt als Beurkundung ber an den Gegner der betreibenden Bartei 
bewirtten Zuftellung (8 112, Abſ. 2, ZPO.) und ift im weiteren wie ein 
von dem Gegner ſelbſt unterfertigter Zuftelungsfchein zu behandeln. 

3) Die Entgegennahme diefer Anzeigen und Mitteilungen obliegt der 
Gerichtskanzlei. 8 313, 3.4, GO. 

6 113. So Lange ich ein Advofat nicht mit Zuftimmung 
des gegneriihen Advokaten zur Beſorgung der Zuſtellung bei 
Gericht bereit erflärt hat, find die in der betreffenden Streit- 
ſache vorkommenden Zuftellungen von Amts wegen zu voll» 
ziehen. 

Die durch die Zuftellung zwiichen Advokaten im Ver— 
leiche zur fonftigen Zuitellung von Amts wegen etwa erwach⸗ 
enden Mehrkoſten hat die Partei, deren Advokat fi) zur 
Beforgung der Zultellung erboten hat, und zwar ohne An- 
ſpruch auf Rüderjag!) zu tragen. 

1) 8 40, Abſ. 2. — Die Zuſtellung zwiſchen Advokaten ift in der Zu⸗ 
ftelungsverfügung durch die Bemerkung: „zwifchen Advokaten“ anzu⸗ 
ordnen. 8 212, letter Ubf., ED. — Verſchieden von ber Buftellung 


zwifchen Advokaten ift die Poftaufgabe durch Advokaten; fiehe darüber 
8 354 GO. 


Unmittelbare Ausfolgung bei Gericht.) 


6 114. Alle einer Perſon zuzuftellenden Schriftftüce 
find derjelben unmittelbar bei Gericht auszufolgen, wenn fie 
fh zur Empfangnahme des Schriftitüdes bei Gericht meldet, 
bevor noch das Schriftitüd der Poſt übergeben wurde, der 
Gerihtsdiener die Zuftellung auszuführen begonnen hat, das 
Erjuhen um ZYZujtellung an den Gemeindevorfteher oder an 
den Geichäftsführer des ausgefchiedenen Gutsgebietes ab- 
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gegangen oder die font zum Vollzuge der Zuftellung nötige 


inleitung getroffen ilt. 

In ſolchen Fällen wird der —— der Zuſtellung durch 
eine beſondere Empfangsbeſtätigung der Perſon, welcher das 
Schriftſtück ausgefolgt wurde, oder durch deren Unterſchrift 
in dem hiezu ———— amtlichen Regiſter beurkundet. 

1) 8 375 GO. Die unmittelbare Ausfolgung zuzuſtellender Schrift⸗ 
füde (8 114 ZPO.) kann durch den abfertigenden Kanzleibeamten 
(Kanzleigehilfen) oder durch die Zuſtellungs⸗ und Exekutionsabteilung 
(Zuftelungsabteilung) geſchehen. Eine bejondere Ermäditigung, ein zur 
Buftelung beftimmtes Scriftftüd dem Adreſſaten, ber ſich bei Gericht 
meldet, unmittelbar auszufolgen, ift nicht erforderlih. Der Adreflat muß 
jedoch dem ausfolgenden Kanzleibeamten (Kanzleigehilfen) befannt fein 
oder feine Ydentität überzeugend nachweiſen. Die Ausfolgung an einen 
Bevollmächtigten ift nur in dem Maße ftatthaft, ald gegebenenfalls auch 
die Zuftelung an den Bevollmächtigten gefchehen dürfte. Die Beftimmungen 
über Erjaßzuftelungen find für die unmittelbare Ausfolgung bei Gericht 
nicht anwendbar. 

Die Perfon, die das Scriftftüd übernimmt, muß deflen Empfang, 
wenn die Wusfolgung vor Ausfertigung des Zuftellungsfcheines durch den 
abfertigenden Beamten geichieht, in den Alten felbft mit ihrer Unterfchrift 
beftätigen, 3. B. „Uußfertigung des vorftehenden Urteiles (oder des Be⸗ 
ſchluſſes) vom . 2... 2... mit. . . Beilagen am 12./8. 98 ũber⸗ 
nommen”. Wenn hingegen der Buftellungsichein jchon ausgefertigt ift, fo 
ift zur Beftätigung des Empfanges der vorbereitete Zuſtellungsſchein zu 
unterfchreiben ; an Stelle der Beurkundungsklauſel („Zugeſtellt durch den 
Gerichtsdiener“) ift jebocdh der Vermerk „Bei Gericht ausgefolgt” zu ſetzen 
und don der Berfon, welche das Schriftftüd dem Abreflaten ausfolgt, zu 
unterfchreiben. 

Die Empfangsbeftätigung in den Alten Hat die Wirkung der Buftellung. 


Buftellung durd öffentliche Bekanntmachung. 


6 115. Wenn glaubhaft gemacht wird, daß der Aufent- 
halt?) einer Perſon, an welche eine Zuftellung erfolgen fol, 
unbelannt ift, fann die Zuftellung auf Antrag, fofern nicht 
die Beitimmungen des $ 111 zur Anwendung zu kommen 
haben, durch Öffentliche Bekanntmachung vollzogen werden.?)a) 
Die Enticheidung über diefen Antrag erfolgt, fall3 derſelbe 
nicht bei einer mündlichen Verhandlung geitellt wurde, ohne 
vorhergehende mündliche Verhandlung, und im Verfahren 
vor Gerichtähöfen durch den Vorfigenden?) des Senates, dem 
die Rechtsſache zugewieſen ift. 

Die Zuftelung dur Öffentliche Bekanntmachung geichieht 
mittels Anſchlag des zuzuſtellenden Schriftitüdes an der 
Gerichtstafel des Prozeßgerichtes.*) 
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Wenn nicht vom Gerichte bei Bewilligung der öffentlichen 
Bekanntmachung eine längere Frijt Fefigeleht wird, oder ſich 
die Perfon, welcher zugeltellt werden fol, ſchon früher zur 
Empfangnahme des Schriftitüdes bei Gericht meldet,?) ift das 
Schriftſtück als zugejtellt anzufehen, wenn ſeit Vornahme des 
Anichlages dreißig Tage verjtrichen find.) Die Giltigkeit der 
Buftellung wird dadurch nicht berührt, daß der Anſchlag noch 
vor Ddiefer Zeit von der Gerichtstafel abgeriffen oder be- 
ihädigt wurde. 

1) Nicht bloß die Wohnung. 8 101, Abf. 1. 

2) Sofern nicht nach 8 116 ein Kurator beftellt werben muß. — An⸗ 
ordnung in der Buftellungsverfügung. 8 218, Abf. 3, GO. 

3) Dagegen Rekurs 88 516, 522. 

4, Die Beröffentlihung der Edikte (Einfchaltung und Anjchlag) ſowie 
die Wiederabnahme und die Vorlegung der Verlautbarung an den abfer: 
tigenden Beamten obliegt der Zuftellungsabteilung. 8 37 GO. 

6, 8 372 GO. Wer nach Einleitung der Zuftelung durch öffentliche 
Bekanntmachung (8 115 ZPO.) das für ihn beftimmte, an der Gerichts⸗ 
tafel angeichlagene Schriftftüd in Empfang nehmen will, hat fi in der 
Buftelungs- und Erefutionsabteilung (BZuftellungsabteilung) zu melden. 
Das Schriftftäd ift ihm ohne weitere Beurkundung gegen Empfangsbe- 
ftätigung auf dem Zuftelungsicheine auszufolgen und der Zuftellungsichein 
fogleich dem abfertigenden Beamten zu überjenden. 

8) Vergl. 8118, Abf. 1. — 8 373 SD. Soferne nicht im Gefehe eine 
längere Dauer des Unfchlages vorgefchrieben ijt, bleiben Edikte durch einen 
Monat angefchlagen. Der Tag des Anfchlages und der Wiederabnahme tft 
auf dem Edilte zu vermerken. Das Edikt ift nad) der Abnahme vom 

“ Gerichtödiener ohne Bericht dem abfertigenden Beamten vorzulegen und 
von diefem zu den Alten der Sache zu nehmen. 

a) Bei unbelannten Aufenthalt des Adreſſaten wird von ber Bus 
ftelung durch Öffentliche Belanntmachjung Gebraud) zu machen fein 3. B. bei 
Buftelung ber Streitverfündigung an einen Dritten (8 21 ZPO.) ober 
bei BZuftelung von Ladungen oder anderen Beſchlüſſen an Intervenienten, 
welchen nicht die Stellung eines Streitgenoffen zufommt. (JM. zu 
8 115 ZPO.) 


Buftellung an den Kurator. 


6 116. Für Perfonen, an melde die Buftellung wegen 
Unbefanntheit des Aufenthaltesa) nur durch öffentliche Befannt- 
machung!) gejchehen könnte, hat das Gericht?) auf Antrag?) oder 


8116. 1. Sofern nicht die Vertretung durch einen Advokaten 
ejetlih geboten ift, muß nicht notwendig ein Advolat zum: 
urator beftellt werden. €. v. 3. Februar 1887, 3. 845, Sig. 11433; 

24. November 1886, 3. 12828, Sig. 11268; 21. Februar 1882, 
3. 2012, Sig. 8895. 
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von Amts wegen einen Kurator‘) zu beitellen (8 9),®) wenn dieſe 
Perſonen infolge der an fie zu bewirfenden Zuftellung zur 
Bahrung ihrer Rechte eine Prozeßhandlung vorzunehmen 
hätten und insbejondere, wenn das zuzujtellende Schriftftücd 
eine Ladung®) derjelben enthält. 


8115. 9%) Im Verfahren vor Gerichtshöfen der Borfigende. 8 9. 
| 2) Der Antrag Tann bei Bezirksgerichten in ber Gerichtäfanzlei zu 

Protokoll genommen werben. 8 819, 3.4, GO. 

*% Im Unwaltöprozefje einen Advokaten. 8 27, Abſ. 1. — Koften 
88 10, 118, Abjſ. 2. 

®) Wenn der Antrag nicht bei einer mündlichen Verhandlung ge- 
fellt wird, ohne vorhergehende mündliche Berhandlung. — Rekurs 
8 516. Bergl. 8.117, bj. 2. — Buftellungsverfügung, 8 213 GO. — 
Die Ausfertigung des Ediktes, die Vorlage desjelben an den Richter 
zur Unterfchrift und bie Bekanntmachung obliegt der Gerichtsfanzlei. 
8 316 GO. 

eg 181. 

a) Siehe über Zuftellungen von Kündigungen JM. und Gutachten 
des Oberſten Gerichtöhofes zu 8 116 8PO. (bei 8 564 8PO.). 


6 117. Die Beitellung des Kurators, deffen Name und 
Wohnort und eine kurze Angabe des Inhaltes des zuzu— 
ſtellenden Schriftſtückes find nebit der Bezeichnung des Prozeß⸗ 
gerichtes und der Streitiache durch Edikt befannt zu madjen.?) 
Das Edilt Hat die Bemerkung zu enthalten, daß die Perfon, 
für welche der Kurator beftellt wurde, bis zu ihrem eigenen 
Auftreten oder der Namhaftmachung eines Bevollmächtigten 





2. Der vom Kurator gefhloffene Vergleich bedarf 
keiner kuratelsbehördlichen Genehmigung. E. v. 11. Dezember 1889, 
3. 14016, GH. 1890 : 15 (12. Dezember 1883, 3. 14169, Sig. 96977). 

3. Wegen Erftattung der Koften fteht dem Kurator ein 
Anfpruch wider den Gegner inZbefondere auch dann zu, wenn diefer 
die KRuratoräbeftelung duch unrichtige Angaben über den 
Aufenthalt des Bellagten veranlaßt bat. E. v. 20. Mai 
1891, 3. 5861, IB. 1891 : 36. 

4. Der für den Bellagten wegen Unbelanntheit feines Aufent- 
baltes beftellte Kurator ift zu entheben, fobald fich die Klags- 
angaben als unrichtig herausftellen. E. v. 7. März 1899, 3. 3550, 
GH. 189924 (16. November 1869, 3. 13103, Sig. 3567?). 

5. Zuftellung eines Wechjelzahlungsauftrages an den zur 
Unterbrehung der wechfelrehtlihen Verjährung be> 
ftellten Kurator erſetzt nicht die für den Prozeß erforderliche Zu⸗ 
ftelung an den Beklagten. €. v. 18. Dezember 1894, 3. 14971, 
ig. 15336. 
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—— Gefahr und Koſten durch den Kurator vertreten 
werde. 

Das Edikt iſt an der Gerichtstafel des Prozeßgerichtes 
anzuſchlagen und in die zur Veröffentlichung der amtlichen 
Bekanntmachungen dieſes Gerichtes beſtimmte Zeitung einmal 
einzuſchalten. Wenn dies im einzelnen Falle zweckmäßig er- 
icheint und nicht mit einem im Vergleiche zum Streitgegen- 
ſtande zu großen Koltenaufwand verbunden ift, fann auf 
Antrag oder von Amts wegen angeordnet werden,?) daß das 
Edift auch in anderen Zeitungen oder daß es mehreremale 
eingefchaltet werde. Gegen Ddiefe Anordnung iſt ein Rechts⸗ 
mittel nicht zuläffig. Im Verfahren vor Gerichtshöfen fteht 
diefe Anordnung dem Vorjigenden des Senates zu, dem die 
Rechtsſache zugemwielen iſt. Anfchlag und Einfchaltung des 
Ediktes find von Amts wegen zu bewirken. 

In Redtsjachen bis einhundert Gulden a) fann die Kund- 
machung ftatt durch Ediftseinjchaltung auf die ortsübliche 
Weiſe geichehen.?) 

2) Bufammenfafiung mehrerer gleichartiger Edikte ift zuläjfig. 8 214 

SD. — Bei Beltellung eines Kurator behufs Feſtſtellung der Ver⸗ 
fteigerung3bdedingungen mit Perfonen, welchen die Ladung vorausſichtlich 
nit rechtzeitig äugeftellt werden Tann, und behufs Behändigung der 
Ediktsausfertigung kann die Bekanntmachung durch Edilkt unterbleiben. 
88 162, Abi. 2, 174 ED. — Siehe IM. zu $ 118. 

?) Darüber ijt der Zuftellungsabteilung in der Yuftellungsverfügung 

die erforderliche Weifung zu geben. 8 213 GO. 

2) In der Buftelungsverfügung muß dies beſonders angeorbnet 

werden. 8 213 SD. 

a) Als foldhe gelten Kündigungsſachen, wenn ber auf die Kündi⸗ 

gungsfrift entfallende Zins 100 fl. nicht überfieigt. (Gutachten des 
Oberſten Gerichtshofes zu 8 116 ZPOD., B. 4.) 


6 118. Die Zuftellung gilt mit Vornahme des An- 
ſchlages und der ihr nachfolgenden Einhändigung des zu- 
zujtellenden Schriftjtüdes an den Kurator als vohogen.) a) 

Die Koiten der Belanntmahung und der Kurators- 
bejtellung find unbefchadet eines Anfpruches auf Erfah von 
der Bartei zu beitreiten, durch deren Prozeßhandlung beides 
veranlaßt wurde.?) 

1) Bergl. $ 115, Abi. 3. — Das Editt bleibt in der Negel Durch 

einen Monat angefchlagen. $ 373 GO. 

?) Anwendungsfall von $ 10, daher auch die Koften ber Tätigleit 


des Kurators. — Über bie Vormerkung der Gebühren fiehe 8 136 GO. 
(bet $ 64). s 
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a) Die Einſchaltung des Ediktes über die Kuratoräbeftellung (8 117 
ZPO. in die Zeitung ift feine Bedingung der Giltigfeit der Zu⸗ 
ftelung. Die Unterlaflung dieſer Einſchaltung zieht feine Rechtsfolgen 
nad) ſich. 

Die Einfhaltung wird von Wichtigkeit fein, mo gerade bie Be⸗ 
kanntmachung ber Kuratorsbeftelung durch die Zeitung im einzelnen 
Falle als das geeignetite Mittel erfjcheint, um ber abmwefenden Partei 
von der gegen ſie anhängig gemachten Streitfahe Nachricht zu geben. 
(IM. zu 8 118 ZPO.) 


Zuftellung an Erterritoriale. 


6 119. Behufs Vornahme von Zuftellungen an Ber- 
fonen, welche die Exterritorialität genießen,!) oder an Berfonen, 
welche jich in der Wohnung eines Erterritorialen befinden, 
hat das Gericht?) die Vermittlung des Oberſthofmarſchallamtes?) 
anzuſuchen. 
Kann die Zuſtellung auf dieſem Wege nicht bewirkt 
werden, fo hat das Gericht,“) bei welchem die Rechtsſache an 
bängig it, für die Perſon, an welche zugeftellt werden joll, 
auf Antrag?) oder von Amts wegen einen Kurator®) zu beitellen 
(89, an welchen mit Wirkſamkeit zugeftellt werden fann. 
Der Kurator Hat feine Beitellung unter Angabe des 
Inhaltes des ihm eingehändigten Schriftftüdes, des Prozeß- 
gerichtes und der Streitſache der Perfon, welcher zugeftellt 
werden follte, ohne Aufichub mitzuteilen und für Diejelbe 
bis zu ihrem eigenen Auftreten ober der Namhaftmachung 
eined Bevollmädtigten am gerichtlichen Verfahren teilzu- 
nehmen, wenn jedod) die Borausfegungen der 88 115 oder 116 
vorliegen, die Erlaffung einer öffentlichen Befanntmacdhung ”) 
im Sinne der 88 115 oder 117 zu beantragen. 
In Bezug auf die Koften der Kuratorsbeitellung und 
öffentlichen Befanntmadjung bat $ 118, Abſatz 2, zur An- 
wendung zu kommen. 
1) Siehe die Anmerkung zu Art. III, 3.3, EG. 3. IM. 
2) Im Berfahren vor Gerihtähöfen der Vorfigende. 88 9, 122. 
3) Art. III EG. 3. IM. 
*#) Der Vorfibende des Cenates. $ 9, Abf. 2. 
5) Der Antrag kann bei Bezirkägerichten in der Gerichtäfanzlei zu 
Brotofol genommen werben. $ 319, 3.4, GO. 

6) Im Unwaltiprozefie einen Advokaten. 8 27, Abſ. 1. — Rekurs 
88 516, 522. 

)) Die Zuftellung gilt aber ſchon mit der Behändigung an den 
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Kurator unabhängig vom Anjchlage als vollzogen, im Gegenſatze zu 
88 115 und 118, Abſ. 1. — Unordnung ber Bekanntmachung in der Zus 
ftelungsverfügung. 8 218 GO. 


2. Im Auslande. 


6 120. Zuſtellungen an die in einem fremden Staate 
jih aufhaltenden und dort da3 Recht der Erterritorialität 
genießenden öſterreichiſchen Staatsangehörigen werden auf 
Anfucen des Gerichtes!) durch das Minifterium des Außern 

ewirkt. 

2) Des Borfibenden bed Senates 8 122. 


6 121. Zuftellungen an Perſonen, weldhe fi) außerhalb 
des Geltungsgebietes dieſes Gejehes befinden und nicht zu 
den im 8 120 bezeichneten Perjonen gehören, erfolgen, fofern 
nicht hiezu nach den dafür geltenden Beitimmungen die Ver- 
mittlung eines öſterreichiſch-ungariſchen Gejandten oder einer 
öfterreihiih-ungariichen Konfularbehörde in Anſpruch ge- 
nommen werden kann, mittels Erſuchen an die zuftändige 
ausländische Behörde.) Das Erfuchen ift unter Beobachtung 
der Hinjichtli der einzelnen Stantögebiete erlaffenen be» 
Bo Anordnungen vom Gerichte zu ftellen, bei welchem 
ie Rechtsjache eben anhängig ift. 

Wenn die Beltätigung über die erfolgte Zuſtellung 
binnen einer angemefjenen Zeit nicht einlangt, Tann die 
betreibende Bartei je nach Lage der Sache die Zuftellung durch 
Öffentliche Bekanntmachung oder eine Kuratorsbeitelung im 
Sinne des $ 116 beantragen.) Gleiches gilt auch für den 
Tal, daß eine Zuftellung im Auslande vergeblich verſucht 


8 121. 1. Der für einen ausländiihen Beklagten beftellte 
Kurator tft zu entheben, fobald fich ergibt, daß der Bellagte 
zur Zeit der Anbringung der Klage ſchon verftorben 
war. €. v. 20. Jänner 1880, 3. 557, Sig. 7814. 

2. Bom Kurator erftattete Einwendungen find anzu⸗ 
nehmen, ohne daß das Einlangen der Beftätigung über die ger 
ſchehene Zuftelung an den Bellagten oder das Verftreichen einer 
biefür angemeffenen Frift abzuwarten wäre. €. v. 18. September 
1883, 2. 10125, Sig. 9565; 3. April 1867, 3. 2670, Sig. 2772 
(8. Auguft 1865, 3. 6561, Sig. 2248?). 

3. Wenn die Zuftellung der Klage an die im Auslande 
mwohnenden Perfonen mitteld Poſt gefchab, ift das gegen den 
Kurator durchgeführte Verfahren nichtig. E. dv. 16. Jänner 1873, 
3. 204, Sig. 4843. 
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wurde oder das Erjuchen wegen offenfundiger Verweigerung 
der Rechtshilfe jeitens der ausländiichen Behörde feinen Er- 
folg verſpricht. 

2) Siehe bie näheren Borfchriften über den Zuftellungsverfehr mit dem 
Auslande (dur Vermittelung der öſterr.⸗ ung. Vertretungsbehörben oder 
ber anzländifchen Behörden) bei 3 201 GO. (Geſchäftsordnungs⸗Ausgabe). 

Haager Konvention dv. 14. November 1896, NAB. Nr. 85/1899 
(abgeſchloſſen zwiichen Belgien, Spanien, Frankreich, Italien, Luxemburg, 
Niederlanden, Portugal, Schweiz, ausgedehnt auf Schweden⸗Norwegen, 
Hſterreich⸗s Ungarn, Deutiches Reich, Dänemark, Rumänien und Rußland). 

a) Mitteilung gerihtlidher oder außergerihtlidher 
Alten. 

Artikel 1. In Zivil⸗ ober Hanbelsfachen erfolgen bie aus einem 
der Bertragsftanten nach einem anderen Bertragsftaate zu bewirlenden 
Zuftelungen von Schriftftüden auf Grund cined an bie zuftändige Be⸗ 
börde des anderen Staates zu richtenden Erſuchens ber Beamten ber 
Staatdanwaltfchaft oder der Gerichte. 

Die Übermittlung erfolgt auf diplomatifchem Wege, e3 fei denn, daß 
der unmittelbare Geſchäftsverkehr zwiichen den Behörden der beiden 
Staaten zugelafien ift. 

Artikel 2. Die Buftellung liegt der erjuchten Behörde ob. Sie 
fann nur abgelehnt werben, wenn fie nach der Auffafiung des Staateß, 
auf befien Gebiete fie erfolgen foll, geeignet ericheint, feine Hoheitsrechte 
zu verlegen oder feine Sicherheit zu gefährden. 

Artikel 8. Zum Nachweife der Zuftellung genügt ein mit Datum 
verjehenes und bealaubigtes Empfangsbelenntnis oder eine Beicheinigung 
der erfuchten Behörde, aus ber fich die Tatfahe und die Beit der Zu⸗ 
ftelung ergibt. 

Tas Empfangäbefenntnis oder die Beſcheinigung ift auf die zweite 
Ausfertigung des zuzuftellenden Schriftftüdes zu ſetzen ober der ziveiten 
Ausfertigung anzubeften, fofern ‘eine ſolche zu diefem Zwecke mit über: 
fandt wurde. 

Artilel 4. Die Beitimmungen ber vorausgehenden Artikel fchließen 
nit aus: 

1. daß Buftellungsaften den im Auslande befindlichen Beteiligten un⸗ 
mittelbar durch die Poſt zugejandt werden; 

2. daß die Beteiligten die Zuſtellung unmittelbar dur die Ge- 
richtsvollzieher oder fonftigen Beamten vornehmen lafien, die in dem 
Lande, wo die Buftellung erfolgen fol, biefür zuftändig find; 

8 daß jeder Staat in bie einem anderen Staate zu bewirfenden 
Buftellungen durch feine diplomatiſchen oder Tonfularifchen Vertreter vor⸗ 
nehmen läßt. 


4. Bei Zurüdnahme der Klage bat jedoch der Kläger 
die duch die Kuratelsbeſtellung verurfachten Koften zu erfegen 
E. v. 6. März 1877, 3. 2314, Sig. 6397. 
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Die in dieſen Fällen vorgefehenen Buftellungsarten find jedoch nur 
infoweit ftatthaft, als es den Geſetzen der beteiligten Staaten oder den 
zwiichen ihnen beftehenden Bereinbarungen entipridt. 

2) Der Antrag ann bei Bezirksgerichten in der Gerichtskanzlei zu 
Protofoll genommen werben. 8 319, 3.4 GO. — Unordnung in der 
Buftellungsverfügung, 8 213 GO. 


6 122. Die nad) den 88 119 bis 121 zu erlaffenden 
Erſuchen um Vornahme von Zuftellungen find bei Gericht3- 
höfen durch den Vorfibenden des Senates zu jtellen, dem die 
Rechtsſache zugewieſen ift. 

Die Zuſtellung wird in dieſen Fällen durch das ſchrift⸗ 
liche Zeugnis der erſuchten Behörde oder deren ſchriftliche 
Mitteilung über die bewirkte Zuſtellung nachgewieſen. Zum 
Zwecke des Zuſtellungsnachweiſes kann dem Erſuchſchreiben 
auch ein Zuſtellungsſchein zur Benützung bei der Zuſtellungs⸗ 
vornahme beigelegt werden. 


Dritter Titel. 


Friſten und Tagſatzungen. 


Friſten. 


6123. Soweit die Dauer der Friſten zur Vornahme von 
Prozeßhandlungen nicht unmittelbar durch das Geſetz bejtimmt 
wird (gejeßliche a bat fie der Richter mit Rüdficht 
auf die Erforderniffe und die Beichaffenheit des einzelnen 
Zalles feftzufegen (richterliche Frijten).?) 

1) Sejeglihde Friften zur Bornahme von PBrozeßhand- 

lungen: 

24 Stunden zur Geltendmachung des Anſpruches auf Beugengebühr 

8 846, Abſ. 3. 

3 Tage zur Vorlage und Einfiht der Urfchrift einer Urkunde 8 82, 
Abſ. 1, — zur NRüdftellung der dem Advolaten übdergebenen 
Urfchrift einer Urkunde 8 83, Abſ. 2, — zum Verlangen einer 
gerichtlihen Enticheidung über Zeugengebühren 8 347, — zur 
Erhebung des Widerfprucjhes gegen den Urteilstatbeftand $ 445, 
Abi. 2, — Paritiond- und Einwendungzfrift im Wechſelver⸗ 
fahren 88 555, 8. 1, 557, 558. 

3 eventuell 8 Tage zu ben Einwendungen gegen gerichtliche und außer 
gerichtliche Aufkündigung 88 562, 566. 
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1 Woche zum nachträglichen Antrag auf Einleitung eines vor- 
bereitenden Berfahrens 8 246. 

8 Tage zum Begehren um Koftenfeftftelung gegen den ungehorfamen 
Beugen 8 834, — zum Antrag auf Berichtigung des Tatbeftandes 
88 420, 498, — zum Untrag auf Ergänzung des lirteiles 
8 423, — zum Antrag auf meritorifche Entſcheidung durch das 
Berufungsgericht 8 428, Abſ. 4, — zum Antrag auf Koſten⸗ 
entfcheidung wegen Burüdnahme der Berufung 8 484, Abf. 3, 
— Wiedereinfegungs:, Berufungs:, Reviſions⸗ und Rekursfrift 
im Wecdjjelverfahren und Beftandverfahren 88 555, 8. 2, 575, 
Abf. 1, — zu den Einwendungen gegen den Räumungs= oder 
Übernafmsauftrag im Veftandverfahren 8 567, Abſ. 1, — 
Nelursfrift im Mahnverfahren Art. XXVIII EG. 3. ZPD., 
88 5 u. 12 @ef. v. 37. April 1873, RGB. Nr. 67. 

14 Tage zur Wiedereinfeßung in den vorigen Stand 8 148, — Paris 
tionsfrift 8 409, — Berufungsfriften 88 464, 468, — Revis 
fionsfriften 88 505, Wbf. 2, 507, Abf. 3, — Rekursfrift 8 591, 
— zu den Einwendungen gegen den Bahlungsauftrag im Mans 
datsverfahren 8 550, Abſ. 2, — zur ftillfehweigenden Er⸗ 
neuerung des Beſtandvertrages 8 569, — zur Beſtellung eines 
Schiedsrichter 8 581, Abſ. 1, — zur Nichtigleitäbeichwerbe 
gegen ein Erlenutnis des Börſenſchiedsgerichtes Art. XXIII, 
Abf. 2, ES. 3. 3PO., — Baritions-, Widerſpruchs⸗ Wieder: 
einfegungsfrift im Mahnverfahren Art. XXVIII EG. 3. 8PO., 
8 6, 8. 3, Gef. dv. 27. April 1873, RGB. Nr. 67. 

850 Tage zur Erhebung der Belisftörungsllage 8 454, — zur (rs 
bebung der Anfechtungsklage gegen ein Erkenntnis bes Börfen- 
fchiedsgerichtes Art. XXV EG. 3. ZPO. — 1 Monat zur Er: 
hebung der Nichtigfeitss und Wiederaufnahmällage 8 534. 

90 Tage zur Klageerhebung vor dem Gerichtäftande des früheren 
Wohnſitzes 3 97 IN. 

3 Monate zur Klage auf Aufhebung eines Schiebsfprudes 8 596. 

10 Jahre von der Rechtskraft der Entfeheidung zur Erhebung der 
Nichtigkeits⸗ oder Wiederaufnahmsllage 8 534, Abf. 2. 

2) Richterliche Friften. 

8. B. 88 6, 37, 88, 60, 85, Abſ. 2, 95, 160, Abſ. 2, 181, Abſ. 2, 
243, Abf. 1, 279, 283, 308, 309, 328, 332, 335, 360, Wbf. 1, 365, Abſ. 2, 
368, Abf. 8, 459, 573, Abſ. 1, 8 47, Abſ. 8, IR., Urt. V, Abſ. 3, EG. 
3. BRD. 
$nftrultionelle Friften: 

234 Stunden Minimal-Einlafjungsfrift für die erfte Tagſatzung 8 231, 

Abſ. 2. 

48 Stunden zur Übertragung einer ftenographiichen Beweisaufnahme 
8 280, Abf. 3, — zur Übergabe von bei einer Tagfagung ges 
faßten Beichlüffen in ſchriftlicher Abfaſſung zur Ausfertigung 
8 127, Abſ. 2, SD. 

3 Tage zur Hinterlegung der die Protokollierung erfegenden Ausferti- 
gung des Urteildtatbeftandes 8 445, Abi. 2. 
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5 Tage zur Vornahme der bei einer Tagſatzung vorbehaltenen Be⸗ 
ſchlußfaſſungen 8 127, Ab. 2, GO. 

8 Tage zur Vorbereitung auf die münblide Verhandlung 8 257, — 
zur Fällung des nicht fofort. nach Schluß der mündlichen Ber= 
banblung gefällten Urteile 8 415, — zur Abgabe ber fchrift- 
lichen Abfaſſung bes Urteiled zur Ausfertigung 8126, Abſ. 8, SD. 

14 Tage Normaleinlaffungsfrift für bie erfte Tagſatzung 8 231, und 
für die Berufungsverhandlung 8 480. 

4 Wochen. Wenn die Buftellung einer Klage nicht binnen 4 Wochen 
duch den Gemeindevorſteher bewerkſtelligt werden Tann, ift 
das Edriftftüd mit der Wirlung der Zuſtellung beim Ges 
meindevorfteher zu Binterlegen 8 107, Abſ. 2. — 30 Tage nadı 
dem Tage des Anichlages gilt das Schriftftüd als zugeftellt 
g 115. | 

3 Monate. Bor Ablauf von 3 Monaten kann das durch vereinbartes 
Ruben unterbrocdhene Verfahren nicht wieder aufgenommen 
werden 8 168. 

Außerdem enthält die GO. eine Reihe von inftrußtionellen Friſten 

3. 3. in ben 88 122, 128, 148, 257, 284. 

Friſt von 3 Tagen zur Einbringung bes eine telegraphiſche 
Depefche ergänzenten Schriftiates. 8 97 GO. 
Die Friſten des Erelutionsverfahrens fiehe bei 8 58 ED. 

Die Einhaltung der Friften wirb durch den Geſchäftskalender überwacht. 

88 402-404 GO. 

6 124. Der Lauf einer richterlichen Friſt beginnt, jofern 
nicht bei Feſtſetzung derjelben etwas anderes beitimmt wurde, 
mit Zujtellung?) des die Friſt anordnenden Beichluffes an die 
Partei, welder die Friſt zugute fommt; wenn es aber 
einer Zuftelung des Beichluffes nicht bedarf „) mit der Ber 
fündung des Beichluffes. 

1) 88 96, Abf. 1 u. 2, 102—107, 111, 115, Abſ. 3, 118. 

2) Die mündliche Verkündung begründet die Wirkungen der Buftellung. 

8 426, Abſ. 8. 

6125. Bei Berechnung einer Frift, weldhe nad) Tagen 
beitimmt ift, wird der Tag nicht mitgerechnet, in den 
der are oder die Ereignung fällt, nad) der fich der 
Anfang der Frilt richten foll.!) 

Nach Wochen, Monaten oder Zahren beitimmte Friften 
enden mit dem Ablaufe desjenigen Tages der lebten Woche 
oder des lebten Monates, welcher durch feine Benennung 
oder Zahl dem Tage entipridht, an welchem die Friſt be» 
gonnen hat. Fehlt diefer Tag in dem letzten Monate, fo 
endet die Friſt mit Ablauf des lebten Tages dieſes Monates. 

‚ Da3.Ende einer Friſt kann auch dur) Angabe eines 
beitimmten Kalendertages?) bezeichnet werden. 
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1) Berechnung der Räumungsfriften im Beſtandverfahren 8 578, Abſ. 4. 

2) Bei verlängerten Friſten obligatoriih. 8 128, Abſ. 5. 

6 126. Der Beginn und Lauf von gefeglichen und 
rihterlihen Frilten wird dur) Sonn- und Feiertage!) nicht 
behindert.?) 

Salt das Ende einer Friſt auf einen Sonntag oder 
Feiertag, fo ijt der nächfte Werktag als letzter Tag der Friſt 
anzufehen.?)a) 

1) Siehe 8 44 GO. bei 8 281. 

2) Die Gerichtöferien hemmen den Lauf einer Frift; auf Rotfriften 
und Friften in Ferialſachen haben die Gerichtsferien keinen Einfluß. 
8 225. 

2) Bei gejeglichen oder richterlichen Friften, die in bürgerlichen Rechts⸗ 
ſachen einer Partei zur Abgabe von Erklärungen, Anbringung von An⸗ 
trägen, Überreichung von Scriftfägen oder zur Vornahme anderer, ein 
gerichtliche8 Verfahren betreffenden Handlungen offen ftehen, werden bie 
Tage des PBoftenlaufes in die Friſt nicht eingerechnet. 8 89 
GOG. — Bei telegraphiſchem Anbringen tritt eine Berlängerung 
der Frift um 3 Tage ein, da die fchriftlicde Eingabe noch innerhalb dreier 
Tage nad) Ablauf der Frift überreicht werden kann, doch ift in dieſe 
Friſt der Boftenlauf einzurechnen. Siehe 8 97 GO. Kine folhe Ver⸗ 
längerung ber Friſt tritt nicht ein, wenn die Partei ober ihr Bevoll⸗ 
mäcdhtigter im Gerichtöfprengel ober im Sprengel des übergeordneten Ges 
richtshofes erfter Inftanz wohnt. 8 98 GO. 

a) Tiefe Beſtimmung gilt nicht für die 3Otägige Friſt zur Er⸗ 
bebung einer Befisftörungsflage. Dieſe Frift endet mit Ablauf bes 
80. Tages, nachdem der Kläger von der Störung Kenntnis erlangt bat, 
wenngleich diefer Tag auf einen Sonntag oder Feiertag fällt. (Siehe 
IM. zu 5 454 ZPO.) 

6127. Laufen die den einzelnen Streitgenofjen!) zur 
Bornahme derjelben Prozeßhandlung zuftehenden gejeßlichen 
oder richterlichen Frilten zu verjchiedenen Zeiten ab, jo kann 
die fraglide Prozeßhandlung von allen —— ſo 
lange vorgenommen werden, als noch einem der Gtreit- 
genoffen eine Friſt für diefe Prozeßhandlung offen fteht. 

2) 88 11, 8. 1 u. 2, 20. — Bei uneigentliher Streitgenofjenichaft 

fommt e3 darauf an, ob die Streitgenofien biefelbe Prozeßhandlung vor⸗ 


8126. 1. Die Beitimmungen über die Berechnung richter- 
licher Friſten (88 125, 126) gelten auch für die in einem gericht- 
lichen Bergleihe feftgefegte Erfüllungsfrif ©. dr 
19. Februar 1902, 3. 2090, GH. 1902: 30. 

g 127. 1. Nicht anwendbar auf Einwendungen gegen 
einen wechſelrechtlichen Zahlungs⸗ oder Sicherftellungsauftrag. €. 
v. 24. April 1900, 3. 5718, Sig. 980. 
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zunehmen hatten, daher felbftändige Berechnung der Yrift bei Wechſel⸗ 
zahlungsaufträgen. 

6 128. Gefepliche Friſten, mit Ausnahme derjenigen, 
deren Verlängerung das Geſetz ausdrücklich unterjagt (Not- 
friften),?) ſowie die richterlichen Friſten, hinfichtlich welcher in 
diefem Geſetze nicht3 anderes?) beftimmt ift, können vom 
Gerichte verlängert werden. Eine Verlängerung von Friſten 
durch Übereintommen der Parteien iſt unzuläffig. 

Das Gericht kann eine ſolche Verlängerung auf Antrag 
bewilligen, wenn die Partei, welcher die Friſt zugute kommt, 
aus unabwendbaren oder doch ſehr erheblichen Gründen?) an 
der rechtzeitigen Vornahme der befrifteten Prozeßhandlung 
gehindert ift und insbejondere ohne die Frijtverlängerung 
einen nicht wieder gut zu machenden Schaden erleiden würde.a) 

Der Antrag muß vor Ablaufd) der zu verlängernden Frijt 
bei Geriht angebracht werden.‘) Über den Antrag kann ohne 
vorhergehende mündliche Verhandlung entichieden werden;?) 
vor Bewilligung der wiederholten Verlängerung einer Friſt 
ijt jedoch, wenn der Antrag nicht von beiden Barteien ein⸗ 
verjtändlich geſtellt wird, der Gegner einzuvernehmen. 

Die zur Rechtfertigung des Antrages angeführten Um⸗ 
jtände find dem Gerichte auf Verlangen glaubhaft®) zu machen. 
eg binreichender Begründung iſt der Antrag zu ver- 
werfen. 

Bei Verlängerung der Frijt”) ift tet zugleich der Tag 
zu beitimmen, an welchem die verlängerte &ritt endet. 

1) Gerichtöferien haben keinen Einfluß auf Anfang und Ablauf von 
Notfriften. 8 225, Abſ. 2. — Infolge bes Ruhens bed Berfahrens hört 
der Lauf der Notfriften nicht auf. 8 168. 

Notfriften: 

Zum Antrag auf Wiedereinfegung (14 Tage, im Wechfel⸗ und Be⸗ 
ftandverfahren 8 Tage) 88 148, 555, 3.2, 575, Abi. 1. 

Berufungsfriften (14 Tage, im Wecfel- und Beitandverfahren 
8 Tage) 88 464, 468, 555, 8.2, 575, Abf. 1. 

Frift zum Antrag auf meritorifche Entſcheidung durch das Bes 
rufungsgericht 8 478, Abf. 4. Revifionzfriften (14 Tage, im Wechfel- und 
Beitandverfahren 8 Tage) 88 505, Abſ. 2, 507, Abi. 2, 555, 8.2, 575, 
Adf. 1. Rekursfrift (14 Tage, im Wechlel- und Beftandverfahren 8 Tage) 
88 521, 555, 8. 2, 575, Abſ. 1. Friſt zur Erhebung der Nichtigkeits- und 


8 128. 1. Wird die Friftverlängerung infolge Widerfprudes 
des Gegners abgelehnt, fo find — die Koſten des Wider⸗ 
ſpruches zu erſetzen. E. v. 14. September 1898, 3. 12567, 
Präv. 1899: ©. 86. 





Friftverlängerung. 199 


Wieberaufnahmsflage (1 Monat) 8 534. Friſt zu den Einwendungen im 
Mandatöverfahren (14 Tage) 8 550, Abi. 2, im Wechfelverfahren (8 Tage) 
88 557, 558. Friſt zu den Einwendungen gegen gerichtliche und außer⸗ 
gerichtliche Auffündigungen (8 event. 3 Tage) 88 562, 566, gegen ben 
Auftrag zur Übergabe oder Übernahme des Veftandgegenftandes (8 Tage) 
88 567, Abſ. 1, 570. Friſt bei Erneuerung bes Beſtandvertrages (14 Tage 
event. die Hälfte der urfprünglicden Dauer) 88 569, 570. 

Baritionsfrift (14 Tage, im Wechielverfahren 3 Tage) 88 409, 555, 
8.1, 557. Siehe Bemerkungen zu 8 409. 

Alle geſetzlichen Friften des Erelutiontverfahrens 8 58 ED. 

2) Frift zur Behebung des Mangels der gefeblichen Vertretung ift 
nur unter Beſchränkungen erftredbar 8 6, Wbf.8, — zur Beibringung 
der Vollmacht 8 87, Abſ. 2, — zur Wiederborlage eines behufs Ver⸗ 
befierung zurüdgeftellten Schriftiaßes 8 85, Abf. 2. 

3) Streitverfündigung gibt feinen Anſpruch auf Friftverlängerung 
8 21, Abf. 3, ebenfowenig ein Geſuch um Armenrecht 8 78, Abf.1. Ver: 
gleichverhandlungen nur unter ben VBorgusfehungen bed 8 128, Abſ. 2, 
8 204, Abſ. 2. — Bergl. Art. V ES. 3. 3P0. 

“ Ausnahme 8 73, Abi. 2. 

5) Falls nicht der Antrag während reiner mündlichen Verhandlung 
geitellt wird oder die Frift in einer Entſcheidung des Gerichtes beftimmt 
wird, enticheidet der Vorfißende, bezw. ber beauftragte oder erfucdhte 
Nichter. 88 140, 143. — Gegen die erfte Verlängerung nicht über bie 
Daner der urfprünglichen Frift Tein Rechtsmittel. 8 141. — Gegen bie 
Bermweigerung und die Bewilligung über die urſprüngliche Dauer Rekurs. 
8 514. 

© 8 274. — Um der Partei die zu beicheinigenden Umftände zu 
bezeichnen, kann mündliche oder fchriftliche Einvernehmung ftattfinden. 
8 86, Abf. 4, SD. 

) Bei Verlängerung von 'Friften darf nicht über die Beit hinaus- 
gegangen werben, die vorausfichtlih bi zum Wegfalle des Hinberniffes 
verftreihen wird. 8 84, Abi. 2, GO. — Bei Entiheidung über Er- 
ftredungsanträge ift ftet3 auch ber Zweck bes gerichtlichen Verfahrens zu 
erwägen und die fraglicdhe Verfügung damit in Einklang zu bringen. 
8 84, Abf. 2, SD. 

a) Eine Friftverlängerung ift nur dann zuläffig, wenn die Bartei, 
welcher die Frift zugute fommt, aus unabwendbaren oder body fehr er- 
heblichen Gründen an ber rechtzeitigen Bornahme ber befrifteten Prozeß⸗ 
handlung gehindert ift. Taß die Partei ohne die Yriftverlängerung 
einen nicht wieder gutzumadjenden Schaden erleiden würde, berechtigt 
nur beim Borhandenjein unabwendbarer oder doch fehr erheb- 
fiher Hinderung3gründe zum VBegehren um Yriftverlängerung. 
Liegen ſolche Hinderungsgründe vor, jo kann aud) ohne die Gefahr eines 
nicht wieder gutzumachenden Schadens die Yriftverlängerung bewilligt 
werben. Keinesfall3 darf drohender Prozeßverluft fchlechthin als nicht 
wieder gutzumachender Schade angejehen werden. (IM. au 8 128 8PO., 
P. 1.) — Siehe auch IM. zu 8 134 ZPO. P. 2. 
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d) Das Anbringen eines WUntrage auf Friftverlängerung ift auf 
den Ablauf und das Ende der zu verlängernden Frift ohne Kinfluß. 
Insbefondere Tann die Partei, beren Friftverlängerungsantrag abgewieſen 
wird, bie zur Zeit des Anbringens ihres Antrages von ber urfprüng- 
lichen Friſt noch Übrigen Tage (fogenannte Guttage) für die nachträgliche 
Vornahme ber befrifteten PBrozeßhandlung nicht in Anſpruch nehmen, 
wenn inzwifchen bie für diefe Prozeßhanblung beftimmte Friſt abgelaufen 
ift. (IM. zu $ 128 8PO., P. 2.) 

6129. Alle Friten!)a) können durch Vereinbarung der 

ns abgekürzt werden. Die Vereinbarung muß, um 
ür das Gericht wirkſam zu fein, urkundlich nachgewieſen 
werden.?) 

Das Gericht?) kann richterliche und geſetzlichea) Friften auf 
Antrag nur einer der Parteien abfürzen,) wenn Umjtände 
glaubhaft gemacht werden,’) welche eine folche Abkürzung zur 
Abwendung drohender erheblicher Nachteile geboten erſcheinen 
laffen und wenn zugleich der Partei, für deren Handeln die 
Friſt bejtimmt iſt, die Vornahme der bezüglichen Prozeß- 
handlung während der abgefürzten Friſt ohne Schwierigfeit 
möglich ift. Bor Bewilligung der Abkürzung ift der Gegner 
einzuvernehmen.®) 

2) Huch die Notfriften. °) Oder zu Protokoll des beauftragten 
Richters bei ber erften Tagfagung erflärt werben in Betreff der Klage- 
beantwortung. *) Der Borfigende, falls nicht der Antrag während einer 
mündlichen Verhandlung geftellt wird 8 140, Abf. 2, der beauftragte oder 
erfuchte Nichter 8 143. *) Gegen die Verweigerung fein Rechtsmittel. 
8 141. — Gegen die Bewilligung Rekurs. 8 514. °) Um ber Partei die 
glaubhaft zu machenden Umftände zu bezeichnen, kann mündliche oder 
Schriftliche Einvernehmung plaßgreifen. 8 86, Abſ. 4, GO. °) Giehe 
8 175, Unm. 1. 

a) Notfriften können fowohl duch Vereinbarung der Parteien als 
auf Antrag einer der Barteien durch das Gericht abgekürzt werden. (IM. 
zu 8 1289 3PO.) 


Tagſatzungen. 

6 130. Die Anberaumung von Tagſatzungen erfolgt, 
fofern das Geſetz nichts anderes anordnet,!) auf Antrag einer 
Partei. Borbehaltlich bejonderer in dieſem Geſetze enthaltener 
Beitimmungen obliegt die Anberaumung der Tagſatzung ein- 
Ihließlich der Yeitjegung von Ort, Tag und Stunde der 
Tagſatzung dem Gerichte.) 

Die Anberaumung einer Tagfagung, jowie jede Ladung 
zu einer Tagfakung Tann durch ein abgejondertes Rechts- 
mittel?) nicht angefochten werden. 
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2) 8.8. 88 85, Mbf.1, 152, Abſ. 3, 190, Abſ. 8, 191, Abſ. 8, 
194, 200, Ubf. 2, 244, 248, 256, Abſ. 1, 260, Abſ. 1, 281, 285, Abf. 1, 
288, bl. 1, 360, Mhf. 1, 868, Ubf. 1, 379, 402, Mbf. 8, 479, Abi. 1, 
480, Wbf. 1, 499, Abſ. 3, 509, Abſ. 2, 511, Abſ. 2, 540, Abſ. 3, 541, 
Abf. 3, 546, Abſ. 2, 552, Abſ. 3. 

9 Siehe bie inftruftionellen Borfhriften über die An- 
heraumung von Tagfahungen in den 88 114—119 GO. Insbeſondere 
find erfte Tagfagungen in der Regel auf dieſelbe Stunde, andere Tag- 
ſatzungen auf verſchiedene Beitpunkte anzuberaumen, 8 116 GO. — Siehe 
binfihtlich der Evidpenthaltung der Tagſatzungen durch den Geſchäfts⸗ 
talender 88 4023-44 GO. 

9 88 515, 516, 522; gegen bie Laduug eines Zeugen kein Rechts⸗ 
mittel, 8 349, Abſ. 2. 

6131. Die Verftändigung von der Anberaumung der 
Tagſatzung und — zum Erſcheinen hei der⸗ 
ſelben (Ladung) erfolgt an die Partei, welche um die 
Anberaumung bei Tagſatzung angeſucht hat, mittel? Rubrit,t) 
an die Gegenpartei durch Zuftellung eines mit der Aus- 
fertigung der Ladung verjehenen Eremplares des Schriftſatzes?) 
oder der Protofollsabichrift.?) Bei einer von Amts wegen er- 
folgenden Anberaumung der Tagjagung find beide ‘Parteien 
durch Buftellung von Rubriken zu laden.9 

Im Anmwaltsprozeffe) muß die erite Ladung zur münd- 
Yihen Berhandlun 8 ſofern dieſelbe nicht bereits an einen 
Advokaten ergeht,” insbefondere auch die Aufforderung ent- 
halten, rechtzeitig einen Advokaten als Bertreter zu beiteflen, 
und den Parteien befanntgeben, welche Nachteile das Geſetz 
mit der Nichtbeitellung eines Advofaten®) und mit dem Ber- 
ſäumen der Tagfagung?) verbindet. 

Zu Tagfayungen, welche in mündlich verfündeten gericht- 
lichen Entideidungen!®) anberaumt werden, jind die Parteien 
nur infoweit befonder3 zu laden, als weder fie noch ihre 
Vertreter oder Bevollmäctigten bei der Verkündung anmejend 
waren. 

1) 8 80. 2) 88 75, 78, 80. 9) 8 79; insbeſondere im bezirlögericht- 
lichen Verfahren, 8 488. — Bei protofollarifcher Ergänzung oder Richtig- 
ftellung der Klage auch der Abſchrift des bezüglihen Protofolles. 8 438. 

“8 90, Abſ. 4, GO. Ladungen und Benachrichtigungen, bie auf 
Grund eines Anbringens zu Protokoll erfolgen, haben an diejenigen Per⸗ 
fonen, welchen im Falle fchriftlichen Anbringens ein Exemplar des über⸗ 
reichten Schriftſatzes zuzuftellen wäre, mittels Abſchrift des Protofolles, 
an die Partei, deren Anbringen protofolliert wird, nad) Buläffigleit des 
Geſetzes durch mündliche, im Prototolle zu beurfundende Mitteilung oder 
duch unmittelbare Einhändigung eines VBorladezetteld oder einer Rubrik, 
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an alle anderen Berfonen aber mitteld Borlabezetteld ober mittels Turzer 
ſchriftlicher Mitteilungen zu gefchehen. 

6) 8 27, Abſ. 1. 

6) Ladung zur erften Tagfagung 8 230. 

?) Beim Kläger 88 37, Abf. 2, 93, Abf. 1. 

8) 8 183, Abf. 3; nad) 8 37, Abſ. 2, Zurückweiſung von nicht ſig⸗ 
nierten Schriftfägen und gem. 8 85 von Eingaben eines nicht durch Boll» 
macht legitimierten Advokaten; vergl. 8 160, Abf. 2. 

9) 88 144, 145, Abſ. 1. 29) 8 137, Abf. 1. 

6 132. Die Tagfagungen werden, fofern das Gefeß 

nichts anderes!) bejtimmt, im Gerichtshaufe abgehalten.?) 

Tagfagungen zur mündlichen Verhandlung fönnen an 

einem Orte?) außerhalb des Gerichtshauſes anberaumt werden, 
wenn die Verhandlung an diefem Orte leichter durchgeführt 
oder hiedurch ein größerer Koftenaufwand vermieden wer⸗ 
den kann. 

1) 88 328, Abf. 2 u. 3, 252, Abſ. 1, 368, Abſ. 2. 

2) Über die Abhaltung regelmäßiger Gerichtötage fiehe 8 23 GGOG. 
und 88 54-61 GO. — Über ven Gefchäftsfreis tn bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten beftimmen: 

8 57, Abf. 1-3, GO. Dur die Gerichtstage fol den nicht am 
Orte des Berichtes oder in deſſen Nähe Wohnenden ber Berfehr mit dem 
Gerichte und namentlih das mündliche Anbringen bei Gericht erleichtert 
und die Notwendigkeit erfpart werden, wegen einfacher und raſch zu orb« 
nender Dinge ben weiten ober befchiwerlihen Weg zum Gerichte zurüd« 
legen oder für eine Fahrt Auslagen machen zu müflen. 

Es können daher auf den Gerichtötagen Klagen, Privatanflagen, An» 
zeigen, Geſuche, Anträge und fonftige Erklärungen, deren münbliches 
Vorbringen das Geſetz geftattet, zu Protokoll gegeben, fchriftlidhe Ein 
gaben aller Urt, mit Ausnahme derjenigen, mit weldien Gelb ober 
Geldeswert deponiert werden fol, dem Richter eingehändigt werben. 
Für die Abgabe von Erklärungen, für die Überreichung von Schriftſätzen 
oder für andere Eingaben gefegte Friften find eingehalten, wenn vor Ab» 
lauf der Friſt die Erklärung am Gerichtätage zu Protokoll gegeben ober 
die Eingabe dem Richter übergeben wurde. Für bie Rangorbnung in 
Grundbuch⸗ und Verfachbuchſachen ift jedoch Tebiglicdh die Eintragung ber 
auf dem Gerichtätage überreichten Gefuche ober protofollierten Anträge 
in das Tagebud) für Grundbuchs⸗ oder Verfachbuchdeingaben entfcheibend 
(8 61, Abſ. 8). 

Die Gerichtötage können ferner zu Beweisaufnahmen, namentlich 
zur Einvernehmung von Zeugen und GSacverftändigen, zur Cinver- 
nehmung des Befchuldigten oder zur Ausführung der Geſchäfte eines 
erfuchten Nichters, zur Bornahme von Beglaubigungen, zur Vornahme 
von Xergleichgverfuhen (8 433 8PO.), zur Abhaltung von erften Tage 
fagungen (8 440 8PO.), zur Vorbereitung der mündlichen Streitver- 
verhandlung in Recdhnungsprozefien und anderen im 8 245, 8. 1, ZPO. 
bezeichneten Rechtsjtreitigleiten (8 440, Abf. 3, 83PO.), fowie zu Ber- 
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bandlungen über einftwellige Verfügungen und andere Punkte ober 
Zwiſchenfälle der beim Bezirksgerichte anhängigen Rechtsſachen verwendet 
werben. 

8 58, Abf. 1, GO. Mündliche Streitverhandlungen in bürgerlichen 
Nechtöftreitigleiten dürfen auf dem Gerichtötage nur dann ftattfinden, 
wenn entweber die Erledigung Teinen Auffchub zuläßt und für die Ver⸗ 
handlung die Nähe gewiſſer Ortlichkeiten von. Belang fein ann, ober 
wenn das Erfcheinen vor Gericht den Parteien ober wenigſtens einer 
von ihnen einen empfindlichen Abbruch am täglichen Erwerb verurfadhen 
würde, vorausgejest, daß an der Verhandlung lediglich ortsanweſende 
Berfonen beteiligt find und die Sache vorausfidtlih ohne Vertagung 
fpruchreif gemacht werden Tann. Namentlich find unter biefen Be⸗ 
dingungen Beſtand⸗ und Belisftörungsftreitigfeiten, Vaterſchafts⸗ und 
Alimentationsflagen, Streitigleiten aus dem Arbeits⸗, Lehr- und Lohn 
verhältnifie und Streitigleiten, die gemäß 8439 ZPO. anhängig werden, 
fowie Bagatellfachen auf den Gerichtötagen zu verhandeln und zu ent⸗ 
fcheiden. 

3 8 95 SD. Außerhalb bes Gerichtshauſes follen Gerichtsverhand⸗ 
Iungen, Tagfabungen und andere richterlihe Alte nur vorgenommen 
werben, wenn e8 das Geſetz vorfchreibt oder die Natur der Gefchäfte es 
erfordert, wenn es für die Behandlung der Rechtsſache oder für bie 
Parteien wefentlide Vorteile mit fich bringt ($ 132 8PO.), oder wenn 
fonft ausreichende fachliche Gründe bafür vorhanden find. Soweit nicht 
ein Beſchluß eines Senates vorliegt, bedarf die Vornahme von Amts⸗ 
handlungen außerhalb des Gerichtes der Buftimmung bes Gerichtsvor⸗ 
fteherd. Diefer Hat darauf zu achten, daß fid die Zahl der nicht im 
Geſetze ſelbſt vorgeſchriebenen auswärtigen richterliden Amt3handlungen 
ftets ftreng innerhalb der Grenzen ber Notwendigkeit und zmweifellojen 
Bmwedmäßigfeit erhält. 


6 133. Die Tagfapung beginnt mit dem Aufrufe der 
Sade.a) 

Die Tagfagung ift von einer Partei verfäumt, wenn die 
Partei zuder für die Tagfagung anberaumten Beit!) nicht er- 
— oder, wenn erſchienen, ungeachtet richterlicher Auf- 
orderung nicht verhandelt?) oder nad) dem Aufrufe der Sache 
lich wieder entfernt.?) 

Als verfäumt gilt die Tagfagung auch dann, wenn die 
Partei bei denjenigen Prozeßhandlungen, für welche die Bei- 
ziehung eines Advokaten im Gejege vorgefchrieben iſt,) ohne 
Advofaten eriheint.?) 


8133. 1. Die Tagfagung ift nicht verfäumt, wenn die Partei 
zur rechten Zeit im Gerichtögebäude anweſend war, aber in einem 
öfter als Warteraum benügten Kanzleizimmer den Aufruf ihrer 
Rechtsſache überhörte. E. v. 24. April 1901, 3. 5426, 
GH. 1902:19. 
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1) fiber ben Aufruf zu ber beflimmten Beit fiehe die Interpellations- 
beantwortung, JMEB. ©. 82/1898. — Bei ber Zwangsverſteigerung 
von Liegenſchaften darf erft nach Ablauf einer halben Stunde zum Bieten 
aufgefordert werden. 8 179, Abf. 2, ED. 

2) Das Unterlaffen des Kontumazialantrages ift als Unterlaffen bed 
Verhandelns aufzufafien, fonft Tießen fich einverftänbliche Erftredungen 
erichleichen. 

s) 88 186, Abſ. 2, 198, Abſ. 4, Folgen ber Verfäumung 8 144. 

*, 8 27, Abſ. 1. Anm. 1 zu 8 26. 

5) Andgenommen der Yall 8 73, Abſ. 2. 

a) Die Rechtsſache ift zu der für ben Beginn ber Tagfagung in ber 
Ladung beitimmten Beit aufzurufen. Sind die Tagfahungen für mehrere 
Rechtöfachen auf die nämliche Stunde angeſetzt, fo find, fobald dieſe 
Stunde gefommen ift, alle diefe Recht3fachen zugleich aufzurufen. ; 

Wer bei Aufruf der Sade nicht anweſend tft, gilt als nicht er- 
fhienen. (IM. zu 8 133 8PO., P. 1.) 

Eine Berjpätung bes Aufrufes berechtigt die Parteien nicht, fih nach 
Eintritt der für die Tagſatzung beftimmten Zeit zu entfernen. 

Gegen bie Partei, welche bei Aufruf der Sache nicht mehr anweſend 
ift, Tann daher Verfäumungsurteil erlaflen werben, obſchon fie bet Eintritt 
ber für die Tagſatzung anberaumten Zeit anweſend geweſen. Haben fid 
beide Parteien nach Berftreichen der für die Zagfagung beftinnmten Zeit, 
jedoch vor Aufruf der Cache entfernt, fo tritt infolge ihres Nichterfcheinens 
nad Aufruf Ruben des Verfahrens ein ($ 170 8PO.). 

Eine Bartei, weldje im Falle der Veripätung des Uufrufes bei Auf⸗ 
ruf der Sache anweſend ift, kann nicht deshalb als nichterfchienen be» 
handelt werden, weil fie zu ber für den Beginn ber Zagfagung anges 
festen Beit noch nicht anwefend war und daher bei rechtzeitigem Aufrufe 
die Tagfagung als von ihr verfäumt hätte gelten müflen. (FM. zu 
8 138 8PO., B. 2.) 

6 134. Tagfayungen können nur durd) richterliche Ent- 
iheidung!) verlegt werden (Erjtredung).?) Solche Erftredung 
fann au Antrag oder von Amts wegen ftattfinden:a 

1. wenn ſich dem rechtzeitigen Erjcheinen®) einer oder bei- 
der Parteien oder der Aufnahme oder Yortfegung der Ver- 
handlung zwijchen ihnen ein für fie unüberfteigliche3 oder doch 
ein ſehr erhebliches Hindernis*) entgegenftellt und insbefondere 
ohne die Erftredung eine Partei einen nicht wieder gut zu 
machenden Schaden erleiden mürde;b) 

2. wenn das Gericht durch anderweitige unauffichiebbare 
amtliche Obliegenheiten oder aus fonftigen wichtigen Gründen?) 
an der Aufnahme oder Yortlegung der Verhandlung be- 
hindert it; “ 

‚3. wenn eine nicht jofort vor dem Prozeßgerichte voll- 
ziehbare, für die Weiterführung der Verhandlung jedoch 
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weſentliche Beweisaufnahme angeordnet wird oder ſich behufs 
Fortfegung und Durdführung der Verhandlung die Herbei- 
Ihaffung von Urkunden, Auskunftsſachen oder Augenfcheins- 
egeuitänden notwendig erweilt; 

. wenn die Verhandlung bei der vom Gerichte hiezu 
anberaumten Tagſatzung auch ohne Dazwiſchenkunft der vorer- 
wähnten Hindernifle nicht zum Abſchluſſe gebracht werden fann.*) 

ı) Senat ober Borfigender, Einzelrichter, erjuchter oder beauftragter 
Richter. 88140, 143. — Gegen bie erfte, 4 Wochen nicht überſchreitende 
Eritredung fein Rechtsmittel. 8 141. 

2) Die Tagfagung zur vorläufigen Feſtſtellung des Laftenftandes darf 
nicht erftredt werden. 8 164 ED. 

3) Bergl. 8 402, 3. 2 u. Abſ. 3. 

4) Streitverfündigung 8 21, Ubf. 3, und Geſuch um Bewilligung 
”-de3 Armenrechtes außer dem alle des 8 78, Abſ. 2, geben leinen Grund 

zur Erftredung 8 73, Abſ. 1, VBergleichsverhandlungen nur unter ben 

Borausfegungen des $ 134, 3. 1, 8 204, Abſ. 2. 

e 5, 9. 9. verfpätete HBuftellung des Schriftfahes oder der Ladung. 
189. 

°) Insbeſondere weil bie Partei oder ihr Bevollmaͤchtigter einer 
verftändlichen Außerung nicht fähig ift; eine wiederholte Erftredung aus 
diefem Grunde ift unzulälfig, 8 185. 

Weil der Prozehbevollmächtigte entfernt werden muß und Erfah 
nicht fofort möglich ift. 8 200, Abi. 2. 

Erfte Erftredung einer Tagſatzung im vorbereitenden Verfahren wegen 
Ausbleibens einer Bartei. 8 254. 

Erftredung, um ber unter Eid zu vernehmenben Partei eine Über- 
legungsfrift zu gewähren. 8 8379. 

Wenn die allein erfchienene Partei nicht verhandelt, ift nicht zu er» 
fireden, fondern es tritt Ruben ein. 88133, 170, Abſ. 1. — Die Gründe, 
aus welchen die Tagſatzung erftredt wurde, find in dem Prozeßregiſter 
durch Anführung der Ziffer des 8 134 anzugeben. $ 227, 8. 8, GO. 

a) Die Umftände, derenwegen eine Tagſatzung verlegt (erftredt) 
werben Tann, find im 8 184 ZRO. erichöpfend (tarativ), nicht bloß bei⸗ 
fpielöweife angegeben (vergl. 88 204, Abi. 2, 517, 8. 3, ZPO... (IM. 
zu 8 134 ZPO, P. 1.) 

d) Eine Tagfagung darf nicht deswegen allein erſtreckt werden, meil 
eine Bartei ohne die Erftredung einen nicht wieder gutzumachenden 
Schaden erleiden würde. Die Schadendgefahr ift im 8 134, B. 1, 8PO., 
wie im 8 128 ZPO. nur als ein zu dem unüberjteiglichen oder fehr er- 
heblichen Hindernifie möglicher Weife Hinzutretender Umftand hervorge⸗ 
hoben. (IM. zu 8 134 ZPO. P. 2.) 

Am Intereſſe befierer Vorbereitung der mündlichen Streitverhand- 
lung die zu folder Streitverhandlung anberaumte Tagfabung zu dem 
Zwecke zu erftreden, um ben Parteien die Überreihung oder den Wechſel 
weiterer vorbereitender Schriftjäbe (8 258 ZPO.) zu ermöglichen, wäre 
nur dann zuläffig, wenn fid die ungenügende Vorbereitung der münd⸗ 
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Tihen Streitverhandlung als Folge eines für die Parteien unüberfteig- 
lichen oder doc fehr erheblichen Sindernifles der rechtzeitigen Aufnahme 
der münbliden Verhandlung taritellt. (IM. zu 8 134 8PO., P. 3.) 

6135. Der Antrag auf Erftredung einer Tagfagung ift 
im Falle des 8 134, 8.1, auch dann, wenn er von beiden 
Parteien einverjtändlic) gejtellt wird,a) durch Angabe der das 
Erſcheinen oder die Aufnahme oder Fortſetzung der Verhand- 
lung bindernden Umftände zu rechtfertigen. Die zur Begrün- 
dung des Antrages angeführten Umjtände find dem Gerichte 
auf Berlangen glaub art zu machen.') 

Mangels hinreichender Begründung?) iſt der Antrag zu 
verwerfen.?) 

1) 8 274. Um der Bartei die glaubhaft zu machenden Umftände zu 
bezeichnen, Tann eine mündliche oder fchriftlihe Einvernehmung ftatts 
finden. 8 86, Abſ. 4, 80. °) 8 134, 8.1. 

2) Der Beſchluß tft auszuferrigen, weil dagegen Rekurs zuläflig. 
8 426. — Rekurs bat nie auffhiebende Wirkung, die Verhandlung ift 
aufzunehmen bezw. fortzufegen. 8 186. — Bei Unberaumung von Ver⸗ 
handlungen und bei Enticheidung über deren Verlegung tft neben ber 
Prüfung der gefeglichen Bedingungen ftetd auch der Zweck bes betreffen- 
den gerichtlichen Verfahrens zu erwägen und die fragliche Verfügung da= 
mit in Einklang zu bringen. Bei Eritredung von Tagſatzungen barf 
nicht über die Zeit hinausgegangen werben, bie vorausſichtlich bis zum 
Wegfalle des Hinderniſſes veritreichen wird. 8 84 @D. 

a) Insbeſondere Zuftimmung der allein erfchienenen Bartei zu einem 
ſchriftlichen Erftredungsantrag ber ausgebliebenen Bartei. (Siehe JM. 
zu $ 397 8PO.) 

6 136. Der Antrag auf Erftredung einer Tagfagung 
fann bei diejer Zagfagung felbjt oder vor Beginn*) derjelben 
geftellt werden. 

Im erjteren Falle ift über den Antrag, nah Anhörung 
des anweſenden Gegners, ohne Aufihub durch Beſchluß zu 
enticheiden?) und, wenn Die dung verweigert wird, ohne 
weitere Unterbrechung die Berhandlung aufzunehmen oder 
fortzufegen. Gegen die Partei, a) welche fid) vor der Entſcheidung 
entfernt hat oder nad) Zurückweiſung des Antrages fich weigert, 
zur Sache zu verhandeln, treten die Nechtsfolgen der Ber- 
jäumung?) der Tagjagung ein. 

Aut Erftredungsanträge, welche vor der Tagſatzung ein- 
langen, finden die Beitimmungen des 8128, Ablah 3,4) ent- 
iprehende Anwendung. 

1) 8 188. 2) 88 140, Abf. 2, 143. — Gegen die Bertveigerung Re⸗ 

kurs, gegen die Bewilligung fiehe 8 141. 
3) 8 144; event. Ruben bed Berfahrens 8 170. 
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*) Über den Antrag kann ohne vorhergehende mündliche Verhandlung 
entichieden werden, vor Bewilligung wiederholter Erſtreckung ift ber 
Gegner einzuvernehmen, wenn der Antrag nicht von beiden Barteien 
einverftänblich geftelit wirb. 

a) Weigern fih beide Barteien nah Berwerfung eines von ihnen 
einverftändlich geftellten GErftredungsantrages, die Verhandlung aufzu⸗ 
nehmen oder fortzufegen, fo ift die Tagſatzung als von beiden Barteien 
verfäumt anzufehen (8 1338 83PO.), und es tritt Ruben bes Berfahrens 
ein (8 170 8PO.; vgl. 8 137 GO.). Die Koften biefer Tagſatzung 
treffen beide Parteien zu gleihen Teilen (8 142 Abf. 3, ZPO.) (IM. 
au $ 136 BED.) 

6 137. Wird eine Tagſatzung erftredt, fo ift vom Ge- 
rihte!) Tag und Stunde der neuerlichen Zagjagung den Par⸗ 
teten, wenn tunlich, fofort mündlich befanntzugeben.?) Andern- 
fall3 hat die Verftändigung mittel Rubrik?) zu geicheben. 

Diefe Beitimmung hat insbefondere auch Anwendung zu 
finden, wenn die Erjtredung einer Tagiakung zum Zwecke 
einer Beweisaufnahme?) erfolgt. 

2) 88 140, 148. Der Borfigende beftimmt den Tag ber neuerlichen 

Verhandlung. 8 181. 

2) Eine fchriftliche Ladung entfällt 8 131, Abſ. 3. — Die Gerichts⸗ 
kanzlei Bat nur die neue Tagſatzung in ben Geſchäftskalender einzutragen, 
die Alten werden bis zu diefem Tage ohne weitere Erledigung in der 
Gerichtöfanzlei aufbewahrt. 8 128, Abf. 2, GO. 

3) 88 80, 181, Abſ. 1. 9 88 134, 8. 3, 281, Abſ. 1. 

6 138. Wenn nicht wegen einer Veränderung in der 
Belebung des Gerichtes eine neuerlide Verhandlung ftatt- 
finden muß,!) hat im Falle der Erftredung einer Tagſatzung 
der Richter oder der Vorſitzende des Senates, vor welchem 
die Verhandlung ftattfindet, bei der ſpäteren zagfegung die 
wefentlihen Ergebniffe der früheren mündlichen Berhand- 
Yung auf Grund des Verhandlungsprotofolle® und der jonft 
zu berüdfichtigenden Prozeßakten mündlich vorzuführen und 
Die Fortſetzung der abgebrochenen Verhandlung hieran an- 
zufnüpfen.a) 

1) Zur Wahrung der Unmittelbarleit 8 412, Ubf. 2. 

a) Die neue Verhandlung vor dem zuftändigen Gerichte, an welches 

eine Sache infolge Berufung vermwiejen wurde, ift im Sinne des 8 138 
BRD. einzuleiten, obwohl fie vor einem anderen Senate ober Richter als 
die erfte Verhandlung ftattfindet. (IM. zu $ 476 ZPO.) 

6139. Wenn die Zuftellung eines vorbereitenden Schrift- 
Taßes oder einer Protokollsabſchrift, über welche eine Ladung?) 
erging, derart verzögert wird, daß die zwifchen der Zuftellung 
der Ladung und der andberaumten Taglagung liegende Frilt 
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dem Gegner eine genügende Vorbereitung?ꝰ) für die mündliche 
Verhandlung oder in den Fällen des Anwaltsprozefje3?) die 
rechtzeitige Beitellung eines Advolaten- nicht mehr geitattet, 
und wenn zugleich der Gegner an diejer Verzögerung der 
Quftelung feine Schuld trägt, fo hat das Gericht oder im 

erfahren vor Gerichtshöfen der Vorſitzende des Senates, vor 
welchem die Verhandlung jtattfinden fol, die anberaumte Tag- 
ſatzung auf Antrag oder von Amts wegen, noch vor ihrer Ab- 
haltung zu erjtreden. Hievon find alle zur Tagſatzung geladenen 
Perfonen ohne Aufſchub zu verjtändigen. 

1) 8 181, Abf. 1. 

2) Zwiſchen der Buftellung der Klage und der erften Tagſatzung in 
der Regel ungefähr 14 Tage, im Notfalle 24 Stunden 8 231. — Ein- 
lafjungsfrift zur mündlichen Streitverbandlung 8 Tage 8 257, — zur 
mündlichen VBerufungsverhandlung ungefähr 14 Tage (aber aud) weniger) 
8 480, Abſ. 1, ebenfo zur mündlichen Verhandlung vor dem Reviſions⸗ 
gerichte 8 509, Abf. 2. Im Verfahren vor Bezirkögerichten insbefondere 
in — ne ſelbſt weniger als 24 Stunden $ 436. 


Gemeinjfame Bejtimmungen. 


6140. Wenn die Beitimmung von Friften oder die 
Anberaumung von Tagſatzungen!) nit in einer Enticheidung 
des Gerichtes oder bei einer mündlichen Verhandlung erfolgt, 
Baht fie im Verfahren vor Gerichtshöfen dem Borfigenden 
des Senates, dem die Rechtsſache zugewieſen tjt.?) 

Gleiches gilt von der Entjcheidung über einen Antrag 
auf Verlängerung oder Abkürzung einer Frift?) oder auf Er— 
ftredung einer —* ung,?) a: nicht der Antrag während 
einer mündlichen — geſtellt wird. 

1) Dagegen kein abgeſondertes Rechtsmittel. 88 130, Abſ. 2, 515. 

2) Auch dem erſuchten oder beauftragten Richter. 8 143: - 

2) 88 128, 129. 8 134. 


6141. Die erfte Verlängerung einer Frift und die erjte 
Eritredung einer Tagfagung kann durch ein Rechtsmittel nicht 
angefochten werden, Yiferne die bewilligte Friſtverlängerung die 
Dauer der —— Friſt und die bewilligte —2 
der Tagſatzung die Dauer von vier Wochen nicht überfchreitet.! 
Gegen die Verweigerung der Abkürzung einer Friſt ift ein 
Rechtsmittel ausgeihloffen. 

1) Gegen die Verweigerung ber Frifiverlängerung ober Tagſatzungs⸗ 

erftredung, gegen die erfte Friftverlängerung über bie urfprüngliche Dauer, 
gegen jede folgende Verlängerung, gegen bie erfte Tagjagungserftredung 
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über 4 Wochen und gegen jebe folgende, ſowie gegen bie Bewilligung 
einer Friftablürzung Rekurs zuläffig. 88 514, 516. — Trog Buläffigfeit 
des Rekurſes ift im Yale der Abweiſung des Erftredungsantrages Die 
Verhandlung fortzufegen. 8 136. — Im alle der Erftredung aus bem 
Grunde des 8 185, Abſ. 1, kein abgejondertes Rechtsmittel 8 186, Abf. 2. — 
Im Erekutionsverfahren ift gegen Beſchlüſſe, durch welche Tagſatzungen 
anberaumt oder erftredt werden, kein abgeſondertes Rechtsmittel zu⸗ 
läfftg. 8 66. 


6142. Der Partei, welche zur Verlängerung einer Frift 
oder zur Eritredung einer Tagfabung Anlaß gegeben hat, ijt 
auf Antrag!) des Gegners der Erjat der diefem hiedurch ver- 
urſachten Kojten in dem vom Gerichte feitzuftellenden Betrage 
aufzuerlegen. Die Wiedereritattung diefer Koften fann auch 
dann nicht begehrt werden, wenn der Gegner in der Haupt- 
ſache zum Erjate der Gerichtsfoften verurteilt wird.?) 

Wird ein folder Antrag auf Koftenerjag bei einer Tag- 
jagung geftellt, jo ift über denjelben unvermeilt, nach An- 
hörung des anweſenden Gegners, zu enticheiden.?) 

Wird eine Tagſatzung durch das Nichterjcheinen beider 
Parteien vereitelt, jo fällt jeder Partei die Hälfte der dadurch 
verurfachten Kojten zur Laft.*) 


2) Sorlegung des Roftenverzeichnifjies 88 52, Abf. 3, 54. 

2) Wenn wegen ungehörigen Benehmen® des Prozeßbevollmächtigten 
erfiredt werben muß, bat diefer beiden Parteien die Koften zu erſetzen. 
8 200, Ubf. 2. 

2) Bon dem bie Erftredung oder Verlängerung bewilligenden Senat 
oder Nichter 88 140, 143; dagegen Rekurs 8 514. 

* Ohne Anſpruch auf Erjas im Falle des Obſiegens in der Haupt- 
fache 88 40, Abſ. 2, 52. Über die fonftigen Folgen fiehe 8 170. 


6143. Die in Ddiefem Titel dem Gerichte oder dem 
Vorſitzenden des Senates beigelegten Befugnifie ftehen auch 


8142. 1. Ob die Partei, welche die Erſtreckung der Tag⸗ 
fagung veranlaßte, ein Verſchulden trifft, kommt nicht in Be⸗ 
trat. E. dv. 27. September 1898, 3. 9928, Przeg. 1899: ©. 1; 
17. Auguft 1898, 3. 11305, Präv. 1899: ©. 90. 

2. Auferlegung des Koftenerfages, weil die Bartei zur Ver» 
handlung ungenügend vorbereitet war. E. 2.13. November 
1901, 3. 15510, 38. 1902 : 67; 

oder weil für die Klage notwendige Anführungen 
nachträglich beigebracht werden müſſen. E. v. 7. Juni 1898, 
3. 7899, Sig. 210. | 
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dem beauftragten!) oder erfuchten?) Richter in Anjehung der von 
demjelben zu bejtimmenden Friſten und Tagfagungen zu. 


1) 88 34, 35 IM. 
2) 88 36, 37 IR. 88 204, 300 328, 352, 368, 875, Abf. 2, 488, 
Abſ. 2, 509, Ab. 3, u. a. m. 


Vierter Titel. 


Tolgen der Verſäumung, Wiedereinfegung in den 
vorigen Stand. 


Folgen der Verſäumung. 


6144. Die Verſäumung) einer Prozeßhandlung hat, 
unbejchadet der in diefem Geſetze für einzelne Fälle beitimmten 
weiteren Wirfungen,?) zur Folge, daß die Partei von der vor» 
zunehmenden Prozeßhandlung ausgeichloffen wird.®) 

1) 88 188, 136, Abſ. 2, 198, Abſ. 4, 400. 

2) Unterlafjen der Beftellung eines Zuftelungsbevollmädjtigten 88 96, 

97, Abf. 2. — Aufnahme eines unterbrocdhenen Verfahrens 88 156, Ubf. 1, 
160, Abf. 2, 167. — Zuftimmung zur Klagsänderung 8 335, Abf. 2, zur 
Anderung der Berufungdanträge 8 483, Abi. 2. — Wahrannahme gegne- 
rifhen Vorbringens 88254, Abſ. 2, 396, 398, 442. — Unnahme der Echt- 
heit einer Urkunde 8 312, Abi. 1. — Wahrannahme des Beweisthemas 
wegen vermweigerter Edition eines Handelsbuches Art. 37 HGB., Art. VIL 
8.4, EG. 3. 3PO. — Buftimmung zu einem mitgeteilten Untrage, über 
weldyen bei einer Tagſatzung oder innerhalb einer Friſt im Exekutions⸗ 
verfahren eine Außerung abgegeben werben foll 8 56 ED. Giehe aud) 
857 ED. 

®) Ausnahmen: Erftes Ausbleiben von ber zu vorbereitendem Ver⸗ 
fahren beftimmten Tagſatzung, 8 254, Abſ. 1. — Über die vom Beugen 
ſchriftlich oder zu Protokoll erklärte Weigerung wird verhandelt, aud) 
wenn er nicht erfcheint, 8 324, Abſ. 2. — Ausbleiben von einer mündlichen 
Verhandlung vor Bezirkägerichten, in welcher der Gegner nova vor⸗ 
brachte, 8 442, Abf. 2. — Verhandlung Über die Berufung troß Aus⸗ 
bleibens der Parteien 8 491, — ebenfo im alle einer vor dem Revifions- 
gerichte angeorbneten mündlichen Verhandlung $ 509. 

Nachholung verfäumten Borbringens ift geftattet: Ableh- 
nung nad) erfolgter Einlafjung 8 22 IN. — Einrede der Unzuftändigfeit 
nad) der erften Tagfabung 8 240, Abf. 2. — Vorbringen von Tatfachen 
und Beweifen im vorbereitenben Verfahren 8 252, Abf. 1. — Replilen und 
Dupliken vor der mündlichen Streitverhandlung 8 258. — Nachholung 
von im vorbereitenden Verfahren verjäumtem Borbringen 8 263. — Neues 
Vorbringen nad durchgeführtem Beweisverfahren 8 278, Abf. 2. — Bes 
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weile nad) Ablauf der für ihre Aufnahme beitimmten Friſt 88 279, Abſ. 2, 
288, Abſ. 3, 335, Abſ. 3, 367. — Ergänzung ber Beweisaufnahme auf Be- 
gehren der unverfchulbet ausgebliebenen Partei 8 389, Abi. 2.— Ablehnung 
eines Sacdiverftändigen nad; Beginn der Bemweisaufnahme $ 355. — Ber: 
fäumung des Bevollmächtigten wirft gegen die Bartei 8 34. 


6145. Einer Androhung der geießlichen Folgen der 
Verſäumung bedarf e8 nur in den im Geſetze befonders be= 
zeichneten Fällen.) Diefe Folgen treten von felbit ein, fofern 
nicht durch die augen dieſes Geſetzes ihr Eintritt von 
einem auf Verwirklichung der Rechtönadhteile der Verfäumung 
gerichteten Antrage?) abhängig gemacht ift. 

Im legteren Falle kann die verfäumte Prozeßhandlung, 
wenn für diejelbe eine Frilt beftimmt war, bisa) zu dem Tage, 
an welchem der Antrag bei Gericht geftellt wurde, wenn aber 
die verfäumte Prozeßhandlung bei einer Tagſatzung vorzu- 
nehmen war, bis zum Schluffe®) der über den Antrag auf Ber- 
wirflihung der VBerfäumungsfolgen Stattfindenden Verhandlung 
nachgeholt werden.) 

Beſchluß auf Verpflichtung zur Leiftung aftorifcher Kaution $ 60, 

Abſ. 3, — in der erften Ladung 8 131, — bei der Unberaumung einer Tag: 
fagung zur Verhandlung Über den Aufnahmeantrag und in den die Auf⸗ 
nahme ausſprechenden Beichlüfien 8 165, Abi. 3, — Auftrag zur Beftellung 
eined Bevollmächtigten 8 185, — bei der Androhung der Entfernung einer 
die Verhandlung ftörenden Partei $ 198, Abf. 3, — tn ber neuerlichen 
Ladung einer im borbereitenden Verfahren ausgebliebenen Partei 8 254, 
Abſ. 1, — in den Urteilen und Entſcheidungen der Bezirkögerichte 88 482, 
Abſ. 2, 452, Abſ. 2, — Ladung vor Bezirkägerichte 88 437, 438, — 
Bahlungsauftrag im Mandats- und Wechſelverfahren, 88 550, Abf. 2, 
557, 558, — Gerichtliche Auffündigung 8 562, Abſ. 1, — Auftrag zur 
Übergabe oder Übernahme eines Beltandgegenftandes 8 567, — Zahlungs: 
befehl im Mahuverfahren 8 6, 3.3, Gef. v. 27. April 1873, RGB. Nr. 67, 
Art. XXVIII €. 3. BED. 

Die Folgen ber VBerfäumung einer im Crelutiongverfahren ans 
geordneten Zagfagung find in der Ladung belanntzugeben. 8 56, 
Abſ. 2, ED. 

Für die Abgabe von Erklärungen, für die überreichung von Schriftfäßen 
ober für andere Eingaben geſetzte Friften find eingehalten, wenn vor Abs 
lauf der Friſt die Erflärung am Gerichtstage zu Protololl gegeben 
ober die Eingabe dem Richter übergeben wurde. $ 57, Abf.2, GO. 

2) Beftellung eines gemeinfchaftlichen Zuſtellungsbevollmächtigten für 
Streitgenofien 8 97, Abi. 2. — Aufnahme eines unterbrochenen Ver⸗ 
fahren 8 156, Abf. 1. — Fortfegung der Verhandlung ohne Rückſicht 
auf die innerhalb ber gefegten Frift nicht aufgenommenen Beweiſe 88 279, 
Abi. 1, 283, Abf. 3, 835, Abſ. 1, 367. — Fortfegung der Verhandlung 
wegen nicht rechtzeitigen Erlages des Koſtenvorſchuſſes 88 328, 332, 365, 
368. — Untrag auf neuerliche Ladung einer im vorbereitenden Berfahren 

14* 
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auögebliebenen Partei 8 254, Abf. 1. — Verfäumnisurteil wegen Ver⸗ 
fäumung ber erften Tagſatzung 88 396, 442. — Folgen ber Berfäumung 
einer mündlichen Verhandlung nad) rechtzeitig Üüberreichter Klagebeant⸗ 
mortung 8 399. — Folgen der Entfernung einer Bartei wegen unans 
gemefienen Benehmens 8 400. 

s) 88 180, Abf. 2, 195. 

4) Wiedereinfegung findet in biefem Balle nicht ftatt. 8 147, 
Abf. 1 u. 3. 

a) Soferne der Eintritt der Verfäumungsfolgen von einem Antrage 
des Gegners abhängig ift, können Prozeßhandlungen, für melde eine Frift 
beftimmt war, nad) Ablauf der Friſt nur Solange nachgeholt werben, als 
der Antrag auf Verwirklichung der Rechtänachteile der Berfäumung noch 
nicht geftelt if. Un dem Tage, an welchem leerer Untrag bei Gericht 
angebracht (überreicht, zu Protokoll erflärt) wird, kann ein Nachholen der 
Prozeßhandlung nicht mehr ftattfinden, gleichgiltig, ob die Prozeßhandlung 
an dieſem Tage vor dem Einlangen oder Anbringen des Antrages auf 
Verwirklichung der Verfäumungsfolgen oder erft nach deſſen Ein 
langen oder Anbringen vorgenommen wird. (IM. zu 8 145 8PO.) 


MWiedereinfegung in den vorigen Stand. 


6146. Wenn eine Bartei?) durch ein unvorbergefehenes 
oder unabwendbares Ereignisa) am rechtzeitigen Erjcheinen 
bei einer Tagjabung oder an der recdhtzeitigen Vornahme 
einer befrilteten Prozeßhandlung verhindert wurde, und Die 
dadurch verurſachte Verſäumung für die Partei den Rechts⸗ 
nachteil des Ausichluffesd) von der vorzunehmenden Prozeß⸗ 
handlung zur Folge hatte,?) jo ift diefer Partei, ſoweit das 
Geſetz nicht anderes bejtimmt,?) auf Antrag die Wiedereinfegung 
in den vorigen Stand zu bewilligen.®) 

Der Wiedereinfegungsantrag kann nit auf Umstände 

ejtügt werden, die das Gericht bereit3 für unzureichend be— 

Anden hat, um daraufhin derjelben Partei die Verlängerung 
der fodann verfäumten Friſt oder die Erftredung der ver- 
fäumten Tagjagung zu bemilligen.c) 

2) Oder deren gefeßlicher Vertreter. 8 5. 

?) Diefe Borausfegung mangelt, wenn Nachholung im Sinne des 
8 145, Abſ. 2, möglich. 8 147, Abf. 1. 

2) Wiedereinfegungsfrift und Tagfasung zur Verhandlung über ben 
Wiebdereiniegungsantrag 8 151. — Friſt zum Begehren um Berichtigung 
bed Tatbeftandes 8 420, Abſ. 3, und um Ergänzung bes Urteile 8 423, 
abi. 2. — Im Wechjelverfahren (unter Umftänden) 8 556. — Friſt zu den 
Einwendungen im Beftandverfahren 8 571, Abi. 4, — im Beſiztzſtrungs⸗ 
verfahren 8 460. 

Im Erelutiondverfahren finbet feine Wiedereinfegung-ftatt. 8 58 ED. 
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*) Streitigkeiten über bie Wiebereinfegung in den vorigen Stand find 
nit zu den Prozeßregiftern zu nehmen. 8 226, Abſ. 2, SC. 

a) Wiedereinfegung lanı nur bewilligt werden, wenn nebft allen 
anderen Erforbernifien die Partei durch ein unvorhergefehenes oder uns 
abmwenbbares Ereignis an ber redhtzeitigen Vornahme der Prozeßhande 
lung verhindert wurde. Nicht jede unporhergefehene oder un= 
abwendbare Berhinderung (3. B. ein Beſuch) rechtfertigt daher 
fhon die Wiedereinfegung; die Verhinderung muß vielmehr durch ein 
Naturereignis oder durch ein anderes im voraus nicht berechenbares oder 
unüberwindlich auftretendes® Ereignis verurſacht fein. Als Ereignis 
find aber nur ſolche Vorfälle anzufehen, die zu den regelmäßigen oder häufig 
wieberlehrenden Geſchehniſſen nicht gehören, ſondern bloñ felten eintreten. 
Was überhaupt oder wenigftens für den Wiedereinfegungsiwerber fich des 
öfteren wiederholt, insbeſondere was zu ben gewöhnlichen Lebensvors 
fommniffen gehört, mit denen, wenn auch der Zeitpunkt im einzelnen un 
fiher tft, jedermann oder doch der Wiedereinfegungdwerber ald mit einem 
mehr oder weniger fländigen Faktor zu rechnen pflegt, bem fehlt der 
Charakter eines Ereignifles. (IM. zu 8 146 ZPD., P. 1.) 

d) Hatte das Nichterfcheinen bei der Tagfagung nicht den Ausichluß 
von der vorzunehmenden Prozeßhandlung, fondern nur vermöge des Ein⸗ 
tritte® des Ruhens des Verfahrens ben Aufichub der Prozeßhandlung zur 
Folge (8 170 8PO.), fo Tann Wiedereinfegung nicht bewilligt werben. 
Ob das Ausbleiben auf beiden Seiten ein unverjchuldetes war oder eine 
ſchuldbare Säumnis vorliegt, tft ohne Belang. (IM. zu 8 146 8PO., P. 3.) 

Beweisaufnahmen durch erſuchte Richter können zu Wiederein⸗ 
feßungsanträgen feinen Anlaß geben, da das Nichtericheinen zur Beweis⸗ 
aufnahme für die Partei den Rechtsnachteil des Ausſchluſſes von der vor⸗ 
zunehmenden Prozeßhandlung (8 146, Abſ. 1, ZPO.) nicht zur Folge hat 
(8 389, Abi. 2, ZPO.) (IM. zu 8 148 ZPO. P. 1.) 

c) Ein Wiedereinfegungsantrag, ber nur auf Umftände geitügt ift, 
die vom Gerichte zur Bewilligung einer Sriftverlängerung oder Tag» 
fagungserftredung für unzureichend befunden wurden, darf nicht deshalb 
ohne weiteres Verfahren zurüdgewiefen werben, fondern es ift mündliche 
Berhandlung Über den Antrag anzuberaumen ($ 149, letzter Abf., 8PO.). 
(IM. zu 8 146 83PO., P. 2.) 


6 147. Der Antrag auf Bewilligung der Wiedereinjegung 
ift ohne meiteres Verfahren zurüdzumeijen, jolange die Partei 
die verfäumte Brozeßhandlung im Sinne des 5145, Abjag 2, 
unmittelbar nachholen kann. 

Wird von derjelben Partei die Wiedereinfehung gegen 
ein infolge Verſäumung ergangenes Urteil!) und die Wieder-. 
einfegung gegen den Ablauf der Friſt zur Berufung?) wider 
u Urteil beantragt, jo iſt das Verfahren über letzteren 
Wiedereinfegungsantrag bi nach rechtsfräftiger Enticheidung?) 
über das erjtere Wiedereinjegungsbegehren aufzuichieben. 
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Dem Antrage auf Bewilligung der Wiedereinfegung ift 
nicht jtattzugeben, wenn die Bartei wegen der zur Necht- 
fertigung des Wiedereinfegungsantrages angeführten Behinde- 
rungen um Verlängerung der Friſt oder Verlegung der Tag⸗ 
fagung hätte einjchreiten Tönnen, oder wenn diefe Behinderungen 
“ bereit3 wieder zu einer Zeit weggefallen find, da die Partei 
gemäß 8 145, Abſatz 2, die Prozeßhandlung ſelbſt noch hätte 
nachholen können. 

1) 88 896400. 

2) 88 464, 555, B. 2, 575, Abſ. 1. 

s) Abweifung des Wiebereinfegungsbegehrens 8 158. Rekursfriſt 14 

oder 8 Tage 88 521, 555, 8. 2, 575, Abf. 1. 


6148. Der Antrag auf Bewilligung der Wiedereinfegung 
ift bei dem Gerichte anzubringen, bei welchem die verfäumte 
Prozeßhandlung vorzunehmen mwar.!) 

Der Antrag muß, jofern das Geje nichts anderes be= 
Itimmt,?) innerhalb vierzehn Tagen?) geitellt werden. Diefe Frift 
beginnt mit dem Tage, an welchem das Hindernis, welches 
die Verſäumung verurjachte, weggefallen iſt; fie Tann nicht 
verlängert werden. 

Dffenbar verjpätet eingebrachte Anträge find ohne weiteres 
Verfahren zurüdzumeifen.«) 

) Hinfichtlich der Berufungs- und Revifionzfriften beim PBrozehgerichte 
erfter Inftanz 88 465, Abſ. 1, 468, Abſ. 2, 505, Abſ. 1, 507, Abſ. 2. — Auch 
binficätlich der Rekursfriſt 8 520 Abf. 1. 

?) Im Wechſel⸗ und Beftandverfahren 8 Tage. 88 555, 8.2, 575, 
Abi. 1. 2) Auch im Mahnverfahren. Art. XXVIII, 3.3, EG. 3. 8PO. 

a) Die Einleitung der Verhandlung über einen offenbar veripätet an-+ 
gebrachten Wiedereinfegungsantrag Tann durch ein abgefonderted Rechts⸗ 
mittel nicht angefochten werben ($ 130, Abf. 2, 8PO.). 

Gegen den Beihluß, wodurch ein Wiedereinfegungsantrag als offen- 
bar verjpätet zurückgewieſen wird, ift der Rekurs zuläffig (8 514, Abi. 1, 
ZBO.). (IM. zu 8 148 8PO.., P. 2.) 


6 149. Die Bartei, welche die Wiedereinfegung bean- 
tragt, hat in dem bezüglichen Schriftfage!) oder in dem den 
Schriftſatz erjegenden Anbringen zu Protokoll?) alle den Wieder- 
einfegungsantrag begründenden Umftände anzuführen und die 
Mittel zu ihrer Glaubhaftmahung anzugeben. Zugleich mit 
dem Antrage ift auch die verjäumte Prozeßhandlung jelbit, 
oder bei Berjäumung einer Tagjagung dasjenige nadzuboten, a) 
was zur Vorbereitung der mündlichen Verhandlung feitens 
der ſäumigen Partei vorzubringen war. 
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Über den Antrag auf Bewilligung der Wiedereinjegun 
hat das Gericht?) nad) vorgängiger mündlicher Verhandlung h) 
durch Beichluß*) zu enticheiden.c) 

1) Borbereitender Schriftfab 88 75-78, Zahl verfelben 8 80. 

2) 8 79. 

3) Bei Gerichtähöfen bedarf feiner Beſchlußſaſſung bes Senates die 
Entſcheidung über die Wiedereinfeßung gegen die Verſäumung der erften 
Zagfagung. 8 37, 8.5, SOG. 

%, Gegen die Bewilligung fein Rekurs. 8 158. 

a) Ein Verſtoß gegen biefe Anordnung bildet ein Formgebrechen, 
das nad) 88 84, 85 ZPO. und 8 89 SD. zu befeitigen ift. (IM. zu 8 84 
EBD. P. 1.) 

d) Auch dann, wenn der Antrag nur auf Umftände geftüßt ift, die 
vom Gerichte zur Bewilligung einer Friftverlängerung oder Tagfagungs- 
erftredung für unzureichend befunden wurden. (Siche JM. zu 8 146 
ZPO, P. 2.) 

c) Wenngleich der Wiebereinfegungswerber die zur Verhandlung über 
den Wiedereinfegungsantrag anberaumte Tagſatzung verfäumt, ift über 
biefen Antrag nad) Anhörung des Gegners meritoriſch zu enticheiden. 
Der Antrag wird auf Grund der mündlichen Verhandlung mit dem er= 
ſchienenen Gegner auf deffen Begehren ober von Amt3 wegen abzumweifen 
fein, wenn er fi) als im Geſetze nicht begründet oder geſetzlich unzuläffig 
darftellt, wenn die zu feiner NRechtfertigung angeführten Umftände nicht 
oder nicht hinreichend befcheinigt find, oder wenn mit dem Antrage nit 
auch Die verfäumte Prozeßhandlung oder dasjenige nachgeholt wurde, was 
zur Vorbereitung der mündlichen Berhandlung feiten® der fäumigen 
Partei vorzubringen war. Daß fich der allein erjchienene Gegner mit 
der Bewilligung der Wiedereinfegung einverftanden erklärt, fchließt die 
meritorifche Beurteilung des Antrages durch das Gericht und die richter: 
fie Entiheidung nicht aus. 

Bar die zur Verhandlung über die Wiebereinfegung anberaumte 
Tagſatzung nach Inhalt der Ladung zugleich zur Verhandlung 
der Hauptfadhe beftimmt, fo Tann nad) Bewilligung der Wiederein- 
fegung nach Lage des Falles auf Antrag des allein erfchienenen Gegners 
auf Grund des Verfäumnifies des Wiedereiniegungswerbers ſogleich Urteil 
in der Hauptfache gefällt werben (88 396, 398, 399 ZPO.). 

Wenn beide Barteien bei der zur mündlichen Berhandlung über 
den Wiebereinfegungsantrag anberaumten Tagſatzung nicht ericheinen, Hat 
Dies das Ruhen des Verfahrens zur Folge (8 170 ZPO.) (IM. zu 
8 149 8PO., P. 1.) 

Über jeden Antrag auf Bewilligung ber Wiedereinfeßung muß münd⸗ 
lihe Berhandlung ftattfinden, mag eine Tagfagung ober eine Friſt ver- 
fäumt worden fein. Bon der mündlichen Verhandlung darf nicht abge- 
fehen werden, wenngleich der Wiebereinfegungsantrag genügend bejcheinigt 
tft oder mit Einwilligung des Gegners angebracht wird. 

Für biefe mündliche Verhandlung ift aber nicht notwendig eine be⸗ 
fondere Tagſatzung anzuberaumen, fondern es Tann, wo es tunlich 
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ericheint, eine in derjelben Rechtsſache zu anderem Zwecke ftattfindende 
Tagfagung, zu welcher beide Parteien zu ericheinen haben, zugleich zur 
mündlichen Verhandlung über die Wiedereinfegung beftimmt werben. 

Wird gegen Berfäumung einer Tagſatzung Wiebereinfegung beantragt, 
fo ift die zur Verhandlung über die Wiedereinfegung anberaumte bejondere 
Tagfagung, wo immer es angeht, gleich auch zur Durchführung ber Ver: 
handlung zu beftinnmen, die bei der verfäumten Tagſatzung hätte vor» 
genommen werben follen. (IM. zu 8 149 ZPO. P. 2.) 

Das Einverftändnis des Gegners Tann weder als Erfah einer zu⸗ 
reihenden Begründung des Wiebereinjegungsantrages gelten, noch vermag 
es den Mangel genügender Beicheinigung der zur Begründung angeführten 
Umftände zu erfegen. (JM. zu 8 149 8PO., P. 3.) 

6 150. Durch die Bewilligung der Wiedereinjegung tritt 
der Nechtsitreit in Die Lage zurüd, in welcher er fi) vor dem 
Eintritte der Verſäumung befunden hat.) Ein infolge der Ver⸗ 
fäumung bereit3 erlafjenes Urteil iſt bei Bewilligung der 
Wiedereinfegung aufzuheben. 

Wurde eine Tagſatzung verfäumt, jo kann ſchon bei dei 
zur Verhandlung über den Wiedereinfegungsantrag anberaumten 
Tagſatzung das Verfahren über den Antrag auf Bewilligung 
der Wiedereinfegung mit der Berhandlung, zu deren Bor- 
nahme die verfäumte Tagjagung beitimmt war, verbunden 
oder Doch im Falle der Bewilligung des. Wiedereinfegungs- 
antrages fogleich diefe Verhandlung vorgenommen werden. 

2) 8 146, Abf. 1. 

6 151. Wegen Verfäumung der Frift zur Stellung des 
Wiedereinſetzungsantrages und wegen Verfäumung der zur 
Verhandlung über den Wiedereinfeßungsantrag anberaumten 
Zagjagung findet eine Wiedereinfegung nicht ftatt. 

$ 152. Durch den Antrag auf Bewilligung der Wieder- 
einjegung in den vorigen Stand wird der Fortgang des 
Rechtsſtreites nicht gehemmt. Das Gericht Tann jedoch auf 
Antrag dejjen einftweilige Unterbreddung!) anordnen, wenn Dies 
unumgänglich notwendig erſcheint, um der vorausfichtlich zu 
bewilligenden Wiedereinfegung vollen Erfolg zu ſichern, und 
wenn zugleich die Unterbrechung des Prozeſſes dem Gegner 
— Wiedereinſetzungswerbers einen erheblichen Nachteil nicht 
zufügt. 

Wird der Rechtsſtreit zu dieſer Zeit in einer höheren 
Inſtanz verhandelt, fo ift Diefelbe von der angeordneten einjt- 
weiligen Unterbredung des Rechtsmittelverfahrens jofort zu 
veritändigen. 

Nach Erledigung des Wiedereinfegungsantrages iſt das 
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unterbrochene Verfahren auf Antrag oder von Amts wegen 
aufzunehmen. 

2) Wirkung 88 163, 167. — Wenn in Bezug auf den Exekutionstitel 
die Wiedereinfegung in den vorigen Stand begehrt wird, Tann die Auf: 
ſchiebung der Exekution bewilligt werden. 8 42, 8.2, ED. 

6 153. Gegen die Entſcheidung, wodurch die Wieder- 
einjegung in den vorigen Stand bewilligt wird, ift ein Rechts⸗ 
mittel nicht zuläffig.‘) 

V Gegen die Abweiſung Rekurs 88 149, Abſ. 2, 514, u. 3. innerhalb 14 
Tagen (au; im Mahnverfahren 8 18, Gef. v. 37. April 1873, RGB. 
Nr. 67, Art. IL, XXVIII CS. 3. 8PO.), im Wechſel⸗ und Beftandver- 
fahren innerhalb 8 Tagen 88 555, 3. 2, 575, Abſ. 1. 


6 154. Der Bartei, welche die Wiedereinfegung be- 
antragt hat, iſt ohne Rüdfiht darauf, ob dem Antrage jtatt- 
gegeben wurde oder nicht, der Erſatz aller Koſten, welche dem 
Gegner dur die Verfäumung und dur die Verhandlung 
über den Wiedereinfegungsantrag verurfadht!) find, ſowie der 
Erjag der Kojten des intol e der Wiedereinjegung unwirkſam 
gewordenen Verfahrens aufzuerlegen.?) 

1) Die Koften eine? mutwilligen Wiberftandes gegen ein offenbar 
begründeted Wiedereinfegungsbegehren find nit als durch bie Vers 
ir den Wiedereinfegungsantrag verurſacht anzufehen; vgl. 

?) Unmendungsfall des allgemeinen Grundfabes 8 48. 


Fünfter Titel. 
Unterbrechung und Ruben des Verfahrens. 


Tod einer Partei. 


F 155. Durch den Tod einer Partei wird das Ver- 
fahren nur dann unterbrodden, wenn die verjtorbene Partei 
weder durch einen Advokaten, noch durch eine andere von ihr 
mit Prozeßvollmacht?) ausgeitattete Perfon vertreten war. 

Die Unterbredung dauert bis zur Aufnahme des Ber- 
fahrens durch die Rechtsnachfolger?)a) der verjtorbenen Partei, 
oder wenn der Geguer früher die Beltellung eines Kurators 
beantragt ($811 abGB.), um wider Dielen das Verfahren 
fortzujegen, bis zur Aufnahme des Verfahrens dur den 

rator. 
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Um die Aufnahme des Verfahrens durch die Rechtsnadh- 
folger der verftorbenen Partei zu bewirken, fann der Gegner 
bei dem Gerichte, bei welchem die Rechtsſache zur Zeit des 
Zodes der veritorbenen Partei anhängig war, aud) die Ladung 
diefer Rechtsnachfolger?) beantragen. Zufolge eines ſolchen An- 
trages find diefelben zur Aufnahme des Verfahrens“) und zu- 
gleich ur Verhandlung der Hauptjache oder zur Fortführung 

iejer ne zu laden. 

Die Zuftellung diefer Ladung Hat nad) den Vorfchriften 
der 88 106 und 107 zu geicheben. 

1) 88 81, 83. — Die Prozeßvollmacht wirb durch ben Tod des Boll: 

machtgebers nicht aufgehoben. 8 35. 

?) 88 547, 760, 1278, 12382 abGB. 

2) 8 181. — Die Berfäumungdfolgen (8 156) find anzufündigen 
g 165, Abſ. 3. 

*, Worüber nah mündlicher Verhandlung zu entfcheiden ift 88 156, 
157. Ausnahme von $ 165, Ubi. 2. 

a) Solange die Rechtönachfolger der verftorbenen Partei eine Erb3- 
erflärung nicht angebracht haben, kann an fie eine Ladung zur Aufnahme 
bes Verfahrens nicht gerichtet werben. In diefem Falle muß vom Gegner 
die Beſtellung eine® Kurators erwirkt (8 811 abGB.) und das unter⸗ 
brochene erfahren gegen biejen aufgenommen werben. 

Daher kann auch nicht eine Aufnahme des Verfahrens durch Ladung 
von nicht erb3erflärten Rechtsnachfolgern unbelannten Aufenthaltes ſtatt⸗ 
finden. (IM. zu 8 155 ZPO. BP. 1.) 


6 156. Erjcheint keiner der geladenen Rechtsnachfolger, 
jo ilt das Verfahren bei genügender Beicheinigunga) der be- 
haupteten Rechtsnachfolge auf Antrag des Gegners vom Ge- 
richte durch Beihluß?) al3 von den Rechtsnachfolgern der ver- 
torbenen Partei aufgenommen zu erflären.?) 

Bei der Tagfagung, in welcher der die Aufnahme des 
Verfahrens betreffende Beichluß verfündet wurde, fann glei 
das Verfahren in der Hauptjache aufgenommen werden.?) 

1) Dagegen Relurs. 8 514. 

2) Der Beitpuntt, in dem das Verfahren als aufgenommen zu gelten 

bat, ift in dem Befchluffe anzugeben. 8 166, Abſ. 1. 

2) Ohne NRüdfiht auf die Rechtskraft des Beſchluſſes, vgl. 8 157, 
letzter Satz. 

a) Die Partei, welche die Ladung der Rechtsnachfolger des verſtor⸗ 
benen Gegner? zur Aufnahme des unterbrochenen- Verfahren? bean= 
tragt, braucht die Beicheinigung der behaupteten Rechtsnachfolge nicht 
fhon in dem Antrage auf Ladung, fondern erſt bei der infolge dieſes 
en EN Zaglagung zu erbringen. (IM. zu 8 155 

+ P. 2.) 
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6 157. Wenn die geladenen Rechtsnachfolger oder ein- 
zeine derſelben bei der Tagſatzung ericheinen und die Ver⸗ 
pflihtung, in den Prozeß einzutreten, bejtreiten, hat das Ge- 
richt hierüber nad) mündlicher Verhandlung zu entſcheiden.) 
Tall das Geriht im Sinne einer Verpflihtung zur Auf- 
nahme des Verfahrens enticheidet, Tann nach Verkündung 
diefer Entiheidung in der nämlichen Tagſatzung nah Lage 
der Sade das PBerfahren in der Hauptſache aufgenommen 
oder fortgefegt werden.?) Dies hat insbefondere zu gelten, 
wenn ein Rekurs gegen den verfündeten Beſchluß voraus- 
fihtlih ohne Erfolg bleiben dürfte. 

1) Dagegen Rekurs. 8 514. — Solche Streitigfeiten find nicht zu den 

Prozebregiftern zu nehmen. 8 226, Abſ. 2, ED. 
2) — iſt der Zeitpunkt der Aufnahme im Beſchluſſe anzugeben. 
8 166, Abſ. 1. 


Verluſt der Prozeßfähigkeit, Wechſel in der Perſon 
des geſetzlichen Vertreters. 


6 158. Wenn eine Partei die Prozeßfähigkeit verliert,t) 
oder wenn der gejeßliche Vertreter einer Partei ftirbt oder 
defjen Vertretungsbefugnis aufhört, ohne daß die Partei progeß- 
fähig geworden ift, wird das Verfahren nur dann neben 
wenn die von diefen Veränderungen betroffene Partei weder 
durch einen Advofaten, noch durch eine andere mit Prozeß- 
vollmacht?) ausgejtattete Perfon vertreten ift. 


Die Unterbrechung dauert in diefen Fällen fo lange, bis 
der gejehliche Vertreter oder der neue gejebliche Vertreter von 
feiner Bejtellung dem Gegner Anzeige macht“) und das Ber- 
fahren aufnimmt.) 

Um eine Ile Aufnahme zu bewirken, Tann auch der 
Gegner die Ladung des gefeglichen Vertreter3 der prozeß- 
unfähig gewordenen Partei oder des neuen gejeglichen Zer- 
treter8 beantragen.?) 

1) Wenn bie Prozekfähigkeit und die gefchliche Vertretung von An⸗ 

fang an fehlten, ift das ganze Berfahren nichtig. 8 7. 





8 158. 1. Ein Wechfel in der Perſon der zur Vertretung 
eine Bereines beredtigten Vorftandsmitglieder hat 
Unterbrehung des Verfahrens nicht zur Folge. €. v. 3. Dezember 
1901, 3. 15832, GH. 1902 : 17. 
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2) 88 81, 83. — Die Prozeßvollmacht wird weder durch den Tod 
des Vollmachtgebers noch durd) eine Veränderung in Betreff feiner Prozeß⸗ 
fäbigleit oder feiner gejeglichen Vertretung aufgehoben. $ 35. 

2) Mitteld Schriftfages 8 74, event. zu Protofoll 8 434. *) 8 164. 

®) In dringenden Yällentlanın zu diefem Behufe die Beſtellung eines 
Kurators beantragt werben. 88 8, 9. Der Kurator hat dann das Ber: 
fahren nach 8 164 aufzunehmen. — Androhung der Berfäumnisfolgen 
8 165, Abſ. 8. — Ungabe bes Zeitpunktes der Aufnahme 8 166. 


Konturseröffnung. 


g 159. Inwiefern bei Eröffnung des Konkurſes über 
das Vermögen einer Partei eine Unterbrechung des Verfahrens 
eintritt, wird dur) die Konkursordnung!) beitimmt. 
1) 88 6, 7, 9, 10, 129, 134 RO. — Androhung der Berjäumnisfolgen 
in dem Aufnahmebeſchluſſe 8 165, Abſ. 3. — Zuftändigfeit in Konkurs 
ſachen Urt. VII EG. 3. IN. 


Wechſel in der Perſon des Advolaten. 


6 160. Wenn der Advofat einer Partei ftirbt oder un- 
fähig wird,!) die Vertretung der Partei fortzuführen, tritt in- 
ſoweit, als die Vertretung durch Advokaten gejeglich geboten 
ilt,?)a) eine Unterbrechung des Verfahrens ein, bi ein anderer 
Advofat von der Partei beftellt und von dieſem Advokaten 
jeine Beftellung unter gleichzeitiger Aufnahme?) des Verfahrens 
dem Gegner angezeigt wird.*) 

Um die Yumnahme des Verfahrens zu bewirken, fann 
auch der Partei, welche einen neuen Pertreter zu beitellen 
hat, auf Antrag ihres Gegners vom Gerichte aufgetragen?) 
werden, dieſe Beitelung binnen einer ihr gleichzeitig zu be- 
jtimmenden Frift vorzunehmen. Diejer Antrag ift bei dem 
Gerichteb) anzubringen, bei welchem die Rechtsſache zur Zeit 
des Todes des Advokaten oder des Eintrittes feiner Unfähig- 
feit zur ferneren Vertretung anhängig war. Wird der nene 
Bertreter nicht innerhalb der Feftgefehten Friſt dem Gerichte 
unter Borlegung der Vollmacht befannt gegeben, jo ift mit 
Ablauf der Friſt das Verfahren al3 aufgenommen anzufehen, 
und es treffen die mit der Anzeige ſäumige Partei von da 
an alle Rechtsnachteile, welche dieſes Geſetz mit der Nicht- 
beitellung eines Advolaten in den Fällen des Anmaltsprozefles®) 
verbindet. In Bezug auf die von der fäumigen Partei nad 
Ablauf der Frift überreichten Schriftſätze hat die Vorſchrift 
des 8 37, Abſatz 2,°) finngemäß zur Anwendung zu kommen. 
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Am Verfahren vor Gerichtshöfen ift zur Erlaffung des 
Auftrages zur Beitellung eines neuen Wdvolaten der Bor- 
fitende des Senates berufen, welchem die Rechtsſache zu- 
gewieſen ift.®) 

1) 88 84 (insbeſ. Berzichtleiftung auf die Ausübung ber Advokatur), 

20 AO., 8 12, lit. o u. d, Gef. v. 1. April 1872, REIB. Nr. 40. Außer⸗ 
dem faktiſche Unfähigkeit, welche aud) die Beſtellung eines Subſtituten 
(8 31, Abſ. 2), unmöglid madt. — Keine Unterbredjiung, wenn bie 
Bartei das Recht, fih im Anwaltsprozeſſe felbft zu vertreten, ver⸗ 
liert, 8 28, oder wenn bie Partei fchon in der Vollmacht ausdrüclich 
dem beftellten Advokaten für den Fall ver Behinderung einen Subftituten 
ernannt bat. 

2) 8 27, Ab. 1, u. Anm. 1 zu 8 26. 9) 8 164. 

% Durch Schriftſatz 8 74, event. zu Prototoll 8 484. 

5) Ohne mündliche Verhandlung 8 165, Abf. 2. Undrohung ber Ber- 
fäumnisfolgen 8 165, Abi. 3. 

©) Annahme ber Säumnid, wenn die Partei bet denjenigen Prozeß⸗ 
handlungen, für melde die Beiziehung eines Abdvolaten im Geſetze vors 
gefchrieben ift, ohne Advokaten erſcheint. $ 138, Abf. 3. 

?) Zurückweiſung von Eingaben, welche den Nachweis der Abdvokaten⸗ 
beftelung nicht enthalten. 

8) Dagegen Rekurs nad) 8 516. 

a) Die Unterbrehung des Verfahrens wegen des Todes des Advokaten 
oder wegen deſſen Unfähigkeit zur Yortführung der Barteienvertretung 
tritt nur injoweit ein, als die Vertretung dur Advokaten geſetzlich ges 
boten ift, daher dann nicht, wenn im einzelnen Falle nad) der Entwicklung 
und dem Stande des Verfahrens bie Mitwirkung eines Advokaten zu 
defien Erledigung nicht mehr erforderlich ift. Insbeſondere wird es hienach 
eine Unterbrehung nicht nach fich ziehen, wenn der Advokat in ber Beit 
zwiſchen dem Schluß der mündlichen Verhandlung und der Urteilsfällung 
oder nad Anbringung des Rekurſes gegen den Endbeſchluß im Beſitz⸗ 
flörungsverfahren oder während des ohne mündliche Verhandlung durch⸗ 
geführten Reviſionsverfahrens ftirbt oder zur Fortführung ber Vertretung 
unfähig wird. (IM. zu 8 160 ZPO. P. 1.) 

d) Sofern die Unterbredhung des Verfahrens durch einen Wechſel in 
der Berfon des Advokaten eintritt, während die Rechtsſache bei der Rechts⸗ 
mittelinftanz anhängig ift, muß der vom Gegner behufs Aufnahme des 
Verfahrens geftellte Antrag unmittelbar bei der Nechtdmittelinftanz an⸗ 
gebracht werben. (FM. zu 8 160 ZPO., P. 2.) 


Einftellung der Amtstätigfeit des Gerichtes. 


6 161. Hört infolge eines Krieges oder eines anderen 
Ereigniffes die Tätigleit eines Gerichte auf, fo wird das 
Verfahren in allen bei diefem Gerichte anhängigen Rechtsſachen 
für die Dauer jenes Zuftandes unterbrochen. 
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Nah Wegfall des Hinderniffes Tann jede der beiden 
Parteien die Aufnahme des Verfahrens erwirken.?) 
1) 88 164, 165. Androhung der Verfäumnisfolgen 8 165, Abi. 3. 


Bufällige Verhinderung einer Partei. 


6 162. Wenn fih eine Partei zu Kriegszeiten im 
Militärdienfte befindet, oder wenn fie fih an einem Orte 
aufhält, der durch obrigfeitliche Anordnung, durch Krieg oder 
durch andere Ereigniffe von dem Verkehre mit dem Gerichte 
abgeſchnitten iſt, bei welchem die Rechtsſache anhängig ilt, 
und wenn zugleich die Bejorgnis beiteht, daß dieſe Umstände 
die Brogehführung zu Ungunften der abmwejenden Partei be- 
einfluffen könnten, jo kann jelbit in dem Falle, daß die ab- 
weſende Bartei durch eine mit Prozeßvollmacht)) ausgeitattete 
Perfon vertreten ift, auf Antrag oder von Amts wegen Die 
Unterbredung des Verfahrens big zur Befeitigung de3 Hinder- 
niſſes angeordnet werden. 

Ein darauf gerichteter Antrag iſt bei dem Gerichte an- 
zubringen, bei welchem die Rechtsſache anhängig ift; er kann 
auch zu a erflärt werden. Die Entſcheidung?) erfolgt 
ohne vorhergehende mündliche Verhandlung; das Gericht kann 
jedod vor der Entiheidung die zur Aufllärung notwendigen 
Erhebungen einleiten. 

Die Aufnahme?) des unterbrochenen Verfahrens kann von 
jeder der Parteien erwirkt werden. 

1) 8 81. ?) Dagegen Rekurs 8 514. *) 88 164, 165. Androhung 

ber Berjäumnisfolgen 8 165, Abſ. 8. 


Wirkung der Unterbredhung. 


$ 163. Die Unterbrechung des Verfahrens hat die 
Wirkung, daß während der Dauer der Unterbrechung Ladungen!) 
zur Verhandlung der Streitfache nicht erfolgen können, Die 
etwa ſchon früher für Die Zeit nad) Eintritt der Unterbrechung 
ergangenen Ladungen ihre Wirffamfeit verlieren und endlich 
der Lauf einer jeden Frift?) zur Vornahme einer Prozeßhand- 
tung aufhört. Mit Aufnahme des Verfahren! beginnt Die 
volle Friſt von neuem zu laufen.?) 

Die während der Unterbrechung von einer Partei in 
Anjehung der anhängigen Streitfache vorgenommenen Prozeb- 
yane lungen find der anderen Partei gegenüber ohne rechtliche 

irkung. 
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Durh die nah dem Schluffe einer mündlichen Ver⸗ 
handlung eintretende Unterbrehung wird die Verfündung der 
auf Grund diejer Verhandlung zu erlaflenden Entfcheidung nicht 
gehindert. 
1) 8 131. 
°) Ausnahme im Falle der Unterbrechung zufolge vereinbarten Ruhens, 
wo der Lauf der NRotfriften nicht aufhört. 88 168, 170. 

2) Mit Rückſicht auf 8 164, welcher den Antrag auf neuerliche 
Beſtimmung der Frift verlangt, einfchränfend auf geſetzliche Friſten 
auszulegen. 


Aufnahme des unterbrodenen Berfahren?. 


6 164. Die Aufnahme eines unterbrochenen Verfahrens!) 
wird, fofern in den vorftehenden Beltimmungen nichts anderes 
angeordnet ift,?) durch den Antrag auf Anberaumung einer 
Tagſatzung zur mündlichen Verhandlung oder zur Fort—⸗ 
jegung der mündlichen Verhandlung, wenn aber die Unter- 
bredung während des Laufes einer Friit zur Vornahme einer 
Prozeßhandlung eintrat, dur den Antrag auf neuerliche 
Beitimmung einer Frift?) für diefe Prozeßhandlung eingeleitet. 
Das Erlöſchen des Lnterbrechungsgrundes ift glaubhaft zu 
machen. Diefe Beltimmungen gelten insbefondere auch, wenn 
wegen des Todes einer Partei im Sinne des $ 811 abGB. 
oder aus anderen Gründen für deren Berlaffenidhaft ein 
Kurator bejtellt worden ift; die Aufnahme Tann nicht bloß 
vom Kurator, fondern auch vom Gegner der verjtorbenen 
Partei beantragt werden. 

1) Insbeſondere in den Fällen 8 167, Anm. 1. 

2) 88 155, Abſ. 3, 156, 160, Abſ. 2. — Aufnahme von Amt? wegen 

88 152, Abſ. 8, 190, Abſ. 3, 191, Abſ. 3, 546, Abſ. 2, 601, Abſ. 2. 

3), Nur bei richterlidhen Friften; fiehe Ann. 3 zu 8 163. 

6 165. Der gemäß 8 164 behuf3 Erwirfung der Auf- 
nahme des Verfahrens erforderliche Antrag ift bei dem Gerichte 
zu Stellen, bei welchem die Rechtsſache zur Zeit des Eintrittes 
des Unterbredungsgrundes anhängig war. 

Die Enticheidung über die in $ 164 bezeichneten Anträge 
erfolgt ohne vorhergehende mündliche Berhandlung;!) es kann 
eo das Gericht?) vor diefer Entfcheidung den Gegner ein- 
vernehmen, wenn das Erlöfchen des Unterbredungsgrundes 
zweifelhaft erſcheint. 

Bei Anberaumung einer Tagſatzung zur Verhandlung 
über den Aufnahmeantrag (8155), fowie in den Beichlüffen, 
durch welche einem gemäß 88 158, 159, 160, 161, 162 und 
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164 geftellten Aufnahmeantrage jtattgegeben oder das Ver- 
fahren von Amts wegen?) aufgenommen wird, find den Par- 
teien die im Falle der Verfäumung eintretenden Folgen anzu- 
fündigen. 

1) Anders 88 156, 157. — Streitigkeiten über bie Aufnahme eines 
unterbrocdhenen Berfahrens find nicht zu den Prozebregiitern zu nehmen. 
8 226, Abſ. 2, GO. 

2) Im Verfahren vor Gerichtshöfen der Senat. 

3) 88 152, 190, 191, Abi. 3, 546, Abſ. 2, 601, Abſ. 2. 

6 166. In den Fällen der 88 156, 157 und 158, Ab- 

ja 3, ift der Zeitpunkt, mit welchem das Verfahren al3 auf- 
enommen zu gelten hat, in der über die Verpflichtung zur 
ufnahme des Verfahrens ergebenden Enticheidung anzugeben, 
wenn nicht das Verfahren in der Hauptjache gleich bei der 
iur Verhandlung über den Aufnahmeantrag anberaumten 
agfagung aufgenommen wurde. 

Sn allen anderen Fällen iſt diefer Beitpunft, fofern nicht 
die Vorichriften des 8 160 zur Anwendung kommen, in der 
Enticheidung über den Aufnahmeantrag oder in dem Beichluffe, 
durch weldhen das Verfahren von Amts wegen aufgenommen 
wird,!) vom Gerichte zu bejtimmen.«) 

1) 88 152, 190, Abſ. 3, 191, Abſ. 3, 546, Abſ. 2, 601, Abi. 2. 

a) Wenn nicht das Verfahren in ber Hauptſache gleich bei ber zur 
Verhandlung über den Aufnahmeantrag anberaumten Tagſatzung auf 
genommen wird, fondern ein befonderer Beichluß über die Aufnahme bes 
Verfahrens ergeht, bat diefer Beichluß nicht das Verfahren als im Zeit- 
punkte der Anbringung des Aufnahmeantrages aufgenommen zu erflären, 
fondern den Beitpunft, mit welchem das Verfahren als aufgenommen zu 
gelten Hat, nach Beichaffenheit des Falles Tonftitutiv zu beftimmen. (IM. 
zu 8 166 ZPO.) 

6 167. Die vorjtehenden Beitimmungen haben finn- 
gemäß zur Anwendung zu fommen, wenn nach dem gegen- 
wärtigen Geſetze aus anderen al3 den in diefem Titel bezeich- 
neten Gründen?!) eine Unterbrechung de3 Verfahrens ſtattzu⸗ 
finden hat und hierüber nichts Abweichende angeordnet 1jt.?) 

1) Wegen Nichtleiftung der aktoriſchen Kaution, 8 61, — wenn wegen 
Antrag auf Wiedereinfegung in den vorigen Stand, 8 152, behufs Aus⸗ 
tragung eines Präjubdizialftreites, 8 190, Abf. 1 u. 2, oder wegen Verdachts 
einer Itrafbaren Handlung, 8 191, Unterbrehung angeorbnet wird. — 
Unterbredjung bed Berufungsverfahrens wegen Einbringung der Wieber- 
aufnahmsklage, 88 544, 545, — des Synbilatöverfahrens bis zur Be⸗ 
endigung de3 Disziplinarverfahreng, 8 601. 

Art. XI, 8.2, EC. 3. 8PO.: Unberührt bleiben die Vorſchriften des 
Geſetzes vom 18. April 1869, RGB. Nr. 44, über die Einftelung des ges 
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richtlichen Verfahrens, wenn dem Reichsgerichte der Antrag auf Ent- 
ſcheidung eines bejahenden Rompetenzlonflittes vorgelegt wird. (Siehe 813, 
Gef. v. 18. April 1869, RGB. Nr. 44.) 

Art. XI, 3.3, EG. 3. BPO.: Unberührt bleibt die Vorfchrift bes 
$ 11, Ubf. 1, des Geſetzes vom 28. Mai 1881, RGB. Nr. 47, betreffend 
Abhilfe wider unredliche Borgänge bei Kreditgeſchäften. 

(Auf Erſuchen des Strafgerichtes, bei welchem eine Strafverhandlung 
wegen einer im 8 1 erwähnten ftrafbaren Handlung anhängig ift, hat der 
Bivilrichter jederzeit mit dem die fragliche Forderung betreffenden Ber- 
fahren innezufalten. 8 11, Gef. v. 28. Mai 1881, RGB. Nr. 47.) 

?) GStreitverfündigung und Gefuh um Armenrecht berechtigen nicht 
zum Begehren um Unterbredung. 88 21, Abf. 3, 73, Abf. 1. 


Ruhen des Verfahren. 


6 168. Die Parteien!) fönnen vereinbaren, daß das Ver⸗ 
fahren ruhen jolle; eine ſolche Bereinbarung ift erft von dem 
Beitpunfte an wirkſam, in welchem jie I Gerichte von 
beiden Parteien angegeigt wurde. Mit dem Ruben des Ver— 
fahren find die Rechtswirkungen einer Unterbreddung?) des 
Verfahrens mit der Ausnahme verbunden, daß der Lauf von 
Kotfriiten nicht aufhört. Das Bel des Verfahrens hat 
außerdem zur Yolge, DaB das Verfahren vor Ablauf von 
drei Monaten feit der Anzeige der getroffenen Vereinbarung 
nicht aufgenommen werden Tann.?) 

2) Auch ihre Bevollmächtigten. $ 34. 

2) Ladungen Tönnen nicht erfolgen bezw. verlieren ihre Wirffamteit, 

ber Lauf von Friften (außer Notfriften) hört auf. 8 163. 
5 > 169. Eintragung des Ruhens in die Prozeßregifter. 8 227, 
.1, &. IR 

6 169. Das Ruben de3 Verfahrens dauert jo Yange, 
bis von einer der Parteien die Anberaumung einer Tag- 
fagung zur mündlichen Verhandlung oder, wenn das Ber- 
fahren während des Laufes einer Friſt zur Vornahme einer 
Prozeßhandlung eingeftellt wurde, die neuerliche Beitimmung 
einer Friſt für diefe Prozeßhandlung beantragt!) wird. Ge— 
ihieht dies vor Ablauf der dreimonatlichen Frift (8 168) 
oder der zwilchen den Parteien für daS Ruhen Des Ber- 
fahrens vereinbarten Zeit, a) jo hat das Gericht?) den bezüglichen 





168. 1. Das Ruhen des Verfahrens Hindert nicht die 
Zurüdnahme der Klage; die vor Ablauf von drei Monaten 
bei demfelben Gerichte gegen -denfelben Beklagten wieder angebrachte 
Klage kann wegen Umgehung des Geſetzes zurüdgewiejen erden. 
BE. vd. 10. Mat 1898, 3. 5405, Sig. 166. 
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Antrag von Amts wegen oder auf Begehren des Gegners ohne 
Verhandlung zurüdzumeijen oder die Unwirkſamkeit der etwa 
erfolgten Anberaumung einer Tagjagung oder Friſtbeſtimmung 
auszujprechen.?) 

1) Der Antrag kann bei Bezirlögerichten in ber Gerichtskanzlei zu 
Protololl genommen werden, $ 319, 8.4, GO. 

?) Der Senat, event. Einzelrichter, vgl. 8 140. 

2) Dagegen Rekurs. 8 514. 

a) Wenn die Barteien in der Anzeige des vereinbarten Ruhens eine 
Angabe über die Friſt, während welcher das Verfahren ruhen fol, nicht 
gemacht Haben, fo find nur folhe Anträge auf Aufnahme des Verfahrens 
von Amts wegen zurückzuweiſen, bie vor Ablauf einer dreimonatlichen 
Friſt angebracht werden. Begehrt ber Gegner, daß wegen eines für länger 
als drei Monate vereinbarten Rubens die Unwirkſamkeit ber Anberaumung 
einer Tagſatzung oder Friftbeflimmung ausgeſprochen werde, fo hat er in 
feinem Antrage die über die Dauer des Ruhens getroffene Vereinbarung 
nachzuweiſen. Mangels dieſes Nachweifes ift fein Begehren ohne münd- 
lie Verhandlung zurüdzumweifen. (IM. zu 8 169 ZPO.) 


6 170. Wenn bei einer zur mündlichen Verhandlung 
anberaumten FRA Fee: %) feine der Parteien?) erjcheint, hat 
dies, foweit nicht folches Ausbleiben nach den Beitimmungen 
dieſes — ohne Einfluß auf den Fortgang des Prozeſſes 
iit,?) das Ruhen des Verfahrens zur Folge.t)a) 


Bon dem Einlangen einer Anzeige über ein vereinbartes 
Ruhen des Verfahrens, fowie von dem Ausbleiben beider 
Zeile von der Tagjapung hat das Gericht nebſt den Prozeß⸗ 
bevollmäcdhtigten auch noch die Parteien ſelbſtꝰ) zu verjtändigen; 
den Parteien find dabei die gejehlichen Folgen des Ruhens?) 
des Verfahrens befanntzugeben.‘) 

1) Insbeſondere bei ber 'erften Tagſatzung 8 230 — aud im vor⸗ 
bereitenden Verfahren $ 250, ausgenommen, wenn die Tagſatzung bloß 
zur Beweisaufnahme beftimmt ift 8 254. — Über ben Aufruf zur be⸗ 
ftimmten Beit fiehe die Interpellationsbeantwortung, IMVB., S. 82/1898. 

?) Beziehungsweile Bevollmächtigten. 8 34. — Nichtverhandeln gilt 
gleich dem Nichterjcheinen. 8 133, Abſ. 2. (Siehe Gutachten des Oberften 
Gerichtähofes zu 8 396, P. 8.) 

3) Beweisaufnahme 8 289, Abſ. 2. — Verkündung des Urteiles 8 414. 
— Berufungsverhandlung, Verhandlung vor dem Wevifionsgerichte in 
Abwefenheit der Barteien 8 491. 

j *) Koften der veretielten Tagſatzung. 8 142, Abſ. 3. — Eintragung 
in das Prozeßregifter. 8 227, 8.1, GO. 

°) Ausnahme von 8 93, Abſ. 1. 9) 8 169. 








Auben des Verfahrens. 227 


) 8137 GO.: Eine Benachrichtigung über das Ausbleiben beider 
Zeile von einer zur mündlichen Verhandlung anberaumten Tagfagung 
findet nicht ftatt (8 170 ZPO): 

1. wenn die Parteien für den Nechtäftreit Prozeßbevollmächtigte nicht 
beitellt haben; 

3. wenn die Parteien bei einer mündlichen Verhandlung, für welche 
die Veiziehung eines Abvolaten im Geſetze vorgeichrieben ift, ohne Advo⸗ 
katen ericheinen, gleichgiltig ob fie für die Rechtsſache Advolaten beftellt 
oder die Beftellung unterlaflen haben; 


8. wenn die Parteien außer dem unter 3.2 angegebenen Yalle allein 
oder in Begleitung von Abvolaten erſcheinen, jedoch nicht verhandeln oder 
nad) Aufruf der Sache, bevor noch ein gerichtliches Protokoll über die 
Zagfagung aufgenommen wird, ſich wieder entfernen. 

Wenn nicht alle Parteien Prozeßbevollmächtigte beftellt haben, find 
nur diejenigen Parteien von dem Ausbleiben zu benachrichtigen, welche 
dur) Prozeßbevollmächtigte vertreten find. — 


Die Benachrichtigung über das Ausbleiben beider Teile von einer zur 
mündlichen Berhandlung anderaumten Tagſatzung obliegt der Gerichts- 
kanzlei. 8 318, 8.5, GO. Sie erfolgt durch eine kurze vom Richter zu 
unterfchreibende fchriftlihe Mitteilung. 8 818, vorlebter Abf., SD. 

a) Dagegen ift Wiebereinfegung nicht zuläffig. (Siehe IM. zu 8 146 
8PO., P. 3.) 

Ruben des Verfahrens tritt ein, wenn bei Aufruf der Sache Feine 
der Barteien bei der zur mündlichen Verhandlung anberaumten Tag⸗ 
fagung ericheint. Nachträgliche Erfcheinen einer Partei hebt das ein- 
getretene Ruben nicht auf, wenngleich die Verſpätung lediglid) durch Uhr- 
Differenzen verurfadht wurde. Die geieblichen Folgen des Ruhens können 
durch Bewilligung der Wiedereinfegung nicht befeitigt werden. (IM. zu 
8 170 ZPO. P. 1.) 

Das infolge Ausbleibens beider Parteien von ber eriten Tagſatzung 
für minbeftens 8 Monate eintretende Ruben bed Verfahrens hat die Folge, 
- daß bei der Aufnahme des Verfahrens neuerlih eine erite Zagfagung 
anzuberaumen if. (GGutachten des Oberſten Gerichtähofes zu 
8 170 3BO., $. 2.) | 

Durch das Ruhen des Verfahrens verlieren die vor Eintritt des 
Ruhens vorgelommenen Prozeßalte nicht ihre Wirkfamleit. (IM. zu 8 170 
BED., B. 3.) 

Auf den Grund des Ausbleibens kommt es auch bei Wdvolaten 
niemals an. GGutachten des Oberſten Gerihtshofes zu 8 170 
ZPO. P. 4.) 

Das Ruben bes Berfahrens wegen Nichterfcheinend der Parteien tritt 
deshalb "ohne Rüdfiht darauf ein, ob die durch Advokaten vertretenen 
Barteien diefen das Fernbleiben von der Tagſatzung aufgetragen haben 
oder ein eigenmächtiges, ſchuldbares Nichthandeln der Advolaten vorliegt. 
(FM. zu 8 170 ZPO., P. 5.) 


15* 
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Dritter Abſchnitt. 
Mündliche Verhandlung. 


Eriter Titel. 
Öffentlichkeit. 


6 171. Die Verhandlung vor dem erfennenden Gerichte,!) 
einjchließlich der Verkündung der richterlichen Enticheidung,?) 
erfolgt öffentlich.?) —J 

Als Zuhörer haben nur erwachſene unbewaffnete Per⸗ 
ſonen Zutritt. Perſonen, welche vermöge ihres öffentlichen 
Dienſtes zum Tragen einer Waffe verpflichtet ſind, darf der 
Zutritt nicht verweigert werden. a) 

2) Auch die erſte Tagſatzung vor dem Vorſitzenden ober beauftragten 

Richter, 8 239; fiehe 8 120, Abſ. 3, GO. — vgl. 8 175, Abf. 2. 

2) 88 414, 426. 

2), Nicht öffentliche Verhandlung (PBarteienöffentlichkeit). 38 172, 
173, 175, 250, 251. Nichtöffentlihe Sitzung (au Barteienöffentlichteit 
ausgeichloffen) 88 413, 473, 492, Abi. 2, 509, Abſ. 1, 526, Abſ. 1, 538, 
Abſ. 1, 539, 550. n 

8 171, Abſ. 1 u. 2, GO.: Die Beratung und Abftimmung in den 
Senaten ift nicht öffentlich. 

Über Entſcheidungen, die bei einer öffentlichen, mündlichen Verhand⸗ 
Yung au fällen find und vorausſichtlich Teine ausführliche Erörterung her: 
borrufen werden, Tann im Verhandlungsſaale felbft mit Ieifer Stimme 
beraten und abgeftimmt werben. 

8 59, Abſ. 1, EO.: Die mündliche Verhandlung im Exekutionsver⸗ 
fahren ift nicht öffentlich. 

a) Perſonen, bie als Zeugen oder Sachverſtändige vernommen werben 
ſollen, können ſchon während der ihrer Abhörung vorausgehenden münd⸗ 
lichen Berhandlung der Sache anweſend fein. Der Borfigende (8 186 
8PO.) Tann jedoch in Ausübung der ihm zuftehenden Prozeßleitung von 
Amts wegen oder auf Antrag anorbnien, daß ſolche Berfonen während ber 
Erörterung desjenigen Teiles des Sachverhaltes, über den fie einvernom= 
‚men werben follen, das Berhandlungszimmer verlaflen, wenn dies zur 
Sicherung einer unbefangenen und mwahrheitsgemäßen Ausſage notwendig 
eriheint. (IM. zu 8 171 ZPO.) 

6172. Die Öffentlichkeit ift auszufchließen,t) wenn durch 
fie die Sittlichkeit oder die Öffentliche Ordnung gefährdet er- 
ſcheint, oder wenn die begründete Beſorgnis beiteht, daß die 
Offentlichkeit der Verhandlung zum Zwecke der Störung der 
Verhandlung oder der Erf hwerung der Sachverhaltzfeftftellung 
mißbraucht werden würde. 
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Überdies Yann das Gericht auf Antrag auch nur einer 
der Parteien die Öffentlichkeit ausichließen, wenn zum Zwecke 
der Enticheidung des Rechtsſtreites Tatjachen des Familien- 
lebens?) erörtert und bewiejen werden müflen. 

Der Ausſchluß ber Öffentlichkeit Tann für Die ganze Ver- 
handlung oder für einzelne Teile derfelben ftattfinden; auf 
Die Verkündung des Urteiles®)a) darf er ſich in feinem Falle er- 
ftreden. Inſoweit die Öffentlichfeit einer Verhandlung aus- 
geſchloſſen wird, iſt die öffentliche VBerlautbarung des Inhaltes 
der Verhandlung unterjagt.t) 

1) Bon Amts wegen. — Ungerechtfertigte Ausſchließung ber Öffentlich: 
feit bildet einen Nichtigleitägrund, welcher aber nicht durch abgefondertes 
Rechtsmittel geltend zu machen ift. 88 173, 515, 477, 8.7. 

2) Bol. 8 805, 8.1. 

3) Ebenſo Endbeſchluß im Befisftörungdverfahren. 8 459. 

*) guwiderhandeln begründet die Übertretung nad) 8 809 StG. 

a). Die Berfündung von Entfcheidungsgründen, welche ben Zweck der 

Ausfchließung der Öffentlichkeit der Verhandlung vereiteln Könnte, in nicht 
- Öffentliher Sitzung ift nad) 8 172 ZPO. zuläſſig. (Gutachten bes 
Oberſten Gerichtshofes zu 3 172 8PO., P. 1.) 

Sie kann daher ganz oder zum Zeile in nicht Öffentlicher Sitzung 
erfolgen, wenn bie für den Ausſchluß der Öffentlicyleit der Verhand⸗ 
lung maßgebend gewejenen Erwägungen auch einer öffentlichen Mit⸗ 
teilung der Entſcheidungsgründe entgegenftehen, insbejondere wenn durch 
deren öffentliche Berfündung die Sittlichleit oder bie öffentliche Ordnung 
gefährdet erfcheint oder wenn in den Entjcheidungsgründen Zatjachen des 
Familienlebens erörtert werden müflen. (IM. zu 8 172 3PO., P. 2.) 


6173. Die Verhandlung über einen Antrag auf 
ul Bund der Öffentlichkeit erfolgt in nichtöffentlicher 
Sitzung. 

Der Beſchluß über die Ausſchließung der OÖffentlichkeit 
muß öffentlich) verkündet werden. Gegen denfelben ilt ein ab- 
gefondertes Rechtsmittel nicht zuläjlig.t) 

1) 8 515. 


6 174. Wird die Öffentlichkeit ausgefchloffen, fo kann 
jede Bartei verlangen, daß außer ihrem Bevollmächtigten drei 
Perſonen ihres Bertrauens die Anweſenheit bei der Verhandlung 
geitattet werde.) 

Wirklich angeftellten Richtern, dann Konzeptsbeamten der 
Staatsanwaltihaft und des Juſtizminiſteriums, jowie Advokaten 
bleibt trotz Ausſchluſſes der Öffentlichkeit der Zutritt geftattet, 
fofern die Offentlichfeit nicht aus dem im $ 172, übſatz 2, 
angeführten Grunde ausgefchloffen wurde. 
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a) Wird die Öffentlichkeit der Verhandlung in einer Rechtsſache aus⸗ 
geichloffen, an weldher auf einer oder auf beiden Seiten Streitgenofien 
beteiligt find, fo fanı jeder einzelne Etreitgenofle drei Bertrauensperfonen 
namhaft machen, welchen die Unmelenheit bei ber Verhandlung geftattet 
werden muß. (JM. zu 8 174 ZPO.) 

6175. Das Erfordernis der Öffentlichkeit der Ver⸗ 
handlung gilt nit für die nah den Vorſchriften dieſes Ge- 
jeßes der Beichlußfafiung über einen Antrag vorausgehende 
Einvernehmung oder Anhörung!) einer oder beider Parteien. 

Die außerhalb einer Verhandlung vor dem erfennenden 
Gerichte?) jtattfindende Einvernehmung von Parteien, Zeugen, 
Sachverſtändigen und anderen Perjonen erfolgt gleichfall3 mit 
Ausichließung der Offentlichkeit. 

1) Einvernehmung allenfalls durch Abfordern einer fehriftlichen Hußes 
tung oder Anhörung im Gegenfabe zu mündlicher Eontradiltorifcher Ver⸗ 
handlung: 88 24, 47, 60 IN., 88 9, 49, 60, Abi. 3, 83, Abſ. 2, 128, 
Abf. 3, 129, Abf. 2, 136, Abf. 3, 142, Abf.2, 165, 251, 308, Abſ. 8, 
308, 817, 324, 835, 847, Abſ. 2, 352, 365, 386, 440, 539, Art. XXXIII, 
EG. 3. ZPO. 

Einvernehbmung. 8 86, Abf. 3, 4, 5, GO.: Die Aufforderung, 
vor Gericht zur Auskunftserteilung oder zur Einvernehmung zu erfcheinen, 
kann mittels Vorladezetteld nad) Formular Nr. 14, oder wenn das Porto 
gededt oder vorausfichtlich einbringlich ift, mittel Korrefpondenzlarte ge= 
fchehen. Wo feine weitere Borbereitung nötig ift, genügt ed, den Bived 
des Erfcheinend dur die Worte „zur Austunfterteilung” oder „zur 
Einvernehfmung” auszubrüden. 

Unter den angegebenen Borausfegungen wird von der Einvernehmung 
der Parteien und Beteiligten insbefondere Gebrauch zu madjen fein, um 
Mängel der Prozeßfähigkeit, der gefehlichen Vertretung oder der Ermäch⸗ 
tigung zur Prozeßführung zu befeitigen oder zu ermitteln, ob mit dem 
Aufihub von Brozeßhandlungen für die progeßunfähige Partei ober deren 
Gegner Gefahr verbunden ift (SS 6, 8, 9 ZBO.\, um die Bedenken, 
welche gegen die Echtheit einer Vollmacht beftehen, zu beheben (8 80 8PO.), 
um die Aufflärungen zu erlangen, welche das Gericht bei einer Ent⸗ 
Scheidung über die Entziehung des Urmenrechtes und deren Rechtöfolgen 
(8 72 ZPO.) oder bei der Entfheidung über die Einleitung eined vor⸗ 
bereitenden Berfahren® bedarf (8 247 ZRO.), oder um ber Partei bei 
Sriftverlängerungen oder Sriftabfürgungen, bei Erftredung von Tagſat⸗ 
zungen ꝛc. die von ihr zu befcheinigenden Umftände zu bezeichnen. 

Die Einvernehmung (Anhörung) kann, ſoweit nicht für den einzelnen 
Fall im Gefehe etwas anderes angeorbnet ift, ohne gleichzeitige Anweſen⸗ 
heit der übrigen einzuvernehmenden Perfonen und ohne Aufnahme eines 
Protokolles gefchehen ; es genügt ein Kurzer ſchriftlicher Aktenvermerk über 
da8 Ergebnis der Einvernehmung. Ebenſowenig erfordert die Einver⸗ 
nehmung, daß jeder ber zu befragenden Perfonen Gelegenheit gegeben 


wird, fi) über die von ben übrigen Berfonen abgegebenen Erklärungen 
zu äußern. 
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Mündliche (kontradiktoriſche) Berhandlungen (Unmittelbarkeitserfor⸗ 
dernis 8 412): 88 18, 149, 157, 237, Abf. 3, 250 event. 251, 261, 420, 
423, 459, 584, 591. 


?) Bei Gerichtähöfen durch einen beauftragten Richter (insbeſondere 
im vorbereitenden Verfahren 8 250). 


Zweiter Titel. 
Vorträge der Parteien und Prozeßleitung. 


Borträge der Parteien. 


6 176. Bor dem erfennenden Gerichte!) verhandeln die 
Parteien über den Rechtsſtreit mündlich. In NRechtsiachen, 
in welchen die Vertretung durch Advolaten geboten ift,?) wird 
die mündlide Verhandlung durch Schriftfäge vorbereitet. 
Außerdem’ ift die Überreihung vorbereitender Schriftſätze?) 
nur in den in diefem Geſetze bejonders bezeichneten Fällen *) 
notwendig. 


1) 8 171. Berufung3= und (eventuell) Revifiondgericht 88 486, Abf. 8, 
509, Abi. 2. 


2) 8 27, Abſ. 1. 9) 878. * Im bezirkögerichtlichen Verfahren unter 
ben Vorausſetzungen des 8 440, Abf. 3. 


6 177. Nach dem Aufrufe der Sache!) find die Parteien 
mit ihren Anträgen, mit dem zur Begründung derfelben 
oder zur Bekämpfung der gegnerischen Anträge beitimmten 
tatfähliden Vorbringen, fowie mit ihren Beieilen und 
Beweisanbietungen?) und mit den das Gtreitverhältnis be- 
treffenden rechtlichen Ausführungen zu hören (Vorträge der 
Parteien). Das Ableſen ſchriftlicher Aufläge jtatt mündlichen 
Borbringens ift unzuläffig. 

Schriftſtücke, auf welche in den Vorträgen Bezug ge— 
nommen wird, find nur injoweit vorzulefen, als dieſe Schrift» 
jtüde dem Gerichte oder dem Gegner noch nicht befannt find 
oder als es auf den wörtliden Inhalt anfommt.?) 

) 813, Abſ. 1. 9878, 3.2.3. °) Vortrag ber Ergebniffe 

einer früheren Verhandlung durch den Vorſitzenden oder ein Mitglied des 
Senates, 88 188, 262, Abf. 1, 287, Abſ. 1, 486, Abſ. 1, 509, Abf. 2. 


6 178. Jede Bartei hat in ihren Vorträgen alle im einzelnen 

Falle zur Begründung ihrer Anträge re berlichen tatſäch⸗ 
lichen Umſtände der Wahrheit gemäß!) vollſtändig und beſtimmt 
anzugeben, die zur Feſtſtellung ihrer Angaben nötigen Be— 
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weife anzubieten, fi) über die von ihrem Gegner — 
tattächficen Angaben und angebotenen Beweije?) mit Beſtimmt⸗ 
heit zu erflären,?) die Ergebniffe der geführten Beweiſe darzu- 
legen und fi) auch über die bezüglichen Ausführungen ihres 
Gegners mit Beitimmtheit auszujprechen. 

1) Muttvillige Beftreitung ber Echtheit einer Urkunde zieht Mutwillens⸗ 
fterafe nad) fih. 8 313. — Schadenerſatzpflicht der mutwillig prozeßfüh- 
renden Bartei 8 408. 

2) Insbeſondere über die Echtheit der vorgelegten Urkunden. 8 312. 

2 98 266, 267. 


6 179. Die Parteien können bis zum Schlufjet) der 
mündlichen Verhandlung neue auf den Gegenitand — Ver⸗ 
handlung bezügliche tatſächliche Behauptungen und Beweis⸗ 
mittel vorbringen. Solches Vorbringen kann jedoch vom Gerichte?) 
auf Antrag oder von Amts wegen als unſtatthaft erklärt wer- 
den, wenn die neuen?) Angaben und Beweiſe offenbar in der 
Adficht, den Prozeß zu verjchleppen, nicht früher*) vorgebracht 
wurden und deren Zulaffung die Erledigung des Prozeſſes er- 
heblich verzögern würbde.?) 

Dafern biebei auch dem Advokaten der Partei ein grobes 
Berfhußden®) zur Laft fällt, ann außerdem gegen denjelben 
eine Ordnungsitrafe”) verhängt werden. 

2) Der Schluß der Verhandlung wird vom Vorſitzenden ausgeſprochen. 
8 180, Ubf. 2. — Die Verhandlung tft bis zur Verkündung ihres 
Schluſſes als ein Ganzes anzufehen. 8 193, Ubf. 2. 

2) Im Berfahren vor Gerichtähöfen vom Senate. Dagegen fein ab- 
geſondertes Nechtsmittel, 88 515, 186, Abf. 2. 

2) Gegen Wiederholungen 8 180, Abf. 3. 

9) Insbeſondere in den vorbereitenden Schriftfäben: Klage 8 226, 
Klagebeantwortung 8 243, und in den weiteren borbereitenden Schrift: 
fägen 8 258. 

6) Das zurüdgewiefene Vorbringen ift im Wrteilstatbeftande anzu⸗ 
führen. 8 417, Abſ. 8. — Bergl. Anwenbungsfälle des richterlichen Zus 
rückweiſungsrechtes 88 278, Abſ. 2, 181, Ubi. 2, 275. 

e) 8 49. Dolus oder culpa lata. 

7) Bis zu 100 Gulden $ 230. — Daneben Koftenerfab nad) 8 49. 











8 179, 1. Begründung der Einwendungen gegen den 
zu vollftredenden Anſpruch ($ 35 ED.) durch Tatſachen, bie 
erft während der Verhandlungen eingetreten find. &. v.29. Jänner 
1901, 3. 16164, Not3. 1901:29. 
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ProzeBleitung. 
1. Dur den Borfigenden. 

6180. Die mündliche Verhandlung wird bei Geridhts- 
höfen von dem Vorſitzenden des Senates, dem die Rechtsiache 
zugewiefen ijt, geleitet.!) 

Der Vorlitende eröffnet, leitet und fchließt die Verhand- 
Yung, er erteilt da3 Wort und kann es demjenigen entziehen, 
der feinen Anordnungen nicht Folge leiftet,?) er vernimmt die 
Perjonen, welche zum Bwede der Beweisführung auszujagen 
haben,?) und verkündet die Enticheidungen des Senates. 

Der Vorſitzende hat dafür Sorge zu tragen, daß Die 
Sache erjhöpfende Erörterung finde, die Verhandlung aber 
auch nicht durch Weitläufigfeit?) und unerhebliche Nebenver- 
handlungen ausgedehnt und, ſoweit tunlih, ohne Unter- 
bredung zu Ende geführt werde.’) 

2) Vorbereitung zur mündliden Verhandlung. 8 121 

GO.: Der Einzelrihter, vor welchem eine mündliche Verhandlung ftatt- 
finden fol, und im Gerichtshofsverfahren der Vorſitzende des Senates hat 
fih für jede Verhandlung durch dag Studium ber Alten vorzubereiten 
und insbeſondere fi von allen in tatfädhlicher und rechtlicher Beziehung 
für die Enticheidung erheblichen Punkten eingehend Kenntnis zu vers 
fchaffen, um imftande zu fein, die Erörterung der Parteien Hierauf zu 
Ienten, die Sadje planmäßig fpruchreif zu machen und die Verhandlung 
fo zu leiten, daß die Parteien Gelegenheit erhalten, ſich über alles Wich⸗ 
. tige zu erflären, und zugleich die Verhandlung ohne Abirrungen auf Un— 
wefentliches gründlich und erſchöpſend und doch auf dem Fürzeften Wege 
durchgeführt wird (8 180 ZPO.) Soferne nad den Alten fchmwierige, 
ftreitige oder zweifelhafte Fragen bes materiellen Rechtes für die Ent⸗ 
fcheibung unmittelbar von Belang find oder auf die Beftimmung der Tat- 
fachen zurüdwirten, welche in die Verhandlung einzubeziehen find, fol 
unter Benüßung der zu Gebote ftehenden literarifchen Hilfsmittel, durch 
Sammlung beachtenswerter wifienfchaftlicher Außerungen und einfchlägiger 
früherer gerichtlicher Entfcheidungen, auch eine richtige Beurteilung der 
Rechtsfragen vorbereitet werden. 

Die zur Leitung ber Verhandlung berufene Berfon Hat fid) vor ber 

Tagſatzung über das Borhandenfein von Umftänden, die für die Trennung, 
Verbindung oder Unterbredjung der Verhandlung maßgebend fein Tönnen 
(88 187—191 ZRO.), zu erkundigen oder nötigenfall® die betreffenden 
Alten zur Verhandlung berbeizufchaffen. 

2) Sitzungspolizei 85 197-203. 

3) Auch die Barteien, vergl. 8 375, Abf. 1. 

*) Insbeſondere Wiederholungen. 

5) Über die Handhabung ber Prozefleitungsbefugnifie beftimmt: 

8 84, Abf. 2, GO.: Ebenfo darf bei der Leitung der vor Gericht 

ftattfindenden Verhandlungen, jowie bei Ausübung der prozeßleitenden 
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Gewalt die Rüdficht auf eine feinem Zwecke entiprechenbe, fchnelle Durch⸗ 
führung des gerichtlichen Verfahrens nie außeradht gelaflen werben, und 
ed ift ihrerwegen nicht bloß auf die Einhaltung ber für gewiſſe richter- 
liche Alte vorgeichriebenen Friften, fondern auch auf die genaue Befolgung 
aller VBeftimmungen zu achten, durch welche nad; der Abficht bes Geſetes 
Störungen des Verfahrens, Bertagungen von Verhandlungen und andere 
nachteilige Berfchiebungen hintangehalten werden follen. 

Beibringung von Stempeln. $ 1235 GO.: Entiteht bei einer 
Tagſatzung oder Berhandlung zwifchen ben Parteien über den Betrag des 
Stempels, der bei Aufnahme eines Protololles zu verwenden ift, oder 
darüber Streit, welche der Farteien den Stempel beizubringen fchuldig 
ift, fo wird dies vorläufig durch den Richter (Vorſitzenden des Senates) 
beftimmt, ber die Tagjabung oder Verhandlung leitet. 


6 181. Wenn die Fortfegung einer bereit3 begonnenen 
Verhandlung auf eine Spätere Tagjagung verlegt werden muß,!) 
hat der Borfigende nit nur, sofern dies möglich ift, Die neue 
Tagſatzung fofort zu beftimmen,?) jondern zugleich von Amts 
wegen alle Verfügungen zu treffen, welche erforderlich find, um 
die Streitſache bei der nächſten Tagjagung erledigen zu fönnen. 
Bor Erlafjung folcher Verfügungen fann der Vorſitzende, 
wenn es ihm nötig jcheint,?) eine Beichlußfaflung des Senates 
einholen. 

Es kann insbejondere den Parteien aufgetragen werden, 
binnen einer ihnen gleichzeitig zu bejtimmenden Friſt die als 
Beweismittel zu benügenden Urkunden zur Einfiht für den 
Gegner bei Gericht zu erlegen,t) und Namen und Wohnort 
einzuvernehmender Zeugen befanntzugeben.) Wenn die Partet 
einem ſolchen Auftrage in der Abfiht, den Prozeß zu ver- 
ichleppen, nicht nachkommt und die geforderten Beweismittel 
erjt bei der fortgejeßten mündlichen Berhandlung vorbringt, 
io kann dieſes Vorbringen vom Senate auf Antrag oder von 
Amts wegen als unjtatthaft erklärt werden) falls durch dasſelbe 
die Korttührung der Verhandlung verzögert würde. 

1) 8 134; Rekurs 8 141. °) 8 187. 

3) Dies ift ganz dem Ermeilen bes Borfigenden anheimgeftellt, jofern 

nicht ein Beweisbeſchluß zu ergehen hat. 88 277, 2378, Abſ. 1. 

*) Vergl. 8 82. 

8) Mittels Schriftfah 8 74, event. zu Protofoll 8 434. — Kein ab= 
gefondertes Rechtsmittel. 8 186, Abſ. 1. — Gegen den Auftrag zur Bor: 
lage der Urſchrift einer in Abfchrift vorgelegten Urkunde behufs Einfichts 
nahme durch das Gericht Fein Rechtsmittel. 88 319, Abſ. 1, 299. 

e) Dagegen fein abgejondertes Rechtsmittel. 8 186, Abf. 2. — Das 
zurückgewieſene Borbringen ift im Wrteilstatbeftande anzuführen. 8 417, 
Abi. 3. — Vergl. 8 179. 
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6182. Der Borfigende hat bei der mündlichen Ber- 
handlung durch Frageitellung !)a) oder in anderer Weife?) darauf 
hinzuwirken, daß die für die Enticheidung erheblichen tat- 
fächlichen Angaben gemacht oder ungenügende Angaben über 
die zur Begründung oder Bekämpfung des Anſpruches geltend 
gemachten Umſtände vervollitändigt, die Beweismittel für 
diefe Angaben bezeichnet oder die angebotenen Beweiſe er- 
gänzt und überhaupt alle Aufichlüffe gegeben werden, welche 
zur wahrheitsmäßigen Feſtſtellung des Satbeitandes der von 
den Parteien behaupteten Rechte und Anſprüche notwendig 
ericheinen. 

Wenn eine Partei in ihrem Bortrage von dem Inhalte 
eines von ihr überreichten vorbereitenden Schriftſatzes abweicht 
oder wenn die Vorträge der Parteien mit fonftigen von Amts 
wegen zu berüdfichtigenden Prozeßakten“) nicht im Einklange 
ftehen, Hat der Borfißende darauf aufmerffam zu madıen. 
Ebenjo bat er die Bedenken hervorzuheben, welche in Anfehung 
der von Amts wegen zu berüdfichtigenden Punkte“) obwalten. 

Außer dem Vorſitzenden können aud) die anderen Mit- 
glieder des Senate3>) an die Parteien die zur Ermittlung des 
Streitverhältniffes und zur Feſtſtellung des Tatbeftandes 
geeigneten Fragen richten.®) d) 

») Auch an die etwa mit dem Bevollmächtigten erfchienene Partei. 

8 26, Abf. 2. 
2) Siehe die Einjchränfungen Hinfichtlic; Urkunden und Zeugen in 
188 


3) Insbeſondere den Protofollen und ihren Beilagen. 8 217, Abf. 1. 

*) Prozeßfähigkeit, gefegliche Vertretung, Ermächtigung zur Prozeß⸗ 
führung 88 7, 8, — Bollmadt 8 37, — Streitanhängigfeit und Rechts⸗ 
kraft 8 240, — Zuläſſigkeit des Rechtsweges $ 240 u. $ 42 IN., — 
durch Parteienvereinbarung nicht zu befeitigende Unzuftändigleit 88 43, 
104 IN. 

887,8 ZN. — Über die Zuläffigkeit einer von den Rarteien 
oder Zeugen beftrittenen Yrage entfcheibet der Senat; bagegen fein abges 
fondertes Rechtsmittel. 8 186, Abi. 2. 

6, Einfluß der Verweigerung der Antwort auf die Beurteilung des 
Falles 8 272, Abf. 2. 

a) Der Vorfigende ift bei einer in Ausübung der Prozekleitung vor⸗ 
genommenen Befragung der Parteien an bie für den Beweis durch Ver⸗ 
nehmung der Parteien aufgeftellten Borfchriiten nicht gebunden. Ins⸗ 
befondere kann er im Antereffe der Sammlung und Bervollitändigung der 
zur Feſtſtellung des Tatbeftandes dienenden Behauptungen und Beweis⸗ 
mittel innerhalb ber Grenzen des 8 182 ZPO. auch über foldie Um⸗ 
fände an die Parteien Fragen ftellen, über welche fie als Zeugen ober 
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zum Biwede der Beweisführung nicht vernommen werben dürfen (88 320, 
872 ZPO.) (IM. zu 182 8PO., P. 1.) 

5) Der Borfigende ift nicht berechtigt, ragen eines Senatsmitgliedes 
an Parteien, Beugen oder Sachverſtändige al3 unangemefjen zurüdzumeifen 
oder deren Buläffigleit zu beftreiten. (FM. zu 8.182 8PO., P. 2.) 


6 183. Behufs Erfüllung der dem Rorfigenden nad) 
obliegenden Verpflichtungen kann der Vorſitzende ins⸗ 
efondere: 

1. die Parteien zum perjönlichen Ericheinen bet der 
mündlichen Verhandlung auffordern;!) 





2. verfügen, daß die Barteien in ihren Händen befind- J 


liche Urkunden, auf welche ſich die eine oder die andere be- 
rufen hat, a) Alten, Austunftsiachen oder Augenjcheinsgegen- 
jtände,!) ferner Stammbäune, Pläne, Riſſe und fonjtige Zeich- 
nungen und Zufammenftellungen ®) vorlegen *) und eine beftimmte 
Beit bei Gericht belaflen; 

3. die Herbeiſchaffung der bei einer öffentlichen Behörde 
oder bei einem Notar verwahrten Urkunden, auf welche ſich 
eine der WBarteien bezogen hat, der Auskunftsſachen und 
Augenſcheinsgegenſtände veranlafien;?) 

4, die Vornahme eines Augenicheines‘) unter Zuziehun 
der Parteien und die Begutachtung durch Sachverttändige‘) 
anordnen,b) jowie Berjonen als Zeugen laden,)c) von welchen 
nad) der Klage oder dem Gange der Verhandlung Aufklärung 
über erhebliche Tatjachen zu erwarten ift. 

Diefe Verfügungen fönnen jedoch vom Vorſitzenden in 
Anjehung von Urkunden und Zeugen nicht getroffen werden, 
wenn fi) beide Parteien dagegen erklären.) 

Solde Erhebungen können jelbjt vor Beginn der münd- 
lihen Verhandlung angeordnet werden, wenn gu bejorgen 
ilt, daß fih andernfalls für die Entfcheidung wichtige Um- 
— nicht mehr feſtſtellen ließen oder ein Beweismittel 
päter nicht mehr oder doch nur unter erheblich ſchwereren 
Bedingungen benützt werden könnte.0) 

1) Kein Zwang — Koſtenanſpruch wegen Zeitverſäumnis und Reiſe⸗ 

auslagen 8 42, Abſ. 1. 

2) Wenn ſie in Händen der Parteien ſich befinden; ſonſt müßte auf 
Antrag der Partei Editionsauftrag ergehen, 88 808, 318 (bezüglich der 
Augenfcheinögegenftände nicht zuläffig 8 369). Hinfichtlich des Verfahrens. 
vor Bezirkögerichten vergl. 8 437. 

2) Stammbäume, Pläne, Riffe, Zeichnungen, Photographien und Zu⸗ 
fammenftellungen find allenfalls erſt herzuftellen. — Es fann Vorlage ber 
Urfchriften verlangt werden. $ 299. 
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9) Hierauf kann ſchon in der Klage 8 229, oder Stlagebeantwortung 
.8 248, Abſ. 3, oder in einem weiteren vorbereitenden Schriitfaße oder 
Protofolle vor der mündlichen Streitverhanblung $ 258 angetragen werben. 

°) Antrag in ben vorbereitenden Schriftfägen 88 229, 243, 258 zu⸗ 
läſſig. — Wegen Herbeilhaffung von Auskunftsſachen ſeitens Dritter 
Editionsauftrag 88 318, 808 (nicht bezüglich der Augenſcheinsgegenſtände 
8 369) notwendig, Tann jedoch nur vom Senate erlaflen werben. — Über 
die Einholung der Kataftralmappen für Bivede der Binilrechtöpflege fiehe 
den FME. v. 23. Aug. 1899, 8. 40843 an die FL. Direltion in Inns⸗ 
brud (Mitt. IMVB. ©. 300, 801/99). 

Die Herbeilhaffung obliegt der Gerichtäfanzlei. 3 313, 3.8, GO. — 
Das fchriftlihe Erfuchen ift vom Richter zu unterichreiben, $ 318, vor⸗ 
legter Abſ.; in dringenden Fällen hat fich der Kanzleibeamte perſönlich 
beim Notar oder bei ber Behörde zu verwenden, falls fich diefe am Ge⸗ 
richtsorte befinden. 8 318, vorletzter Abſ. 

e) 8 368, event. durch einen beauftragten oder erſuchten Richter. — 
Der Borfigende kann insbeſondere veranlaffen, daß ein zu befichtigenber 
Gegenftand photographiert und das Bild dem Gerichte vorgelegt 
werde. 

”) 8 351, event. durch einen beauftragten ober erfuchten Richter. — 
Auch wenn die Parteien fich Dagegen erffären. 8 363, Abſ. 2. 

8) Unbeſchadet der Beſchränkungen nad) 88320 613322. — Hierauf fan 
fon in ben vorbereitenden Echriftfägen angetragen werben. 88 229,. 
243, 258. 

9) Sie find fo lange zulälfig, als nicht von beiden Seiten dagegen 
Widerſpruch erhoben wird. 

0) Die Borausfegungen der Beweisaufnahme zur Sicherung ber Be— 
mweije brauchen ni vorzuliegen, insbeſondere bedarf es Teines Antrages. 
88 384 ff. 

a) Die Vorlage von Urkunden, auf welche fich eine der Parteien be⸗ 
rufen bat, kann der Partei, in beren Händen fih die Urkunde befindet, 
vom Vorfigenden ohne Rüdficht auf bie in 88 304 und 305 ZPO. auf- 

geftellten Grenzen der Vorlagepflicht aufgetragen werden. Urkunden, auf 
tele fi feine der Parteien berufen Hat, find nur infolge eines gemäß: 
8 303 8PO. ergangenen Beichlufies des Gerichtes (beauftragten Richters 
im vorbereitenden Verfahren) vorzulegen. (IM. zu 8183 8PO., B. 1.) 

d) Inwieferne tatſächliche Behauptungen der Parteien, zu deren Auf⸗ 
Härung und Feftftelung der Vorſitzen de die Vornahme eines Augen⸗ 
fcheines oder die Begutachtung durch Sachverftändige angeordnet hat, 
durch diefe Beweisaufnahmen al3 wahr erwiefen find, hat Das Geridt 
(der Senat) unter forgfältiger Berüdfichtigung der Ergebnifje der ge= 
fänten Verhandlung und Beweisführung nach freier Überzeugung zu bes 
urteilen (8 272, ZPO.) Der Senat ift an die einer foldhen Beweis⸗ 
anordnung des Vorſitzenden zugrunde liegende Auffaſſung nicht ge= 
bunden; er Tann die tatſächlichen Behauptungen, in Anſehung deren der 
Borfigende Augenfchein oder Sacverftändigenvernehmung anorbnete, als 
für die Entfcheidung unerheblich und bie aufgenommenen. Beweife als für 
die Feftftelung des Sacdjverhaltes belanglos, unberüdiichtigt laſſen. Eine. 
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ausbrüdliche Zurkdweifung der auf Anorbnung des Borfigenden aufge- 
nommenen, dem GSenate jedoch unerheblich ſcheinenden Beweiſe (3 275, 
Abſ. 1, 83PO.) ift nicht erforberlih. (IM. zu 8 183, ZPO. P. 2.) 

e) Der Borfigende kann kraft feines Prozebleitungsrechtes die Zeugen 
nur laden, deren tatfächliche VBernehmung darf aber nur auf Grund eines 
rer des Senates ftattfinden. (Siehe JM. zu $ 277 

Sinfihtlih der Koften einer vom Vorſitzenden angeorbneten Bes 
gutachtung durch Sachverftändige fiehe IM. zu 3 363 3PO. 

6184. Jede Bartei ann zur Aufllärung des Sadj- 
verhaltes über alle den Gegenſtand des Rechtsſtreites oder 
der mündlichen Verhandlung betreffenden, für die Prozeb- 
führung erheblihden Umſtände und insbejondere m über 
das Vorhandenſein und die Beichaffenheit der zur Prozeß⸗ 
führung dienlichen Urkunden, Auskunftsſachen und Augen⸗ 
fcheinsgegenftände an die anmwejende Gegenpartei oder deren 
Vertreter a) Fragen dur) den Vorſitzenden Stellen laſſen oder 
mit deſſen Zuftimmung unmittelbar jelbft tellen. 

Wird eine Frage vom Borfigenden als unangemefjen 
zurückgewieſen oder die Zuläfligkeit einer Frage vom Gegner 
beitritten, fo kann die Partei darüber die Entſcheidung?) des 
Genates begehren. 

1) Kein abgefonderte® Rechtsmittel. 8 186, Abſ. 2. — Unange- 
mefjene ragen der Barteien bei der Beweisaufnahme find durch den 
Vorfigenden, beauftragten oder erſuchten Richter zurüdzumelien, $ 289, 
Abſ. 1; Fein abgefondertes Nechtsmittel, 8 291, Abſ. 1. — Bei der Ber: 
nehmung von Zeugen entſcheidet über die vom Vorſitzenden, beauftragten 
oder erſuchten Richter ausgefprodhene Zurüdweifung auf Antrag ber 
Cenat, 8 3423; kein abgefondertes Nechtsmittel, 8 342, Abi. 1. 

a) Der Bertreter einer Partei kann die Beantwortung einer durd) 
den Borfigenden oder unmittelbar vom Gegner zur Uufllärung bes Sad): 
verhaltes an ihn gerichteten Frage nicht deshalb verweigern, weil er über 
den nämlidyen Umftand wegen einer ihm obliegenden ftaatlid) anerlannten 
Pflicht zur Verſchwiegenheit das Zeugnis zu verweigern das Recht hätte 
(8 321, 3. 3, BPO.). (IM. zu 8 184 ZPO.) 

6185. St eine ohne Bevollmächtigten zur miünd- 
lichen Verhandlung erjchienene Partei einer verjtändlichen 
Außerung über den Gegenitand des Rechtsſtreites oder der 
mündlichen Verhandlung nicht fähig, jo ift die Tagſatzung 
vom Borjigenden auf tunlichſt kurze Zeit zu erftreden?) und 
die betreffende Partei anzumeilen,!) bei der neuerlihen Tag- 


8 185. 1. Die Ausbleibensnachteile treffen die Partei nicht, 
wenn der zufolge des gerichtlichen Auftrages beftellte Bepollmächtigte 
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I ik unter Bertretung eines geeigneten Bevollmächtigten, 
erforderlichenfall3 eines Advokaten, zu erjcheinen, widrigens 
fie als ausgeblieben oe werden würde.?) Eine wieder- 
holte Eritredung der Tagſatzung kann aus dieſem Grunde 
nicht Stattfinden. 

Die vorftehenden Beitimmungen haben auch dann finn- 
gemäße Anwendung zu finden, wenn der Bevollmädhtigte?)«) 
einer Partei einer verjtändlichen Außerung über den Gegen- 
jtand des Rechtsſtreites oder der mündlichen Verhandlung 
unfähig % und entweder die Partei ſelbſt nicht anweſend ijt 
oder die Verhandlung mit ihr mit Rüdlicht auf die Beitim- 
mungen des 827, Abjap 1, nicht durchgeführt werden Tann.‘ 
Wenn ein folches Hindernis in Bezug auf den gejeglichen 
Vertreter einer Partei eintritt, Hat der Vorfibende zugleich 
wegen Beitellung eines geeigneten Bevollmächtigten Die er- 
forderlichen Aufträge zu erteilen.®) 

3) Darüber kann die Enticheibung bes Senats begehrt werben, gegen 

welche kein abgeſondertes Rechtsmittel zuläffig ift. 8 186. 

2) Unalog 8 133, Abſ. 3. 

3) Wegen der Beteiligung von Prozeßbevollmächtigten, die der Sprache, 
in welder die Verhandlung geführt wird, unkundig find, darf ein Dol- 
metſch nicht zugezogen werben. 8 123, Abi. 2, GO. In foldem Kalle 
ift nad) 8 185 ZPO. vorzugehen. 

4) Weil Unwaltszwang befteht. 

5) Die Koften trägt die Partei, in beren Perſon ber Erſtreckungs⸗ 

grund eingetreten ifl. 8 48, Ubf. 1. 

a) Die Borichriften des 8185, Abſ. 1, ZPO. haben auch dann ſinn⸗ 
gemäße Anwendung zu finden, wenn der Advokat einer Partei einer 
verftändlichen Äußerung über den Gegenftand des Rechtsſtreites oder der 
mündlichen Verhandlung nicht fähig ift (8 185, Abſ. 2, ZPO.) (IM. zu 
8 185 ZPO.) 

6 186. Wird eine auf die Prozeßleitung bezügliche 
Anordnung des Vorfitenden oder eine vom Borfigenden oder 
einem Mitgliede des Senates geftellte Frage von einer der 
an der Verhandlung beteiligten Perſonen als unzuläſſig be- 
jtritten, jo enticheidet über ſolchen Widerjprudy der Senat. 

Gegen die Enticheidung des Senates iſt ein abgejondertes 
Nechtsmittelt) nicht zuläffig. Gleiches gilt von den gemäß 
88179, Abſatz 1,2) 181, Abſatz 2,?) und 184, Abfat 2,*) ergebenden 
Entſcheidungen des Senates.?) 


zu einer fpäteren Tagſatzung nicht erjcheint und ein 
anderer Vertreter nicht rechtzeitig beigezogen werden kann. €. v. 
11. September 1898, 3. 13365, Präv. 1899: ©. 133. 
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1) 8 515. ?) Burüdweifung von neuem, in Berfchleppungsabficht zurüd- 
gehaltenem Vorbringen. *) Zurüdweifung von nicht in ber beftimmten 
Frift vorgelegten, in Berichleppungsabficht zurüdgehaltenen Beweismitteln. 
*), Entſcheidung über eine vom Vorſitzenden zurüdgetwiefene ober vom 
Gegner hinſichtlich der Zuläffigfeit Leftrittene Frage. °) An feine Be⸗ 
ſchlüſſe ift das Gericht infoferne gebunden, als biefelben nicht bloß pro⸗ 
zeßleitender Natur find. 8 425, Abſ. 2. Einem Rekurſe, ber gegen 
eine bloß prozeßleitende Verfügung gerichtet ift, kann ber Tenat jelbft 
ftattgeben. 8 522. 


2. Durch den Senat. 

6187. Sind bei einem Gerichte mehrere NRechtzftreite 
anhängig, die zwilchen den nämlichen Perfonen geführt 
werden!) oder in welchen die nämlihe Perſon verjchiedenen 
Klägern oder verjchiedenen Beklagten als Prozeßgegner gegen- 
überiteht, jo können dieſe Prozeffe, wenn dadurch voraus- 
fihtli) deren Erledigung vereinfacht oder bejchleunigt oder 
der Aufwand für die Koften der Prozepführung vermindert 
werden wird, durch Beſchluß des Senates zur gemeinjamen 
Berhandlung verbunden werden.) 

Mit einem gemeinichaftlichen Urteile Können jedoch nur 
Nechtsitreite Awiihen denjelben Barteien a) entichteden werden.®) 

2) Insbefondere aud) eine Widerflage. 8 233, Abf. 2, 8 96 IM. 

2) Kein Rechtsmittel. 8 192, Abf. 2. — Der Senat kann bie Ber- 
bindung jederzeit wieder aufheben. 8 192, Abſ. 1. 

8 121, Abi. 3, GO.: Vie zur Leitung der Verhandlung berufene 
Berfon bat fi vor der Tagfabung Über das Borhandenfein von Um⸗ 
ftänden, bie für die Trennung, Verbindung oder Unterbrechung ber Ver⸗ 
handlung maßgebend fein können (88 187 bis 191 8PO.), zu erkundigen 
und nötigenfall® die betreffenden Alten zur Verhandlung herbeizuichaffen. 

8 227, 8.9, &D.: Die Verbindung mehrerer bei demſelben Gerichte 
anhängiger Prozeſſe ift bei allen miteinander verbundenen Sachen in der 
Spalte für Bemerkungen zu verlautbaren („Verbunden mit 8....); 
für die vereinigten Sachen wird bis zur Wiederaufbebung ber Verbindung 
(88 192, 390, 891, Abſ. 2, ZPO.) nur das Ultenzeihen ber Sache fort» 
geführt, mit welcher die übrigen verbunden mwurben. 

s) Wenn einer der Prozeſſe zur Entfcheibung reif ift, Hat das Gericht 
in diefem das Urteil zu fällen. 8 390, Abf. 2. — Außer biefem Falle 


8187. 1. Die Verbindung mehrerer bezirksgerichtlicher 
Prozeffe wird nicht dadurch gehindert, daß der Gefamtbetrag 
der Klagsanſprüche 1000 K überfteigt. €. dv. 23. Auguft 1898, 
3. 10347, Präv. 1899: &. 749. ö 
‚. % Berbindung einer Bagatellfadhe mit einer im ordent⸗ 
lichen Berfahren zu verhandelnden bezirksgerichtlichen Nechtsfache. 
€. v. 28. Juli 1898, 3. 10151, Präv. 1901: ©. 317. 
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find die mehreren Prozeſſe zwiſchen benjelben Parteien, wenn bie Ber: 
bindung nicht vor Fällung bes Urteile® aufgehoben wurde, durch dass 
felbe Urteil zu enticheiden. 8 404, Abf. 2. 

a) Die Verbindung mehrerer, zwiihen verſchiedenen Perſonen 
anhängigen Rechtöftreite zu gemeinfamer Berhandlung kann nie zu einem 
gemeinfchaftlichen Urteile führen, mag die Verhandlung bis zum Schlufie 
eine gemeinfame bleiben oder die Verbindung noch vor Schluß wieder 
aufgehoben werden. Mit einem gemeinfchaftlichen Urteile können nur 
Prozeſſe zwiſchen denjelben Barteien entichieben werden, wenn 
letztere auch in dieſen Prozeſſen in verſchiedenen Parteirollen auftreten. 
(IM. zu 8 187 8PO.) 

6 188. Der Senat kann anordnen, daß über mehrere 
in derſelben Klage erhobene Anſprüche) getrennt verhandelt 
werde. Ebenjo Tann eine getrennte Verhandlung über Die 
vom Beklagten geltend gemachten Gegenforderungen ange- 
ordnet werden.?) 

1) Bei Klagenverbindung 8 227, auch im alle der Streitgenofienfchaft, 

insbefondere 8 11, 8.2. 

2?) Aud) bei Geltendmachung mitteld Widerflage. 8 238. — Teilurteil 
über den Klagsanſpruch. 8 391, Abf. 1. — Gegen die Trennung der Ver⸗ 
handlung fein Rechtsmittel. 8 192, Ubj. 2. — Der Senat kann die 
Trennung wieder aufheben. 8 192, Abſ. 1. 


6189. Ergeben ſich bei der Begründung oder bei der 
Delämpfung eines und desfelben Anipruches mehrere jelb- 
ftändige Streitpunfte, oder werden in Anfehung desfelben 
Anſpruches mehrere felbjtändige Angriffs- oder Verteidigungs> 
mittel geltend gemacht, fo kann der Senat anordnen, daß die 
Verhandlung zunächſt auf einen oder einige diejer Streit» 
punkte?) beichränft werde. 
Insbeſondere kann, wenn die Einrede der Unzujtändig- 
feit des Gerichtes, der Gtreitanhängigfeit oder der rechts- 
fräftig entichiedenen Streitfadhe?) erhoben wird, vom Senate 
verfügt werden, daß zunächſt über diefe Einreden abgejondert 
verhandelt mwerde.?) 
2) Bwifchenurteil 8 393. — Es können aud) nur einzelne Streitpunfte 
zu vorbereitendem Berfahren verwiejen werden. 8 246, Abſ. 2. 

2) 88 239, 240. - 

3) Kein Rechtsmittel. 8 192, Abſ. 2. — Enticheidung bei abgeſon⸗ 
derter Verhandlung. 8 261. 

6190. Wenn die Entiheidung eines Rechtsftreites ganz 
oder zum Teile von dem Beitehen oder Nichtbeitehen eines 


8 190. 1. Someit nicht befondere gejegliche Beltimmungen 
entgegenftehen, find die Gerichte zur Prüfung der öffentlich— 
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Nechtsverhältniffes abhängt, welches Gegenjtand eines anderen 
anhängigen!)a) Rechtsſtreites ijt, oder welches in einem ans 
gängigen A er feitzuftellen ift, fo kann der 

enat anordnen, daß das Verfahren auf fo lange Beit unter- 
brodhen?) werde, bis in Anfehung dieſes Nechtsverhältniffes 
eine rechtäfräftige?) Enticheidung vorliegt. 

Eine ſolche Unterbredung kann der Senat auf Antrag 
auch im Falle des Streites über die Zuläfligfeit einer Neben- 
intervention,*) fowie dann anordnen, wenn beide Parteien 
wegen des don einem Dritten auf den Gegenjtand des Rechts⸗ 
Fer Anſpruches gemeinſchaftlich beflagt werden 
(8 16). 

Nah rechtskräftiger Erledigung des bezüglichen Pro- 
zejles oder Verwaltungsverfahrens iſt das Verfahren in 
der Hauptjache auf Antrag oder von Amt3 wegen aufzu- 
nehmen.®) 

2) 8 232. 2) Wirkung 88 163, 167. 2) 8411. 9818, Ab. 2. 

6) Hauptintervention. — Gegen die Unordnung der Unterbrechung Rekurs. 
88 192, Abſ. 2, 514. — Unterbredhung im Syndikatsprozeß bis zur Be⸗ 
endigung des Disziplinarverfahtene. 8 601, Abſ. 2. 


rehtlihen Vorfragen des geltend gemachten zivilrechtlichen 
Anjpruches berechtigt. €. v. 9. uni 1897, 3. 6966, Sig. 16051. 

2. Dagegen fteht dem Gerichte nicht die Überprüfung ad> 
miniſtrativbehördlicher Erledigungen über die Verleihung 
des Staatsbürgerrechtes zu. E. v. 5. Oftober 1899, 3. 9649, 
Sig. 1236; R 

ebenjowenig die Überprüfung des Disziplinarertennt- 
niſſes einer Bezirkövertretung. E. v. 18. Zänner 1893, 3. 272, 
Slg. 14555; 

wohl aber die Prüfung der Rechtsverbindlichkeit einer vom 
Öemeindevorftande erlaffenen, gehörig kundgemachten Fahr⸗ 
nu E. v. 22. Jänner 1902, 3. 16217, 38. 1902 : 96. 

3. Die für einen Schadenerſatzanſpruch präjudizielle Frage, 
ob ein Soldat ſich in einem bejtimmten Falle nach Vorfchrift des 
DienftreglementS benommen habe, enticheiden die Militärbe- 
börden mit bindender Wirkung für das Geriht. E. v. 4. Feb⸗ 
xuar 1902, 3. 959, amtl. S. 524; 
; das Gericht ift daher nicht berechtigt, die Entfcheidung der 
Militärbehörde über die Berehtigung eines militärifchen 
Bahpoftens zum Waffengebraude zu überprüfen. €. v. 
4. Februar 1902, 3. 959, amtl. S. 524. 

4. Keine Unterbrehung wegen anhängiger gerichtlicher 

Liquidierung der Advokatengebühren (Art. V, EG. z. 
ZPO) €. v. 26. Juni 1899, 3. 8433, Ref. 1899: ©. 181. 
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6) 88 164, 165, Abf.3, 166, Abf. 2. — Bei der neuerlihen Verhand⸗ 
Yung find die Ergebniffe der früheren Verhandlung auf Grund der Alten 
mündlich vorzuführen, fofern nicht ein Wechfel im Senate eingetreten ift. 
8 138. 

a) Wegen eine3 präjubiziellen PBrozefjes Tann vom Senate Unter: 
bredjung bes Verfahrens nur angeorbnet werden, wenn biefer Prozeß tat⸗ 
fächlich bereit8 bei Gericht anhängig tft; es darf jedoch das Ver⸗ 
fahren nicht zu bem Zwede unterbrodyen werben, bamit eine der Parteien 
zur Feftftellung eines bei der Berhandlung ftreitig gewordenen Rechts⸗ 
verhältnifies Klage anbringen könne. (FM. zu 8 190 ZPO., P. 1.) 

Daß über ein ftreitig gewordenes, präjubizielles Rechtsverhältnis, 
wenn deſſen Feitftelung mittels Klage begehrt würde, nicht von dem 
Brozeßgerichte erfannt werben dürfte, ift für letzteres Tein Hindernis, 
dieſes Nechtöverhältnis, wenn es nur als Borfrage feiner Entfcheibung 
in Betracht fommt, wie alle übrigen Borausfegungen feines Urteiled, in 
Verhandlung zu nehmen und fi) über deſſen Beftehen oder Nichtbeftehen 
zu enticheiden. Bu folcher Inzidenzentfcheidung einer Borfrage des über 
einen anderen Anfpruch ergebenden Urteiles ift jedes Gericht ohne 
Rüdfiht auf die fonft feiner Zuftändigleit gezogenen 
Grenzen beredtigt; die Wirkung rechtskräftiger Feftitellung bes 
präjubdizielen Rechtöverhältnifieg geht diefer Inzidenzenticheibung ab 
(8 411 ZPO.) (IM. zu $ 190 8PO., P. 2.) 


6 191. Ergibt fi im Laufe eines Rechtsſtreites der 
Berdadt einer ftrafbaren Handlung, deren Ermittlung und 
Aburteilung für die Enticheidung des Rechtsſtreites voraus- 
fihtlih von maßgebendem Einfluß ift,') jo Tann der Senat a) 
anordnen, daB der Rechtsitreit bis zur Erledigung des Straf- 
verfahrens unterbrochen merde.?) 

Eine folde Unterbrehung kann insbejondere ftattfinden, 
wenn fi Verdachtsgründe dafür ergeben, daß eine für Die 
Prozeßenticheidung wichtige Urkunde fälſchlich angefertigt oder 
verfälfcht fit, oder daß fich eine über mejentliche Umſtände 
einvernommene Partei oder ein geuge oder Sachverſtändiger, 
deſſen Ausfage der Senat fonft bei der Entjcheidung voraus- 
— berückſichtigen würde, einer falſchen Ausſage ſchuldig 
gemacht hat. 

Nach rechtskräftiger Erledigung des Strafpverfahrens iſt 
das unterbrochene Verfahren in der Hauptſache auf Antrag 
oder von Amts wegen aufzunehmen.?) 

1) 8 268. 


119. 1. Unterbrehung wegen des Verdachtes, daß eine 
der Parteien im anhängigen Prozeſſe unter Eid falich 
ausgefagt habe? E. v. 9. September 1898, 3. 10509, Stg. 304. 


16* 
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2) Wirkung ber Unterbreung 88 168, 167. — Dagegen Rekurs 
88 192, Ubf. 2, 514. | 

Auf Erfuchen des Strafgerichtes ift bei Berbacht des Wuchers bad 
Bivilverfahren einzuftelen. 8 11 Gef. v. 28. Mai 1981, RGB. Nr. 47, 
Art. XI, 8.83, €. 3. 8PO. 

s) 88 164, 165, Abf. 3, 166, Abi. 2. Im Falle bes 8 425 StPO. auch 
vor Erledigung des Strafverfahrens.” Bei der neuerlichen Verhandlung 
ift an die frühere anzufnüpfen. 8 138. 

a) Eine Klage darf nicht ohne Anberaumung einer Tagſatzung (erfte 
Tagfagung, Tagſatzung zur mündlichen Streitverhandlung) zurüdgeiwiefen 
werden, weil nad Inhalt der Klage die Enticheidung über den Klags⸗ 
anſpruch vorausfichtlich von der Ermittlung und Aburteilung einer ftrafs 
baren Handlung abhängig fein wird. 

Ebenſowenig Tann ber Bellagte die Einrede der Unzuläffigleit des 
Rechtsweges deshalb erheben, meil die Erledigung bes Strafverfahrens 
für die Entſcheidung über den Klagsanſpruch präjudiziell ift und der 
Strafrichter noch nicht angerufen wurde. 

Sıfern nicht bei der erften Tagſatzung die Rechtsſache erledigt wird 
(Zurüdnahme der Klage, Bergleih, Verzichts⸗, Anerkenntnis⸗, Ver: 
fäumungsurteil u. f. w.), ift die Würdigung der Frage, weldhen Einfluß 
ein Strafverfahren im vorliegenden alle auf die Verhandlung und Ent: 
fheidung des Zivilgerichtes äußern dürfte, der mündlichen Streit> 
verhandlung vorzubehalten und, wenn nötig, bei diefer vom Senate 
gemäß 8 191 ZPO. Unterbrechung des Berfahrens anzuorbnen. (IM. zu 
8 191 ZPO.) 


6192. Der Senat kann die von ihm erlaffenen, eine 
Trennung, Verbindung oder Unterbredung der Verhandlung 
oder des Verfahrens betreffenden Anordnungen auf Antrag 
oder von Amts wegen wieder aufheben.!) Die Aufhebung Tann 
nit mehr verfügt werden, wenn der Senat durch ein von 
ihm gefälltes Urteil gebunden ift, oder wenn die Anordnung 
zum Gegenftande der Entjcheidung einer höheren Inſtanz ge- 
worden ijt.?) 

Die nad) 88 187 bis 191 erlaffenen Anordnungen Tönnen, 
foweit fie nicht eine Unterbrehung des Verfahrens verfügen, 
durch ein Nechtsmittel nicht mnoelohten werden. 

2) 88 425, Abſ. 2, insbei. aus Anlaß eines Rekurſes 522. 


2?) Wenn ber Senat von feiner prozeßleitenden Verfügung trog des 
Nekurfes nicht abzugehen fand und der Rekurs vorgelegt wurbe. 





8192. 1. Die Aufhebung einer in erfter Inſtanz bes 
milligten Unterbrehung dur das Rekursgericht kann 
nicht angefochten werden. E. v. 21. Februar 1901, 3.2225, GH. 
1901:24; 16. Jänner 1900, 3. 367, Sig. 851. 


s 
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Schluß der Verhandlung. 


193. Der Vorfitende hat die Verhandlung für ge- 
ſchloſſen zu erflären, wenn der Senat die Streitindie oder 
den abgefondert zu erledigenden Antrag!) über welchen die 
Verhandlung jtattfindet, als vollftändig erörtert und auf 
Grund der aufgenommenen Beweiſe zur Entjcheidung?) reif 
erachtet.a) 

Die Berhandlung ift bis zur Verkündung ihres Schluffes 
als ein Ganzes anzujehen.?) 

Die Verhandlung kann auch vor Aufnahme aller zuge- 
laſſenen Beweiſe für geichloffen erklärt werden, wenn nur 
mehr die durch einen erjuchten?) Richter zu bewirkende Auf- 
nahme einzelner Beweiſe ausiteht und entweder beide Par- 
teien auf die Verhandlung über das Ergebnis dieſer Beweis- 
aufnahme verzichten, oder der Senat eine ſolche Verhandlung 
für entbehrlich hält.a) In diefem Falle ift nach Einlangen der 
Bemweisaufnahme-Atten ohne neuerliche Anordnung einer münd- 
Yihen Verhandlung die Entiheidung vom Gerichte zu fällen.®) 

1) 8 189, Abſ. 2. 2) Urteil 88 390, 891, 398—400, in Anfehung 
der prozeßhindernden Einreden Beſchluß 8 261. >) Konfequenz 8 179. 
“) Beweisbeſchluß 88 277, 278. °) Nicht die burd) einen beauftragten 
Hichter aufzunehmenden Beweiſe. °) Bınnen 8 Tagen. 8 415. 

a) Ein Recht auf befondere Schlußvorträge haben die Barteien nicht. 
Die Reihenfolge und Verteilung ber PBarteienvoriräge wird vom Bor- 
figenden nad) den Anforderungen des einzelnen Falles beftimmt. (IM. zu 

. 8 198 BRD.) 

6194. Der Senat kann die Wiedereröffnung a) einer bereits 
geichlofjenen Verhandlung anordnen,!) wenn fi) zum Zwecke 
der Enticheidung eine Aufklärung oder Ergänzung des Bor- 
gebrachten oder die Erörterung über den Beweis einer Tat- 
ſache als notwendig zeigt, welche der Senat erſt nah Schluß 
der Verhandlung ala bemweisbedürftig erfannt hat, ferner 
wenn der Senat im Falle des 8 193, Abſatz 3, nad) Ein- 
fangen der Beweisaufnahme- Alten mit Rüdficht auf die Er- 
gebnifje der Bemweisaufnahme oder auf die von den Parteien 
bei der Beweisaufnahme abgegebenen Erklärungen eine weitere 
Verhandlung für notwendig hält.?) 

1) Kein abgefondertes NRechtämittel. 8 130, Abi. 2. 2) Neues, durch 
die Beweisaufnahme nicht veranlaßtes, in Verfchleppungsabficht zurück⸗ 
gehaltenes Vorbringen ift ausgeichlojien. 8 278, Abi. 2. 

a) Die Unordnung der Wiedereröffnung einer bereits gejchloffenen 
Verhandlung erfolgt mittel3 Anberaumung einer neuen Tagſatzung zur 
Fortjegung der mündlichen Verhandlung und kann deshalb durch ein ab: 
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gefondertes Rechtsmittel nicht angefochten werben (8 130, Abf. 2, 8PO.). 
(IM. zu 8 194 ZPO.) 

6 195. Die in den 88 180 bis 194 dem Vorſitzenden 

des Senates und dem Senate beigelegten Befugniffe fommen 

im Verfahren vor Bezirksgerichten dem Einzelrichter zu, vor 


welchem die mündliche Verhandlung ftattfindet.t) 
!) Vergl. 88 487, 438. 


Rüge von Mängeln. 


6196. Die Verlegung einer das Verfahren und in3- 
befondere die Form einer Prozeßhandlung regelnden Vor» 
ichrift!) kann von der deshalb zur Beichwerdeführung berech- 
tigten Partei nicht mehr geltend gemacht werden, wenn fich 
leßtere in die weitere Verhandlung der Sache eingelaflen 
hat, ohne diefe Verlegung zu rügen, obwohl dieſelbe ihr be- 
fannt war oder befannt fein male, 


Dieje Beltimmung findet feine Anwendung, wenn eine 
Vorſchrift verlegt wurde, auf deren Befolgung eine Partei 
nicht wirkſam verzichten Tann.) 


Erfolgt die Rüge während einer mündlichen Verhandlun 
und wird derjelben nicht an bei der Verhandlung — 
Behebung der behaupteten Verletzung entſprochen, ſo iſt ſie im 
Protofolle?) zu bemerken.a) 

2) Mangelbafte Zuftelung 88 101, 103, 106. — Nichteinhaltung der 
Einlafjungsfriften 8 139, Anm. 2. — Befangenheit (nicht Inhabilität) de 
Richters 88 21, Abſ. 2, 19, 3.2, IN. — Abhaltung von Tagfagungen an 
Serialtagen 8 221. — Berftöße gegen die Borfchriften über die Beweis⸗ 
aufnahme, insbeſondere Beeidigung von Zeugen 8 387. — Unterlafjung 
der Berftändigung der Parteien von ber Beweisaufnahme 88 289, 300 
u.0.m. 

2) Verhandlung ohne Zuziehung des gefehlichen Vertreter 8 6. — 
Unzuftändigfeit des Gerichtes in den Fällen 88 42, 104, Abſ. 2, IR. — 
Öffentlichkeit der Verhandlung 8 172. — Verbot der Einlegung von vor⸗ 
bereiteten Protokollen 88 210, Abſ. 2, 477, 8.8. 


8196. 1. Wegen der Srageftellung des Vorjigenden 
bei der mündlichen Verhandlung kann ohne rechtzeitige Rüge nicht 
nn geführt werden. €. v. 24. Jänner 1899, 3. 411, 

(g. 482. 


2. Die gefegwidrige ZJulaffung eines Beweifes kann 
troß unterlaffener Rüge im NRechtsmittelverfahren geltend gemacht 
werden. ©. v. 19. März 1901, 3. 16463, Przeg. 1902: &. 107. 
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2) 8 208, 8.2. Allenfalls durch Anſchluß einer Niederichrift 88 212, 
Abſ. 3, 265, Abſ. 1, 440, Abſ. 5.— Geltendmachung der gerügten Mängel 
durch Berufung 8 462, Abſ. 2, event. Rekurs 8 514. 

a) Außerhalb der mündlichen Verhandlung kann die Rüge mittels 
Schriftfages oder, foweit Protofollaranbringen geftattet ift, mittels Er- 
Märung zu Protokoll erfolgen. Auch ift es zuläffig, bei der auf die Ber- 
legung folgenden nächſten mündlichen Verhandlung vor Einlafjung in bie 
Berhandlung den Mangel zu rügen. 

Die Rüge gefchieht mittels Erflärung an dag Gericht, das mit der 
Sache befaßt ift. Es darf weder lediglich zum Zivede der Rüge ein Rechts⸗ 
mittel an die höhere Inſtanz ergriffen werben, noch ift die Rüge als auf- 
geichobener Rekurs ($ 515 ZPO.) zu behandeln. (IM. zu 8 196 ZRO.) 


Dritter Titel. 
Sigungspolizei, 


6 197. Bei Verhandlungen vor Gerihtshöfen Hat der 
Vorfigende?) des Senates für die Aufrehthaltung der Drd- 
nung bei der mündlichen Verhandlung zu forgen. Er ift be- 
rechtigt, Perfonen, welche durch unangemefjenes Betragen die 
Verhandlung ftören, zur Ordnung zu ermahnen und die zur 


Aufrechthaltung der Ordnung nötigen Verfügungen zu treffen.?) 
1) 8 208. 


2) Refurs 88 514, 516. — Dieſe Befugniffe hat aud) der Obmann des 
Börſenſchiedsgerichtes. Art. XIX, Abſ. 3, EG. 3. 8P0. 

Die Vorfchriften der 88 197 bis 203 find zum Zwecke der Aufredits 
baltung der Ordnung bei Tagiakungen und mündlidden Verhandlungen, 
die in Ungelegenheiten der Gerichtsbarkeit außer Streitfadhen ftattfinben, 
finngemäß anzuwenden. 8 85, Abf. 3, GOG. 

$ 198. ußerungen des Beifalles und der Miß— 
billigung find unterjagt. 

Wer!) fi trotz Ermahnung einer Störung der Verhand- 
lung ſchuldig macht, Tann von der Verhandlung entfernt 
werden. Die Entfernung einer an der Verhandlung beteiligten 
Perſon kann erſt nad) vorausgegangener Androhung und 
Erinnerung an die Rechtsfolgen einer ſolchen Maßregel an- 
geordnet werden.?) 

Die Partet muß insbefondere auf die Möglichkeit auf- 
merkſam gemacht werden,?) daß infolge ihrer Entfernung gegen 
fie ein Berfäumungsurteil erlaffen oder das Urteil in Ge⸗ 
mäßheit des 8 399 gefällt werden Tann.a) 

Wenn eine an der Verhandlung beteiligte Perfon ent⸗ 
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fernt wurde, kann auf Antrag gegen fie in gleicher Weiſe 
verfahren werden, als wenn fie fich freiwillig entfernt hätte.*) 

1) Auch der gefehliche Vertreter. 8 5. — Hinfichtlih des Bevoll⸗ 
mädjtigten fiehe 8 200. 

2) Durch Beichluß des Senates. 8 201, Abf. 2. 

3) 8 145, Abſ. 1. 

*) Berfäumung der Tagfabung $ 133, Abſ. 3, 8 400. — Die bor- 
ftehenden Befugniffe Hat auch der Obmann des Börſenſchiedsgerichtes. 
Art. XIX, Abf. 3, EG. 3. ZPO. 

a) Ein ſolches Urteil kann fogleih nad) ber Entfernung ber Bartei 
gefällt werben, wenngleich fie unmittelbar nach Verkündung des Ent- 
fernungsbejchlufied gegen letzteren Rekurs erhebt. (JM. zu 8 198-201 

2 


6 199. Demjenigen, der fich bei der Verhandlung einer 
gröberen Ungebühr, insbejondere einer Beleidigung der Mit- 
glieder des Gerichtes, einer Partei, eines Vertreters, Zeugen 
oder Sachverſtändigen ſchuldig macht, kann, vorbehaltlich der 
er oder disziplinaren!) Verfolgung, eine Ordnungs⸗ 
itrafe bi zu fünfzig®). Gulden durch Beſchluß des Senates 
auferlegt werden. 

Gegen denjenigen, welcher fih den zur Erhaltung der 
Ordnung und Ruhe getroffenen Anordnungen des Vorjigenden 
oder de3 Senates widerfegt, Tann Haft bis zu drei Tagen 
verhängt werden.?) 

1) Insbeſondere aud) bei Organen ber Finanzprokuratur und ben als 

Armenvertreter (8 64, 8. 4) beitellten gerichtlichen und ftaatsantwaltfchafte 
lichen Beamten. 

2) Dem Advokaten bis zu 100 Gulden. 8 200, Abf. 1 u. 8 220, Abf. 1. 

s) Durch Belchluß bes Senates: argum. aus Abf. 1. — Sofort voll- 

ftredbar $ 201 (Ausnahme von 8 524, Abf. 1). — Rekurs 8 514. 

6 200. Macht fich ein Prozeßbevollmädtigter!) einer 
Störung der Verhandlung (8198) oder einer Ungebühr oder 
Beleidigung (8199) jchuldig, jo kann er vom Senate mit 
einem Verweiſe oder einer Gelditrafe bis zum Betrage von 
einhundert Gulden?) belegt werden. 

Seht der Bevollmächtigte fein ungehörige8 Benehmen 
fort, oder mwiderjegt er fih den zur Erhaltung der Ordnung 
und Ruhe getroffenen Anordnungen des VBorfigenden oder de3 
Senates, jo kann ihm durch Beſchluß des Senates das Wort 
entzogen und, wenn nötig,’) die Partei aufgefordert werden, 
einen anderen Bevollmächtigten zu beitellen; Tann dies nicht 
jo bie geichehen, fo ijt Die Tagjagung von Amts wegen zu 
eritreden. Die Koften der vereitelten Tagſatzung und der 
Erjtredung treffen den fchuldtragenden Bevollmächtigten.“) 
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Bei erſchwerenden Umſtänden kann der Senat, wenn der 
Bevollmächtigte Advokat oder Advokaturskandidat iſt, über⸗ 
dies die Angelegenheit an die zuſtändige Disziplinarbehörde 
desſelben leiten. 

1) 88 31, 33. Auch wenn er nicht Advokat iſt. — Geſetzlicher Ver⸗ 
treter, 88 198, 199. 

2) Wenn er Advolat ift, 8 220, Abf. 1; andere Perjonen nur bis zum 
Betrag von 50 Gulden, 8 19. 

2) Im Anwaltsprozeſſe, 8 27, Abf. 1, oder wenn die Partei einer ver⸗ 
ſtändlichen Äußerung nicht fähig ift, 8 185, Abſ. 2. 

2) Ausnahme von 8 142, Abſ. 1. — Rekurs 8 514. — Vollſtreckbar⸗ 
feit des Beſchluſſes 8 201. 
6 201. Die nad) den vorftehenden Beitimmungen ge- 
faßten Beſchlüſſe find ſofort vollſtreckbar.)a) 
Im Verfahren vor Gerichtshöfen kann die Entfernung 
einer an der Verhandlung beteiligten Berfon?) nur durch Be- 
ſchluß des Senates verhängt werden. 

1) Rekurs 8 514. — Hat Feine aufichiebende Wirkung, Ausnahme von 
8 524, Abſ. 1. °) 8 198, Abf. 2. 

a) Situngspolizeiliche Verfügungen, durch melde Parteien von ber 
Berhandlung entfernt, Bermweife erteilt, Geld⸗ oder Haftitrafen auferlegt 
werden, ferner Beichlüfle, durch welche einem Bevollmächtigten dad Wort 
entzogen, einer Partei die Beftellung eines anderen Bevollmächtigten auf: 
getragen oder behufs Beiziehung eines anderen Bevollmächtigten die Tag⸗ 
fagung erftredt wird (88 198, 199 und 200 ZBO.), können durch Rekurs 
. angefochten werden. 

Bor Anfehtung von Verfügungen de3 GSenatsvorfigenden muß die 
Abänderung des Beichluffes bei dem Senate beantragt werden (8 516 
gPO.; 8 151 ED.) 

Dem Rekurſe kommt eine aufjchiebende Wirkung nicht zu (8 201, 
Abf. 1, ZPO. Die Beitimmung des $ 524, Abſ. 1, ZPO. über den 
Rekurs gegen Strafverfügungen, bie im Inſtanzenzuge anfechtbar find, 
findet wegen der gegenteiligen VBorjchrift des 8 201, Abi. 1, ZPO. aud) 
betreff3 derjenigen Beſchlüſſe feine Anwendung, welche tatjächlich in Aus⸗ 
übung der Sitzungspolizei getroffene Strafpverfügungen find, wie die 
Beichlüffe nad) 88 199 und 200, Ubl.1, ZPO. (IM. zu 8 198-201 
BPO., P. 1.) 

Gegen die Partei, deren Entfernung angeordnet wurde (8 201, 
Abſ. 1, 3PO.), kann deshalb ſogleich nad) ihrer Entfernung Verſäumungs⸗ 
urteil erlaſſen oder das Urteil in Gemäßheit des 8 399 ZPO. gefällt 
werben, wenngleich die Partei unmittelbar nach Verkündung des Ent= 
fernungsbejichluffes gegen legteren Rekurs erhebt. (IM. zu SS 198-201 
8PO., P. 2.) 

8202. Macht ſich eine in Strafſachen der Militär- 
gerichtsbarkeit unterſtehende Militärperfon!) einer nach 8 199 zu 
beſtrafenden Handlung ſchuldig, ſo hat ſich der Vorſitzende wegen 


250 Zivilprozefordnung. 66 203, 204. 


Beitrafung diefer Perfon an die nächſte Militärbehörde zu 
wenden. a) 

1) Gef. v. 20. Mai 1869, RGB. Nr. 78, betreffend den Wirkungs⸗ 
freis der Militärgerihte 88 1—3. Gel. v. 2. April 1885, RGB. Nr. 93, 
betreffend die Ausübung ber Gerichtsbarkeit über die Landwehr, 88 1—3. 

8 143 GO.: Macht fi eine in Straffacdhen der Milttärgerichtsbarleit 
unterftehende Militärperfon bei der Verhandlung vor Gericht einer groben 
Ungebühr fchuldig oder mwiderjegt fie fi) den zur Erhaltung der Ruhe und 
Ordnung getroffenen richterlichen Anordnungen (8 199 ZPO.) jo Hat ſich 
der Borfigende (Einzelrichter, erjuchter, beauftragter Richter) twegen Be⸗ 
ftrafung diefer Perſon an deren vorgejetes Kommando (Behörde, Anftalt), 
wenn aber diefes nicht befannt ift: 

1. an dag Militär-Stationd-Kommando bed Aufenthalsortes Der be- 
treffenden Perſon oder, falls an biefem Orte ein folches Kommando fi 
nicht befindet, an das nädhitgelegene Militär-Stations-Ronımando, 

2. bei Berfonen der. Landivehr oder der Gendarmerie aber an das an 
deren Aufenthaltorte befindliche oder dieſem nächitgelegene Landwehr⸗ 
oder auch Militär-Stationg-Fommando oder an das Gendarmerie-Abtei- 
fung3-Kommando zu wenden. 

Bon eben diefem Kommando (Behörde, Anftalt) ift die Beſtrafung 
und Vorführung von Perſonen der bewaffneten Macht zu begehren, die 
einer gerichtlichen Ladung zur Ablegung einer Beugenausfage nicht Yolge 
teiften (8 333 3PO.). — 

Die Berhängung von Strafen im Sinne ber 88 202 und 833 ZPO 
fteht dem zur Ausübung des Disziplinarftrafrechtes über den Straffälligen 
berufenen militärifchen Borgefegten zu, welcher derlei Übertretungen mit 
einer nad; den Disziplinaritrafvorjchriften zuläffigen Strafe zu ahnden und 
das Berfügte dem Gerichte befanntzugeben hat. 38. des Reichskriegs⸗ 
minifteriums dv. 20. Mai 1897, Praes. Nr. 2762, Nr. 91 BB., BB. des 
f. k. Landesverteibigungsminifteriumg v. 10. Juni 1897, Praes. Nr. 1552, 
BB. für die EL. E. Landwehr Nr. 49,, und v. 3. Juli 1897, Praes. 
Nr. 1704, BB. für die ka k. Gendarmerie Nr. 11 (IMBB. 1897, ©. 233 ff.). 

a) Die Entfernung von der Berhandlung kann vom Eenate (Einzel: 
richter) auch negen eine in Strafſachen der Militärgerichtöbarkeit unter- 
ſtehende Militärperfon angeordnet werden, wenn diefe fich trog Ermahnung 
einer Störung der Verhandlung fchuldig macht (8 198 ZPO.). 

Sole Perfonen wegen grober Ungebühr oder Wiberfeglichleit zu 
beitrafen (8 199 3PO.), iſt der Senat (Einzelrichter) nicht berechtigt. 
(FM. zu 8 202 ZPO.) 

6 203. Die in diefem Titel dem Vorfigenden des Senates 
und dem Genate beigelegten Befugniffe jtehen auch dem 
Einzelrichter, vor welchem die mündliche Verhandlung jtatt- 
findet, und dem erfuchten oder beauftragten Richter") bei "den 
vor ihnen jtattfindenden Verhandlungen und Beweisaufnahmen, 
fowie bei Vornahme von Amtshandlungen außerhalb einer 
mündlichen Verhandlung zu. 

1) Eiehe 88 34, 35 IN. u. 8 143, Anm. 2. 
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Vierter Titel. 
Vergleich. 

6 204. Das Gericht Tann!) bei der mündlichen Verhand⸗ 
ung?) in jeder Lage der Sadjea) auf Antrag oder von Amts - 
wegen eine gütlihe Beilegung des Rechtsſtreites oder die 
Herbeiführung eines PVergleihes über einzelne Gtreitpunfte 
verſuchen. Kommt ein Vergleich zuftande, fo iſt deſſen In— 
Halt auf Antrag ins Verhandlungsprotofoll einzutragen.?) 

Zum Zwecke des SR ee oder der Aufnahme 
des Vergleiches können die Parteien, fofern fie zujtimmen, vor 
einen beauftragten oder erfuchten Richter verwieſen werden. 
Suwiefern wegen Vergleihsvorichlägen oder anhängiger Ver- 
gleih3verhandlungen die Aufnahme oder Fortführung der Ber- 
handlung aufgejchoben werden könne, ijt nach den Beftimmungen 
der 88 128 und 134 zu beurteilen. 

1) Obligatorifch ift der VergleichSverfuch nur im Verfahren in Streitig- 
feiten über die Echeidung von Tiih und Bett, dann im Berfahren über 
die Trennung und die Ungültigleit ber Ehe aus einem nicht von Amts 
wegen geltend zu machenden Ehehinderniſſe. 88 3 u. 14 IMV. v. 9. De⸗ 
zember 1897, RGB. Nr. 283, betreffend das Berfahren in jrreitigen Ehe- 
angelegenheiten. | 

?) Insbefondere in der erften Tagſatzung. $ 289, Abf.2. — Im 
beztrfögerichtlichen Verfahren Ladung zum Vergleichsverſuche dor der 
Klageerhebung. 8 438. 

3), Berhandlungsprotofol 88 208, 3.1, 481, 451, 3.1, 493. — Das 
Protokoll ift den Parteien zur Durchficht vorzulegen oder vorzulejen und 
von ihnen zu unterjchreiben. 8 212. — Vergleiche vor Börſenſchieds⸗ 
gerichten bedürfen der Unterfchrift. Urt. XXI EG. 3. 8PO. — Prozeß⸗ 
vollmacht ermächtigt zu Vergleichen. 8 31, 3.2. — Koften find, wenn 
nichts anderes vereinbart, als aufgehoben anzufehen. 8 47, Abſ. 1. — 


8 204. 1. Der Bergleih kann mit dem Vorbehalte der 
erihtlihen Entſcheidung über die Berpflihtung zum 
oftenerjfage gejchlofien werden; die Entiheidung Hat mittels 

Urteiles zu gefchehen. €. v. 11. Mai 1898, 3. 6729, Sig. 178. 

2. Nichtigkeit eines gerichtlichen Vergleiches wegen forft- 
gefegliher Unzuläffigkeit ſeines Inhaltes. E. v. 17. Oktober 
1878, 3. 8941, Sig. 7180. 

3. Die in einem Vergleiche vereinbarte Grenzbeftimmung 
durch einen Vermeflungsbeamten kann zwangsweiſe vorgenommen 
werden; die über die Prozekkoften getroffene Vereinbarung gilt 
dann auch für die Koften der zwangsweiſen Grenzbeftimmung. 
— v. Februar 1885, 3. 1498, Slg. 10428. — Bol. ZPO. 

47, Nr. 1. 
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Exekution auf Grund von Bergleihen 8 1, 3.5, ED. anzufuchen beim 
Prozeßgericht 8 4, 8.1, ED. — Eintragung der Beendigung ber Rechts⸗ 
ſache durch Vergleich in das Prozeßregifter. 8 227, 3.2, GO. — Bei 
Überweifung zur Einziehung ift der betreibende Gläubiger nicht ermächtigt, 
auf Rechnung des Berpflichteten über die überwiejene Forderung einen 
Vergleich zu fchließen. 8 308 ED. 

a) Die Exekutionsfähigkeit eines gerichtlichen Vergleiches ift nicht 
davon abhängig, daß der Bergleihh vor dem erfennenden Gerichte 
geichloffen wurde. Jeder mährend eines gerichtlichen Verfahrens vor 
einem richterlichen Beamten (Senat, Einzelrichter, beauftragter, erſuchter 
Richter) abgefchloffene und durch Eintragung in dag Prototoll beurkun⸗ 
bete Vergleich ift als gerichilicher Vergleich anzufehen. (IM. zu 8 204 
8PO., P. 1.) 

Ein gerichtlicher Vergleich kann nicht bloß während des Verfahrens 
in erſter Inſtanz, ſondern auch in der mündlichen Berufungsverhand⸗ 
lung vor dem Berufungsgerichte abgeſchloſſen werden. (IM. zu 8 204 
8PO.., P. 2.) 

Das Verhandlungsprotokoll, welches einen Vergleich enthält, iſt, ſoſern 
im einzelnen Falle keine weiteren Verfügungen notwendig ſind, wie jedes 
andere Verhandlungsprotokoll ohne irgend welche Beſchlußfaſſung den 
Prozeßakten beizulegen ($ 128 GO.). 

Haben die Parteien Vergleichsausfertigungen begehrt, ſo iſt deren 
Herſtellung der Gerichtskanzlei durch eine kurze Weiſung am Protokolle 
(Ausfertigungen für A und B) aufzutragen; nach Erledigung dieſer Weiſung 
iſt das Protokoll, gleichfalls ohne Beſchlußfaſſung, den Alten der Sache 
anzuſchließen. (IM. zu 8 204 8PO., P. 3.) 

6205. In einem gerichtlichen Vergleiche, kann die An- 
erfennung eines Nechtsverhältnifies oder die Übernahme der 
Verbindlichkeit zu einer Leitung, Duldung oder Unterlaffung 
von der Ablegung eines vereinbarten Eides!)a) abhängig gemacht 
werden. Der Eid darf nur ftreitige Tatfachen zum Gegen- 
ſtande haben. 

Im Bergleihe muß die Tagſatzung, bei welcher der Eid 
abzulegen ift, oder doch die Friſt beitimmt werden, innerhalb 
welcher die eidespflichtige Partei um Beltimmung dieler Tag- 
fagung einzufchreiten hat. Die Ablegung des Eides erfolgt 
vor dem richterlichen Beamten, weldyer vom Vorſteher des 


8 205. 1. Die Zulaffung zur Leiftung des verglichenen 
Eides kann nicht wegen des Mangels perjünlicden Wiffend bon 
der zu beſchwörenden Zatfache verweigert werden. €. d. 23. Jän⸗ 
ner 1879, 3. 13634, Sig. 7302; 

ob wegen der Bejorgnis, daß der Eid nur mit einem Ge⸗ 


mütshinterhalte abgelegt werden künnte? E. v.27. Mai 1873, 
3. 5240, Sig. 4983, 
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im Vergleiche genannten Gerichte mit der Abnahme des Eides 
beauftragt wird. 

1) Form desſelben: Gef. dv. 3. Mai 1868, RGB. Nr. 38, Art. XL 
EG. 3. ZPO. (Wortlaut des Gef. fiehe dort). — Vormünder und Kura= 
toren bebürfen biezu der vormundfchaftsbehördlihen Genehmigung. 
88 233, 282 abGB. (durch Art. XLI EG. 3. ZPO. nicht aufgehoben). 

a) Der in einem gerichtlichen Vergleiche vereinbarte Eid Tann fogleich 
bei der Tagfagung, bei weldjer der Vergleich zuftande Tommt, abgelegt 
werben. Ein befonberer Antrag auf Anberaumung einer Tagſatzung zur 
Eidesablegung ift nur notwendig, wenn bie Barteien eine Frift vereinbart 
haben, innerhalb welcher die eibespflichtige Partei um Beſtimmung diefer 
Tagſatzung einzufchreiten hat. 

Bei Bergleichabfchlüffen vor beauftragten oder erfuchten Richtern 
kann die Eidesablegung unverzüglich vor biefen richterlichen Beamten er⸗ 
folgen. (SM. zu 8 205 ZPO. P. 1.) 

Vergleiche, in welchen bie Parteien die Anerlennung eines Rechts⸗ 
verhältniffes oder die Übernahme der Verbindlichkeit zu einer Leiftung, 
Duldung oder Unterlaffung von einer Beweisführung durch Urkunden 
Beugen oder Sachverftändige abhängig machen, über deren Ergebnis 
das Gericht zu entjcheiden Hätte, find nicht zuzulaſſen. (IM. zu 8 205 
8PO., P. 2.) 

6 206. Den Parteien find auf ihr Verlangen und auf 
ihre Roften!) Ausfertigungen des Vergleichsprotofolles oder 
des den Vergleich enthaltenden Berhandlungsprotofolles zu 
erteilen.) Ebenfo ijt, wenn ein durch Vergleich vereinbarter 
Eid abgelegt wurde, der darum anfuchenden Partei eine Ab- 
Ichrift des über die Eidesablegung aufgenommenen Protofolles 
zu erteilen. 

2) Bergl. 8 47, Abf.1. °) Bon der Gerichtsfanzlei. 8 56 GOG., 

8 323 GO. — Mit dem Amtöfiegel zu verfehen. $ 216 SD. 


Fünfter Titel. 


Protokolle. 


Verhandlungsprotofolle. 


6 207. Über jede mündliche Verhandlung vor Gericht 
ift ein Protokoll (Verhandlungsprotofoll)") aufzunehmen. Das⸗ 
jelbe hat außer den durch das Gejeg im einzelnen angeord- 
neten Aufzeichnungen und Angaben zu enthalten: 

1. die Benennung des Gerichte, die Namen der Richter, 
des Schriftführers, und wenn ein Dolmetich?) zugezogen wird, 
defien Namen; die Angabe von Zeita) und Ort der Verhand- 
lung, und bei einer Verhandlung vor dem erfennenden Ge- 
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tihte die Angabe, ob die Verhandlung öffentlih gepflogen 
wurde oder die Öffentlichkeit ausgefchloflen war; 

2. die Namen der Parteien und ihrer Vertreter, ſowie 
die kurze Bezeichnung des Streitgegenftandes; 

3. die Benennung der Berionen, welche als Parteien 
oder als deren Vertreter?) oder Bevollmächtigte“ zur Verhand⸗ 
lung erichienen find.®) 

1) Außerhalb der Verhandlung, 3. B. durch erfuchte und beauftragte 
Nichter aufgenommene PBrotofolle, 8 816. — Brotololle im vorbereitenden 
Berfahren 88 250 bi3 254. — GStreitverhandlungdprotofolle bei Gerichts: 
böfen 8 265. — Beugenverhörsprototolle 8 343. — Protokolle über Sach⸗ 
verftändigen- und Uugenfcheinsbeweis 88 361, 862, 867, 870, Abi. 2, — 
über bie Vernehmung der Parteien 88 377, Abi. 8, 880, — über bie 
VBeweisaufnahme zur Sicherung von Beweiſen 8 388, Ubf. 2. — Ver⸗ 
handlungsprotofolle bei Bezirksgerichten 88 448 bis 445, — im Bagatell- 
verfahren 8 451, — im VBerufungs- 8 498, im Revifionsverfahren 8 518. 
— Beifpiele für Berhandlungsprotofolle, Urteils- und Beſchluß⸗ 
auzfertigungen wurden als Beilage zum XVIII. Stüd bes JRBB. 1898 
ausgegeben. 

2) Über die Beiziehung eines Dolmetjches ſiehe 8 128 GO. 9) 8 4. 
*, 88 26ff. °) Die im 8 207 vorgeichriebenen Angaben mäflen in jedem 
Berbanblungsprotofolle enthalten fein; vergl 88 216, Abſ. 1, 265, 445, 
451, 8. 1, 493, 518. 

Brotofolle im Exekutionsverfahren 88 59, 60, 194 ED. — Selbft bei 
der mündlichen Berhandlung im Exekutionsverfahren braucht fein Schrift- 
führer zugezogen zu werden. 8 59 ED. 

a) Die Zeit der Verhandlung (8 207, 8.1, BED.) ift im Protokolle 
dur Anführung des Tages und der Stunde des Beginnes der Berhand- 
lung anzugeben. 

Inwieferne aud) die Stunde des Schluffes der Verhandlung mwejentlich 
und daher im Protofolle anzugeben ift, muß nad Beichaffenheit des ein- 
zelnen Falles beurteilt werden. (IM. zu 8 207 ZPO.) 

6 208. Durch die Aufnahme in das Verhandlungs- 

prototoll find feitzwitellen: 

1. die Parteierflärungen, welche eine Einſchränkung 
oder Abänderung!) des Klagebegehreng, eine ausdrüdliche An- 
erfennung einer Schuld oder eines Teiles derfelben oder 
Berzichtleiftungen auf den geltend gemachten Anſpruch oder 
einen Teil desfelben oder auf Rechtsmittel a) enthalten, ſowie 
ae über die beantragte eidliche Vernehmung einer 

artei; 

2. die während der Verhandlung von den Parteien ge- 
jtellten Anträge, welchen vom Gerichte nicht ftattgegeben 
wurde oder die bis zum Schluffe der Tagfagung von den 
Parteien nicht zurüdgezogen worden find, infoweit dieſelben 
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die Hauptjache betreffen, oder für den Gang oder die Ent- 
Icheidung des Prozefjes von Erheblichkeit find;?)d) 

3. die bei der Verhandlung gefällten und verfündeten 
gerichtlichen Enticheidungen,*) jowie jene Anordnungen und 
Verfügungen des Borfigenden, wider welche ein Rechtsmittel 
zuläffig ift.>) 

Die unter 3. 1 und 2 erwähnten Erflärungen und An- 
träge®) können?) auch in befonderen Schriftſtücken dem Proto- 
folle als Anlagen beigefügt werden. In diefem Yalle hat 
deren Feititellung durch das Verhandlungsprotofoll zu unter- 
bleiben. 

Gleiches gilt Hinfichtlich der verfündeten®) gerichtlichen 
Enticheidungen, wenn vdiefelben gleichzeitig mit der Ber- 
fündung in jchriftlicher Faſſung dem Protokolle beigelegt 
werden. 

1) 8 285. 

?) Außerdem Bergleiche, 8 204, Abſ. 1, und im Verfahren vor Be 
zirfögerichten die Bollmadıt, 8 30, Abi. 3. Diefe Angaben in allen Ber: 
handlungsprotofollen (aud) im Bagatellverhandlungsprotofolf 8 451, 8. 1 
a. 3), 88 216, 445, 493, 513. 

3) Insbeſondere Rügen von Mängeln des Berfahrens. 8 196, Abi. 3. 

*) Insbeſondere auch bie Beweisbeſchlüſſe 8 277. Die Begründung 
iſt nicht zu protololliieren, auch wenn die verfündete Entfcheidung nicht 
in ſchriftlicher Fafjung angefchloffen wird und die wefentlichen Entfchei- 
Dungsgründe gemäß 8 414 belanntgegeben wurden. 

°) Außerdem die Eideserinnerungen bei der Bernehmung der Parteien. 
88 376, 377, Abf. 3, 451, 8. 2. 

6, Ferner Widerſprüche gegen das Protokoll. 8 212, Abf. 3. 

?) Ter Borfitende Tann dies anordnen oder geftatten, 8 265; im 
Verfahren vor VBezirkögerichten, falls die Partei durdy einen Advokaten 
vertreten ift, 8 440. 

Die fchriftliden Erflärungen und Anträge find vorzulefen, über 
deren Richtigkeit entjcheidet der Senat. 8 265. — Solche Niederſchriften 
find nit wie Protokolle, ſondern wie Beilagen zu ftempeln. IMVB. 
©. 166/1900. 

8) 8 426. 

a) Auf das Nechtämittel der Berufung Tann ſchon vor Beginn des 
Prozeſſes und in der mündlichen Verhandlung vor dem Gerichte eriter 
Inſtanz vor Fällung des Urteiles giltig Verzicht geleiltet werden (fiehe 
FM. zu 8 472 ZPO.) 

5) Nach 3 208, 3. 2, ZPO. find in das Verhandlungsprotokoll nicht 
bloß Anträge, welche die Hauptſache betreffen, fondern auch folche Anträge 
aufzunehmen, welche nicht das Meritum berühren, aber für den Gang 
oder bie Entfcheidung des Prozeſſes von Erheblichfeit find. Die Unträge, 
welde die Hauptfache betreffen, müſſen unter ben in 8 208, 8. 2, ZPO. 
bezeichneten Borausfegungen (daß ihnen nicht ftattgegeben wurde oder 
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daß fie nicht zurüdgezogen worden find) ohne Ausnahme im Proto⸗ 
tolle beurfundet werben, da fie immer für die Enticheibung bes Prozeſſes 
von Erheblichkeit find. Die Protofollierung derjenigen Anträge, die zwar 
nicht die Hauptfache betreffen, aber doch für den Gang oder bie Entſchei⸗ 
dung des Prozeſſes von Erheblichkeit find, ift aber notwendig, damit das 
Verhandlungsprotokoll eine Überprüfung ber Ordnungsmäßigkeit der Ber- 
Handlung geitattet, falls in dieſer Richtung Beſchwerde geführt wird. (IM. 
zu 8 208 BBO.) 

6 209. In jedes Protofoll?) über eine mündliche Ver⸗ 
handlung iſt nebjt den Angaben, welche den Gang der Ber- 
handlung im allgemeinen erfennen laſſen, der &uhalt de3 
auf den Sachverhalt ſich beziehenden beiderfeitigen Vor⸗ 
bringen? in gedrängt zufammenfaflender Darjtellung auf- 
zunehmen. 

Ferner find in dem Protokolle die von den Parteien für 
Itreitig gebliebene ?) Anführungen angebotenen Beweismittel zu 
bezeichnen?) 

Das Geriht‘) Tann auf Antrag oder von Amts wegen an- 
ordnen, daß einzelne Zeile des tatjächlichen Vorbringens 
oder der Beweisanbietungen ausführlicher in das Protofoll 
aufgenommen werden. 

Kann eine Verhandlung nit an einem Tage zu Ende 
geführt werden, fo iſt bei jeder einzelnen Tagſatzung das 
während derjelben Borgebradhte befonders zu protofollieren.?) a) 

I) Ausnahme im Bagatellverfahren $ 451. 

2) 8 266. 

3) Bergl. die Erleichterungen im bezirf3gerichtlichen Verfahren 58 444, 

445, im Berufungsverfahren, 8 493, Abſ. 2.- 
* Der Vorfigende, im Falle ber Einfprade ber Senat; Tein abge- 


fondertes Rechtsmittel. $ 214, Abſ. 2. 

5) Bergl. den Inhalt des Protofolles über die mündliche Verhand⸗ 
lung im Erelutiongverfahren $ 59 ED. 

a) Es befteht kein gejebliche® Hindernis, bei einfachen kürzeren Ber- 
Handlungen die Darftellung des auf den Sachverhalt ſich beziehenden 
Barteivorbringens im Berhandlungsprotololle durch den zu folcher Arbeit 
befähigten, als Schriftführer verwendeten richterlichen Beamten abfaflen 
zu laflen. (IM. zu 8 209 8PO.) 

6 210. Bei Angabe des Inhaltes des tatjächlichen 
Borbringens und der Beweisanbietungen iſt nach Tunlich⸗ 
keit auf die vorbereitenden Schriftſätze,)) auf die Akten eines 
vorbereitenden Verfahrens?) ſowie auf die Darftellung de3 
Sachverhalte in einer Ausfertigung des Bemweisbejchluffes?) Be⸗ 
zug zu nehmen; foweit vorbereitende Schriftfäße oder Akten 
eine3 borbereitenden Verfahrens vorliegen, genügt ed, wenn 
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alle erheblichen Abweichungen des mündlichen Borbringens*) 
protofolliert werden.a | 5% 

Eine Brotofollierung der einzelnen Barteivorträge ift un- 
ftatthaft. Entwürfe zu VBerhandlungsprotofollen dürfen nicht 
angenommen werden.) 

Die Weigerung der Parteien, am PBrotofollierungsafte 
teilzunehmen,®) hinderf die Vornahme der Beurkundung nicht. 
2) Klage 8 226, Klagebeantwortung 8 243, weitere vorbereitende 

Schriftiäke 8 258. *) 8 256. 2) 8 277, Ubf. 8, 8P0., 8 141, Abſ. 2, 
ED. — Im bezirksgerichtlichen Verfahren Tann der Beweisbeſchluß das 
Protokoll erjeßen, 8 444. Ebenfo der Urteilstatbeitand die Sachverhalts- 
as vor dem Bezirld- und dem Berufungsgerichte, 88 445, 493, 
Abf. 2. | 
*) Ebenfo hinfichtlich des Protokolles über eine Verufungsverhandlung 
8 493, Abſ. 1. Ä 
8) Bei fonftiger Nichtigfeit des Verfahrens 8 477, 8. 8, und Koften- 
erfagpflicht des Richters 8 51, Abf. 2. Ä 
6) 8 213, Abf. 2. 
a) Auf Antrag Tann vom Prozeßgerichte unter analoger Anwendung 
der Borfhriften des 8 280 ZPO. die ftenographifche Aufzeichnung der 
ganzen mündlichen Verhandlung geftattet werben. Die Übertragung ber 
ftenographifchen Aufzeidnung in gewöhnliche Schrift erſetzt jedoch nicht 
das Verhandlungsprotofoll, wenngleich fie innerhalb der im $ 280, Abſ. 3, 
ZPO. bezeichneten Friſt dem Vorſitzenden (Einzelrichter) übergeben wird. 
(JM. zu 8 210 8PO.) 

6 211. Die im 8209 vorgefchriebene Protokollierung 
fann auch in der Art geichehen, daß der Vorfitende oder 
der die Verhandlung leitende Einzelrichter unverzüglid nad) 
Beendigung a) der Parteiverhandlung in Gegenwart der Par— 
teien ($ 210, Abſatz 3) den aus ihrem Borbringen ſich er- 
gebenden Sachverhalt in überfichtliher Zuſammenfaſſung 
darlegt und dieſe Darftellung, ſoweit tunlih, unter Bezug- 
nahme auf den Anhalt der Prozeßakten zu Protofoll ge— 
bracht wird.') 

Wenn der Umfang des Verhandlunggitoffes oder andere 
Umjtände eine frühere Beurfundung notwendig oder zwed- 
mäßig ericheinen laſſen, jo fann eine derartige Protofollierung 
auch ſchon während der mündlichen Berhandlung in der 
Weile jtattfinden, daß der Inhalt einzelner Abjchnittea) der 
Berhandlung?) (88188, 189) ?) zufammengefaßt und zu Brotofoll 
gebracht wird. 

1) Reſumoͤprotokoll. 

2) Aber nicht einzelner Parteireden, wie Einrede, Replik u. dgl. 

3) Insbeſondere die Ergebniffe der gefonderten Verhandlung über 
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. einzelne Anſprüuche (8 188) oder über felbftändige Streit punkte, ſelbſtändige 
Angriffs oder Verteibigungsmittel (8 189). 

a) Sol die Proselollierung auf Grund bes Reſumoͤs des Vorſitzenden 
ftattfinden, fo bat diefer vor Beginn des Reſumèes die Verhandlung für 
gefchloflen zu erflären (3 193 ZPO.) wenn das Protokoll am Schlufie 
der Tagſatzung errichtet wird und zugleich die Erörterung ber Rechtsfache 
det biefer Tagfagung zu Ende geführt wurde. Sonft iſt, je nachdem am 
Schluſſe einer Tagſatzung oder während ber Tagfagung (8 211, Abſ. 2, 
BRD.) protofolliert wird, entweder lediglich die Parteienverhandlung für 
diefe Tagſatzung als beendigt zu ertlären, bevor ber Borfitende bie Dar: 
legung des Sachverhaltes beginnt, ober es ift nur bie Verhandlung zum 
Zwecke ber PBrotolollierung zu unterbredhen. (IM. zu 8 211 ZPO.) 

6 212. Das aufgenommene Protokoll ift den Parteien ') 
zur ud vorzulegen oder vorzulefen und von — zu 
unterſchreiben. Den —* iſt geſtattet, nach der Einſicht⸗ 
nahme oder Verleſung des Protokolles auf jene Punkte auf- 
merffam zu maden, in welchen die im Protokolle enthaltene 
Darlegung des Berhandlungsinhaltes dem tatfächlichen Ver⸗ 
laufe der Verhandlung nicht entſpricht. a) Eine dem Gerichte?) 
notwendig fcheinende Nichtigitellung des Protofollsinhaltes 
hat durch einen Anhang zum Prototolle zu geſchehen. Bleiben 
Dagegen die Erflärungen der Parteien unberüdfichtigt, jo Tann 
gegen die bezüglichen Angaben des Berhandlungsprotofolles 
Widerſpruch eingelegt werden.?) 

Wenn aus diefem oder aus einen anderen Grunde von 
einer Partei gegen einzelne Angaben des Protofolles Wider- 
ſpruch erhoben wird, iſt in einem Anhange zum Protokolle 
zu bemerken, daß und welche Einwendungen gegen die Proto- 
follierung erhoben wurden.*) 

Bei Vertretung durd) einen Mdvolaten kann vom Gerichte 
angeordnet werden,5) daß der Widerfpruch durch dag Über- 
reihen einer kurzen, dem Protokolle al3 Anlage beizufügenden 
Niederſchrift feitgejtellt werde. ! 

1) Bezw. ihren Vertretern oder Bevollmächtigten 88 5, 39, den Zeugen 

8 348 (aber nicht zur Unterfchrift) und Sadverftändigen 8 367. - 

2) Borfißender oder im Falle der Einſprache Senat. $ 214. 

3) Auch die Zeugen und Sacdyverftändigen (8 367) können gegen ben 
ihre Ausfage betreffenden Teil Einwendungen erheben. 8 843, Abf. 3. 

*) Bedeutung berfelben. 8 498, Abf. 2. 

8) Dagegen Fein Rekurs. 8 265. Auch im bezirfsgerichtlicdhen Ver⸗ 
Tahren 88 440, Abf. 5, 444, Abſ. 2, 445, Abf. 2. Andere Niederſchriften 
88 196, Abſ. 3, 265, 444, 445. 

a) Die Protofollterungen, bie während ber mündlichen Berhandlung 
Ttattfinden, erfolgen in Gegenwart fämtlicher Senatsmitglieber und in 
öffentlicher Sitzung. 
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Soweit das Verhandlungsprotokoll erft nad; Schluß ber Berhandlung 
(8 193 ZPO.) oder am Schluffe einer Tagfagung nad) vorläufiger Bes 
endigung ber Barteienverhandlung errichtet wirb, ift die Anwefenheit aller 

. Senatömitglieber und die Öffentlichkeit nur für das Refums bes Vor⸗ 

figenden (8 311, Abi. 1, ZPO.) und für die auf eine Richtigftellung bes 

Protololsinhaltes abztelenben Erklärungen ber Barteien (8 2123, Abſ. 1, 

ZPO.) weientlih. (IM. zu 8 213 ZBD., P. 1.) 

In dem Falle, als das Urteil bei derſelben Tagfagung, bei welcher 
die mündliche Verhandlung gefchloffen wurbe, zur Verkündung gelangt, 
muß bie Brotofollierung bes auf den Sachverhalt ſich beziehenden Bartei- 
vorbringen? noch vor Verkündung bes Urteils 'ftattfinden. Co- 
bald dagegen das Urteil nicht fogleich verfünbet wird, ift bie Beit der 

Beſchlußfaſſung des Senates über das Urteil für die Zeit des Abſchluſſes 

. ber Protokollierung an und für ſich belanglo3. 

Wenn das Urteil bei berfelben Tagſatzung verkündet werben foll, bet 
welcher die mündliche Serhandlung geichloflen wird, tft das Protokoll den 
Barteien vor der Urteilsverfündung zur Unterfchrift vorzulegen. (FM. 
au 8 212 8P0., P. 2.) | 

Die Barteien können nicht gegen alle Teile bes Protokolles, fonbern 

nur gegen die im Protololle enthaltene Darlegung bed Berhand— 

Iungsinhaltes Widerfprucdh erheben. Der Widerſpruch ift im Proto⸗ 

kolle nicht zu beurkunden, wenn das Gericht dem mündlichen Wider⸗ 

ſpruche Folge gibt und den Protokollsinhalt im Sinne des Widerfpruches 
richtigſtellt. 

Die Einwendungen, welche die Varteien gegen die Protokollierung 
erheben, find nur dann im Protofolle anzuführen, wenn dem Wider⸗ 
ſpruche ber Barteien, der ſich auf diefe Einwendungen gründet, vom 
Gerichte feine Folge gegeben wurde. Bei Anführung diefer Ein- 
wenbungen ift unmejentliches und unerhebliches Vorbringen, auf das bei 
Beurteilung des Widerſpruches offenbar fein Bedacht genommen werden 

- Tann, nicht aufzunehmen. (FM. zu 8 212 8PO., B. 3.) 

6 213. Kann eine Partei gar nicht oder nur mittels 
eines Handzeichens unterfertigen, fo ift deren Name dem 
Protokolle durch den Schriftführer beizufeten. 

. Entfernt fih eine Partei vor Vornahme der Proto- 
follierung oder wird die Unterfertigung des Protofolle8 von 
Ei abgelehnt, fo find diefe Vorgänge, fowie die von der 

artei dafür geltend gemachten Gründe in einem Anhange 
zum Protokolle anzugeben.!) 

Dem Protokolle hat der Vorfigende oder der Die Ver- 
handlung leitende Einzelrichter, der Schriftführer und ein 
der. Verhandlung etwa beigezogener Dolmetich?) feine Unter- 
jchrift beigufegen. Bei Verhinderung des Vorfigenden a) unter- 
Ichreibt an deſſen Statt das ältefte Mitglied des Senates. 

2) Auf bie Aufnahme bed Protofolles hat dies feinen Einfluß. $ 210, 

Abf. 3. 2) Siehe 8 123 SD. 
17* 
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a) Wird bie Protokollierung nicht unmitttelbar bei der Tagſatzung 
abgefchloffen und ift ber Vorſizende zur Zeit bes Wbichluffes verhindert, 
das Protokoll zu unterfchreiben, fo Bat an feiner Stelle das Altefte Mit- 
glied des Senates dem Protololle feine Unterſchrift beizufegen (8 213, 
Abf. 8, .). (IM. zu 8 818 BO.) 

214. Gegen die die Protokollierung betreffenden Be- 
ſchlüſſe und Verfügungen der die Verhandlung leitenden Einzel- 
richter?) ift ein abgejondertes Rechtsmittel?) nicht zuläffig. 

Wird im Berlahren vor Gerichtshöfen gegen die bezüg⸗ 
fihen Beichlüffe und Verfügungen des Vorfigenden Einipracdhe 
— ſo hat darüber der Senat zu entſcheiden. Gegen 
deſſen Entſcheidung findet ein abgeſondertes Rechtsmittel 
nicht ſtatt.ꝰ) 

u erfuchten oder beauftragten Richters. 8 216, Abſ. 2. 

3) Gegen den Beichluß, burch welchen in der mündlichen Verhandlung 
ſchriftliche Feſtſtellung durch Niederfchriften angeordnet ober zugelaffen 
wird, fowie gegen bie Entſcheidung über bie Nichtigkeit einer ſolchen 
ſchriftlichen Feſtſtellung lein Rechtsmittel. 8 265, Abſ. 4. 

6 215. Soweit nicht ein ausdrüdlicher Wideriprud?) 
einer Partei vorliegt, Liefert das in Gemäßheit der. vor- 
jtehenden Vorſchriften errichtete Protokoll über den Verlauf 
und Inhalt der Verhandlung vollen Beweis.?) 

Die Beobachtung der Fir die mündliche Verhandlung 
vorgejchriebenen Yörmlichkeiten kann nur durch das Protokoll 
beiwiejen werden. 

Die Beweisfraft der protofollariihen Beurkundung wird 
durch einen Wechjel in der Perfon der Richter nicht berührt. 

1) 88 212, Abſ. 2, 343, Abſ. 3, 498, Abſ. 2. 

2) 8217, Ubf. 1. Gegenbetveiß der Unrichtigkeit des bezeugten Vor⸗ 
ganges 8 292, Abſ. 2. Vergl. 8 498, Abi. 2. 


Außerhalb einer Verhandlung aufgenommene 
Protokolle. 


6 216. Die Protokolle, welche außerhalb einer münd⸗ 
lichen Verhandlung — werden,) haben nebſt den 
im 8 207 erwähnten Angaben und den gemäß 8 208 etwa 
vorzunehmenden Feſtſtellungen eine kurze Darſtellung der 


8 215. 1. Unzuläſſigkeit eines im Berufungsverfahren ange⸗ 

botenen Beweiſes durch J— über Verlauf und 

der Verhandlung erſter Inſtanz. E. v. 4. Juni 1901, 
. 14378, Przeg. 1901: S. 108. 
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Amtshandlung und eine gedrängte- Angabe des Inhaltes des 
tatfächlichen Borbringens der reitenden Teile oder dritter 
äugezogener Perfonen zu enthalten. 

Die Beſtimmungen der 88 209 bis 215 Haben auch für 
dieſe Protokolle Geltung. 

1) Siehe Anm. 1 zu 8 207. 


PBrototollsinhalt. 


8217. Der Inhalt des Verhandlungsprotofolled und 
feiner Betlagen,!) dann der im Laufe eines Rechtsftreites durch 
einen beauftragten oder erfuchten Richter aufgenommenen und 
dem erfennenden Gerichte vorliegenden Protofolle und ihrer 
——— iſt von Amts wegen zu beachten.a) | | 
| nn die Parteien bei der durch einen beauftragten oder 
erfuchten Richter vorgenommenen Amtshandlung nicht an- 
wejend waren, iſt ihnen, fofern nicht die Beftimmungen des 
8193, Abſatz 3,%) zur Anwendung kommen, vor der Entſcheidung 
Gelegenheit zu geben, ih in mündlicher Verhandlung über 
die Ergebniſſe der bezüglichen Amtshandlung und die Angaben 
det eingefendeten Alten zu: äußern. 2.5 — 
1) Schriftliche Erklärungen und Anträge, ſchriftlich abgefaßte Ent⸗ 
ſcheidungen 8 208, Abſ. 3 u. 3, ſchriftliche Widerſprüche gegen das Pro⸗ 
- tolol 8 212, Abſ. 3, Niederſchriften von Anträgen und Erklärungen 
5 265, ferner Strafalten 88 268, 539, Abf. 2, vor Gericht gefchriebene 
Vergleihungsfchriften $ 314, Abf. 5. 
2) Schluß der Verhandlung vor Aufnahme aller zugelaflenen Beweiſe. 
a) Auch wenn die Parteien einverftändlich auf die bereits aufgenom⸗ 
menen Beweife verzichten. (Siehe IM. zu 8 272 8P0.) 


Sechſter Titel. 


Akten. 


6 218. Jede Partei kann zur Begründung ihrer Anträge 
auch auf die ihr auf Beranfaffung des Gegners zugeftellten 
Schriftſtücke) Bezug nehmen. Sie fann, wenn diefe Schrift- 
Be in Berluft geraten find, und jih auch fein Eremplar 

erjelben bei Gericht befindet, verlangen, daß ihr der Gegner 
geitatte, auf ihre Koften von den in feinen Händen befindlichen 
N Abſchriften zu nehmen. a) 

1 1. 


a) Bel Weigerung einer Partei, von dem in ihren Händen befind- 
lichen Eremplare eines auf ihre Beranlaffung dem Gegner zugeftellten 
Scriftftüdes letzterem Abfchrift zu geftatten, ift ihr auf Antrag des 
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Gegners durch gerichtlicden Beſchluß aufzutragen, innerhalb einer au⸗ 
gemefienen Friſt von dem fraglichen Schriftftüde außergerichtlich Abſchrift 
nehmen zu laſſen ober es innerhalb berjelden Beit zum Zwecke ber Ab⸗ 
ſchrift bei Gericht zu erlegen. 

Der Beſchluß iſt nach 8 1, 8. 1, ED. vollſtrecbar. 

Sollte die Partei kein Exemplar bes Schriftſtückes mehr befiten, fo 
ift nach) Beſchaffenheit be Falles, wenn nötig, durch Vernehmung von 
Beugen ober durch ung der Parteien "Erfag zu Ichaffen. (IM. zu 
8 218 8PO.) 

6 219. Die Bartelen önnen von fämtlichen ihre Rechts⸗ 
len betreffenden, bei Gericht befindlichen Alten (Prozeßakten), 
mit Ausnahme der Entwürfe!) zu Urteilen und Beichlüffen, 
der Protokolle) über Beratungen und Abftimmungen des 
Gerichte und folder Schriftitüde, welche Disziplinarver- 
fügungen enthalten, Einficht nehmen und fi) davon auf ihre 
Koſten Abichriften und Auszüge erteilen Laffen.?) Zum Zwecke 
der Vorbereitung ihrer Vorträge ift ihnen insbeſondere audh 
in die Protofolle und Alten eines vorbereitenden Verfahrens +) 
ln zu gewähren.’) 

it Bujtimmung beider Parteien fönnen aud dritte 
Berfonen von den Wrogehaften Einfiht nehmen und. Ab⸗ 
ihriften erheben. Fehlt eine ſolche Buftimmung, jo Tann 
einem Dritten, injomweit er ein rechtliches Intereſſe glaubhaft 
madt, eine ſolche Einficht- und Ahſchriftnahme vom Vor⸗ 
Rn des Gerichtes gejtattet werden.°) 

Die von einer Fir rtei dem Gerichte —— Schrift⸗ 
— a) find r Partei auf ihr Begehren wieder Du 

wenn der Zweck der Aufbewahrung entfallen ift.”) 

1) 8 182 GO. 

?) 88 186, 187 GO. — Geſonderte Beratungsprotofolle find vor 
Geftattung der Einſicht vorläufig aus den Wlten auszufcheiden. 8 189, 
abi. 1, ED. 

En Die Erteilung ber begehrten — Auszüge und Ab⸗ 
fchriften obliegt ber @erichtsfanzlei 8 56, Abf. 3, GOG. 8 323 80. — 
‚Die Gewährung der Einſicht obliegt ber Gericitäfanglei. 5 318, 8: 7, GO. 

266. 

288, Abf. 4, GO.: Die Alten müſſen unter Aufſicht eines Kanzlei⸗ 
beamten eingefehen werben. Privatperfonen Alten in ihre Wohnung zu 
übergeben, ift unftatthaft. Dagegen können Akten, bie vorausſichtlich 
in ber nädjften Zeit nicht bei Gericht benötigt werben, in berück⸗ 
ſichtigungswürdigen Fällen auf Begehren einem anderen Gerichte über 
jendet werden, damit die Partei in der Gerichtälanzlei dieſes Gerichtes 
in. bie. Alten Einfiht nehmen kann. Die Bewilligung erteilt ber Vor⸗ 
Se au u die Überfendung und BAER erfolgt — — 

er e 
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®) Erteilung von Ausfertigungen, Auszügen unb Ab— 
fhriften. 8 323 &D.: Die von den Parteien begehrten Ausfertigungen, 
Auszüge und Mbfchriften aus den Gerichtäalten find von der Ge- 
richtölanzlei zu erteilen (8 56 GOG.). Dritten Berfonen, welche ein recht: 
liches Intereſſe glaubhaft machen, dürfen one Zuftimmung ber Parteien 
Ausfertigungen, Auszüge und Abſchriften nur mit richterlicdher Be⸗ 
willigung erteilt werben. Dieſe Bewilligung ift auf Grund bes an fie 
gerichteten Begehrens von ber Gerichtskanzlei (Kanzleiabteilung) zu er- 
wirken; fie fteht dem Richter zu, dem die Sache zugetviefen iſt (Vor⸗ 
figender des Senates), foferne es aber nicht mehr anhängige Rechtsſachen 
betrifft, dem Borfteher des Gerichtes oder dem von dieſem damit beauf- 
tragten richterlichen Beamten. 

Die richterlihe Bewilligung ift auf dem Wltenftüde, von welchem eine 
Ausfertigung, ein Auszug oder eine Abjchrift begehrt wird, vom Richter 
unter Beifügung des Datums und feiner Unterfchrift anzumerken (3. ©. 
„Ausfertigung oder Abichrift für U. bewilligt. 12./10. 98”). 

Das Begehren um Erteilung von Ausfertigungen, Auszügen ober 
Abfchriften kann in der Gerichtskanzlei mündlich geftellt werden (8 322, 
Abſ. 2). — 

?) Ausfolgung von Driginalurlunden. 8 287, Xbf.1 u. 2, 
GO.: Urkunden und andere Schriftftücde, die in bfirgerlichen Rechtsfachen 
bei einer mündlichen Verhandlung vorgelegt und in ber Entſcheidung 
berädfichtigt worden find und von welchen ſich Teine beglaubigte Abſchrift 
bei den Akten befindet, find den Beteiligten, folange bie Entſcheidung 
nicht rechtöfräftig geworben ift, unbeſchadet ber Vorſchrift des 8 316 
ber Bivilprozeßorbnung nur auf beſonderes Begehren auszuhändigen. 
Das Begehren kann mündlich geftellt werben; deſſen Beurkundung kann 
mit ber Empfangsbeftätigung verbunden in ben Alten ſelbſt erfolgen 
(3. B. Auf fein Vegehren A in Urfchrift ausgefolgt erhalten — Unter- 
ſchrijt der Partei). 

Müflen die Aften infolge ber Einlegung eines Rechtämittels an ein 
übergeordnetes Gericht gefenbet werden, fo find ihnen bie in der Ent- 
ſcheidung berüdfichtigten Urkunden und fonftigen Schriftftüde (Zeichnungen, 
NRiffe u. f. mw.) beizufügen, welche noch bei Gericht verwahrt find. Die 
inzwifchen ausgehänbigten berlei Urkunden und Schriftftüde, von benen 
fi) feine beglaubigte Abfchrift bei den Alten befindet, find von den Be= 
teiligten in Furzem Wege einzufordern. 

8 88 &D.: In gleider Weife (nämlich durch Altenvermerk und Unter- 
ſchrift der Bartei) ift, ohne Aufnahme eines Protofolles, die Ausfolgung 
von Urkunden oder anderer vom Richter, in ber Gerichtskanzlei oder von 
einem Bollftredungsorgane verwahrter Gegenstände zu beftätigen (3. B. bei 
NRüdftellung der gemäß 8 82 ZROD. niebergelegten Urkunden oder bei Aus⸗ 
folgung von Schriftftüden nad) 8 219, Abi. 8, 8PO.). 

a) Das Zeugnis über die Bermögendverhältnifie der Bartei, welcher 
das Urmenredt bewilligt wird, ift zu ben Akten zu nehmen und ber Partei 
nicht wieder zurüdzuftellen (8 4 der MB. v. 23. Mai 1897, RGB. Nr. 180). 
(JM. zu 8 219 8PO.) 
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Siebenter Titel. 


Strafen, 


6 220. Eine Ordnungsftrafe) darf den Betrag von 
fünfzig Gulden, oder wenn diejelbe gegen einen Advokaten 
verhängt wird, den Betrag von hundert Gulden, eine Mut- 
— 5** ) den Betrag von dreihundert Gulden nicht über⸗ 
ſteigen. 

Die nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes gegen eine 
Perſon verhängten san 3) fließen dem Armenfonde des 
Ortes du, in welchem dieſe Perfon ihren Wohnfig hat; wenn 
‘aber ein folder Wohnſitz im Geltungsgebiete dieſes Geſetzes 
nicht begründet oder nicht befannt ift, dem Armenfonde des 
‚Ortes, in welchem das Gericht feinen Sit hat, das die Strafe 
verhängte. | 

Im Falle der Zahlungsunfähigkeit ift die Geldftrafe in 
Haft umzumandeln. Die Dauer der Haft hat das Gericht 
zu beitimmen; die Haft darf jedoch zehn Tage nicht über- 
Schreiten.) | 

Strafverfügungen find von Amt3 wegen zu vollziehen.) 

3) Wegen verlegender Ausfälle in den Schriftſätzen 8 86.. . 

Bei Berichleppungsabfiht und grobem Berfchulden bes Advokaten 

wegen verfpäteten Vorbringens 8 179, Abi. 2. 
Wegen einer gröberen Ungebühr bei der Verhandlung durch andere 
Anweſende ala Prozeßbevollmäcdtigte 8 199. 
Wegen Störung ber Verhandlung, einer Ungebühr oder Beleidigung 
durch den Prozeßbevollmädtigten 8 200, Ubi. 1. 
Wegen Ausbleiben eines Beugen 8 383, eines Sachverſtändigen 
* 


Ordnungsſtrafe gegen den mit der Rechnungslegung oder mit der Er⸗ 
füllung der in der Rechnungserledigung erteilten Aufträge fäumigen Ver⸗ 
walter 88 115, 118 ED. 

Ordnungsſtrafe gegen Barteien und fignierende Advokaten wegen 
achtungverlegender oder beleidigender Ausfälle in fchriftlichen Eingaben 
in Ungelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 85 OS. 

2) Wegen Erfchleihung des Armenrechtes 8 69, Ab. 1. 

Wegen mutwilliger Beftreitung der Echtheit einer Urkunde 8 313. 

Wegen mutwilliger Verweigerung der Zeugenausſage 8 326, Abi. 3, 
Verweigerung des Gutachtens 8 8354, Abf. 1. 


— — 





8 220. 1. Die Ablehnung des Antrages auf Verhän— 
gung einer DOrdnungsftrafe kann nicht mittel Rekurs an⸗ 
gefochteh werden. E. v. 6. April 1899, 3. 5283, Präv. 1899: ©. 335. _ 
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Wegen mutwilliger Erhebung ber Revifien 8 512 und bes Nevifionss 
rekurſes 8 528. 

Wegen wifientlich unrichtigen en bet ber vorläufigen Feſt⸗ 
ftellung bes Laftenftanbes $ 168, Abſ. 2, 

a a muttwilliger Eriwirtung einer — Verfügung 8 894, 

2 

2) Einhebung 88 104 fi. GO. — Einbringung ss 110, 111 GD. 
Art. XIII, 3.4, EG. 3. ED. 

) Haft als Disstplinarfteofe wegen Widerfeglichleit bis zu 3 Tagen 
8 198, Abſ. 2. — Haft als Erefutionsmittel 88 860 bis 366 ED., — als 
einftweilige ee 8 386 ED. — Schabenerfag wegen mutiwilliger 

ng 8 408. 

®) Rekurs (8 522) hat Suspenſiveffekt 8 524, Abf. 1, ausgenommen 
in ven Fällen 88 199, 200, 201.. 

Das Hd. v. 18. Mai 1841, YGS. Nr. 588, findet auf Ord⸗ 
nungs= und Mutwillendftcafen, die in.Gemäßheit ber Beſtimmungen ber 
B8PO. verhängt mwurben, keine Unwendung. Die Nachſicht derartiger 
Ordnungs⸗ und Mutwillensftrafen Tann durch einen Gnadenakt ber Krone 
erfolgen, weshalb Geſuche um Nachſicht derartiger — nach Analogie 
bes 8 411, Abſ. 3, StPO. zu behandeln find. 


Achter Titel. 


Sonntagsruhe und Gerichtöferien, 


6 221. An Sonntagen, fowie am ———— dürfen 
* en nicht abgehalten werden.) ie Anberaumung 
einer ag auf einen anderen Feiertag it nur bei Ge⸗ 
fahr im Berzuge zuläflig. 

Welche Tage im Sinne dieſes Geſetzes?) ald Feiertage zu 

gelten haben, wird durch Verordnung?) bejtimmt. 

ı) Un Sonntagen, fowie am Weihnadjtötage (85. Dezember) ruht 
der gerichtliche Dienft. 8 43, Abſ. 1, &D. — Der Briftenlauf wird 
nicht behindert. 8 126. — Erefutionshandlungen nur in dringlichen Fällen 
8 30ED. 

: ?) 88 100, 104, Abſ. 2, 126, auch 8 30 ED. 

2) 8 44, anf. 1 bis 4, GO.: Als Feiertage haben zu gelten: ber 1. 

und 6. Januar, Maria-Licdhtmeh, Maria-Verkündigung, Chriftt Simmel: 


gm. 1. Die gemäß 8 44 der Gefäftordnung von den 
Dberlandesgerichtpräfidien feftgeftellten, bei den ein- 
zelnen Gerichten üblichen religiöſen Feſttage gelten als geſetz⸗ 
liche Feiert je; fällt das Ende einer Friſt auf einen ſolchen Tag, 
ſo tft. der nächſte Werktag ald Ende r — anzuſehen. E. v. 
:20. Jänner 1903, 3. 133, ZB. 1903: 
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fahrt, der Ofter: und Pfingftmontag, der Yrohnleichnamstag, der St. Peter⸗ 
und Paulstag, Maria⸗Himmelfahrt, Maria-Geburt, Allerheiligen und 
Maria-Empängnis nad) dem römifch-Latholifchen Kalender, der 26. Dezember, 
der Tag des Lanbespatrond und auberbem für jebes Gericht biejenigen 
teligidfen Feſttage, an melden tim Gerichtsorte herkommlicherweiſe ber 
geichäftliche Verkehr ftille zu ftehen pflegt. Die leztere Gruppe von Feier⸗ 
tagen ift vom Oberlandeögerichtäpräfidenten für die einzelnen Teile jeines 
Sprengel feftzuftellen und befanntzumachen. 

An Feiertagen follen auch in Angelegenheiten ber Gerichtsbarkeit außer 
Streitfadden und im Konkursverfahren nur bei Gefahr im Verzuge Tag⸗ 
fagungen abgehalten werben. 

Die Sonntage und den Weihnachtstag ausgenommen, können zwar 
an allen Tagen, die nicht nad Abſatz 1 Feiertage find, Gerichtshand⸗ 
Iungen jeber Art und insbefondere mündliche Verhandlungen giltig vor= 
genommen und Barteien, Zeugen oder Sachverftänbige zu foichen Ver⸗ 
banblungen ober zu Einvernehmungen wirkſam vor Gericht geladen werben. 
Es ift jedoch bei der Anberaumung von Zagfahungen und bei fonftigen 
Ladungen vor Gericht, wenn die Konfeffion der Beteiligten bem Richter 
befannt ift, forgfältig darauf zu achten, daß niemand an ben hoben reli=- 
gidjen Feſttagen feines Glaubensbelenntnifjes zum Ericheinen vor Gericht 
genötigt wird. 

Die Oberlandesgerichtspräfidenten haben zu biefem Zwecke auf Grund 
der vom Juſtizminiſterium gelieferten Überfichten den Gerichten ein Ver⸗ 
zeichnis der wichtigſten Feſttage der in ihrem Sprengel beſonders häufig 
vorfommenden Glaubensbelenntniffe zu übergeben. 


6 222. Die Gerihtsferien!) dauern fechs Wochen. Per 
Beginn derjelben wird für die einzelnen Königreiche und 
Länder im Berordnungswege?) feitgefebt. 

2) Einfluß auf den Friſtenlauf 8 225. 

2) 8 47 GO.: Die Gerichtöferien (8 222 8PO.) beginnen bei allen 
Berichten am 15. Juli und dauern his einfchließlich 25. Auguft. 

Die Präfivialgeichäfte erleiden durch die Gerichtsferien Teine Unter- 
brechung. 

Die Geſchaͤftsſtunden bleiben während ber Gerichtsferien dieſelben; bie 
nach Bearbeitung der Ferienſachen Jübrigbleibende Beit ift von ben bes 
Ferialdienſtes Halber zurüdbleibenden Gerichtöperfonen zur Förderung 
nicht dringlicher Sachen zu verwenden. 

6223. Während der Gerichtöferien werden nur in 
ee Tagfagungen abgehalten und Enticheidungen 
erlaſſen. 

Auf das Mahnverfahren,)) ſowie auf das Erefutions- 
verfahren mit Einfchluß der Verhandlung über die Meift- 
botverteilung haben die Gerichtferien Teinen Einfluß.?) 

1) Art. XVIII EG. 3. BRO. 

2) Art. XXXVI EG. 3. BPO.: Die Borfhriften der ZPO. über die 

GSerintsferien finden feine Unwenbung auf tie Angelegenheiten bes ſtraf⸗ 
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gerichtlichen Verfahrens, auf das Konkursverfahren, ſowie auf die Erle⸗ 
digung von Grundbuchsſachen. Andere Angelegenheiten bes außerſtreitigen 
Verfahrens find als Ferialſachen zu behandeln, wenn durch die Berzögerung 
einer Berfügung Nachteil für eine Partei entſtehen könnte. — 

Die Entfeibung trifft der Vorfteher des Gerichte oder ber Vor⸗ 
figende bes ftändigen Senates. 8 86 GOG. 


Gerichtötage Fönnen auch während ber @erichtsferien abgehalten werben. 
8 60, Abſ. 4, GO. 

6.224. Ferialſachen find: 

1. Wechſelſtreitigkeiten; 

2. Prozeſſe, in welchen über die Fortſetzung eines an- 
gefangenen Baues?)) gejtritten wird; 

3. Streitigfeiten wegen Störung des Beſitzſtandes bei 

Saden und bei Rechten, wenn das Klagebegehren nur auf 
den Schuß und die Wiederherjtellung des lebten Befigftandes 
gerichtet ift;*) 
. 4. Gtreitigfeiten über Auffündigung, Übergabe und 
Übernahme gepacdhteter oder gemieteter Sachen, Wohnungen 
oder anderer Räume und folder Sachen, die gegen einen 
Sind in ee (81103 abGB.) zum Gebrauche überlaffen 
wurden; | 


5. Gtreitigfeiten aus dem Dienſt⸗ und Lohnvertrage 
zwiſchen Dienjtgebern und Dienftboten oder anderen im Dienft- 
vertrage ftehenden Perſonen, zwiſchen Land- und Forſtwirten 
und ihren land» und forjtwirticyaftlihen Hilfsarbeitern und 
Taglöhnern, zwiichen Bergwerksbeſitzern und allen fonftigen 
Arbeitgebern und den von ihnen beichäftigten Werfführern, 
Gehilfen, Arbeitern oder Lehrlingen, jowie Streitigfeiten aus 
dem Dienftverhältniffe der Schiffsmannfchaft;*) 


6. Streitigkeiten zwiſchen Wirten, Schiffern, Flößern oder 
Fuhrleuten einerfeit3 und ihren Gälten, Reifenden oder Auf⸗ 
traggebern anderfeit3 über die aus diefen ihren gegenfeitigen 
Berhältnifien entipringenden Berpflichtungen;?) 


7. alle fonftigen Streitigfeiten über vermögensrechtliche 
Anſprüche, deren Gegenitand an Geld oder Geldeswert den 
Betrag von 50 fl. nicht überfteigt;®) 


8 2:9. 1. Die Ablehnung des Antraged, eine Sadıe 
als Ferialſache zu erklären, kann nicht durch ein Rechtömittel 
angefochten werden. E. v. 13. September 1898, 3. 12760, Sig. 307. 
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8. Anträge auf Bewilligung, Einſchränkung oder Auf- 
bebung von einftweiligen Berfügungen.’) | 


Der Borfteher?) des Gerichtes oder der Vorfibende*) des 
Cenate3, dem eine Rechtsfadhe zugewieſen tft, kann überdies 
auch andere Sachen, ſoweit fie einer fchleunigen Erledigung 
‚bedürfen, von Fall zu Fall als Ferialfache erflären. Eine 
Bir Berfügung kann durch ein Rechtsmittel nicht angefochten 
werden. 


) 8 456. ”) 8 454, 8.49, 8. 4, IN. 2) 88 560-576, 5 49, 8. 5, 
FR, wohl auch wegen Burüdhaltung ber inveota et illata 8 1101 abOB. 
4849, 3.6, IR. °) 849, 8.7, IR. 9%) 8448. ?) 8378 ED. Siehe 
8 228, Abi. 2. °) Auch der Bertreter bes Gerichtsſsvorſtehers ober Senats⸗ 
vorfigenden. 88 47, Ab. 4, 46, Abi. 1, SD. 

Bei den Gerichtshöfen Lönnen Ferialſenate gebildet oder Die 
während ber &erichtöferien zu erledigenden Rechtsſachen ımabhängig von 
der fonft geltenden Verteilung einem ober einigen ber bei bem Gerichts⸗ 
hofe beftehenden Senate zugewieſen werben. 8 8, Abſ. 2, GO. 


6225. Die Gerichtöferien hemmen den Lauf einer Friſt; a) 
der noch übrige Teil der Friſt beginnt mit dem Ende der 
Gerichtsferten zu laufen. 


Fällt der Anfang einer Friſt in die Gerichtsferien, 
h beginnt der Lauf der Friſt mit dem Ende der Gericht3- 
erien. Auf Anfang und Ablauf von Notfrilten?) und von 
Sriiten in Ferialſachen hat der Eintritt der Gerichtsferien 
feinen Einfluß. 
1) 8 128. 
a) Auf Anfang und Wblauf ber in einem Urteile für bie Leiftung 
‚ beitimmten Friſt (8 409 ZPO.) find die Gerichtöferien ohne Einfluß; 
ebenfo werben bie für Bulaffung von Klagen und anderen Rechtsbehelfen 
beftimmten, präflufiv wirkenden Beiträume, wie 3. B. bie zehnjährige 
Friſt, nach deren Berftreihen die Nichtigkeit» ober Wiederaufnahmsklage 
nicht mehr erhoben werben Tann (8 534 ZPO.) durch die Gerichtöferien 
nicht berührt. (JM. zu 8 225 8PO.) 
Die geſetzlichen Beltimmungen über die Gerichtsferten räumen ben 
Parteien nicht das Necht ein, an fie ergebende Ladungen mberüdfichtigt 
zu laffen. (IM. zu 8 471 ZPO.) 


Ta 
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Zweiter Beil. 
Derfahren zor Den Gerichtshöfen erſter 
Zuſtanz. 


VUrſter Abſchnitt. 
Verfahren bis zum Urteile. 
Erſter Titel. 


Klage, Klagebeantwortung, vorbereitendes Ver⸗ 
| fahren und Streitverhandlung. 


"Klage. 

$ 226. Die mittel3 vorbereitenden Schriftfages!) anzu- 
bringende. Klage hat ein beitimmtes Begehren*)a) zu enthalten, 
die Tatſachen, auf welche ſich der Anſpruch des Klägers in 
Haupt⸗ und Nebenfacdhen?) gründet, im einzelnen furz*) und voll- 
ftändig®) anzugeben, a) und ebenfo die Beweismittel im einzelnen 
genau’ zu bezeichnen,a) deren fich der Kläger zum Nachweife 
jeiner tatjächlichen Behauptung bei der Verhandlung zu be- 
dienen beabfichtigt.) 

Wenn die Zultändigfeit des angerufenen Gerichte vom 
Werte des Streitgegenftandes abhängt”) und die Klage nicht 
auf eine Geldfumme gerichtet ift, find in die Klage auch die 
erforderlichen?) Angaben liber den Wert des Streitgegenftandes 
aufzunehmen. Wenn die Klage einen Gegenftand der Handels⸗, 
See oder Berggerichtäbarfeit betrifft, jedoch bei einem &e- 
richtshofe angebracht wird, welchem nicht nur dieſe bejondere, 
fondern auch die allgemeine Gerichtsbarkeit zufteht, fo iſt bet 
der Bezeichnung des Gerichtes erfichtlich zu machen, daB die 
Berhandlung der Rechtsſache vor dem Handelsjenate oder vor 
dem zur Ausübung der Berggerichtsbarteit beftimmten Senate 
beantragt wird.) 

. Im übrigen find auf die Klageichrift die allgemeinen 
Vorſchriften über vorbereitende Schriftfäge anzuwenden.’ 

1) 8 78. 2) Verhältnis des Begehrens zum Urteil 8 405, — Ande- 

rung 8 235. — Bei Berbindung der Manifeftationsllage mit der Klage auf 

Herausgabe kann die Präzifierung des Begehrens nacgetragen werben. 


Art. XLII EG. 3. PD. 9 8 405. *) Koftenftrafe wegen übermäßiger 
Weitläufigfeit 8 49, Abf. 2. 
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®) Folge eines Verſtoßes 5 44, Abſ. 2. 

9 88 76, 78, B.2. 

88 49, 8. 1, 50, Abſ. 1, 51, 8. 1 u. 2,58, Abſ. 1, IN. 

9) 88 56, Abſ, 8, 57 bis 600 IN. — Folgen einer zu hohen Bewertung 
8 606 IN. — Wenn die Klage bei einem prorogierten Gerichtſtande an= 
gebracht wird, muß bie Vereinbarung in der Klage urkundlich nachge- 
wiefen werben. 88 104, Abf. 1, 88, Abſ. 1, IR. 

9) Die Nummer ber Gerichtäabteilung, an die eine neue Eingabe ge⸗ 
hört, ift auf derfelben erfichtlich zu machen. 830, Abf.8, GO. — Wenn 
über die Klage eine grundbücherliche Eintragung erfolgen fol, ift die 
Klage auch als Grundbuchseingabe auf dem Rubrum in auffälliger Weife 
zu bezeichnen. Siehe 8 88, letzter Abſ. GO. 

10) 88 78 ff. Beſeitigung von Formgebrechen 88 84, 85, durch den 
Vorſitzenden 8 84, Abi. 3. 

In der Klage können außerdem insbe. nod folgenhe 
Unträge geftellt werben: 

Antrag auf Erteilung des Armenrechtes 8 65 — auf Beftellung eines 
amtlichen Vertreters für die arme Partei 8 64, 8.4, — auf Be⸗ 
ftelung eines Auratord für den Brozeßgegner 88 8, 116 — auf Anmer- 
fung ber Hypothekarklage 8 59 aGG. — auf Streitanmerkung 88 61 ff. 
aGG. — auf Anmerkung der Anfechtungsffage 8 46 Anfechtungsgeſ. — 
auf fonftige einftiweilige Verfügungen 88 378 ff., 387 ED. — auf pfand⸗ 
weife VBefchreibung ber invecta et illata Art. XIII, 8.6, EG. 3. ED. — 
auf Einftelung und einftweilige Auffchiebung der Exekution 88 89, Abſ. 3, 
42 EO., inäbef. mit der Exrfzindierungd= und Oppofitionsflage 88 87, 35 
ED. — Alle Einwendungen, die ber Berpflichtete zur Beit der Erhebung 
ber Oppofitionsflage und der Klage mit Einwendungen gegen bie Exe= 
Iutionsbewilligung (8 36 ED.) vorzubringen im Stande war, müſſen bei 
fonftigem Ausſchluſſe gleichzeitig geltend gemacht werben. 8 35 ED. — 
Verbindung der Kündigung mit der Klage auf Übergabe oder Übernahme 
bed Veftandgegenitandes 8 567, Abf. 4, — ber Manifeftationslflage mit 
der Klage auf Herausgabe Art. XLII EG. 3. 8PO. 

a) Der Mangel biefer Angaben bildet ein Formgebrechen, das nad) 
38 84, 85 BED. u. 8 89 ED. zu befeitigen ift. (JM. zu 8 84 8PO., 
P. 1.) — Ebenſo Mangel der Bezeichnung eines gemeinfchaftlichen Zu⸗ 
ftelung3bevollmäcdhtigten. (Siehe JM. zu 8 97 ZPO.) 

Daß der Stläger von ihm bei der mündlichen Etreitverhandblung vor⸗ 
gebrachte Beweismittel nicht früher in der Klage oder in einem vorbe- 
reitenden Schriftfag ankündigte, fchließt die Zulaſſung biefer Beweife nicht 
aus, zieht jedoch dem Kläger Verurteilung in ben Prozeßkoſtenerſatz zu 
(88 44, Ab. 2, und 48 ZPO.) (IM. zu 8 226 ZPO.) 


$ 227. Mehrere Anfprüche des Klägers gegen denfelben 
Beklagten können, auch wenn fie nicht in tatfächlichem oder 
rechtlichem Zufammenhange!) ftehen, in derjelben Klage geltend 





6227. 1. Der Anfpruh auf Ungültigerflärung der 
Ehe und das Begehren um Zurüdftellung bes Heirat3- 
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gemacht werben, wenn für ſämtliche Anſprüche das Prozeß⸗ 
geriht ira 2) und diefelbe Art des erfahren? zuläffig iſt.“) a) 


n D. — Unfprüce werden zuſammengerechnet. 8 55 IN. 

3) Trennung der Verhandlung 8 188, — Teilurteil 8 891, Abi. 1. 

a) Eine unzuläffige Rumulierung von Anſprüchen bildet ein Form⸗ 
gebredden. (IM. zu 8 84 EBD. P. 1.) 

Es ift nicht geftattet, zugleich mit der Unordnung wegen Befeitigung 
des Formgebrechens zur Verhandlung über bie ftatthafter Weile ver- 
bunbenen Unfprüde Tagſatzung anzuberaumen. (IM. zu 8 84 ZPO. P. 4.) 

Die Buftändigleit des Prozeßgerichtes für die nah 8 227 BED. 
mehrere Anfprüche vereinigende Klage muß fowohl für jeden einzelnen 
Anſpruch, als auch für die Wertfumme aller Anfprüde ſachlich vor- 
handen jein. Wenn bie einzelnen Anfprüdhe den Betrag von je 50 fl. 
nicht überfteigen unb zufammengerechnet die Summe von 500 fi. nicht 
überragen, ift für alle Anſprüche das Bagatellverfahren maßgebeud. 
(Gutachten des Oberſten Gerichtshofes zu 8 227 8PO., P. 1.) 

Die Verbindung mehrerer Anfprüde in einer Klage ift demnach — 
bie Gleichheit bes Verfahrens vorausgefegt — nur ftatthaft, wenn das 
Prozeßgericht ſowohl für jeden einzelnen ber mehreren Anſprüche, 
als für alle in der Klage verbundenen Anſprüche zufammen (8 55 IN.) 
zuftänbig tft. Durch die Alagenhäufung nach 8 227 ZPO. barf in keiner 
Weile die Zuſtändigkeit verrüdt werden. (IM. zu 5 227 8PO., P. 2.) 

Mehrere Anſprüche, deren jeder für fich 500 fl. nicht erreicht und 
zur Buftändigleit des VBezirkägerichtes gehört, können infolgedefien, wenn 
ihre Summe 500 fi. überfteigt, weder bei dem Bezirksgerichte, noch bei 
dem Gerichtähofe in einer Klage verbunden werden. Bei dem Bezirks⸗ 
gerichte nicht, weil dieſes für Anfprüche in einer Gefamtjumme über 500 fi. 
nicht zuftändig tft, bei dem Gerichtshofe nicht, weil die einzelnen ver⸗ 
bundenen Anſprüche nit vor den Gerichtähof gehören. 

Wenn die Geſamtſumme ber Anfprüde fi innerhalb der Grenzen 
ber bezirkögerichtlichen Zuftändigleit hält, fo ift die Verbindung in einer 
Klage zuläffig, wenn auch nur einzelne der mehreren Anſprüche nad) ihrem 
Gegenftande im Bagatellverfahren zu verhandeln wären. Das Bagatell- 
verfahren ift gegenüber dem Verfahren vor Bezirksgerichten nicht als eine 
befondere Berfahrensart anzufehen. (IM. zu $ 227 8PO., $. 3.) 

Ob die verbundenen Anfprühe auf ben nämlichen oder auf ver⸗ 
fchiedenen Rechtstiteln beruhen, ift für die BZuläffigleit der Kumulierung 
in jeder Hinficht gleichgültig. (IM. zu 8 227 8PO., P. 4.) 

Der Anſpruch auf Schug und Wieberherftellung des lebten Beſitz⸗ 
Standes (8 454 8PO.) kann nicht mit dem Anſpruche auf Bahlung eines 
"orberungsbetrages in einer Klage verbunden werben. (JM. zu 8 227 


B8PO., P. 5.) 


— können nicht in derſelben Klage geltend — werden. 
v. 23. nn 1900, 3. 14375, Ref. 1901: — Bol. 
IR. 8 6b ‚1 und 8 76, Mr. 1. 
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6 228. Es kann auf Feitftellung des Beſtehens oder 
Nichtbejtehens eines Rechtsverhältniffes oder Rechtes, auf An⸗ 
erfennung der einer Urkunde oder Yeltitellung der 
Unechtheit derfelben Klage erhoben!) werden, wenn der Kläger 

828 1. Ein Amtereffe an der Feſtſtellung ift begründet, 
wenn die begehrte Enticheidung etwaige Nechtsftreitigkleiten 
über die aus demfelben an ul fpäter fällig werdenden 
Erfagbeträge wefentlih vereinfahen Tann. €. v. 13. Februar 
1901, 3. 17210, amtl. ©. 387; 

daß der Beklagte zur begehrten Feftftellung einen tatfächlichen 
Anlaß gegeben habe, ift nicht notwendig. €. v. 23. Februar 
1899, 3. 648, Sig. 526. 

2. Die Anführung befonderer Tatſachen zur Begründung 
des Intereſſes an der Feitftellung ift entbehrlich, wenn fich letzteres 
ſchon aus dem Inhalte der Klagsangaben ergibt. E. v. 15. Juni 
1900, 3. 8082, Sig. 1055; 

die durch Beftreitung der Yeftftellungsflage Tund- 
gegebene Abficht des Bellagten, das Recht des Klägers zu beftreiten, 
genügt jedoch zur Rechtfertigung der Feſtſtellungsklage nicht. €. 
v. 4. Dezember 1902, 3. 14513, Gaz. 1903 :1. 

3. Der Mangel rechtlichen Intereſſes an der Feſtſtellung ift 
von Amts wegen zu beachten. E. dv. 2. Juli 1901, 3. 8034, 
amtl. ©. 445. 

4. Das feftzuftellende Rechtsverhältnis muß nicht ein Necht3- 
verhältnis zwiſchen den Parteien des Seftftellungsprogefles 
fein (Klage der Legatare auf Feftftelung einer Forderung der 
Berlaffenihaft). E. v. 22. Mai 1902, 3. 5678, Sig. 1007 (30. Juli 
1901, ——— GH. 1902:50; 9. Mai 1900, 3. 4774, 68. 
1902 ; 457). 

. 5. Falls es nit im vollen Umfange des Klagebegehrens 
beftebt, kann das Gericht feinen Beftand im erwiefenen geringeren 
ln anerkennen. E. dv. 28. Februar 1900, 3. 2153, 

g. 913. 

6. Wenn die Leiſtungsklage (Klage auf Einhaltung de3 
Bertraged, Duldung, Unterlafjung) angebracht werden Tann, ift 
die Feſtſtellungsklage nicht zugulaffen. E. v. 4. Dezember 1902, 
3. 14513, Gaz. 19031; 2. Zuli 1901, 3. 8034, amtl. &. 445; 
2. Oltober 1900, 3. 12563, Sig. 1139; 

daher Tann auch nicht der Antrag auf Feſtſtellung eines 
Nechtsverhältniffes mit dem Anfpruche auf Leiftung des aus diefem 
Rechtsverhältniffe Gebührenden in einer Klage verbunden werden. 
E. dv. 21. November 1901, 3. 9206, amtl. ©. 493; 

die Möglichkeit, wegen bereit bewirkter Lieferungen die 
Leiſtungsklage anzuftrengen, fchließt jedoch die Feſtſtellungsklage 
hinfictlich der künftigen fieferungen aus demfjelben Ber- 
trage nit aus. €. dv. 15. Juni 1900, 3. 8002, Sig. 1055. 
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ein rechtliches Intereffe daran hat, daß jenes Rechtsverhältnis 
oder Recht oder die Urkundenechtheit durch eine -gerichtliche 
Entſcheidung al3bald®)a) feitgeftellt werde.?)*)°) 
2) Sole Klagen find wie andere Klagen in die Prozekregifter ein= 
zutragen. 8 226, Abſ. 1, ED. — Im Laufe des Verfahrens Bwifchen- 
. antrag. 8 236. — Der Kläger hat den Wert des Streitgegenftandes in 
der Klage anzugeben. 8 56 IN. 2. J 
2) Dieſes Erfordernis entfällt in ben in Art. XXXVIII EG. zu 
RPO. bezeichneten Fällen der Feſtſtellungsklage (Erſatz für die Aufforde⸗ 
rungstlage gegen den Staat). 
3) Erfag für die Aufforderungsklage und die Aufforderung, eine ge: 
legte Rechnung zu genehmigen oder zu bemängeln, 88 66—73,.100, 101 
aGO., 6178, 165, 166 wED., Erſatz für die Aufforberungsllage gegen 
wiederholte Vormerkung eines Rechtes 8 48 aGG., Art. XXXIX EG. ;. 
BED. — Geltendmachung von Piand» und Vorzugsrechten Dritter an be= 
weglichen Sachen während ber Erehution 8 258 ED. 
*) Prozeßkoſten 8 45. 
®) Unberäßrt bleiben laut Art. XI, 8.4, E®. z. 8PO. die Bor: 
fchriften bed $ 35 bes Gef. vom 16. März 1884, RGB. Nr. 86: Erfolgt 
- bie Anfechtung mittel® Klage, fo ift mit dem Begehren, daß bie ange- 
fochtene Rechtshandlung dem Gläubiger gegenüber ald unwirkſam erklärt 
werde, das weitere Begehren zu verbinden, was ber Beklagte zum Bivede 
der Befriedigung des Gläubigers zu leiften ober zu bulden für ſchuldig 
erkannt werben fol. (Unfechtung außerhalb des Konkurfes.) 
Der Teftftelungsantrag, daß Erzeugniffe, welche jemand heritellen, 
in Verkehr bringen ober gebrauchen will, oder ein Verfahren, welches er 
anzuwenden beabfichtigt, weder ganz noch teilweife unter ein bon ihm 





7. Klage auf Feftftellung einer rechtSerzeugenden Tat- 
face (Abſchluß eines Kaufvertrages beftimmten Inhaltes) ift uns 
zuläffige. E. v. 2. Juli 1901, 3. 8034, amtl. ©. 445. 

8 Bor Eintritt der Vorausjegungen, an die das Geſetz das 
Entftehen de8 Anfpruches der Gläubiger einer Genoffen- 
haft gegen den einzelnen Genoffenfchafter knüpft, kann Feſtſtellung 
dieſes Anſpruches nicht begehrt werden. ©. dv. 9. Jänner 1902, 
3. 17799, amtl. ©. 515. 

9. Feftftelungsflage ift ferner unzuläffig, wenn die zur Be— 
aründung eined Rechtsverhältniſſes erforderlidhe Tat- 
ſache noch nicht eingetreten if. E. v. 30. Dezember 1898, 
3. 17077, Sig. 438. 
10. Auf Feitftelung eines zur Zeit der Klagsanbringung 
noch nicht beftehenden Rechtsverhältniſſes kann gleichfalls 
nicht geflagt werden. E. v. 3. Mai 1889, 3. 4839, Sig. 602; 

doch ift Klage auf Feitftelung des Verfehuldens und der 
Dadurch begründeten Verpflichtung zum Schadenerfage vor Eintritt 
eine? wirklichen Schadens ftatthaft. E. dv. 18, Dezember 1898, 
3. 15673, Gaz. 1899: 6. u 
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beſtimmt zu bezeichnendes Batent fallen, ift bei dem Batentamte ein- 
3 8 111, Abſ. 1 u. 2, Geſ. v.11. Januar 1897, RGB. Nr. 30, 
betreffend den Schusg von Erfindungen (Batentgeileh). _ 

a) Es genügt für die Buläffigleit ber. Seitftellungsflage nicht, daß 
der Kläger ein rechtliches Interefie daran Habe, dab die Feitftellung er= 
folge, bevor noch die Leiftungsflage angeftrengt werben Tünne, fonbern 
es muß ein vechtliches Interefie an ber Beftftellung im gegebenen Mo» 
mente, im Gegenſatze au einem etwaigen Intereſſe an zulünftiger Feſt⸗ 
ftellung, vorhanden fein. (IM. zu 8 228 8PO., P. 1.) 

Das rechtliche Intereſſe an der alsbaldigen Feitftellung eines Rechts⸗ 
verhältnifies oder Rechtes u. |. w. ift eine fachliche Borausfegung des Kläges 
anfpruches und muß demnach wie jedes andere materielle Erfordernis des 
Klageanfpruches erwielen werben. Ob ber Kläger ein ſolches rechtliches 
Intereſſe hat, ift aber erft im Urteile über die Feſtſtellungsklage, nach 

durchgeführtem Prozeſſe, nicht ſchon bei Einleitung bes Verfahrens zu 
enticheiden. (FR. zu 8 228 8PO., P. 2.) 

§ 229. Schon in der Klage)kann der Antrag geftellt werden: 

1. daB dem Bellagten bei der Ladung zur erften Tag- 
fagung*) oder bei der Ladung zur mündlichen Streitverhand- 
lung?) aufgetragen werdet) gewifje genau zu bezeichnende, dem 
Kläger zu einer Beweisführung nötig fcheinende und im 
Belite des Beklagten befindliche Urkunden, Auskunftsſachen 
oder in Augenfhein zu nehmende Gegenitände zur Verhand- 
lung mitzubringen; 

2. daß das Erforderliche verfügt werde, damit die. für 
eine Beweisführung vorausfichtlic nötigen, bei einer öffent» 
Tichen Behörde oder bei’ einem Notar verwahrten Urkunden, 
Auskunftsſachen oder Auügenfcheinsgegenftände, die gleichfalls 
genau zu bezeichnen find, zur erſten Tagſatzung oder 
zur mündlichen Streitverhandlung rechtzeitig herbeigeſchafft 
werden;°)a) 

3. daß die zur Bewahrheitung tatjächlicher Behauptungen 
in der Klage namhaft gemachten Zeugen zur eriten Tagſatzung 
oder zur mündlichen Streitverhandlung geladen werden.®) 

Dem unter 8. 2 erwähnten Untrage ift nur dann ftatt- 
zugeben, wenn ſich die Bartei die betreffenden Urfunden, Aus⸗ 
funft3fachen oder Augenicheinsgegenjtände nach den beitehenden 
geſetzlichen Borfchriften ohne Mitwirfung des Gerichtes nicht 
zu verfchaffen vermag, oder wenn ihr deren Ausfolgung don 
Der Behörde oder dem Notar in ungerechtfertigter Weiſe ver- 
weigert wurde”) a) | 

In Zezug auf Beweismittel, welche ſich auf andere als 
die der erſten Tagſatzung vorbehalienen Fragen?) beziehen, kann 
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vbei Anberaumung der erſten Tagſatzung eine Verfügung nicht 
getroffen werden.”) 

1) Auch in der a 8 248, Abf. 8, ober ben weiteren 
vorbereitenden Schriftfäben 8 258, Abf. 1, in ber münbliden Berhands 
lung 8 301, doch Koftenfolge 8 44, Abſ. 1. *) 88 230, 239 (Ladung 

8 181). 9 8 244. *) Vom vorfiten den kraft 88 188, 8. 2, 867. 
>10, 8. 8, 357. 88 188, 8. 4, 857. ) 8 801. 
I Ne as. Au. 

o Uber die auf eig mündlige PEN TERN Bezug 
habenden Anträge ift bei Anberaumung der Tagfagung zur mündlichen 
Streitverhandblung zu entſcheiden. 8 257. — Wenn ben Anträgen vom 
Borfigenden nicht fpäteftens bei Anberaumung ber mündlichen Verhand- 
Jung willfahrt wurde, können ſie bei ber mündlichen Berbandlung 
wiederholt werben. 8257, Ubf. 2. — Gegen die Anordnungen des Vor⸗ 
figenden fein Rechtsmittel, Einwendungen in der Verhandlung vorbe- 
Halten. 8 257, Abſ. 2. 

a) Die Verfügung wegen SHerbeifhaffung von Urkunden, Augen⸗ 
Tcheindgegenftänden u. f. w., bie bei einer öffentlichen Behörde oder bei 
einem Notar verwahrt find, ift vom Vorfigenden zu treffen (88 183, 3. 2, 
und 257, %f. 2, BPO.). 

Biweifel, bie darüber entſtehen, ob die geſetzlichen Borausfegungen 
einer foldden Verfügung vorliegen (ß 229, Abſ. 2, ZPO.) find durch 
Cinvernehmung der Partei aufzuliären (886@0.). (IM. zu 8 229 ZPO.) 


6230. Auf Grund der Klage hat der Vorſitzende des 


| Senales, welchem die Rechtsſache zugewieſen iſt, eine Tagfagung 


„zur mündlichen Verhandlung!) zu beftimmen.«a) 
Wenn er jedoch der Anficht ilt, daß die Klage wegen 


Unzuftandigteit des Gerichtes?)b) oder wegen des Mangels der 


Prozeßfähigkeit oder der erforderlichen gejeglichen Vertretung?) 


‚auf Seiten des Klägers. oder Beflagten unzuläflig iſt, jo hat 
er die Entjheidung de3 Senates darüber einzuholen, ob Die 
Tagſatzung anzuberaumen oder eine Verfügung im Sinne des 
86 zu erlaffen?) oder die Klage ald zur Beſtimmung der Tag- 
ſatzung ungeeignet zurüdguftellen jei.°)c) 


K 


2) Erfie Zagfabung 3 239. — Jin Gegenſatze zur Tagſatzung zur 
mũndlichen Streitverhandlung 8 244. — Wegen Einleitung von Er⸗ 
hebungen zur Feſtſtellung des Wertes‘ des Streitgegenſtandes darf die 
Anberaumung der eriten Zagſatzung nicht aufge ſcheten wetben. 8 117, 
Abſ. 1, GO. 

Die Beüfung erfolgt auf rund. der: Angaben des Klägers, dafern 


Diefe nicht dem Gerichte bereit? als unrichtig befannt find. 88 41, Abſ. 2, 
“ 48,43 IR. — Prüfung des für. die fachliche ———— maßgebenben 
= Wertes von Amts wegen. 8 60 IM. 


{ 


2) 886,1, 2. — Kann der Mangel behoben werben, find bie erforder» 
lichen Aufträge gu erlaflen. 8 6. 
18% 
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*) 8 118, Abſ. 1, GO.: Wegen bed Mangeld ber Prozebfähigfeit, 
der geleblichen Bertretung ober ber erforderlichen befonderen Ermächtigung 
zur Prozeßführung darf in bürgerlihen Rechtäftreitigleiten, falls diefer 
Mangel befeitigt werben Tann, bie Anberaumung ber münblidien Ver⸗ 
handlung über die Klage (Anordnung ber erften Tagſatzung) nicht auf⸗ 
geſchoben werben. Die Frift zur Befeitigung bed Mangels und zur Er⸗ 
fülung der deswegen erteilten Aufträge und ber Tag der erften münd⸗ 
lien Verhandlung find aber nad Tunlichleit in der Art zu beftimmen, 
daß bis zur erften Tagſatzung ſchon feftfteht, ob ſich der Mangel be- 
feitigen läßt ober nicht, ober doch bei der erſten Tagfagung darüber ent⸗ 
fhievden werben Tann. Nur wenn offenbar mit dem Verzuge für bie 
prozeßunfähige Partei Gefahr verbunden ift, kann die erfie Tagfabung vor 
Ablauf ber Frift ftattfinden, und bei befonderer Dringlichteit fogar der 
Auftrag zur Beantiyortung ber Klage noch während biefer Frift erteilt 
werben. 

6) Gegen die Zurüdftelliing der Klage Rekurs. 8 514. — Verſtän⸗ 
bigung gewifler Behörden von ber Klage Art. VI, 8. 8, GG. 3. BED. 


a) Erſte Tagſatzung iſt auch auf Grund der Widerklage anzube⸗ 
raumen (IM. zu 8 283 8PO., PB. 1). — Der Beichluß, wodurch auf 
Grund der Klage Tagfagung zur mündlichen Verhandlung (Streitver: 
handlung) anberaumt wird und an bie Barteien die Ladung biezu er- 
geht, Tann durch ein abgefondertes Rechtsmittel nicht angefochten werben 
.(8 130, Abi. 2, 8P0.); insbefondere auch nicht wegen einer angeblich 
aus den Klagsanführungen felbft ſich ergebenden Unzuftändigleit bes 
Prozeßgerichtes. (Gutachten bes nberfien wertarennlet zu 
8 514. 8PO., P. 1.) 


d) Klagen, die bei einem Kreis oder Landesgerichte al3 Handelss 
gericht (Handels: und Eeegericht, Berggericht) angebracht werben, aber 
nad der gemäß 8 230, Abi. 2, ZPO. eingeholten Entfcheidung des Hay= 
dels⸗ oder Bergfenates zur allgemeinen Gerichtsbarkeit desſelben Ge⸗ 
richtshofes gehören, ſind als zur Beſtimmung der Tagſatzung ungeeignet 
zurückzuſtellen (88 48; 46 IN.). Eine unmittelbare Überweiſung ber 
Klage an den Bivitfenat bes Gerichtshofes findet nicht ftatt. 

Das Gleiche gilt Hinfichtlihh der Klagen, die einen Gegenſtand ber 
Handels⸗, See⸗ oder Berggerichtsbarkeit betreffen, aber ohne weitere Be⸗ 
zeichnung bei dem Kreis⸗ oder Landesgerichte angebracht werden. = 

Klagen, die Iebiglih zu einer anderen, zur Ausübung berfelben 

Art Gerichtsbarkeit berufenen Gerichtsabteilung gehören, find dieſer 
letteren ohne Benachrichtigung ber Parteien abzutreten. (IM. zu 8 280 
8PO., P. 1.) 

c) Schriftlih angebrachte Klagen mit einem rechtlich unmöglichen 
Klagebegehren find als zur Beſtimmung ber Tagfahung ungeeignet surüd- 
zuftellen. _ 

Klagen, in. welchen ein Anſpruch geltend gemacht wich, dem das 
Geſeh die Klagbarkeit verſagt, können erſt auf Grund der erſten Tag⸗ 
— ru werben . s 289, 240 SPD. (IM. zu 8 230 

«8.2 ’ 





Einlaffungsfrift. Streitanhängigkeit. 277 


“ 6 231. Die erfte Tagfagung ift mit Bedachfnahme auf 
die für die Zuſtellung der Klage vorausſichtlich erforderliche 
Zeit fo anzuberaumen, daß zwiſchen der Zuftellung und der 
Zagjagung ungefähr ein Zeitraum von vierzehn Tagen zu 
liegen fommt.t) ’ — 
Wenn der Aufenthalt des Beklagten unbekannt?) iſt, kann 
die erſte Tagſatzung nach Maßgabe der Verhältniſſe auch auf 
einen entfernteren Zeitpunkt, in dringenden Fällen hingegen, 
wenn ſich der Beklagte am Gerichtsorte aufhält oder doch 
a Ort leicht in kurzer Zeit erreichen kann, auf Antrag 
auf einen näher gelegenen Zeitpuntt, und wenn nötig jelbft 
fo bejtimmt werden, daß zwilchen der Zuftellung und der Tag- 
jagung nur ein Zeitraum von vierundzwanzig Stimden Liegt.?) 
1) 8189. — Inhalt der Ladung $ 131, Abſ. 2. — Ladung vor Be: 
sirlögerichte 5 438. — Über die Urt der Anberaumung ber Tagſatzungen 
fiehe die inftruktionellen Beitimmungen ber 88 114—116 GO.; ins 
. befondere find mehrere für denfelben Tag anberaumte erfte Tagſatzungen 
in der Regel auf die nämliche Stunde anzufeßen, 8 116, Abi. 1, GO. — 
Wegen ber Einleitung gerichtlicher Erhebungen zur Feſtſtellung des Wertes 
des Streitgegenftandes (8 60 ZN.) darf die Anberaumung ber eriten Tag⸗ 
- faßung nicht aufgefhoben werden. 8117 GO. 2) 88 115, 116, 117. 
2) In bezirtögerichtlichen Sachen auch weniger. 8 436. 


Streitanhängigkeit. | 

8 232. Die Rechtsanhängigfeit der Streitſache (Streit- 
anhängigfeit) wird dur die Zuftellung der Klagefchrift an 
den Beklagten!) begründet. Zur Wahrung einer * ſowie 
zur Unterbrechung des Ablaufes einer Friſt genügt, wenn 
nichts anderes vorgeſchrieben ift,?) die Überreichung der Klage 
bei Gericht. 

- Wird von einer Partei erft im Laufe des Prozeſſes ein 
Anſpruch erhoben,?)a) fo tritt die Streitanhängigfeit in Anſehung 
diefes Anipruches mit dem Zeitpunfte ein, in welchem der- 
jelbe bei der mündlichen Verhandlung geltend gemacht wurde‘) 

1) 88 106, 107, im alle des 8 116 an den Kurator, an ben gefeb- 
lichen Vertreter 85, Bevollmächtigten 88 31, 8. 1, 93. — Auch bie Rechts⸗ 
hängigkeit der Widerflage. (Siehe IM. zu 8 2883 ZPO., P. 1.) 
2) Art. 80 WO. Buftellung einer gerichtlichen Auftünbigung, fall? 
dieſe mit der Klage verbunden ift. 88 568, Abſ. 1, 567, Abf. 4. 
9) Insbeſondere bei Erweiterung des Klagebegehrens $ 335 und bei 

dem Zwiſchenantrag auf eititellung 88 236, 259. 

4) Art. XLV EG. 3. ZPO.: Der Behändigung der Klage fteht in 

Bezug auf die wechſelrechtliche Veriährung (Art. 80 WO.) die Geltend⸗ 
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madjung des An’pruches in der münblichen Verhandlung ($ 2823, Wbf. 2, 
3PO.) gleich. 

a) Wird vom Bellagten eine Gegenforberung zur Kompenfation geltenb 
gemacht, fo tritt Streitanhängigfeit in Anſehung dieſes Anfpruches nur 
ein, fofern in dem anhängigen Verfahren rechtskräftig über ihm entichteben 
wird, alfo lediglich dann, wenn bie Geltendmachung des Anfpruches mittels 
Widerklage erfolgt oder betreffs dieſes Unipruches ein Zwifchenantrag auf 
Seftftellung geftellt wird (88 286, 259, Abſ. 2, ZPO.) Lebterenfalld bes 
ginnt die Streitanhängigleit mit dem Unbringen des Biwilchenantrages in 
der mündlichen Berhanblung. 

Die bloß einredeweife Berufung auf eine kompenſable Gegenforberung 
bewirkt noch nicht Streitanhängigleit dieſes Anfprucdes, da fie zu einer 
rechtskräftigen Entfcheidung über den Beſtand der Gegenforberung nicht 
führen kann (8 411 BRD.) (IM. zu 8 2823 ZPO., P 1.) 

Da die Entſcheidung über den Beſtand ber zur Kompenfation geltend 
gemachten Gegenforderung ber Rechtskraft nur bis zur Höhe des Betrages 
teilhaft ift, mit welchem aufgerechnet werben ſoll (8 411 8PO.), tritt auch 
bie Streitanhängigkeit in Anfehung ber ganzen zur Rompenfation geltend 
gemachten Gegenforberung oder nur eines Teiles biefer Forderung ein, je 
nachdem die Gegenforberung zum vollen Betrage oder nur zu einem Teile 
mit dem Klageanſpruche aufgerechnet werben fol. (FM. zu 8 232 8PO., 
P. 2.) 

Soweit eine zur Kompenjation erhobene Gegenforberung infolge bes 
Zwiſchenantrages auf Feſtſtellung recht3hängig getvorben ift, kann fie nicht 
zugleich mittel3 Klage zum Wegenftande eines zwiſchen benfelben Parteien 
geführten Rechtsftreites gemacht werben; hievon abgefehen fteht ber gleich⸗ 
zeitigen einrede: und klageweiſen Gelteribmadung ber Gegenforderung 
nichts im Wege. (IM. zu 8 232 8PO.., P. 8.) F 

Wenn in der Klage das Begehren um Erlaſſung eines bedingten 
Zahlungsbefehles geſtellt wird (8 19 des Gef. v. 27. April 1878, RIB. 
Nr. 67), fo wird die Rechtshängigleit der Streitſache durch die Anbringung 
(Überreihung) der Klage bei Gericht begründet (Art. XXVIII EG. 5. 
ZPO). (IM. zu 8 232 BBD., P. 4.) 

6 283. Die Streitanhängigfeit hat die Wirkung, daß 
während ihrer Dauer über den geltend gemachten Anſpruch 
weder bei demjelben noch bei einem anderen Gerichte ein 
Nechtöftreit durchgeführt werden darf. Eine während der 
Gtreitanhängigleit in des nämlichen Anfpruches?!) ange» 
brachte Klage iſt auf Antrag oder von Amts wegen?) zurüd- 
aumetjen.?) 


8 233. 1. Einwendung der Streitanhängigfeit: 

aus der Wechfelllage des Indoſſanten gegen die des 
Indoſſatars. ©. dv. 14. Dezember 1870, 3. 8888, Sig. 8998; 

aus der Klage auf Anerkennung des Nichtbeftandes einer 
Schuld gegen die Klage des Gläubiger8 wegen Zahlung biefer 
Schuld. E. v. 9. September 1864, 3. 6352, Sig. 2708; 








ar 
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Nach dem Eintritte der Stteitanhängigfeit Tann der Be- 
Hagte, wenn die fonftigen geſetzlichen gl en des Gericht3- 
jtandes der Widerflaget) vorhanden find, bei dem Gerichte der 
Klage infolange eine Widerflage anbringen,a) als nicht die 
mündliche Verhandlung in eriter Inſtanz geſchloſſen ift.°)®) 





aus der Klage wegen Berichtigung des Kaufvertrages 
gegen die Klage auf Erfüllung biefes Vertraged, €. v. 30. Oktober 
1860, 3. 12752, Sig. 1217; 

wenn aus demfelben Geichäfte auf Lieferung und auf 
Schadenerjfag wegen verfäumter Lieferung geflagt wird. 
E. v. 28. September 1875, 3. 7771, Sig. 5865; . 

aus der Eheſcheidungsklage der Gattin gegen die Klage 
auf Rückkehr der Frau ind ebelihe Domizil. E. v. 28. März 
1882, 3. 3305, Sig. 8939. u 

2. Die Einwendung findet jedoch nicht ftatt, wenn eine 
früber fallengelaffene Klage fpäter in wörtlich genauer 
Abſchrift überreicht wird. E. v. 8. Auguſt 1854, 3. 7008, Sig. 35; 

auch nicht gegen die Einflagung der in einem noch anhängigen 
Progeffe mittels Einrede geltend gemachten Gegenforderung. 
€. v. 22. Juli 1898, 3. 9887, Sig. 261; 30. Juni 1887, 3.7096, 
Now. III, 32; 26. September 1874, 3. 9737, Sig. 4265; 

nicht gegen eine Widerklage, die fich auf Tatſachen ſtützt, die 
im anhängigen Prozefle bereit zur Begründung von Einwendungen 
angeführt wurden. E. v. 15. Juli 1857, 3. 6508, Sig. 417; 

ebenjowenig, wenn beide Klagen im Begehren und beffen 
tatfähliher Begründung verſchieden find und nur in 
ihrem Anlaſſe zufammentreffen. E. v. 24. Juli 1889, 3. 8621, 
Now. III, 166. 

3. Die Anhängigfeit eines Prozeſſes über die auf einen be— 
ftimmten Zeitraum entfallenden Zinjen ftebt der Ein- 
Hagung der auf einen fpäteren Zeitraum entfallenden Zinjen nicht 
entgegen. E. v. 3. Mai 1899, 3. 6631, Gaz. 1899 :9; 

ebenjo hindert die Anhängigkeit einer Beſitzſtörungsſache nicht, 
eine neuerliche Befigftörungsflage wegen weiteren Störuns 
gen im Befite desfelben Grundftüdes anzubringen. E. v. 8. No- 
vember 1899, 3. 15931, Sig. 1240. 

4. Einwendung der Streitanhängigkeit wegen Anhängig- 
feit eines Brogeries vor einem ausländiſchen Gerichte, 
wenn ein bei diefem Gerichte erwirkter Erefutionstitel im Inlande 
ohne vorherige neuerliche meritortfche Verhandlung der Rechtsſache 
vollſtreckbar iſt. E. v. 29. Mai 1888, 3. 6526, Nom. III, 59. 

5. Wegen des bloßen Zufammenhanges der Streit- 
ſache mit einer bei einem anderen Gerichte anhängigen Streitfache 
kann die Einwendung der Streitanhängigfeit nicht echoben werden. 
E. v. 30. März 1886, 3. 2307, Sig. 10980; 14. Auguft 1889, 
3. 9416, Now. ILL, 115 (28. September 1875, 3. 7771, Sig. 58659). 
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18 835, Abſ. 4. ) Die Sireitanhängigkeit ift jedergeit von Amts 
wegen zu berüdfichtigen. 8 240. 2) Mitteld Beſchluſſes 3 361, Abſ. 1 
u. 2. — Rekurs 8 614. 9) 895 IR: Bei dem Gerichte der ſelage 
kann eine Wiberflage angebracht werben, wenn ber mit letterer geltend 
gemachte Anſpruch mit dem Anſpruche der Klage im Zufammenhange fteht 
oder fich fonft zur Kompenfation eignen würde, ferner ivenn | die Wider- 
Mage auf Zeitftelung eines im Laufe des Prozeſſes ftreitig hewordenen 
Nechtöverhältniffes oder Rechtes gerichtet ift, von deſſen Beftehen ober 
Nichtbeftehen die Entſcheidung über das Klagebegehren ganz ober zum 
Teile abhängt. — Siehe JM. zu 8 96 3N., P. 1 u. 2. — Prozeßvoll⸗ 
macht etmäctigt zur Widerklage. 8 31, 8.1. 

») 8 198. Die mehreren Streitverhandblungen ronnen aber verbunden 
werden. 8 187. 

Bei Wiberflage kann Feine Prozeßloftenficherheit verlangt erben. 
8 57, 3.4. — Widerllagen find wie neue Klagen in das Prozeßregifter 
einzutragen. 8 226 SD. 

®) Keine Wirkung ber Streitanhängigteit, fondern ber Klageerhebung 

iſt es (8 54, Abſ. 1, IN.) dab die anhängige Sache trog nachträglicher 
Üinderung der für bie Buftändigteit maßgebenden Umftände beim Prozeß: 
gerichte bleibt, 3 29 IN.; insbefondere Hat nachträgliche Einfchränkung 
des Klagebegehrens Teinen Einfluß auf die Zufländigleit. Vergl. 8 235. — 
Tie Wahl unter mehreren zuftändigen Gerichten ift mit der Buftellung 
der Klage an den Bellagten vollzogen. 8 102 IN. 


a) Die Widerflage muß als felbftändige Klage angebracht werben. 
Die Widerflage in der Klagebeantwortung ober in einem anderen bor= 
bereitenden Schriftiage des Beklagten zu erheben ober fie jonft mit der 

. Verteidigung zu vermengen (fogenannte eigentliche Widerflage), it unzu⸗ 
Täffig. Ebenfowenig kann die Widerflage unmittelbar in ber mündlichen 
Verhandlung erhoben werben; der Zwiſchenantrag auf Feſtſtellung, ben 
der Bellagte anbringt (3 259 ZPO.), ift eine Widerllage. (IM. zu 8 96 
IR., P. 8). 

Widerklagen können nicht mittels Geltendmachung des Anſpruches bei 
der mündlichen Verhandlung über die Vorklage angebracht werden, ſondern 
müſſen wie ſonſtige Klagen mittels Schriftſatzes oder zu gerichtlichem 
Protokoll erhoben werden. Die mündliche Widerklage darf nicht bei einer 
über die Vorklage ftattfindenden mündlichen Verhandlung zu Protokoll 
genommen werben. 

Bei Gerichtshöſen ift auf Grund der Widerklage erfte Tagſatzung an⸗ 
zuberaumen. (IM. zu 8 283 8PO.., P. 1.) 

Die Rechtshängigkeit der mittels Widerklage geltend gemachten Streit- 
ſache wird durch die Buftellung der Klage an den Widerbeflagten (Bor: 
Täger) begründet. (IM. zu $ 233 8PO., B. 2.) 

Das infolge der Widerklage eingeleitete Verfahren wird durch den 
nadträglihen Wegfall des Borprozefles nicht berührt. Hat eine Ver⸗ 
bindung der Verhandlung über die Borklage und über bie Widerflage 
ftattgefunden, fo ift die Verhandlung nad) Wegfall der Vorlage mit Be- 

ſchrankung auf die Widerflage fortanführen. (IM. zu 8 238 8PO., P. 8.) 
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© 6834. Die —— einer in Streit verfangenen 
Sache oder Forderung hat auf den Prozeß keinen Einfluß.) 
Der Erwerber ift nicht berechtigt, ohne Buftimmung des 
Gegners als Hauptpartei?)a) in den Prozeß einzutreten. 
2) Wenn die eingellagte Forderung während des Prozeſſes dem ber 
. treibenden Gläubiger überwieſen wurde, kann der Drittfchuldner den Be⸗ 
trag ber Forderung famt Nebengebühren beim Exekutionsgerichte erlegen 
und beim Prozeßgerichte beantragen, aus dem Rechtäftteite entlaſſen zu 
werden. Darüber Enticheidung mittel? Beſchluß. 8 307 En. 
2) Vergl. 88 19, 20. 
a) Rechtskraft und Boltftredbarkeit des Urteile wirken für und gegen 
: den Erwerber einer in Streit verfangenen Sache oder Forberung, ber in 
- den anhängigen Prozeß nicht eingetreten! ift, foferne er Rechtsnachfolger 
. einer ber Parteien ift (vergl. 8 9 ED.). 
Er kann daher dem Prozeſſe, ohne der Buflimmung des Gegners zu 
bedürfen, als Intervenient beitreten, und e3 kommt ihm fodenn Traft der 
Rückwirkung des Urteiled die Stellung eines Streitgenoffen ber Haupt- 
partei zu (8 20 BPO.). (IM. zu 8 234 ZPO.) 


Klagsänderung. 


6235. Zu einer Anderung der bei Gericht über- 
reichten Klage, und namentlid zu einer Erweiterung de3 
a er durch welche die Zuftändigfeit des Prozeß- 
gerichtes a) nicht ausgefchloffen wird, iſt der Kläger vor Eintritt 
der Streitanhängigkeit ſtets berechtig t.) 

Nach Eintritt der J— bedarf er hiezu der 
Einwilligung des Gegners; dieſe Einwilligung iſt als vor- 
handen anzunehmen, wenn der Beklagte, ohne gegen. die Ab- 
änderung Einwendung zu erheben, über die abgeänderte Klage 
verhandelt.?)b) 





g 2%. 1. Die Abtretung des Streitgegenftandes 
während des Prozeſſes benimmt dem Kläger die zur Zeit der 
Slagsanftelung vorhandene Sacdhlegitimation nicht. E. v. 3. De- 
zember 1879, 12222, SIg. 8707. 

2. Der dur den Befit eines Grundftüdes paſſiv Legitimierte 
Beklagte kann ungeachtet der (während des Prozeffes erfolgten) 
Veräußerung des ee, berurteilt werden. ©. v. 
3. Dezember 1856, 3. 10617, Sig. 

8 285. 1. Zur Einfhränfung en Slagebegehrens auf einen 
geringeren Betrag unter Vorbehalt aller Rechte ift Einwilli⸗ 
ung des Gegners nicht erforderlih. E. dv. 22. März 1900, 
3 2123, Sig. 946. 

Die Erklärung des KHlägerd, das Hlagebegehren auf 
— beſtimmten Anſpruch der Klage einzuſchränken, 
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Das Gericht‘ Tann jedoch ſolche Anderung ſelbſt nad) 
Eintritt der Streitanhängigfeit und ungeadhtet der Einwendung 
des Gegners zulaffen, wenn aus der Änderung eine erheb- 
lide Erſchwerung oder Verzögerung der Verhandlung nicht 
zu beforgen ilt. 

Als eine Anderung der Klage ift es nicht anzufehen, 
wenn ohne Anderung des SKlagegrundes die tatjächlichen 
Angaben der Klage und die in derjelben angebotenen Beweife 
geändert, ergänzt, erläutert oder berichtigt werden, oder wenn, 
gleichfalls ohne Anderung des Klagegrundes, das Klage- 
begehren in der Snuptfade oder in Beziehung pi Neben- 
forderungen beſchraͤnkt oder ftatt des urfprünglich geforderten 


vorbehaltlich gefonderter Geltendmachung der übrigen eingeflagten 
Aniprüche ift nicht Klagsänderung, fondern teilweife Zurüdnahme 
der Klage. €. v. 16. Juli 1901, 3. 9810, amtl. S. 448. . 


3. Es ift Anderung der Klage, wenn au Stelle ded Aus- 
fpruches, daß ein Notariatsakt nicht als Öffentliche Urkunde 
anzujeben jei, begehrt wird, den im Notariatsakte beurkundeten 
Vertrag unwirkſam zu erHären. €. v. 20. Noveniber 1901, 
3. 13626, Gaz. 1902 :7. = > 
1 4. Klagsänderung durch Fortführung des unrichtiger 
Veife im eigenen Namen begonnenen Prozeſſes für die 
Ben Streite Tegitimierten Kinder. E. v. 14. März 1899, 3. 3403, 

g. 545. 


5. Hingegen liegt Klagsänderung nicht vor, wenn anftatt des 
einfachen Angelded nebſt Schadenerfag der doppelte Betrag des 
Angeldes begehrt wird. €. v. 29. November 1899, 3. 9728, 
Ref. 1900: ©. 8; 

wenn ftatt Verurteilung wegen Befigftörung Unterlaffung 
einer vom Belagten vorgenommenen Rechts usübung verlangt 
wird. €. v. 2. Mai 1900, 3. 5886, Sig. 987; 

wenn die wegen Perjonal- und Hypothekarſchuld angebradite 
Klage auf Befriedigung aus ber verpfändeten Sadıe ein- 
eu wird. €. v. 20. Februar 1901, 3. 15293, Przeg. 1902; 

. 108; 


7 

ebenſowenig iſt es Klagsänderung, wenn anſtatt Zahlung des 
anſtändigen Unterhaltes Aufnahme in die eheliche Gemein- 
ſchaft unter Gewährung des anſtändigen Unterhaltes und nur, 
falls — dies nicht tun wolle, Zahlung von Alimenten begehrt 
wird. €. v. 4. Juli 1900, 3. 9149, Sig. 1078. 

6. Umwandlung des auf Barzahlung lautenden Begehrens in 
das Begehren um Übergabe eines Wehhſelakzeptes ift gleich« 
falls nicht Anderung der Klage. E. v. 26. Juli 1900, 3. 10363, 
Sig. 1099; 7. Februar 1899, 3. 1674, Sig. 502. * 


Feitftellungsantrag. 283 


Gegenitandes ein anderer Gegenftandc) oder das Anterefle ge- 
fordert wird. 

1) Insbeſondere Tann, wenn durch bie Änderung einer Bagatellfiage 
der Betrag von 50 fi. ũberſchritten wird, ohne daß bie fachliche Buftänbig- 
keit des Bezirksgerichtes dadurch aufgehoben würde, die Berhandlung nad) 
den fonft für daB bezirlögerichtliche Verfahren geltenden Vorſchriften forts 
gefeßt werben. 8 458. — Bu einer Änderung durch Eintritt des Inter 
venienten an Stelle der Hauptpartei ift Einwilligung beider Parteien 
erforderlich. 8 19, Abſ. 2. — Im Berufungsverfahren ift Klageänderung 
felöft Hei Zuftimmung bes Bellagten ausgeſchloſſen. 8 483, Abf. 3. — 
Am vorbereitenden Verfahren barf über die in den vorbereitenden Schrift- 
fügen geltend gemachten Anſprüche und Gegenanſprüche nicht hinaus⸗ 
gegangen werben. $ 258, Ubf. 1. 

2) 8232, Abſ. 1. N Nicht wenn er bie Tagfabung verfäumt. 8 896. 

a) Die Borichrift des 8 29 ZN. findet nicht auf eine eigentliche 
Klagsänderung Anwendung, durch welche bie Tachliche ober Örtliche Bus 
ftändigteit des Prozeßgerichtes aufgehoben würde. ine foldhe Klags⸗ 
änderung ift gemäß 8 235, Abf. 1, ZPO. unzuläffig. (IM. zu 829 FR.) 

d) Der allein erichienene Kläger, ber Berfäumungsurteil beantragt, 
kann fein Begehren nur einfchränfen, nicht ändern. (Siehe Gutachten 
des Oberſten Gerichtshofes zu 8 896 8P0., P. 1.) 

c) Der Kläger ift nicht berechtigt, ftatt des urfprünglich geforderten 
Gegenftandes einen anderen Gegenftand höheren Wertes zu fordern. 
Eine foldhe Erweiterung des Klagebegehrend würde eine Klagsänderung 
enthalten und wäre nur unter den nämlichen Bebingungen wie diefe 
(8 235, Abf. 1 bis 8, ZPO.) zuläffig. (IM. zu 8 235 ZPO.) 

Einfchräntung des Klagebegehrens und Forderung eines anderen 
Gegenftandes oder bes Intereſſes ift jelbft noch bei der Berufungsverhanb« 
fung und ohne Zuftimmung des Gegners zuläffig. (Siehe JM. zu 8 488 
BRD. $.1.) 


Zwiſchenantrag auf Feftftellung. 


6 236. Der Kläger!) kann ohne Zuftimmung des Be- 
klagten bis Ki m Schluffe der mündlichen Verhandlung, über 
welche das Urteil ergeht, den Antrag ftellen, daß ein im 
Laufe des Prozeſſes jtreitig Be Rechtsverhältnis oder 
NRedht,?) von beffen Beitehen oder Nichtbeitehen die Enticheidung 


Gegen die gerichtliche Sulaffung einer Klagsänderung ift 
aßgefoibenter Rekurs zuläffig. E. v. 20. November 1901, 3. 13626, 
Gaz. 1902: 

g 236. 4 Zwiſchenantrag auf Feftitelung des Kaufper- 
tragsabſchluſſes ae SE FOIORSPERENE E. v. 17. Oktober 
. 1899, 3 10504, Sig. 7 

— auf Seftftetung, ob eine Lieferung als 
Erfühne einer beftimmten vertraggmäßigen Verpflichtung anzu⸗ 
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über das Klagebegehren ganz ober zum Teile abhängt, in 

dem über die Klage er — oder in einem demfelben 

vorausgehenden Urteile 2) 1 tgeftellt werde. 

Dieſe Beitimmung kommt nicht zur Anwendung, wenn 
über den Gegenftand des neuen Antrages nur in einem be- 
fonderen, für Angelegenheiten diefer Art ausſchließlich vor- 
geichriebenen Verfahren‘) verhandelt werden kann, oder wenn 
die Borfehriften über die fachliche Zuftändigkeit®)a) der Gerichte 
der beantragten Entſcheidung entgegenjtehen.®) 

I) Ebenfo Feſtſtellung auf Untrag bes Beklagten. 8 259, Abi. 2. — 
Bivifchenanträge auf Feftftelung find nicht in bie Brozefregifter einzu⸗ 
tragen. 8 226 GO. 2) 8228. *) 8wiſchenurteil 8 8998. 9 8. B. 

Eher, Beſtand⸗, Beſitzſtörungs⸗, Wechſelverfahren. °) 88 49-53 IN. 
© Deshalb iſt ber Wert des Feſtſtellungsanſpruchs ſogleich anzugeben 

. (argum. aus 8 56, Abf. 2, IR.) 

a) Dagegen Tann über ein jtreitig getvorbenes Necht oder Rechts⸗ 
‚verhältnis, welches nur ald Borfrage — ohne Zwiſchenantrag auf Feſt⸗ 
Stellung — in Betracht kommt, jeded Bericht ohne Rüdficht auf bie jonit 

feiner Buftändigfeit gezogenen Grenzen erfennen; bie Wirkung rechts⸗ 

. träftiger. Feſtſtellung des präjubiziellen Rechtsverhältniſſes geht aber diefer 
Inzidenzentſcheidung ab (8 411 ZPO). (Siehe IM. zu 8 192 ZPD., 


BP. 2.) 
..., Ein Zwiſchenantrag auf Feſtſtellung, über welchen mangels ber ſach⸗ 
lichen Zuſtändigkeit des Prozeßgerichtes von letzterem nicht entſchieden 
werden kann, ift zurückzuweiſen. (IM. zu 8 286 8PO., B.1.) - 
Wegen eines angebrachten Zwifchenantrages auf Feſtſtellung darf das 
erfahren nicht unterbrochen werben; insbefonbere ift es nicht geftattet, 
die Unterbrediung deshalb eintreten zu laſſen, bamit der Zwiſchenantrag 
auf Feititelung bei dem zuftändigen Gerichte ala Feſtſtellungsklage ange: 
bracht und ſodann darüber der NRechtäftreit durchgeführt twerben Tann. 
(IM. zu 8 236 8P0. P. 2. 
Da der Zwiſchenantrag auf Feſtſtellung mie die Klage Streit: 
anbängigfeit des fraglichen Nechtes oder Anfpruches begründet (8 282, 
Abfag 2, 8PO.) und zu einem rechtsfräftigen Urteile führt (8 411 


jeden fei, ift auf Feſtſtellung eines REDE DALCNER gerichtet. 
. v0. 28. März 1901, 3, 4166, GH. 1901 :2 i 

3. Zwiſchenantrag auf Feſtſteliung, — die Klagsforderung 
durch Verjährung — ſei, iſt unzuläſſig. €. v. 26. April 
1899, 3. 6116, Sig. 5 

4. Der Seftfelingsanteag kann vor Schluß der Verhandlung 
jeberaelt ohne Zuftimmung des Gegners zurüdgezogen werden. 
E. dv. 24. Yänner 1900, 3. 951, Slg. 862. 

— Die in das Endurteil aufgenommtene Entfcheidung über 
ben Feitftelungsantrag bildet Keinen Erekutionstitel. E. v. 30. Mai 
1900, 3. 6718, Sig. 1083. 
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8PO.), unterbricht er wie die Anbringung ber Klage die Berjägrung. 
(IM. zu 8 286 BED. P. 8.) 


Burüdnahme der — 


6237. Die Klage kann ohne Zuſtimmung des Be— 
klagten nur bis zum Beginn der erſten Tagſatzung,) a) wenn 
‚abet der Beklagte zu dieſer nicht erjcheint, auch noch bei der 
eriten Tagjagung*)b) zurüdgenommen tverden.c) - 

Die Zurüdnahme der Klage geichieht durch einen dem 
Beklagten zuzuftellenden Schriftiaß oder durch eine . bei der 
mündlichen. Verhandlung abgegebene Erflärung. ‚Die Bu- 
jtellung des Schriftfaes erfolgt -auf Grund einer Verfügung 
des Vorfigenden ohne vorgüngige ah des Senats, 

Die Zurüdnahme d hat zur Folge, daß die 
Klage als nicht angebracht anzufe en it?) und der Kläger dem 
Beklagten alle Prozeßloſten zu erjegen hat, zu deren Tragung 
der Bellagte nicht, bereits rechtskräftig verpflichtet erkannt 
wurde. Über den Antr ntrag auf Buerfennung des Kojten- 
erjaßest) enticheidet = Senat‘ nad —— mündlicher 
Verhandlung durch Beſchluß. 

Die zurückgenommene Kla e kann neuerlich ange 
werden, wenn nicht bei deren Zurüdnahme auf’ den geltend 
gemachten Anfpruch verzichtet wurde. - 

1) 88 289. — Die außerhalb der mündlichen Verhandlung zu Proto⸗ 
koll erflärte Zurücknahme ber Klage Tann von ber Gerichtslanzlet zu 
Protokoll genommen werden. 8 319, 8. 5, GO. 

2) Auch bei der erftredten Tagfagung. 8 242, Abf. 1. 2 

2) Die Sade iſt in bem Brozeßregiſter als eelebigt auszutragen. 
8'287, 8. 2, GO. 

) Eine progefiuale Frift für ben Antrag beiteht nicht. Mit dem 
Antrage ift Koftenverzeichnis vorzulegen. 8 54. — Rekurs 8 514. 

») Der Vorſitzende oder beauftragte Richter, wenn bie Klage vor oder 
bei der erfien Tagſatzung zurüdgenommen wird. 8 37, 8.6, GOG. 

a) Bon der Burüdnahme ber Klage, die vor der erften Tagſatzung 
ohne Zuſtimmung des Beklagten erfolgt, iſt letzterer durch Zuſtellung 
einer Schriftſatzausfertigung oder einer Protoksllaabſchrift zu benach⸗ 
richtigen. Erfteres wird im Gerichtshofsverfahren durch den Vorſitzenden 
ohne Senatsbeſchluß verfügt. („Wird dem A mit ber Nachricht mit- 
geteilt, daB infolge BZurüdnahme der Klage bie auf den. ...... . - 
NER anberaunte erfte Tagſatzung entfällt.) - "© 


8 237. 1. Die außergerichtlidhe Erklärung. des Klä⸗ 
gers, von der Klage zurüdzutreten, ift ohne Einfluß auf das Ber- 
fahren. E. v. 22. Jänner 1902, 3. 496, Ref. 1902:.5. 46. — 
Bol. ZPO S 54, Nr. 1; 8 168, Kr, 1 und. $ 235, Nr. 2. 
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Die Zurüdnahme der Klage vor Beginn ber erften Taaſatzung hat 
zur Folge, daß dieſe Tagfagung ganz ausfällt. (IR. su 8237-ZRD., P. 1.) 

d) Wird die Klage bei ber erſten Tagfabung von dem allein erſchie⸗ 
nenen Kläger zurüdgenommen, fo ift weber ein Urteil zu fällen, noch 
fonft eine gerichtliche Erledigung zu befchließen. Eine Benachrichtigung 
bes Bellagten ift gleichfalls nicht notwendig; fie kaun jedoch angeorbnet 
werben, wenn fie deshalb zweckmäßig erfheint, weil bei der Burüdnahme 
auf ben geltend gemachten Anfpruch verzichtet wurde. Tiefe Benachrich⸗ 
tigung erfolgt auf Grund einer Verfügung des Richters, vor bem bie 
erfte Tagſatzung ftattgefunden hat. Die Zurüdnahme der Klage ift im 
Berhandlungsprotokolle zu beurkunden. (IM. zu 8 237 8PO0., P. 2.) 

Ohne Zuſtimmung des zur erften Tagfagung erichienenen Beklagten 
kann die Klage nicht zurückgenommen werden. Ebenſowenig kann nad 
Abhaltung ber erften Tagſatzung die Klage einfeitig vom Kläger zurüd- 
genommen werben. 

Wird deſſenungeachtet vom Kläger bie Burüdnahme ber Klage ohne 
Zuftimmung bes Vellagten erklärt, fo ift dies für daS Verfahren 
108; ein Schriftfaß, in dem bie Zurüdnahme erflärt wird, ohne daß 
zugleich die Zuftimmung des Beklagten, event. durch Mitfertigung beur- 
kundet ift, muß von Amts wegen zurüdgewiefen werben. Eine ſolche ein⸗ 
feitige Erflärung des Kläger kommt nur dann ald Verzicht auf den 
Klageanfprucd in Betracht, wenn fie eine ausdrüdliche derartige Verzicht- 
leiftung enthält. Diefe meritorifch im Progefle zu verwerten, iſt dem 
Bellagten Überlaffen. (IM. zu 8 237 8P0., P. 3.) 


c) Mit Zuftimmung des Beklagten kann die Klage jederzeit, auch 
während der mündlichen Verhandlung, zurüdgenommen werben. 

Mit Burüdnahne der Klage findet das Verfahren, vorbehaltlich des 
Antrages auf Prozeßloſtenerſaz und der Verhandlung darüber, fein Ende, 
denn die Zurucknahme bat zur Folge, daß die Klage als nicht angebracht 
anzufehen ift. Da die mündliche Verhandlung zur Hauptſache nad) Zu⸗ 
rüdnahme der Klage überhaupt nicht mehr fortgefegt werben kann, fo tit 
es auch nicht zuläffig, Über einen vom Bellagten angebrachten Zwiſchen⸗ 
antrag auf Feftitellung nad; Zurüdnahme der Klage weiter zu verhandeln. 
(IM. zu 8 237 8P0.., P. 4.) 

Der Richter, vor welchem bie erfte Tagſatzung ftattfindet, wird bei 

. Zurüdnahme der Klage über die Prozeßkoſten zu enticheiden Haben (8 37, 
‚83. 6, GOG.), wenn ‚entweder die Zurücknahme bei der erften Tagfagung 
mit Buftimmung des anmwefenden Beflagten erfolgt, letterer jedoch Koſten⸗ 
erſatz begehrt, oder wenn bie Buridnahme zwar vor ber erften Tag⸗ 
fagung ftattgefunden hat, der Bellagte aber dennoch, meil er nicht mehr 
rechtzeitig, von dem Ausfalle der Tagſatzung benachrichtigt werden konnte, 
25 eafabung erfcheint und bafür Koftenerfab anſpricht. (FM. zu 5 237 
P. 5.) 

- Ein vom Beklagten mittels Einrede ober Bwifchenantrag auf Feſt⸗ 
ftelung geltend gemachter Gegenanſpruch Tann jederzeit zurüdgenommen 
werden, ohne daß die Zuftimmung des Klägers hiezu nötig wäre. (JM. 
au 8 237 8PO., P. 6.) er — 
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“6238. Die im 8 237 bezeichneten Rechtöfolgen treten 

auch dann’ ein, wenn eine Klage in Gemäßheit der Beltin- 

"mungen dieſes Gejebes al3 zurüdgenommen zu gelten hat.') 
. 1) Wegen Nichterlages ber Prozebloftenficherheit bezw. "Nichtleiftung 
des Eides. 8 60, Abſ. 3. Ä 


ir Erſte Tagſatzung. 

6239. Die erſte Tagſatzung findet vor dem Vorſitzenden 
des Senates oder vor einem von diefem beauftragten!) Mit- 
‚glied de3 Senatesa) ftatt. — 
Die erſte Tagſatzung iſt zur Vornahme eines Vergleichs⸗ 
‚verfuchhe3,?) zur Anmeldungb) der Einreden der Unzulaͤſſigkeit 
Des Rechtäwege3,’) der Unzuftändigfeit des Gerichtes,t) der Streit- 
‚anhängigfeit?) und der rechtskräftig entichiedenen Streitjache, 
fowie zur Entgegennahme der Erklärung des benannten Auf- 
tor3®) beitimmt. Bei der: erjten Tagſatzung ift ferner der 
Antrag auf Sicherheitsleiftung für die Prozeßkoſten) zu jtellen; 
auch Tann bei der erjten Zagfagung die Streitfadde auf Grund 
“eines Anerfenntnifjes®) oder Verzichtes"). oder infolge Verſäum⸗ 
nis!) durch Urteil erledigt oder vom Kläger der Antrag auf 
Bewilligung der Änderung. der Klage!) angebracht: werden. 

er den Antrag ‚auf Sicherheitsleiftung für die Pro- 
zeßkoſten oder auf Geftattung der Klagsänderung, jowie über 
Den bei der erften Tagjabung von einer Partei wegen der 
‚progehinnfähigteit eines der Streitteile oder wegen mangelnder 
‚Berechtigung der als Vertreter einfchreitenden Perjon geitellten 
Antrag auf Zurüdweifung der Klage?) ist jogleich bei der erſten 
Tagſatzung zu verhandeln und zu enticheiden. Auch von 
«Amts wegen kann eine Erdrterunge) über die leßteren Punkte !?) 
oder über eine durch ausdrückliche Vereinbarung der Parteien 
nicht zu befeitigende Unzujtändigfeit?*) des Gerichtes bei der 
‘ersten Tagfagung eingeleitet und auf Grund deſſen ein Be- 
ichluß über die Einftellung des Verfahrens gefaßt werden.'?) 
Alles andere Anbringen ift von der erjten Tagſatz ung 
ausgeichloflen.1%)d) 

. .2) Übertragung der erften Tagfasung an ein Mitglied 

. be8 Senate3. 8 120 GO.: Die Verfügung bed Borfigenden, baß die 





8239. 1. Der mit Abhaltung der erften Tagſatzung betraute 
Richter kann VBerfäumnisurteil fällen, durch welches das 
Klagebegehren auf Grund des tatfächlicden Vorbringens ab- 
gewiefen wird. E. v. 16. Mai 1900, 3.6595, Sig. 1006. — Bgl. 
ZPO. 859, Nr.1. — 
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. erfte Tagfabung vor einem von ihm beauftragten Mitgliede des Senates 
ftaftzufinden hat, bedarf feiner befonderen Ausfertigung. Sie erfolgt 
dadurch, daß der Borfigende bei ber Anberaumung der erften Tagſatzung 
feiner Verfügung den Namen eines ber Senatsmitglieber ohne jede weitere 
Bemerkung beifept. Die Gerichtstanzlet hat auf Grund befien nad; Aus⸗ 
fertigung der Ladungen bie Klage und alle ſonſt einlaufenden, für bie 
erfte Tagfabung beftimmten Eingaben dem benannten Senatsmitgliede zu 
übergeben. Ten Parteien ift nicht belannt zu machen, vor wem die erſte 
Tagſatzung ſtattfinden wird. 

Bei Erſtreckung der erſten Tagfatzung findet die erſtredte Togfagung 
vor dem nämlichen beauftragten Richter ftatt. 

‚Die erfte Tagfabung ift öffentlih. Sogleich nad) Schluß der eriten 
Tagfagung (8 242 ZPO.) find bie Ulten, wenn bad Verfahren fort= 
geführt wirb, mit dem Protokolle dem Borfigenden, und zwar ohne ſchrift⸗ 

lichen Bericht vorzulegen. 

2) 8 204. °) Doch iſt Hierauf, auch von Amts wegen Rückſicht zu 
nehmen. 8 423 IN. *) 843 IN. °) 8.282. ©) 8 28, Abf. 1. ner 
ben Widerſpruch des Klägerd gegen den Eintritt des Auktors entſcheidet 
der Senat. Die für die Entſcheidung erheblichen Erflärungen der Be 
teiligten bei der erften Tagſatzung find im Protokolle über die erfte er 
fagung zu beurfunden. (FM. zu 8 23, 8PO., P. 3.) ) 88 57—5 
8) 88 395,397, Abſ. 2. 9) 8 394. 10) 88 188, Ubf. 2,396, 397. 11) 8 285, 
12) 88 6, 230. 3) Prozeßunfähigfeit und Mangel der gefeglichen Ber» 
‚tretung. — Die Anmeldung der Einwendung der Streitanhängigleit ober 

Rechtskraft ift zu Protofoll zu nehmien, die Enticheidung iſt dem Senate 
vorbehalten 8 261. :*) 8 104, Abſ. 2, IR. °) Dagegen Rekurs. 8 514. 
‚— Der Borfitende bezw. ber beauftragte Richter entfcheibet auch über 
die einftweilige Bulaflung eines Bevollmächtigten gemäß 8 38° BPD. 
837, 8.1, GOG. — Er entſcheidet aud über die Wiedereinfeßung gegen 
bie Berfäumung der erften Tagſatzung. 8 37, 8.5, GOG. 9) Zuläffig 
ift aber bei der erften Zagfabung die einverftändlicdhe Abllirzung der Eine 
redefriſt. 8 129, Abſ. 1. — Die zrfte Tagfabung findet vor dem er⸗ 
fennenden Gerichte ftatt, daher öffentliche Verhandlung. 8 171 BER. 
8 120 GO. — Erfte Tagfagung vor Bezirksgerichten 8 440, Abſ. 1 

a) Für die „erite Tagſatzung“ im Gerichtshofäverfahten ift "Bei 
tretung der Parteien durch Advokaten nicht geboten (88 27, Abſ. 2, 239, 
Abſ. 1, BPD.). 

Die erite Zagfobung ift öffentlich (vergl. 8 120, Abſ. 3, GD.). (JM. 

zu 8 289 8P0O., P. 1.) 

Wenn bei ber erften Tagſatzung die Prozeßunfähigkeit eines der Streit⸗ 
teile oder die mangelnde Verechtigung der als gejeßlicher Vertreter ein- 
freitenden Perſon offenbar wird, kann von dem die erſte Tagſatzung 
leitenden Richter, fall fi ber Mangel befeitigen läßt, eine Verfügung 
im Sinne des 8 6, Abſ. 2, ZPO. getroffen werben. Ein Senatsbeſchluß 
iſt darüber nicht einzuholen. (IM. zu 8 239 8PO., P. 2.) 

d) Über die vom Vellagten bei der erften Tagfabung angemeldeten 

. Einreden kann bei biefer Tagſatzung nicht verhandelt und entſchieden 
werden (88 243, Abf. 2, 260, 261 ZRO.); beides. ift dem Senate vor⸗ 
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behalten. Wenn jedoch durch die Anführungen der Parteien bei der erſten 
Tagſatzung die Zuſtändigkeit des Gerichtes zweifelhaft wird, jo kann der 
mit der Abhaltung der erſten Tagſatzung betraute Richter von Amts wegen 
eine Erörterung darüber einleiten, ob eine durch ausdrückliche Verein⸗ 
barung der Parteien nicht zu befeitigende Unzuſtändigkeit vorliegt, und 
fal3 nad) dem Ergebnis biefer Erörterung die Unzuftändigfeit eine offen- 
bare ift, fogleich bei der Tagſatzung die Klage wegen Unzuftändigkeit zu⸗ 
rüdmeifen. (IM. zu 8 239 8PO., P. 3.) 

Es Steht nichts im Wege, daB der die erfte Tagfabung leitende Richter 

“mit kurzer Unterbredhung der Tagſatzung fogleich die Entſcheidung des 
- - Genated darüber einholt, ob über die bei ber erften Tagſatzung angemels 

beten Einreden eine abgefonderte Verhandlung ftattfinden wird. Nach 
Beichlußfaffung des Senates ift die Tagſatzung wieder aufzunehmen und 
bei ihr die Entſcheidung mündlich zu verfünden. Wird abgejonderte Ver⸗ 
Bandlung angeordnet, fo tft den Parteien bei ber erften Tagſatzung, foweit 
e3 tunlich ift, auch Ichon die zur Verhandlung über die Einreden beftimmte 
Tagſatzung befanntzugeben. 

Wo diefer Borgang nicht angemefjen erfcheint oder unausführbar ift, 
erfolgt die Einholung der Senatsentjcheidung nah Schluß ter erften Tags 

ſatzung. (IM. zu 8 239 BRD, P. 4.) 

Wenn ber Kläger die vom Bellagten bei der erften Tagfabung au⸗ 
gemeldete Einrede der Unzuftändigfeit des Berichtes als begründet zugibt, 
fo kann das Verfahren fogleich durch Zurüdnahme ber Klage erledigt 
werten. Sit dies im einzelnen Falle nicht tunlich, jo können die Parteien 
auf mündliche Verhandlung über die Einrede verzichten und die beider= 
feitigen Erflärungen über die Einrede fowie biefen Verzicht auf die Ver— 
Handlung zu Protokoll erklären; auf Grund deſſen entſcheidet fodann der 
Senat ohne mündliche Verhandlung mitteld Beſchluſſes auf Zurüdweifung 
der Klage. 

Wird weder die Klage zurüdgenommen, nod) auf die mündliche Ver⸗ 
handlung verzichtet, To hat der Senat zur Verhandlung über die Einrede 
von Amts wegen Tagfagung anzuberaumen (8 260, Abf. 1, ZPO.) und nad) 
mündlicher Verhandlung mitteld Befchluffes zu entfheiden (8 261 8PO.). 

Bei Beſtimmung des Koftenerfages wird im zweiten und dritten 
Falle darauf Rüdficht zu nehmen fein, inwiefern biefe Schritte, ftatt der 
einfacheren Erledigung durch Zurüdnahme der Klage, zur zweckentſprechen⸗ 
den Rechtöverfolgung und Rechtsverteidigung notwendig waren. (IM. 
zu 8 239 8PO.., P. 5.) 

c) Eine Vernehmung von Zeugen kann bei der erſten Tagſatzung nur 
ſtattfinden, wenn ausnahmsweiſe die Entſcheidung über einen Antrag auf 
Sicherheitäleiftung für die Prozeßkoſten oder über einen Antrag auf Zus 
rüdweifung der Klage wegen Brozekunfähigleit oder wegen mangelnder 
Bertretungsberechtigung eine Beweisführung über erhebliche tatfächliche 
Behauptungen erfordert. 

Um folcher Beweisführung willen kann der Bellagte ſchon vor ber’ 
erften Tagſatzung mittel3 vorbereitenden Echriftfaßes einen ber in 8 229 
8PO. angeführten Unträge ftelen. (IM. zu 8 239 ZPO, P. 6.) 
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d) Die Borfchriften fiber die erſte Tagſatzung gelten auch für da3 
Verfahren auf Grund von Widerklagen, Richtigleits- und Wiederaufnahms⸗ 
Magen, die bei einem Gerichtähofe angebracht werden. 

Desgleihen kommen fie zur Anwendung, wenn im bezirkägerichtlichen 
Berfahren die abgejonderte Abhaltung einer eriten Tagfagung zur Vor⸗ 
nahme der im 8 239 ZBO. bezeichneten Progeßhandlungen angeorbnet 
wird. (IM. zu 8 239 ZPO. P. 7.) 

Über den Umfang des zuläffigen Vorbringens im Falle ber Säumnis 
des Bellagten, fiehe JM. zu $ 396, ZBO., P. 3. 

Die Ausfertinungen, Amtszeugnifle, Schreiben und Berichte, injomweit 
fie fi) auf die Amtshandlungen bes beauftragten Richters bei ber 
erften Tagſatzung beziehen, find von dem beauftragten Richter zu unter⸗ 
Ichreiden. (Siehe Gutachten des Oberſten Gerichtshofes zu 8 516 
8O., P. 2.) 


6 240. Die Einrede der Unzuſtändigkeit des Gerichtes 
muß bei der erſten Tagſatzung angemeldet werden.!) 

Nah Abhaltung der erjten Tagjagung kann die Unzu- 
tändigfeit des Gerichte nur mehr infoweit berüdjichtigt 
werden,a) als es ſich um eine durch ausdrüdliche Vereinbarung 
der Parteien nicht zu befeitigende Unzuftändigfeit handelt?) 

Die Unzuläffigfeit des Rechtsweges,“) die Streitanhängig- 
feit‘)b) und die Rechtöfraft?) eines die Streitfache betreffenden 
Urteiles )c) find jederzeit von Amts wegen zu berüdfichtigen.‘) 

1) 8 48 IN. Im Berfahren vor Bezirksgerichten, vor der Etreits 
einlafjung 8 441. Streitigkeiten über die Zuftändigfeit find nicht zu den 
Prozeßregiftern zu nehmen. 8 226, Abſ. 2, SD. 

2) 8 104, Abf. 2, IN. °) 8 42 IN. Berner wenn die Sade im 
Verfahren außer Streitfadhen auszutragen if. *) 8 232. °) 8 411, 
Wiederuufnahmsflage 8 530, 8. 6. 

6) Auch eines Beichluffes 3. B. Zahlungsauftrag im Manbatds oder 
Wechſelverfahren, Bahlungsbefehl im Mahnverfahren und andere ber 
Rechtskraft fähige Veſchlüſſe 8 52; ferner eines Schiedsſpruches 8 594, 
Abſ. 1; vergl. 8 261, Abſ. 5. — Hinfichtlic) der Wirkung der Entfcheidung 
über einen Wiberfpruch gegen die Meiftbotsverteilung und Verteilung der 
Ertragsüberjchüffe, vergl. 8 231, Abf. 4, ED. 

”), 8 118, Abf. 2, GO.: Wegen Streitanhängigfeit oder Rechtskraft 
darf die Klage, wenngleich die hiefür enticheibenden Tatſachen nad den 
Alten zweifellos feftitehen, nicht ohne Anberaumung einer Tagfabung 
zurüdgeftelt werben. 

8 324, Tester Abf., GO.: Bevor neu eingelangte oder zu Protokoll 
angebradite Klagen dem Richter oder dem Vorfibenden bed Senates zur 


840 1. Sadlide und örtliche Unzuftändigkeit 
müffen bei der erften Tagſatzung geltend gemacht werden. €. v. 
23. Jänner 1901, 3. 10, Przeg. 1901: &. 161. — Bgl. IN. $ 43, 
Nr. 2 und ZPO. 8 411, Nr. 2 und 3. 
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Beſtimmung der Tagfagung vorgelegt werben, ift durch genaue Durchſicht 
der NRamendverzeichnifie zu ben Prozeßregiſtern zu ermitteln, ob nicht über 
den geltend gemachten Anſpruch bei Gericht ein Rechtsſtreit anhängig ober 
ſchon durch Urteil rechtskräftig entſchieden iſt. Das Ergebnis diefer Prü⸗ 
fung iſt durch einen kurzen Vermerk auf dem für die Gerichtsalten be⸗ 
ftimmten Exemplare der Klage oder auf dem Protokolle feitzuftellen. 

a) Eine duch ausdrüdiiche Vereinbarung der Parteien nicht zu be» 
feitigende Unzuſtändigkeit des Gerichtes kann nach Abhaltung der erſten 
Tagſatzung, bei welcher die Einrede der Unzuſtändigkeit nicht angemeldet 
wurde, nur mehr von Amts wegen berüdfichtigt werben (8 43 IN.). (IM. 
zu 8 210 8PO., P. 1.) 

Über die Form der Entfcheidung über die von Auts wegen auf: 
getworfene Frage der abjoluten Inkompetenz ſiehe IM. zu 8 261 
8PO., P. 4. 

"Mit Berufung gegen das Verſäumungsurteil kann die Unzuſtändigkeit 
des Gerichtes nur inſoferne geltend gemacht werden, als das Gericht auch 
nicht durch ausdrückliche Vereinbarung der Parteien zuſtändig gemacht 
werden konnte. (Siehe Gutachten des Oberſten Gerichtshofes 
zu $ 514 8PO., P. 2.) 

5) Auf Grund eines zwiſchen denfelben Parteien im Auslande ans 
hängigen Rechtsſtreites kann der im Inlande wegen des nämlichen An⸗ 
fpruches angebraditen Klage die Rechtsankängigfeit der Streitfadye ent- 
gegengehbalten werben, wenn das im ausländiſchen Brozefie zu gewärtigende 
Urteil nach den über die Exekution ausländischer Urteile geltenden Bor- 
fchriiten (88 79 ff. ED.) im Inlande vollitredt werden Tann. 

Im gleichen Umfange kann fi) vor inländifchen Gerichten auf die 
Rechtskraft eines diefelbe Streitjache betreffenden ausländiſchen Urteiles 
berufen werben. (IM. zu 8 240 ZRD., P. 2.) 

c) Die Rechtäfraft eines die Streitfache betreffenden und feiner Au— 
fechtung mehr unterliegenden Schiedsſpruches (8 594 ZPO.) hat das Gericht 
von Amts wegen zu berüdjichtigen. 

Gegen eine Klage, bie einem giltigen Schiedsvertrage zumider 
während der Anhängigleit des Ichiedsrichterlichen Verfahrens bei dem 
ordbentlihen Richter angebradjt wird, ift nicht die Einrede der Streit- 
anhängigleit, fondern die der Unzuftändigleit zu erheben. (IM. zu 8 240 
8PO., B. 3.) 

$ 241. Wenn bei der erjten Tagjagung infolge der 

vom benannten Auktor abgegebenen Erklärung?) eine Einigung 
der Beteiligten?) in Anjehung der Übernahme des Prozeſſes 
durch den Auktor zuftande kommt, jo Hat der Vorſitzende 
oder der mit der Abhaltung der erjten Tagſatzung beauftragte 
Nichter auf entiprechenden Antrag?) gleich bei der Tagſatzung 
den Beklagten durch Beihluß von der Klage zu entbinden.‘)a) 


1) 8 28. 2) Des Auktors und Bellagten; ausnahmsweiſe aud Bu: 
ftimmung des Klägers 8 23, Abſ. 1. 


2) Des Beklagten. 8 23, Abſ. 2. 
19* 
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*) Ta keine Enticheibung vorliegt, fehlt für Koflenzufpruch die Voraus⸗ 
fegung. 8 41. Bergl. die Entlafjung aus dem Nechtäftreite im Falle 
bes 8 807 ED. 

a) Ein Bellagter, ber infolge Übernahme des Prozeſſes Durch den 
Auftor bei der erften Tagſatzung dur Beſchluß von der Klage entbunden 
wird, Hat auf Koftenerfag nach 8 45 ZPO. keinen Anſpruch. (FM. zu 
8 45 BRD.) 

Der Bellagte, welcher bei der erften Tagſatzung infolge der Über⸗ 
nahme bes Prozeſſes durch den Auktor ohne Wideripruc bes Klägers von 
ber Klage entbunden wird, kann an ben Kläger einen Anſpruch auf Koften- 
erſatz nicht Stellen. 

Falls jedoch der Kläger unter der Behauptung, daß in ber Klage 
auch Anſprüche geltend gemacht find, welche durch das zwiſchen Auktor 
und Beklagten beſtehende Vertretungsverhältnis nicht berührt werden, 
gegen den Eintritt des Auktors und die Entbindung des Beklagten von 
der Klage Einſprache erhebt und hiedurch mündliche Verhandlung und 
richterliche Entſcheidung über die Berechtigung des Eintrittes in den 
Prozeß und die Entbindung von der Klage notwendig macht, ſo hat er, 
wenn fein Widerſpruch als unberechtigt erflärt wird, dem urſprünglich 
Bellagten die diefem durch den Widerſpruch verurſachten Koſten zu erjegen 
(8 41 BRO.). 

Die dem Auktor dadurch verurfachten Koſten bilden einen Zeil ber 
Prozeßkoſten. (IM. zu 8 241 8PO.) 

$ 242. Erfolgt die Erftredung!)a) der erften Tagſatzung 

wegen eines Umjtandes, der ſich dem rechtzeitigen Erjcheinen 
des Beklagten entgegenitellt oder dieſen daran hindert, bei 
der Tagſatzung die Einreden anzumelden und die An- 
träge zu ftellen, zu deren Anbringung die erjte Tagſatzung 
beitimmt iſt, jo finden die Beitimmungen über die erite Tag- 
ſatzung aud) auf die erjtredte Tagfagung Anmwendung.?) 

Diele findet gleichfall3 vor dem Vorſitzenden des Senates oder 

vor dem bon diefem beauftragten Mitgliede des Senates ftatt. 


1) 8 184. — Die erftredte Tagfagung findet vor dem nämlichen bes 
auftragten Richter ftatt. 8 120, Abi. 2, GO. 

2) 88 239—241. Burüdnahme der Klage $ 237, Abſ. 1. 

a) Das infolge Ausbleibens beider Parteien von der erften Tag⸗ 
fagung für mindefteng 3 Monate eintretende Ruhen bes Verfahrens ‚hat 
die Folge, daß bei der Aufnahme des Verfahrens neuerlid eine erfte 
Tagſatzung anzuberaumen tft. (Gutachten des Oberften Gericht3= 
bofes zu 8 170 8PO., B. 2.) 

Der Bellagte bat alle im 8 239 ZPO. bezeichneten Einreden und 
Anträge, von weldyen er im einzelnen Prozefle Gebraud) zu madjen beab⸗ 
fichtigt, gleich bei der erften Tagſatzung vorzubringen. 

Wenn die erfte Tagjabung zur Verhandlung über den Antrag auf 
Sicherheitsfeiftung für die Prozeßkoſten oder auf Geftattung ber Klags⸗ 
änderung oder zur Verhandlung über den Antrag auf BZurüdmweifung der 





Erfte Tagſatzung. Klagebrantwortung. 293 


Klage wegen Prozeßunfähigkeit eines Streitteile8 oder wegen mangelnder 
Bertrerungsberechtigung einer Perſon erjtredt wird, fo kann, ohne Rüdficht 
auf den Inhalt ber Über den Antrag ergebenden Entichetbung, bei der er⸗ 
ftredten Tagſatzung eine der im 8 239, Abf. 2, ZPO. bezeichneten Ein- 
reden nicht mehr angemeldet werben. (IM. zu 8 242 ZPO.) 


Beantwortung der Klage. 


6 243. Der mit der Abhaltung der eriten Tagſatzung 
betraute Richtera) hat, falls ſich nach den Ergebnifjen diefer 
Tagſatzung die Anordnung einer Streitverhandlung al3 not» 
wendig daritellt, fogleich bei der Tagſatzung dem Bellagten 
die Beantwortung der Klagſchrift durch Beichluß !)d) aufzutragen 
und für die Beantwortung eine den Umſtänden des einzelnen 
Falles angemefjene, vier Wochen nicht überjchreitende Frift 
gu beftimmen. Gegen diefen Beichluß ijt ein abgejondertes 

echtsmittel nicht zuläfjig.?) 
Die Beantwortung hat mittel vorbereitenden Schrift- 
Tages?) zu geichehen. Soferne nicht inzwilchen bereit3 vom 
Gerichtet)c) eine abgejonderte Verhandlung über die vom Be- 
Hagten vorgebrachten Einreden der Unzuläffigkeit des Recht3- 
weges, der Unzuitändigfeit, der Streitanhängigfeit oder der 
rechtskräftig entichiedenen Streitfache angeordnet wurde, hat 
der Bellagte in dem von ihm zu überreichenden Schriftſatze 
insbelondere auch die zur Begründung dieſer Einreden die— 
nenden Umstände anzugeben und die zu deren Bewahrheitung 
dienenden Beweiſe zu bezeichnen.) 
In dem Schriftfage kann der Beklagte auch einen oder 
mehrere der in 8 229 angeführten Anträge oder den Antrag 
auf Einleitung eines vorbereitenden Verfahrens‘) vor einen 
beauftragten Richter ftellen. 
2) Zu verkünden, nur auf Verlangen jchriftlich auszufertigen, $ 426, 
“hf. 1,8 79, Abi. 4, GOG. — Wegen der Einleitung von Erhebungen zur 
Feftftelung des Wertes des Streitgegenftandes barf der Auftrag zur 
Selagebeantwortung nicht aufgeſchoben werben. 8 117, Abj.1, GO. — 
Bildung der Prozefalten 8 267 GO. — Sogleich nad; Schluß ber eriten 
Tagſatzung (8 242 8PO.) find die Alten, wenn das Verfahren fortgeführt 
wird, mit dem Protokolle dem Vorſitzenden, und zwar ohne fchriftlichen 
Bericht vorzulegen. $ 120, Abi. 3, GO. 

?) 8 515. Im bezirksgerichtlichen Verfahren befteht in der Regel (fiehe 
8 440, Abf. 8) Teine Verpflichtung zur Beantwortung ber Klage mittels 
vorbereitenden Schriftfages. 8 440, Abſ. 2. °) 8 78. 

*) Bom Senate. 8 260, Abf. 1. — Eventuell durch im Anſchluſſe an 

die erite Tagſatzung befchloffene Anordnung einer Tagſatzung zur Ver⸗ 
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handlung über diefe Einreden. Siehe ZUM. zu 8 289 8PO., B.4. — 
Kein Rechtsmittel. 8 260, Abf. 2. 

°) Zurüdweifung von neuem in bem vorbereitenden Schriftfage nicht 
angeführten Vorbringen, 8 179, Koftenfolge im "alle der Zulaſſung bes 
neuen Vorbringens, 88 44, Abf. 2, 49, Abi. 1. °) 88 245 ff. 

a) Falls der Kläger gegen den Eintritt des Auktors an Stelle be3 
Beklagten Widerfpruch erhebt, entiheidet der Senat. In den Beſchluß ift 
— Auftrag zur Klagebeantwortung aufzunehmen. (IM. zu 8 23 

+ ®. 8.) 

d) Der Beſchluß, durch welchen [vem bei ber erften Tagſatzung an⸗ 
weſenden Bellagten bie Beantwortung der Klage aufgetragen und bie 
Friſt Hiezu beftimmt wird, ift zu verkünden und im Verhandlungs⸗ 
protofolle unter Angabe ter Friſt für die Klagebeantwortung zu bes 
urkunden (8 208, 8.3, ZPO.) Ausfertigungen dieſes Beſchluſſes find 
den Parteien nicht auzuftellen (8 79, letzter Abſ., GOG.). (IM. zu 8 243 
83PO., P. 1.) 

c) Das Protokoll über die erſte Tagſatzung und die übrigen Alten 
der Rechtsſache find dem Borfigenden vorzulegen (8 120 GO.). Erſcheint 
diefem nad) Einficht des Protokolles und nachdem er die ihm etwa nötigen 
Aufffärungen von dem mit Abhaltung der erften Tagſatzung betrauten 
Richter mündlich eingeholt hat (8 86, Abſ. 1, GO.), die Anordnung einer 
abgeionderten Verhandlung zwedmäßig, fo hat er fogleich, ohne vorherige 
Altenmitteilung, einen Senatsbeſchluß barüber einzuholen ($ 182 GO.). 
In gleicher Weile ift vorzugehen, wenn ber Vorfigende felbft die erite 
Tagſatzung abgehalten hat und die Anorbnung abgefonderter Berhanblung 
für angemefjen findet. Der Richter, vor welchem die erfte Zagfakung 
ftattfand, kann aud) aus eigenem Antriebe nad) der Tagſatzung mündlich 
den Borfigenden darauf aufmerkſam machen, daß im gegebenen alle An⸗ 
ordnung einer abgefonderten Verhandlung zmwedmäßig wäre. (IM. zu 
8 243 8PO., P. 2.) 


Einleitung der Streitverhandlung. 


6244. Nach rechtzeitig!) überreichter Klagebeantwortung 
hat der Vorfigende des Senates, dem die Rechtsſache zuge 
wiejen iſt, wenn die Einleitung eines vorbereitenden Ver— 
fahrens?) beantragt wurde, oder der Vorjigende die Einleitung 
eines folchen Verfahrens geboten oder zweckmäßig hält, hierüber 
die Enticheidung?) des Senates einzuholen, andernfall3 aber die 
Tagfagung zur mündlichen Streitverhandlung anguberaumen.?) 

Letzteres hat auch dann zu geichehen, wenn der Senat die Ein- 
leitung eines borbereitenden Verfahrens abzulehnen beichließt. 

1) fiber verfpätet überreichte Klagebeantwortung, fiehe 8 398, Wbf. 1. 

2) 88 245 ff., vom Beklagten in ber Klagebeantwortung $ 248, Abſ. 3. 

3) Kein Nelurs. 8247. — Die Einleitung eines vorbereitenben Ver⸗ 

fahrens ift in das Prozeßregiſter einzutragen (Tag des Senatshefchluffee). 
8 227, 8. 11, GO. 
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*) 8 257. In ber Negel gelegentlich ber Anordnung der Buftellung 
ber Klagebeantwortung. — Die eigentlihen mündlichen Streitverhand: 
Tungen find nad) Zuulichleit auf verſchiedene Tage ober doch auf verfchie- 
bene Tageßzeiten (Bor: und Nadjmittag) zu verteilen. 8 115, Abf. 1, 
SD. — Wenn dem binnen 1 Woche nad) Buftellung ber Klagebeantwor- 
tung geftellten Antrage bes Klägers auf vorbereitenbes Verfahren (8 246, 
Abſ. 1) ftattgegeben oder wegen nachträglich (duch Schriftfäge zwiſchen 


Anberaumung und Beginn ber mündlichen Verhandlung) angekündigter 


Beweiſe (8 245, 3. 8) vorbereitendes Verfahren angeorbnet wird, ift bie 
mündliche Streitverhandlung abzuberufen. 8 258, Ubf. 2. 


Borbereitendes Verfahren. 


6 245. Ein die mündliche Streitverhandlung borberei- 
tendes Verfahren vor einem beauftragten Richter dann ange- 
ordnet werden:!) 


1. in den Rechtsſtreitigkeiten, welche die Richtigkeit einer 
Rechnung, eine Vermögensauseinanderjegung oder ähnliche 
Berhältniffe betreffen, in welchen über eine erhebliche Zahl 
von ftreitigen Anſprüchen oder Gegenaniprüdhen und Er- 
innerungen zu verhandeln ilt; 

2. wenn das in den vorbereitenden Schriftſätzen ent- 
haltene tatjächliche Vorbringen?) von ſolchem Umfange oder 
von folder Art ift, daß fi) die vorgängige Ordnung und 
Sichtung desfelben behufs Beichleunigung und Vereinfachung 
der mündlichen Streitverhandlung al3 geboten darftellt; 

3. wenn ſich die Parteien zur Bewahrheitung von be- 
Itrittenen, aber erheblich fcheinenden Tatumftänden auf Be- 
weile berufen, weldye während der mündlichen Streitverhand- 
lung vor dem Prozeßgerichte nicht aufgenommen werden 
fönnen, oder deren Aufnahme die mündliche Streitverhand- 
lung vorausfichtlich erheblich erſchweren oder unverhältnis- 
mäßig verzögern würde, insbefondere wenn ſich die Parteien 
auf Seinen berufen, welche weder am Sitze des Prozeß- 
gerichtes, noch in deifen Nähe wohnen, oder wenn es zur 
Ermittlung der Wahrheit dienlich ſcheint, namhaft gemechte 
Zeugen außerhalb der Verhandlung an Ort und Stelle zu 
vernehmen.?) 

) Auf Antrag des Bellagten (8 243, Abſ. 3), des Klägers (8 246) 

oder von Amts wegen (88 244, 246). Dagegen kein Rechtömittel $ 247. 
— Gilt nit für das Verfahren vor Bezirkägerichten, doch kann im Kalle 
8. 1 Wechſel vorbereitender Schriftiäge durch Advolaten oder Einver⸗ 


nehmung der Parteien zu Protokoll angeordnet werben 8 449, Ubf. 3. 
’)8 78, 8. 2. 


.- 
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8) Aus diefem Grunde zunächit mittelbare Beweisaufnahme. $ 328, 
8. 1. — Siehe au FM. zu 8 246 ZPO. 


6246. Die Einleitung eines vorbereitenden Verfahrens 
fann vom Senate auf Antrag des Klägers felbit nah An- 
beraumung der Tagſatzung zur mündlichen Streitverhandlung 
angeordnet werden,?) wenn dieſer Antrag innerhalb einer Woche 
nad Zuftellung der Klagebeantwortung angebracht wird. 

Ergibt fi die Notwendigkeit der im 8 245, 3.3, an- 
gerährien Beweisaufnahmena) erſt während der mündlichen 

treitverhandlung, fo kann der Senat jederzeit nad) An- 
hörung der Parteien den Nechtsitreit oder einen oder mehrere 
jelbftändige Streitpuntte*) zu vorbereitendem Verfahren vor 
einen beauftragten Richter verweiſen,?) falls Diele es 
zur Erleichterung der — oder zur 
ſchleunigung der Prozeßerledigung geeignet erſcheint) und da⸗ 
durch vorausſichtlich auch der Meran feine Steige⸗ 
rung erfährt. 

1) fein Rekurs. 8247. 9 8189. *) Der Beſchluß ift in das Prozeß⸗ 
regifter einzutragen. 8 227, 3. 11, GO. *) Sonft tft mittelbare Be⸗ 
weisaufnahme anzuorbnen. 8 3238, 8.1 u. 2. 

a) Das Nichtericheinen eines Zeugen, der am Orte des Prozebgerichtes 
mohnhaft, der Labung zur mündlichen Streitverhandlung Folge zu Teiften 
verhindert ift, Tann als ein genügender Anlaß zur Einleitung eines vor⸗ 
bereitenden Verfahrens an fich nicht angejehen werden. Ein foldher Beuge 
wird vielmehr regelmäßig durch ein Mitglied des Senates als beauf- 
tragten Richter außerhalb der mündlichen Verhandlung zu vernehmen 
fein (83 388, 3. 4, 282 ZPO). Bum vorbereitenden Verfahren darf 
nur gefchritten werden, wenn leßtered nad) Lage der Sache zur Erleid)- 
terung der Sachverhaltäfeitftellung oder zur Beſchleunigung der Prozeß⸗ 
erledigung geeignet ericheint, alfo namentlich, wenn mehrere an verſchie⸗ 
denen Orten wohnhafte Zeugen über dieſelbe Behauptung vernommen 
werden müſſen, oder die Beweisaufnahme eine vorherige Klärung bes 
Sachverhaltes zur Borausfegung hat. 

Ob Hei Übertragung ber Bernehmung an ein Mitglieb de3 Senates 
die mündliche Verhandlung zu erftreden ober bloß für kurze Zeit, bis 
zum Wieberericheinen des beauftragten Richters auszuſetzen ift, wird nad 
Rückſichten der Bivedmäßigleit den Verhältniſſen des einzelnen Yalles 
entfprecjend zu entjcheiden fein. (FM. zu 8 246 ZPO.) 


6247. Über die Einleitung eines vorbereitenden Ver- 
fahrens enticheidet der Senat mit Ausnahme des in 8 246, 
Abſatz 2, angegebenen Falles, ohne vorhergehende "mündliche 
Verhandlung. Der Senat kann jedoch ftet3 vor der Ent- 
fcheidung alle zu *7 Aufklärung erforderlichen Erhebungen 
pflegen.!) Die Beſchlüſſe, durch welche ein vorbereitendes Ver⸗ 
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fahren?) angeordnet oder der Antrag auf Einleitung eines 
ſolchen abgewieſen wird, können durch Rekurs nicht ange- 
fochten werden. 


In dem Beſchluſſe, durch welchen ein vorbereitendes 
Verfahren angeordnet wird, iſt zugleich der beauftragte Richter?) a) 
zu bezeichnen, vor welchem dieſes Verfahren ſtattfinden ſoll. 
Wird derſelbe verhindert, den Auftrag zu vollziehen, ſo hat 
der Vorſteher des Gerichtshofes ein anderes Mitglied des 
Gerichtes zur Durchführung des vorbereitenden Verfahrens 
zu beſtellen. 

1) Durch mündliche oder ſchriftliche Einvernehmung. 8 86, Abf. 4, GO. 

2) Oper deſſen Ergänzung, 8 256, Abſ. 2. 

9 Womöglich ein Mitglied des Senates (8 282). — Über die Form 
der Benachrichtigung des beauftragten Richters, fiehe $ 139 GO. 

a) Der beauftragte Richter, vor welchem das vorbereitende Berfahren 
ftattfinden fol, Tann ein Mitglied des Senates fein, vor welchem nad 
Abſchluß des vorbereitenden Berfahrens die mündliche Streitverhandlung 
durchzuführen fein wird (IM. zu 8 247 ZPO.) 

6 248. Die Tagſatzung für das vorbereitende Ber- 
fahren und, fall eine Erjtredung ftattfindet, jede weitere 
Tagſatzung wird von dem beauftragten Richter beitimmt und 
den Parteien oder deren Vertretern befanntgegeben. 

Die Parteien müflen auch in dem Verfahren vor dem 
beauftragten Richter durch Advokaten vertreten fein.t)«) 

2) Ausnahme von 8 27, Abi. 2. 

a) Im vorbereitenden Verfahren vor dem beauftragten Richter müfjen 
die Parteien durch Abvolaten vertreten fein, und zwar ſowohl bei ben 
Tagfasungen zur münblichen Verhandlung, wie bei den Einvernehmungen 
und Beweisaufnahmen, die vor dem mit bem vorbereitenden Verfahren 
beauftragten Richter ftattfinden. 

Ervgeben fid) im vorbereitenden Verfahren Beweisaufnahmen durch 
einen erjuchten Richter, fo befteht für diefe kraft der VBorfchrift des 8 27, 
Abſ. 2, 8PO. ein Anwaltszwang nit. (IM. zu 8 248 ZPO.) 

6 249. Der beauftragte Richter hat im vorbereitenden 
Verfahren alle in 88 180 bis 185 angeführten Befugnijfe 
und Obliegenheiten des Vorfigenden.!) Er fann die im vor- 
bereitenden Verfahren zuläfligen Beweisaufnahmen anordnen 
und entweder felbjt ausführen oder durch einen erjuchten 
Richter?) ausführen laffen. Bei einer Beweisaufnahme fommen 
ihm insbeiondere aud die Befugniffe zu, welche im Verfahren 
vor Gerichtshöfen bei einer vor dem erfennenden Gerichte 
— Beweisaufnahme vom Borjigenden?) geübt werden. 

eögleichen hat der beauftragte Richter in Anjehung der von 
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einem erſuchten Nichter eingefendeten ‚Beweisaufnahmealten 
die Obliegenheiten des Vorſitzenden?) — 

Die eidliche Vernehmung der Parteien?) kann im bor- 
bereitenden Verfahren nicht erfolgen. 

ı) Insbeſondere die Befugniffe nach 8 183, 8. 4 und letzter Abſatz, 
aber nur in ben Fällen 88 250 u. 251, nicht bei 8 253. 2) Wenn bie 
AUmtshandlung außerhalb bes Gerichtähoffprengels vorzunehmen wäre, die 
Behandlung der Sache erleichtert oder unnüger Koftenaufivand vermieden 
wird (Bezirkögericht). 8 86 IR. *) 88 288—291. *) 8 286. ®) 88 871 ff. 

6250, Wenn einer der im 8 245, 8. 1, erwähnten 
Prozeſſe zu vorbereitendem Berfahren verwiejen wurde, jo ift 
in diefem Verfahren über die einzelnen von den rn 
geltend gemachten Anſprüche und Gegenanfprüche, Angriffs- 
und Berteidigungsmittel, Erinnerungen und Erläuterungen 
in der vom beauftragten Richter zu bejtimmenden Reihen⸗ 
folge abgejondert mündlich!) zu verhandeln. Auf Grund diefer 
Verhandlung ift zu Protokoll feitzuftellen: 

1. welche Anſprüche und Gegenansprüche erhoben und welche 
Angriffs- und Verteidigungsmittel geltend gemacht werden; 

2. welche von Diefen Anſprüchen, Gegenanfiprüchen, 
Angriffd- und Verteidigungsmitteln ftreitig und welche unbe- 
jtritten find; 

3. in Anjehung der beitrittenen iſt das vollitändige 
Sachverhältnis, a) wie es ji) aus dem Vorbringen der Par- 
teien ergibt, dDarzuitellen, unter Angabe der von den Parteien 
bezeichneten Beweismittel, der geltend gemachten Beweisein⸗ 
reden und der abgegebenen Erklärungen liber Beweismittel 
und Bemweiseinreden. 

Der beauftragte Richter hat zugleich dafiir zu forgen, 
daß die Urkunden, auf welche ſich die Parteien für beftrittene 
Behauptungen bezogen haben und welche nad) den Ergebnifjen 
der Verhandlung zur Beweisführung dienlich jcheinen, von 
den Parteien vorgelegt werden;?)d) nad) Maßgabe der Beltim- 
mungen dieſes Geſetzes hat er diefe Urfunden ie en.?) 
Gleiches gilt in Anjehung der zur Beweisführung dienlichen 
Auskunftsſachen und der zu befichtigenden Augenſcheinsgegen⸗ 
ſtände,“) welche vor Gericht gebracht werden können. ne 
Aufnahme von Beweiſenc) hat im vorbereitenden Verfahren 
nur dann ftattzufinden, wenn binfichtlich dieſer Beweiſe einer 
der im 8245, 3. 3, angeführten Umftände zutrifft oder die 
Aufnahme des. Beweijes zum Zwecke der Sicherung des Be- 
weijes?) notwendig ift. ; 
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1) Kontrabiktoriiche Verhandlung im Gegenfage zu $ 231 (mo nur 
fakultativ), jeboch nicht öffentlich. 8 175, Abſ. 2. ?) Kraft der Prozeß⸗ 
leitungsbefugniffe. 88 188, 3. 2, 249, Abſ. 1. ®) Hinfichtlich der bei 
einer Öffentlichen Behörde oder einem Notar verwahrten Urkunden 88 188, 
3. 3, 229, Abſ. 2. *) 8 188, 8. 3. °) 8 188, letzier Abſatz, 88 BS4ff. 

a) Das Sachverhältnis (8 250, 3. 3, ZPO.) ift im vorbereitenten 
Berfahren ſowohl in Anjehung ber beftrittenen Anfprücde, wie der er» 
hobenen beftrittenen Gegenanfprücde zu ermitteln und darzu⸗ 
ftelen. (IM. zu 8 250 ZPO. P. 1.) 

d) Der beauftragte Richter kann binfichtlich der Urkunden, deren Be⸗ 
fiß der Gegner zugibt, auch einen Editionsauftrag an ben Gegner erlafien; 
hinfichtlich Urkunden, beren Befig geleugnet wird, muß die Erlaffung des 
Auftrages dem erlennenden Gerichte vorbehalten werden. (Siehe IM. 
zu 8 808 8PO., P. 1.) 

c) Um zur Nufnahme von Beweiſen in einem vorbereitenben Ver⸗ 
fahren freiten zu Tönnen, das gemäß 8 245, 8. 1, ZPO. eingeleitet 
wurde, bedarf der beauftragte Richter weder einer befonderen Ermäch⸗ 
tigung, nod) einer Genehmigung durch den Eenat. Eobalb während des 
vorbereitenden Verfahrens für die Entſcheidung erhebliche Beweiſe zum 
Borfchein kommen, hinfichtlich deren gemäß 8 245, 8. 3, 8PO. die Be⸗ 
dingungen der Aufnahme im borbereitenden Berfahren gegeben find, hat 
ber beauftragte Richter von Amts wegen biefe Beweisaufnahme zu veran⸗ 
lIaflen. (IM. zu 350 ZED., P. 2.) . 

$ 251. Wenn ein Nechtöftreit wegen der Beichnffenheit 
des tatfähhlihen Borbringens zu vorbereitendem Verfahren 
verwiejen wird (8 245, 8. 2), hat der beauftragte Richter 
durch Einvernehmung der Parteien!) oder im Wege der münd- 
lichen Verhandlung mit denfelben in Anfehung aller nad 
dem Inhalte der vorbereitenden Schriftfäge bejtrittenen An- 
ſprüche, Angriffe- und Verteidigungsmittel das Pr 
Sachverhältnis zu ermitteln und dasjelbe unter Anführung 
der Beweismittel, der geltend gemachten Beweiseinreden und 
der über Beweismittel und Bemweiseinreden von den Parteien 
abgegebenen Erflärungen zu Protofoll feitzuftellen. Außerdem 
hat der beauftragte Richter das Beweisverfahren vor dem 
erfennenden Gerichte im Sinne der Beitimmungen des 8 250, 
letzter Abjag, vorzubereiten. 

2) Siehe Anm. zu 8 175. — Keine kontradiktoriſche Verhandlung; 

vergl. 8 250, Abi. 1. 

6 252. Uber die in den vorbereitenden Schriftſätzen 
geltend gemachten Anfprüde und Gegenanſprüche darf im 
vorbereitenden Verfahren nicht Hinausgegangen werden ;?) jedod) 
fönnen die Parteien vor dem — Richter zur Be- 
gründung und Bekämpfung diefer Unfprüche auch folche tat« 
lählihe Behauptungen vorbringen und Beweiſe anbieten, 
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welche in den vorbereitenden Schriftfägen noch nicht ange- 
führt waren. 

Die Ermittlungen, protofollarifchen Feltitellungen und 
Beweisaufnahmen des vorbereitenden Verfahrens haben ſich 
auch auf die zur Begründung der Einreden der Unzuläffig- 
feit des Rechtsweges, der Unzuftändigleit des Gerichtes, der 
Streitanhängigfeit und der rechtskräftig entſchiedenen Streit- 
oe vorgebradhten Umſtände zu eritreden, falls nicht über 

iefe Einreden vom Gerichte eine befondere Verhandlung an- 
geordnet wurde.?) 

Soweit zu Protokoll feitzujtellende Behauptungen, Er- 
Härungen und Beweisanbietungen einer Partei in einem bei 
Gericht überreihten, dem beauftragten Richter vorliegenden 
Schriftſatze enthalten find, ift die Protokollierung dur Be- 
zugnahme auf den Schriftſatz zu erjegen.*) 

ird bei einer Tagſatzung des vorbereitenden Berfahreng 

ein Anſpruch vom Gegner anerkannt, fo ift von einer proto⸗ 

follarischen Feititellung des Inhaltes der etwa vorangegangenen, 

den zugeftandenen Anſpruch betreffenden Verhandlung ab⸗ 
ufehen. 

® ieh 2) Auch nicht unter den Borausfegungen einer Klageänberung. 8 335. 

- 2) 8.239, Abſ. 2. ©) 88 243, Abſ. 2, 260, Abi. 1. *) Ebenfo 8 210, 
1 


6 253. Wenn ein vorbereitendes Verfahren zum Be- 
bufe der Aufnahme von Beweiſen angeordnet wird (8 245, 
8. 3), hat der beauftragte Richter vorerft durch Einverneh- 
mung der Parteien!) das Sachverhältnis infoweit zu ermitteln, 
als die Kenntnis desfelben notwendig iſt, um die ihm 
übertragenen Beweisaufnahmen Teiten und fo vollitändig 
durchführen zu können, wie e3 der Zweck der Erleichterung 
und Beförderung der wahrheit3mäßigen Sachverhaltsfeit- 
ftelung in der mündlichen Streitverhandlung im einzelnen 
Talle verlangt.) Das Ergebnis dieler Einvernehmung iſt 
zu Protokoll feftzuftellen ($ 252, Abſatz 3). Die Beweis- 
aufnahmen des beauftragten Richters haben fich auf diejenigen 
Beweiſe zu beſchränken, wegen welcher die Rechtsſache zu vor- 
bereitendem Berfahren verwielen wurde. 

!) Keine Eontrabiltorifche Berhanblung. 

2) Vergl. 8 2377, Ab. 8. 

6 254. Wenn ein Teil bei einer, nicht bloß zur Be- 
weisaufnahme?) beſtimmten, Tagſatzung vor dem beauftragten 
Richter nicht erfcheint,2) ift daS Vorbringen der erjchienenen 
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Partei nah Maßgabe der für das vorbereitende Verfahren 
im einzelnen Falle geltenden Vorſchriften?) zu Protokoll feft- 
uftellen und eine neue Tagjagung anzuberaumen. Bu dieſer 

giagung ijt die bei der früheren Tagſatzung nicht er=- 
fchienene Partei, und zwar auf Antraga) ihres Gegners unter 
Mitteilung einer Abichrift des Protokolls und unter An- 
fündigung der mit ihrem abermaligen Nichterfcheinen ver- 
bundenen Folgen zu laden. 


Wenn die Partei aud) bei der neuerlichen zogfaung 
nicht erihheint, fo find die in der zugeitellten Protokolls- 
abſchrift enthaltenen tatfädhlichen Behauptungen der erichie- 
nenen Partei für wahr zu haltend) und es fönnen Die von 
der nicht erjchienenen Partei Über angebotene oder vorgelegte 
Beweismittel abzugebenden Erflärungen nit mehr nad 
geholt werden.*)c) 


1) 88 245, 3. 3, 253. — Anwendungsfall des Grundſatzes 8 289, 
Abſ. 2. 9 Folgen der Unterlafiung oder Bertveigerung der Erflärung 
ber erichienenen Partei 8 268. 9) 88 250, 251. *) Auch nicht unter den 
Borausfegungen bes 8 263, Abſ. 2. — Diefe Folge tritt von felbft ein; 
vergl. 8 263, Abſ. 2 (gegnerifcher Einfprudy Vorausſetzung für die Zu⸗ 
rüdmweifung). — Wiedereinfegung gegen bie Berfäumung 8 146. 

a) Der Untrag, den zu einer Tagſatzung im vorbereitenden Berfahren 
nicht erfchienenen Gegner unter Mitteilung einer Protokollsabſchrift und 
Ankündigung der Yolgen abermaligen Richterfcheinens zu laden, muß vor 
Anberaumung ber neuen Tagſatzung geitellt werben. 

Aber nur die Mitteilung einer Protokollsabſchrift und bie Andro⸗ 
Hung ber Berfäumnisfolgen, nicht die Anberaumung der neuen Tagſatzung 
an und für fid) ift vom Untrage der erjchienenen Bartei abhängig. Unter 
läßt es Iebtere, einen Antrag auf Ladung unter Mitteilung einer Proto⸗ 
tollgabfchrift zu ftellen, fo bat der beauftragte Richter von Amts wegen 
die neue Tagfayung anzuberaumen und die nicht eridjienene Partei in 
der fonft üblichen Weife dazu zu laden. (IM. zu 8 254 8PO., P. 1.) 

Wurbe die neue Tagſatzung ohne Mitteilung einer Protokollsabſchrift 
und ohne die Ankündigung der fi) daran nüpfenden Berfäumnisfolgen 
anberaumt und bleibt der Gegner auch von diefer Tagſatzung aus, fo 
kann der Antrag auf Ladung unter Mitteilung einer Protokollsabſchrift 
nicht mehr nachgeholt werden. 

Der beauftragte Richter hat vielmehr dann ohne Rüdficht auf Die 
Saumfal der nicht erjcheinenden Partei oder auf einfeitige Erſtreckungs⸗ 
anträge der erjchienenen Partei das vorbereitende Verfahren nad) Be⸗ 
fchaffenheit des Falles mit tunlichfter Beichleunigung (8 256 ZPO.) zu 
Ende zu führen. (IM. zu 8 254 8PO., P. 2.) 

5) Über folhe Behauptungen kann auch in der mündlichen Streitver⸗ 
handlung eine Beweisaufnahme weber angeorbnet werben, noch ftattfinden. 
(Siehe IM. zu 8 264 ZPO.) 
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c) Wegen folder Einwendungen barf aud) in der mündlichen Streits 
verhandlung feine Erneuerung der Beweidaufnahme angeorbnet werben. 
(Siehe JM. zu 8 264 ZPO.) 

6 255. Gegen die von dem beauftragten Richter während 
des vorbereitenden Verfahrens erlaffenen Anordnungen und 
Beichlüffe, deren Anfechtung im Wege eines bejonderen Rechts⸗ 
mittel3 nad) den Beltimmungen dieſes Geſetzes zuläſſig er- 
heint,!) kann beim Borfibenden des Senates,?) welchem Die 

echtsſache zugewieſen ijt, Abhilfe gejucht werden.a) Der bezüg- 
lie Antrag kann mündlich?) angebradht werden. Bor der 
Entiheidung iſt dem beauftragten Richter Gelegenheit zur 

ußerung zu geben; auch können andere Erhebungen früher 
eingeleitet werden. Ä 

Desgleihen hat der Vorfigende auf Anzeige einer der 
Barteien oder von Amts wegen die Abitellung etwaiger Ver- 
zögerungen in der Erledigung des vorbereitenden Verfahrens 
zu verfügen. 

Gegen die Enticheidung des Vorfitenden ift ein Rechts⸗ 
mittel nicht zuläffig. 

Bon dem beauftragten Richter zurückgewieſene Anträge 
auf Aufnahme von Beweifen oder ne von Ur- 
funden, Auskunftsſachen, Augenſcheinsgegenſtänden können in 
der Verhandlung vor dem Brosehgersähte erneuert werden.*) 

1) Die fonft nur durch vorbehaltene Beſchwerde anfechtbaren Beſchlüſſe 
des beauftragten Richters im vorbereitenden Verfahren find unanfechtbar. 

?) Ausnahme von ber Regel des 8 35, Abf. 2, IN., wonach der Senat 
entfcheibet. 

2) 8146 GO.: Über Anzeigen, Anträge und Beſchwerden, welche 
eine Partet bei dem Vorſitzenden des Senates gegen einen beauf⸗ 
tragten Richter mündlich vorbringt (8 255 8PO.), und über mündlich 
bein: Borfigenden des Senates angebradjte Anträge auf Behebung von 
Mängeln der Beweisaufnahme oder auf Ergänzung ber Beweisaufnahme 
(8 286 ZPO.) ift in dem alle, als ber VBorfigende dem Begehren ber 
Partei zu willfahren findet, ein Protokoll nicht aufzunehmen, fondern es 
ift die entiprechende Verfügung unmittelbar auf Grund des mündlichen 
Vorbringens zu treffen. 

8 140 GO.: Müffen während bes Verfahrens vor dem beauftragten 
Richter Beſchlüſſe des Gerichtes eingeholt werden, fo ift Hievon dem Vor⸗ 
figenden de3 Senates mündlich Anzeige zu machen. Falls fidh die Be⸗ 
ſchlußfaſſung auf Anträge bezieht, bie in einer Eingabe ober in einem 
Protokolle enthalten find, und ber beauftragte Richter an der Beratung 
und Abſtimmung bed Senates nicht teilnimmt, tft mit der mündlichen 
Unzeige zugleich die Eingabe oder das fragliche Protokoll dem Vorſitzen⸗ 
ben vorzulegen. Beichlüffe, die nicht für die Parteien ausgefertigt werben 
müfjen, werben dem beauftragten Richter durch Vorlage des Beratungs⸗ 
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prototolles (Abſtimmungsvermerles) zur Einficht befannt gegeben (Vid. 
beauftragter Richter); die Mitteilung bes Beratungsprotololles oder Ab⸗ 
ſtimmungsvermerkes unterbleibt, wenn ber beauftragte Richier an ber 
Abſtimmung im Senate felbft teilgenommen bat. 

Die Beſtimmungen bed erften Abſatzes gelten auch für die Anzeigen 
oder Beſchwerden, welche die Parteien gegen einen beauftragten Richter 
anbringen, und für bie darüber ftattfindenden Beſchlußfaſſungen. Die 
Verfügungen, welche vom Vorfteher bes Berichtes oder vom Vorfigenden 
des Senates ohne Entſcheidung des Senates infolge folcher Beſchwerden 
oder Anzeigen getroffen werden, find dem beauftragten Richter mündlich, 
wenn aber zugleich eine Benachrichtigung der Barteien ftattfindet, durch 
Einfichtgewährung in die ergebende Erledigung (Konzept oder Ausfertigung) 
defanntzumadhen. 

*) Sofern nit Präflufion infolge Verſäumung eingetreten tft. 
88 263, 254. 

a) Der Antrag auf Abhilfe gegen Unorbnungen und Beſchlüſſe des 
beauftragten Richters ift an Teine Friſt gebunten. Er Tann folange ges 
ftellt werben, al3 die begehrte Abhilfe nad) Lage des Falles noch wirkfant 
und mit Erfolg gewährt werten kann. Ein ſolches Begehren um Abhilie 
ift jedoch ausgeichloffen, fobald die Partei gegen den Beſchluß des beauf- 
tragten Richter ein Rechtsmittel ergriffen Hat (vergl. auch 8 146 GO.). 
(IM. zu 8 255 BRD.) 

6 256. Nah tunlichjt zu beichleunigendem Abſchluſſe 
des vorbereitenden Verfahrens find die geſamten Aften und 
in3kefondere auch alle während des vorbereitenden Berfahreng 
aufgenommenen Protofolle und die dem beauftragten Richter 
vorgelegten oder ausgefolgten Beweisurfunden, Ausfunfts- 
ſachen und Augenicheinsgegenjtände!) dem Vorſitzenden des 
GSenates, vor welchem die Streitverhandlung ftattfinden ſoll, 
zu lübergeben.?) Wenn nit vom Vorſitzenden oder auf deſſen 
Antrag vom Senate in nicht öffentlicher Situng eine Ergänzung 
des vorbereitenden Verfahrens verfügt wird, hat der Bor- 
figende die Tagjagung zur mündlichen Streitverhandlung von 
Amts wegen anzuberaumen. 

Gegen den Beſchluß auf Ergänzung des vorbereitenden 
Verfahrens ift ein Rechtsmittel nicht zuläflig.?) 

1) 8 250, Abi. 2. °) Der Tag ift al3 Tag bes Abſchluſſes de vor⸗ 

bereitenden Verfahrens in das Prozehregifter einzutragen. 8 227, 8.11, 
GO. *) Gegen bie Berweigerung der Ergänzung im Falle $ 286, Abi. 2, 


(au Bewisaufnahme im vorbereitenden Verfahren) fein abgefondertes 
Rechtsmittel. 8 291, Abi. 1. 
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6 257. Die Tagfagung zur mündlicdyen Streitverhand- 
lung iſt jo anzuberaumen,!) daß den Barteien von Zuftellung 
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der Ladung an mindeitens eine Friit von acht Tagen zur 
Vorbereitung für die Streitverhandlung offen bleibt.?) 

Bei Anberaumung der Zagfagung hat der Borfitende 
zugleih über die gemäß 8 229 in einem vorbereitenden 
Schrifte e geftellten Anträge, jofern diefelben nicht etwa be= 
reit3 bei Anberaumung der eriten Tagfatung?) oder durch ein 
eingeleitetes vorbereitendes Verfahren ihre Erledigung gefunden 
haben, die nötigen Anordnungen zu erlaffen. Gegen dieſe 
Anordnungen iſt ein Nechtsmittel nicht zuläffig; e3 können 
jedoch die Anträge, welchen vom Borfitenden nicht willfahrt 
wurde, bei der mündlichen Streitverhandlung von der Partei 
erneuert werden. Desgleichen bleibt es den Parteien unbe» 
nommen, ihre etwaigen Einwendungen gegen die vom Vor⸗ 
figenden über derlei Anträge erlaffenen Anordnungen bei der 
mündlichen Streitverhbandlung vorzubringen. 

Bon den Anordnungen und Beihlüffen, welche über die 
im vorgehenden Abſatze bezeichneten Anträge ergehen, tft auch 
der Gegner der antragitellenden Partei ftet3 ohne Aufſchub 
zu veritändigen.*) 

1) Bom Borfigenden. 88 244, Abſ. 1, 256, Abſ. 1. — Kein abge- 
fondertes Rechtsmittel. 8 180, Ubf. 2. — Die eigentlichen mündlichen 
Streitverhandlungen find nad) Tunlichfeit auf verſchiedene Tage oder doch 
auf verjchiedene Tageszeiten (Bor: und Nachmittag) zu verteilen. & 115, 
Abi. 1, GO. 2) Wegen verzögerter Buftelung Erftredung von Amts 
wegen. 8 139. 9) 8 229. Wnläßlich der erften Zagfabung kann nur 
in Anſehung jener Beweismittel eine Verfügung getroffen werben, welde 
ſich auf jene ragen beziehen, die der erften Tagſatzung vorbehalten find. 
*) Ausnahme von 8 427, Abf. 2. 

6 258. Falls die Streitverhandlung ohne vorgängiges 
borbereitendes Verfahren angeordnet wird, können ſich Die 
Parteien in der Klage oder Klagebeantwortung noch nicht 
enthaltene Anträge, Angriff3- und BVerteidigungsmittel,!) Be— 
Hauptungen und Beweiſe, welche fie in der Streitverhandlung 
geltend machen wollen, in der Beit zwiſchena) Anberaumung 
und Beginn der GStreitverhandlung durch bejonderen vor» 
bereitenden Schriftfag mitteilen.) Unter der gleichen Be- 
dingung können von den Parteien a diefer Zeit noch 
Anträge im Sinne des $ 229 mittel Schriftſatz oder zu ge- 
tihtlihem Protokoll geftellt werden. Der Vorfitzende hat 
hierüber die ihm nötig fcheinenden Anordnungen ohne Auf- 
ſchub zu erlaffen (8 257).3) 

Denn auf diefe Art Beweife für die En 
angefündigt werden, bezüglich deren Aufnahme eine der Bor» 
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ausfegungen des 8 245, 3.3, zutreffen würde, fo kann das 
Gericht?) unverzüglich unter Aufhebung der anberaumten Tag- 
fagung die Berweifung der Rechtsſache zu vorbereitendem 
Berfahren vor einem beauftragten Richter ausfprechen (8 247). 


1) 8. 8. Repliken und Dupliken. 

j 2) Sonft Tann, im alle der Gegner fäumig wird, auf das neue Vor⸗ 
bringen nicht Nüdficht genommen werben, wenn e3 mit früherem Bor: 
bringen der erfhhienenen Bartei im Widerſpruch ftcht. 8 399, Abſ. 1. — 
Bindet die Berhandlung mit dem Gegner ftatt, fo kann das neue Bor- 
bringen bei Rerfchleppungsabfiht zurückgewieſen werben. 179. — 
Fedenfalls —— Er. Bene , 

8 318, 3. 6, GO.: Der Gerichtskanzlei obliegt: 

6. Die Überfendung von Schriftfägen, welche die Parteien nad) ber 
Klage und Klagebeantwortung zur Worbereitung der mündlichen Streit- 
verbandlung überreichen, an den Gegner, falls die Schriftfäge nicht Uns 
träge oder Beweisanerbtetungen enthalten, über welde vom Richter 
(Vorfigenden des Senates) fogleic) eine Verfügung zu treffen ift (8 258 
BZED.); das für das Gericht beſtimmte Exemplar des Schriftiabes ift von 
ber Gerichtskanzlei zu ben Alten der Sache zu nehmen; von dem Eins 
gange des Schriftfages ift dem Richter (Borfigenden des Senates) münb- 
ih Mitteilung zu maden. 

2) Kraft feiner Prozeßleitungsbefugniſſe. — Kein Rechtsmittel. 
8 247, Abſ. 2. 

*) Der Senat, ohne vorhergehende mündliche Verhandlung. Kein 
Rechtsmittel. 8 347, Abi. 1. . 

a) Über die Erftredung der Tagfabung zu dem Zwede, um ben 
Parteien die Überreihung oder den Wechſel weiterer vorbereitender 
Schriftjäge zu ermöglichen, fiehe IM. zu 8 134 8PO., P. 2. 

Die Zahl der vorbereitenden Schriftfäge, welche die Parteien nad) 
der Klagebeantwortung zwiſchen Anberaumung und Beginn der münd« 
lihen Streitverhandlung wechſeln wollen, unterliegt Teiner gefeßlich.n 
Beichränfung. Doc darf deswegen, weil nad) der Klagebeantwortung 
weitere vorbereitende Schriftfäße zwiichen den Parteien gewechſelt werben, 
die zur mündlichen Streitverhandlung anberaumte Zagjagung nicht er⸗ 
ftredt werben. 

Es fteht nicht? dagegen, daß die Parteien auch nad) Beginn der 
mũndlichen Streitverhandlung, in der Zeit zwiſchen den einzelnen, zur 
es anberaumten Tagſatzungen vorbereitende Schriftjäge 

ein. 

Schriftfäße, die zur ziwedentfprechenden Rechtsverfolgung oder Rechts⸗ 
verteidigung nicht notwendig erjcheinen, bleiben bei der Koftenbeftimmung 
außer Anſchlag (8 41 8P0.); im Falle überfläffig vieler Schriftfäße 
kann aud) die Borjchrift des 8 49 ZPO. zur Anwendung fommen. (IM. 
zu 8 258 8PO.) 

8 259. Die Streitvergandlung erfolgt nad) den allge- 
meinen Vorſchriften über die mündliche Verhandlung; ) fie um- 
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tab men die Beweisaufnahme?) und die Erörterung ihrer Er- 
gebniſſe. 

Während der mündlichen Streitverhandlung kann der 
Beklagte, ohne der Zuſtimmung des Klägers zu bedürfen, 
einen Antrag auf Feftitellung im Sinne des 8 236 ſtellen.9 

1) 88 171-208. *) 88 275 ff. *) 88 287, 217, Abſ. 2. 

*) Darüber ift allenfalls getrennt zu verhandeln. 8 189. Ent⸗ 
fcheidung Tann durch Bwifchenurteil erfolgen. 8 398, Ubi. 2. — Der 
Bwiichenantrag auf Feſtſtellung, den der Bellagte anbringt (8 259 8PO.), 
ift feine Widerflage (IM. zu 8 96 IN., P. 3). Er ift auch nicht den 
Beſchränkungen der Widerflage unterworfen. 

6 260. Die Partei, weldhe eine der im 8 239, Abſatz 2, 
bezeichneten Einreden*) erhebt, ift nicht berechtigt, deshalb die 
Einlaffung in die Berhandlung zur Hauptfadye zu verweigern. 
Der Senat fann fhon vor Beginn der mündlichen Streit- 
verhandlung die abgefonderte Verhandlung über ſolche Ein- 
reden anordnen;?) in diefem Falle ift zugleich die Tagſatzung 
zur. Verhandlung über die Einrede von Amts wegen anzu- 
beraumen.a) ’ 

In Bezug auf diefe Anordnungen gelten die Vorſchriften 
des $ 192.3) u 

. Die vorftehenden Beitimmungen haben aud Anwendung 
zu finden, wenn eine Partei erit während der mündlichen 
Streitverhandlung die Unzuläffigfeit des Rechtsweges, die 
Unzuftändigfeit des Gerichtes,*) die Streitanhängigfeit oder dag 
Borhandentein einer rechtskräftigen Enticheidung über den 
Klagsanſpruch geltend macht ($ 240). Die Partei Tann de3- 
Au nit die weitere Teilnahme -an der Verhandlung zur 

auptjache verweigern. 

1) Einrede der Unzuläffigfeit de Rechtsweges, der Unzuftänbigleit 
des Gerichte, der Streitanhängigleit oder der Rechtskraft. 

2) 8 189, Abf. 2. Wenn die abgefonderte Verhandlung noch vor Ers 
ftattung ber Klagebeantwortung angeordnet wurde, ift in biefer auf die 
Einreden nicht Bedacht zu nehmen, 8 243, Abſ. 2; fonft wird durch die 
Klagebeantwortung auch die Verhandlung Über diefe Einreben vorbereitet. 
— Wenn von Amts wegen Erhebungen über den für die fachliche Zu⸗ 
ftändigleit maßgıbenden Wert des Streitgegenftandes gepflogen murten 
(8 60 IN.) und zur Zeit des Abfchluffes der Erhebungen infolge abge- 
fonderter Verhandlung auch ſchon über die Unzuftändigfeitseinrede ent= 
fhieden werben Tann, fo ift biefe Entfchetbung mit der Entſcheidung über 
den Wert des GStreitgegenitandes und bie davon abhängige Zuftändigkeit 
des Gerichtähofes zu verbinden. Siehe 8 117, Abſ. 2, GO. 

2) Aufhebung der verfügten Trennung. Kein Rechtsmittel. 

*) Unzuftändigfeit nad) 8 104, Abſ. 2, IN.; 8 2410, Abſ. 2. 
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a) Sofern abgeſonderte Verhandlung über bie Einreden ber Unzu⸗ 
Läffigfeit des Rechtsweges, der Unzuftändigfeit, Streitanhängigleit oder 
Rechtskraft angeorbnnet wird, kann diefe abgefonderte Verhandlung unter 
einftweiliger Ausſetzung der Verhandlung zur Hauptſache oder auch 
parallel mit leßterer geführt werben. Welche Unorbnung zu treffen ift, 
wird von der vorausfichtlichen Stichhältigkeit der Einreden abhängen: 
je wahrſcheinlicher es ift, daB ihnen Folge zu geben fein wirb, beito 
größere Vorteile wird der Aufichub der fonft zweckloſen Verhandlung zur 
Hauptſache haben, während umgefehrt zweifelhaft begründete Einreden für 
die Prozeßführung am beften dadurch unichädlich gemacht werd.n, daß 
ihnen eine verzögernde Wirkung nicht beigelegt, ſondern gleichzeitig über 
die Hauptfache verhandelt wirt. 

Andert fi während der Verhandlung über die Einreden bie Anficht 

. Uber deren Berechtigung, fo kann dem ſogleich burch eine prozeßleitende 
Verfügung nad) 8 192 ZPO. im Sinne des für die Brozeßführung je- 
weils Dienlichiten Rechnung getragen werden. (IM. zu 8 260 BED.) 

6 261. Über die wegen Unzuläffigleit des Rechts⸗ 
weges, wegen Unzujtändigfeit des Gerichte, wegen Gtreit- 
anbängigfeit oder Nechtäfraft vorgebradhten Einreden und 
Anträge!) ift nach) vorgängiger mündlicher Verhandlung zu 
enticheiden.?) Die Enticheidung hat mittels Beichluffesa) zu er- 
folgen;?) wurde jedoch über diefe Einreden und Anträge in 
Verbindung mit der Hauptjadhe verhandelt, jo ift die Ent- 
ſcheidung, womit diejelben abgewiejen werden,*) nicht bejonders 
auszufertigen, fondern in die über die Hauptſache ergehende 
Entſcheidungb) aufzunehmen. 

Wenn die Einrede oder der Antrag zwar bei der miünd- 
lichen GStreitverhandlung, jedoh auf Grund abgejonderter 
Verhandlung verworfen wird, jo Tann?) der Eenat nad) Ber- 
fündung des Beichluffes auf Antrag oder von Amts wegen 
anordnen, daß die Verhandlung zur Hauptſache ſogleich aui- 
genommen werde. In diefem Falle ijt die verfündete Ent- 
ſcheidung über die Zuläffigfeit des Rechtsweges, Zujtändigfeit, 
Streitanhängigfeit oder Rectsfraft nit beſonders auszu⸗ 
fertigen, ſondern gleichfalls in die Entſcheidung aufzunehmen, 
welche in der Hauptſache gefällt wird. Gegen die wegen Auf- 
nahme der Verhandlung zur Hauptjache ergehende Anordnung 
ift ein Rechtsmittel nicht zuläflig. 

Sofern der Ausſpruch über die Zuläffigfeit des Rechts— 


8 261. 1. Wurde die Entfcheidung über die Einrede ber 
Unzuftändigteit in das in der Hauptfache ergebende Urteil 
aufgenommen, jo kann fie für fich allein nur mittel® Rekurs an- 
gefochten werden. E. dv. 16. Juli 1902, 3. 9856, GH. 1903 : 21. 
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weges, Zuſtändigkeit, Streitanhängigfeit oder Rechtskraft in 
die über die Hauptſache ergebende Enticheidung aufgenommen 
wird, kann derjelbe nur mittel3 des gegen die Enticheidung 
in der Hauptſache offen ftehenden Rechtsmittel3®) angefochten 
werden. 

Wenn eine der obgedachten Einreden oder Anträge dur 
eine abgejonderte Enticheidung abgewiefen wird, ohne daß 
fogleih zur Verhandlung der Sa Hache übergegangen würde, 
fann jede Partei nad) Rechtskraft des Beichluffes die An- 
beraumung einer Tagjagung zur mündlichen Streitverhand- 
lung in der Hauptjadhe beantragen.”) | 

Die vorjtehenden Beltimmungen haben aud) Anwendung 
u finden, wenn der Senat die Frage der Zuläſſigkeit des 

echtöweges, der Gtreitanhängigkeit oder Rechtskraft einer 
über den Klagsanſpruch ergangenen Entſcheidung von Amts 
wegen aufwirft und zum Gegenitande der mündlichen Ber- 
handlung madht.®)c) 

1) 88 289, Abſ. 2, 240. 

2) Über eine durd) Vereinbarung der Parteien nicht zu befeitigende Un⸗ 
zuftändigleit kann auch bei der erften Tagfabung verhandelt und ent- 
ihieben werden. 8 239, Abf. 3. — Solche Etreitigfeiten find nicht zu 
ben Prozeßregiftern zu nehmen. 8 226, 3.2, GO. *) Dagegen Rekurs. 
8 514. — Der Tag ber Zuftellung ift als Tag der Erledigung in erfter 
Inftanz in das Prozeßregifter einzutragen. 8 227, 8. 2, 88. © Hin- 
fichtlich des Verfahrens, wenn der Einrebe ber fachlichen Unzuftändigteit 
ftattzugeben ift, fiehe 88 61-68 IN. 6) Im Bagatellverfahren obliga- 
toriih. 8 450. — Ebenfo im Falle des Säumnifjes in der rechtzeitigen 
Klagebeantwortung. 8 898, Abf. 1 u. 2. °) Berufung 88 471, 8. 6. 
475, Abf. 2 u. 3 — allenfalls Rekurs in Befibftörungsfadhen 8 459, 
?, Der Antrag kann bei Bezirksgerichten von der Gerichtäfanzlei zu Pro⸗ 
totol genommen werben. 8 319, 8. 4, GO. °) 8 240, Abi. 3. 

a) Sofern die Entfcheidung über die Einreden megen Unzuläffigleit 
des Rechtsweges, Unzuftändigleit, Etreitanhängigfeit ober Rechtskraft 
nicht in die Entfcheidung in ber Hauptfache aufgenommen, ſondern be= 
fonder3 außgefertigt wird, hat fie ſtets mittels Beſchluſſes zu erfolgen. 
(IM. zu 8 261 8PO., P. 1.) 

d) Wird die abmweisliche Enticheidung über die wegen Unzuläffigteit 
des Rechtsweges, Unzuftändigfeit, Rechtskraft oder Streitanhängigfeit 
vorgebrachten Einreden und Anträge in das Urteil in ber Hauptfadhe 


2. Eine vom Berufungsgerichte beftätigte Verwerfung ber 
Unzuftändigfeitseinrede ift auch dann unanfechtbar, wenn diefer 
Ausſpruch in das in der Hauptfache ergehende Urteil aufgenommen 
ift. €. v. 10. Jänner 1900, 3. 15285, Sig. 839; 11. Jänner 
1899, 3. 16917, &Ig. 452. 
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aufgenommen, fo ift fie in den Urteilsſpruch (8 417, 8. 8, 8P0.), und 
zwar dor den Ausſpruch über die Hauptfadhe einzufchalten. (IM. zu 8 261 
8PO., P. 2.) 

Wenn bie Rechtskraft oder Streitanhängigkeit nur einem Teile des 
Klageanſpruches entgegenftehen, fo ift die Entfcheibung, womit der Einrede 
teilweife flatigegeben wird, iwenn fie auf Grund abgefonderter Verhand⸗ 
fung ergeht, als befonderer Beſchluß auszufertigen, wenn bingegen über 
die Eintede in Verbindung mit der Hauptiache verhandelt und entſchieden 
wird, in das Urteil aufzunehmen. 

Jener Beſchluß kann felbftänbig angefochten werben; megen ber baraus 
ſich leicht ergebenden Weiterungen und Verwicklungen wird ſich daher, 
wenn die Rechtöfcaft- oder Streitanhängigfeit3einrede nur gegen einen Teil 
des Unipruches erhoben wird, die Einleitung einer abgefonderten Ver⸗ 
handlung in der Negel nicht empfehlen. (FM. zu 8 261 8PO.., P. 3.) 

c) Greift dag Gericht nach der erften Tagſatzung (ß 239 ZBO.) von 
Amts wegen eine burd) Barteivereinbarung nicht zu bejeitigende Unzuftän- 
digkeit auf, fo Tann e3 darüber in Verbindung mit der Hauptſache oder 
abgefondert (8 189 8PO.) verhandeln laſſen. Wenn die Zweifel des Ge⸗ 
richted an feiner Zuftändigleit zufolge diefer Verhandlung unbegründet 
ericheinen, ift ein Beihluß weder zu verlünben, noch audzu- 
fertigen, ba fein Antrag zu erledigen ift. Sobald bie Zuftändigkeit 
für das Gericht auf Grund der darüber gepflogenen Erörterung feftfteht 
und damit die eigenen Biveifel des Gerichtes befeitigt find, iſt vielmehr 
fogleich ohne weitere Förmlichkeit zur Berhandlung der Hauptfache über: 
äugehen oder dieſe fortzufegen. Mangels eines Beichluffes, deffen Rechts⸗ 
kraft abgemwartet werden müßte, ift auch ein auf Aufnahme der Berhand- 
lung zur Hauptfache gerichteter befonderer Parteiantrag nicht notwendig 
und ſonach eine finngemäße Anwendung ber Beftimmungen des 8 261, 
Abſ. 1-4, 8PO. auf den Fall, daß ber Senat von Amts wegen bie Frage 
der Zuftänbigkeit aufwirft, durchaus ausgeſchloſſen. 

Der Ausſpruch, daß fich das Gericht infolge der über den Buftänbig- 
keitspunkt gepflogenen Erörterungen von Amts wegen für nicht zuftändig 
erfläre, hat mittels Vefchluffes zu erfolgen (8 43 IN.). (IM. zu 8 261 
BED. P. 4.) 

6 26%. Wenn der Streitverhandlung ein vorbereiten- 
des Verfahren gemäß 88 250 oder 251 vorausgegangen ift, 
find die Ergebnifle des vorbereitenden Verfahrens bei der 
Streitverhandlung auf Grund der gerichtlihen Protokolle 
durch ein Mitglied des Senates vorzutragen.)a) 

Bei der Streitverhandlung können die Protofolle über 
die in einem vorbereitenden Verfahren jtattgefundenen Ber- 
handlungen, Einvernehmungen und Beweisaufnahmen auf 
Antrag oder von Amts wegen ganz oder zum Teile vor- 
an werden.?) Die Vorleſung eh! durd) ein Mitglied 

e3 Senate3 oder durch den Schriftführer. 
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2), Desgleihen durch ben Borfibenden die Ergebnifie der im borberei- 

 tenden Verfahren (8 258) durch ben beauftragten oder erjuchten Richter 
vorgenommenen mittelbaren Beweißaufnahme. 8 287, Abſ. 1. 

. Beftellung eines Beridterftatters und Mitteilung ber 
Alten an die Senat3mitglieder. 8 122 GO.: Wenn eine münd- 

"fie Verhandlung nad gefeßlicher Borfchrift durch den Vortrag eines 
Mitgliedes bed Senates einzuleiten iſt (88 262, 486 ZRPO., 8 472 StPO.), 
oder wenn die Mithilfe eines Über den Inhalt der Alten und über bie 
vorausſichtlich maßgebenden Rechtsfragen genau unterrichteten Bericht⸗ 
erftatter8 für die Verhandlung oder für die Entſcheidung im Senate unb 
die weitere Erledigung offenbar förberlich ift, bat ber Vorſitzende bie ge⸗ 
famten Alten der zur Berhandlung beftimmten Rechtsſache, und zwar nady 
Tunlichleit mindeftens vier Tage vor Beginn der mündlichen Verhandlung 
dem von ihm beftellten Berichterftatter zu überfenden. Die Beftellung 
zum Berichterſtatter gilt als vollzogen, und die Aktenüberſendung ift, 
ohne einen tweiteren Auftrag abzumarten, unverzüglid; von der Gerichts⸗ 
Yanzlei auszuführen, wenn der Vorfigende bei der Anberaumung ber 
mündlichen Verhandlung feiner Verfügung den Ramen eines der Senatd«- 
mitglieder mit der Bemerkung „Berichterftatter” ober einer Abkürzung 
dafür beiſetzt. Der Berichteritatter Hat die Alten ſpäteſtens am Tage 
vor der mündlichen Verhandlung dem Borfigenden einzuhändigen. Der 
Berichterftatter fol fih eine Zufammenftelung aller für feinen Bericht 
wichtigen Daten anlegen; foweit nicht eine gegenteilige gejegliche An⸗ 
orbnung beiteht, ift er nicht verpflichtet, eine fchriftlihe Sachverhaltsdar⸗ 
ftelfung oder eine ſchriftliche Uberficht Über die ftreitigen Rechtsfragen und 
deren Löſung zu liefern. 

In mwichtigeren oder fchiwierigeren Fällen ſoll der Vorfigenbe die Ber- 
fügung treffen, daß nebft dem Berichteritatter allen oder einzelnen ber 
übrigen Senatsmitglieder vor Beginn der mündlichen Verhandlung bie 
Akten vorzulegen find, damit fie fi durch deren Einficht für die Ver⸗ 
handlung vorbereiten können. Es ift zugleich durch eine entiprechende 
turze Bemerkung auf ben Alten die Zeit zu beflimmen, während welcher 
jedes Senatsmitglieb bie Alten bei fich behalten darf. Die vorherige 
Mitteilung der Ulten an die Senatsmitglieder Tann aud in allen an« 
deren einer Senatöberatung untertworfenen Angelegenheiten nad) Er= 
mefien des Vorſitzenden zur Erleichterung der Senatsberatung angeorbnet 
werben. Die zur Einficht mitgeteilten Alten müflen fpätelten® am Tage 
vor der mündlichen Verhandlung oder vor ber anberaumten Senatsberatung 
dem Borfibenden oder letzterenfalls dem Neferenten übergeben werben. 

2) Insbeſondere Tönnen bie Parteien dies verlangen, wenn ber Vor⸗ 
trag aktenwidrig war. 8 287, Abf. 2. 

a) Dem Bortrage der Ergebnilfe des borbereitenden Verfahrens bet 
der mündlichen Streitverhandlung fowie dem Bortrage, mit welchem bie 
mündliche Berufungsverhandlung eingeleitet wird (8 486 8PO.), muß ein 
fchriftliches Neierat nicht zugrunde liegen. Der Berichterftatter ift zwar 
berechtigt, nicht aber verpflichtet, eine ſchriftliche Sachverhaltsbarftellung ober 
eine fhriftliche Überfiht über die ftreitigen Rechtsfragen zu liefern (8 122 
ED.) (IM. zu 8 262 3PD.) 
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6 263. Die im vorbereitenden Verfahren vor dem 
beauftragten Richter erjchienene?) Partei kann eine troß Auf- 
forderung des Richters?) unterlaffene oder verweigerte Er- 
Härung über Tatſachen, angebotene oder vorgelegte Beweife 
in der mündlichen Streitverhandlung nicht mehr nadhholen.?) 


Wenn der Streitverhandlung ein vorbereitendes Ver⸗ 
fahren gemäß $8 250 und 251 vorausgegangen ift, können 
neue Anſprüche, Behauptungen, Beweismittel und Beweis⸗ 
einreden, welche fi) auf die im vorbereitenden Verfahren 
erörterten Teile des Rechtsſtreites beziehen, in der münd⸗ 
lichen Streitverhandlung im Falle gegneriihen Einfpruches 
nur geltend gemacht werden, wenn von der Partei glaubhaft 
gemacht wird, daß fie von dem Beitande diefer Anfprüche,*) 
jowie von den neu vorgebradhten Behauptungen, Beweis- 
mitteln und Beweiseinreden zur Zeit des vorbereitenden Ver- 
fahrensa) feine Kenntnis hatte?) 


1) Folgen des Nichterfcheinend vor dem beauftragten Richter 8 254, 
bf. 2. 


2) 88 249, 182. — Durch bie ausbrüdliche Aufforderung bes Richters, 
welche jtet3 zu protofollieren ift, unterſcheidet fich der Tatbeſtand des 
erften Abſ. von jenem des zweiten. 

2) Auch Beweigeinreden find ausgejchloffen. Diefe Folgen treten im 
Gegenfag zum 2. Ubi. von felbit ein. 

*) fiber die in den vorbereitenden Schriftfäßen geltend ge= 
machten Anſprüche und Gegenanfprüche darf im vorbereitenden Ber- 
fahren nicht Hinausgegangen werden. 8 23528, Abſ. 1. 

8) Und foferne nicht das Vorbringen wegen wiederholten Säumniffe3 
der Partei im vorbereitenden Verfahren ausgeſchloſſen ift. 8 254, Abſ. 2. 
— Außerdem Koftenfolge 8 48. 

a) Wenn eine Partei nach Durchführung eines vorbereitenden Ver⸗ 
fabrens (88 2350 und 251 ZPO.) in der mündlichen Streitverhandlung 
neue Anſprüche oder Gegenanfprüde geltend machen will, bat fie 
im Falle gegnerischen Einfpruches glaubhaft zu madjen, daß fie von deren 
Beftande bei Einbringung ihres vorbereitenden Schriftjages feine Kenntnis 
hatte, was aud) für die bei der mündlichen Streitverhandlung erfolgende 
Änderung der Klage (8 235 ZPO.) gilt. 

Dagegen ift für dad Vorbringen neuer tatſächlicher Be— 
hauptungen, Beweismittel und Beweiseinreben, nad durdj= 
geführtem vorbereitenden Verfahren in der mündlichen Streitverhandlung 
— moferne nicht eine Präflufion mit demfelben nad) 8 254, Abi. 2, 8PO. 
eingetreten ift — für die Glaubhaftmahung ihrer Nichtkenntnis jener 
Zeitpunkt maßgebend, in welchem biefelben im einzelnen Falle im 
vorbereitenden Verfahren felbft noch mit Rechtswirkung vorgebradht 
werben konnten. (Gutachten des Oberſten Gerichtshofes zu $ 268 
8PO., P. 1.) 
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Wenn von einer Partei mehrere vorbereitende Schriftfäbe erftattet 
wurben, fo ift von der Partei, welche nach Abſchluß des vorbereitenden 
Verfahrens in der mündlichen Etreitverhandlung neue Anſprüche geltend 
maden will, im alle gegnerifchen Einfprudes nur glaubhaft zu machen 
(8 263 8PO.), daß fie vom Beftande diefer Aniprüde bei Anbringen 
ihres (letzten) vorbereitenden Schriftſatzes Leine Kenntnis hatte. 
(JM. zu 8 268 8PO., P. 2.) 

6 264. Im vorbereitenden Verfahren bereit3 abgehörte 
Zeugen oder einvernommene Sachverftändige find in der münd- 
lihen Streitverhandlung neuerlich einzuvernehmen, wenn der 
- Senat eine foldje Erneuerung der Beweisaufnahme zur Be— 
hebung begründet erjcheinender Einwendungen gegen die Voll» 
tändigfeit oder Richtigkeit einer im vorbereitenden Berfahren 
— Beweisaufnahme!) oder zur wahrheitsmäßigen 
Feſtſtellung des für die Prozeßenticheidung erheblichen Sach— 
verhaltes für notwendig erachtet.)a) 

1) Insbeſondere, falls bie Bartei durch ein unvorhergejehenes Ereignis 

am Erfcheinen bei der Bemweisaufnahme verhindert war. 8 289, Abi. 2. 
Ferner in den Fällen 8 344. 

?) Kein Rechtsmittel. 8 291, Abj. 2. — Vergl. die Beftimmungen 
über die Wiederholung und Ergänzung einer mittelbaren Beweisaufnahme, 
8 286, Abſ. 3. 

a) Über tatfächliche Behauptungen, die infolge einer im vorbereitenten 
Berfahren eingetretenen Säumnis des Gegners gemäß 8 254, Abf. 2, 
8PO. für wahr zu Halten find, Tann in der mündlichen Streitverhandlung 
eine Beweisaufnahme weder angeordnet werben, noch ftattfinden. 

Ebenſowenig kann der Senat eine Erneuerung der Beweisaufnahme 
zur Behebung von Einwendungen gegen eine im vorbereitenden Verfahren 
ftattgefundene Beweiaufnahme anordnen, wenn diefe Einwendungen zu 
benjenigen Erflärungen gehören, welche die im vorbereitenten Berfahren 
fäumige Partei gemäß 8 254, Abſ. 2, ZPO. nicht mehr nachholen Tann. 
(IM. zu 8 264 ZPO.) 


Feititellungen zu Protokoll. 


6 265. Der ae fann anordnen, daß Anträge 
und Erflärungen, die zufolge 88 208 und 209 in das Per- 
Handlungsprotofoll aufzunehmen find,!) von der Partei, welche 
den Antrag geftellt oder die Erklärung abgegeben hat, nieder- 
gefchrieben und dem Vorſitzenden übergeben werden. Ben 
Parteien kann auch dann, wenn die Vorlage einer Nieder- 
Ihrift vom Borfigenden nicht angeordnet wurde, auf Antrag 
gejtattet werden, die oben bezeichneten Anträge und Er- 
Härungen durch die Überreihung kurzer Niederjchriften feit- 
zuſtellen.?) 
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Die Niederfcehrift Hat fogleich bei der mündlichen Berhand- 
lung zu gejehen. Die dem Vorſitzenden überreichten Schrift- 
Ttüde find dem Verhandlungsprotofolle als Anlagen beizufügen. 
Die angeordneten oder zugelaflenen fchriftlihen Feſt⸗ 
ſtellungen find vorzulefen; über deren Richtigkeit enticheidet 
der Senat. 
Der Beihluß, durch welchen ſolche Schriftliche Feſtſtellung 
angeordnet oder zugelaffen wird, jowie die über die Nichtig- 
keit einer ſchriftlichen Feftftellung ergebende Enticheidung kann 
durd ein Rechtsmittel nicht angefochten werden.9 
2) Auch Rügen wegen Mängel ded Verfahrens SS 196, Abſ. 3, 208, 
3.2, und Widerfpruch gegen das Protokoll 8 212, Abſ. 3, 

) Im bezirkögerichtlichen Verfahren nur, wenn bie Parteien durch 
Wbvolaten vertreten find. 8 440, Abi. 5. 

5) Entwürfe zu VBerhandlungsprotofollen dürfen bei fonftiger Richtig- 
keit nicht angenommen werben. 88 210, Abſ. 2, 477, 8.8. 

*) Ausnahme von 8 214, Ubi. 2. 


Bmeiter Titel. 


Allgemeine Beſtimmungen über den Beweis und 
die Beweisaufnahme,*) 


Beweis. 


6 266. Die von einer Partei behaupteten Tatjachen 
bedürfen infoweit feines Beweiſes, a) al3 fie vom Gegner!) in 
einem vorbereitenden Schriftiaße, im Laufe des Rechtsſtreites 
bei einer mündlichen Verhandlung oder im Protokolle eines 
beauftragten oder erſuchten Richters ausdrücklich zugejtanden 
werden. Zur Wirkfamfeit eines gerichtlichen ZTatjachen- 
ge —— iſt deſſen Annahme ſeitens des Gegners nicht 
erforderlich. 

Inwieferne ein ſolches Geſtändnis durch demſelben von 
der Partei beigefügte Zuſätze und Einſchränkungen aufge— 
hoben oder in ſeiner Wirkſamkeit beeinträchtigt wird, und 
welchen Einfluß ein Widerruf auf die Wirkſamkeit des Ge— 
ſtändniſſes hat, iſt vom Gerichte nach ſeinem durch ſorg⸗ 
tältige Erwägung aller Umftände geleiteten Ermeffen zu be- 

urteilen. 


8266. 1. Die Anertennung der Baterfhaft zu einem 
außerehelich geborenen Kinde in einem gerichtlichen Vergleiche über 
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In gleicher Weile hat das Gericht zu beurteilen, in» 
wieferne zufolge eines außergerichtlidhen Geſtändniſſes die 
Notwendigkeit des Beweiſes entfalle.?) 


*) Die Beftimmungen der Bivilprogeßordnung finden Anwenbung auf 
die gerichtliche Beweisaufnahme zum Zweck ber Ermittlung der Umftände, 
betreffend bie Einrehnung einer Schenlung oder einer im Nachlaß vor⸗ 
gefundenen angeblich fremden Sache. 8 28 MB. v. 21. Juni 1901, REB. 
Nr. 75; 8 16 Geſ. v. 18. Juni 1901, RGB. Nr. 74. 

1) Defien gefeglichem Vertreter 8 5, oder Bevollmächtigten 88 84, 
26, Abſ. 3. — Geſtändniſſe eines Streitgenofjien wirken nicht gegen ben 
anberen 8 13; dies gilt auch im Falle des 814; Geftänbnifie des Neben⸗ 
intervenienten Tönnen von ber Hauptpartei desavouiert werben 8 19, 
af. 1. 

2) Die Vermutung nad) 8163 abGB. ift damit nicht aufgehoben. 8 270. 

a) Vom Gegner ausdrücklich gerichtlich zugeftandene tatfädhliche Be- 
hauptungen einer Partei find al® wahr anzunehmen. Soweit. nicht dem 
Geftändnifle beigefügte Zufäbe oder Einfchränfungen oder ein Widerruf 
des Geftändnifles eine Prüfung ber Wahrheit der zugeftanbenen Behaup⸗ 
tungen notwendig machen (8 266, Abi. 2, 8PO.), hat das Gericht dieſe 
fegteren feiner Entfcheidung zugrunde zu legen, ohne feftzuftellen, ob 
die zugeftandenen Behauptungen auch unter Berückſichtigung der Ergeb- 
niffe dee Verhandlung und Bemweisführung als wahr erfcheinen. 

Died gilt aud in Betreff des gerichtlichen Geſtändniſſes tatſächlicher 
Behauptungen, die nach gefeslicher Vorſchrift nicht zu bemweifen, ſondern 
nur glaubhaft zu machen find (8 274 ZPO.) (IM. zu 8 266 3PO.). 

6 267. Ob tatjächlihe Behauptungen einer Partei 
mangels eines ausdrüdlichen Geſtändniſſes des Gegners als 
—F tanden anzuſehen ſeien, hat das Gericht unter ſorgfältiger 

erückſichtigung des geſamten Inhaltes des gegneriſchen Vor⸗ 
bringens zu beurteilen. 

In gleicher Weiſe hat das Gericht io auch zu 
beurteilen, ob die Erflärung mit Nichtwiflen oder Richt- 
erinnern al3 eine die Annahme eined Zugeſtändniſſes aus- 
ichließende oder aber ein Zugeftändnis in ſich ſchließende Er- 
flärung angufehen jei. 


6268. Wenn die Entiheidung von dem Beweife und der 
Burechnung einer ftrafbaren Handlung abhängt,!) it der Richter 


den Umfang der Unterhaltsleiftung macht Beweis der Baterfhaft 
entbehrlih. E. v. 30. Mai 1901, 3. 7453, XB. 1902 : 50. 

8 268. 1. Die ftrafgerichtliche Verurteilung wegen Törper- 
licher Beihädigung bindert den Zivilrichter nicht, eine längere 
Daner der Öefundheitsftörung oder Berufsunfähigkeit 
des Beichädigten anzunehmen al3 der Strafrichter. €. v. 2. Oktober 
1900, 3. 7972, Sig. 1134. 
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an den Inhalt eines hierüber ergangenen rechtäfräftigen ver- 
urteilenden Erkenntniſſes des Strafgerichtes gebunden.?)a) 

2) Unterbrechung des Verfahrens 8 191. 

2) 8 589. — $ 10 bes Geſ. v. 28. Mai 1881, RGB. Ar. 47, betr. 
Abhilfe wider unredliche Borgänge bei Krebitgefchäften: Wenn aus einem 
anderen Grunde als wegen mangelnden Zatbeftanbes ober wegen Unzu- 
länglichleit der Verdachtsgründe eine ftrafgerichtlidde Verfolgung nicht 
ftattfinden Tann oder die Berurteilung nicht erfolgte, fo hat der Zivil⸗ 
richter, wenn im Beriahren in Streitſachen das Vorhandenſein der Bor- 
ausjegungen bes 8 1 feftgeitellt ift, das Geſchäft als nichtig zu erklären 
uud in Betreff der Enticheibung über bie Rechtsfolgen nad) ben im 8 8 
feftgeftellten Grundfägen vorzugehen. 

a) Durch die Beftimmung über bie bindende Kraft eines verurteilen- 
den ftrafgerichtlichen Erlenntnifies wird Die Borfchrift des 8 10 des Geſ. 
v. 28. Mai 1881, RGB. Nr. 47, betreffend Abhilfe wider unreblidhe 
Borgänge bei Krebitgeihhäften, nicht berührt. (FM. zu 8 268 8PO.) 


6 269. Tatſachen, welche bei dem Gerichte offenkundig 
find,!) bedürfen feines Beweiſes. 
1) Anwendungsfälle: 88 4, Abf. 1, 402, 8. 2; 8 41, Abſ. 2, IN. 


6 270. Tatjachen, für deren Vorhandenjein das Geſetz 
eine Vermutung aufitellt, bedürfen feines Beweiſes. Der 
Beweis des Gegenteiles ijt zufällig, jofern das Geſetz den- 
jelben nicht ausſchließt.) Diefer Gegenbeweis kann auch durch 
Bernehmung der Parteien gemäß 88 371 ff. geführt werden.?) 

3) Art. 274, Abſ. 2, HGB. 

2) Bergl. Art. VI, 3. 1, EG. 3. ZPO. 


2. Ob die dem Bellagten zur Laft fallende ftrafbare Hand⸗ 
tung deſſen Schadenerfagpflicht begründet, bat der Zibilrichter 
jelbftändig zu beurteilen. €. v. 20. November 1900, 3. 15372, 
Sig. 1187. 

3. Verbindlichkeit de8 Freifpruches, wenn dag Erkenntnis 
des Strafrichter zum Zeile verurteilt, zum Zeile von der Anklage 
freifprihdt? €. v. 28. Dezember 1900, 3. 16664 und 17056, 
Präv. 1901: ©. 55. 

4. An den Inhalt des verurteilenden Straferlenntnifjes 
einer Verwaltungsbehörde ift der Zivilrichter nicht gebunden. 
E. vd. 4. Februar 1902, 3.959, amtl. S. 524; 31. Dezember 1901, 
3. 10641, amtl. S. 511. — Bol. IR. 8 1, Anm. a. 


8270. 1. Gegenbeweis wider die gejegliche Vermutung 
der Baterfchaft zu einem unehelichen Kinde. E. v. 14. Februar 
1900, 3. 1773, Sig. 888. 

2. Die außergerichtlich eingeftandene Vaterſchaft zu 
einem wunebelichen Kinde bedarf feines Beweiſes. E. v. 14. No- 
bember 1901, 3. 15423, amtl. ©. 498. 
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6 271. Das in einem anderen Stantögebiete geltende 
Recht, Gemwohnheitsrechte, Privilegien und Statuten bedürfen 
des Beweiſes nur infofern, als jie dem Gerichte unbe- 
fannt find. 

Bei Ermittlung diefer Rechtsnormen ift das Gericht auf 
die don den Barteien angebotenen Beweife nicht beichräntt; 
e3 Tann alle zu Ddiefem Zwecke ihm nötig fcheinenden Er- 
hebungen von Amts wegen einleiten und insbejondere, ſoweit 
a das Einichreiten des Suftizminifters in Anſpruch 
nehmen. 

6 272. Das Gericht nn joferne in diefem Geſetze nicht 
etwas anderes beftimmt ift,!) unter forgfältiger Berückſichtigung 
der Ergebniffe der gefamten Verhandlung und Beweisführung a) 
nach freier Überzeugung zu beurteilen, ob eine tatjädhliche 
Angabe für wahr zu halten jei oder nicht. 

Es hat insbelondere in gleicher Weife zu enticheiden, 
welchen Einfluß es auf die Beurteilung des alles bat, 
wenn eine Partei die Beantwortung don Fragen verweigert, 
welche durch den Vorjigenden oder mit deffen oder des Senates 
Zuftimmung an fie Nett werden.?) 

Die Umftände und Erwägungen, welde für die Über- 
zeugung des Gerichtes maßgebend waren, find in der Be- 
gründung der Enticheidung?) anzugeben. 

1) Betätigung einer Öffentlichen Behörde 8 122, Abf. 2. — Beweis⸗ 
fraft des Protofollinhaltes 8 215. — Wahrannahme gerichtlidden Vor⸗ 
bringen® infolge Berfäumung 88 254, Abi. 2, 268, 396, 898, 399, 400. 
— Beweiskraft öffentlicher Urkunden, 88 292, 298, — der Privaturkunden 
8 294, — der Handelsbücher 8 295. — Echiheit öffentlicher Urkunden 8 310, 
— ber Privaturfunden 8 812. — Folge der verweigerten Edition ber 
Handelsbücer, Art. 37 HGB. (fiehe bei 8 295), aufrechterhalten durch 
Art. VII, 8. 4, EG. 3. 8PO. — Geſetzliche Bermutungen $ 270. 
2) 8 182. ®) 88 417, 8.5, 428, Abf. 1. Insbeſondere auch die Gründe, 
bie dafür maßgebend waren, daß die eine ober bie andere Partei beeibet 
wurde. — Wenn feine Gründe angegeben find, ift bie Entſcheidung nichtig. 
8 477, 8. 9. 

a) Ein einverftändlicher Verzicht der Parteien auf bereits auf: 
genommene Beweiſe ift wirkungslos und enthebt das Gericht nicht 
der Pflicht, bei der Entſcheidung über die Wahrheit des Barteivorbringens 
die Ergebniffe diefer von den Parteien ſodann fallen gelaflenen Beweis⸗ 


8 272. 1. Durch die nach richterlicher Überzeugung vorhan⸗ 
dene Glaubwürdigkeit eines gefeglih unfähigen Teftaments- 
zeugen wird deſſen Zeugnis nicht gültig, E. v. 25. April 1899, 
3.2074, amtl. S. 159. 
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führung zu berüdfichtigen. Das gilt auch für Beweiſe, die durch einen 
erfucdhten oder beauftragten Richter aufgenommen wurden (vergl. 8 217, 
Abi. 1, BED.) (IM. zu 8 272 8PO.). 

6 273. Wenn feititeht, daß einer Partei der Erjag 
eines Schadens oder des Intereſſes gebührt oder daß fie fonit 
eine Forderung zu ftellen hat,!) der Beweis über den ftreitigen 
Betrag des zu erfeßenden Schadens oder Intereſſes oder der 
Forderung aber gar nicht oder nur mit unverhältnismäßigen 
Schwierigkeiten zu erbringen ilt, jo fann das Gericht auf An- 
trag oder. von Amts wegen felbjt mit Übergehung eines von 
der Partei angebotenen Beweijes diefen Betrag nad freier 
Überzeugung feitjegen. Der Feſtſetzung des Betrages kann 
auch die eidliche VBernehmung einer der Parteien?) über die für 
die Beitimmung des Betrages maßgebenden Umſtände vor- 
ausgehen. 

1) Insbeſondere im Falle offenbar mutiwilliger Progebführung. 8 408. 

— Auch im Berfahren wegen Anfechtung eines militärifhen Erſatz⸗ 
erfenntnifies. 8 6 Gef. v. 6. Juni 1887, RGB. Nr. 72, bei Urt. XL, 
8. 5, EG. 3. 3PO. — Über das Borhandenfein und die Höhe des 
Schadens, der durch unberedhtigten Gebraud einer Firma ent- 
ftand, ertennt das Hanbelögericht nad freiem Ermeſſen. Art. 27 HB. 
— Ahnlich 8 50, Abſ. 2, Gef. v. 15. März 1883, RGB. Nr. 39 (Gewerbe⸗ 
novelle) in Anfehung des durch widerrehtliden Gebrauch der geſchäft⸗ 
lihen Bezeihnungen verurfadhten Schaden. 

8 62 Gef. v. 26. Dez. 1895, RGB. Nr. 197: Werben Erfabaniprüche 
auf Grund bes Gefebes betreffend Das Urheberreht an Werten ber 
Literatur, Kunft und Photographie vor dem Biviltichter er⸗ 
hoben, fo Hat biefer ſowohl über das Vorhandenſein als auch über die 
Höhe ded Schadens, begleichen über ben Beitand und die Höhe einer 
Bereicherung nad) freiem, durch die Würdigung aller Umftände geleitetem 
Ermeſſen zu entfcheiben. 

8 29 Gef. v. 6. Januar 1890, RGEB. Nr. 19, betreffend den 
Markenſchutz: Berlangt der Verletzte wegen eines der in den 88 23 
und 24 bezeichneten Bergehen (des Eingriffesindas Marlenredt) 
die Buerfennung einer Entihädigung bei dem Bivilrichter, fo hat biefer 
ſowohl über das Borhandenfein, als auch über die Höhe des Schadens 
nach freiem, duch die Würdigung aller Umſtände geleiteten Ermeſſen zu 
entfcheiden. 

Gef. v. 11. Januar 1897, RGB. Nr. 30, betreffend den Schuß 
von Erfindungen (Patentgeſetz). 8109. Werden Erjahanfprücdhe 
auf Grund dieſes Gejehes vor dem Bivilrichter erhoben, fo hat dieſer fo= 
wohl über das Vorhandenſein als aud) über die Höhe des Schadens, des⸗ 


8 278, 1. Richterliche Beftimmung des Erſatzes für einen 
durch Ehrenbeleidigung (Diebſtahlsverdächtigung) verurſach⸗ 
ten Schaden. €. v. 2. Oktober 1902, 3. 10403, IB. 1902: 13. 
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gleihen über ben Beitanb unb bie Höhe ber Bereicherung nach freiem, 
durch die Würbigung aller Umftände geleiteten Ermeſſen zu enticheiden. 

8 112. Bei Beftimmung des Entihädigungsbetrages (Entſchädigungs⸗ 
aniprüde wegen ficheritellungsweifer Vorkehrungen zum Schuße des 

Patentrechtes, die nachträglich für ungerechifertigt erlannt werden) ift auf 
die Vorſchrift des 8 273 ZERO. Bedacht zu nehmen. — 

Gleiches gilt bei Feſtſetzung des dem betreibenben Gläubiger durch 
wiſſentlich unrichtiges Vorbringen bei der vorläufigen Feſtſtellung des 
Laſtenſtandes zugefügten Schadens, 8 168 ED., und bei Feſtſetzung ber 
durch eine ungerechtfertigt erwirkte einftweilige Verfügung dem Gegner ber 

. gefährdeten — zugefügten Vermögensnachteile, 8 894 ED. 

2) 88 371 ff. 


Glaubhaftmachung Geſcheinigung). 


6 274. Wer eine tatſächliche Behauptung glaubhaft!) 
zu machen hat (Beicheinigung),a) Tann fid) hiezu aller Beweis- 
mittel mit Ausnahme der eidlichen Vernehmung der Parteien 
bedienen. Eine Beweisaufnahme, die ſich nicht fofort aus- 
ee läßt, eignet fih nicht zum Zwecke der Glaubhaft- 
machung. 

Eine behuf3 Glaubhaftmachung eines Umftandes erfolgende 
Beweisaufnahme ift an die befonderen, für das Beweisverfahren 
beitehenden Vorfchriften nicht gebunden. 

"298.8. in ben Fällen 88 54, 115, 128, Abſ. 4, 185, Mbf. 1, 149, 
Abf. 1, 156, 164, 219, Abſ. 2, 263, Abf. 2, 239, Abf. 2, 308, Abi. 2, 
823, Abſ. 2, 355, Abſ. 2, 356, Abf..2, 386, Abſ. 1, 588, Abſ. 2. 8 22, 
Abſf. 3, IN. 88 49, 73, 165, 255, 268, 319, 370, 376, 377, 389, 830, 
ED. Urkundliche Beicheinigung fordert 8 91 ED. 

a) Tatfächliche Behauptungen, die nad gefeßlicher Borfchrift nicht zu 
beweifen, fondern nur glaubhaft zu machen find, find auf Grund aus⸗ 
drüdlichen Bugeftändnilies des Gegners vor Gericht als wahr anzunehmen. 
(Siehe JM. zu 8 266 ZRO.) 


Beweisaufnahnme. 


6275. Bon den Parteien angebotene, jedoch dem Ge- 
richte unerheblich jcheinende Beweiſe find ausdrücklich zurüd- 
zumeifen.!)@) | 

Die Aufnahme angebotener Beweiſe kann vom Gerichte 
auf Antrag oder von Amt3 wegen verweigert werden, wenn es 
die Überzeugung gewinnt, daß die Beweile nur in der Abficht, 
den Prozeß zu verichleppen, angeboten mwerden.?) 

1) Mittels Beſchluß. — Brototollierung 8 208, 3. 2 u. 3. — fein 

abgejontertes Rechtsmittel. 88 291, Abſ. 1, 515. & 

?) Bergl. 88 179, Abſ. 1, 181, 278, 279. Kein abgefondertes Rechts- 
‚mittel. 8291, Abf. 1. Die zurüdgewiefenen Beweisgnbietungen find im 
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Urteilsſtatbeſtande anzuführen. 8 417, Abſ. 8. Aufnahme der zurück⸗ 
gewieſenen Beweiſe im Berufungsverfahren 8 488, Abſ. 1. 

a) Eine ausdrückliche Zurückweiſung der auf Anordnung des Vor⸗ 
fisenden aufgenommenen, dem Senate jedoch unerheblich ſcheinenden Be⸗ 
weife (8 275, Abſ. 1, 3PO.) iſt nicht erforderlich. (Siehe JM. zu 8 183 

8. 2.) 

6276. Die Beweiſe, welche das Gericht für erheblich 

Hält, jind im Laufe der Verhandlung vor dem erfennenden 
Gerichte aufzunehmen, fofern nicht: 


1. dag Geriht in Gemäßheit der Beitimmungen dieſes 
Geſetzes eine Berweisaufnahme außerhalb der Berhandlungs- 
tagjagung anordnet,!) oder 


2. Beweiſe bereitö in einem vorbereitenden Berfahren auf- 

anne wurden und ihre wiederholte Aufnahme nach den 

eftimmungen dieſes Geſetzes unftatthaft ift oder doch dem 
Gerichte entbehrlich cheint.?) 


Wird die Aufnahme eines Beweiſes außerhalb der Ber- 
bandlungstagiagung durch einen beauftragten?) oder erfuchten 
Richter notwendig, fo ift vom Prozeßgerichte!) das Erforder- 
liche zu verfügen. 

1) Beweisaufnahme außerhalb des Gerichtöfprengeld oder durch ein 
anderes Gerint (erfuchter Richter), 38 32, 86 IN.; insbefonbere Bor- 
lage der Handelsbücher außerhalb des Sites bes Gerichtähofes an das 
Bezirtögericht, in deſſen Sprengel die Bücher geführt werben, Art. 89 
HB, Art. VIL, 8. 4, &8. 3. ZPO., 8120 IN. — Kraft der Prozeß⸗ 
leitung Beweißaufnahme vor der münblichen Berhanblung. $ 183, leßter 
Abſatz. — Mittelbare Beweisaufnahme durch einen beauftragten Richter: 
insbefondere Urfunden- 8 300, Zeugen: $ 328, Sadjverftändigen- 8 352, 
Augenfcheinsbeweiß 8 868. Eine mittelbare Beweisaufnahme kaun ins⸗ 
befondere auf den regelmäßigen Berichtstagen (Amtstagen) ftattfinden. 
857 &D. — Beweis durch Bernehmung ber Parteien durch einen be= 
auftragten Richter nicht zuläffig. 8 375, Abſ. 2. °) 8 264. °) In ber 
Regel ein Mitglied des Senates. $ 282. *) Senat 8 34, Abſ. 2, IN. 

6277. Die VBeweisaufnahme wird durch Beſchluß an- 

eordnet aa a) In diefen Beſchlüſſen find Die 
Kreitigen Tatjachen,b) über welche der Beweis zu erheben iſt, 
und die Beweismittel genau zu bezeichnen.!) 

An die einem Beweisbeichluffe g Grunde liegende Auf- 
faflung ift das Gericht im weiteren Verlaufe des Rechtsitreites 
nicht gebunden. — 

Solche Beſchlüſſe bedürfen nur dann einer ſchriftlichen 
Ausfertigung, wenn die Beweisaufnahme vor einem beauf- 
tragten oder erfuchten Richter ftattfinden fol.) In dieſem 
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Falle ift auch der aus der Verhandlung ſich ergebende Sad)- 
verhalt infoweit in die malen den! aufzunehmen, als die 
Kenntnis dieſes Sachverhaltes dem Richter zur Leitung und 
vollitändigen Durchführung der Beweisaufnahme notwendig tft.?) 

Gegen Beweisbeichlüfje*) ift ein abgejondertes Rechtsmittel 

nicht zuläffig.®) 

1) Beweisbeſchlüſſe find zu begründen, wenn fic infolge wiberftreitender 
Unträge ergehen oder wenn ein Beweisantrag abgemwiefen wird (ß 428 
an 141, Ubi. 3, GO. — Eintragung in bag Prozeßregiſter 8 227, 
3.5, GO. 

2) 8 276. — Sonſt find fie zu verkünden und zu protofollieren, 
8 208, 8.3. 

8 141, Ab}. 2, GO.: Wenn ber Beweisbeſchluß im Verhandlungs⸗ 
protofolle beurkundet ift und biefe3 mit den Wlten an ben beauftragten 
oder erfuchten Richter gelangt, ift bie Ausfertigung des Beſchluſſes durch 
Beziehung der fraglichen Stelle des Berhandlungsprotofolles im Auftrage 
oder Erfuchen zu erjegen; fehlt es an ſolcher Beurkundung durch dad Pro⸗ 
tokoll, fo ift die fchriftliche Ausfertigung bes Beweisbeſchluſſes in Urfchrift 
den Alten beizulegen. Soferne nicht durch die Darftelung des Sachver⸗ 
Haltes, der für die Beweisaufnahme in Betracht kommt (8 277 8PO.), 
bie Beurkundung bes Berhandlungsinhaltes durch das Protololl erleichtert 
oder erjegt werden fol (88 210 und 444 ZRO.), tft von einer ſolchen 
Darftelung abzufehen, wenn der beauftragte oder erfuchte Richter zum 
Zwecke der Bemweisaufnahme die Prozeßakten felbft erhält. 

3) Bei der Brotofollierung des tatiächlichen Vorbringen unb der 
Beweisanbietungen tft hierauf Bezug zu nehmen. 8 210, Abſ. 1. — Erfas 
für Brotofollierung 8 444, Abſ. 1. *) Inshefondere auch auf Bernehnung 
der Parteien... 8 375, Abf. 1. °®) 8 515. : 

a) Beweisbeſchlüſſe find im Gerichtshofsverfahren vom Senate, nid) 
vom Borfigenden des Senates zu faflen. 

Der Borfigende Tann kraft feines Prozeßleitungsrechtes Perfonen, von 
welchen Aufflärung über erhebliche Tatſachen zu erwarten ift, zur münb- 
lichen Verhandlung laden, damit fie gegebenenjalls al3 Zeugen vernommen 
werben können (8 188, 3.4, 8PO.), deren tatſächliche Vernehmung barf 
aber nur auf Grund eines Beweisbeſchluſſes des Senated ftattfinden. 
(FM. zu 8 277 ZPO, P. 1.) 

Die Erlafjung eines Beweisbefchluffes, wodurch die Aufnahme eines 
von den Barteien angebotenen Beweiſes angeorbnet wird, kann 
dadurch, daß fi) beide Parteien gegen dieſe Bemweisaufnahme erflären, 
nid)t gehindert werden. (IM. zu 8 2377 8PO.., P. 2.) 

d) Soweit das Gericht nad) dem Geſetze die Aufnahme von Beweiſen 
von Amts wegen anorbnen darf (Beugen, 8 183, 3.4, ZPO. — Sach⸗ 
verftänbige, 88 183, 3. 4 und 351 ZPD. — Augenſchein, SE 183, 8. 4 
und 868 ZPO. — Vernehmung der Parteien 8 371 8PO.), Tann e8 mit 
Hilfe diefer Beweismittel auch über ftreitige Tatfachen Beweis erheben, 
m — Parteien Beweiſe nicht angeboten haben. (IM. zu 8 277 
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Bei Beweisführung buch Urkunden iſt ein Beweisbeſchluß nur 
notwendig, falls eine befondere Beweisaufnahme außerhalb der münb- 
lichen Verhandlung ftattfinden muß (3. B. 8 300 3PO.). (IM. zu 8 277 
BED., B. 4.) 

6278. Alle nicht jogleich bei der Verhandlung ſelbſt 
ausführbaren und inSbejondere die außerhalb der VBerhandlungs- 
tagfagung durch einen beauftragten oder erſuchten Richter vor⸗ 
zunehmenden Beweisaufnahmen?) find, fofern nicht die Umſtände 
einen anderen Vorgang notwendig machen oder dem Gerichte 
zweckmäßig erſcheinen laſſen, erjt nach volljtändiger Erörterung 
des Sachverhaltes und mittel3 eines und desielben Beweis- 
beſchluſſes anzuordnen. 


Behufs Erörterung der Ergebniffe folder Beweisauf⸗ 
nahmen ift nach deren Vollendung, wenn nicht die Voraus— 
ſetzungen des 8193, Abſ. 3, vorliegen, die Verhandlung vor 
dem erfennenden Gerichte von Amts wegen wieder aufzunehmen.) 
Die bei diefer Verhandlung vorgebrachten neuen tatfächlichen 
Anführungen und Beweisanbietungen fünnen auf Antrag oder 
von Amts wegen durch Beichluß als unftatthaft erflärt werden,?) 
wenn das neue Vorbringen durch die Ergebniffe der inzwiſchen 
jtattgefundenen Beweisaufnahme nicht veranlaßt iſt und offen- 
bar in der Abficht, den Prozeß zu verichleppen, nicht früher 
vorgebracht wurde.*) 

1) 8 276, 8.1 u. 2. 

2) In der Regel foll unmittelbar nad) der Beweisaufnahme die weitere 
Verhandlung ftattfinden. Läßt fich der Zeitpunkt des Einlangens ber re- 
quirierten Beweisaufnahmen nicht im voraus genau beftimmen, fol nachher 
von Amts wegen Verhandlung angeordnet werden. 8 281. 

Wenn die Vorausſetzungen bes 8 193, Abſ. 3, vorliegen, wird die 
Verhandlung gefchlofien, Wiedereröffnung dann nur ausnahmsweiſe. 

3) Kein abgeſondertes Rechtsmittel. 88 291, Abſ. 1, 515. — Das 
zurüdgewiefene Vorbringen ift im Urteilstatbejtande anzuführen. 8 417, 
Abi. 3 


"%) Vergl. 88 179, 181, Abſ. 2, 275, Abſ. 2. 


6279. Steht der Aufnahme des Beweijes ein Hindernis 
von ungewiſſer Dauer!) entgegen, ift die Ausführbarkeit einer 
Bemweisaufnahme zweifelhaft, oder ſoll die Beweisaufnahme 
u des Geltungsgebietes dieſes Geſetzes erfolgen,?) jo hat 
das Gericht im Beweisbeichluffe auf Antrag?)a) eine Friſt zu be⸗ 
ftimmen,t) nad) deren fruchtloſem Ablc uf die Verhandlung auf 
Begehren einer der Barteien ohne Rüdfiht auf die ausftehende 
Beweisaufnahme fortgejegt wird.d) 

Bei der fortgejegten mündlichen Verhandlung fann dann 
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diefer Beweis nur benügt werden, wenn dadurch das Ver- 
fahren nicht verzögert wird.®) 

1) 8.8. Klage auf Herausgabe einer Urkunde ald Vorausſetzung 
der Borlegung 8 309, vergeblicher Verſuch der Vernehmung eines Zeugen 
8 335. 9 8 288, Abſ. 2. 

3) Im Falle der Beweisaufnahme im Wuslande, deren Betreibung 
dem Beweisführer überlafien wird, von Amts wegen. 8 283, Abf. 3. *) Da» 
gegen kein Nechtömittel. 8 291, Abf. 2. 

5) Der Antrag kann bei Bezirksgerichten von der Gerichtäfanzlei zu 
Protofoll genommen werden. 8 319, 3.4, GO. — Ebenfo wegen Richt: 
leiftung des verlangten Vorſchuſſes für die Koften der Beweisaufnahme. 
88 832, 365, Abi. 2, 368, Abſ. 8. 

%) Gegen die Zulaffung oder Ausichließung eines folchen Beweifes 
fein abdgefondertes Nechtsmittel. 8 291, Abſ. 1. — Ungabe des zurüd- 
gewiefenen Beweiſes im Urteilstatbeftande. 8 417, Abſ. 3. — Wegen 
nachträglicher Benutzung bed Beweiſes Wiederaufnahmsflage. 8 531. 

a) Die Weigerung de3 Beweisführers, fi über den gegnerischen 
Antrag auf Feftiegung einer Beweisaufnahmefrift zu erflären, hindert bie 
Beichlußfaffung über diefen Antrag nidt. (IM. zu 8 279 ZPO. P. 1.) 

Wenn die Beweisaufnahme durch ein dem Beweisführer zur Bes 
ftellung übergebenes Erſuchen an eine ausländifche Behörde eingeleitet oder 
ihre Beranlafjung vollftändig dem Beweisführer anheimgegeben wird 
($ 283 8PO.), hat das Gericht eine Friſt für die Beweisaufnahme von 
Amts wegen feſtzuſetzen; fonft erfolgt eine Friftbeftimmung für Beweizauf- 
nahmen nur auf Antrag einer Partei (8 279, Ab}. 1, ZPO.) Unterbleibt 
diefe Antragftellung, fo wird die Verhandlung folange nicht forigeführt, 
als nicht die Alten über die Beweisaufnahme einlangen; biefe Unter= 
brechung der Berhandlung tft aber weder mit den Rechtöfolgen der Unter- 
brechung bes Verfahrens (8 163 3PO.), noch mit denjenigen des Rubens 
bed Berfahrens (8 168 8PO.) verbunden. Die Wirkungen der Gtreit- 
anhängigfeit bleiben, ungeachtet die Verhandlung nicht fortgeführt wird, 
beitehen, und es ift insbejondere dem Kläger die gerichtliche Verfolgung 
und nenerlide Geltendmahung feines Anfpruces mitteld Klage abge 
fhnitten. (IM. zu 8 279 3PO., B. 2.) 

6 280. Das Progepgeriht kann auf Antrag geftatten,t) 
daß die Beweisaufnahmen) von einem oder mehreren beeideten 
Stenographen aufgezeichnet werde. Ein Stenograph, welcher 
nit im allgemeinen für diefe Aufgabe beeidet ift, hat einen 
Eid dahin zu leiften,?) daß er das mündlich Vorgebrachte treu 
aufzeichnen und das Aufgezeichnete richtig Übertragen werde. 
Die Beeidigung entfällt, wenn ein gerichtlicher Beamter als 
Stenograph beitellt wird. 

Die Beitellung der Stenographen erfolgt auf Vorſchlag 
des Antragftellers durch den Vorjigenden. 

Die Übertragung der jtenographifchen Aufzeichnung in 
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gewöhnliche Schrift ift binnen acdhtundvierzig Stunden nad 

der Aufzeihnung dem Borfigenden oder dem mit der Be- 

weisaufnahme betrauten Richter zu übergeben und den Alten 
beizulegen. 

Sofern die ftenographiiche Aufzeichnung nicht von beiden 
Parteien übereinftimmend beantragt wird, hat die antrag- 
jtellende Partei jämtliche dadurch verurfadhten Koſten zu be- 
itreiten, ohne ſelbſt für den Fall ihres Sieges Anſpruch auf 
Erftattung diefer Koften erheben zu können. 

2) Kein Rechtsmittel. 8 291, Abf. 2. 2) Unter den im Gef. v. 

3. Mai 1868, RGB. Nr.'33, beftimmten Yörmlichleiten. Art. XL EG. 
. BRD. 

i 2 Auf Antrag kann aud die ftenographifche Aufzeichnung der ganzen 
münblichen Verhandlung geftattet werden. Sie erfebt aber das Berhand- 
Iungs3protofoll niit. (Siehe JM. zu 8 210 8PO.) 

6281. Wenn zum Zwecke einer vor dem erfennenden 
Gerichte erfolgenden Beweisaufnahme eine Tagſatzung erftredt 
werden muß,!) iſt die Tagjabung, in welcher die’ Beweisauf- 
nahme jtattfinden fol, zugleich zur Fortiegung der mündlichen 
Verhandlung zu beftimmen. 

Muß jedoch die Beweisaufnahme durch einen beauftragten 
oder erfuchhten Richter geichehen und läßt ſich der Zeitpunkt 
der Beendigung derjelben nicht mit Sicherheit bejtimmen, jo 
ift Die Tagſatzung zur Fortſetzung der mündlichen Verhand- 
lung vor dem erfennenden Gerichte nach dem Einlangen der 
Deweisaufnahme-Alten und Protokolle durch den Vorſitzenden 
von Amts wegen anzuberaumen und den Parteien befannt- 
augeben.?) 

1) 8 134, 8.8. 

2) Sofern nicht die Parteien auf die Verhandlung verzichten oder 

der Senat fie für entbehrlich Hält. 8 193, Ubf. 3. 


Beweisaufnahme durd einen erſuchten oder beauf- 
tragten Ridter. 


6282. Mit Beweisaufnahmen, welche außerhalb der 
Verhandlungstagfagung!) am Orte des Prozeßgerichtes oder 
in deilen Nähe jtattzufinden haben, iſt ein Mitglied des 
Prozeßgerichtes, und zwar in der Regel ein Mitglied des 
zur Entiheidung der Rechtsſache berufenen Senates zu be— 
auftragen.?) 

1) 88 300, 328, 352, 368, nicht aber 8 375. °) Vom Senate. 8 34,. 

Abi. 2, IN. — Kein abgejondertes Rechtsmittel. 88 291, Wbfag 1, 155.. 
21* 
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(Gegen die Unorbnung eines vorbereitenden Verfahren? zur Beweis⸗ 
aufnahme fein Rechtsmittel. 8 247, Abſ. 1.) 

8141, Abſ. 1, GO.: Beweisaufnahmen durch einen beauftragten oder 
erfuchten Richter find durch Überfenbung der Alten einzuleiten, auf melden 
der Auftrag ober das Erfuchen in furzer Faſſung und unter Übergehung 
aller nad) dem Inhalte der Alten oder nach dem Geſetze von ſelbſt fich 
ergebenden Mitteilungen in Urfchrift anzubringen ift; z. B.: „Wird ben 
Bezirksgerichte N. mit dem Erfuchen um Abhörung der Zeugen U. und B.“ 
oder „zur Erledigung bes Beweisbefchluffes auf Blatt 25 überfendet”. In 
dem Auftrage oder Erfuchen kann auf die Dringlichleit der Sache hinge⸗ 
wiefen oder bie Friſt beitimmt werben, innerhalb melcdher die Beweis⸗ 
aufnahme durchzuführen ifl; desgleichen kann durch einen Zufab zum Auf⸗ 
trage oder Erfuchen die Beftiimmung der Anzahl der Sachverjtändigen und 
deren Auswahl dem beauftragten oder erfuchten Richter übertragen werben. 
Wird von allen oder einzelnen Parteien auf die Beteiligung an der Be- 
mweißaufnahme verzichtet, fo ift auch dies in dem Auftrage oder Erſuchen 
mitzuteilen. 

8 141, Abf. 2, GO. fiehe bei 8 277. 

8 142, Abſ. 1 u.2, GO.: Können die Alten nicht überfenbet werden, 
weil gleichzeitig mehrere Beweisaufnahmen vor verichiedenen Gerichten 
ftattfinden müſſen, oder die Fortſetzung bes Verfahrens oder andere 
zwingende Gründe die Zurüdbehaltung der Alten erheifchen, fo ift ber 
Auftrag zur Beweisaufnahme gemäß 8 139 zu erteilen und für das Er- 
fuhen um Beweisaufnahme die Form eines befonderen Schreibens zu 
wählen. 

Der mit der Beweisaufnahme beauftragte Richter ober das Darum 
erfuchte Gericht find im Beweisbeſchluſſe zu benennen. Der beauftragte 
Richter, der dem Senate angehört, hat nad Möglichkeit fogleich bei der 
münpdlihen Verhandlung nad) Verkündung des Beweisbeſchluſſes den 
Barteien Tag und Stunde ber Beweisaufnahme und alle diejenigen für 
bie Beweißaumahme erforderlihen Vorkehrungen mündlich bekanntzu⸗ 
geben, zu deren Bollziehung die Mitwirkung ber Parteien nötig ift. 


6 283. Erjuchichreiben, welche wegen einer Beweisauf- 
nahme erlaſſen werden, die außerhalb des Geltungsgebietes dieſes 
Geſetzes ftattfinden joll, können dem Beweisführer auf feinen 
Antrag behuf3 Übermittlung an die erjuchte Behörde über- 
geben werden.) 


Auf Antrag des Beweisführers kann ferner das Gericht 
geltatten, daß von der Erlaffung eines Erſuchſchreibens ab- 
geiehen und der Beweisführer ermächtigt werde, eine den Ge- 
a des Staatögebietes, in welchem die Beweisaufnahme 
erfolgen ſoll, entiprechende öffentliche Urkunde über die Be— 
weisaufnahme beizubringen. Der Beweisführer hat den Gegner, 
wenn möglih, von Ort und Zeit der Beweisaufnahme ſo 
zeitig zu benachrichtigen,?) daß lebterer feine Rechte bei der 
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Beweisaufnahme in geeigneter Art wahrzunehmen vermag. 
St die Benadhrichtigung unterblieben, fo hat das erfennende 
Geriht nad forgfältiger Erwägung aller Umstände zu ent- 
iheiden, ob und inwieweit der Beweisführer zur Benügung 
der aufgenommenen Beweife in der mündlichen Verhandlung 
berechtigt jei.?) 
Für die Borlegung der Alten über die Beweisaufnahme 
ijta) in beiden Fällen im Beweisbeichluffe eine Frist zu be: 
jtimmen, deren frudhtlofer Ablauf die im $ 279 ———— 
Rechtsfolgen nach ſich zieht.) 
1) Kein Rechtsmittel. 8291, Abſ. 2. °) Mittels Schriftſatz. 8 74. 
3) Gegen die Erlaſſung von Erſuchſchreiben zum Zwecke der Beweisauf⸗ 
nahme Tein abgefondertes Rechtsmittel. 8 291, Abſ. 1, 515. 9) Gegen 
die Beftimmung der Friſt fein Rechtsmittel. 8 291, Abſ. 2. — Gegen bie 
Zurüdweifung oder Zulaffung des Beweiſes nad Ablauf ber Friſt kein 
abgefondertes Rechtsmittel. 8 291, Abi. 1. Die zurückgewieſene Beweis⸗ 
anbietung ift im Urteilßtatbeftande anzuführen. 8 417, Ubf. 3. 
a) Siehe JM. zu 8 279 ZPO. P. 2. 
8284. Dem Richter, welcher eine Beweisaufnahme in- 
folge eines Auftrages oder Erſuchens vollzieht, kommen die 
— 5*— zu, welche von dem Vorſitzenden bei einer Beweis⸗ 
au an ausgeübt werden,!) die vor dem erfennenden Gerichte 
vor ſich geht. 
Andere auf die Beweisaufnahme fich beziehende richter- 
tihe Verfügungen kann ein folder Richter infoweit treffen, 
als fie nicht ausdrüdtich dem Prozeßgerichte zugewieſen find.?) a) 
2) 88 180-185, 280, Abſ. 2 u. 3, 288, 289, vergl. die Stellung des 
beauftragten Richter im vorbereitenden Verfahren 8 249. ?) Beitimmung 
einer Frift für die Beweisaufnahme 88 279, 283, Abſ. 3, 335, Abſ. 1. --- 
Bewilligung der ftenographifchen Aufnahme der Beweisaufnahme 8 280, 
Abf.1. Ergänzung der Beweisaufnahme nach Beendigung derjelben 8 289, 
Abſ. 2. Erlafiung des Epditionsauftrages gegen Dritte. 8 308. Anord⸗ 
nung der Exekution gegen einen erjchienenen, aber fich weigernden Zeugen 
8 825, Abſ. 2 (auch der erfuchte Richter). Beſchlußfaſſung über den Ein⸗ 
fluß der Weigerung des Beugen auf den Fortgang des Verfahrens 8 326, 
Abi. 1. Berfällung des erjchienenen, aber fich mweigernden Beugen in den 
Koftenerfab 8 326, Abi. 3 (anders im Yalle des Ausbleibens 8 333). — 
Bernehmung der Parteien 88 371, 375. — Dem von Schiedßrichtern um 
eine Beweisaufnahme erfuchten Richter kommen aud die bem Prozeb- 
gerichte vorbehaltenen Entjcheidungen zu. 8 589, Abj. 2. 

a) Die Erlafiung eines Editiongauftrages fteht dem erjuchten Richter 
nicht zu. (Siehe IM. zu 8 303 ZRO., P. 1.) 


6285. Ergibt jich bei der Beweisaufnahme vor einem 
beauftragten oder erjuchten Richter ein Streit, von deſſen Er- 


826 Zivilprozeßordnung. 6$ 286, 287. 


lebigung bie Fortſetzung der Beweisaufnahme abhängig!) zu 
deſſen Enticheidung der mit der Beweisaufnahme betraute 
Richter jedoch nicht berechtigt ift, jo Dat über feinen Bericht?) 
die Erledigung des Streites durch das Prozeßgericht zu er- 
Die Die Tagjagung zur Verhandlung über diefen Zwiſchen⸗ 
treit tft vom Prozeßgerichte von Amts wegen anzuberaumen. 


Wenn im Verlaufe der durch einen beauftragten oder er- 
* Richter ſtattfindenden Beweisaufnahme behufs Durch— 
ührung oder Vollendung der Beweisaufnahme an ein anderes 
Gericht ein Erſuchen geſtellt werden muß, fo iſt dasſelbe un- 
mittelbar von dem mit der Beweisaufnahme betrauten Richter 
zu ſtellen. Derſelbe iſt auch befugt, ein anderes Gericht um 
die Aufnahme des Beweiſes zu erſuchen, falls ſich Gründe 
ergeben, welche die Beweisaufnahme vor dieſem Gerichte als 
ſachgemäß erſcheinen Laffen.?) 

2) 8. B. über die Verpflichtung zur Vorlegung einer Urkunde 
g8 303, 808, 

8 142, Ubj.3 u.4 GO.: Beſchlußfaſſungen des beauftragenden 
Gerichtes, die während ber Beweisaufnahme notwendig werben (8 285 
ZBO.), find nad) Vorſchrift des 8 140, Abſ. 1, Beſchlußfaſſungen des 
erfuchenden Gerichte durch Uberfendung oder Vorlage der den Zwiſchen⸗ 
fall betreffenden Alten einzuholen. Der Antrag auf Entſcheidung und Be- 
Tanntgabe der Entſcheidung ift vom erfuchten Richter in Urfchrift auf Die 
überjendeten Alten zu jegen. Die Überfendung ber Alten bat zu unter- 
bleiben, wenn bie Beweisaufnahme ungeachtet der Einholung der gericht- 
lihen Entſcheidung fortgefegt werden Tann und die Alten dabei nicht zu 
entbehren find; die Entfcheidung ift in dieſem Yalle mitteld Schreibens 
zu begehren. 

Eine Ausfertigung ber Entſcheidung für den beauftragten ober er⸗ 
ſuchten Richter ift nicht notwendig; an den beauftragten Richter erfolgt 
die Bekanntmachung auf die in 8 140, Abf.1, angegebene Weije, für 
den erfuchten Richter ift der Beſchluß auf die zurüdzufendenden Alten zu 
ichreiben. — 

©. den 8 140, Abf. 1, GO. bei 8 255. 

); 8 32 IN. Kein abgefondertes Rechtsmittel 8 291, Abf. 1. 

6286. Der Vorfigende hat die von dem beauftragten 
oder erjuchten Richter vorgelegten!) Protofolle und fonftigen 
Akten?) über die Beweisaufnahme zu prüfen und, falls er 
Mängel wahrnimmt, die erforderlichen Verbefjerungen oder 
Vervollſtändigungen zu veranlaffen.?) Die Beweisaufnahme- 
Akten find fodann unter gleichzeitiger Verftändigung‘) der 
Parteien bis zur nächſten, zur mündlichen Verhandlung be- 
ſtimmten Tagjagung?) der Einfihtnahme der Parteien offen 
zu balten.®) 
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Über den in der Zwiſchenzeit von einer Partei geftellten 
Antrag, einzelne Mängel der Beweisaufnahme zu beheben 
oder dieſe Beweisaufnahme zu ergänzen, hat der Vorſitzende 
zu enticheiden.”) Die hiedurc) etwa notwendig werdenden Ber- 
fügungen find gleichfall3 vom Vorfigenden ohne Aufſchub zu 
erlaffen. Der Antrag kann au) mündlich?) angebracht werden. 

Ergibt fih erjt bei der mündlichen Verhandlung die 
Kotwendigkeit einer Ergänzung oder Wiederholung der Be- 
weisaufnahme, fo hat das Gericht die der Sachlage ent- 
ſprechenden Anordnungen zu treffen. Dasſelbe kann aud) 
anordnen, daß die Ergänzung oder Wiederholung der Beweis- 
aufnahme in der mündlichen Verhandlung ferbit jtattfinde.?) 

ı) Form der Borlage 8 139, Abf. 2, GO.: Nach Ausführung des 

Auftrages find die überfendeten !Schriftftüde, unter Anſchluß der während 
bes Verfahrens vor dem beauftragten Richter hinzugelommenen Eingaben, 
Protokolle und fonftigen Niederjchriften, und zwar foferne nicht im ein- 
zelnen alle der beauftragte Richter zu weiteren Mitteilungen Anlaß bat, 
mittel3 kurzen, in Urichrift auf den Alten angebrachten Vorlagevermerkes 
zurüdzufenden. *) Insbefondere fchriftliche Gutachten. 8 360. 2) Analog 
in Bezug auf Alte des vorbereitenden Berfahrend. 8 256. *) Die Ber: 
fländigung obliegt ter Gerichtäfanzlei. — Sie ift mit der etwa erforder: 
lichen Ladung der Parteien zur fortgefesten mündlichen Verhandlung zu 
verbinden. Siehe 8 8183, 3.9, GO. — Die Benachrichtigung der Barteien 
kann in bdringlichen Fällen mündlic) gefchehen. 8 318, vorlegter Abf., SD. 
s) Bon Amts wegen anzuberaumen. 8 281, Abi. 2. °) Die Gewährung ber 
Einfiht obliegt der Gerichtäfanzlei. 8 318, 3.7, GO. 7) Gegen die 
Verweigerung ber Ergänzung fein abgefondertes Nechtämittel. 8 291, 
Abſ. 1. — Gegen die Bewilligung der Ergänzung oder Wiederholung fein 
Nechtömittel. 8 291, Abſ. 2. — Über eine Ergänzung aus dem Grunde 
des 8 289, Abſ. 2, entfcheidet der Senat. ®) Über mündlich vorgebrachte 
Anträge ift in dem Falle, als der Vorſitzende dem Begehren der Partei 
zu willfahren findet, ein Brotofol nicht aufzunehmen, fondern es ift die 
entiprechende Berfügung unmittelbar auf Grund des mündlichen Bor- 
bringens zu treffen. 8 146 GO. °) 8 281, Abi. 1, insbefondere im alle 
8 844, Abf. 1. — Wiederholung oder Ergänzung aud) Hinfichtlich der zur 
Sicherung des Beweiſes erfolgten Beweisaufnahme. 8 389, Abſ. 3. — 
Vergl. Wiederholung und Ergänzung einer im vorbereitenden Verfahren 
erfolgten Beweisaufnahme 8 264. — Auch die von Amts wegen bejchlofiene 
Ergänzung oder Wiederholung ift unanfechtbar. 8 291, Abſ. 2. 


F 287. Das Ergebnis einer nicht vor dem erfennenden 
Gerichte erfolgten Beweisaufnahme!) hat der Vorfigende auf 
Grund der Diele an betreffenden Protofolle und 
Tonftigen Alten bei der mündlichen Verhandlung zu geeigneter 
Beit darzulegen.?) 

Wenn dieſe Darlegung nah Anficht einer der Parteien 
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in erheblichen Punkten vom Inhalte der Akten abweicht, find 
auf ihren Antrag die Beweisaufnahme- Protokolle und die 
fonjtigen die Beweisaufnahme betreffenden Akten dem vollen 
Inhalte nach vorzulejen. 

Den Parteien bleibt es unbenommen, ſchon vor dieſer 
ara des Vorfitenden in ihren Vorträgen auf den In⸗ 
halt der Beweisaufnahme-Alten Bezug zu nehmen. 

1) Insbeſondere einer im "vorbereitenden Verfahren erfolgten Be⸗ 
weißaufnahme $ 253, einer mittelbaren Beweisaufnahme 88 276, 300, 
328, 352, 368, 875, einer zur Sicherung erfolgten Beweisaufnahme 
38 384, 250, Abf. 2, 351. ' 

2) Auch wenn bie Partei nicht anweſend ift. 8 401, Abſ. 2. — Daran 
ſchließt fi) die Erörterung der Ergebnifje der Beweißaufnahme. 8 259. 


Berfahren bei der Beweisaufnahme. 


6 288. Für die zum Zwecke einer Beweisaufnahme er- 
forderlichen Ladungen !)und für alle anderen zur Beweisaufnahme 
erforderlichen Vorfehrungen hat, falls die Beweisaufnahme 
vor dem erfennenden Gerichte ftattfindet,?) der Vorfigende des 
Genates, außerdem aber der Richter, welchem die Beweis⸗ 
aufnahme obliegt, von Amts wegen Sorge zu tragen. Lebterer 
hat auch die Tagfagung für die Beweisaufnahme von Amts 
wegen anzuberaumen. 

Die Parteien Fönnen die von ihnen benannten Zeugen oder 
die Perſonen, welche fie dem Gerichte bei der Verhandlung 
als Zeugen namhaft machen oder als Sachverjtändige in Vor- 
ichlag bringen wollen, auch ohne vorherige gerichtliche Borladung 
zur Verhandlung vor dem erfennenden Gerichte mitbringen. 

1) Insbeſondere aud) der Parteien. 8 289. *°) 8 276. 

6 289. Die Parteien fünnen bei der Beweißaufnahme 
zugegen fein;*) fie können an die Beugen und Sachverſtandigen 
diejenigen Fragen durch den Vorſitzenden oder den die Be— 
weisaufnahme leitenden Richter?) ſtellen laſſen a) oder mit deren 
BZuftimmung felbit ftellen, welche fie zur Aufflärung oder Ver- 
vollſtändigung der Ausfage, fowie zur Aufflärung des Streit 
verhättmiftes oder der —* die Beweiskraft der Ausſagen 
weſentlichen Verhältniſſe für dienlich erachten. Fragen, welche 
dem Richter ee erjcheinen, hat er zurüdzumeijen.?) 

Mit der Bemweisaufnahme ift, ſoweit died nach) Lage der 
Sade geichehen kann, vorzugehen, wenn aud) feine der ver- 
tändigten Parteien erichienen if. E3 Tann jedod) vom er- 
fennenden Gerichte,“ oder, folange die Beweisaufnahme noch 
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nicht beendet ift, auch von dem beauftragten oder erfuchten 
Richter eine Ergänzung der Beweisaufnahme zugelaffen werden, 
wenn die Partei glaubhaft?) macht, daß ihr — ein unvorher⸗ 
Be Ereigni3 verurfachtes Nichterſcheinen eine wejentliche 
nvolljtändigfeit der Beweisaufnahme zur AR Hatte und 
wenn zuglein die Crgänzung der Bemweisaufnahme ohne er= 
hebliche Verzögerung des Rechtsitreites ftattfinden Tann.‘) 

) Ausgenommen bei Bernehmung von Beugen, welde nidht vor 
Gericht zu erfcheinen brauchen (ichriitliche Fragen). 8 341, Abſ. 2. — 
Wenn die Parteien oder einzelne von ihnen auf die Beteiligung an ber 
Beweidaufnahme verzichten, ift dies in dem Wuftrage (an den beauf- 
tragten Richter) oder Erfuchen mitzuteilen. 8 141, Abf. 1, GO. ?) Be⸗ 
auftragter Richter im vorbereitenden Verfahren 8 249, beauftragter oder 
erſuchter Richter 8 284. *) Dagegen kein abgejondertes Rechtsmittel. 
8 291, Abſ. 1. — Über die Zurüdweifung durch den Borfigenden ent- 
Icheidet auf Antrag der Senat. 88 186, Abſ. 1, 342. (Die Entſcheidung 
über die Zuläffigfeit einer frage ſteht vorläufig auch dem beauftragten 
oder erfuchten Richter zu. 8 8342.) Dagegen fein abgefondertes Rechts⸗ 
mittel. 88 186, Abf. 2, 849, Abſ. 1. — Über die von einen Beteiligten 
beftrittene Buläffigkeit einer Fragendes Vorſitzenden oder eines Mitgliedes 
des Senates entſcheidet ber Senat, $ 186, Abi. 1, über eine ſolche Frage 
de3 beauftragten ober erſuchten Richter3 vorläufig diefer, 8 342, Abi. 1. — 
Vergl. auch 88 401, 367, 880. *) Bei Beweisaufnahmen im vorbereiten 
den Berfahren vom Borfibenden. 8 256, Abſ. 1. — In anderen Fällen 
der Ergänzung enticheidet ber Vorſitzende. 8 286, Abf. 2. — Gegen die 
Bewilligung fein, gegen die Verweigerung Tein abgefondertes Rechtsmittel. 
8 291. °) 8 274. ©) Gegen bie Bewilligung fein Rechtsmittel. 8 291, 
abi. 2. — Ob mit der Beweisaufnahme vorzugehen fei, wenn bie Ber: 
ftändigung der Parteien unterblieben ift, ift konkret zu beurteilen. 

a) Der Gegner des Bemweisführers muß fein Fragerecht bei Beugen- 
und Sacverftändigenvernehmungen mündlich (perſönlich oder durch einen 
Bertreter) ausüben. Schriftliche Fragen (Frageftüde) zur Vernehmungs⸗ 
tagfaßung einzufenben, ift nur bei Vernehmung von Perfonen ftatthaft, 
die von der Pflicht, vor Gericht zu erfcheinen, befreit find (8 341, Abſ. 2, 
EBD); fonft ift auf ſolche Zrageftüde kein VBebacht zu nehmen. (IM. 
zu 8 289 ZPO.) 

6 290. Aus dem Umftande, daß die von einer aus— 
ländifchen Behörde vorgenommene Beweisaufnahme nad den 
ausländischen Gejegen mangelhaft iſt, kann gegen Diejelbe 
dann Fein Einwand erhoben werden, wenn die Beweisauf- 
nahme den für das Prozeßgericht geltenden Gejegen entipridt. 

$ 291. Gegen Beſchlüſſe, durch welche angebotene Be⸗ 
weile!) oder gemäß 8 278, Abſatz 2, neue tatjächliche An- 
führungen und Beweisanbietungen zurüdgemiejen, Beweis— 
aufnahmen angeordnet?) oder einem beauftragten Richter über» 





330 Zipilprogeßordnung. $ 292. 


tragen?) oder zum Zwecke der Beweisaufnahme Erfuchichreiben 
erlaffen werden,t) ferner gegen Beichlüffe, durch welche Fragen 
der Barteien bei der Beweisaufnahme zurüdgewiejen werden,?) 
endlih gegen Beichlüffe, durch welche die Benützung eines 
Beweiſes nad) 8 279, Abſatz 2, bewilligt oder ausgeſchloſſen 
oder eine nad) 8 286, Abſatz 2, in Antrag gebrachte Ergänzung 
der Beweisaufnahme verweigert wird, ift ein abgejondertes 
Rechtsmittel nicht zuläflig. 

Beichlüffe, durch welche die ftenographiihe Aufzeichnung 
einer Bemweisaufnahme gejtattet,®) dem Beweisführer die Be— 
jtellung eines Erſuchſchreibens gemäß $ 283, Abſatz 1, über- 
tragen, oder für die Bemelsgumnabe oder für die Vorlage 
der Akten über eine außerhalb des Geltungsgebietes dieſes 
Geſetzes ftattfindende Beweisaufnahme eine Friſt beftimmt 
wird,°) ferner Beichlüffe, durch welche die Ergänzung oder 
Wiederholung einer Beweisaufnahme angeordnet wird,?) fönnen 
durch ein Rechtsmittel Überhaupt nicht angefochten werden. 

1)8 275. 9) 8 277. °) 8 282. (Der Beſchluß, durch weldien Be⸗ 

weisaufnahme im borbereitenden Verfahren angeorbnet wurbe, kann über- 
haupt nicht angefochten werben. 8 247, Abſ. 1.) * 8 36 IN., 88 283, 
285. °) 8289. ©) 8280. ?) 8279, Abſ. 1. °) 8283, Abſ. 3. ?) 88 264, 
286, Abſ. 3, 389, Abſ. 2, 389, Abſ. 3. 


Dritter Titel. 


Beweis durch Urkunden, 
Beweisfraft der Urkunden. 


6 292. Urkunden, welche im Geltungsgebiete dieſes Ge- 
ſetzes von einer öffentlichen Behörde innerhalb der Grenzen 
ihrer Amtsbefugniffe oder von einer mit öffentlichem Glauben 
verjehenen Perfon?) innerhalb des ihr zugewieſenen Geſchäfts⸗ 
freijes in der vorgeichriebenen Form?) errichtet find (Öffentliche 
Urkunden), begründen vollen Beweis deflen, was darin von 


8292. 1. Matrikenauszüge, die den Beftand einer 
gültigen Ehe und die eheliche Abftammung eines Kindes beftätigen, 
begründen folange vollen Beweis, als nicht auf Ungültigfeit der 
Ehe erkannt ift. E. v. 31. Oktober 1901, 3. 7950, Przeg. 1902: 6 1. 

„2. Das Amtszeugnisdes Abhandlungsgerichtes über 
die Anerkennung einer angemeldeten Nachlaßfchuld macht vollen 
Beweis. E. v. 11. Oftober 1882, 3. 9875, Sig. 9129. 
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Der Behörde amtlich verfügt oder erflärt, oder von der Be- 
hörde oder der Urkundsperjon bezeugt wird. Das Gleiche gilt 
von den Urkunden, welche zwar außerhalb des Geltungsgebietes 
dieſes Geſetzes, jedoch innerhalb der Grenzen ihrer Amts- 
befugniffe von folchen Öffentlihen Organen errichtet wurden, 
Die einer Behörde unterftehen, welche im Geltungsgebiete 
dieſes Geſetzes ihren Sit hat.°) 

Der Beweis der Unrichtigfeit des bezeugten Borganges 
oder der bezeugten Tatſache oder der unrichtigen Beurkundung 
iſt zuläffig. 

7 9,Rotare 8 IIND., Geſetz v. 25. Juli 1871, RGB. Nr. 75. 

: 2) Bur Bewährung obrigkeitlicher Urkunden ift es Tünftig nicht genug, 
. ben Urkunden da3 Amtsfigill beizubrüden, fpndern fie follen nad) „vem 
Snhalte des 8 112 aGO. auch nebitbei von der Obrigfeit, von dem Bor: 
fteher des Gerichtes oder von dem zur Ausftellung folder Urkunden be= 
rechtigten Beamten unterfchhrieben fein. Hfd. v. 19. Mpril 1799, 
ZIS. Nr. 466. 

Bum Beweiſe der von ciner Partei bei einer Kaffe oder 
einem Amte gültig geleifteten Gebührenzahlung ift erforder: 
ih: 1. die Empfangsbejtätigung zweier Beamten der Kaſſe oder des Amtes, 
« bei welcher 1oder bei welchem die Zahlung geleiftet wird, mittel3 ihrer 

eigenhändigen Unterſchrift. Die Namen und Dienftcharaltere der zur 
Übernahme der Zahlung und deren Beftätigung berufenen Beamten müſſen 
bei den einzelnen Kaffen und Amtern aus einer an aufiallender Stelle 
angebrachten Kundmadung ftet3 zu erjehen fein. 2. Die Beidrüdung 
des Amtsfiegelsgin fchwarzer Farbe. Dagegen wurde die in der Verord⸗ 
nung vom 18. März 1860 angeorbnete Gegenzeichnung eines dritten Be- 

amten aufgehoben. FMV. v. 1. Januar 1888, RGB. Nr. 8. 
Die bei ven bairifhen Forftämtern auf öfterreihiichem Gebiete 


3. Ebenso die Erhebungen der Adminiftratinbehörden 
über die durch Überſchwemmung verurfachten Unfälle €. nv. 
4, Sebruar 1857, 3. 495, Sig. 287; 

die amtliche Beftätigung ber Kultusfunftionäre über 
Religionsgebräude. €. v. 4. Februar 1889, 3. 991, Sig. 7320; 

nieht aber eine der Bartei nicht zugeftellte finanzbe- 
hördliche Entjiheidung E. v. 9. Februar 1881, 3. 6, 
Sig. 9735; » 

nicht die Beftätigung des Steueramtes, daß ein Dritter 
Statt des VBerpflichteten deſſen Stenerjchuldigfeit berichtigt habe. 
€. v. 8. Juni 1875, 3. 6134, Sig. 5749; 

nicht ein der politiichen Behörde erftattetes amtliches Sek— 
tionsgutachten. €. v. 3. April 1884, 3. 2817, Sig. 9978. 

4. Das Zeugnis des Nepräfentanten einer Herrſchaft über 
den Inhalt des Inventars der Untertanenleiftungen ift 
feine Öffentliche Urfunde. E. v. 10. Juli 1867, 3.5095, Sg. 2824. 
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angeftellten bairischen Beamten genießen bei ihren Geſchäftsverbindungen 
mit öfterreichifchen Behörden und auch außerdem gleichen Rang und gleiche 
Auszeichnung mit den dfterreichifhen Beamten derſelben Kategorie. Die 
von ihnen ausgeftellten amtlihen Zeugniffe und Urkunden haben 
die nämliche Beweiskraft, welche nach den öfterreichifchen Geſetzen ben 
von Öfterreidhifchen Beamten berfelben Kategorie ausgeftellten Amtszeug⸗ 
niffen und Urkunden beigelegt wird. Hfld. vom 28. Auguſt 1829. 

Über die Unfrage, ob bie von Bewerbern um Findlinge aus bem 
Sindelhaufe bezüglih auf Vermögen und Gittlichleit beigubringenden 
pfarrlihen Beugniffe als Öffentliche Urkunden anzufehen feien, haben 
Seine Majeftät zu befchließen geruhet, daß die Beugniffe zur Über- 
nahme von Findlingen in die Verpflegung auf dem Lande in 
Hinfunft von dem Pfarrer und der Obrigkeit auszuftellen feten, wodurch 
dergleihen Beugnifie fi dann von felbit als Öffentliche Urkunden bar 
ftellen. Hb. v. 10. März 1827, IGS. Nr. 2265, infolge Ah. Entſchl. v. 
9. Januar 1827. 

Sn Öfterreih unter ber Enns müflen alle vom Bezirksſtraßen⸗ 
ausfchuffe ausgefertigten Rechtsurkunden und Berträge vom Obmanne 
und 2 Ausfchußmitgliedern gefertigt und mit ber Genehmigungsflaufel 
des Landesausfchuffes verfehen fein. Gef. v. 14. Januar 1887, 86B. f. 
DOfterreih unter der Enns Nr. 4, betr. die Herftellung und Erhaltung 
der Öffentlichen nicht ärarifchen Straßen und Wege, $. 19. 

8, Botichaften; Geſandtſchaften, Konjulate, Militärbehörden. Siehe 
hinficätlich Bosnien? und der Herzegovina die Anm. bei 8 298. 

6293. Gleiche Beweiskraft haben auch andere Urkunden, 
welche durch bejondere gejegliche Vorſchriften al3 öffentliche 
Urfunden erklärt find.?) 

Die außerhalb des Geltungsgebietes dieſes Geſetzes er- 
richteten Urkunden, welche am Orte ihrer Errichtung als 
Öffentliche Urkunden gelten, genießen unter der Vorausſetzung 
der Gegenfeitigfeit aud) im Geltungsgebiete dieſes Geſetzes 
die Beweiskraft öffentlicher Urkunden, wenn fie mit den vor- 
geihriebenen Beglaubigungen verjehen find.?) 

1) Art. VII EG. 3. ZRO.: „Unberührt bleiben die Vorfchriften des 

bürgerlichen Rechtes: 

1) durch melche beftimmte Urkunden als öffentlich erflärt oder den 
inländifchen öffentlichen Urkunden gleichgeftellt werden.” 

An befonderen Anordnungen find als Öffentliche Urkunden be— 
zeichnet: 

1. Die von den zur Führung der Adelsmatrifeln beftimmten Organen 
ausgeftellten Adelsdiplome und Abftammungstafeln (Gub. Vdg. v. 
3. März 1829, 8. 11738); 

2%. die über in Archiven, Regiftraturen oder bei anderen öffent⸗ 
lihen Amtern aufbewahrte Dokumente von den dazu berechtigten Be— 
amten ausgeftellten Urkunden (Hfb. v. 7. Juni 1798); 
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8. die Urbeitsbücher ber Gemwerbegehilfen (Gef. v. 8. März 1885, 
RGB. Nr. 22, $ 80 h); 

4, die von den Öfterreihifhen Konfuln als folden und in ihrem 
Wirkungskreiſe ausgeftellten Urkunden (HM. vd. 27. September 1834, 
YES. Nr. 2671); 

5. die Pfandbriefe der galizifh-ftänpifhen Kreditanftalt 
(8 7 der Statuten dv. 3. November 1841, JGG. Nr. 569); 

6. Urkunden aller Art der Kreditanftalt für Handel und Ge— 
werbe (MB. v. 6. November 1855, RGB. Nr. 186, 8 63); 

7. Kurszettel der öffentlichen Börfen (Gef. v. 1. April 1875, RGB. 
Rr. 67, 88 8 und 9); 

8, Legitimationsurkunden (MB. v. 15. Februar 1857, RGB. 
Nr. 323, 8 28); 

9. die Zeugniffe der für das land- und forftwirtfhaftlide 
Berfuhsmwefen beftehenden Anftalten über Unterfucdjungen und Prü⸗ 
fungen (IMV. v. 19. Zuli 1891, IMBB. Nr. 27), v. 2. Sept. 1895, 
AMBSB. Nr. 18 (Verfuchsftation in Spalato), 29. Mai 1897, ZMBB. 
Nr. 18 (Samentontrolfftation in Wien), 23. Juli 1898, IMVBB. Nr. 22 
(Graz, Marburg a.d. D.), 13. Nov. 1901, IMBB. Nr. 38 (landw. bakte⸗ 
riologiſche Pflanzenfhubftation in Wien); 

10. Rotariat3urlunden, welde nad den Beftimmungen ber 
Notariatsordnungen dv. 29. September (1850, RGB. Nr. 366, v. 21. Mai 
1855, RGB. Nr.94, und v. 25. Juli 1871, RGB. Nr. 75 (in Bd. II, 
Heft 3 der Manz’fchen SIg.) ausgeftellt find (88 76, 89 NO.); a) 

11. Paßkarten (MB. v. 80. Oktober 1859, RGB. Nr. 199, Art. X); 

1%. Rodlbücher in Vorarlberg (Hfd. v. 22. Oktober 1789, ZIE. 
Nr. 1068); 

13. die Ausweife der Wiener Seide- und Wolltrodnungs- 
anftalt über das Handelögewicht der Seide und Wolle (MB. v. 14. Juli 
1855, RGB. Nr. 129); 

14. Urdbarien, Grundbüder und Giltbücher, wenn fie nad) 
den früher beftandenen Borfchriften geführt find (Hfd. v. 21. Oftober 1825, 
ZIS. Nr. 2187); 

15. die von ben öffentlihen Wäg- und Mekanftalten ausge- 
ſtellten Beicheinigungen (Gef. v. 19. Juni 1866, RGB. Nr. 85, 8 1); 

16. Einlagfcheine und Driginalliften der Zahlenlotterie (Bat. v. 


a) 1. Gegenbeweis gegen die Angaben eined Notariats- 
aktes. E. v. 283. November 1877, 3. 3203, Sig. 6676. 

2. Beweis der nicht erhaltenen Zahlung gegen eine 
—— auniae Ouittung. €. dv. 6. Juli 1882, 3. 7206, 

. 9052. 


3. Beweis der Unechtheit einer notariell beglaubigten 
Unterfärift. €. v. 10. Jänner 1882, 3. 14120, Sig. 8823. 

4. Daß Name und Unterfchrift des Gläubiger in dem voll- 
ftredbaren Notariat3alte nur mit dem Anfangsbucftaben des 
Zaufnamen3 verjehen find, jchmälert die Slaubiwärdigteit der 
Urkunde nit. E. v. 15. Juni 1875, 3. 5192, Sig. 5756. 
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13. März 1813, Pol. G. ©. Bd. 40, Nr. 27, 88 17, 22; MB. v. 6. März 

1854, RGB. Nr. 60, 8 11). 

E Die Tauf-, Trauungd- und Totenbüher verdienen als 
öffentliche Urkunden vollen Glauben nur über jene Umftände, worüber 
fie eigens errichtet find, nicht aber über die einfließenden, auf bloße An= 
geben fich gründenden Nebenumftände. Hfd. dv. 15. Januar 1787, IGS. 
Nr. 621, lit. ff. b). 

Die Auszüge, welche die Pfarrer der evangelifchen Kirche Augs⸗ 
burgifchen und Helvetifchen Bekenntniſſes aus ben Kirchenbüchern, näm= 
lich den Tauf-, Konfirmations⸗, Übertrittd:, Trauungs⸗ und Sterbe- 
regiftern in geießlicher Form ausftelen, Haben die Geltung rechtskräftiger 
Urkunden. Bekanntmachung des Staatäminifterium® vom 23. Januar 1866, 
RGB. Nr. 15, 8 23, Abf. 1, 8. 3. 

Die Matrikenbücher, melde von den zur Führung berfelben obrigkeit=- 
lich beftellten und befonders beeideten Jsraeliten über die Geburten, 
Trauungen und Sterbefälle der Glaubensgenofien ihres Bezirkes geführt, 
fowie die Matrifenfcheine, welche als Auszüge bdiefer Bücher von ihnen 
außgeftellt werben, haben (jeit 10. Juli 1868) als öffentliche Urkunden 
volle Beweistraft. Gef. dv. 10. Juli 1868, RGB. 1869 Nr. 13, Art. I. 

Bur Herftellung einer legalen Nachweiſung über die Geburts-, Trauung3- 
und Sterbefälle ber in Wien fi auffaltenden türfifhen Juden 
werden Geburt3-, Trauung und Gterberegifter für diefe Juden in 
deutfcher Sprache ſowohl von der Polizeidirektion als auch unter Auffiht 
der Ausſchüſſe durch den Vorbeter der gedachten Juden feit 1. März 1846 
geführt. Nur den von der Polizeidirektion geführten Regiftern und ben 
von ihr auggeftellten ämtlicdyen Auszügen aus benfelben über die in bie- 
felben eingetragenen Geburten, Zrauungen und Todesfälle ift voller Glaube 
beizumeffen. Hf3d. v. 17. November 1845, IJGS. Nr. 909. 

Die Führung der Geburt3:, Ehe- und Sterberegifter über die Mit- 
glieder einer altlfatholifhen Kultusgemeinde liegt dem Eeelforger 


vb) 1. Zauficheine machen in Anfehung des Mutterverhält- 
niſſes Beweis, wenn auch der Name der unebelihen Mutter 
darin mit dem Beilage „angeblidh” angeführt if. E. v. 21. No- 
vember 1883, 3. 10093, Sig. 9662; 

oder wenn der Taufichein erſt nach dem Tode der Mutter 
ausgeftellt wurde. E. v. 24. Mai 1860, 3. 3897, Sig. 1136; 

fie liefern jedoch feinen Beweiß in Anjehung der Vater— 
haft der im Tauficheine auf Grund ihrer eigenen Erflärung als 
Bater bezeichneten Perſon. E. v. 9. September 1887, 3. 6146, 
Slg. 12522. x 

2. Auch der beim Übertritt zur katholiſchen Religion 
ausgefertigte Tauffchein ift in Anfehung der ehelichen Geburt des 
Konvertiten beweismachend. E. v. 16. März 1886, 3. 15191, 
Elg. 11946. 
....,3. Gegen den mitteld Taufichein erbrachten Beweis der Minder- 
jährigfeit it Gegenbeweis durh Eid und Zeugen un— 
zuläſſig. €. v. 5. Jänner 1875, 3. 13104, Sig. 5584. 
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(Pfarrer) derfelben ob. Rückſichtlich der inneren Einrichtung berfelben, 
dann der Ausfertigung der Auszüge und Beugniffe gelten die allgemeinen 
geſetzlichen Beſtimmungen. ME. v. 8. November 1877, RGB. Nr. 100, 
83 1,2. 

Die Geburt3- und Sterberegifter über Perfonen, welde Feiner 
gejeglich anerfannten Kirche oder Religionsgefellfchaft angehören, 
werden von der Bezirkshauptmannſchaft (Gemeindebehörde) geführt, in 
deren Bezirk fi) ber Geburts- oder Todesfall zugetragen Hat. — Den 
von den politifchen Behörden auf Grund dieſer Regifter ausgefertigten 
amtlichen Zeugniflen kommt die Beweiskraft öffentlicher Urkunden zu. 
Gef. v. 8. April 1870, RGB. Rr.51, 8 3. 

Die politifche Bezirls- (Gemeinde-) Behörde führt über 
die bei derfelben vorgefommenen Aufgebote und Ehefchließungen das Auf⸗ 
gebotsbuch und dag Eheregifter, und fertigt aus denfelben ämtliche 
Beugnifje aus, welche die gefchehene Berfündigung und beziw. Ehejchließung 
mit der Beweiskraft öffentlicher Urkunden dartun. Gef. v. 25. Mai 1868, 
RGB. Nr. 47, Art. II, 89. Die Form diefer Bücher und der Zeugniſſe 
wird durch Die MP. v. 1. Yuli 1868, RGB. Nr. 80, beftimmt. — Auch 
die Ehen der im vorhergehenden Abſatze bezeichneten Perſonen find vor 
der politifchen Behörde zu fchließen und werben in das bei berfelben 
geführte Eheregifter eingetragen. Gef. v. 9. April 1870, RGB. Nr.51, 81. 

Siehe die Beweistraft der Bücher und Auszüge der öfterr.-ungar. 
Bank und der Bodenfrebitanftalt bei $ 295. 

2) Im Auslande zuftande gekommene Bollmaditen, Urteilfprüche, 
Wechſelproteſte, Notariatsurfunden follen nur, wenn fie von einer öft.= 
ung. Gefandtichaft oder von einem öft.zung. Konſulate beglaubigt find, 
von ben Behörden angenommen und für rechtögültig erfannt werden. (©. 
die Hfd. v. 13. Jänner 1809, IJGS. Nr. 880, v. 8. Februar 1812, IGS. 
Nr. 971 u. dv. 16. April 1818, IGS. Nr. 1436.) 

Bog. der Minifterien des Innern, der Juſtiz, des Handels, des 
Aderbaues, der Finanzen, für Kultus und Unterriht und der Landes⸗ 
verteidigung vd. 3. Aug. 1887, RGB. Nr. 99: 

Am Grunde einer mit dem gemeinfamen Minifterium getroffenen 
Bereinbarung wird hinfihtlih der von den Geridten und 
Behörden in Bosnien und der Herzegovina außgeftellten 
Urkunden in Bezugaufderen Gebraud in den im Reichsrate 
vertretenen Königreihen und Ländern nadjftehendes verfügt: 

I. Urkunden, welche von den Gerichten Bosnien? und der Herzegovina 
in ftreitigen ober nicht ftreitigen bürgerlichen Angelegenheiten und in 
Straffahen ausgeftellt werben, bedürfen, wenn fie mit dem Amtsfiegel 
und in dem Falle, als fie fcheriatögerichtliche Ausfertigungen der Bezirks⸗ 
ämter enthalten, überdies mit dem Viſum des Bezirksvorſtehers oder 
feines Bertreter8 verjehen find, Teiner Beglaubigung. 

II. Urkunden, welche von der Landesregierung, von den Kreißbehör- 
den und Bezirfsämtern, von ber k. k. Militär-Poft- und Telegraphen- 
Direktion in Sarajevo, von den k. k. Militär-Poft- und Zelegraphen- 
ämtern in Bosnien und ber Herzegovina, von den Direktionen ſowohl der 
im militärifhen Betriebe ftehenden ala auch der fonftigen Staatsbahnen 
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Bosniens und der Herzegovina, von den Kommanden der bosniſch⸗herze⸗ 
‚govinifchen Zruppen und GErgänzungsbezitte, von dem Landes-Gendar⸗ 
merie- Kommando in Bosnien und der Herzegovina, von den Finanz 
Inſpektoraten in Bosnien und der Herzegovina, oder von dem Regierungs⸗ 
Kommiflariate für die Stadt Sarajevo in ihrem Wirkungskreiſe ausgeftellt 
werben, bebürfen feiner Beglaubigung, wenn fie mit dem Amtsſiegel des 
betreffenden Amtes, und bei jenen Wusfertigungen ber Bezirksämter, 
welche im fteueramtlichen oder einem fonitigen befonderen abminiftrativen 
Wirkungskreiſe derfelben inftrultion2gemäß von hiezu berufenen eigenen 
Organen des Bezirksamtes ausgeftellt werben, überdies mit der Bibie- 
zung des Bezirksvorſtehers (Bezirksleiters) ober befien GStellvertreters 
verſehen find. 

Desgleichen bedürfen Feiner Beglaubigung jene Urkunden, welche von 
der Berghauptmannſchaft in Sarajevo ausgefertigt werben, ſowie die von 
ben öffentlichen Schulen und Lehranftalten ausgeftellten Beugnifie. 

Urkunden von Öffentlihen Umtern und Organen, welche einer ber 
vorbenannten Behörden untergerordnet find, bedürfen der Beglaubigung 
ſeitens dieſer vorgefegten Behörde. 

III. Die einer Privaturfunde von einem Gerichte beigefügte Be- 
glaubigung bedarf Feiner weiteren Beglaubigung. 

Dies wird mit dem Bemerken kundgemacht, daß die bosnifche Landes⸗ 
regierung auf Grund derfelben Vereinbarung rüdfichtlidh der in Bosnien 
und der Herzegovina zum Gebrauch Tommenden, von k. k. Gerichten, Be⸗ 
hörden und Organen in den im Reichsrate vertretenen Königreihen und 
Ländern audgeftellten Urkunden die aus dem Wnhange erfichtlichen Be⸗ 
ftimmungen (deren Abdruck hier unterbleibt) erlaffen hat. 

Die E. und k. Konfularämter in Frankfurt am Main, Karlsruhe und 
Mannheim find ermächtigt, die Unterjhriften der Behörden in 
Eljaß-Lothringen auf dort außsgeftellten Handelsurfunden zu be⸗ 
glaubigen. IME. v. 1. Dez. 1879, 3. 17589, an alle Oberlandesgeridhte. 

Zwiſchen Öfterreih- Ungarn und dem Deutſchen Reiche mwurbe 
am 25. Febr. 1880, RGB. Nr. 85, nadjftehender Yegalifierungs= 
vertrag geichlofien: 

Art. I. Urkunden, melde von Zivil: oder Militärgerichten in 
ftreitigen oder nicht ftreitigen bürgerlichen Ungelegenheiten und in Straf 
fachen ausgeftellt werben, bedürfen, wenn fie mit dem Amtsſiegel ver- 
fehen find, feiner Beglaubigung. — Ausfertigungen deutfcher kriegsſtand⸗ 
oder fpruchgerichtlicher Erfenntniffe müffen durch das zuftändige Militär: 
gericht beglaubigt werben. — Den gerichtlichen Urkunden ftehen diejenigen 
gleich, welche von einer der folgenden Behörden ausgeſtellt find: Im 
Deutichen Reiche: a) vom Disziplinarhofe und den Disziplinarfammern 
des Deutichen Reiches; b) vom Bunbesamte für das Heimatweſen; c) vom 
Batentamte; d) vom Oberfeeamte und den Seeämtern; e) von den See- 
mannsämtern; f) von den mit der Negulierung gutäherrlicher und bäuer- 
licher Verhältnifie, dem Verfahren in Ausetnanderfegungen und Zufam- 
menlegungen beauftragten General- und Speziallommiffionen, Abloſungs⸗ 
bebörden und Regierungsabteilungen mit Inbegriff des Reviſionskollegiums 
für Landeskulturſachen in Berlin; g) von den Univerfitätägerichten, Ge⸗ 
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werbegerichten und Verwaltungsgerichten; h) vom E. preußifchen Diszip- 
- Kinarhofe für nichtrichterliche Beamte und i) von der Vormundſchafts⸗ 
behörde in Hamburg. — In Öfterreich: a) vom Reichsgerichte; b) vom 
Berwaltungsgerichtöhofe; o) vom Staatögerichtöhofe; d) von den bei den 
politifchen Landesbehörden und bei dem Minifterium des Innern zur 
Durchführung der Grundentlaftung, der Grunblaftenablöfung und ⸗Regu⸗ 
lierung, dann zur Aufhebung des Propinatione- und des Lehenverhält- 
niffes beftellten Kommifjionen; e) von den @efällägerichten; f) von den 
Gewerbegerichten; g) von ben Landtafel- und Grundbuchsämtern, den 
Depofitenämtern, den ala Depofitenämter verwendeten Steuerämtern und 
anderen gerichtlicjen Hilfgämtern; h) von ben ſelbſtändigen Hypothefen- 
ämtern in Dalmatien. — In Ungarn: a) von den geiftlicden Ehegerichten ; 
b) von den Waifenbehörden (Waifenftühlen) ; c) von den Grundbuchsämtern 
und den als Depofitenämter verwendeten Steuerämtern. 

Art. II. Die von Rotaren, Gerichtsvollziehern und anderen gericht- 
lichen Hilfsbeamten, ferner die im Deutichen Reiche von Stanbesbeamten, 
fowie von den Hhpothelenbewahrern — ſoweit dieſe nicht zu den im 
Artilel I genannten Behörden gehören — auggefertigten Urkunden be- 
dürfen der gerichtlichen Beglaubigung. — Dieſe ift als erfolgt anzufeben, 
wenn fie die Unterfchrift und das Amtsſiegel eines Gerichtes des Staates 
trägt, in welchem ber Augfteller feinen amtlichen Wohnfit hat. — Wechfel- 
protefte, welde von Rotaren, Gerichtsvollziehern oder Gerichtäfchreihern 
audgeftellt und mit®eren Amtsſiegel verjehen find, bedürfen feiner weiteren 
Beglaubigung. — Tas Gleiche gilt von ben mit einem Amtsſiegel verfehenen 
Ausfertigungen der in Ungarn mit der Aufbewahrung von Privaturkun⸗ 
den geſetzlich betrauten Kapitels und Ordenskonvente. 

Urt. III. Auszüge aus den Kirchenbüchern, über Taufen, Trauungen 
ober Todesfälle, welche in Deutfchland unter dem Kirchenfiegel erteilt 
werben, bedürfen der Beglaubigung durch das für den betreffenden Sprengel 
auftändige Bivilgericht und außerdem einer von diefem Gerichte darüber 
auszuftellenden Beſcheinigung, daB ber Außfteller des Auszuges zur Er- 
teilung desſelben befugt ſei. — Werben dergleichen Auszüge von einem 
deutſchen Militärgeiftlihen auögeftellt, fo ift die Beglaubigung, jowie die 
Vefcheinigung von dem Militärgerichte zu erteilen. — In Öfterreich und 
Ungern bedürfen die Auszüge aus den amtlichen Geburt3-, Trauungs- 
und Sterbematrifen, foweit dieſe nicht durch eine politifche Verwaltungs 
behörbe geführt werben, der Beglaubigung durch die zur VBeauffichtigung 
des Matritenführers berufene politiſche Verwaltungsbehörde I. Inftanz. 
— Wenn der Matrifenführer aber einer Milttärbehörde unterfteht, fo ift 
die Beglaubigung buch das vorgejeßte Landeöverteidigungsminifterium 
beziehungsweife Kriegäminifterium zu erteilen. — Die den vorftehenden 
Beftimmungen gemäß beglaubigten Auszüge bedürfen feiner weiteren Be⸗ 
glaubigung. 

Art. IV. Urkunden, welche von einer ber oberften Berwaltungs- 
behörben des Deutichen Reiches oder eines deutſchen Bunbesftaates oder 
den gemeinfamen oberften Berwaltungsbehörden der öfterreichifch-ungari=- 
ſchen Monardjie, oder den oberften Berwaltungsbehörden Hſterreichs oder 
Ungarns oder von einer fonftigen ſtaatlichen ober Tirchlichen höheren Ver⸗ 


ei. Sig. VI. 3. Zivilprozeßordnung. 22 
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waltungsbehörbe ausgeftellt oder beglaubigt find, bebürfen feiner weiteren 
Beglaubigung. — Die beiden vertragenden Teile werden fi die bier in 
Betracht Tommenden Behörden fowie bie fich Hierauf beziehenben Ande- 
rungen ber Behörden belanntgeben. — Die von einer anderen, ala den 
eben aufgezählten Behörden auzgeftellten oder beglaubigten Urkunden be= 
dürfen der Beglaubigung von Seiten derjenigen unter ben genannten Bes 
börben, welder die ausftellende Behörde untergeordnet ift. — Jedoch 
behält es in Betreff der Reifelegitimationen bei den bisherigen Vorſchriften 
fein Bewenden; auch werden die Erleichterungen nicht berührt, welche 
durch befondere Vereinbarungen, namentlih für ben Handelsverkehr und 
für da8 Hollverfahren gewährt find. — Endlich ift für Urkunden, melde 
von den Finanzbehörden, einfchließlih der Yorftämter, in den Grenz⸗ 
bezirfen ausgeſtellt werben, feine weitere Beglaubigung erforderlich. 

Art. V. Die einer Brivaturkunde von einer nad) diefer Übereinkunft 
zuftändigen Behörde beigefügte Beglaubigung bedarf feiner weiteren Bes 
glaubigung. 

Art. VI. Gegenwärtiger Vertrag foll 10 Tage nad) feiner Ver⸗ 
öffentlichung in Kraft treten. Derjelde kann von jedem der beiden hohen 
vertragenden Zeile jederzeit gefündigt werben; er bleibt jedoch nad) er⸗ 
folgter Kündigung noch 3 Monate in Krait. — Bon dem Zeitpunfte Des 
Inkrafttretens dieſes Vertrages an verlieren alle früher zwiſchen ein= 
zelnen deutſchen Bundesſtaaten und Hſterreich⸗ Ungarn abgeichlofienen 
Vereinbarungen, inſoweit ſolche Die Beglaubigung bee von Öffentlichen Be⸗ 
hörden audgeftellten oder beglaubigten Urkunden zum Gegenftande Haben, 
ihre Giltigteit. 

Die Verzeichniffe der nad; Urt. IV de vorftehenden Vertrages 
in Betracht kommenden deutſchen oberften und höheren Ver⸗ 
waltungsbehörben, dann ber ber Öfterr.zungar. Monardjie gemein 
famen, und ber für die im Reichsrate vertretenen Königreiche und Länder 
beftehenden Behörden, auf welche die Beitimmung bes Art. IV Un= 
wendung findet, wurden durch IMV. v. 12. Fehr. 1881, RGEB. Nr. 18, 
vom 29. Aug. 1881, NIE. Nr. 98, und vom 5. Dez. 1896, NREB. Nr. 2239, 
kundgemacht. 

Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 28. Auguſt 1878, RGB. 
Nr. 114, betreffend die Legaliſierung der von Gerichten oder 
Rotaren ausgefertigten oder beglaubigten Urkunden im 
Berbältniffe zum KRönigreiche Italien. 

Die k. k. Öfterreichifche Regierung und die königliche italienifche Res 
gierung find übereingelommen, daß Die gegenfeitigen Erleichterungen, 
welche auf Grund des Austaufches der Minifterialerflärungen ddo. Wien, 
7. Bebruar 1874 und ddo. Rom, 21. März 1874 in Betreff der Legali- 
fierung von Urkunden beftehen und auf öfterreichifchem Gebiete Die Sprengel 
der Oberlandesgerichte von Trieft, Innsbrud und Bara, auf ttalienifchem 
Gebiete die Sprengel der Appellhöje von Mailand, Brescia und Venedig 
umfaffen, aud) auf den Sprengel bes öfterreichiichen Oberlandeögerichtes 
in Graz ausgedehnt werben. 

Die über biefen Gegenftand gegenfeitig zugeftandenen Erleichterungen 
werben daher zufammengefaßt wie folgt: 
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„Die von Gerichten oder Rotaren ausgefertigten ober beglaubigten 
Urbunden, welche einerjeitö# von den Präfidien der O:berlandesgerichte in 
Trieft, Innsbruck, Zara oder Graz, ober anderſeits von den Präfidien der 
Appellhöfe in Mailand, Brescia oder Venedig legalifiert find, bepürfen 
feiner weiteren Beglaubigung durch die Botſchaft oder Konjularbehörde, 
wenn die Legalifierungskflaufel ſeitens der öſterreichiſchen Oberlandes⸗ 
gericht3präfidien in italienifcher Sprache beigejegt ift, und wenn von ben 
Urkunden, welche durch das Oberlandesgerichtspräfidium in Zrieft, Inns⸗ 
brud, Zara oder Graz legalifiert find, in einem der Sprengel der Appell- 
Höfe von Mailand, Brescia oder Venedig oder, umgelehrt von Urkunden, 
die durch das Präfibium der Uppellyöfe in Mailand, Brescia oder Venedig 

- Tegalifiert find, in einem der Sprengel der Oberlandesgerichte in Zrieit, 
Innsbruck, Zara oder Graz Gebraud) gemacht werben joll. 

Hievon ausgenommen find jedoch jene Urkunden, welche in Italien 
behufs einer Eintragung in die Zivilftanbesregifter überreiht werben 
oder auf Grund welcher in Üfterreich eine Eintragung in die Geburts⸗, 
be: oder Sterbematrilen bewirkt oder die Heimatsberechtigung ober 
taatsangehörigkeit in Üfterreich nachgewiefen oder erlangt werden fol. 
Die zu diefen Bweden zu verwendenden Urkunden bebürfen aud) fortan 
botſchaftlichen oder konſularämtlichen Beglaubigung.“ 

Das voritehende Übereinkommen wird zur Darnachachtung kund⸗ 
adıt. 

Diefe Verordnung tritt an die Stelle der Verordnung bes Juſtizmini⸗ 
ums vom 22. April 1874 (RGB. Nr. 44). — 

Art. IX des Staatövertrages mit Serbien vom 6. Mai 1881, REB. 
Nr. 89: Die von den Gerichten der vertragenden Teile im Zivil» 
dren oder in Straffahen ausgeftellten Urkunden bedürfen Feiner 
lifierung. Diefe Urkunden werden mit dem Giegel bed Gerichte, 
es fie ausſtellt, verjeben fein. 

ie von den öffentlichen Notaren, GerichtSnollziehern und anderen 
tlichen Zunltionären ausgeftellten Urkunden müſſen legalifiert fein. 
ie Legalifierung ift al3 erfolgt anzufehen, wenn bie Urkunde die 
tichrift und das Amtsfiegel eines Gerichtes des Staates trägt, Ivo 
nttionär, der die Urkunde ausgeftellt Hat, feinen Amtsſitz hat. 
Die von einem Gerichte Tegalifierten Privaturkunden bedürfen feiner 
teren Legalifierung. — 

ZMB. v. 13. Juli 1886, IMVB. Nr. 34: Aus Anlaß entitandener 
eifel über die Bedeutung der Beſtimmung des Art. IX des zwiſchen 
erreih-Ungarn und Serbien abgejchloffenen Staatsvertrages vom 
. Mai 1881, RGB. 1882 Nr. 89, zufolge welchem tie von den Gerichten 
legalifierten Privaturkunden feiner weiteren Legalifierung bebürfen, haben 
das Öfterreihhifche und das Königlich ungarifche Suftizminifterium fi in 
der Anficht geeinigt, daß fi) diefe Beftimmung auf alle Urkunden im Bipil- 
verfahren und in Straffahen und nicht bloß auf in Erbichaft3angelegen- 
heiten au@geftellte Urkunden und ferner ohne Unterjchied, ob die Urkunde 
im biplomatifchen Wege oder von einer Partei vorgebracht wird, beziehen. 

Die königlich ferbifche Regierung hat ihre volltommene Übereinftim- 
mung zu. diefer Anſchauung erflärt und beigefügt, -bai es volllommen 
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überflüffig erfcheine, Brivaturfunden, wenn fie durch die fompetenten Ge⸗— 
richte bereits Iegalifiert find, auch noch von den Konfularbehörden legali⸗ 
fieren zu laflen, und daß den ferbiichen Gerichtsbehörden empfohlen 
wurde, tn ſolchen Fällen mit ben legalifierten Urkunden, melde ihnen 
von Parteien aus Öfterreidh”- Ungarn beigebracht werden, in dieſem Sinne 
vorzugehen. — 

Siehe auch die Mitt. im IMBB. 1897, ©. 213, 214, Über die Lega⸗ 
lifierung von Urkunden im Verkehr mit Serbien. — 

Die Konjulatsfunfttionäre Frankreichs, Portugals, Italiens 
und der Bereinigten Staaten von Amerifa in Öfterreich und bie öfter- 
reihifhen in Frankreich, Portugal, Italien und in den Vereinigten 
Staaten von Amerika find berechtigt, zwifchen einem ober mehreren 
ihrer Stant3angehörigen und anderen Perfonen des Landes, wo fie reſi⸗ 
dieren, errichtete Vertragsurkunden und Iegtwillige Verfügungen ihrer 
Staatdangehörigen entgegen zu nehmen. Diefe Urkunden Haben vor den 
Gerichten beider Länder diefelbe Kraft und Giltigleit, ald wenn fie vor 
den Lompetenten öffentlichen Yunkltionären in einem ober bem anderen 
der beiden Länder errichtet worden wären. Sie Tünnen auch weiters Die 
Zegalifierung ber von Behörden oder Funktionären ihres Landes aus- 
gehenden Urkunden vornehmen. StB. v. 11. Dez. 1866, RGB. Nr. 167, 
Art. IX; KR. 0.9. Ian. 1878, NRGB.1874 Nr.135, Art.IX; KR. v. 15. Mai 
1874, RGB. 1875 Nr. 96, Urt. XI; KR. v. 11. Zuli 1870, REB. 1871 
Nr. 116, Urt. IX. 

Dasſelbe gilt für die Konfularfunktionäre jener Staaten, denen bie 
Meiftbegünftigung zugefichert iſt. 


6 294. Privaturfunden begründen, jofern fie von den 
Ausftellern unterſchrieben a) oder mit ihrem gerihtli oder 
notariell beglaubigten Handzeichen verfehen find?) d) vollen Beweis 
dafür, daß die in denfelden enthaltenen Erklärungen von den 
Ausstellern Herrühren.?) °) 


!) Sonft gilt $ 272. — Die Echtheit ift vom Beweisführer zu be⸗ 
mweifen; wenn der Gegner die Erklärung über die Echtheit unterläßt, gift 
die Urkunde als edjt 8 312. 

?) Art. VII EG. 3. 3PO.: Unberührt bleiben die Vorſchriften bes 

vbürgerlichen Rechtes: 

2. durch welche die Beweiskraft einer Privaturkunde von beitimmten 
Erforderniffen abhängig gemacht ift; 

3. durd) welche für das Datum einer Urkunde ein von ber Erklärung 
des Ausſtellers verfchiedener Beweis verlangt wird. — 

Quittung 8 1426 abGB. — $ 1001 abGB. über die Form eines 
Schuldſcheines. Die Beugenfertigung ift aber (meil-bie ZPO. folche 
nicht mehr fordert) nicht mehr notwendig, wohl aber im Falle des 8 886 
ab GB. 

Mit dem Erlaſſe vom 20. März 1902, 8. 5616, wurde das Ober⸗ 
landesgerichtspräſidium in Innsbruck erſucht, ven Legaliſatoren zu eröffnen, 
dab 8 886 abGB. durch 8 294 8PO. nicht berührt wird und daß es 
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daher zur Giltigkeit einer mit dem Handzeichen des Ausſtellers verſehenen 
Urkunde der Beiziehung von zwei Zeugen bedarf. — 

Die Giltigkeit der nachbezeichneten Berträge und Rechtshandlungen 
ift dur die Aufnahme eines Notariatsaltes über dieſelben be- 
Dingt: a) Ehepalten; b) zwiſchen Ehegatten gefchloffene Kauf, Tauſch⸗-, 
Renten= und Darlehensverträge und Schulpbelenntniffe, welche von einem 
Ehegatten dem anderen abgegeben werben; 0) Beftätigungen über ben 
Empfang des Heiratsgutes, auch wenn biefelben anderen Berfonen, als 
ber Ehegattin, ausgeftellt werden; d) Schentungsverträge ohne wirkliche 
Übergabe; e) alle Urkunden über Rechtögeichäfte unter Lebenden, welche 
von Blinden, ober welche von Tauben, bie nicht Iefen, oder von Stummen, 
die nicht fchreiben können, errichtet werden, fofern biefelben das Rechts⸗ 
geihäft in eigener Perfon fließen. &. v. 25. Juli 1871, RGB. Nr. 76, 
81, welches in Tirol, mit Yusnahme ber Sprengel ber Gerichtshöfe von 
Trient und Noverebo, noch nicht, in Vorarlberg und Dalmatien am 
1. Januar 1873, in Kärnten und Krain am 1. März 1878, in ber Buko⸗ 
wina am 1. Oftober 1888, in Salzburg am 1. Januar 1900 und in den 
übrigen im Reichsrate vertretenen Rönigreichen und Ländern am 1. Nov. 
1871 in Wirffamteit getreten iſt. 8 293. a) 

Siehe 8 49 MO. über den Beweis der zur Beit ber Empfangnahme 
de3 Heiratögute® oder fpäteftend ein Jahr vor dem Tage ber Konkurs» 
eröffnung gegebenen Beftätigung des Empfanges. Das Datum ber Ur- 
funde für fih allein ftellt den Beweis nicht ber. — 8 56 aGG. Ein- 
tragang auf Grund der Anmerkung der Rangordnung nad) der Kon⸗ 
turseröffnung. 

3) Wegen Beglaubigung ber im Auslande errichteten Urkunden |. 
auch Anm. 2 zu 8 293. 

a) Bon Handzeichen abgejehen, muß eine Privaturfunde, um vollen 
Beweis zu begründen, vom Ausſteller duch handſchriftliche Ans 
bringung bes Namens unter der Urkunde vollzogen fein; ber bloße Ab⸗ 
drud eines Stempel oder Siegel3 genügt nit. Ebenſowenig macht eine 
Urkunde mit einer im Wege Iithographiichen Abdruckes BHergeftellten 
Unterſchrift vollen Beweis. (FM. zu 8 294 8PO., P. 1.) 

d) Eine bloß mit dem Handzeichen des Ausſtellers verfehene Privat- 
urkunde bedarf, um darüber: „daß die in derfelben enthaltenen Erklärun⸗ 
gen von dem Ausſteller hHerrühren” (8 294 3PO.), vollen Beweis zu 
maden, nur ber notariellen oder gerichtlichen Beglaubigung dieſes Hand- 
zeichens, und nicht auch noch der Beltätigung zweier Beugen. (Gut= 
achten bes DOberften Gerichtshofes zu 8 29 ZRO., B. 2.) 

Welche Beweiskraft einer Brivaturfunde beizumefjen ift, auf welcher 
das Handzeichen des Ausſtellers, ohne gerichtliche oder notarielle Be⸗ 


a) 1. Auf das Erfordernis der Aufnahme eines 
Notariatsaktes hat der Richter von Amts wegen zu achten. 
E. v. 14. Dezember 1887, 3. 13141, Sig. 11881. 

2. Die Beweisführung über die Beftellung eines Heirat3- 
gutes durch Zeugen und Eid ift unzuläflig. E. v. 27. Jänner 
1885, 3. 13795, ©Ig. 10397. 
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glaubigung, lediglich durch zwei Zeugen beftätigt ift, hat das Gericht 
nad) freier Überzeugung zu beurteilen: (3 272 ZPO.) (IM. zu 8 294 
8PO., P. 3). 

6295. Die Vorausſetzungen, die Dauer und das Maß 
der Beweiskraft der Handel3blicher,?) der Tagebücher und Schluß- 
noten der HandelSmäller?) find nad) den beitehenden Geſetzen zu 
beurteilen. Eine erforderliche Ergänzung des Beweifes kann nur 
durch die nad) diefem Geſetze zuläffigen Beweismittel ftattfinden. 


Den Handelsbüchern, welche außerhalb des Geltungs- 
gebietes dieſes Geſetzes nach den am Orte der Buchführung 
geltenden Vorſchriften geführt werden, kommt eine Beweis- 
fraft nicht in größerem Maße und nicht auf eine längere 
Daner zu, al3 an jenem Orte den im Geltungsgebiete dieſes 
Geſetzes geführten Handelsbüihern eingeräumt wird.?) 


Inwiefern ein über den Betrieb einer Wirtichaft, eines 
Gewerbes oder eined anderen geichäftlichen Unternehmens 
geführtes Bud) in Beziehung auf feinen Inhalt und die den 
Eintragungen zu Grunde liegenden Alte und Gefchäfte Beweis 
macht, hat das Gericht nad) 8272 zu beurteilen. 


2) Nüdfichtlich der Bemweisfraft ver Bücher der Kaufleute beftimmt 
das Handelsgeſetz v. 17. Dez. 1862, RGB. 1868 Nr. 1: 

Urt. 34 HGB. Ordnungsmäßig geführte Handelsbücher Tiefern bei 
Streitigleiten über Handelsfachen unter Kaufleuten in der Regel einen un= 
vollftändigen Beweis, welcher durch den Eid oder durch andere Beweis⸗ 
mittel ergänzt werben Kann. — Jedoch hat der Richter nad) feinem durch 
die Erwägung aller Umftände geleiteten Ermeflen zu enticheiden, ob dem 
Inhalte der Bücher ein größeres ober geringeres Maß der Beweiskraft 
beizulegen, ob in dem Falle, two die Handelsbücher der ftreitenden Zeile 
nicht übereinftimmen, von diefem Beweismittel ganz abazufehen, oder ob 
den Büchern des einen Teiled eine überwiegende Glaubwürdigkeit beizu- 
meflen fei. — Ob und intwieferne die Handelsbücher gegen Nichtlaufleute 
Beweistraft haben, ift nach den Landeögefehen zu beurteilen. 


Kaufmann vollen Rechts. 

8 7 bes Geſetzes v. 17. Dez. 1862, RGB. Nr. 1 für 1863, zur Ein= 
führung eines Handelsgeſetzbuches Hat zufolge Urt. I ber Taif. Ver— 
ordnung dv. 11. Juli 1898, RGB. Nr. 124, folgenden Wortlaut: 

8 7. Die Beitimmungen bes Handelsgeſetzbuches über die Firmen, 
die Handel3bücher und die Prokura Haben, mit Ausfchluß der Haufierer, 
auf alle Kaufleute Anwendung zu finden, melde von dem Erwerbe aus 
ihrem Geſchäftsbetriebe an einjähriger ftaatlicher Erwerbfteuer in Orten 
mit einer Bevölkerung von mehr als 100.000 Einwohnern wenigſtens 60 fl., 
in Orten mit einer Bevölferung von mehr al3 10.000 und nicht über 100.000 
Einwohnern wenigſtens 40 fl., und in Orten mit einer Bebolkerung von 
nicht über 10.000 Einwohnern wenigſtens 25 fl. zu entrichten haben ober 
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deren Geichäftsbetrieb nad, feinem Umfange das erwähnte Steuermaß 
begründen würde, fal3 fie von deren Entrichtung nicht befreit wären. 

Vereinigungen zum Betriebe eines Handelsgewerbes, auf welches die 
bezeichneten Beitimmungen bes Handelsgeſetzbuches feine Anwendung finden 
gelten nicht al3 Handelsgefellichaften. 

89. Iſt die Firma eines Kaufmannes in das Handelsregifter einge- 
tragen, fo haben nachträgliche Änderungen in dem von ihm zu entrichtenden 
Erwerbfteuerbetrage ober die infolge der Zunahme der Bevolkerungsziffer 
des Betriebsortes eingetretene Einreihung bed letzteren in eine anbere 
Drisflafle (8 7) auf die Anwendung der in ben vorhergehenden Para- 
graphen erwähnten Beſtimmungen des Handelsgeſetzbuches feinen Einfluß. 

Artikel II. Diefe Verordnung tritt am 1. Auguft 1898 in Wirffamteit. 
Auf Kaufleute, deren Firma bei Beginn ber Wirkfamfeit diefer Verord⸗ 
nung im Sandelsregifter ſchon eingetragen war, ift die Anderung bes 
Steuerſatzes ohne Einfluß. — 

819 EG. Die im Art. 34 HGB. beitimmte Beweiskraft Tommt den 


Handelsbüchern folder Kaufleute, bei welchen die Vorausfegung des 8 7 


biefes Einführungsgeſetzes eintritt, aud) gegen Nichtlaufleute, jedoch gegen 
biefe mit der Beſchränkung zu, daß ſich die Beweistraft bloß auf die Dauer 
von 1 Jahr und 6 Monaten feit der Entitehung ber im Buche ala unbe 
richtigt offen gebliebenen Forderung erjtredt. 

820 EG. Den Büchern ber Rauileute, bei welchen die Borausfegung 


bes 8 7 dieſes Einjührungdgejeges nicht eintritt, kommt, wenn biefelben 


nad) den Erforderniffen des Artikels 32 HGB. und in folder Weife ge- 
führt find, daß der Stand ihrer Geſchäfte darans vollftändig zu erfehen 
ift, die im vorigen Baragraphe beftimmte Beweisfraft auf die Dauer von 
1 Jahr und 6 Monaten gegen jedermann zu. 

8 22 EG. Die auf Grundlage der Gegenfeitigfeit beruhenden ge- 
feßlichen Vorſchriften über die Beweiskraft der Handelsbücher in den Be- 
ziehungen zu anderen Staaten werben burd) das Handelägefegbud nicht 
berührt. — Alle übrigen VBorjchriiten, welche die Führung der Bücher der 
Kaufleute betreffen, treten, foweit fie fi auf deren zivilrechtliche Beweis⸗ 
Traft beziehen, außer Kraft. — Dies gilt insbeiondere von den 88 119 
u. 120 aGO., 188 u. 189 wGO., 187 u. 188 tir. und 178 u. 179 ital. 
GO.. fowie von den zu denfelben erfloffenen ergänzenden und erläuternden 
Verordnungen. 

Art. 35 HGB. Handelsbüder, bei deren Führung Untegelmäßigfeiten 


ö vorgefallen find, Tönnen al3 Beweismittel nur infomweit berüdfichtigt werden, 


als diefes nad) der Art und Bedeutung der Unregelmäßigfeiten ſowie nad) 
der Lage ber Sache geeignet erfcheint. 

Den Büchern ber öſterreichiſch-ungariſchen Bank, fowie ben 
mit der ftatutenmäßigen Firma der Bank unterzeichneten Auszügen aus 
denfelben kommt bie Beweiskraft öffentlicher Urkunden zu. Art. 96 der 
mit G. dv. 237. Juni 1878, RGB. Ar. 66, rüdf. mit &. dv. 21. Mai 1887, 
RGB. Nr. 51, kaiſ. Verordn. v. 21. Sept. 1899, RGB. Nr. 176, 4. T. 
Kap. I, Art. I, kundgemachten Statuten. 

Über den Betrag einer Hupothelarforberung der öſterreichiſch-unga⸗ 
riſchen Bant an Kapital, Binfen, Berzugszinfen und Koften Tiefern die 
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Hauptbücher der Bank, fomit aud die Auszüge aus denfelben, vollen Be⸗ 
weiß. 811,lit. b, ber mit dem G. v. 21. Mai 1887, RGB. Ar. 51, kund⸗ 
gemachten Statuten ber Hypothelar-Krebits-Wbteilung der öfterreichiich- 
ungarifhen Bank. Art. V EG. 3. IN. 

Rückſichtlich der allg. öfterr. Bodentreditanftalt in Wien ift im 
Artikel 85 (MB. v. 1. Juni 1864, RGB. Nr. 49) und rücſſichtlich ber 
Hypothekenbank des Königreiches Böhmen im 8 57, 8. 1, ber 
neuen Statuten (Kundmachung des Statthalter für Böhmen v. 2. Aug. 
1888, LEB. Nr. 43) feſtgeſetzt, daß die Hauptbücher der Anftalt und jomit 
auch die Auszüge aus denfelben den vollen Beweis über den Betrag ber 
Forderungen herftellen. 

Den Büchern der in Gemäßheit der beftehenden Geſetze errichteten und 
der Aufficht der Staatsverwaltung unterfiehenden Anftalten, welde 
nad ihren ftatutarifhen Zwecken Kreditgeichäfte betreiben, 
wird, ſoweit fie nach den Vorſchriften des Handelsgeſetzbuches geführt find, 
zur Rachweifung ihrer Forderungen aus ftatutenmäßigen Geſchäften, dad 
den Hanbelsbücdhern in Handelsſachen unter Kaufleuten eingeräumte Maß 
der Beweiskraft zugeltanden.. MB. v. 28. Okt. 1865, RGB. Nr. 110, 
Urt. I. Art. IX EG. 3. ZPO. 

Den Büchern der Erwerbs- und Wirtfhaftsgenoffenihaften 
kommt, infofern fie nach Vorfchrift des Handelsgefegbuches geführt find, 
zur Rachweifung der Forderungen der Genofjenichaft aus den ihr gejeblich 
geitatteten Geſchäften das den Handelsbüchern durch ben Art. 34 HER. 
und 88 19, 20 und 22 EG. eingeräumte Maß der Beweiskraft zu. ©. v. 
9. April 1873, RGB. Nr. 70, 8 22. 

Unberührt bleiben die Vorfchriften des bürgerlichen Rechtes, durch 
welche die Art der Borlegung der Handelsbücher und die Rechts⸗ 
folgen ihrer Nichtvorlegung beftimmt werben. Art. VII, 8. 4, EG. 
3. ZPO. 

HGB. Art. 37. Im Laufe eines Rechtsſtreites Tann der Richter auf 
ben Antrag einer Partei die Borlegung der Handelsbücher der Gegenpartei 
verorbnen. Geſchieht die Borlegung nicht, fo wird zum Nachteil des Wei⸗ 
gernben der behauptete Inhalt der Bücher für eriviefen angenommen. a) 


a) 1. Zur Vorlage der Handelsbücher find fowohl die Erben 
wie diejenigen ——— die das Geſchäft unter der früheren 
Firma fortſetzen. E. v. 15. Jänner 1895, 3. 15610, Slg. 15367. 


2. Die Partei, Vorlage der gegnerifchen Handel3bücher 
beantragt, ift nicht verpflichtet, da3 Buch näher zu bezeichnen, 
das über die behauptete Tatfache Aufflärung gibt. €. v. 15. Yän- 
ner 1895, 3. 15610, Eig. 15367. 


3. Die Vorlage der Handel3bücher kann zu dem Zwecke an⸗ 
eordnet werden, um das Fehlen einer bejtimmten behaupteten 
intragung feftzuftellen. . vb. 14. September 1898, 3. 12725, 
Elg. 311. — Die vor Wirkſamkeit der neuen Prozeßgeſehe er 


floffenen einfchlägigen Entſcheidungen ſ. in Band 11, Abt. I diefer 
Cammlung. 
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Art. 38. Wenn in einem Rechtäftreite Handelsbücher vorgelegt werben, 
fo ift von dem Inhalte berfelben, fomweit er den Streitpunft betrifft, unter 
Buziehung der Parteien Einficht zu nehmen und im geeigneten Falle ein 
Auszug zu fertigen. Der übrige Inhalt der Bücher tft dem Richter inſo⸗ 
weit offen zu legen, als dies zur Prüfung ihrer ordnungemäßigen Führung 
notwendig ift. 

Art. 39. Befinden ſich die Handelsbücher, welche vorzulegen find, 
an einem Orte, welcher nicht zum Bezirk des Prozeßrichters gehört, fo 
muß ber Lebtere das Gericht *) des Ortes, wo fidh die Handelsbücher be⸗ 
finden, erſuchen, die VBorlegung der Bücher vor ſich bewirken zu Iaffen, 
dabei nad den Beſtimmungen des vorhergehenden Artikels zu verfahren 
und einen beglaubigten Auszug mit dem über die Verhandlungen auf- 
genommenen Protokolle zu überfenden. 

Art. 40. Die Mitteilung der Handelsbücher zur vollftändigen Kennt: 
nisnahme von ihrem ganzen Inhalte Tann in Erbſchafts⸗ und Güter- 
gemeinfchaftsangelegenheiten, ſowie in @efellichaftsteilungsfachen und im 
Konkurfe, ſoweit e3 bie Bücher des Gemeinichuldners betrifft, gerichtlich 
verordnet werden. 

2, fiber die Beweiskraft der Tagebücher ber Handelsmäkler be- 
ftimmt das Gefe vom 4. April 1875, RGB. Nr. 68, im 8 1 folgendes: 

Art. 77. Das orbnungsmäßig geführte Tagebud, fowie die Schluß- 
noten eines Handelsmäklers liefern in ber Regel den Beweis für den Ab- 
ſchluß des Gefchäftes und deſſen Inhalt. — Jedoch hat der Richter nach 
feinem durch die Erwägung aller Umftände geleiteten Ermeſſen zu ent» 
ſcheiden, ob dem Inhalte des Tagebuches und ber Echlußnoten ein ge⸗ 
ringeres Gericht beizulegen, ob bie eidliche Beſtärkung durch den Mäfler 
ober andere Beweiſe zu fordern, ob insbefondere die Weigerung einer 
Bartei, die Schlußnote anzunehmen ober zu unterzeichnen, für bie Be— 
urtetlung der Sache von Erheblichkeit fei. 

Urt. 78. Das Tagebuch eines Handelsmäklers, bei deſſen Yührung 
Unregelmäßigteiten vorgefallen find, kann als Beweismittel nur infomeit 
berüdfichtigt werden, als diefes nach der Art und Bedeutung ber Unregel- 
mäßigleiten, ſowie nach Qage der Sache geeignet erfcheint. 

Art. 79. Im Laufe eines Rechtsſtreites kann der Richter, felbft ohne 
Antrag einer Partei, die VBorlegung des Tagebuches verordnen, um das⸗ 
felbe einzufehen und mit der Schlußnote, den Auszügen und anderen Be- 
weismitteln zu vergleichen. — Die Borfchrift des Art. 39 HGB. findet 
auch in Bezug auf die Borlegung des Tagebuches Anwendung. 

Unberührt bleiben die Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes über bie 
Vorlegung der Tagebücher ber Handelsmäkler. Art. VII, 8.5, EG. 
3. BED. 

%) In dem Staatövertrage mit Serbien dv. 6. Mai 1881, RGB. 
1882, Nr. 88, ift beftimmt, daß den gehörig beglaubigten Auszügen aus 
Handelsbüchern, welche in dem Gebiete eines der vertragenden Teile ge- 

führt werden, vor den Gerichten des anderen vertragenben Teiles biefelbe 


*) 8120 IN. 
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Beweiskraft zulommt, twie den Auszügen aus ben im Inlande geführten 
Handelsbüchern (Art. 1). 

6 296. Ob und in welchem Maße Durchftreichungen, 
NRadierungen und andere Auslöſchungen, Einſchaltungen oder 
fonftige äußere Mängel einer Urkunde deren Beweiskraft 
mindern oder Ddiejelbe ganz aufheben, hat das Gericht nach 
8272 zu beurteilen.!) 

2) Auch) Hinfichtlich Öffentlicher Urkunden 88 292, 293; Bedenklichkeit 

‘vergl. 8 548. 
Beweisantretung.a) 


6 297. Urkunden, auf welche fich eine Partei zum Be- 
weiſe ihrer Angaben beruft, hat fie dem Gerichte vorzulegen,*) 
falls nicht nad) den Beitimmungen dieſes Geſetzes das Gericht 
felbft die Herbetihaffung und Vorlegung der Urkunden zu 
veranlaffen hat.?) 

1) Mit dem Schriftiahe (wenn darüber mündlich verhandelt werben 
fol, zunächft in Abſchrift), 8 77. Vorlage der Urfchrift behufs Einficht- 
nahme burd den Gegner. $ 82. Unordnung bes Vorſitzenden 8 188, 
8.2, des beauftragten Richter8 im borbereitenden Berfahren 5 350, Ubf. 2. 
— Vorlage der Urſchrift $ 299. *) 8 229, Abſ. 2. 

a) Bei Beweisführung durch Urkunden ift ein Beweisbeichluß nur 
notwendig, falls eine befondere Beweisaufnahme außerhalb der münd⸗ 
lichen Verhandlung ftattfinden muß, 3. B. 8 300 ZPO. (IM. zu 8 977 
8PO., P. 4.) 


Vorlegung der Urkunde durch den Beweisführer. 


6 298. Urkunden find in der Weiſe vorzulegen, daß 
das Gericht und die Gegenpartei von dem ganzen Inhalte 
der Urkunden Einfiht nehmen können. 

Kommen nur einzelne Teile einer ſich auf verfchiedene 
Nechtsverhältniffe beziehenden Urkunde in Betracht, a) fo Tann 
das Geriht,!) nachdem e3 vom ganzen Inhalte der Urkunde 
Einfiht genommen Hat, auf Antrag anordnen,?) daß dem 
Gegner, außer dem Eingange, dem Schluffe, dem Datum und 
der Unterfchrift, nur diejenigen Stellen vorgewiejen werden, 
welche für das den Gegenjtand des Streites bildende Rechts⸗ 
verhältnis von Belang find. 

Der Gegner des Bemweisführers ift zur Erflärung über 
die vorgelegte Urkunde aufzufordern.°) 

1) Senat oder Einzelrichter, auch beauftragter Richter, 8 284, Abf. 2; 
gilt au) für den vom Vorfigenden in Ausübung der Prozeßleitung er- 
lafjenen Auftrag zur Vorlage, 88 183, 3. 2, 229, 257. 

2) Dagegen kein Rechtsmittel. 8 319, Abſ. 1. 
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2) Folgen der unterlafienen Erflärung (Annahme der Echtheit) 

312, 267. 
on a) Die Beſchränkung der Borweifung einer Urkunde auf die Stellen, 
welche für den Gegenſtand des Rechtsſtreites von Belang find (8 298, 
Abf. 3, 8PO.) kann auf Antrag aud) dann angeorbnet werden, wenn 
die Urkunde außer dem das ftreitige Rechtsverhältnis betreffenden Inhalte 
Erflärungen über Familien- oder Privatangelegenheiten enthält, die zu 
dem Rechtöverhältnifie, da3 den Gegenftand bed Streites bildet, in keinerlei 
Beziehung ftehen. (IM. zu 8 298 ZPO.) 

6 299. Hat die Partei nur eine Abichrift der Urkunde 
vorgelegt, jo Tann ihr auf Antrag der Gegenpartei oder von 
Amts wegen die Borlage der Urſchrift aufgetragen werden. !) 
Ob und inwieweit ungeadhtet der Nichtbefolgung dieſes Auf- 
trage3 der vorgelegten Abfchrift infolge ihrer Beglaubigung, 
ihres Alter, ihres Urfprunges oder aus anderen Gründen 
Glauben beizumeflen it, hat das Gericht nach feinem Er- 
meſſen zu entjcheiden. Hiebei find die für die Unterlaffung 
der Borlage der Urfchrift geltend gemachten Gründe und die 
ſonſtigen Umstände des einzelnen Falles forgfältig zu würdigen. 

2) Bur Einfiht für den Gegner noch vor ber Verhandlung und auf 

Antrag. 8 82. — Kraft. ber Prozeßleitungsbefugniffe kann auch der Bor- 
figende die Vorlage der Urſchrift anorbnen. 8 183, 8. 2. — Tie Bor: 
Tage nad) $ 82 dient zur Information der Gegenpartei, die Vorlage nad 
8 299 dem Zwecke der Würdigung des Urkundenbemeijes, daher Vorlage 
nad 8 299 troß früherer Vorlage nad; $ 82 und von Amts wegen. — 
Im Mandats- und Wechfelverfahren muß ftet3 die Urfchrift vorgelegt 
werben (RBahlungsauftrag). 88 548, 557, 558. — Dagegen fein Rechts⸗ 
mittel. 8 319, Abf. 1. 

6 300. Wenn die Vorlegung der Urſchrift einer Urkunde 

in der mündlichen Verhandlung wegen erheblicher Hinderniife 
nicht —— kann, oder wegen der Wichtigkeit der Urkunde 
und der Beſorgnis ihres Verluſtes oder ihrer Beſchädigung 
bedenklich erſcheint, ſo kann das Gericht auf Antrag oder von 
Amts wegen anordnen, daß die Urkunde einem beauftragten 
oder erſuchten Richter vorgelegt mwerde.!) 
Ä Das Gericht Hat in dieſem Falle zu beftimmen,a) welche 
Umſtände durch das über die Amtshandlung des beauftragten 
oder erjuchten Richter aufzunehmende Protokoll zu beftätigen 
find; es kann aud anordnen, daß mit dem Protokolle eine 
Abfchrift oder ein Auszug der Urkunde?) vorgelegt werde. 

Bon der ſeitens des beauftragten oder erſuchten Richters 
zur Vorlage der Urfunde anberaumten Tagſatzung ift der 
Gegner des Beweisführers rechtzeitig zu verjtändigen. Wird 
die Urkunde bei dieſer Tagſatzung nicht vorgelegt, jo Tann 
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der Fortgang des Prozeſſes durch die Rüdficht auf Diele 
Beweismittel nicht weiter aufgehalten werden.?) 


1) Im Intereſſe der Unmittelbarfeit nur ausnahmsweife. ?) Vergl. 
8 306. °) Analog 8 279, Abſ. 2. Gegen die im Sinne dieſes Para⸗ 
graphen gefaßten Beichlüffe, Anordnungen und Aufträge kein Rechtsmittel. 
8 319, Abi. 1. — Die zurüdgewiejene Betweisanbietung ift im Urteildtat- 
beftande anzuführen. 8 417, Ubf. 3. 

a) Zn dem bier notwendigen Beweisbeichlufie. (Siehe IM. zu 8 277 
ZPO. P. 4.) 


6 301. Der Antrag, die Vorlage einer al3 Beweis- 
mittel zu benübenden Urkunde zu veranlaffen, welche fich bei 
einer öffentlichen Behörde oder in Verwahrung eines Notars 
befindet und deren Ausfolgung oder Vorlage die Partei im 
Wege unmittelbaren Einjchreitens nicht zu erlangen vermag, 
fann auch während der mündlichen Verhandlung geitelltwerden.') 


Wird diefem Antrage ftattgegeben,?) jo hat der Vorfigende 


die zur Herbeifchaffung der Urkunde geeigneten Verfügungen 
zu treffen.?) 


1) Auch von Amts wegen Traft der PBrozeßleitungsbefugnifie des Vor⸗ 
figenden, 8 183, 3. 3, insbef. im Falle Art. XXXVIII EG. 3. ZPO. 
Allenfalls infolge eines Antrages in ber Klage, 8 229, 8. 2, in ber 
Klagebeanttvortung, 8 243, Abſ. 3, oder in einem fpäteren vorbereitenben 
Schriftſatze, 8 258, Abi. 1. — Herbeifhaffung im vorbereitenden Ber- 
fahren, :$ 250, Abſ. 2. — Über die Einholung der Kataftralmappen für 
Zwecke der Zivilrechtspflege fiche den FME. v. 23. Auguſt 1899, 3. 40848, 
an bie Finanz-Landesdirektion in Innsbruck (Mitt. IMBB. ©. 300, 
301/99). 

2) Weder gegen Stattgebung noch gegen Abweiſung ein Rechtsmittel. 
8 319, Abf. 1. 

s) Die Herbeifchaffung obliegt der Gerichtskanzlei. $ 813, 8.8, SD. 
— Das fchriftliche Erfuchen ift vom Richter zu unterfchreiben, in dringen⸗ 
den Yällen Hat ſich der Kanzleibeamte perfönlich beim Notar oder der Be⸗ 
hörde zu verwenden, falls dieſe ſich am Gerichtsorte befinden. 8 818, vor⸗ 
legter Abf., GO. 


6 302. Nach erfolgter Vorlegung einer Urkunde Tann 
der Beweisführer auf Diejes Beweismittel nur mit Zuftimmung 
des Gegners verzichten.) a) 

1) Bergl. Gemeinfchaftlichleit des Beugenbeweifes $ 845, des Sad) 

verftändigenbeweijes 8 8683. 

a) Ein einfeitiger Verzicht des Beweisführers auf den mittels einer 
Urkunde zu erbringenden Beweis ift ausgeſchloſſen, ſobald die Urkunde 
dem Gerichte übergeben oder vor ber Übergabe vom Beweisführer in ber 
mündlichen Streitverhandlung vorgelefen wurde (AM. zu $ 302 8PO.). 
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Borlegung der Urkunde durch den Gegner. 


the Wenn eine Partei behauptet, daß ſich eine für 
ihre Bemweisführung erheblihe Urkunde in den Händen des 
Gegner3a) befindet, fo kann auf ihren Antrag!) das Gericht?) b) 
dem a die Vorlage der Urkunde durch Beſchluß auf- 
tragen. 


Die antragftellende Partei Hat eine Abichrift der vom 
Gegner vorzulegenden Urkunde beizubringen *) oder, wenn jie 
Dies nicht vermag, den Inhalt der Urkunde möglichjt genau 
und vollſtändig anzugeben, fowie die Tatfachen anzuführen, 
welche durch die vorzulegende Urkunde bewiefen werden jollen. 
Desgleichen find die Umstände darzulegen, welche den Beſitz 
der Urkunde feitens des Gegners wahrjcheinlic machen. 

Der Enticheidung über den Antrag hat, wenn derjelbe 
außerhalb der mündlichen Verhandlung gejtellt wird, eine 
mündliche oder fchriftliche Einvernehmung des Gegners voraus» 
zugehen.) 

2) Auch ohne Antrag im ‚Yale des Art. XXXVII EG. 3. 8PO. 

2) Bei Bezirkögerichten der Einzelrichter, bei Gericht3höfen der Senat, 
unbeichadet der dem Vorfigenden 88 183, 3. 2, 229, 8. 1, 257, dem be= 
auftragten Richter im vorbereitenden Berfahren 8 249, und bei ber 

- mittelbaren Beweisaufnahme 8 284, eingeräumten Prozebleitungöbefug- 
nifje. 2) Dagegen kein abgejonbertes Rechtsmittel. 8 319, Abſ. 2. * In 
der Klage 8 229, ber Klagebeantwortung 8 243, Abi. 3, in den weiteren 
vorbereitenden Schriftfäben 8 258, in der münblidhen Berhandlung, vor 
dem beauftragten oder erjuchten Richter. 

5) Siehe Anm. bei 8 175. — 8 303 gilt aud für die Edition von 
Augenfcheinsobjelten. 8 369. 

a) Die Vorſchriften der 88 303 bis 307 ZPO. gelten aud), wenn ſich 
die Urkunde zwar nicht in den Händen des Gegners des Antragftellers, 
aber bei einer Berfon befindet, welcher fie der Gegner anvertraut hat und 
die infolgebdefjen die Urkunde im Namen bed Gegners inne hat. In 
defondere kann auch die Vorlegung derjenigen Urkunden beantragt werden, 
welche der Gegner feinem Advolaten übergeben hat. 

Wird jedoch ftatt des Antrages, daß der Gegner foldhe Urkunden 
vorzulegen habe, begehrt, daß ber gerichtliche Auftrag zur Urkundenvor⸗ 
lage unmittelbar ‘gegen den dritten Inhaber oder Ver— 
wahrer der Urkunde erlaflen werbe, fo finden nicht die Vorfchriften 
der 88 303 bis 307 8PO., fondern die Beltimmungen ber 88 308 und 
309 ZRO. Unmwendung. (IM. zu 8 308 8PO., P. 3.) 

5) Der Auftrag, eine für die Beweisführung des Gegners erhebliche 
Urkunde vorzulegen, kann nicht bloß vom erfennenden Gerichte (Senate), 
fondern aud) vom beauftragten Richter während des vorbereitenden Ver- 
fahrens erlaffen werben (88 250, letter Abſatz, 251 ZPO.). Der beauf⸗ 
tragte Richter Tann jedoch nur die Borlage von Urkunden anordnen, deren 
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Beſitz die Partei zugibt. Leugnet fie den Befis, fo muß bie Erlaffung 
des Auftrages dem erfennenden Gerichte vorbehalten bleiben, da nur biefes 
den Beſitz mittel$ Vernehmung der Parteien feitftellen kann (88 807 und 
249, Abſ. 2, 8PO.). 

Dem um eine Beweisaufnahme erſuchten Richter fteht die Anorbnung 
der Urfundenvorlage nicht zu. (IM. zu 8 303 8PO., P. 1.) 

Die Partei, welche bie Borlegung einer Urkunde mit der Behauptung 
verweigert, daß einer ber in $ 305 ZPO. angegebenen Gründe vorhanden 
fei, bat die von ihr zur Rechtfertigung ber Weigerung angeführten Um— 
ftände, wenn ein Widerſpruch erfolgt, glaubhaft zu machen (vergl. 8 823 
ZERO.) Die bloße Behauptung, daß einer der geſetzlichen Weigerungs⸗ 
gründe vorliege, genügt an und für fi nicht. 

Zur Beitftellung der Weigerungsgründe Tann die vorzulegende Ur⸗ 
fımde, folange über die Verpflichtung zur Vorlage noch nicht entichieben 
ift, nur infofern benügt werben, als die Partei freiwillig dem Gerichte 
zu diefem Amede in die Urkunde Einfiht gewährt. (FM zu 8 308 8PO., 


P. 2.) 

6 304. Die Vorlage der Urkunde Tann nicht ver- 
weigert werden: ö 

1. wenn der Gegner jelbit auf die Urkunde zum Zwecke 
der Beweisführung im Prozeffe Bezug genommen hat; 

2. wenn der Gegner nad) bürgerlihem Rechte?) zur Aus» 
folgung oder Vorlage der Urkunde verpflichtet ift;?) 

3. wenn die Urkunde ihrem Inhalte nach eine beiden 
Parteien gemeinfchaftliche iſt. 

Als gemeinichaftlih gilt eine Urkunde insbefondere für 
die Perfonen, in deren Intereſſe fie errichtet ift oder deren 
gegenjeitige Nechtsverhältniffe darin bekundet find. Als ge» 
meinfchaftlich gelten auch die über ein Rechtsgeſchäft zwiſchen 
den Beteiligten oder zwilchen einem derjelben und dem ge- 
meinfamen Vermittler des Gefchäftes gepflogenen fchriftlichen 
Berhandlungen.?) 

1) 3. 8. kraft Miteigentumsredjtes 8 844 abGB. 

2) Unberührt bleiben die Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes, durch 
welche die Art der Borlegung der Handelsbücher und die Rechtäfolgen 
ihrer Nichtvorlegung bejtimmt werben. Art. VII, 8.4, EG. 3. 8PO., 
Art. 37-40 HGB. (bei 8 295). 

3) Auch die Urſchrift des Schiedsfpruches fowie die Zuſtellungsbeur⸗ 
fundungen. 8 593, Abſ. 2. — Die Vorlage einer gemeinfchaftlidden Ur- 
kunde (8 304 ZPO.) Tann aud) außerhalb eines anhängigen Rechtsftreites 
im Wege der Klage gefordert werben. Art. XLIII EG. 3. ZPO. 

6 305. Die Vorlage anderer Urkunden!) Tann ver- 

weigerta) werden: 
— F wenn der Inhalt Angelegenheiten des Familienlebens?) 
etrifft; 
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2. wenn der Gegner durch die Vorlage der Urkunde eine 
Ehrenpflicht verlegen würde; 

3. wenn das Bekanntwerden der Urkunde der Partei oder 
dritten Perjonen zur Schande gereichen oder die Gefahr ftraf- 
gerichtliherd) Verfolgung?) zuziehen würde; 

4. wenn die Partei durch die Vorlage der Urkunde eine 
ſtaatlich anerkannte Pflicht zur Verfchwiegenheit, von der fie 
nicht giltig entbunden wurde, oder ein Kunſt⸗ oder Geſchäfts⸗ 
geheimnisc) verlegen würde; ?) 


5. wenn andere glei) wichtige Gründe vorhanden find, 
welche die Verweigerung der Vorlage rechtfertigen. d) 

2) 8 804. °) Bergl. einen ähnlichen Tatbeitand in 8 1723, Abi. 2. 
2) Analog 8 321, 8. 1. *) Analog 8 321, 3. 3 u. 5. 

a) Die Borlage von Urkunden, auf welche ſich eine der Parteien be⸗ 
rufen bat, kann der Vorſitzende kraft feiner Prozeßleitungsbefugniſſe ohne 
Rüdfiht auf die in 88 804 und 305 ZPO. aufgeftellten Grenzen ber Vor⸗ 
lagepflicht anorbnen. (YM. zu 8 183 ZPO. 8.1.) 

Die Weigerungdgrünbe find, wenn ein Widerſpruch erfolgt, glaubhaft 
zu machen. (Siehe JM. zu 8 303 8PO., P. 2.) 

5) Wegen ber mit dem Bekanntwerden der Urkunde verbundenen Ge- 
fahr gefällsftrafgerihtliher Verfolgung kann die Vorlage der Ur- 
kunde nicht verweigert werden. (JM. zu 8 305 8PO., P. 1.) 

e) Die Verweigerung der Urkundenvorlage wegen Verlegung eines 
Kunſt⸗ oder Geſchäftsgeheimniſſes ($ 305, 8. 4, ZPO.) ift ſowohl zum 
Schutze des Kunſt⸗ oder Gefchäftägeheimnifjes eines Dritten, mie besjenigen 
der um Urkundenvorlage angegangenen Bartei ftatthaft. (IM. zu 8 305 
BED. P. 2.) 

d) Der britte Beſitzer Tann feine Weigerung nicht auf die in 8 305 
BPO. angegebenen Umſtände ftügen. (Siehe JM. zu 8 308 8PO., B. 2.) 


6 306. Wenn einer der im 8 305 angeführten Gründe 
nur einzelne Teile des Inhaltes einer Urfunde betrifft, jo 
it ein beglaubigter Auszug?)«a) der Urkunde vorzulegen. 


2) Bergl. 8 300, Abf. 2. 

a) Wird vom Bemweisführer behauptet, daß der vorgelegte benlaubigte 
Auszug der Urkunde für die Beweisführung erhebliche Stellen ber Urkunde 
nicht enthalte und daß deren Verſchweigung durch den vom Gegner geltend 
gemachten Weigerungsgrund nicht gerechtfertigt fei, fo kann das Gericht 
dem Gegner auftragen, die Urkunde felbit dem Gerichte vorzulegen, 
damit dieſes zum Bwede der Entjcheidung über die Einwendungen des 
Beweisführere vom ganzen Inhalte der Urkunde Einficht nehmen könne 
(88 183, 8. 2, 307 8PO0.). Dem Beweisführer ift in die Urfchrift der 
Urkunde Einficht nicht zu gewähren. 

Findet dad Gericht infolge der Einfiht in die Urkunde die Einwen⸗ 
dungen bes Beweisführerd begründet, jo hat e3 anzuordnnen, daß der vom 
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Gegner vorgelegte ‚beglaubigte Auszug der Urkunde durch Aufnahme der 
fraglichen Stellen vervolfftändigt werde (8 303 8PO.). 

Gegen den Beſchluß, durch welchen das Gericht Vorlage der Urkunde 
fordert, um über die Einwendungen des Beweisführers entfcheiden zu 
können, ift ein abgeſondertes Rechtsmittel nicht zuläffig (8 186 ZPO.) ; 
der Auftrag zur Bervollitändigung des Auszuges Tann durch ein abge 
fondertes Rechtsmittel nicht angefochten werben. (8 319, Abf. 2, HPO.). 
(IM. zu 3 306 ZPO.) 

307. Leugnet der Gegner den Beſitz der Urkunde 
und erachtet das Gericht!) die durch die Urkunde zu bemeijen- 
den Tatſachen erheblih?) und zugleich die Verpflichtung zur 
Borlage der Urfunde als beitehend, jo Tann die Vernehmung 
und eidlihe Abhörung des Gegners?) durch gerichtlichen Be— 
ſchluß zu dem Zwecke angeordnet?) werden, um zu ermitteln, 
ob der Gegner die Urkunde befite®) oder doch wiſſe, wo die- 
felbe zu finden fei, oder ob die Urkunde un etwa von ihm 
oder auf feine Veranlaffung, um fie dem Beweisführer zu 
entziehen, bejeitigt®) oder zur Benügung untaugli gemacht 
worden fei. 

Welchen Einfluß es auf die Beurteilung des Yalles hat, 
wenn der Gegner dem Auftrage zur Vorlage der Urkunde, 
deren Befi?) er angegeben hat, nit nachkommt oder wenn er 
bezüglich einer Urkunde, deren Belig er Teugnet, die Ber- 
nehmung oder die eidlihe Ausfage ablehnt oder wenn aus 
feiner Ausfage hervorgeht, daß die Urkunde abfichtlich be- 
jeitigt‘) oder untauglid gemacht worden fei, ob insbeſonders 
in diefen Fällen die Angaben des Beweisführer® über den 
Inhalt der Urkunde als erwieſen anzufehen feien, bleibt dem 
Durch forgfältige Würdigung aller Umjtände geleiteten richter- 
lichen Ermeſſen überfaften. 

3) Senat, bei Bezirksgerichten der Einzelrichter. $ 308, Abſ. 1. 

2) Und insbefondere mangels eines Zugeftänbniffes für beweisbebürftig, 

88 266, Abſ. 1, 269. 3) 88 371 ff. *) Dagegen fein abgefonbertes Rechts⸗ 
mittel. 88319, Abſ. 2, 515. °) Nicht technifcher Befis, fondern Gewahr⸗ 
fame, vergl. „in den Händen befinden“, 88 308, Abf. 1, 808, Abſ. 1. 
©, Insbeſondere jemandem übergeben, ber zur Herausgabe nicht verpflichtet 
tft. 8 308. °) 8 272. Anders im alle vermweigerter Edition der Hans 
delsbücher, Art. 37 HGB., Art. VII, 8. 4, EG. 3. ZPO. 


Borlegung der Urfunde durd einen Dritten. 

6 308. Wenn fi) eine zur VBeweisführung benötigte 
Urkunde in der Hand eines Dritten befindet, welcher nad 
den Vorſchriften des bürgerlidden Rechtes oder deshalb zur 
Herausgabe unda) Vorlage der Urkunde verpflichtet ift, weil 
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diefelbe ihrem Inhalte nad) eine 5 den Beweisführer und 
den Dritten gemeinfchaftliche iſt (8 304), jo kann letzterem 
auf Antrag des Beweisführers vom Prozeßgerichte!) durch Be- 
Thluß?) aufgetragend) werden, die Urfunde innerhalb einer ihm 
zugleich zu beftimmenden a auf Koften des Beweisführers?) 
bei dem Prozeßgerichte behuf3 Benützung bei der mündlichen 
Verhandlung zu — 
ber einen ſolchen Antrag hat das Prozeßgericht nach 
Anhörung des Gegnerst)c) und des angeblichen dritten Beſitzers 
der Urkunde zu enticheiden; falls letzterer den Befit®) der 
Urkunde leugnet, kann dem Antrage nur dann jtattgegeben 
werden, wenn die antragftellende Partei glaubhaft macht, daß 
fih die Urkunde in der Hand des Dritten befindet. Zum 
Bwede der Einvernehmung der Beteiligten fann vom Prozeß⸗ 
eine bejondere Tagſatzung angeordnet werden. Der 
eihluß ift nach Eintritt der Rechtskraft und nad) Ablauf 
der angeordneten Vorlagefrift vollftredbar.‘)d) 

Bei Zurücdweifung des Antrages find dem angeblichen 
Befiger der Urkunde auf fein Verlangen die ihm durch das 
Verfahren verurfachten notwendigen Koſten zu erjeßen.”) 

1) Allenfalls auf Anlangen des beauftragten Richterd. 88 284, Abſ. 2, 

285, Abf. 1. 

*) Dagegen Rekurs, 8 514. Vergl. 88 303, 319, Abi. 2. 

3) Sind aber ala Prozeßkoſten zu behandeln. 8 40. 

*) Zu Protofol oder in münblicher, jedoch nicht Tontrabiktorifcher 
Verhandlung. 8 308, Abi. 3. Siehe Anm. zu 8 175. °) Siehe 8 807 
Anm. 5. °) Nach den Borfchriften der ED. (88 346, 854). ”) 8 41. — Hin- 
ficätlih anderer Sachen al3 Urkunden und Austunftsfachen ($ 318) befteht 
für Dritte keine Editionspflicht. 8 369. 

a) Die Borfchriften der 88 308 und 309 ZPO. gelten aud) für ben 
Fall, als die dritte Perfon nicht zur Herausgabe, fondern nad) ben Vor⸗ 
fchriften des bürgerlichen Rechtes oder wegen Gemeinſchaftlichkeit der Ur- 
kunde bloß zur Vorlage (Bormweifung) der Urkunde verpflichtet ift. 

Der Gegner und der angebliche dritte Befiger ber Urkunde find über 
den Antrag auf VBorlegung der Urkunde mündlich, und zwar, ſoweit tun⸗ 
lich, gleichzeitig zu vernehmen. (IM. zu 8 308 8PO.., P. 5.) 

5) Durch die in 8 305 ZPO. angegebenen Umftände wird bie Weige- 
rung des Dritten, die Urkunde vorzulegen, nicht gerechtfertigt. (IM. zu 
8 308 83PO., P. 2.) 

c) Dadurch, daß der zur Einvernehmung geladene britte Befiter ber 
Urkunde nicht ericheint, wird die Beichlußfafiung über den Antrag des 
Beweisführers nicht gehindert. Der Auftrag zur Vorlage der Urkunde 
kann jedoch dem Dritten nur erteilt werben, wenn die antragftellende 
Bartei glaubhaft macht, daß fi die Urkunde in der Hand des Dritten 
befindet. (IM. zu 8 308 ZPO., P. 1.) 


Gef. Sig. VI. 2. Bivilprogeßorbnung. 23 
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a) Der Beſchluß, womit einem Dritten aufgetragen wird, eine in 
feinen Händen befindliche, zur Beweisführung benötigte Urkunde inner- 
halb einer beftimmten Friſt behufs Benützung bei der münblidden Ber- 
Handlung bei bem Prozeßgerichte zu erlegen, iſt nach Rechtskraft und 
Ablauf der Borlagefrift auf Antrag nad) Borfchrift ber 88 346 ober 854 
ED. zu vollitreden. (IM. zu $ 308 ZPO. P- 3.) 

Ob der dritte Beſitzer der Urkunde zu verlangen berechtigt ift, daB 
der VBeweisführer auch die Gebühr bedingt gebührenpflichtiger Urkunden 
zu entrichten habe, hängt von dem zwifchen ihm und dem Beweisführer 
in Betreff der Urkunde beftehenden Rechtsverhältniſſe ab. Beſteht fein 
ſolches Rechtöverhältnis, jo wird biefe Gebühr vom Beweisführer zu tragen 
fein. (IM. zu 8 808 8PO., P. 4.) 

6 309. Muß der angebliche Beſitzer) der Urkunde im 
Wege der Klage zur Herausgabe und Vorlage der Urkunde 
verhalten werden, weil nicht glaubhaft gemacht werden kann, 
daB ſich die Urkunde in feiner Hand befindet oder weil die 
Entiheidung über das Vorhandenfein der Pfliht zur Heraus- 
gabe und Vorlage der Urkunde die vorgängige Ermittlung 
und Feſtſtellung ftreitiger Tatumftände verlangt, fo kann das 
Prozehgericht, wenn e3 die durch die Urkunde zu beweifenden 
Tatſachen für erheblich?) hält, auf Antrag anordnen?) daß mit 
der Yortiegung der mündlichen Verhandlung bis nad) Ablauf 
der gleichzeitig dem Beweisführer zur Vorlegung der Urkunde 
zu beitimmenden Friſt gewartet werde (8 270,9) 


Der Gegner des Beweisführers Tann jedoch noch vor 
Ablauf dieſer Friſt die Fortſetzung der Verhandlung bean- 
tragen, wenn die Klage des Beweisführerg gegen den Dritten 
früher erledigt ift, oder der Beweisführer die Erhebung der 
Klage oder die Betreibung des Prozefjes oder der Erefution 
verzögert. 


Die Borlegung der Urkunde geſchieht auf Koften des 
Beweisführers.d) 

1) Siehe 8 307, Anm. 5. 

2) Und bemweisbedürftig, 88 266, Abſ. 1, 269. 

3) Kein Rechtsmittel, 8 819, Abſ. 1, ebenfo 88 279 u. 291, Abi. 2.. 

*) Rach Ablauf der Frift Tann diefer Beweis nicht mehr benüßt wer⸗ 
den, wenn badurd) da8 Verfahren verzögert wird. 8 279, Abi. 2. — 
Dagegen fein abgejondertes Rechtsmittel. 8 291, Ubf. 1. — Der zurüd: 
gewicjene Beweis ift im Urteildtatbeftande anzuführen. 8 417, Abi. 3. 

®, Als Prozeßkoſten zu behandeln. 8 40. 

Segen die Beichlüfle im Sinne des 1. und 2. Abfages fein Rechts: 
mittel. 8 319, Abf. 1. 
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Echtheitsbeweis. 


310. Urkunden, welche ſich nach Form und Inhalt 
als Öffentliche Urkunden?!) darſtellen, haben die Vermutung der 
Echtheit für ſich. 

Hält das Gericht die Echtheit für zweifelhaft, fo kann 
e3 auf Antrag oder von Amts wegen die Behörde oder die 
Berjon, von welcher die Urkunde errichtet fein fol, zu einer 
Erflärung über die Echtheit veranlaſſen.“) Läßt fich der Zweifel 
an der Echtheit der Urkunde nicht auf dieſe Art bejeitigen, 
jo obliegt der Beweis ihrer Echtheit demjenigen, der Diele 
Urfunde als Beweismittel gebrauchen will. 

1) 88 292, 298. 2) Kein Rechtsmittel. 8 319, Abf. 1. 

6 311. Ob eine Urkunde, welche fi) als von einer 
ausländiichen Behörde oder von einer mit öffentlichem Glauben 
verjehenen Perſon des Auslandes errichtet darjtellt, ohne 
näheren Nachweis al3 echt anzujehen fei, hat das Gericht 
nach den Umftänden des Falles zu ermeſſen. 


Bum Beweije der Echtheit einer folchen Urkunde genügt, 
fofern nicht durch beiondere Beitimmungen etwas anderes 
feitgefeßt ijt,!) die Beglaubigung durch das Minifterium des 
Außern oder durch einen öſterreichiſch-ungariſchen Gejandten 
oder Konful. 

2) Siehe die MB. v. 3. Yuguft 1887, RGB. Nr. 99, bezüglich Bos⸗ 
niens und der Herzegovina, ferner die vertraggmäßigen Beſtimmungen 
mit auswärtigen Staaten bei 8 293, Anm. 2. 

6 312. Die Echtheit einer Privaturfunde gilt als un- 
beitritien, wenn der Gegner des Beweisführers es unter- 
allen hat, fi) über die Echtheit der Urfunde zu erflären,) 
ſofern nit die Abfiht, die Echtheit zu beftreiten, aus den 
übrigen Erklärungen des Gegners hervorgeht. Befindet fich 
auf der Urkunde eine Namensunterſchrift, jo hat ſich der 
Gegner des Beweisführers unter der gleichen Rechtsfolge 
auch über die Echtheit der Unterfchrift zu erflären.?) 


Die beitrittene Echtheit einer Privaturfunde oder einer 
auf derjelben befindlichen Namensunterfchrift ift von demjenigen 
zu beweifen, der die Urkunde als Beweismittel gebrauchen will.a) 

1) In der mündlichen Verhandlung 8 178, der Gegner bes Beweis⸗ 
führers ift hiezu aufzufordern, 8 298, Abi. 3. 

2) Bei zugegebener Echtheit der Unterjchrift macht die Urkunde vollen 
Beweis. 8 294. Gegenbeweis der Verfälſchung oder Fälſchung zuläffig. 
8 292, Abf. 2. 

23* 
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a) Die Behauptung, daß der Inhalt einer Privaturfinde nad 
deren Errichtung verfälfcht wurbe, ift von derjenigen Partei zu beweiſen, 
gegen welche die Urkunde als Beweismittel dienen fol. (IM. zu 8 313 
8PO.., P. 1.) 

Der Beweisführer iſt nicht genötigt, die Echtheit der Urkunde nach⸗ 
zuweiſen, wenn ſein Gegner die Echtheit der auf der Urkunde befindlichen 
Namensunterſchrift zwar zugibt, aber, ohne beſtimmte Tatſachen anzu⸗ 
führen und darzutun, und ohne daß dieſe Behauptung durch die äußere 
Beſchaffenheit der Urkunde unterſtützt würde, behauptet, die Urkunde ſei 
ihrem Inhalte nach ſchon von ihrer Errichtung an unecht. Ob und in⸗ 
wieferne mit Rückſicht auf das bezügliche Vorbringen des Gegners des 
Beweisführers oder auf die äußere Beſchaffenheit der Urkunde dem Be⸗ 
weisführer der Beweis der Echtheit des Urkundeninhaltes aufzuerlegen ſei, 
hat ber Richter nach freier Überzeugung zu beurteilen. (IM. zu 8 312 
ZRO., P- 2.) 

6 313. Eine PBartei,!) welche die Echtheit einer Urkunde 
in mutwilliger Weile beftritten hat, it in eine Muttwillens- 
ftrafe?) zu verfällen.®) 

1) Geſetzlicher Vertreter 8 5, Bevollmäditigter 3 39. °) Bis zu 300 fl. 

8 220. 2°) Dagegen Rekurs. 8 514. 


Schriftvergleihung. 


$ 314. Der Beweis der Echtheit oder Unechtheit einer 
Urfunde fann auch durch Schriftvergleihung geführt merden. 

Als Bergleihungsichriften können nur ſolche Schriftftüde 
benüßt werden, deren Echtheit unbeitritten ijt oder Doch ohne 
erhebliche Verzögerung dargetan werden fann. 

Die Beitimmungen dieſes Geſetzes über die Vorlegung 
von Beweisurfunden!) find auch in Anfehung der Vorlegung 
von Vergleihungsichriften anzumenden. 

Mangelt e3 an zureichenden Bergleichungsichriften, To 
fann derjenigen Partei, über deren Handihrift der Beweis 
der Echtheit hergejtellt werden fol, aufgetragen werden,?) vor 
Gericht?) oder vor einem beauftragten oder erſuchten Richter 
eine Anzahl von ihr zu bezeichnenden Worten niederzu- 
Ichreiben. 

Das Niedergeichriebene iſt dem PVerhandlungsprototoll 
beizulegen.t) Welchen Einfluß es auf die Herjtellung des Be— 
weiſes hat, wenn die Partei einem folchen richterlihen Auf- 
trage feine Folge leiftet oder mit offenbar entitellter Schrift 
ſchreibt, bleibt der richterlichen Beurteilung überlaffen.?) 

1) 88 298 -309. 2) Durch Beichluß bes Senates, des Einzelrichters, 


bes beauftragten Richters 3 284, Abf. 2. — Dagegen fein Rechtsmittel. 
8 319, Abf.1. 
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2) In ber. Berhanblung vor bem @erichtöhofe oder dem Einzel: 
richter. Bu diefem Behufe Borladung zum perfönlidien Erfcheinen. 
68 183, 3.1, 195. *) Und_von Amts wegen zu beachten. 8 2317, Abi. 1. 
5) 8 272. 


6 315. Die Vergleihung der Handſchriften fann das 
Gericht felbjt vornehmen?!) oder, wenn ſich ihm Zweifel ergeben, 
das Gutadhten von Sachverſtändigen einholen. 

Uber das Ergebnis der Schriftvergleihung ift vom 
Gerichte nad) freier Überzeugung zu enticheiden.?) 

1) Kein Rechtsmittel. 8 319, Abf. 1. 2) 8 272. 


Geridtlihe Aufbewahrung von Urkunden. 


6 316. Urkunden, deren Echtheit beftritten ift ober 
deren inhalt verändert fein ſoll, können bis zur recht3- 
fräftigen Erledigung des Prozeſſes) bei Gericht zurüdbehalten 
werden,?) fofern nicht ihre Ausfolgung an eine andere Behörde 
tm Intereſſe der öffentlichen Ordnung erforderlich ift.) 

2) 8 219, Abſ. 3. 2) Kein abgejondertes Rechtsmittel. 88 819, 

Abſ. 2, 515. 

3) 8 287, Abi. 1, GO.: Urkunden und andere Schriftftüde, bie in 
bürgerliden Rechtsſachen bei einer mündlichen Berhandlung vorgelegt und 
in der Entfcheidung berüdfichtigt worden find und von welchen fich feine 
beglaubigte Abfchrift bei den Alten befindet, find den Beteiligten, ſolange 
die Entfcheidung nicht rechtskräftig geworden tft, unbefchadet der Vor⸗ 
fchrift des $ 316 ZRO. nur auf befonderes Begehren auszuhändigen. Das 
Begehren kann mündlich gejtellt werben; deſſen Beurfundung kann mit der 
Empfangsbeftätigung verbunden in den Alten felbft erfolgen (3. B. Auf 
fein Begehren Beilage A in Urfchrift ausgefolgt erhalten — Unterjchrift 
der Partei). 


Erneuerung von Urkunden. 


6317. Wird eine Privaturfunde unleferlich oder ſchad⸗ 
haft, fo kann deren Inhaber oder jeder andere Beteiligte 
vom Aussteller der Urkunde begehren, das diejelbe auf Kojten 
des Antragfteller3 gerichtlich erneuert werde. Hiezu find 
alle en zu laden, wider welche die Urkunde nach Lage 
der Sache zum Beweiſe dienen fol. 

Im Falle der Weigerung fann der Ausfteller zu folcher 
Erneuerung nur im Wege der Klage verhalten werden.) 

1) Der im Anſchluſſe an 88 176—178 aGD. in Urt. XXXI der 

Reg. Vorl. des EG. 3. ZPO. herübergenommene prozeßrechtliche Anſpruch 
- auf Ausftelung einer Urkunde wurde befeitigt, an deſſen Stelle tritt bie 
Seftftelungsflage 8 228. 
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Austunftsfaden. 


318. Inwieweit dur) Denkmäler, Grenzzeichen, 
Markſteine, Aich- und Heimpfähle und ähnliche Zeichen oder 
durch Kerb⸗ oder Spannhölzer, welche die Parteien für ihren 
Verkehr erwiefenermaßen gebraucht haben, ein Beweis ge- 
Tiefert werde, hat das Gericht nach forgfältiger Würdigung 
aller Umftände zu beurteilen.?) 

Die Beftimmungen der 88 303 bis 309°) find auch auf 
Die Borlegung von Auskunftsiachen finngemäß anzuwenden. 

1) 8 272. ?) Editiondauftrag gegen dritte Inhaber zuläffig. 8 308. 

6319. Gegen die zufolge 88 298, 299, 300, 301, 309, 
Abſatz 1 und 2, 310, 314 und 315 ——— gerichtlichen 
Beſchlüſſe, Anordnungen und Aufträge iſt ein Rechtsmittel 
nicht zuläſſig.?) 

Die gemäß 88 303, 307 und 316 gefaßten ———— 
Sue durch) ein abgeiondertes Rechtsmittel?) nicht angefochten 
werden. 

1 Gilt nicht für die nach 88 309 und 279 ergehenden Beſchlüſſe 

(Zurückweiſung), gegen welche nur ein abgeſondertes Rechtsmittel ausge⸗ 
ſchloſſen iſt. 8 291, Abſ. 1. — Gegen die Tagſatzungsanberaumung zur 


Zortfegung der Berhandlung fein abgefonbertes Rechtsmittel. 8 130, Abſ. 2. 
2) 8 515. 


Vierter Titel. 
Beweis durch Zeugen. 
Unzuläffigfeit und Verweigerung des Zeugniſſes. 


6 320. Als Zeugen!) dürfen nicht vernommen werden: ?) 

1. Perſonen, welche zur Mitteilung ihrer Wahrnehmungen 
unfähig find, oder welche a Beit, auf welche fich ihre Aus- 
fage beziehen fol, zur Wahrnehmung der zu beweilenden 
Tatſache unfähig waren; 

2. Geiltlihe in Anſehung deflen, was ihnen in der 
Beichte oder font unter dem Siegel geiftliher Amtsver⸗ 
jchwiegenheit anvertraut wurde; 

‚3. Staatöbeamte, wenn fie durch ihre Ausfage das ihnen 
obliegende Amtögeheimnis verlegen würden, injofern fie der 
Pflicht zur Geheimhaltung nicht durch ihre Vorgeſetzten ent- 
bunden find. 

1) Auch richt als Parteien. 8 373. — Jedoch Tann der Borfißende 

in Betätigung der Prozeßleitung auch über folche Umftände an 
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die Parteien ragen ftellen, über melde fie ald Zeugen oder zum Zwecke 
der Beweisführung nicht vernommen werden dürfen (88 3230, 372 3PO.). 
(Siehe JM. zu 8 182 8PO.., P. 1.) 
2) Bergl. 8 151 StPO. 
6 321. Die Ausfage darf von einem Zeugen ver- 
weigert werden:!) 


1. über Fragen, deren Beantwortung dem Zeugen, feinen 
Ehegattena) oder einer Perjon, mit welcher der Zeuge in 
gerader Linie oder in der Seitenlinie bis zum zweiten Grade 
verwandt oder verichwägert,?) oder mit welcher er dur 
Adoption verbunden it, ferner feinen Pflegeeltern und 
Pflegefindern, fowie feinem Vormunde oder Mündel zur 
Schande gereihen oder die Gefahr ftrafgerichtlidher Ver⸗ 
folgung?)a) zuziehen würde; 

2. über Fragen, deren Beantwortung dem Zeugen oder 
einer der in 3. 1 bezeichneten Perjonen einen unmittelbaren 
vermögensredhtlichen Nachteil zuziehen würde; *) 

3. in Bezug auf Tatjahen, über welche der Zeuge 
nit würde ausfagen können, ohne eine ihm obliegende jtaat- 
(ih anerfannte Pflicht zur Verfchwiegenheit zu verleßen, 
infofern er hievon nicht giltig entbunden wurde; D) 

4. in Anfehung desjenigen, was dem Zeugen in feiner 
Eigenſchaft als Advofat von feiner Partei anvertraut wurde;?) 

5. über Fragen, weldhe der Zeuge nicht würde beant- 
worten fönnen, ohne ein Kunſt- oder Geichäftsgeheimnis zu 
offenbaren. 

Die Ausfage kann in den unter 3.1 und 2 angegebenen 
"Fällen mit Rüdficht auf die dafelbit bezeichneten Angehörigen 
auch dann verweigert werden, wenn dag eheliche Verhältnis, 
welches die Angehörigfeit begründet, nicht mehr beiteht.c) 

1) Hierauf ift der Zeuge vor der Vernehmung aufmerlfam zu machen. 
8 339, Abſ. 1. 

2) Durch eheliche oder außereheliche Geburt; vergl. $ 3, 3.4, An⸗ 
fechtungägef. dv. 16. März 1884, RGB. Nr. 36, 8 152 StPO. 

2) Durch die Bivil- oder Militärftrafgerichte, nicht durch bie Gefälls⸗ 
ftrafgerichte. 

4) Beeibigung der von den Gründen 3. 1 u. 2 nit Gebrauch 
machenden Zeugen 8 337, Abſ. 3, vergl. $ 322. 

5) 89, Abf.2, AO. 

a) Unter Berufung auf eine dem Ehegatten aus der Ausfage drohende 
Schande oder ftrafgerichtliche Verfolgung (8 321, 3.1, ZPO.) können In⸗ 
fänber da3 Zeugnis nur dann verweigern, wenn fie mit diefer Perfon in 
einer geſetzlich giltigen Ehe leben. 
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Die Gefahr gefältsftrafgerichtlicher Verfolgung berechtigt nicht 
zur Verweigerung der Ausſage. (IM. zu 8 321 8PO., P. 1.) 

d) Mit Berufung darauf Tann ber Vertreter einer Partei die Beant- 
wortung einer durch den Vorſitzenden ober unmittelbar vom Gegner zur 
Aufflärung des Sachverhaltes an ihn gerichteten Frage nicht verweigern. 
(Siehe JM. zu 8 184 ZPO.) 

Beugen, die vermöge einer ihnen obliegenden ftaatlih anerlannten 
Pflicht zur Verfchwiegenheit die Ausſage verweigern dürfen ($ 821, 8.3, 
8PO.), find vor ihrer Vernehmung hierauf aufmerffam zu machen (8 839, 
Abſ. 1, 8PO.). Das Gericht ift jedoch, von Staatöbeamten abgefehen 
(8 320, 3.8, 8PO.), nicht berechtigt, die Ausſage über die durch Die Ver⸗ 
fchwiegenheitäpflicht gebedten Zatumftände zu verbieten ober zu verhindern, 
wenn fidh der Zeuge ungeachtet jener Belehrung der Ausfage nicht begibt. 
(IM. zu 8 321 8PO., P. 2.) 

ce) Der Grund für die Verweigerung der Ausſage tft vom Beugen 
vor oder bet ber zur Vernehmung beftimmten Zagfaßung anzugeben 
und, wenn den Behauptungen bed Beugen von den Parteien wider⸗ 
fprodden wird, glaubhaft zu machen (8 823 ZPO.) (IM. zu 8 521 
8PO., P. 3.) 

6 322. Über Errichtung und Inhalt von Nechts- 
geihäften, bei welchen der Zeuge als Urfundsperfona) bei- 
gezogen worden ijt, über Tatjachen, welche die dur) das Ehe- 
oder YFamilienverhältnis bedingten Vermögensangelegenheiten 
betreffen, über Geburten, Verheiratungen oder Sterbefälle 
der im 8 321, 3.1, bezeichneten Angehörigen, > über 
Handlungen, welche der Zeuge in Betreff des ee echts⸗ 
— als Rechtsvorgaͤnger oder Vertreter?) einer der 
Barteien vorgenommen hat, darf das Zeugnis wegen eines 
zu beforgenden vermögensredhtlihen Nachteile?) nicht ver- 
weigert werden. 

1) Geſetzlicher Vertreter, Bevollmächtigter, Geſchäftsführer ohne Auf- 

trag, 88 6, Abj. 2, 38. 2) 8 821, 8.2. 

a) Als „Urkundsperſon“ bei Rechtsgeſchäften ift jedermann anzuſehen, 
welcher der Errichtung des Hechtsgeichäftes zu dem Zwecke beigezogen 
wurde, um darüber und über den Inhalt des Rechtsgeſchäftes einen Be- 
weis zu fchaffen. Ob die Berfon nur als Beuge anweſend war oder bie 
über das Rechtsgeſchäft errichtete Urkunde nur als Zeuge unterfchrieb, ober 
ob nebftbem auch die Urkunde von ihr gefchrieben wurde, ift unmefentlich. 
(IM. zu 8 322 ZPO.) 

6 323. Ein Zeuge, welcher die Ausfage ganz oder 
über einzelne ragen verweigern will, hat die Gründe der 
Weigerung mündlich oder fchriftlih vor der zu feiner Ber- 
nehmung beitimmten Tagſatzung oder bei diefer Tagſatzung 
jelbft anzugeben, und wenn ein Wideripruch erfolgt, glaub- 
haft zu machen. 
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Im erfteren Falle it ein ſolches Vorbringen des Zeugen 
den Parteien, ſoweit tunlich, noch vor der zur Vernehmung 
beftimmten Tagſatzung befannt zu geben. 

6324. Über die Rechtmäßigkeit der Weigerung hat, 
wenn die Weigerung vor dem erfennenden Gerichte vor- 
gebracht wurde, dieſes jelbit, ſonſt aber der beauftragte oder 
erfuchte Richter, vor welchem die Weigerung erfolgte, mittels 
Beichluß zu entiheiden.!)a) Vor der Entiheidung kann das 
Gericht die Parteien Hören.?) 

Bei etwaigen Verhandlungen über die Rechtmäßigkeit 
der Weigerung braucht fi” der Zeuge nit durch einen 
Advolaten vertreten zu laffen?) Hat er feine Weigerung 
ſchriftlich oder zu gerichtlichem Protokoll erklärt, fo ſein 
Vorbringen bei der Entſcheidung auch dann zu berückſichtigen, 
wenn er bei der zu ſeiner Einvernehmung anberaumten 
Tagſatzung nicht erſcheint. 

2) Kein abgeſondertes 1Rechtsmittel. 88 349, Abſ. 1, 515. — Mut- 
willensitafe 8 326, Abf. 3. °) Siehe Unmerlung zu 8 175. °) Aus: 
nahme von 8 27, Abſ. 1. 

a) Der Beſchluß, wodurch die Verweigerung ber Zeugenausſage ober 
bie Verweigerung ber Beantwortung einzelner Fragen als nicht gerecht: 
fertigt erkannt wird, Tann vom Zeugen bucd ein abgefonbertes Rechts⸗ 
mittel nicht angefochten werben (8 349, Abf. 1, 8PO.). 

Der Zeuge bat feine etwaigen Beſchwerden gegen dieſe Entjcheidung 
mittel3 Rekurs gegen den Beichluß zur Geltung zu bringen, durch welchen 
die Exekution gegen ihn eingeleitet und zu diefem Bivede bie für den Kal 
fortgefeßter Weigerung zu verhängende Geldſtrafe oder Haft ihm angedroht 
wird (8 854, Abſ. 2, ED.) (IM. zu $ 324 8P0.) 

6325. Wird das Zeugnis ohne Angabe von Gründen 
verweigert oder beharrt der Zeuge auf feiner Weigerung auch, 
nachdem diefelbe als nicht gerechtfertigt erfannt worden ift, 
oder wird die Ableiftung de3 geforderten Zeugeneides!) ver- 
weigert,?) fo fann der Zeuge auf dem Wege der zur Erzwingun 
einer Handlung zuläfligen Erefution von Amts wegen durch 
Gelditrafen oder durch Haft zur Ausfage verhalten werden.?) 
Die Haft darf nicht über den Zeitpunkt der Beendigung des 
Prozeffes in der Inſtanz verlängert werden und in feinem 
alle die Dauer von ſechs Wochen überjchreiten.a) 

Die Enticheidung, daß gegen den Beugen mit der 
Erefution vorzugehen jet, fowie die Anordnung der einzelnen 
Zwangsmittel fteht dem erfennenden Gerichte, wenn aber die 
Vernehmung dur) einen erfuchten Richter geichehen fol, dieſem 
zu‘) or der Beichlußfaffung ift der Zeuge zu hören.“) 
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2) 8 887. 2) Sofern er nicht von ber Ablegung bed Eides befreit ift. 
Siehe Art. XL u. VI, 8.2, 6G. 3. BPD. °) 9 351 ED. +) Nicht 
aber dem beauftragten Richter. 8 2384, Abſ.2. °) Siehe Anmerkung 
zu 8 175. 

a) Die Exekution gegen einen Beugen, der dad Zeugnis oder den 
Zeugeneid verweigert, ift nad Borfchrift der 88 354, 359 und 360 bis 
366 ED. zu führen. Die einzige Abweichung gegenüber ben Vorfchriften 
der Exekutionsordnung befteht darin, daß die Haft nicht über den Zeit⸗ 
punkt der Beendigung be3 Prozefled in der Inſtanz hinaus verlängert 
werben und in leinem alle ſechs Wochen überfchreiten darf. Sol der 
Zwang mitteld Geldftrafen ausgeübt werben, fo find für die Höhe ber 
wider den Beugen zu verhängenden Geldftrafen bie Beftimmungen des 
8 354, Abf. 3, ED. maßgebenp. 

Die Koſten, weiche durch den Vollzug der Haft entftehen, hat der Be- 
mweisführer unter den aus 8 866 ED. ſich ergebenden Rechtsfolgen vorzu⸗ 
ſchießen. (JM. zu 8 825 ZPO.) 

6326. Die Beichlußfaffung darüber, ob und in welcher 
Weile der Fortgang des Verfahrens in der Hauptſache dur) 
die ungerecdhtfertigte Weigerung der Ausſage, der Ableiftung 
des Beugeneide3 oder durch die deshalb wider den Zeugen 
eingeleiteten Bwangsmaßregeln beeinflußt werde, ſteht dem er- 
fennenden Gerichte zu. Der beauftragte oder erſuchte Richter 
hat deshalb das Prozeßgericht von dieſen Vorfällen jederzeit 
ohne Aufſchub in Kenntnis zu fegen.!) Die Enticheidung des 
erfennenden Gerichte Tann ohne vorgängige mündliche Ver- 
handlung erfolgen.?) 

In allen Füllen ungerechtfertigter Weigerung haftet der 
Zeuge beiden Barteien Air den ihnen durch die ereitlung 
oder Verzögerung der Beweisführung verurfacdhten Schaden; ?) 
er ift insbejondere auch zum Erſatze aller durch feine Weigerung 
verurſachten Koften verpflichtet.*) 

Wenn die Weigerung de3 Beugen eine mutwillige war, 
ift gegen den Beugen überdies eine Muttwillensftrates) zu 
verhängen. Die Beihlußfaffung‘) über die Pflicht zum Koften- 
erfaß fteht dem erfennenden Gerichte zu;”) zur Berhängung 
von Mutwillensitrafen ift auch der beauftragte oder erfuchte 
Richter berechtigt. 

1) 8 285, Abſ. 1. 

2?) Gegen die Entfcheidung Tein Rechtsmittel. 8 349, Abſ. 2. Gegen 
die Entſcheidung über bie Rechtmäßigkeit der Weigerung ber Ausſage 
oder der Bermweigerung des Eides Fein abgefondertes Rechtsmittel. 
8 349, Abſ. 1. 

®) Darüber ift in befonderem PBrozefje zu enticheiben. 

*) Die gleichen Folgen hat das ungeredhtfertigte Ausbleiben. $ 333. 
— Friſt (8 Tage) zum Unfuchen um Feftftelung bes Koftenbetrages 8 334. 





Zeugenbeweis, mittelbare Aufnahme. 363 


5) Bis zu 800 fl. 8 220. Dem Rekurſe (8 848) kann das Gericht 
felbft ftattgeben. 8 522. 

6, Abgeſonderter VBeichluß 8 52. Dagegen Rekurs 8 514. 

) Auch die Feſtſetzung bes Koftenbetrages, 8 334 (anders wenn der 
Beuge überhaupt nicht erichienen ift, $ 333). 


Würdigung der Beugenausfage. 


3237. Alle Umftände, welche auf die Unbefangenbeit 
des Beugen und die Glaubwürdigkeit feiner Ausfage von Ein- 
fluß find, hat das Gericht nad) freier Überzeugung forgfältig 
zu würdigen. 


Bemweisaufnahme durd den beauftragten oder 
erſuchten Richter. 


6328. Die Aufnahme des ir rg fann dur) 
einen beauftragten?) oder erfuchten?) Nichter erfolgen: 

1. wenn die Vernehmung des Zeugen an Ort und Stelle 
der Ermittlung der Wahrheit förderlich ericheint; 

2. wenn die Beweisaufnahme vor dem erfennenden Ge- 
richte erheblichen Schwierigfeiten unterliegen würde; ?) 

3. wenn die Bernehmung des Zeugen vor dem erfennenden 
— mit a auf die dem Zeugen zu gewährende 
Entſchädigung für Zeitverſäumnis und die ihm zu erjtattenden 
Kosten der Reife und des Aufenthaltes am Orte der Ver⸗ 
en einen unverhältnismäßig großen Aufwand ver- 
urſachen würde; 

4. wenn der Zeuge an dem Erjcheinen vor dem erfennenden 
Gerichte gehindert ift. 

Beuge, welcher infolge Krankheit, Gebrechlichkeit oder 
aus anderen Gründen 58 iſt, ſeine Wohnung zum 
Zwecke der Vernehmung zu verlaſſen, oder welcher infolge 
beſtehender Anordnungen?) nicht verpflichtet iſt, zur Abgabe 
einer Zeugenausſage in bürgerliden NRechtsangelegenheiten 
im Gerihtshaufe zu erfcheinen, wird in feiner Wohnung ver- 
nommen. 

Mitglieder des kaiſerlichen Hauſes werden al3 Zeugen 
dur den Oberjthofmarjhall®) oder außer Wien durch den 
Präjidenten des Kreis- oder Yandesgerichtes ihres Aufenthalts- 
ortes in ihrer Wohnung vernommen. 

Ungeachtet der im Abſatze 1, 8.3, bezeichneten Umftände 
find Zeugen auf Antrag zur Bernehmung vor das erfennende 
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Geriht zu Iaden, wenn fich eine Partei bereit erklärt, den 
damit verbundenen Aufwand, ſoweit derjelbe die Koften der 
Beweisaufnahme durch den erfuchten Richter überjteigt, ohne 
Anipruh auf Erſatz zu beitreiten. Der Borfitende Tann 
anordnnen,®) daß die antragitellende Partei innerhalb einer 
beftimmten Friſt einen von ihm zu beitimmenden Betrag 
Sr as diefes Aufwandes vorſchußweiſe erlege (8 332, 
ab 2). 


1) In der Regel ein Mitglied des Genates. 8 282. ) 8 36 JR. 
3) Aus den Gründen 8.1 u.2 Tann aud) vor der mündlichen Verhandlung 
und allenfalls während berjelben vorbereitendes Berfahren durch ben 
Senat angeordnet werben. 88 245, 3.3, 246. 

“8 846. °) Art. VIII EG. 3. 83PO. °) Urt. III EG. 3. IN. 

7) Statt Beeidigung ſchriftliche Verſicherung an Eidesftatt. Art. VI 
8.2, EG. 3. ZPO. 

8), Kein Rechtsmittel. 88 332, 349, Ubi. 2. 


Ladung. 


6329. Die Ladung eines Beugen ift vom Gerichte!) 
augzufertigen. Ä 

Die Ladung hat nebſt der Benennung der Parteien und 
einer kurzen Bezeichnung des Gegenftandes der Vernehmung 
die Aufforderung zu enthalten, zur Ablegung eines Zeugniſſes 
bei der gleichzeitig nad) Ort und Zeit beſtimmten Tagſatzung 
8 erſcheinen. In der Ladungsurkunde ſind die geſetzlichen 

eſtimmungen über die Zeugengebühren,?) ſowie die geſetzlichen 
Folgen des Ausbleibens?) bekannt zu geben. 
2) Vorſitzender, beauftragter, erſuchter Richter, Einzelrichter 8 288, 
Abi. 1. — Gegen die Ladung kein Rechtsmittel. 8 849, Abſ. 2. — Die 
Ladung Tann auch an außerhalb des Gerichtsſprengels wohnhafte Berfonen 
ohne Inanſpruchnahme der Rechtshilfe unmittelbar zugeftellt werben. 

2) 8 846. 3) 8 338, 

6 330. Die Ladung einer in aktiver Pienftleiftung 
ftehenden Perſon der bewaflneten Macht!) erfolgt mittels eines 
an das vorgejebte Kommando des Zeugen oder an das nädjite 
Militärſtationskommando gerichteten Erſuchens. 


Ladungen an ſelbſtändige Kommandanten der Gendarmerie, 
der Militärpolizeivahe und- der Sicherheitswache find den 
Kommandanten unmittelbar zuguftellen. Wegen der Zuftellung 
der Ladung an andere Mitglieder diefer Körper it fih an 
deren Vorgeſetzte zu mwenden.?) 


s 





Zeugenbeweis: Ladung. 365 


1) Auch wenn fie, wie Militärbeamte, nicht der Militärgerichtäbarleit 
unterftehen. Anders 8 161 StPO. — Ebenſo andere Buftellungen an 
Solche Berfonen (aber nur des Mannſchaftsſtandes). 8 92. 

2) 8 98. — Ein Erfuchen ift nicht auszufertigen, fondern es ift dem 
Chef der zunächſt vorgefegten Kommandobehörde lediglich die Ladung 
— NN auf dem Zuftellungsicheine auszufolgen. 3 365, 
abi. 2, GO. 

6 331. Steht die als Zeuge zu ladende Perſon in 
einem Öffentlichen Amte oder Dienſte und muß vorausjichtlich 
zur Wahrung der Sicherheit oder anderer Öffentlicher Intereflen 
eine Stellvertretung während der Verhinderung u Perjon 
eintreten, fo iſt gleichzeitig deren unmittelbarer Vorgeſetzter 
von der ergangenen Ladung zu benachrichtigen. 


Diefe Beltimmung iſt au) dann anzuwenden, wenn ein 
Angeitellter oder Bedienfteter einer mit mechanischen Motoren 
betriebenen Transportanitalt, ein Berg⸗, Hütten- oder Walze 
werf3arbeiter oder eine im BPrivatforjtdienite jtehende Perſon 
zu laden jind.!) 

) Tie Benachrichtigung geſchieht dur eine Turze, vom Richter zu 

unterſchreibende Mitteilung ; fie obliegt der Gerichtskanzlei. 8 318, 8. 10 
u. vorletzter Abſ. SD. 


6 332. Sit einem Zeugen vorausfichtlich eine Vergütung 
zu leiſten,) jo fann der Vorſitzende oder der beauftragte oder 
erfuchte Richter anordnen,?) daß der Beweisführer innerhalb 
einer beitimmten Friſt einen von ihnen zu beitimmenden Be— 
trag zur Dedung des durch die Vernehmung des Zeugen ent» 
ftehenden Aufwandes vorſchußweiſe erlege.?) 


Bet nicht rechtzeitigem Erlage kann *) die Ausfertigung der 
Ladung unterbleibena) und die Verhandlung auf Antrag des 
Gegners ohne Rüdfiht auf die ausftehende Beweisaufnahme 
fortgefeßt werden (8 279).) 

1) 8 346. ?) Kein Rechtsmittel. 8 349, Abi. 2. 

3) Vorſchuß an den Zeugen $ 346. 

Beugen=- und Sadhverftändigengebühren und Koſten des 
Augenfheines. 8 14 GO.: Gelbbeträge zur Dedung ber aufs 
laufenden Zeugen- und Sadjverftändigengebühren ober der Koften eines 
Augenicheines (85 332, 365, 368 ZPO.) find dem Beamten, welchem die 
Führung des Geldbuches übertragen ift, gegen Empfangsbeitätigung zu 
übergeben. 

ber ben Erlag des Vorſchuſſes Hat fich die Partei in der Gerichts: 
Tanzlei (Ranzleiabteilung) durch Vorlage der Empfangsbeftätigung auszu⸗ 
weiſen. Sie ift Hierauf von dem Beamten, der den Vorſchuß in Empfang 
nimmt, aufmerffam zu machen. Ladungen an Zeugen, Sadverftäns 
dige u. f. w., die zufolge richterlihen Beſchluſſes nur im Falle rechtzeitigen 
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Erlages des Borfchufles ftattfinden dürfen, find, fobalb letzteres nachge⸗ 
wiefen wird, ohne Einholung eines neuen richterlihen Beſchluſſes von der 
Gerichtstkanzlei audzufertigen und dem Nichter (Borfigenden des Senates, 
rihterlihen Beamten u. f. w.) zur Unterfchrift vorzulegen. 

4) Es wird auf diefe Urt die mutwillig und die aus gerechtfertigten 
Gründen unterbleibende Borfchußleiftung verfchieden behandelt werben, 
wie bie8 der Sache entipridt. 

5) Gegen die Fortſetzung der Verhandlung kein Rechtämittel. 8 349, 
Abſ. 2. — Gegen die Bewilligung ober Verweigerung der nachträglichen 
Benützung des Beweiſes kein abgefonbertes Rechtsmittel. 8 291, Abſ. 1. 
— Der zurüdgemwiefene Beweis ift im Wrteilstatbeftande anzuführen. 
8 417, Abſ. 3. 

a) Der Beſchluß, daß wegen nicht rechtzeitigen Erlages des Vor⸗ 
ſchuſſes zur Dedung der Beugengebühren die Ausfertigung ber Labung 
des Beugen zu unterbleiben habe, ift vom Senate zu faflen. (IM. zu 
8 332 ZPO.) 


Folgen des Ausbleibens. 


6 333. Gegen einen ordnungsmäßig!) geladenen Zeugen, 
welcher bei der zur Vernehmung beftimmten Tagſatzung ohne 
genügende Entſchuldigung?) nicht erjcheint, ift durch das er- 
fennende Geriht oder durch den beauftragten oder erjuchten 
Richter die Verpflichtung zum Erſatze aller durch fein Aus- 
bleiben verurſachten Koften durch Beichluß auszufprecdhen; 
außerdem iſt der Beuge unter gleichzeitiger Verhängung einer 
Drdnungsitrafe?) neuerlich zu laden. Im Falle wiederholten 
Ausbleibens ift die Ordnungsitrafe innerhalb des gejeßlichen 
Ausmaßes zu verdoppeln und die zwangsweiſe Vorführung 
des Zeugen anzuordnen.*) 

Erfolgt nachträglich eine genügende Entihuldigung des 
Nichterfcheineng, fo find die wider den Zeugen verhängten 
Drdnungsitrafen wieder aufzuheben; außerdem können dem 
Zeugen die zum Erſatze auferlegten Koiten ganz oder teil» 
weile erlaffen werden. 

Wenn eine der im $ 330 bezeichneten Perjonen der Ladung 
nicht Folge leiftet, H hat fich der die Beweisaufnahme leitende 
Richter wegen Verfügung der Beitrafung und wegen Bor- 
führung des Zeugen an deſſen Vorgejegte zu mwenden.®) 

Der ungehorfame Zeuge haftet überdies für allen den 
Parteien durch die ihm zur Laſt fallende Vereitlung oder Ver- 
sögerung der Beweisführung verurſachten Schaden.®) 

1) 8 329, Abf. 2; Zuſtellung zu eigenen Handen nicht erforberlich, 


8 108. — Die Pflicht zum Erſcheinen ift nicht auf ben Gerichtöfprengel 
befchräntt. 





Zeugen: Folgen des Ausbleibens. 867 


2) Wenn die vor der Tagfabung erklärte Weigerung der Ausfage als 
ftichhältig erfannt wird, ift das Nichterfcheinen für entſchuldigt zu halten. 
88 323, 324, 325. 

2) 50 fl., bei Abvolaten 100 fl., 8 220. — Dem Rekurſe (8 348) kann 
das Gericht jelbft ftattgeben. 8 522. 

*) Weigerung des ftellig gemachten Beugen 88 325 und 326. — 
Gegen . — und die Anordnung der Vorführung kein Rechtsmittel. 
8 849, Abf. 2. 

8) An das vorgefette Kommando (Behörde, Anftalt), wenn aber diefes 
nicht belannt ift: 

1. an das Militärftationstommando des Wufenthaltsortes ber be⸗ 
treffenden Perſon oder, fall3 an dieſem Orte ein foldhes Kommando ſich 
nicht befindet, an das nächft gelegene Militärftationslommanbo ; 

2. bei Berfonen der Landwehr oder der Genbarmerie aber an das an 
deren Aufenthaltsorte befindliche ober biefem nächftgelegene Landwehr⸗ 
ober auch Militärftationstommando oder an das Gendarmerieabteilungs- 
Iommando. 8 143 GO. 

6) Darüber ift in befonderem Prozeſſe zu enticheiden. 8 326, Abſ. 2. 

6 334. Die Feitftellung der vom Zeugen in den Fällen 
der 88 326 und 333 zu erjeßenden Koften!) muß unter Vor⸗ 
lage des Roftenverzeichniffes bei fonftigem Ausſchluſſe binnen 
ad Tagen nad) Rechtskraft des Beichluffes angelucht werden,?) 
durch welchen der Zeuge zum Koſtenerſatze verpflichtet wurde. 
Dem beauftragten oder erjuchten Richter obliegt die Feſtſtellung 
des Roftenbetrages nur dann, wenn er nad) den Beltimmungen 
diejes Geſetzes die Verpflichtung zum Koftenerjage — 
berufen war.?) 

2) Richt aber der ſonſtigen Schäden, welche beſonders einzuflagen find. 

2) Der Antrag kann von der Serichtäfanzlei zu Protokoll genommen 
werden. 8 819, 3.4, GO. 

3) Im Falle unentihuldigten Ausbleibens, 8 333, Abſ. 1; nicht aber 
bei ungerechtfertigter Weigerung des erjchienenen Zeugen, 8 326, Abf. 3. 
— Gegen den die Koftenerfagpflicht ausfprechenden, fowie ben bie Koften 
feftfegenden Beſchluß Rekurs. 8 514. 

6 335. Wenn die Vernehmung eines Beugen vergeblich) 
verfucht wurde und zu bejorgen ijt, daß Wiederholungen de3 
Berfuches zu neuer Verzögerung des Prozeſſes führen würden, 
fo hat das erfennende Gericht auf Antrag für Beweis⸗ 
aufnahme eine Friſt zu bejtimmen,') nach deren fruchtloſem 
Ablaufe die Verhandlung auf Antraga) einer der Parteien ohne 
Rückſicht auf den mittel dieje Zeugen angebotenen Beweis 
fortzufegen iſt.) Die Beftimmung der Frift jteht auch dann 
dem erfennenden Gerichte zu, wenn die Vernehmung des Zeugen 
durch einen beauftragten oder erſuchten Richter ftattfinden joll. 
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Bor der Entjcheidung über den Antrag ift der Gegner des 
Untragftellerö zu hören.) 

In Betreh der nachträglichen Vernehmung des Zeugen 

hat die Vorichrift des 8279, Abſatz 2, zu gelten.?)c) 

ı) Kein Rechtsmittel. 88 279, Abf.1, 291, Abſ. 2. 

?) Kein Rechtsmittel. 8 849, Abſ. 2. 

2) Der zurüdgemwiefene Beweis ift im Urteilstatbeitande anzuführen. 
8 417, Abſ.3. — Gegen Beichlüffe, durch welche die nachträgliche Ber: 
nehmung augelaflen oder ausgeichloffen wird (8 279, Abſ. 2), kein abgefen- 
dertes Rechtsmittel. 8 291, Abſ. 1. 

a) Unterlafien es die Barteien, nad) frudjtlofem Ablaufe der für Die 
Beweisaufnahme beitimmten Friſt die Fortſetzung der Verhandlung zu 
beantragen, fo wird die Verhandlung folange nicht fortgeführt, als nicht 
eine der Parteien den Antrag auf Anberaumung einer Zagfagung zur 
Fortſetzung der mündlichen Verhandlung ftellt; biefe Unterbrechung ber 
Verhandlung ift aber weder mit den Rechtsfolgen der Unterbrechung bes 
Verfahrens (8 163 8PO.), noch mit denjenigen des Ruhens bes Ber- 
fahrens ($ 168 ZPO.) verbunden. Die Wirkungen der Streitanhängigfeit 
bleiben, ungeachtet die Verhandlung nicht fortgeführt wird, beftehen, und 
es ift insbefondere dem Kläger die gerichtliche Verfolgung und neuerliche 
Geltendmachung feines Anfpruches mitteld Klage abgejchnitten. (IM. zu 
8 335 8PO., P. 2.) 

d) Die Weigerung des Beweisführers, fi über ben gegnerifchen 
Antrag auf Beitimmung einer Friſt für die Beweisaufnahme zu er- 
Mären, hindert die Beichlußfaffung über diefen Antray nicht. (IM. zu 8 335 
BRD. P. 1.) 

c) Bei der neu aufgenommenen Verhandlung ift ohne Rüdficht auf 
die Zeit, welche feit Ablauf der für die Beweisaufnahme beftimmten Friſt 
verjtrichen ift, eine Benügung des Beweiſes nur nad) Maßgabe des 8 279, 
Abſ. 2, ZPO. zuläffig. (FM. zu 8 335 ZRO., P. 3.) 


Bernehmung. 

6 336. Zeugen, welche wegen falfchen Zeugnifjes oder 
falfchen Eides verurteilt worden find, oder welche zur Zeit 
ihrer Abhörung das vierzehnte Lebensjahr noch nicht zurüd- 
gelegt haben, endlich Berfonen, welche wegen mangelnder Ver- 
- jtandesreife oder wegen Beritandesihwähe von dem Wefen 
und der Bedeutung des Eides feine genügende Vorſtellung 
haben, dürfen nicht beeidet werden.‘) 

Desgleihen kann das Gericht die Beeidigung eines 
Beugen unterlaffen,?) wenn beide Parteien auf die Beeidigung 
verzichten. 


8 336. 1. Dem falſchen Zeugniſſe ſteht die Beſtrafung wegen 
Bewerbung um ein falſches gerichtliches Zeugnis gleich. 
E. v. 29. Dezember 1899, 3. 18624, Sig. 815. 





Zeugen: Bernehmung, Beeidigung. 369 


Die unrehtmäßige Verweigerung des Eides zieht Diejelben 
He die ungeretfertigte Verweigerung der Ausfage 
nach ſich. 

1) Solche Perſonen dürfen auch nicht als Parteien zum Zwedce ber 

VBeweisführung abgehört werden. 8 372. 

%) Außerdem in den Fällen 8 337, Abſ. 2 u. 8. 

3), Zwangsmittel, Koftenerfas, eventuell Mutwillenzftrafe und Haftung 
für Schaden. 88 825, 826. — Gegen bie Entidheibung über die Recht⸗ 
mäßigfeit ber Verweigerung des Eides kein abgejondertes Rechtsmittel. 
88 349, Abſ. 1, 515. 

6 337. Der Zeuge ift!) vor feiner Abhörung zu be- 
eiden. Zur Aufklärung über die perjönlichen Verhältniffe*) des 
Zeugen, über die Zuläffigfeit feiner Abhörung?) oder Beeidigung‘) 
und über den Umftand, ob er eine für die Ermittlung des 
Sachverhaltes dienliche Ausſage abzulegen vermöge, Tann je- 
doch vor der Beeidigung des Zeugen eine Befragung des- 
felben vorgenommen werden.’) 


Auf Grund diefer Befragung Tann das Gericht nad) 
Anhörung der Parteien beichließen, daß die Abhörung des 
Zeugen zu unterbleiben habe,®) oder e3 Tann fich vorbehalten, 
über die Beeldigung des Zeugen erjt nad) erfolgter Abhörung 
desjelben Beihluß zu Faflen.s) Der beauftragte oder erfuchte 
Nichter muß in jedem Falle die Abhörung des Zeugen vor- 
nehmen; er kann jedoch) die Entfcheidung über die VBeeidigung 
des Zeugen bis nad) erfolgter Abhörung aufichieben ?) oder die- 
jelbe dem erfennenden Gerichte vorbehalten. 


Wenn fih ein Zeuge der Beantwortung von Fragen 
nicht entichlägt, Hinfihtlih deren er die Ausfage gemäß 
8 321, 3.1 und 2, zu verweigern berechtigt wäre, Tann ſich 
das erfennende Gericht oder der die Vernehmung leitende be- 
auftragte oder erjuchte Richter gleichfall3 vorbehalten, über Die 
Ahlegung des Eides erjt nach erfolgter Abhörung des Zeugen 
zu enticheiden.?) 

1) Hinfichtlich der Mitglieder des kaiſerlichen Haufe fiehe Art. Vi, 

8. 2, EG. 3. ZPO. Ferner Ausnahmen in 88 336, 837, Abſ. 2 u. 8, 
338. — Bei wiederholter Bernehmung Tann von ber Beeidigung abge- 
fehen werden. 8 344, Abſ. 2. ?*) Insbeſondere im Hinblide auf 8 321, 
8.1—5. 9 8320. *) 8 386. °) Rad) der Entich. des OGH. v. 19. Sept. 


337. 1. Wiffentlih wahrheitäwidrige Angaben 
des Zeugen gelegentlich diefer Befragung find als falfched Zeug- 
nis (8 199 lit. a St®.) ſtrafbar. E. v. 19. September 1902, 
3. 1516, Sig. 2756 (Kafl.). 


Gef. Sig. VI. 2. Zivilprozegorbnung. 24 
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1902, 8. 1516, Sig. Nr. 2756, unter Wahrheitspfidht und Sanlk⸗ 
tion bed 8 199, lit. a, Str. Geſ. — Der Beginn ber „Bernehmung”“ 
ift im 8 340, Wbf. 1, bezeichnet. *)sDagegen kein abgeſondertes Rechts⸗ 
mittel. 83 849, Abſ. 1, 515. °) 8 338. °) Gegen bie VBeichlüffe Aber die 
Beeidigung fein Rechtsmittel. 8 349, Ubi. 2. 

6 338. In allen fällen, in melchen erft nad) Abhörung 
der Zeugen über die Beeidigung entichieden werden foll,!) ift 
der Zeuge vor der Abhörung an die Pflicht zur Ungabe der 
Wahrheit, an die Heiligkeit und Bedeutung des vorbehaltenen 
Eides, fowie an die ftrafrehtlichen Folgen einer falſchen Aus- 
ſage zu erinnern.?) 

Nach Ablegung der Ausfage Tann mit Rüdjicht auf die 
Unerheblichkeit derjelben oder auf das ihr zulommende geringe 
Maß von Glaubwürdigkeit vom erfennenden Gerichte oder 
bon dem die Vernehmung leitenden beauftragten oder er- 
fuchten Richter ausgefprodhen werden, daB die Beeidigung 
unterbleibe.®) 

Wenn die Vernehmung durch einen beauftragten oder 
erſuchten Richter geihah, Tann das erfennende Geriht nad 
Einlangen einer unbeeideten Zeugenausſage die nachträgliche 
Beeidigung derfelben verfügen.?) 

2) 8 337, Ubf.2 u. 3. °) In einer deſſen Bildungsgrade und Faſſungs⸗ 

Tcaft angem eflenen Weiſe... und demielben zu bedeuten, daß der Eid 
im Sinne des Gerichtes, daher ohne allen Vorbehalt und ohne Zwei⸗ 
beutigfeit abzulegen fei. 8 8 Geſ. v. 3. Mai 1868, RGB. Nr. 33, Urt. XL 
ES. 3. PO. °) Kein Rechtsmittel. 8 349, Abſ. 2. 

6 339. Den Zeugen ift vor ihrer Vernehmung befannt 
zu geben, über welde ragen die Ausjage von einem Zeugen 
verweigert werden darf ($ 321). 

Die Zeugen find einzeln in Abweſenheit der ſpäter ab- 
zuhörenden Ze ugena) zu vernehmen. Die Reihenfolge, in welcher 
die Abhörung ftattzufinden hat, beftimmt bei Bernehmungen 
vor dem erfennenden Gerichte der Vorfibende, font der be- 
auftragte oder erfuchte Richter. 

Bor Beendigung der Bernehmung aller vorgeladenen 
Beugen darf fich feiner derjelben ohne richterliche Erlaubnis 
entfernen.!) 

Zeugen, deren Ausfagen von einander abweichen, können 
einander geg enübergeitellt werden.?) 

1) Ber gl. 8 248, Abſ. 3, SPD. °) 8 248, Abf. 2, StPO. — Gegen 
die im Sinne diefes Paragraphen gefaßten Beichlüffe und getroffenen Ver⸗ 
fügungen fein abgefondertes Rechtsmittel. 8 349, Abf. 1. 
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a) Sie können ſchon während der ihrer Abhörung vorausgehenben 
mündlichen Verhandlung anweſend fein, falls nicht er Worfigende etwas 
anderes anorbnet. (Siehe IM. zu 8 171 ZPO.) 

6 340. Die en beginnt damit,!) daß der Zeuge 
über Namen, Alter, Religion, Beihäftigung und Wohnort 
befragt wird. Erforderlidenfalls?) find ihm aud) Fragen über 
ſolche Umſtände, welche feine Glaubwürdigkeit in der vor- 
liegenden Sache betreffen, insbefondere über feine Beziehungen 
zu den Parteien, vorzulegen. 

Bei der Abhörung Hat der Vorſitzende?) oder der die 
Bernehmung leitende beauftragte oder erfuchte Richter‘) an den 
Zeugen über diejenigen Tatſachen, deren Beweis durch feine 
Ausſage hergeſtellt werden foll, fowie zur Erforfhung des 
Grundes, auf welchem das Fa des Zeugen beruht, die 
geeigneten Kragen zu jtellen.d) Außer dem VBorfigenden können, 
wenn die Vernehmung vor dem erfennenden Gerichte ftatt- 
findet, aud die übrigen Mitglieder des Senates an den 
Zeugen Fragen richten.?) 

2) Bergl. den Gegenfaß zur „Befragung“ nach 8 337, Abſ. 1. 2) Ins⸗ 
befondere wenn die „vorläufige Befragung“ nicht als ausreichend befunden 
wurde. 8 337, Abſ. 2. ?) 8 182. *) 8 284, Abſ. 1. °) Über die Zu⸗ 
läffigkeit folcher Fragen enticheidet im BBeftreitungsfalle der Senat, vor⸗ 
läufig auch ber beauftragte oder erfuchte Richter. 88 186, Abſ. 1, 842. — 
Dagegen fein abgejondertes Rechtsmittel. 88 186, Abſ. 2, 349, Abi. 1. 

6341. Uber die Beteiligung der Parteien an der 
BZeugenvernehmung gelten die Beitimmungen des 8 289.1) 

In Anfehung derjenigen Berjonen, welche infolge be» 
ftehender Anordnungen nicht verpflichtet jind, zur Abgabe 
einer Beugenausfage in bürgerlichen Rechtsangelegenheiten im 
Gerichtshaufe zu erjcheinen,?) ift das Fragerecht der Parteien 
durch rechtzeitige Mitteilung fchriftlicher Fragen?) an den mit 
der Vernehmung beauftragten Richter auszuüben. 

1) Die Parteien können anweſend fein und Fragen ftellen; Beweis⸗ 
aufnahme auch in Abweſenheit der Parteien; Ergänzung, wenn das 
durch ein unvorhergejehened® Ereignis verurfachte Nichterjcheinen eine 
weſentliche Unvolftändigleit der Beweißaufnahme zur Folge Hatte. 8 289. 
— Gegen Zurüdweifung der Fragen durch den Vorſitzenden oder Eenat 
fein abgefondertes Rechtsmittel. 88291, Abſ. 1, 186, Abſ. 2, 349, Abi. 1. 

2) Mitglieder des kaiſerlichen Hauſes 8 328, Abſ. 3. — Konfulars 
funktionäre Art. VIII EG. 3. PRO. 

3) Mittels Schriftfabes. 8 74. — Kein abgefondertes Rechtsmittel. 
8 349, Abf. 1. 

6 342. Wird die Zuläffigfeit einer Frage bejtritten?!) 

oder erachtet der Vorfigende eine Frage als unangemefjen 
24 * 
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zurückzuweiſen,“) fo enticheidet hierüber auf Antrag der Senat. 
Diefe Entiheidung fteht auch einem beauftragten oder er- 
ſuchten Richter zu; fie gilt jedoch in diefem Falle als eine 
bloß vorläufige und Tann durch das erfennende Gericht ab- 
geändert werden. 

Findet das erfennende Gericht, daß eine bei der Ver- 
nehmung vor einem beauftragten oder erjudhten Richter ge- 
ftellte Frage unzuläflig war, jo Tann dasſelbe ausiprechen, 
daß die auf dieje Frage erteilte Antwort im weiteren Laufe 
des Verfahrens unberüdjichtigt bleibe.?) 

1) Ebenſo 8 186, Abſ. 1. °) 8 289, Abſ. 1. 9) Segen die im Sinne 
diefes Paragraphen gefaßten Beſchlüſſe Tein abgefondertes Rechtsmittel, 
8 849, Abſ. 1 (ebenfo 88 186, Abf. 2, 291, Abſ. 1). 

6 343. Die Ausſage des Zeugen ift nad) ihrem mejent- 
lichen Inhalte, fofern es aber notwendig ericheint,!) ihrem 
Wortlaute nah in dem über die Tagjagung geführten Proto- 
tolle?) aufzuzeichnen. Wurde der Zeuge in einer Verhandlungs- 
tagfagung abgehört, fo hat dieſe Aufzeichnung im Verhand- 
lungSprotofolle?) zu geichehen. z 

Das Aufgezeichnete ift dem Zeugen und den bei der 
Vernehmung anmejenden Parteien zur Einficht vorzulegen 
oder auf Verlangen vorzulejen.t) ° 


Sn dem Protokolle ijt zu bemerken, ob der Zeuge vor 
oder nad) feiner Abhörung beeidet wurde,°) ob deffen Beeidi- 
gung unterblieben ift®) oder der Enticheidung des erfennenden 
Gerichtes vorbehalten wurde,?) ob die Parteien und welche der- 
jelben bei der Abhörung zugegen waren, endlich ob und welche 
Einwendungen von den Parteien) oder vom Zeugen gegen das 
Protokoll erhoben wurden. 

j 1) Dies beftimmt der Borfigende, im Falle der Einfprache der Senat. 
8 209, Abf. 3. Kein abgefondertes NRechtömittel. 8 214, Ab]. 2. °) 8 216. 
3) 8 265. 9) Unterichrift der Zeugen ift nicht zu verlangen. — Bergl. 
g 212. ©) 8 837. 6) 88 836, 338, Abſ. 2. 9) 8 337, Abſ. 2. ®) Allen- 
falls durch Anſchluß von Niederfchriften zum Frotofol. $ 212, Abſ. 3. 

Arie Das erfennende Gericht kann auf Antrag oder 
von Amts wegen die wiederholte Vernehmung von 58 
insbeſondere anordnen, wenn es die vom beauftragten oder 
erſuchten Richter für gerechtfertigt erkannte Weigerung der 
Ausſage oder der Beantwortung einzelner Fragen für unzu- 
läffig erachtet, wenn Zeugen nicht ordnungsgemäß oder nicht 
vollftändig vernommen wurden, wenn die Ausfage in Bezug 
auf weſentliche Bunkte-an Unklarheit, Unbeftimmtheit oder 
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Zweideutigfeit leidet, oder wenn die Zeugen Ken eine Er- 
—— Berichtigung ihrer Ausſagen für notwendig 
erachten. 

Bei wiederholter oder nachträglicher Vernehmung kann 
angeordnet werden, daß ſtatt der nochmaligen Beeidigung?) 
der Zeuge die Nichtigkeit feiner Ausfage unter Berufung auf 
den früher abgelegten Eid zu verfichern habe. 

2) Im vorbereitenden Verfahren abgehörte Beugen find in der 
münblidhen Streitverhandlung neuerlich einzuvernehmen, auch wenn Teine 
formellen Bedenken vorliegen, fal® dies zur Wahrheitäfeftftellung not⸗ 
wendig erſcheint. 8 264. 2) 8 837. 

$ 345. Die Partei kann auf einen Zeugen, welchen fie 
vorgeichlagen hat, verzichten. Der Gegner fann jedoch ver- 
langen, daß der Zeuge, falld er bereit3 zur Vernehmung er- 
ſchienen ift, ungeachtet dieſes Verzichtes vernommen oder 
defien Vernehmung, wenn jie bereit3 begonnen hat, fort» 
gejegt werde.) 

2) Bergl. Gemeinſchaftlichkeit des Urkundenbeweiſes 8 302, des Sach⸗ 

verſtändigenbeweiſes 8 863. 

Bei Verzicht beider Parteien dürfen die Zeugen auch nicht von Amts 
wegen (Prozeßleitung) vernommen werden, fofern nicht die Vernehmung 
fhon begonnen bat. 8 183, Abj. 2. 


Beugengebühren. 


6 346. Jeder Zeuge a) hat Anſpruch auf Erſatz der not- 
wendigen Koften, welche durh die Reife an den Ort der 
Bernehmung, durch den Aufenthalt dajelbjt, fowie durch die 
Rückreiſe verurfacht werden. 


Eine Entihädigung für Zeitverfäumnis kann von einem 
Zeugen nur dann begehrt werden, wenn ihm durch Diejes 
Verſäumnis ein empfindlicher Abbruh an feinem täglichen 
Erwerbe verurſacht wird. 

Den Anſpruch auf eine Vergütung hat der Zeuge binnen 
vierundzwanzig Stunden nad) feiner Bernehmung bei Verluſt 
dieſes Anſpruches geltend zu machen.?) 

Auf Anſuchen des Zeugen kann der Vorſitzende oder der 
beauftragte oder der erſuchte Richter anordnen, daß dem 


8 346. 1. Sofern die Partei nicht das Armenrecht genießt, 
haftet ihr Rechtsfreund perfönlih für die Beugen- 
und Sabverftändigengebühren in gleihem Maße wie die 
Partei ſelbſt. PE. v. 5. Juli 1899, 3. 406, Sta. 664; 6. Sep- 


374 Zipilprozeßordnung. 66 347—349. 


Zeugen ein zur Beltreitung der Reife zum Gerichte aus- 
reihender Vorſchuß geleitet werde?) 
1) Darauf ift Schon in der Ladung aufmerffam zu machen. 8 829, 
Abſ. 2. — Für arme Parteien werben die Beugengebühren vorläufig aus 
dem Staatsſchatze geleiftet. 8 64, 8.5. 
8 318, 8. 11, GO. Der Gerichtöfanglei obliegt: die Entgegennahme 
bed Begehren? um Gewährung von Beugengebühren (8 346 8PO.), falls 
diefes Begehren außerhalb der Tagſatzung geitellt wird, und ohne Unter- 
fheidung, warn das Begehren vorgebraht wurde, die Beſtimmung ber 
dem Zeugen gebührenden Vergütung und die Erlafjung ber wegen ihrer 
Auszahlung erforderlichen Verfügungen; über das in der Gerichtskanzlei 
geftellte Begehren um Beugengebühren ift ein Protokoll nicht aufzunehmen; 
der Auftrag, die bei der Tagfahung von Zeugen angefprocdhene Vergütung 
zu beftimmen, iſt ber Gerichtskanzlei mündlich ober durch einen kurzen 
Vermerk auf dem Berhandlungsprotofolle („Zeugengebühren beftimmen“) 
zu erteilen; die Beftimmung ber Gebühr gefchieht durch Ausfertigung 
eines Gebührenzettel® (8 105); die zugeiprocdhene Gebühr ift dem an: 
weſenden Zeugen mündlich belanntzumadjen, jonft ift ihm eine Abſchrift 
des Gebührenzettel3 mit einer kurzen Benachrichtigung, wo und wann er 
die Gebühr zu erheben hat, zuzuſtellen. 
°) Aus dem von der Partei zu erlegenden Vorſchuß 8 332, Abi. 1, 
event. dem Staatsſchatze (Amtspaufchale) 8 64, 3.5, 8 1834 CD. — Da: 
gegen kein Rechtsmittel. 8 349, Abf. 2. 
a) Zeugen, welche die Barteien ohne gerichtliche Ladung zur münd- 
lichen Berhandlung mitgebracht Haben, fteht für den Fall ihrer tatfäd- 
lihen Bernehmung der gleiche Anſpruch auf Erfah der Reiſe- und Aufent- 
haltskoſten und auf Entſchädigung für Beitverfäumnig zu, mie gerichtlich 
geladenen Zeugen. (IM. zu 8 346 ZPO.) 
$ 347. Den Zeugen wird die Vergütung auf Grund 
von Gebührentarifen!) geleiltet. Die Beitimmung der Ber- 
gütung, jowie die wegen Auszahlung derjelben erforderlichen 
Verfügungen obliegen den mit diefem Geichäfte betrauten 
Beamten?) des Prozeßgerichtes oder des erſuchten @) Gerichtes. 
Den Parteien fteht es frei, von der Beltimmung der Ber- 
gütung Einfiht zu nehmen; ſowohl die Parteien al3 der 
Zeuge können binnen drei Tagen nad) der erfolgten Be- 
ftimmung die Entſcheidung des Gerichtes begehren. Diefer 
Antrag kann mündlich angebracht werden. 

Das Gericht entjcheidet über denfelben ohne vorhergehende 
mündliche Verhandlung; es kann jedoch vor der Enticheidung 
den Zeugen, die Parteien oder eine derfelben einvernehmen. 


tember 1892, 3. 10353, Sig. 14363; 13. Mai 1891, 3. 5746, 
Sig. 13777; 24. April 1889, 3. 4219, Sig. 12692 u. a: — Bol. 
AD. 8 19, Nr. 5. 





Zeugenbeweis. Rechtsmittel. 375 


Die Enticheidung kann durch ein Rechtsmittel nicht ange- 
fochten werden.?) 

1) Siehe die IMV. v. 17. September 1897, RGB. Nr. 221, betreffend 
die Gebühren der Beugen und Sachverſtändigen in bürgerlichen Re dte- 
ftreitigfeiten. (Anhang XIV der Geſchäftsordnungs⸗Ausgabe.) 

?) Beamter der Gerichtälanzlei. Siehe 8 313, 3.11, GO. bei 8 346. 

5) Anders bei Sachverftändigengebühren 8 365, Abf. 3. 

P a) Wenn Parteien oder Zeugen eine gerichtliche Entjcheidung über 
die VBeftimmung von Yeugengebühren begehren, die von dem bamit be⸗ 
trauten Beamten des erfuchten Gerichtes Tiquidiert wurben, fo hat das 
erfuchte Gericht, und nicht das Brozeßgericht, zu enticheiden. (IM. zu 
8 37 ZPO.) 


Form des Anbringen. 


6348. Anzeigen, Geſuche und Refurfe!) eines Zeugen 
fönnen außerhalb der Tagjagung mittels Schriftſatzes ange- 
bracht oder mündlich zu gerichtlihem Protokoll erflärt werden. 

1) Ausnahme von $ 520. 


Rechtsmittel. 


6 349. Gegen die Entiheidung über die Rechtmäßigkeit 
der Weigerung einer Ausfage,!) der Ableiftung des Eides?) oder der 
Beantwortung einzelner Fragen,?) gegen den Beichluß, daß die 
Abhörung eines Zeugen zufolge $ 337 zu unterbleiben hat, 
ſowie gegen die im Sinne der 88 339 bis 342 bei der Ber- 
nehmung gefaßten Beichlüffe und getroffenen Verfügungen, 
findet ein abgejondertes Rechtsmittel nicht Itatt. 

Die Entiheidung des erfennenden Gerichtes über den 

z Borigeng des Verfahrens bei Weigerung der Ausjage oder 
der Eidesleiftung feitens eines Zeugen,*) ſowie über die Yort- 
ſetzung der Verhandlung in den Fällen der 88 332 und 335,°) 
die Beichlüffe, durch welche die Ladung‘) eines Beugen oder 
deffen Vorführung”) angeordnet oder behuf3 Erlegung eines 
Vorſchuſſes für die dem Zeugen zu gewährende Vergütung 
(8 332) eine Frift beftimmt wird, die Beichlüffe, durch melde 
die Leiftung eines Vorſchuſſes an den Zeugen aufgetragen 
wird (8 346), ſowie die über die Beeidigung eines Zeugen 
gefaßten Beichlüffe?) können durch ein Rechtsmittel nicht an— 
gefochten werden. 

1) g 394. 9 8 336, Ubf.3. *) 88 323, 324. *) 8 326. °) Gegen 
die Bewilligung oder Verweigerung der nachträglichen Benützung des 
Beweiſes in den Fällen 88 332, 335 Tein abgejondertes Rechtsmittel. 
88 379 u. 291, Abſ. 1. ©) 98329, 333. °) 8 333, Abſ. 1. °) 88 337, 338. 
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Sachverſtändige Zeugen. 


6 350. Die Borfhriften über den Beugenbeweis finden 
auch Anwendung, infoweit zum Beweife vergangener Tat⸗ 
ſachen oder BZuftände, zu deren Wahrnehmung eine befondere 
Sachkunde ED war, folche fachkundige Perſonen zu 
vernehmen find. 


Fünfter Titel. 
Beweis durch Sachverftändige. 


Beitellung der Sadverftändigen. 


6 351. Wird die Aufnahme eines Beweifes durch Sach⸗ 
verftändige notwendig,!)a) jo hat das erfennende Gericht?) einen 
oder mehrere Sachverſtändige, fofort nah Einvernehmung 
der Parteien über deren Berion, zu beitellen. Hiebei ift, ſo⸗ 
fern nicht beſondere Umftände etwas anderes notwendig 


9 851. 1. Uber einen ihm erheblich fcheinenden Umftand 
kann da8 Gericht Beweis durch Sachverftändige zulaflen, ohne 
Nüdfiht darauf, von welcher Partei er angeboten wurde. 
E. v. 23. Mai 1901, 3. 5420, ZB. 1901: 44. 

2. Feftitelung der im Handelöverlehr üblihen Anwendung 
eines Eifenbahnfradttarifes dur Sachverftändige. €. v. 
23. Mai 1901, 3. 5420, ZB. 1901: 44. 

3. Beweis dur Sachverftändige zur Aufllärung einzelner, 
in einer kaufmänniſchen Abmachung (Koftenüberfhlag) ge- 
braudten Ausdrüde. €. dv. 12. April 1877, 3. 2223, Sig. 6453; 

über die Notorietät einer gewerbliden Ufance E. v. 
17. März 1885, 3. 2113, Sig. 10479. 

4. Staatsbeamte können in Prozeffen wider den Fiskus 
= Sachverftändigen beftellt werden. €, v. 4. Juni 1857, 3. 5274, 

lg. 376. 

5. Ein in Konkurs verfallener Zivilingenieur kann 

= Sachverſtändiger beftellt werden. E. v. 13. Juni 1882, 3. 6639, 
g. 9014; 

jedoch darf er nit zu Schätungen verwendet werden. 
E. v. 13. Juni 1882, 3. 6639, Eig. 9014; 

ein Zivilingenieur, der einer der Parteien für den Rechts— 
ftreit ein Gutachten geliefert hat, fann in diefem Prozeffe nicht 
al8 Sadverftändiger verivendet werden. E. dv. 17. Jänner 1888, 
3. 583, Sig. 12005. 

‘ 6. Beftellung eines in der Streitfahe ſchon vernommenen 
Zeugen. €. v. 15. Juni 1887, 3. 6902, Sig. 11641. 
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machen, vor allem auf die für Gutachten der erforderten Art 
Öffentlich beftellten Sachverſtändigen Bedacht zu nehmen.?) 

Das Gericht kann an Stelle des oder der zuerft beftellten 
Sachverſtändigen andere ernennen.*) 


”) Aufnahme von Amts wegen insbeſondere hinfichtlich ber Bewertung 
bes Streitgegenftandes 8 60 IR. — In Betätigung ber Prozeßleitung 
8 188, 8. 4. — Bei der Schriftvergleihung 8 315. — Bei Bornahme 
eine Augenfcheines 8 368, Abf. 1. 

*) Die Beftimmung ber Zahl und der Berfonen der Sachverftändigen 
kann im alle des $ 352, Abf. 2, dem beauftragten oder erfuchten Richter 
überlafien werben. 

2) Sadpverftändigenfollegien in Sachen des Urheber: 
rechtes. 

Verordnung des Juſtizminiſteriums im Einvernehmen mit dem 
Miniſterium für Kultus und Unterricht vom 31. Juli 1896, RGB. Ar. 151, 
über die im Geſetze vom 26. Dezember 1895, RGB. Nr. 197, betreffend 
das Urheberrecht an Werken der Literatur, Kunft und Photographie, vor⸗ 
gefehenen Sadjverftänbigentollegten. 

Auf Grund der 88 68 und 63 des Geſetzes vom 26. Dezember 1895, 
RGB. Nr. 197, betreffend das Urheberreht an Werken ber Literatur, 
Kunft und Bhotographie, wird im Einvernehmen mit dem Minifterium 
für Kultus und Unterricht mit Wirkjamfeit vom Kundmachungstage an 
verordnet, wie folgt: 

8 1. Es werden Sachverſtändigenkollegien für ben Bereich ber 
Riteratur, der Tonkunſt, der bildenden Künfte und der Photographie ge- 
bildet, welche die Aufgabe Haben, in Sachen des Urheberrechtes an Werfen 
des betreffenden Bereiches über zweifelhafte oder ftreitige Fragen tedj- 
nifcher Ratur, welche für eine richterliche Entfcheidung von Bedeutung find, 
auf Berlangen ber Gerichte Gutachten abzugeben. 

8 2. Sacdpverftänbigenfollegien werben errichtet: 

für den Bereich der Literatur: in Wien, Prag, Lemberg und Trieft; 

für den Bereich der Tonfunft: in Wien, Prag und Lemberg; 

für den Bereich der bildenden Künfte: in Wien, Prag und Kralaı; 

für den Bereich der Photographie: in Wien. 

Die Bildung von Sachverftändigenkollegien an anderen Orten ift für 
den Bedarfsfall vorbehalten. 

8 3. Jedes Sachverftändigenkollegium befteht aus einem Vorfigenden 
und ſechs bis zehn Mitgliedern. 

8 4. Die Ernennung des Borfigenden und ber Mitglieder erfolgt 
durch das Minifterium für Kultus und Unterricht, welchem auch die Be: 
zeichnung bes mit der GStellvertretung des Borfigenden betrauten Mit- 
gliedes zufteht, auf die Dauer von ſechs Jahren. 





7. Hufſchmiede find nicht als Sachverftändige über innere 
nen eines Pferdes zuzulafien. E. 0.7. Mai 1856, 3.3955, 
lg. 993. 
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Der Borfigende und die Mitglieder Haben nad) ihrer Ernennung bei 
bem Landesgerihte am Site des Sachverftänbigenfollegiums ben Sach— 
verftändigeneib zu leiften. 

85. Bur Abgabe eines Gutachtens find bie Sachverftändigenkollegien 
nur dann verpflichtet, wenn das erfuchenbe Gericht: 

1. die zu begutachtenden Fragen einzeln aufgeführt und 

2. bie zu vergleichenden Gegenftände, ſowie die zur Abgabe des Gut⸗ 
achtens erforderlichen gerichtlichen Alten dem Sadverftändigenfollegum 
zugefendet bat. 

8 6. Bor ber Beſchlußfaſſung des Sacverftändigentollegiums über 
ein abzugebendes Gutachten hat der Borfißende zwei Berichterftatter zu 
beftellen, welchen es obliegt, ihre Anträge unabhängig von einander fchrift- 
lid) auszuarbeiten. 

87. Die Unträge ber Berichterftatter gelangen in einer Sitzung 
zum Bortrage, zu ber fämtliche Mitglieder des Eachverftändigentollegiums 
unter Bezeichnung des Gegenflandes der Beratung vom Vorſitzenden ein- 
zuladen find. 

Bur Beſchlußfaſſung ift die Anweſenheit des Borfigenden ober feines 
Stellvertreter? und von mindeftens vier Mitgliedern erforderlih. Die 
Beſchlußfaſſung erfolgt durdy Stimmenmehrheit, und wenn fi} unter den 
Mitgliedern Stimmengleihheit ergibt, durch bie Stimme bed Borfigenden. 

8 8. Das Gutachten ift unter Angabe der Namen ber an der Be— 
ſchlußfaſſung Beteiligten von dem Vorfigenden nad) dem gefaßten Befchlufie 
auszufertigen. Jedem in ber Minderheit gebliebenen Mitgliede fteht es 
jedoch frei zu verlangen, baß fein Botum dem Outachten des Kollegiums 
angeichlofien und mit diefem dem Gerichte mitgeteilt werde. 

8 9. Das Sachverftänbigentollegium ift befugt, für das Gutachten 
Gebühren anzuſprechen. 

Hinfichtlich diefer Gebühren Haben bie für Sachverftändigengebühren 
geltenten Beſtimmungen zur Anwendung zu fommen. — 

Nach 8 38 des Patentgeſetzes v. 11. Januar 1897, RGB. Nr. 83, ift 
das Batentamt verpflichtet, auf Anfuchen ber Gerichte über Fragen, 
welche Patente betreffen, ſchriftliche Gutachten abzugeben, fofern in dem 
gerichtlichen Verfahren von einander abweichende Gutachten von Eadjver= 
ftändigen vorliegen. 

Nah 8 26 Geſetz v. 16. Januar 1896, RGB. Nr. 89/1897, find die 
ftaatlihen Unterfuhungsanftalten verpflichtet, über Anlangen der 
Gerichte, ſowie Über Anſuchen von Privatperfonen die techniſche Unterfuchung 
der der Anftalt zur Unterfuhung überbradhten Lebensmittel und in den 
Rahmen biejed Geſetzes fallenden Gebrauchsgegenftände innerhalb bes ber 
Unterfuchungsanftalt eingeräumten Wirkungsfreifes vorzunehmen und bier- 
über Befund und Gutachten abzugeben. — Siehe aud) ML. v. 13. Oft. 
1897, RGB. Nr. 240, Kundm. v. 23. Nov. 1897, RGB. Nr. 269, 870. 

9) Gegen die Ertticheidung über die Zahl der Sacverftändigen Fein 
Rechtsmittel. 8 366, Abf. 3. — Sachverſtändige im VBerufungsverfahren 
88 481, 488, Abſ. 3. — Sicherung des Beweiſes 88 384 ff. 

a) Die Aufnahme eines Beweiſes durch Sadjverftändige ift nicht not⸗ 
wendig, wenn nach gewiflenhafter Überzeugung des Berichtes bie eigene 
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Fachkunde oder das eigene Willen der zur Entfcheidung berufenen Richter 
diefe befähigt, die Wahrheit ober Richtigkeit der einem techniſchen, indu⸗ 
ftrieffen, Tünftlerifchen oder wiffenfchaftlichen Gebiete angehörigen Behaup- 
tungen zu beurteilen. (IM. zu 8 351 8P0.) 

6 352. Wenn ein durd) Sachverständige zu befichtigender 
Gegenftand nicht vor das erfennende Gericht gebracht werden 
fann, oder die Aufnahme des Sachverftändigenbemweiles vor 
demſelben aus anderen Gründen erheblihen Schwierigfeiten 
unterliegen würde,!) jo kann diefelbe durch einen beauftragten?) 
oder erjuchten?) Richter erfolgen. 

Die Beitimmung der Anzahlt) der Sachverſtändigen, jowie 
die Auswahl der Sachverſtändigen kann in diefem Falle dem 
mit der Beweisaufnahme betrauten Richter überlaffen werden; *) 
ferner kann die Auswahl, wenn dies zur Vermeidung von 
Verzögerungen oder eines unverhältnismäßigen Aufwandes 
dienlich erjcheint, ohne vorgängige Vernehmung der Parteien 
geichehen. Die Namen der beitelltien Sachverſtändigen find 
den Parteien vom beauftragten oder erjuchten Richter gleich- 
zeitig mit der Verftändigung vor*) der zur Beweisaufnahme 
beitimmten Zagjagung befannt zu geben. 

2) Aus diefen Gründen Tann auch vor der mündlichen Streitverhant- 

Yung (8 244) oder felbit während derſelben ein vorbereitendes Verfahren 
nad) 8 245, 3. 3, angeorbnet werben. 8 246, Abf. 2. *) In der Regel 
ein Mitglied des Senates. 8 282. 3) 88 32, 36 IN. *) Gegen die dies⸗ 
fällige Entſcheidung fein Rechtsmittel. 8 366, Abi. 2. 

*) Soll richtig heißen: „von“. 

6 353. Der Beitellung zum Sachverſtändigen hat der- 
jenige Folge zu leiften, welcher zur Erftattung von Gutachten 
der erforderten Art öffentlich beſtellt ift oder welcher Die 
Wiſſenſchaft, die Kunſt oder das Gewerbe, deren Kenntnis 
Borausfegung der geforderten Begutachtung ift, öffentlich als 
Erwerb ausübt oder zu deren Ausübung öffentlich) angeftellt 
oder ermächtigt fit. 


Aus denfelben Gründen, welche einen Beugen zur Ver⸗ 
weigerung der Ausfage berechtigen,!) kann die Enthebung von 
der Beltellung als Sachverjtändiger begehrt werden. 


Offentliche Beamte find überdies aud) dann zu ent- 
heben, wenn ihnen die Verwendung als Sachverſtändige von 
ihren Vorgeſetzten aus dienftlihen Rüdjichten unterjagt wird 
oder wenn fie durch beiondere Anordnungen der Pflicht, ſich 
als Sachverſtändige verwenden zu laſſen, enthoben find. 

1) 88 821, 322. 
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Folgen des Nichterſcheinens und der Weigerung. 


6 354. Wenn ein zur Erftattung des Gutachtens be- 
ftellter Sachverjtändiger die Abgabe des Gutachtens ohne 
enligenden Grund verweigert oder troß ordnungsmäßiger 
Kadung bei der zur Beweisaufnahme beſtimmten Tagjagung 
ohne genügende Entihuldigung nicht erfcheint, iſt demſelben 
der Erjaß der durch feine Weigerung?) oder durch fein Aus- 
bleiben?) verurfachten Kojten durch Beihluß aufzuerlegen; 
außerdem tft der Sachverjtändige in eineDrdnun aftrate 8) oder ‘ 
bei mutmwilliger Verweigerung der Abgabe des Gutachtens 
in eine Mutwillensftrafe®) zu verfällen.) In Bezug auf dieſe 
Beſchlußfaſſungen haben die Inden der 88 326, 333 
und 334 finngemäße Anwendung zu finden. 


Anftatt des ungehorfamen Sachverſtändigen Tann ein 
anderer Sachverſtändiger bejtellt werden. 


Der ungehorfame Sachverſtändige haftet nebjt dem Koften- 
erfate für allen weiteren den Parteien durch die ihm zur 
Lait fallende Bereitlung oder Verzögerung der Beweisführung 
verurſachten Schaden. ”) 

1) Darüber beſchließt das erfennende Gericht. 8 326, Abſ. 3. 

2) Darüber Tann auch der beauftragte oder erfuchte Richter entfcheiden. 

8 333, Abi. 1. 

3) Bis zu 50 fl.; 8 220. 

*) Bei Zeugen auch Kumulierung. 88 326, Abf. 3, 338. 

5) Bis zu 309 fl., 8 220. Zur VBerhängung von Mutwillensftrafen 

ift auch der beauftragte oder erjuchte Richter berechtigt. $ 826, Ubf. 3. 

e) Bivangsweife Vorführung findet nicht ftatt. — Dem Rekurſe gegen 

ſolche Strafverfügungen kann das Gericht felbit ftattgeben. 8 522. 
7) Mitteld Klage geltend zu machen. 


Ablehnung. 


6 355. Sachjverjtändige fünnen aus denfelben Gründen 
abgelehnt werden, welche zur Ablehnung eines Richters be- 
rechtigen;?) jedoch kann die Wblehnung nicht darauf gegründet 
werden, daß der Sachverſtändige früher in derjelben Rechts⸗ 
fache ald Zeuge vernommen mwurde.a) 

Die Ablehnungserflärung ift bet dem Prozeßgerichte, 
wenn aber die Auswahl der Sacdjverftändigen dem beauf- 
tragten oder erjuchten Richter überlaffen wurde,?) bei diefem 


88355. 1. Sachverſtändige können nicht deshalb abgelehnt 
werden, weil fie in ihrer dienſtlichen Stellung zu einander 
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vor dem Beginne der VBeweisaufnahme, und bei fchriftlicher 
Begutachtung vor erfolgter Einreichung des Gutachtens?) mittels 
Schriftiag oder mündlich anzubringen. Später Tann eine 
Ablehnung nur dann erfolgen, wenn die Partei glaubhaft 
macht, daß fie den Ablehnungsgrund vorher nicht erfahren 
oder wegen eines für fie unüberfteiglichen Hindernifjfes nicht 
rechtzeitig geltend machen konnte. 


St im Falle einer folchen — Ablehnung die 
durch einen beauftragten oder erſuchten Richter vorzunehmende 
Beweisaufnahme ſchon beendet, ſo kann die Ablehnung nur 
bei dem Prozeßgerichte vorgebracht werden.*) 

1) 88 19, 20 IR. °) 8 352. 9 8 360. *) Ablehnung ber für bie 
Bornahme der Schäßung einer Liegenfhaft ernannten Sachverſtändigen 
8 143, Abſ. 3, ED. 

a) Während ein Richter immer abgelehnt werben kann, wenn, ohne 
daß ein geſetzlicher Ausſchließungsgrund (ß 20 IR.) vorhanden wäre, doch 
zureichende Gründe vorliegen, feine Unbefangenheit in Biweifel zu ziehen 
(8 19, 3. 2, IR), Tann die Ablehnung eines Sachverftändigen wegen 
Veforgnis der VBefangenheit nicht darauf geftüßt werben, daß die zur Ab⸗ 
gabe eines Sacdjverftändigenbefundes oder Gutachtens berufene Perſon 
früher in derſelben Nectsfache ald Beuge vernommen wurde. (IM. zu 
8 355 8P0., P. 1.) 

Für den Sacdverftändigen befteht Teine Pflicht, von ihm befannten 
Gründen, welche feine Ablehnung durch die Parteien rechtfertigen könnten, 
dem Gerichte Mitteilung zu machen. (IM. zu 8 355 ZPO, 8. 2.) 


6356. Gleichzeitig mit der Ablehnung find die Gründe 
der Ablehnung anzugeben. Die Enticheidung über die Ab- 
lehnung ſteht dem erfennenden Gerichte oder dem beauftragten 
oder erfuchten Richter zu, je nachdem die Ablehnung zufolge 
8 355 bet erjterem oder leßterem angebradht wurde. 


Die Enticheidung erfolgt, wenn die Ablehnung nicht bei 
einer Tagſatzung vorgebradht wird, ohne vorhergehende münd- 
Yihe Verhandlung. Die ablehnende Partei hat die von ihr 
angegebenen Gründe der Ablehnung auf Verlangen des Ge- 
richte vor der Enticheidung glaubhaft zu machen. Wird der 
Ablehnung ftattgegeben,!) jo iſt ohne Aufſchub die Beftellung 
eines anderen Sachverſtändigen zu veranlaflen. 

1) Kein Rechtömittel. 8 366, Abſ. 2. — Gegen die Berwerfung fein 

abgefondertes Rechtsmittel. 88 366, Abſ. 1, 515. 
im Verhältniſſe der Über- und Unterordnung ftehen. E. dv. 8. Juni 
1900, 3. 4940, Sig. 1041. 
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Beweisaufnahne. 


$ 357. Das erfennende Gericht oder der mit der Leitung 
der Beweisaufnahme betraute Richter Tann auch die fchrift- 
liche Begutachtung anordnnen.!) In diefem Yale find die Sad- 
verftändigen verpflichtet, auf Verlangen über das fchriftliche 
Gutachten mündliche Aufflärungen zu geben oder dasjelbe 
bei der mündlichen Verhandlung zu erläutern. 

1) 8 860, Abſ. 2. — Kein abgefonderte® Rechtsmittel. 88 366, 

Abf. 1, 515. 

6 358. Jeder Sadjverftändige hat vora) dem Beginne 
der Beweisaufnahme den Sachverſtändigeneid zu leiten.) Bon 
der Beeidigung des Sachverſtändigen fann abgefehen werden,?) 
wenn beide Parteien auf die Beeidigung verzichten. 

Sit der Sachverftändige für die Erftattung von Gutachten 
der erforderten Art im allgemeinen beeidet, jo genügt Die 
Erinnerung und Berufung auf den geleijteten Eid. 

1) 81 Geſetz dv. 3. Mai 1868, RGB. Nr. 33, bei Art. XL EG. 

. BBO. 
; = ‚bie über die Beeidigung gefaßten Beſchlüſſe ein Rechtsmittel. 
366, Abi. 2. 
s a) —— ſind, ſoweit ſie überhaupt beeidet werden, ſtets 
vor dem Beginne der Beweisaufnahme zu beeiden. Dies gilt auch für 
das Verfahren in Bagatellſachen. Die zuſammenfaſſende Vorſchrift (5 451, 
8.2, 8PO.) über die Brotofollierung der Beweisaufnahme in Bagatellfachen 
enthält feine Abänderung der im 8 358, Abf. 1, ZPO. für die Beeidigung 
der Sachjverftändigen aufgeftellten Regel. (IM. zu 8 358 8PO.) 

6 359. Den Sacverftändigen find diejenigen bei Ge— 
richt befindlichen Gegenftände, Aktenftüde und Hilfsmittel 
mitzuteilen, welche für die Beantwortung der denfelben vor- 
gelegten Fragen erforderlich find. 

360. Kann eine gründliche und erfchöpfende Begut- 
achtung nicht fogleich erfolgen, jo hat der die Beweisaufnahme 
leitende Richter für die Abgabe des Gutachtens eine Frift 
oder eine bejondere Tagſatzung zu beitimmen.!) 

Bon dem Einlangen des fchriftlichen Gutachtens?) find die 
Parteien in Kenntnis zu ſetzen (8 286).3) 

1) Kein NRechtömittel. 8 366, Abi. 2. °) Bis dahin Ablehnung. 

8 355, Abſ. 2. °) Die Benachrichtigung obliegt ber Gerichtälanzlei. 8 313, 
3. 9, GO. — Notwendige Berbefjerungen und Ergänzungen orbnet im 
vorbereitenden Berfahren der beauftragte Richter 8 249, der Vorſitzende ober 
auf defien Antrag der Senat 8 256, jonft der Borfißende an $ 286. 

$ 361. Sind zur Abgabe eines Gutachten? mehrere 
Sadverjtändige bejtellt, fo fönnen fie dasfelbe gemeinfam 
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erftatten, wenn ihre Anfichten übereinjtimmen. Sind fie ver- 
ſchiedener Anficht, jo hat jeder Sadjverftändige feine Anficht 
und die für diefelbe fprechenden Gründe bejonders darzulegen. 

6 362%. Das Gutachten ift ftetS zu begründen. Bor 
Darlegung jeiner Anfiht hat der Sadverjtändige in den- 
jenigen Fällen, in welchen der Abgabe ſeines Gutachtens die 
Befichtigung von Perſonen, Sachen, Ortlichkeiten u. dgl. 
vorausging und die Kenntnis ihrer Beichaffenheit für das 
Berftändnis und die Würdigung des Gutachtens von Belang ift, 
eine Befchreibung der befichtigten Gegenftände zu geben (Befund). 

Erfcheint das abgegebene Gutachten I oder 
wurden von den Sachverſtändigen verichiedene Anfichten aus- 
geiprochen, jo fann das Gericht auf Antrag oder von Amts 
wegen anordnen, daß eine neuerliche Begutachtung durch die- 
felben oder dur) andere Sachverſtändige oder doch mit 
Zuziehung anderer Sachverſtändiger ftattfinde. Eine ſolche 
Anordnung iſt insbejondere auch dann zufällig, wenn ein 
Sachverſtändiger nad) Abgabe des Gutachtens!) mit Erfolg ab- 
gelehnt wurde?) Zu diefen Anordnungen ift auch der beauf- 
tragte oder erfuchte Richter berechtigt. 

2) 8 855, Abſ. 2. 2) 8 356, 

6 363. Die Partei, welche den Beweis durch Sachver⸗ 
ftändige angeboten hat, kann auf denjelben verzichten. Der 
Gegner kann jedoch verlangen, daß die angeordnete Beweis— 
ee demungeachtet vorgenommen werde, wenn entweder 
die Beweisaufnahme bereit3 begonnen hat oder wenigſtens die 
Sadjverftändigen zum Zwecke der Beweisaufnahme fchon bei 
Gericht erfchienen find.') 

Die dem Vorſitzenden nach $ 183 zuftehende Befugnis, 
von Amts megen eine Begutachtung durch Sachverſtändige 
anzuordnen, wird durch einen Berziht der Parteien nicht 
berührt.?)a) 

1) Ähnlich Hinfichtlich der Zeugen. 8 345. 

2) Anders Hinfichtlich Urkunden und Beugen. 8 183, Abſ. 2. 

a) Die Koften einer vom Vorſitzenden angeordneten Begutachtung durch 
Sachverſtändige (8 183, 8. 4, ZPO.) find von beiden Parteien gemein 
ſchaftlich zu beftreiten (8 40, Abſ. 1, ZPO.) 

Anwieferne eine der Parteien auf Erjab des von ihr beftrittenen 
Koftenanteiles Anſpruch erheben kaun, beftimmt ſich nad) den Borfchriften 
der 88 a1 ff. ZPO. Das von diefer Begutachtung im Laufe des Prozeſſes 
fein Gebrauch gemacht wurde, fteht der VBerüdfichtigung ihrer Koften bei 
Beitimmung des Koftenerfages nicht entgegen, da die Partei diefe Koften 
infolge der gerichtlichen Unordnung auſwenden mußte und biefe letztere 
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fhon die Entſcheidung des Gerichtes Über die Notwendigkeit der Koften 
(8 41, erfter Abf., ZPO.) in ſich fchließt. (IM. zu 8 363 ZERO.) 

6 364. Bei der Ausübung der Handeld-, See» oder 
Berggerichtsbarkeit kann das Gericht in Fällen, in welchen 
der Gegenjtand feiner Beurteilung fahmänniihe Kenntniſſe 
erfordert oder in welchen das Beitehen von geichäftlichen Ge— 
bräuchen in Frage fommt, ohne Zuziehung von Sachverſtändigen 
enticheiden, wenn die eigene Fachkunde oder das eigene Billen 
der Richter diefe Zuziehung überflüffig macht. 


Gebühren. 

6 365. Der Sadverjtändige hat Anſpruch auf Erſatz 
der ihm verurfadhten Koften und Auslagen, auf Entſchädigung 
für Beitverfäumnis und auf Entlohnung feiner Mühemwaltung; 
er kann einen angemefjenen Vorſchuß begehren.‘) 

Der Borfigende oder der beauftragte oder erfuchte Richter, 
vor welchem die Beweisaufnahme ftattfindet, können anordnen, 
daß der Beweisführer einen von — zu beſtimmenden Be- 
trag zur Dedung des mit der Aufnahme des Beweiles durch 
Sachverſtändige verbundenen Aufwandes vorſchußweiſe erlege 
(8 332, Abſatz 2).?) 

Auf die Bemeifung der Sachverſtändigengebühren finden 
die Beitimmungen des 8 347 finngemäße Anwendung. Gegen 
den Beihluß über das Ausmaß diejer Gebühren ift der Rekurs 
zuläfjig.?) 

2) 8 346, Abſ. 4. 

2) Zu Handen des Geldbuchführers. Die Empfangsbeftätigung ift in 
der Gerichtäfanglei vorzumeifen, bon welcher ſodann die Labungen ohne 
Einholung eines neuerlichen richterlichen Beſchluſſes auszufertigen find. 
8 144 CD. — Nein Rechismittel. 88 332, Abſ. 1, 349, Abſ. 3. — Bei 
nicht rechtzeitigem Erlage auf Antrag bed Gegners Fortießung der Ber- 
Handlung ohne Nüdficht auf ben Beweis 8 332, nachträgliche Benũtzung 
nur zuläffig, wenn das Verfahren nicht verzögert wird, 8 2379, Abſ. 2, 
fein abgefonderte® Rechtsmittel 8 291, Abi. 1. — Der zurückgewieſene 
Beweis ift im Urteilstatbeftande anzuführen. 8 417, Abſ. 8. 

2) Im Gegenfab zu $ 347, Abſ. 2. 

8 133, Ubf. 4 u. 5, GO.: In bürgerlichen Rechtsſachen find die Ge⸗ 
bühren bes Dolmetſches unter finngemäßer Anwendung ber Borfchriften 
über die Sacjverftändigengebühren zu beitimmen. — Werben bie bei dem 


8 365. 1. Der Sachverftändige hat keinen Anſpruch auf Er⸗ 
jaß der Koften eines Rekurſes gegen die Bemeffung feiner 
Gebühren. ©. v. 13. April 1898, 3. 5251, Stg. 107. — Bol. 
ZPO. 8 346, Nr. 1, und AD. 8 19, Nr. 5. j 
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Berichte angeftellten Beamten ober für beftändig und entgeltlich angeftellte, 
beeidete Dolmetfche zu Überfegungen ober gerichtlichen Vernehmungen in 
bürgerlichen Rechtsſachen berufen, fo haben fie dieje Arbeiten unentgeltlich 
zu ichten. 

8145 GO.: Mit ber Beſtimmung der Gebühren von Sachverftänbigen 
(8 365 ZPO.) ift entiveder ber Borfteher oder ein leitender Beamter ber 
Gerichtskanzlei oder ein richterliher Beamter bed Gerichtes (Mitglied bes 
Senates) zu betrauen. Bei biefen PBerfonen find aud) alle nicht während 
der Tagſatzung ſelbſt geftellten Anträge auf Gewährung von Sachverſtän⸗ 
digengebühren anzubringen. Das Begehren Tann mündlich angebracht 
werden; ein Protokoll ift darüber nicht aufzunehmen. 

Die Beſtimmung ber Gebühren geſchieht durch Ausfertigung eines 
Gebührenzeiteld (8 105). Die zugefprochene Gebühr ift dem Sachverftän- 
digen, fall3 er anwejend ift, münblich, fonft durch Auftellung einer Ab⸗ 
fchrift des Gebührenzettels befanntzugeben. Der Abſchrift ift eine Nadı- 
richt darüber beizufügen, wo die Gebühr ausbezahlt wird. 


Nechtsmittel. 


6 366. Gegen den Beſchluß, durch welchen die Ab- 
lehnung eines Sadjverftändigen verworfen!) oder eine fchrift- 
lie Begutachtung angeordnet wird,?) findet ein abgejondertes 
Rechtsmittel nicht jtatt.?) 

ie Enticheidung über die Anzahl der zu beitellenden 
Sachverſtändigen,9 der Beichluß, durch welchen die Beftellung 
der — dem beauftragtena) Richter überlaſſen 
(8 352) oder ein Sachverſtändiger wegen Ablehnung enthoben 
wird,®) die über die Beeidigung eines Sachverſtändigen gefaßten 
Beichlüfle,) endlich die Beichlüffe, durch welche für die Abgabe 
des Gutachten? gemäß $ 360 eine Tagjagung anberaumt oder 
eine Friſt bejtimmt wird, können durch ein Rechtsmittel nicht 
‚angefochten werden. 

1) 8 856. =) 8 857. ®) 8 515. *) 88351, 858. ©) 8356. ©) 8 358. 

a) Der Beſchluß, durch welchen die Beftellung (Auswahl) der Sach⸗ 

verftändigen dem um die Beweisaufnahme erfuchten Richter überlafien 
wird, Tann ebenfowenig durch ein Rechtsmittel angefochten werben, wie der 
ihm in allem Weſentlichen gleiche Beſchluß, durch welchen die Beftellung 
der Sachverftändigen dem beauftragten Richter überlaflen wird (8 366 
Abſ. 2, BPO.). (IM. zu 8 366 ZBD.) 

367. Soweit im vorftehenden nichts anderes bejtimmt 
it, finden auf den Beweis durch Sachverſtändige und ins⸗ 
befondere auch auf deren Vernehmung und die Protofollie- 
rung des bei einer Tagjabung abgegebenen Befundes und 
Gutachtens die Vorfchriften über den Beweis durch Zeugen?) 
entiprechend Anwendung. 

1) 88 320-350. 
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Sechſter Titel. 


Beweis durch Augenfcein. 


6 368. Zur Aufflärung der Sache kann das Gericht‘) 
auf Antrag oder von Amts wegen die Bornahme eines Augen- 
icheines, nötigenfall3 mit Zuziehung eines oder mehrerer 
Sachverſtändigen,“) anordnen?) 

Wenn der zu bejichtigende Gegenftand nicht vor das 
erfennende Gericht gebradht werden Tann, oder die Vornahme 
des Augenſcheines vor demſelben aus anderen Gründen er- 
heblichen Echwierigfeiten — würde,“) jo kann dieſelbe 
durch einen beauftragten?) oder durch einen erſuchten Richter?) 
erfolgen.) Sn diefem Falle kann dem mit der Vornahme des 
Augenſcheines betrauten Richter die Entſcheidung über die 
Zuziehung der Sahverftändigen und die Ernennung derjelben 
überlaffen werden. Gegen Diele Beichlüffe®) ift ein Rechtsmittel 
nicht grräffig 
enn die Bornahme des Augenfcheines vorausfichtlich 
einen Koftenaufwand verurſachen wird, kann der Borfigende 
oder der beauftragte oder erſuchte Richter anordnen, daß der 
Beweisführer einen entiprechenden Betrag zur Dedung diejes 
Aufwandes vorſchußweiſe erlege (8 332, bla 2).9) 

1) Auch der Vorſitzende 8 183, 3. 4. — Berufungsgericht 8 488, 

2 


2) 88 3h1ff. — Gegen den Beihluß, mit dem der Antrag auf Zu: 
ziehung von Sachverſtändigen verworfen wirb, fein abgefondertes Rechts⸗ 
mittel. 8 870, Ab]. 1. 

3), In weldem Falle auch die mündliche Verhandlung an Ort und 
Stelle durchgeführt werben kann, 88 132, Abf. 2, 281, Abſ. 1. Insbe⸗ 
fondere in Befisitörungsftreitigleiten, 88 454 ff. 

*, 8 852, Abf. 1. 

5) In ber Regel ein Mitglied des Cenated. $ 282. 

6) 88 82, 86 FR. 

”) Auch Tann zu diefem Behufe vorbereitendes Verfahren angeordnet 
werben. 88 245, 8. 3, 246, 258, 

») Überlafjung ber Entjcheidung an den beauftragten oder erfuchten 
Richter. Vergl. 88 852 u. 366, Abf. 2, u. 370, Abf. 1. 

») Über den Erlag in der Gerichtskanzlei zu Handen des Geldbuch⸗ 
führer? fiehe 5141 GO. bei 8 382. — Kein Rechtsmittel. 88 3323, Abf. 1, 
- 349, Abſ. 2. — Bei nicht recitzeitigem Erlage auf Antrag des Gegners 
Fortſetzung der Berhandlung ohne Rüdficht auf den Beweis 8 332, Abſ. 2, 
Ipätere Benützung tdes Beweifes nur, wenn das Verfahren nicht verzögert 
wird, 8 279, Abſ. 2. — Der zurückgewieſene Beweis ift im Urteilstat⸗ 
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beſtande anzuführen. 8 417, Abſ. 3. — Rechtsmittel 88 291, Abſ. 1, 
349, Abf. 3. 

6 369. Sit eine Sache zu bejichtigen, welche fich nach 
den Angaben des Beweisführers in dem Beſitze der &egen- 
partei!)a) oder in der Verwahrung einer Öffentlichen Behörde 
oder eines Notar?) befindet, jo find die Beitimmungen der 
88 301 und 303 bis 307 mit der Maßgabe anzumenden, 
daß die Beurteilung, welchen Einfluß die Verweigerung der 
Vorzeigung und Herausgabe der Sache ſeitens des Gegners, 
die abfichtlihe oder doc durch den Gegner veranlaßte Be- 
feitigung oder Beichädigung der Sache oder die Verweigerung 
einer Ausfage darüber habe, dem durch forgfältige Würdigung 
nr Umftände geleiteten richterlihen Ermeſſen überlaflen 
leibt. 
— die Eache ſichein Händen eines Dritten befindet, Editions⸗ 
auftrag nicht zuläffig (ß 308 nicht zitiert), doch iſt unter den Voraus⸗ 
ſetzungen bes 8 308 hinſichtlich Urkunden und Auskunftsſachen, 8 318, 
Abi. — Editionsauftrag gegen Dritte auch für Zwecke des Augenſcheines 

ulaͤſſig. 

2) Die Herbeifchaffung von folden Sachen obliegt der Gerichtskanzlei, 
8 313, 8. 8, GO. Das ſchriftliche Erfuchen iſt vom Richter zu unter- 
ſchreiben, in dringenden Fällen bat fich der Ranzleibeamte wegen Herbei⸗ 
ſchaffung perſönlich beim Notar oder bei der öffentlichen Behörde zu ver- 
wenden. $ 318, vorlegter Abf., SD. 

3) Ebenfo bei der Urkundenedition. 8 307, Abi. 2. 

a) Dritte Berjonen, in deren Befig fich die zu beſichtigende Sache 
befindet, können für den Fall, als fie zu deren VBorzeigung oder Heraus 
gabe nicht bereit find, nur mittel® Klage dazu verhalten werden. Ein 
Verfahren nad) Analogie des in 88 308 und 309 ZPO. für Vorlegung 
von Urkunden und Auskunftsſachen (8 818 ZPO.) zugelaſſenen findet in 
Anfehung von Augenſcheinsgegenſtänden nicht ftatt. (IM. zu 8 369 ZPO.) 

6 370. Gegen Belchlüffe und Verfügungen bei der 
ae des Augenſcheines findet ein abgejondertes Rechts⸗ 
mittel!) nicht ftatt. Dies gilt auch von dem Beichluffe, durch) 
welchen ein Antrag auf Zuziehung von Sachverſtändigen ver- 
worfen wurde. 

Das Ergebnis des Augenfcheines a in dem Berhand- 
Iungsprotofolle,?) wenn aber der Augenichein außerhalb der 
Berhandlungstagfagung vorgenommen wird, in einem bejon- 
deren PBrotofolle ‚?) an zwar in der Regel unmittelbar nach 
der Vornahme des Augenſcheines, aufzuzeichnen. 

In dem Brotofolle ift zu bemerken, ob die Barteien und 
welche derfelben bei Vornahme des Augenſcheines anweſend 
waren, ſowie ob und welche Einwendungen von ihnen bei der 
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Bornahme des Augenfcheines oder gegen das Protokoll!) er- 
hoben wurden. 
1) 8 515. 2) 8 265. 2) 8 216. *) Bei Vertretung durch Advokaten 
aud) durch Anfchluß kurzer Niederfchriften. 8 212, Abſ. 8. 


Siebenter Titel. 


Beweis durch Bernehmung der Parteien, 


6371. Der Beweis über ftreitige,t) für die Enticheidung 
erhebliche Tatfachen?) kann auch durch die Vernehmung der 
Parteien geführt werden.) 


Diefe Beweisführung kann auf Antrag oder von Amts 
wegen, jedoch nur dann angeordnet werden, wenn der Be- 
weis weder durch die anderen von den Parteien angebotenen 
Beweismittel, noch durch die etwa von Amts wegen angeordneten 
Beweisaufnahmen bergeftellt ift.a) 

2) 88 266, 267. 

2) Insbeſondere aud) über den Gemwahrjam Hinfichtlich einer Urkunde 
Auskunftsſache oder eines Augenſcheinsgegenſtandes, bezüglich welcher 
Editionsauftrag erlaſſen werden ſoll. 88 307, 318, 369, 882, Abſ. 2. 
Art. VI, 8. 1, EG. zu ZBO. 

3) Ausgefchloffen ift der Beweis durch Vernehmung der Parteien im 
Befisftörungsprozeß, 8 457, Abſ. 2, und im Eheungiltigleitäverfahren in 
Bezug auf das Ehebindernis, Art. VI, 8. 1, EG. 3. ZPO. 

% Durch Beichluß des erfeunenden Gerichtes, 8 375, nicht vom Vor⸗ 
figenden oder beauftragten Richter. Insbeſondere nicht im vorbereitenden 
Verfahren, 8 249, Abf. 2. 

a) Die Bernehmung der Parteien Tann zur Führung eines Gegen- 
beweifes ftattfinden (vergl. 8 270 ZPO). (IM. zu 8 371 8PO., 2. 1.) 

Daß ein Teil der von den Barteien angebotenen Beweismittel deshalb 
nicht zur Heritellung bes Beweiſes verwendet werden Tonnte, weil Die Auf- 
nahme der angebotenen Beweiſe wegen Berichleppungsabficht verweigert 
wurde, fteht der Zulaffung ber VBeweisführung durch Abhörung der Bar: 
teien nicht entgegen. (FM. zu 8 871 8PO., P. 2.) 

Intervenienten, weldjen nicht die Stellung eines Streitgenoffen zu⸗ 
fommt, können im Prozeſſe nur als Beugen vernommen, Interveitienten 
Hingegen, mweldjen bie Stellung eines Streitgenoffen zukommt (8 20 ZPO.) 
auch zum Bivede der Beweisführung nach 88 871 ff. ZBO. abgehört werben. 

| (IM. zu 8 871 8PO., 8. 3). 


6 372. Parteien, in Anfehung deren Vernehmung oder 
Beeidigung einer der Ausichliegungsgrüinde der 88 320%) und 


336, Abſatz 1,2) vorliegt, dürfen nicht zum Zwecke der Beweis- 
führung abgehört werden. 
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1) Bur Wahrnehmung oder Mitteilung des Wahrgenommenen uns 
fähige Perſonen, Geiſtliche, Staatsbeamte. 

) Wegen fallen Beugnifies ober Eides verurteilte, noch nicht 
alte und folche Berfonen, welche die Bedeutung des Eides nicht 
v A 

6373. Wird der Nechtöftreit von dem geſetzlichen Ver⸗ 
treter eines Pflegebefohlenen geführt,!) jo bleibt e3 dem Er- 
mefien des Gerichtes Be die — des geſetz⸗ 
lichen Vertreters oder, ſofern dies nach 8 372 ſtatthaft 
erſcheint, des Pflegebefohlenen oder beider zu verfügen.?) 

Sit eine Konkursmaſſe Prozeßpartei, jo kann das Ge- 
richt die Vernehmung des Berwalters der Konkursmafle?) oder 
des ee ee oder beider anordnen. 

In Rechtsſtreitigkeiten einer offenen Handelsgejellichaft 
find alle Gefelichafter, in Rechtsftreitigfeiten einer Kommandit⸗ 
gefellichaft alle perjönlich Haftenden Gejellichafter und, wenn 
der Rechtsſtreit von einer anderen Gejellichaft, einer Genoffen- 
ihaft, einer Gemeinde, einem Bereine oder fonft von einem 
nicht zu den phyſiſchen Perſonen gehörigen Rechtsjubjelte ge- 
führt wird, deſſen gejebliche Vertreter in Bezug auf die Ver- 
nehmung als Partei zu behandeln. 

Können hienach oder, weil auf Seiten einer Partei Streit- 
genofjen*) auftreten, mehrere Berjonen vernommen werden, fo 
hat das Gericht zu beitimmen, ob alle oder welche unter diejen 
Perſonen abzuhören find.a) 

1) 88 4 u.5. *) Art. XLI EG. 3. 8PO.: Bormünder und Kura⸗ 
toren können in ben Prozeflen ihrer Mündel und Pflegebefohlenen bie Be- 
weisführung burch Bernehmung ber Parteien beantragen, ohne hiezu ber 
Einwilligung bes vormundfchaftlichen oder Kuratelögerichtes zu bedürfen. 

2) 88 78-76 RO. *) 88 11, 16, 20. 

a) Sntervenienten, welchen nicht die Stellung eines Streitgenofien 
zukommt, Tönnen im Prozeſſe nur als Beugen vernommen werben. (Siehe 
IM. zu 8 871 8PO., P. 8.) 

6374. Das Gericht hat unter Iorgfätiger Würdigun 
aller Umſtände zu beurteilen, ob die Beweisführung 
Vernehmung der Parteien ganz zu entfallen habe, wenn es 
die ſwerzeuguns gewonnen hat, daß die Partei, welcher der 
Beweis der ſtreitigen Tatſache obliegt, von ee feine 
Kenntnis hat, oder wenn die Abhörung dieſer 
den Beitimmungen des $ 372 unftatthaft ift. 

6 375. Die VBeweisführung durch Vernehmung der 
Partei wird durch — angeordnet. Gegen dieſen Be- 
ſchluß iſt ein abgefondertes Rechtsmittel nicht zufäffig.‘) Die 


artei nad) 
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Beweisführung geſchieht dadurch, daß das Gericht?) an die 
zu vernehmende Partei über die Tatſachen, deren Beweis 
dur die Vernehmung bergejtellt werden joll, die geeigneten 
ragen jtellt. Für dieſe Befragung der Partei haben die 
Borihriften der 88 340 bis 343 finngemäß zu gelten. 

Diefe Befragung hat vor dem erfennenden Gerichten) zu 
geichehen. Sit die zu vernehmende Partei nicht perjönlic 
anmwejend, jo iſt deren Vorladung?)b) unter Mitteilung der 
Zatfaden zu verfügen, über melde die Abhörung ſtatt⸗ 
finden fol. Die Beweisaufnahme durch einen erfuchten Richter 
ift nur zuläffig, wenn dem perjönlichen Erfcheinen der Partei 
unüberfteigliche Hinderniffe entgegenftehen oder dasſelbe un- 
verhältnismäßige Koften verurfachen würde.“) 

1) 88 277, Abſ. 4, 515. 

2) Der KBorfigende, bezw. im Verfahren vor Bezirksgerichten der 

Einzelrichter. 88 840, Abf. 2, 195. 

9) Folgen des Nichterfcheinens 88 380, Abi. 2 u. 8, 881. 

*) Der erfuchte Richter hat die Gegenpartei von ber Beweisaufnahme 
zu verftändigen. 88 288, 289. In der Regel ift um unbeeibete Ber: 
nehmung der Partei zu erfuhen. Die Enticheidung, ob die Partei zu 
beeiden ift, bleibt dem Berhandlungsrichter vorbehalten. Nur in Aus⸗ 
nahmsfällen, wenn von vornherein feftfteht, daß die Partei unter allen 
Umftänden zu beeiden fein wird, Tann fogleich um beeibete Vernehmung 
erfucht werben. 

Über die Buläffigleit der eiplihen Bernehmung ber Prozeß: 
parteien im Deutfhen Reihe auf Erfuchen öfterreichifcher Gerichte 
fiehe Mitteilung de IMVB. ©. 157, 158/1902. 

a) ®enn ſich eine zum Zwecke ber VBeweisführung zu vernehmende 
Partei zwar am Orte bed Prozeßgerichtes befindet, ihre Labung vor Ge⸗ 
richt aber wegen unüberfteiglicher Hinderniffe nicht verfügt werden Tann 
(3. 8. Erkrankung, welche die Partei bettlägerig macht), fo kann die Wb- 
hörung und Beweisaufnahme durch einen beauftragten Richter erfolgen 
(8 282 ZPO.) (IM. zu 8 375 8P0.) 

d) Siehe IM. zu 8 377 BED, P. 1. 


6 376. Die Parteien find zuerft ohne Beeidigung zu 
befragen; der unbeeideten Vernehmung kann die Abhörung 
unter Eid!) folgen. — 


Bei der unbeeideten Vernehmung ſind, wenn beide 
Parteien erſchienen find, in der Regel?) beide über die zu be— 
weilenden Tatſachen zu befragen. Bor der unbeeideten. Ber- 
a bat das Gericht die Parteien aufmerffam zu machen?) 
daß fie unter Umftänden verhalten werden können, über ihre 
Ausſagen einen Eid abzulegen. E 
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1) Form bes Eides: 8 1 Gel. v. 8. Mai 1868, RGB. Nr. 88, 
Art. XL EG. 3. 8PO. 
?) Ausnahme 8 372. -- Die Ausfagen beider Parteien find zu proto⸗ 
- Tollieren, allenfalls auch dem Wortlaut nad. Wenn dann unter Eid das⸗ 
jelbe angegeben wird, genügt ein Hinweis auf die frühere Protokollierung. 
5) Auch diefe Erinnerung ift zu protofollieren. Argum. aus 83 451, 
8. 2, 377, Abſ. 8. 
5377. Wenn das Ergebnis der unbeeideten Befragung 


nicht ausreicht, um das Gericht von der Wahrheit oder Un- 


wahrheit der zu beweiſenden Tatſachen zu überzeugen,!) fo 
fann das Gericht?) die eidliche Vernehmung ——— 

Die eidliche Ausſage kann über diejelbe?) Tatſache nur 
einer der beiden Parteien aufgetragen werden.‘)d) Hiebei kann 
das Gericht aus der unbeeideten Ausſage diefer Partei einzelne 
Behauptungen hervorheben, welche die Partei nunmehr unter 
Eid zu wiederholen Hat; desgleichen Tann das Gericht bei 
Anordnung der eidlihen Vernehmung die Faſſung beitimmen, 
in welcher die eidliche Ausfage über einzelne Umftände zu 
erfolgen habe. Gegen biefe Beichlüffe iſt ein abgefondertes 
Rechtsmittel nicht zuläffig.’) 

Die von einer Kia unter Eid abgelegte Ausfage 
unterliegt, wenn ſie falſch ift, der gleichen ftrafrechtlichen 
Beurteilung wie ein vor Gericht abgelegter falfcher Eid. 
Die Partei ift vor ihrer eidlichen Abhörung an die Pflicht 
zur Angabe der Wahrheit, an die Heiligkeit und Bedeutung 
des Eides, jowie an die ftrafrechtlichen Folgen eines falfchen 
Eides®) zu erinnern. Die erfolgte Eideserinnerung iſt im 
Protokolle?) feitzuftellen.?) 

1) 8 978. *) Senat bezw. Einzelrichter. ?) Wohl aber über verfchiedene 
Umftände beiden Parteien. *) Welcher Partei, 8378. — Auch im Berufungs- 
verfahren Tann die eidliche Bernehmung des Gegners nicht angeordnet werden. 
8 489, Abf. 1. °) 8 515. 9) „In einer ihrem Bildungsgrade und ihrer 
Faſſungskraft angemeffenen Weile“. 8 3. Gef. v. 3. Mai 1868, RGB. 

- Ar. 88, Art. XL EG. 3. BRD: °) 88 208, 216, 451, 8. 2. °) Bei 
neuerlier Bernehmung vor dem Berufungsfenate entfällt die neuerliche 
Beeibigung. $ 489, Abi. 2. 

a) Ergeht zur eidlichen Bernehmung eine befondere Ladung an die 
Bartei, fo find der Partei in der Ladung die Tatſachen mitzuteilen, über 
welche die eibliche Ausſage erfolgen ſoll. Wurde die nämliche Partei über 
diefelben Tatſachen ſchon unbeeidet vernommen, jo Tann diefe Angabe der . 
Tatfahen durch Verweiſung auf die gelegentlih der Ladung zur erften 
Bernehmung erfolgte Mitteilung der Tatfachen (8 375, Abſ. 2, 8PO.) 
erjebt werden. (IM. zu 8 377 ZPO. P. 1.) 

d) Die eibliche Ausſage darf über jede einzelne Tatſache nur einer 
der beiden. Barteien aufgetragen werden. Falls daher die Partei, deren 
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eidliche Bernehmung amgeorbnet wurde, die Ausſage unter Eib veriveigert, 
fann das Sericht nit etwa nachträglich dem Gegner die eidlidie Aus⸗ 
fage ‘Über Sinfiike Tatfache auftragen, fonbern es muß ben Einfluß der 
Weigerung ber Wartei aitf die Herftellung bes Beweiſes nad) 8 881 ZPO. 
würkigen. ( Im. zu $ 877 BRD. P. 2.) 

6 878. Das Gericht hat nad) forgfältiger Erwägung 
aller Umſtände zu Befchließen, welche bereit3 unbeeidet be- 
fragte Bartei über die ſtreitige Tatſache unter Eid zu ver- 
nehmen ft. j EN 

6379, Das Bericht kann die Verhandlung zum Zwecke 
der eidlichen Befgung einer Partei vertagen,') wenn es an- 
gemeffen erfcheist, Der zu vernehmenden Partei eine Über- 
legungsfrift zu gewähren. 

3) 8 184. — Rechtemittel 8 141. 

6 380. Die Beitimmungen über den Beweis durch 
eugen finden au auf die Vernehmung der Parteien zum 
wede der Beweisführung Anwendung, foweit in dieſem 

fchnitte nicht abweichende Anordnungen enthalten find. 
Durch den ins 8.321, 8.2, bezeichneten Grund wird jedoch 


die Ve 9 der Ausfage von Seite einer abzuhörenden 
Partei nit gerechtfertigt.') 
Durch Das Nichterfcheinen einer der Parteien bei der zur 


Berneh nah 8 375 angeordneten Tagfagung oder 
durch Die $ erweigerung der Ausfage feitend einer ve er⸗ 
Parteien wird die Vernehmung des anweſenden 

sicht gehindert. a) 

Die Anwendung von Zwangsmaßregeln, um eine Partei, 

die zum Zwecke der Beweisführung ohne Beeidigung oder be- 

eidet befragt werden fol, zum Erſcheinen vor Gericht oder 

zur Ausſage zu verhalten, ift unftatthaft. 

1) Ob die Verweigerung aus ben anderen_®ründen des 8 821, ift 
konkret zu beurteilen. 8 881. 

a) Der Verzicht bes Gegners auf die Veeibigung einer Partei, deren 
eidliche Vernehmung das Gericht angeorbnet hat (8 877, Abſ. 1, 8PO.), 
ift für das Gericht unverbindlih. Es braucht auf einen foldden Verzicht 

nicht Bedacht zu nehmen, hat jedody vor ber eibfichen Abhorung unter 
ſorgfaͤltiger Würbigung aller Umftände zu beurteilen, welchen Einfluß 
dieſer Verzicht des Gegners auf bie Herftellung des Beweiſes habe. (IM. 
zu 8 880 BPO.) 

6 381. Welchen Einfluß es auf die Serftellung des 
Beweifes habe, wenn die Partei ohne genügende Gründe Die 
Ausjage oder die Beantiwortung einzelner: Fragen ablehnt, 
wenn die zum Zwecke der unbeeideten oder beeideten Ver- 


⁊ 
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nehmung geladene Partei nicht erfcheint, oder wenn die eidliche 
Ausfage einer Partei von den bei ihrer vorausgegangenen 
unbeeidigten Bernehmung abgegebenen Erklärungen in erheb- 
lihen Punkten abweicht, hat das Gericht unter forgfältiger 
Würdigung aller Umftände zu beurteilen.!) 

ı) 8 272. — Bernehmung vor dem Berufungsgerichte 8 489, Abſ. 1. 

6382. Parteien, melde zum Zwecke der Bemweisführung 
_ unbeeidet oder beeidet vernommen werden, können unbeſchadet 

des Rechtes auf Erfah der Prozeßkoſten) einen Anſpruch auf 
Bergütung im Sinne des 8 346°) nicht erheben. 

Die Vorſchriften der 88 372 bis 381 gelten ſinngemäß?) 
auch für die wegen Vorlage einer Beweisurfunde, einer Aus» 
kunftsſache oder eines Augenfcheinsgegenitandes angeordnete 
Bernehmung und eidlihe Abhörung einer Partet. 

1) Erfah für den Schaden infolge Beitverfäumnis und für die Reife: 
auslagen. 8 42, Abi. 1. °) Zeugengebühr. 2) Das Gericht Hat nicht die 
Wahl, ob es den Beweisführer oder den Gegner vernehmen will. 88 307, 
318, bj. 2, 369. 

6383. Wenn eine Partei eine Erklärung abgegeben 
hat,a) in welcher fie fich erbietet, die zu beweilenden Umstände 
im Prozeſſe eidlich zu bejtätigen, Die eidliche Abhörung dieſer 
Partei jedoch) wegen ihres früheren Todes nicht ſtattfinden 
u fo hat das Gericht die Erklärung nah 8272 zu wür- 

igen. 
8 a) Erflärungen, welche vor Anhängigwerden des Rechtsſtreites ab- 
gegeben wurden, bevor noch die Perſon, welche fich zur eidlichen Beftäti- 
gung ihrer Erflärung erbietet, Prozeßpartei geworben ift, find wie fonftige 
Privaturfunden zu beurteilen. (IM. zu 8 388 ZRO.) 


Achter Titel. 


Sicherung von Beweiſen. 
6384. Die Vornahme eines Augenſcheines oder die 
Bernehmung von Zeugen und Sachverſtändigen Tann zur 
Sicherung einer Beweisführung in jeder Lage des Rechts⸗ 


8 384. 1. Zur Beweißaufnahme behufs Sicherung einer 
Beweisführung für Entfhädigungsprozeffe gegen eine Ar- 
better-Unfallverfiherungsanftalt find die inilgerichte nicht 
berufen. €. v. 9. Jänner 1894, 3. 5, Sig. 14978; 

auch nicht zur Mitwirkung an einer Beweisfidherung für die 
fünftige Entſcheidung über die Höhe einer im abminiftra- 
tiven Verfahren feftzufegenden Gebühr. E. v. 16. Auguft 1898, 
3. 11384, Präv. 1899: ©. 136, 
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ftreites und felbft noch vor Beginn desfelben beantragt wer- 
den, wenn zu beforgen ift, daß das Beweismittel fonjt ver- 
loren oder die Benütung desjelben erſchwert werde.?) 


Diefe Beweisaufnahmen können auch, ohne daß letztere 
Vorausſetzungen vorliegen, beantragt werden, wenn Mängel 
einer Sadje oder eines Werkes feitzuftellen find, wegen deren 
der Gegner Gewähr leiſten fol.) Hat der Erwerber einer 
Sache dem Beräußerer einen Mangel angezeigt oder die An- 
nahme der Sache wegen Mangelhattigteit abgelehnt, jo Tann 
auch der Veräußerer ſolche Beweisaufnahmen beantragen. 
In gleicher Weije ift der Unternehmer eines Werkes zu dem 
Untrage berechtigt, wenn der Beiteller ihm einen Mangel 
an eaeigt oder die Unnahme des Werkes wegen Mangel- 
Haftigteit verweigert bat. 

Der Antrag ift bei dem Prozeßgerichte, in dringenden 
Fällen aber, ſowie wenn ein Rechtsſtreit noch nicht anhängig 
ilt, bei dem Bezirksgerichte anzubringen, in deſſen Sprengel 
die Sachen, welche in Augenſchein zu nehmen find oder Die 
Grundlage des Sachverftändigenbeweifes zu bilden haben, 
oder die zu vernehmenden Perfonen ſich befinden. Der Ans 
trag fann zu gerichtlihem Protokoll angebracht werden.?) 

1) Vergl. die gelegentlide Beweisſicherung durch Betätigung ber 
Brozehleitungsbefugniffe vor Beginn der mündlichen Berhandlung, 8 188, 
Abſ. 8, und durch Beweisaufnahme im vorbereitenden Verfahren, 88 250, 
Abi. 2, 251. — Behandlung ber Anträge auf Beweisſicherung binfichtlich 
der Geichäftäverteilung, 8 19, 8. 1, GO. — Außerhalb eines Rechts⸗ 
ftreites geftellte Anträge auf Beweisſicherung find zum Sammelregifter 
zu nehmen. $ 245, Abſ. 2, GO. 

2) 8.8. 1047, 1061, 1158, 1157, 982-935 abGB. Art. 847 bis 349, 
865, 407, 968. 

% Art. XLIV EG. 3. 8PO.: In den Fällen der Art. 848, 365 
und 407 des Handelögefehes iſt das im 8 384, Ab. 3, ZBO. bezeichnete 
Gericht zuftändig. Auf die Ernennung, Beeidigung und Bernehmung ber 
Sadjverftändigen finden die Borfchriften der ZPO. über die Sicherung 
von Beweiſen (88 384—389) Anwendung. 


6385. Die antragftellende Bartei hat die Tatfachen, 
über welche die Beweisaufnahme erfolgen fol, ſowie die Be— 
weismittel unter Benennung der zu vernehmenden Beugen 
und der allenfall3!) vorgefchlagenen Sachverſtändigen anzu- 
geben. Die Gründe, welche die Bejorgnis rechtfertigen, daß 
das Beweismittel verloren oder deſſen Benägung erſchwert 
werden würde, find von der antragftellenden Partei darzulegen.?) 
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Die antragſtellende Partei hat ferner den Gegner zu 
benennen. Hievon kann nur dann abgeſehen werden, wenn 
ſich aus den von der Partei dargelegten Umſtänden ergibt, 
daß fie. nad) Lage der Sache außerſtande ift, den Gegner 
zu bezeichnen. 

») Ein Vorſchlag braucht nicht erftattet zu werden. 8 352, Abf. 2. 

?) Vom Gerichte Tann Bejcheinigung verlangt werben. 8 386. 

6 386. Über den Antrag f ohne vorhergehende 
mündliche an durch Beichluß zu enticheiden. Bor 
der Enticheidung ift jedoch, jofern nicht Gefahr am Verzuge 
ilt, der Gegner zu vernehmen,a) falls derjelbe befannt und feine 
Bun mung nicht bereits Lane ijt.) Der antragftel- 
lenden Partei kann vor der ae ung aufgetragen werden, 
die Umjtände glaubhaft zu machen, welche die Sicherung des 
Beweiſes notiwendig madıen- 

Zur Entſcheidung ift bei Gerichtöhöfen in dringenden 
Fällen der Vorſteher des Gerichtähofes oder der Vorſitzende 
des Senates berufen, welchem die Rechtsſache zugewieſen ift. 


In dem dem Antrage ftattgebenden Beſchluſſe hat das 
Gericht die Tatſachen, Über welche die Beweisaufnahme er- 
folgen fol, fowie die Beweismittel unter Benennung der zu 
vernehmenden Zeugen und unter Beltellung der Sachverſtän⸗ 
digen zu bezeichnen. YZugleih find die zum Vollzuge der 
Beweisaufnahme nötigen Anordnungen zu treffen. Für 
den unbelannten Gegner kann das Gericht zur Wahrnehmung 
feiner Rechte bei der _ Bemweisaufnahme einen Kurator beitellen.?) 


Der Beichluß, welcher dem Antrage ftattgibt,?) Tann durd) 
ein Rechtsmittel nicht angefochten werden. 

1) Allenfalls durch Mitfertigung des Gefuches. — Bernehmung: fiehe 
Anmerkung zu 8 175. 2) 89, Abſ. 3, 8 8. — Die Koften trägt der 
Antragfteller. 8 10. 9) Gegen die Abweiſung aud im Laufe des Pro⸗ 
zeſſes abgejonderter Neflurs. 8 514. 

a) Der Gegner der Partei, welche eine Beweisaufnahme zur Siche⸗ 
rung von Beweifen beantragt, Tann Erfat der Koſten, die ihm durch feine 
Vernehmung über den Antrag verurfacht wurden, nur im Hauptprozeſſe 
beanjpruchen. (IM. zu $ 386 ZRO.) 

6 387. Der Gegner ift unter. Zuftellung des Beichluffes 
und, falls er über den Antrag nicht früher gehört wurde, 
auch eines Eremplard des von der antragitellenden Partei 
überreichten Schriftfages oder einer Abſchrift Des über ihren 
Antrag aufgenommenen Protofolle zu der für die Beweis— 
aufnahme beftimmten Tagſatzung zu laden.') 
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In dringenden Fällen kann jedoch noch vor Zuſtellung 
des Beſchluſſes an den bekannten Gegner mit der Beweis- 
——— begonnen werden. Die Bewilligung hiezu kann 
auf Antrag gleichzeitig mit der Entſcheidung über den An- 
trag auf Zulafjung der Beweisaufnahme erteilt werden. 
Gegen die Gewährung oder Verweigerung diefer Bewilligung 
iſt ein Rechtsmittel unzuläffig. 

1) 88 180, 131. 


6 388. Die Beweisaufnahme erfolgt nach den Bor- 
ichriften des zweiten,)) vierten, fünften und ſechſten Titels 
dieſes Abſchnittes. 

Das die Beweisaufnahme betreffende Protokoll wird bei 
dem Gerichte verwahrt, welches die Beweisaufnahme an- 
geordnet hat.) Wenn der Rechtsſtreit bei einem amderen 
Gerichte anhängig ift oder anhängig wird, ift das Protokoll 
dem Prozeßgerichte auf deffen Erſuchen oder auf Antrag einer 
der Parteien?) zu überjenden. 


Die Koften der er Fe werden von der antrag- 
jtellenden Partei beftritten, unbeichadet eines ihr zuftehenden 
Erfaganipruches.t) Dem Gegner find die notwendigen Koſten 
für feine Beteiligung bei der Beweisaufnahme) unbejchadet 
der Enticheidung in der Hauptfache zu erſetzen. 


8388. 1. Die Beſchränkung der Rehtsmittel gegen 
Beichlüffe und Verfügungen, die den Augenſchein betreffen ($ 370, 
ZPO), gelten nicht im Verfahren zur Sicherung von Beweiſen. 
€. v. 26. Februar 1902, 3. 1482, $B. 1902 : 52. 

2. Gegen die Entfcheidung über die Rechtmäßigkeit der Ber- 
weigerung einer Ausſage fteht ein abgejondertes Rechtsmittel 
nicht zu, wenngleich die Beweisficherung vor Beginn des Rechts⸗ 
ftreite8 ftattfindet. E. v. 26. Oltober 1898, 3. 14285, Sig. 356. 

3. Der Gegner kann nicht verlangen, daß die Beweisaufnahme 
ungeachtet des Verzichtes des Antragftellerd Dorgenommten 
werde; gegen den Befchluß, der diefem Verlangen willfahrt, ift 
Rekurs zuläffig. €. v. 26. Februar 1902, 3. 1482, ZB. 1902 : 52. 

4. Wie dem Gegner find deilen Nebenintervenienten 
die Koften der Beteiligung bei der Beweisaufnahme zu erfegen. 
E. v. 26. Juni 1900, 3. 8888, Sig. 1067; 

die dem Gegner dur die Einvernehbmung über den 
Antrag verurjadten Koften Hat jedoch die antragftellende Partei 
nicht zu erfegen. €. v. 13. Juli 1898, 3. 9337, Sig. 254. 

5. Die Koften eines von ihm mit Erfolg ergriffenen Re⸗ 
kurſes bat der Antragfteller felbft zu tragen. ©. v. 26. Februar 
1902, 3. 1482, 38. 1902 :52. — Bgl. ZPO. 8 52, Nr. 3, 
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1) Es ift daher nad; Analogie $ 2389, Abſ. 2, felbft vor Beginn bes 
Rechtöftreites eine Ergänzung der Beweisaufnahme zuläffig. Vergl. 8 389, 
Abf. 3. 9 8 384, Abf. 3. *) 88 301,229, 8.2, 357,188, 8.3. ) 841. 
5), Bufprud von Koften anläßlich der Einvernehmung über den Antrag 
(8 386), fofern nicht Koſten des Kuratord in Betracht Tommen (8 10), ift 
ausgefchlofien. (Siehe auch IM. zu 8 386 ZPO.) 

6 389, Jede Bartei Tann im Verlaufe des Rechts⸗ 
jtreite8 die zur Sicherung eines Beweiſes erfolgte Beweis⸗ 
aufnahme benüßen.?) 

Welcher Einfluß der Einwendung einzuräumen jei, daß 
die Beweisaufnahme nicht nad den Beſtimmungen ftatigefun- 
den hat, welche für eine im Laufe des Brogeties erfolgende 
Beweisaufnahme gelten, oder daß der Gegner von der Beweis⸗ 
aufnahme nicht oder nicht rechtzeitig verjtändigt wurde, hat 
das erfennende Gericht nad 8272 zu würdigen. 

Im Verlaufe des Rechtzftreites Tann eine Ergänzung vder 
Wiederholung der Beweisaufnahme angeordnet werden.? 

1) Vorausſetzung: Antrag auf Herbeilhaffung des Prototolles 88 229, 

8. 2, 257, 301, 888, Abf. 2. 
2) Kein Rechtsmittel. 8 291, Abſ. 2. 


Biweiter Abfıhnitt. 
Urteile und Beſchlüſſe. 


Erſter Titel. 
Urteile. 


Endurteil. 


6 390. Wenn der Rechtsſtreit nad) den Ergebniſſen der 
durchgeführten Verhandlung und der ftattgefundenen Beweis- 
aufnahmen zur Endenticheidung reif ii hat da3 Gericht Diefe 
Entſcheidung durch Urteil zu Fallen (Endurteil). 

Dasfelbe gilt, wenn von mehreren zum Zwecke gleic)- 
zeitiger Verhandlung verbundenen Prozeſſen!) nur einer zur 
Endenticheidung reif ift. 

2) 8 187. Mit einem gemeinfamen Urteile nur Rechtsſtreite zwiſchen 

denſelben Parteien. 8 187, Abf. 2. 
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Teilurteil. 


6 391. Sind einzelne von mehreren in derſelben Klage 
geltend gemachten de 0) oder iſt ein Teil eines Un- 
pruches vn ausdrüdliche Anerkennung?) von Seiten des 
Beklagten außer Streit geitellt, jo kann dag Gericht in An- 
ung dieſes Anſpruches oder des Teiles ſofort zum Schluß 
der ae und zur Mrteilsfällung ſchreiten (Teil⸗ 
urteil).? 

Ein Teilurteil kann auch erlaffen werden, wenn bei 
erhobener Widerflaget) nur die Klage oder Widerflage zur End- 
entfcheidung reif ift. 

Hat der Beklagte mittels Einredeb) eine Gegenforderung 
geltend gemacht, welche mit der in der Klage geltend ge- 
machten ——— nicht im rechtlichen Zuſammenhange ſteht, 
ſo kann, wenn nur die Verhandlung über den Klagsanſpruch 
zur Entſcheidung reif iſt, über denſelben durch Teilurteil 
erkannt werden. Die Verhandlung über die Gegenforderung 
ift ohne Unterbrechung fortzufeßen.’) 

1) Bei Klagentumulierung 8 237, oder Streitgenofienfhaft 8 11. 

2) 8 395. °) Teilurteile find wie Endurteile in die Prozeßregiſter 

„einzutragen. 8227, 3.4, GO. *) 8238. 896 IN. °) Außerdem Teil: 
urteil bei teilmeifem Berzicht 8 894, Abſ. 2. 

a) In anderen als den im 8 391 ZPO. angegebenen Fällen Tann 
ein Zeilurteil nicht geichöpft werben. 

Wenn bei fubjeltiver Kumulierung von Klagen (Streitgenofienfcdhaft) 
— abgefehen von der Anerlennung des Anſpruches — der Rechtsſtreit 
zunächſt nur in Anſehung eines einzelnen Streitgenoffen zur Entfcheidung 
teif ift, jo kann darüber dur ein die Rechtsſache dieſes Streit» 
genofjen erledigendes Endurteil entfchieden werden, gleichgültig, ob mit 
allen Streitgenofien gemeinfam oder mit einzelnen abgefondert verhandelt 
wurde (8 187 8PO.). 

Über mehrere in einerftlage verbundenen Anſprüche desfelben Klägers 
gegen benjelben Beklagten Tann — von ber Anerlennung wieder abge- 
fehen — immer nur durd) ein gemeinfames Enburteil entfchieden werden, 
wenngleich über die einzelnen Anfprüche getrennte Verhandlung ftattfand 

- (8.188 PO). (IM. zu 8 391 8P0., P. 1.) j 

6) Unter welchen Borausfegungen fich eine Forderung zur Kompen- 
fation eignet, ift ausjchließlih nad den Borfchriften des bürgerlichen 
Rechtes zu beurteilen. Durch die VBeftimmungen der Zivilprozeßordnung, 
daß über geltend gemachte Gegenforderungen getrennte Verhandlung an- 
geordnet und mittels jelbftändigen Urteiles entfchieden werden fann (88 188, 











... 839. 1. Bei Abweifung der Klage kann Kläger nicht zur 
Zahlung der mittel3 Einrede LEN erung 
verurteilt werden, E. v. 17. Mai 1901, 3.6928, Not}. 1902:46, 
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391, Abf. 3, 8PO.), ift das Erfordernis der Nichtigfeit für die zu Tom: 
penfierenden Gegenforberungen (88 1438 und 14389 abGB.) weder bejeitigt, 
noch mobifiziert worden. (IM. zu 8 391 8PO., 2. 2.) 

Wenn vor Entſcheidung über die mitteld Einrede geltend gemachte 
Gegenforderung über den Klageanſpruch Zeilurteil gefällt wurbe (8 391, 
abi. 3, ARD), To ift nah Abfchluß der über die Gegenforderung fort: 
gejeßten Verhandlung über biefen Anſpruch des Beklagten durch End- 
urteil (nicht Teilurteil) zu enticheiten. 

In das vorausgehende Teilurteil ift in diefem Falle ein Borbehalt 
bezüglich der noch ausftehenden Enticheidung über die Gegenſorderung 
aufzunehmen, keineswegs aber darf die Bollftredbarfeit des Teilurteiles 
von leßterer Entfcheidbung abhängig gemacht werben. Das Teilurteil darf 
in dem fpäter folgenden Endurteile nicht aufgehoben werden (8 392, Ubf. 1, 
ZPO.) jondern letzteres Hat fi) — unter Bezugnahme auf das voraus: 
gegangene Teilurteil — auf das Erfenntnis über die Gegenforderung zu 
beſchränken und, foferne dieſe als zu Recht beftehend anertannt wird, aus- 
zufprechen, ob und in welchem Maße der mittels Zeilurteil zuerfannte 
Anſpruch dadurch getilgt fei. Im Endurteile ift zuerft über die Gegen: 
forderung, fo mie fie mitteld Einrede geltend gemacht wurde, und nicht 
bloß über den mit dem Klageanſpruche aufrehenbaren Teil der Gegen⸗ 
forderung zu enticheiden; Iebterer ift nur im Ausſpruche über die Tilgung 
des Klageaniprud,es zu berüdjichtigen. Der Rechtskraft wird das End⸗ 
urteil nur in leßterer Begrenzung teilbaft (8 411 8PO.). 

Gegen die auf Grund bes Teilurteiled zu Gunften des Klageanſpruches 
cingeleitete Exekution bat der Beklagte, foweit fich bie ihm zuerlannte 
GSegenforderung zur Kompenfation mit dem Klageanſpruche eignet, nad) 
Erlafjung des Endurteiles ein doppeltes Rechtsmittel: er Tann die Er: 
Löfhung des Klageanfpruches mittels Klage nach $ B5 ED. geltend machen 
oder wegen der im Kompenfationdivege eingetretenen Befriedigung des 
betreidenden Gläubiger die Einftellung der Exelution nah 8 40 ED. 
beantragen, in beiden fällen aber begehrten, daß bie Erelution einftweilen 
aufgefhoben werde (8 42, 8. 3 u. 5, ED.) (IM. zu 8 891 8PO., 


P. 3.) 

6.392. Jedes Teilurteil iſt in Betreff der Rechts⸗ 
mittel und der Erefution al3 ein felbjtändiges Urteil zu be> 
trachten. 

Die Beftimmungen des $ 52, Abſatz 2, gelten aud) in 
Aniehung der Nebengebühren des Anfpruches oder Teils 
anfprucdhes, über welche mittel3 Teilurteils erfannt wurde. 


Zwiſchenurteil. 


6 303. Wenn in einem Rechtsſtreite ein Anſpruch nad) 
Grund und Betrag ftreitig und die Verhandlung zunächſt 





8 398. 1. Über einen Zwifchenantrag auf Feftftellung ift auch 
im Berufungsverfahren mittels Urteil (Zwiſchenurteil) zu 
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bloß in Anſehung des Grundes zur Entfcheidung reif ilt,') kann 
dag Gericht vorab über den Grund des Anſpruches durch Ur- 
teil enticheiden (Zwiſchenurteil).ꝰ) 

Ferner kann durch ein der Enticheidung der Hauptſache 
vorausgehendes Zwiſchenurteil im alle der 88 236 und 259 
über das Beitehen oder Nichtbeftehen eines Rechtsverhältniſſes 
oder Rechtes entichieden werden, jobald die Verhandlung über 
den Fef a ana zur Enticheidung reif iſt. 

Die im Sinne der beiden erjten Abſätze erlaflenen Ur- 
teile find in Betreff der Rechtsmittel als Endurteile an- 
zufehen. Durch die Erhebung der Berufung oder Reviſion 
gegen ein gemäß Abſatz 1 erlaffenes Zwiſchenurteil wird die 
weitere Verhandlung über die Klage bi3 zum Eintritie der 
Rechtskraft des erioffenen Zwiſchenurteiles gehemmt.a) In allen 
anderen Fällen nimmt ungeachtet der Berufung oder Reviſion 

egen das Zwifchenurteil die Verhandlung der Hauptſache ihren 
——— Das Gericht kann?) jedoch, wenn ein für die Ent- 
icheidung der Hauptſache weſentliches Rechtsverhältnis oder 
Recht für nicht begründet erfannt wurde, anordnen, daß die 
weitere Verhandlung über die Klage bis zum Eintritte der 
Rechtskraft des erlaffenen Zwiſchenurteiles auszuſetzen ſei. 
Diefe Anordnung Tann durch ein Rechtsmittel nicht ange- 
fochten werden. | 

In Anfehung der Kojten hat die Vorſchrift des 8 52, 
Abſatz 2, finngemäße Anwendung zu finden. 

1) Insbeſondere infolge Trennung der Verhandlung. 8 189. 

2) Iſt wie ein Enburteil in das Prozeßregifter einzutragen. 8 227, 
3.4, 69. ?) Insbefondere wenn das eingelegte Rechtsmittel als gana 
ausſichtslos erjcheint. 

a) Die Erhebung der Berufung ober Revifion gegen ein Bwifchen- 
urteil hat nicht Ruhen bed Verfahrens nad 8 168 ZPO. zur Folge, 
fondern es wird lediglich die weitere Verhandlung von Rechts wegen oder 
auf Beſchluß des Gerichtes einftweilen ausgejeht. (IM. zu 8 393 8PO.) 


Urteil auf Grund von Berzidt. 


6 394. a der Kläger bei der erften Tagfatung !) 
oder bei der mündlichen Streitverhandlung?) auf den geltend 


entfcheiden.. E. dv. 26. April 1899, 3. 6116, Sig. 596. — 
Bgl. ZPO. S 52, Nr. 4. 

8 394. 1. Bei Einfhräntung des Klagebegehreng 
auf einen geringeren Betrag unter Vorbehalt aller Rechte ift 
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gemachten Anſpruch, fo tft die Klage auf Antrag des Beflagten a) 
auf Grund des Verzichtes durch Urteil abzuweiſen. 

Bezieht ſich der Verzicht nur auf einen von mehreren 
in der Klage geltend gemachten Anfprüchen oder auf einen 
Zeil eines Anjpruches, fo kann auf Grund des Berzichtes 
auf Antrag ein ZTeilurteil®) erlaffen werden. 

1) 88 239, 242. ?) 88 257ff. — Der beauftragte Richter im vorbe⸗ 
reitenden Verfahren Tann nicht entfcheiden, er hat den Verzicht zu Proto: 
toll feftzuftellen. 8 250, 8. 1 u. 2, 251. 2) 88 891, 393. Prozeßvoll⸗ 
macht ermädtigt zum Berzicht. 8 31, 3. 2. 

a) Unterläßt e8 ber Gegner, ungeachtet bes bei der erften Tagſatzung 
erflärten Verzichtes des Klägers oder bed Anerkenntniſſes des Bellagten 
Urteilsfällung zu beantragen, umb erfolgt auch Teine Burüdnahme der 
Klage, fo muß der mit der Abhaltung der erften Tagſatzung betraute 
Richter, falls fich keine andere Erledigungsart ergibt, dem Beklagten den 
Auftrag zur Beantwortung der Klage erteilen (8 243 ZPO.) (IM. zu 
8 334 3PO., PB. 1). 

Berzichtet der Kläger zwifchen der eriten Tagſatzung und dem Beginne 
der mündlichen Streitverhbandlung auf den geltend gemachten Anſpruch, 
fo ift diefer Verzicht mittel Schriftfab dem Gerichte zur Kenntnis zu 
bringen oder dort zu Protokoll zu erflären. 

Soferw nicht gleichzeitig der Gegner der Zurücknahme ber Klage zu: 
ftimnt (8 237 ZPO), ift der Verzicht zwar, wenn beantragt, dem 
Gegner durch Zuftellung des Schriftſatzes oder einer Protokollsabſchrift 
mitzuteilen, aber die Berzichtleiftung ift an und für fich auf den Fort⸗ 
gang des Verfahrens zunächſt ohne allen Einfluß. Der Gegner wird unter 
Umftänden den Berziht materiell bei der Prozeßführung verwerten 
und beffen Berüdfichtigung bei ber Entſcheidung fordern Tönnen. (IM. zu 
8 3% 8PO., P. 2.) 


Urteil auf Grund von Anertenninis, 


6 395. Wenn der Bellagte den gegen ihn erhobenen 
Anfprud) beia) der erften Tagſatzung) oder beia) der mündlichen 
eg ganz oder zum Teile anerfennt, I iſt 
auf Antrag des Klägers dem Anerkenntnis gemäß durch Ur⸗ 
teil zu —— 

1) 88 239, 242. Prozeßvollmacht ermächtigt zum Anerlenntnis. 

831, 8. 2. 

2) 88 357 ff. — Im vorbereitenden Verfahren tft über Anerlenntnis 
nicht zu enticheiden, die Brotofollierung der vorausgegangenen Verband: 
fung entfällt. 8 252, Abſ. 4. 

3) Ob bei teilweifem Anerkenntnis jofort durch Xeilurteil, oder erft 

nah Schluß der ganzen Verhandlung, ift in das Ermelien des Berichtes 


Zeilurteil auf Grund Verzichts unzuläffig. E. v. 22. März 1900, 
3. 2123, Sig. 946. 
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geſtellt. 8 391, Abſ. 1. — Huf Grund des infolge Anerkenntniſſes ergangenen 
Endurteiles erfter Inftanz Tann Exekution zur Sicherftellung ohne Nach⸗ 
weis der Gefahr der Bereitlung oder Erfchwerung der Erefution bewilligt 

werben, wenn wider dieſes Urteil Berufung erhoben wurde. 8 371, 
3.1, ED. 

a) Auf Grund eines zur erften Tagſatzung "eingefendeten fchriftlichen 
Anertenntniffes des Klageanfpruches Tann ein Anerfenntnisurteil nicht 
gefällt werden. (IM. zu 8 395 8PO., B.1.) 

Erfolgt das Anerkenntnis bed Klageanſpruches durch den Beklagten 
erft in der Kfagebeantwortung, während er bei der erften Tagſatzung den 
Antrag auf Abweiſung der lage geftellt und dadurch den Beſchluß auf 

‚ Rlagebeantwortung notwendig gemacht Bat, fo ift ungeadhtet des Aner⸗ 

“ Tenntniffes Tagſatzung zur mündlichen Streitverhandlung auzuberaumen. 
(IM. zu 8 395 ZRO., P. 2.) 


Urteil in Berjfäumnisfällen. — 


6 396. Wenn die erſte Tagſatzungi) vom Kläger: oder 
von Bellagten verfäumt wird, fo ilt das auf den Gegenftand 
des Rechtsitreites bezügliche tatlächliche Vorbringena) der er- 
\hienenen Partei, foweit dasjelbe nicht durch die vorliegenden b) 
Beweije widerlegt wird, für wahr zu halten und auf dieſer 
Grundlage auf Antrag der erichienenen Parteis über das 
Ktagebegehren?) durch VBerfäumungsurteil zu erfennen.?)c) 

1).88 239, 242, 442, Abſ. 1. 

?) Anderung und Erweiterung des Slagebegehrens ausgefchloffen. 

88 285, Abſ. 2, 399, Abſ. 1. 

3) Erſcheint Feine ber Parteien ober ftellt Kläger nicht den Antrag 

- auf Verfäumungsurteil, jo ruht das Verfahren. 88 170, 133, Abf. 2. 


8 396. 1. Die Klage ift trotz Ausbleibens des Beklagten ab- 
zu weiſen, wenn das Slagebegehren durch das bei der Entichei- 
dung: zu berüdfichtigende tatfächliche Vorbringen rechtlich nicht 
begründet erjcheint, ©. v. 20. Februar 1902, 3. 2638, ZB. 
1902:23; 14. Mai 1901, 3. 7016, amtl. ©. 429; 25. Oktober 
1898, 3, 13125, Ref. 1900; ©. 15. 

2. Die in der Vaterſchaftsklage angefprochenen Unterhalts- 
beiträge können trog Ausbleibens des Bellagten vom Richter 
gemäßigt werden. E. 0.7. Februar 1901, 3. 17640, ZB. 1901:41. 

3. Ein Verſäumungsurteil, in dem für die Enticheidung in 
der Hauptſache Feine Gründe angegeben find, ift nichtig. E. 
v. 21: März 1899, 3. 4363, 38. 1899 : 34. 

4 Das Intereſſe, auf defjen Leiftung der Kläger 
Anſpruch Hat, wenn fein durch Berfäumungsurteil anerkannter 
Anfpruch nicht binnen der im Urteil beftimmten Friſt erfüllt wird, 
muß in ‚einem abgefonderten Prozeſſe feftgefegt werden. E. v, 
54. Mat 1901, 3. 7016, amtl. S. 429, 


-—— 
._ 
- 
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- a) Wenn ber Bellagte die über die Klage angeordnete erfte Tag- 
ſatzung verfäumt, ift der Kläger, wenn berfelbe die Erlaſſung eines Ber: 
fäumung3urteile3 beantragt, nicht berechtigt, eine Anderung feines Klage: 
begehrens, infoferne fie nicht bloß eine Einſchraͤnkung des Klagebegehrens 
in Haupt- und Nebenfachen ift (8 235, Abf. 4, ZPRO.), vorzunehmen, ins⸗ 
bejondere auch nicht einen anderen Gegenftand, al3 worauf das Klage: 


begehren gerichtet ift, oder das Intereffe zu fordern. (Gutachten des 


Oberſten Gerichtshofes zu 8 396 ZRO., B. 1.) 

Die zur erften Tagſatzung allein erjchienene Bartei, ſei es der Kläger 
oder der Beklagte, ift zu allem Borbringen berechtigt, welches erforberlich 
ift, damit ihrem Antrage auf Erlaffung des Verfäumungsurteiles ftatt- 
gegeben werben kann, und ift daher auch der Kläger in Anfehung des 


tatſächlichen und rechtlichen Vorbringens bei diefer Tagfagung auf das 


in feinem Scriftfate (Klage) bereit? Enthaltene keineswegs beſchränkt, 
infoferne hiedurch nicht eine unzuläffige Anderung des Klagebegehrens 
eintritt. (Butadhten des Oberſten Gerichtähofes zu 8 396 
8PO., P. 2.) 

Dieſe Befugnis, bei der erſten Tagſatzung alles vorzubringen, was 
im einzelnen Falle für die Erwirkung des Verſäumungsurteiles weſentlich 
erſcheint, iſt in der beiden Parteien gleich eingeräumten Befugnis, bei der 
erſten Tagſatzung die Fällung eines Verſäumungsurteiles zu beantragen 


. (85 239, 396 8PO.), enthalten. 


Da die Parteien bei der mündlichen Verhandlung ihre Anträge, das 
zu deren Begründung ober zur Bekämpfung ber gegnerifchen Unträge be: 
ftimmte tatfächlide Vorbringen, fowie ihre rechtlichen Ausführungen 
vorzutragen haben (8 177 8PO.), fo muß auch bie bei ber erften Tag: 
faßung allein erfhienene Partei, welche Berfäumungsurteil beantragen 
darf, nicht bloß dieſen Antrag ftellen, fondern auch alles vorbringen dürfen 
was in tatſächlicher oder rechtlicher Beziehung dem Gerichte zur Kenntnis 
gebracht werden muß, wenn es das Verſäumungsurteil antragsgemäß joll 
fällen können. 

Mit dem Wortlaute ded 8 396 ZPO. in Übereinftimmung fteht daher 
auch dem allein erfchienenen Bellagten frei, bei der erften Tagſatzung 
nicht bloß die Behauptungen der Klage für unwahr zu erklären, ſondern 
auch neue Zatfachen vorzubringen, mit deren Hilfe das tatſächliche An- 
führen der Klage und die in der Klage beigebracdhten Beweiſe entfräftet 
und das von ihm beantragte Berfäumungsurteil gerechtfertigt werden foll 
Insbeſondere können zu dieſem Zwecke auch rechtähindernde und rechts⸗ 
vernichtende Tatſachen vom Beklagten vorgebracht werben. (IM. zu 
8 396 8PO., P. 8.) 

6) Auf bloß angebotene und nicht bereits vorliegende Beweiſe der 


‘ bei ber erften Tagſatzung nicht erjchienenen Partei ift bei Erlafiung des 


Berfäumungsurteiles kein Bedacht zu nehmen, (GGutachten des Ober» 
ften Gerichtshofes zu 8 396 8PO., B. 4.) 

Die Behauptungen des bei der eriten Tagſatzung allein erfchienenen 
Beklagten find, injoweit fie nicht durch die vorliegenden Beweiſe bes 
Klägers ihre Widerlegung finden, für wahr zu halten. Gutachten 
des Oberſten Gerichtshofes zu 3.896 8PO., P. 5.) i 

| i 1... 26* 
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Insbeſondere tft die Erklärung bes allein erſchienenen Beklagten, daß 
die Mlagebehauptungen unwahr feien, ſowie die Behauptung rechtshindern⸗ 
der Tatfachen für wahr zu halten, foweit fie nicht durch tatfädhlich vor⸗ 
liegende Beweiſe (Urkunden in Urfchrift ober beglaubigter Mbichrift) wider 
legt werden. Rechtsvernichtende Umftände, die der allein erſchienene Be⸗ 
Hagte zur Begründung feines Antrages auf Abweiſung der Klage vorbringt, 
find für wahr zu halten, ohne daß vielen Anführungen gegenüber die dem 
Richter für das Entftehen des Anfprucdhes vorliegenden Beweiſe in Vetracht 
fümen. (FM. zu 8 396 8PO., B. 6.) 

c) Der allein erfchienene Beklagte Tann bei der erften Tagſatzung ben 
Klageanſpruch zum Zeile anerlennen und nur betreff3 des anderen Teiles 
das Klagebegehren beftreiten. Falls er dann Berfäumungsurteil beantragt, 
ift in dieſem, foweit ber Klageantrag ſich nad, feinem Vorbringen als 
ungerechtfertigt darftellt, die Abweifung ber Klage auszufprechen, gleich- 
zeitig aber der Beklagte nach feinem Anerkenntniſſe zu verurteilen. (FM. 
zu 8 396 8PO., P. 7.) 

Die Nichtftelung eines Antrages auf Verfäumungsurteil feitens des 
bei der erften Tagfabung allein erfchienenen Kläger oder Bellagten hat 
gleichwie das Nichterfcheinen beider Parteien bei derfelben nad 8 170, 
Abſ. 1, 8PO. das Ruhen bes Verfahrens zur Folge, fofern nicht im Sinne 
der 88 134 und 185 ZBO. eine Erftredung der erften Tagſatzung durch 
richterliche Entfcheidung ftattfindet. (Butadhten bes Oberften Ge- 
richtshofes zu 8 896 ZPO. P. 8.) 

6 397. Auf ſchriftliche Aufläge, welche die ausgebliebene 

Partei etwa eingejendet hat, ift fein Bedacht zu nehmen.a) 

Das Berfäumungsurteil, wie das Urteil über Verzicht 
oder Anerfenntnis find in der erften Tagjabung vom Bor- 
figenden oder von dem mit der Abhaltung dieſer Tagfatung 
betrauten Richter zu erlaflen. 

a) Schriftliche Anträge auf Erftredung der erften Tagſatzung, die vor 

diefer Tagſatzung bei Gericht einlangen, find nad) Vorſchrift der 88 136, 
Abſ. 3, und 128, Abi. 3, ZPO. zu behandeln. Mangels binreichenber 
Begründung oder Beſcheinigung ift der Antrag zu verwerfen; bie Tann 
ohne vorhergehende mündliche Verhandlung geichehen. ine bei ber erften 
Tagfagung vom allein erfchienenen Gegner erflärte Zuſtimmung zur be- 
antragten Erftredung ift, wenn der Antrag fonft nicht hinreichend begründet 
erfcheint, wirfungslos (8 135 ZPO.) (IM. zu 8 397 ZPO.) 

6 398. Wenn vom Bellagten die Klagebeantwortung') 
nicht rechtzeitig überreicht wurde,a) wird eine Tagſatzung zur 
mündlichen Streitverhandlung nur auf neuerlichen Antrag 
des Klägerdg) anberaumt.e) 


88398. 1. Das Gericht Tann trog Säumnis des Beklagten 
in der Klage bezogene Urkunden dur den Kläger herbei- 
Ihaffen laſſen oder vom Beflagten entgegennehmen und bei der 
Urteilsfällung benützen. ©. v. 12. Mai 1899, 3. 5114, Sig. 610, 
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Die Streitverhandlung Hat ſich in diefem Yalle auf Die 
vom Bellagten bei der eriten Tagſatzung angemeldeten Ein- 
redend) der Unzuläffigkeit des Rechtsweges, der Unzuftändigfeit 
des Gerichtes, der Streitanhängigkfeit und der rechtskräftig 
entichiedenen Streitſache zu beichränten.?) Werden diefe Ein- 
reden berworfen,?) jo ift jogleich auf weiteren vom Kläger ge- 
jtellten Antrag in der Hauptſache Berfäumungsurteil zu er- 
lafien ($ 396). 
| Wurde eine abgelonderte Verhandlung über die bezeich- 
neten Einreden angeordnet (8 260), jo kann der Kläger nad) 
Berwerfung der Einreden megen nicht rechtzeitiger Über- 
reihung der Klagebeantwortung die Anberaumung einer Tag- 
fagung behuf3 Erlafjung des Berfäumungsurteiles in der 
Hauptſache beantragen.?)c) | 

Das Erſcheinen des Beflagten zu einer im Sinne der 
vorhergehenden Abjäge anberaumten Tagſatzung fteht der Er- 
lafjung des VBerfäumungsurteiles nicht entgegen; auf münd- 
lihes Vorbringen des erichienenen Bellagten, das die Haupt- 
fache betrifft, ijt bei der Erlaffung des Berfäumungsurteiles 
fein Bedacht zu nehmen. 

Das Ausbleiben des Klägers von einer auf jeinen An- 
trag gemäß Abſatz 1 oder 2 anberaumten Tagfagungd) hat das 
Ruhen des Verfahrens?) zur Folge.f) Der etwa erfchienene Be- 
Hagte kann weder die Erlafjung eines Verſäumungsurteiles, 
nod die Erjtredung der Tagfagung zur Aufnahme der Ver⸗ 
handlung in der Hauptfache beantragen. 7) 

2) 8 243. 2) Beſchluß. 8 261, Abi. 1. 

2) Der Beſchluß ift nicht beſonders auszufertigen. 8 261, Abſ. 2. 

4) Nach Rechtskraft des die Verwerfung ausſprechenden Befchlufies. 

8 261, Abſ. 4. 

9) 8 170. Wiederaufnahme nicht vor 3 Monaten. 

a) Die Rechtsfolgen der nicht rechizeitigen Überreihung der Klage- 
beantwortung treten von ſelbſt ein, ohne daß e3 eines Antrages des 
Klägers auf Verwirklichung der Rechtsfolgen des Verſäumniſſes der zur 
Klagebeantwortung nah 8 243 ZPO. dem Bellagten erteilten Friſt 
bedarf. (Butahten des Oberſten Gerichtshofes zu 8 398 
ZPO. 2.1.) 

Die Klagebeantwortung kann daher nad) Ablauf ber für fie be— 
flimmten Frift nicht mehr nachgeholt werden. Eine veripätet über- 
reichte Rlagebeantwortung ift von Amts wegen zurüdzumeifen. Der Klä- 
ger Tann die eingetretene Verſpätung nicht nachjehen. (IM. zu $ 398 
8PO., P. 2.) 

2) Im Falle nicht rechtzeitiger überreichung der Klagebeantwortung 
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bat der Kläger, wenn der Beklagte bei der erften Tagſatzung bie Einreden 
der Unzuläffigfeit des Rechtsweges, der Unzuftändigleit bes Gerichtes, der 
Streitanhängigleit und ber rechtskräftig entichiedenen Streitfadhe nicht an⸗ 
gemelbet hat, den Antrag auf Unorbnung einer Tagſatzung, jedoch nicht 
zur mündlichen Streitverhandlung, fondern gleichwie im Falle des 8 398, 
Abſ. 3, 3PO., nur behufs Erlaffungbde3 Berfäumungsurteiles 
in der Hauptfadhe zu ftellen. (Butadten des Dberften Ge— 
richtshofes zu 8 898 3PO., P. 3.) 

c) Die Beftimmungen bes 4. und 5. Ubjabes bed 8 898 8PO. gelten 
duch in dem alle, als bei der erften Tagfabung von -dem Bellagten bie 
Einrede der Unzuläffigleit des Rechtsweges, der Unzuftänbigleit des Ge⸗ 
tichtes, der Streitanhängigfeit ober der rechtskräftig entichiedenen Streit- 
fache nicht angemeldet worden find. (Gutachten bes Oberſten Ge— 
richtshofes zu $ 398 8PO., P. 4.) 

Diefe Beftimmungen haben ferner auch für die Tagfagung Geltung, 
deren Anberaumung ber Kläger nach Beriverfung der abgefondert verhan- 
delten Einreden beantragt (8 898, Abſ. 3, 8PO.). 

Wegen der fchon abgehaltenen abgefonberten Berhanblung der Einreben 
kann die Tagjagung im letzteren Falle nicht zur münblichen Streitver- 
handlung, fondern nur zur Erlafiung des Berfäumungsurteiles in ber 
Hauptſache anberaumt werden. (ZM. zu $ 898 8PO., P. 5.) 

d) Die im lebten Ubfage des 8 398 ZPO. bezeichneten Folgen treten 
auch dann ein, wenn bloß Tagſatzung behufs Erlaffung bed Berfäumungs- 
urteile8 in der Hauptſache angeordnet wurde und der Kläger von biefer 
Tagſatzung auögeblieben if. (Gutachten bes Oberften Gerichts— 
hofes zu 8 398 ZRO., P. 6.) 

e) Wurde mittels —— noch vor Ablauf der Klagebeant- 
mwortungsfrift über die bei der erſten Tagſatzung angemeldeten Prozeß⸗ 
einreden abgefonderte Verhandlung angeorbnet (3 243 ZRO.), fo ift Die 
dazu anberaumte Tagfagung abzuhalten, obſchon inzwiſchen Berfäumung 
der Rlagebeantwortung eingetreten ift. Dieſe Tagſatzung findet ftatt, ohne 
daß es irgend einer Antragftellung des Klägers bebfirfte und ohne daß 
der Kläger fie unter Berufung auf die Nichtbeantwortung der Klage 
Hindern könnte. 

Die abgejonderte Verhandlung kann dazu führen, daß die Einreden 
begründet find und deshalb die Klage zurückzuweiſen iſt. Die Zurüd- 
weifung ift dann mittel® Beſchluſſes auszufpredien (8 261 8P0.); Die 
Beihhlußfaflung wird durch bie in Bezug auf die Beantwortung ber Klage 
unterlaufene Säumnis nicht berührt. Lebtere ftellt fih vielmehr durch 
die Zurüdweifung der Klage ald eine gerechtfertigte bar. 

Dasfelbe gilt, wenn die abgefonderte Berhanblung erſt nad Ablauf 
der Klagebeantwortungsfrift von Amts wegen angeorbnet wird. Per Senat 
ift Hiezu troß Berfäunmung der Klagebeantwortung befugt, folange ber 
Kläger einen Antrag auf Tagfagung zur mündlichen Streitverhandlung 
nemäß 8 398, Abſ. 1, ZPO. nicht geftelt Hat. Sobald Hingegen ein 
foldjer Antrag angebracht wurde, ift über die Prozeßeinreden bei ber 
infolge des Mägerifchen Antrages anzuberaumenden Tagſatzung zu ver: 
handeln (8 398, Abſ. 2, ZRD.). 
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Das Nichtericheinen des Klägers oder VBellagten zu einer Tagfabung, 
die zur Verhandlung über die Prozeßeinreden beftimmt ift, fteht ber Ent- 
ſcheidung über Iebtere nicht entgegen. Die nicht erfchienene Partei treffen 
die im 8 144 8PO. angegebenen Folgen ber Berfäumung (IM. zu 
8 398 8PO., P. 7.) 

I) Das Ausbleiben des Kläger3 von einer auf feinen Antrag gemäß 
8 398, Abſ. 1, BO. anberaumten Tagfabung hat aud dann Ruhen bes 
Verfahrens zur Folge, wenn ber Beflagte bei der erften Zagfabung Prozeß⸗ 
einreden angemeldet hat, eine abgejonderte Verhandlung darüber aber 
nicht angeordnet wurde. (FM. zu $ 398 8PO., P. 8.) 

Hit infolge Ausbleibens des Kläger von einer auf feinen Antrag ge- 
mäß 8 398, Mb. 1 oder 2, ZPO. anberaumten Tagſatzung Ruben bes 
Berfahrens eingetreten, jo kann nad) Ablauf von drei Monaten lediglich 
ber Kläger feldft die Anberaumung einer neuen Tagſatzung zur mündlichen 
Streitverhandlung (beim Vorbringen von Einreben) und zur Erlaffung 
eines Verfänmungsurteiles beantragen. Der Bellagte ift zu dieſer Antrag: 
ftellung nicht befugt. (IM. zu 8 398 BED. P. 9.) 

9) Der Bellagte, der die rechtzeitige Klagebeantwortung unterlaffen 
bat, Tann die Anberaumung einer Tagſatzung zur münblichen Streitver- 
handlung auch dann nicht beantragen, wenn er bei ber erſten Tagſatzung 
eine ber im 8 398, Abſ. 2, 8PO. bezeichneten Einreden angemeldet hat. 
(IM. zu 8 898 8PO., P. 10.) 

h) Der VBellagte, der zu einer auf Antrag des Klägers zur Ver: 
handlung über angemeldete Prozeßeinreden oder zur Erlafiung des Ver⸗ 
fäumungsurteiled® anberaumten Tagſatzung erichienen ift, Tann vom 
Kläger, durch defien Ausbleiben bie Tagſatzung vereitelt wirb, Erfah ber 
— Koſten begehren (8 142 8PO.). (IM. zu 8 398 
8PO.., P. 11.) 


6399. Wenn nach rechtzeitig überreichter Klage— 
beantwortung die Tagſatzung zur mündlichen Streitverhand⸗ 
lung anberaumt wurde!) und eine der Parteien dieſe oder eine 
fpätere zur mündlichen Streitverhandlung beitimmte ZTag- 
Kung verfäumt, jo kann die erichienene Partei bei dieſer 
aglagung die Füllung des Urteiles beantragen. Bei der 
UÜrteilsfällung tft auf neues tatſächliches Vorbringend) der 
erichienerien. Bartei, da3 mit dem Inhalte der von ihr über- 
reihten Schriftfäge oder mit ihren früheren Erflärungen und 
tatfächlichen Angaben in Widerſpruch ſteht, nur infomweit 
Bedacht zu nehmen, als dasfelbe dem Gegner vor der Tag- 
fagung durch vorbereitenden Schriftfah?) mitgeteilt wurde. 
Dagegen find bei der Urteilsfällung nicht bloß die Ergeb- 
niffe vorausgegangener Beweisaufnahmen, ſondern aud). die 
früheren Erflärungen und tatjädhlichen Angaben der nun⸗ 
mehr fäumigen Bartei zu berüdjichtigen,c) infofern die leßteren 
in überreichten vorbereitenden Schriftſätzen, A) im Berhandlungs- 
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protokolle und deſſen Anlagen oder im Protokolle beauftragter?) 
oder erjuchter Richter beurkundet find oder den Gegenftand 
einer vom Gerichte bei einer früheren Tagfagung verfügten 
Bewelsaufnahme*) bilden. 

Wird der Antrag, wegen Säumnis einer Partei in der 
Hauptſache das Urteil zu Nällen zu einer Zeit geftellt, da 
‚über die bei der erften Tagſatzung angemeldeten Einreden 
der re des Rechtsmweges, der Unzuftändigleit des 
Gerichtes, der Streitanhängigkeit oder Rechtskraft eine ab- 

efonderte Verhandlung?) anhängig ift, jo kann die Urteils» 
ällung erft nach®) Berwerfung Bieter Einreden erfolgen.a) 

1) Bon Amts wegen. 8 244, Abſ. 1. ?) Gemäß 8258, Abſ. 1. °) Ins⸗ 
befondere in den im vorbereitenden Berfahren aufgenommenen Brotolollen. 
88 252 ff., 262, Abſ. 1. *) Diefe Beweiſe find trotz Ausbleibens bes Be⸗ 
weisführer® vorzutragen bezw. aufzunehmen. 8 401, Abi. 2. °) Zu⸗ 
folge Berfügung des Senates. 8260, Abi. 1. °) Rechtskräftiger. 8 261, 
“bj. 4. 


a) Kann die wegen Säumnis einer Partei beantragte Urteilsfällung 
in ber Hauptſache nicht fogleich erfolgen, weil das Ergebnis einer an- 
hängigen abgefonderten Berhandlung über angemeldete Prozeßeinreden 
und die Entfcheidung über diefe Einreden abgewartet werden muß, To 
findet eine bejondere Verfündung des in der Hauptſache gefällten Urteiles 
nicht ftatt. Das Urteil ift in finngemäßer Anwendung ber Vorfchrift des 
8 415 ZPO. binnen acht Tagen nad Schluß der Verhandlung über die 
Einreden zu fällen. 

Die Entiheidung über die Einreden kann, da hier Die Prozeßlage eine 
ähnliche ift, al3 wenn der Senat nad) Berwerfung der Einreben die Auf⸗ 
nahme der Verhandlung zur Hauptjache anorbnen würde (8 261, Abſ. 2, 
8PO.), in das Urteil aufgenommen werben, welches in der Hauptſache 
gefält wird. (FM. zu 8 399 8PO., P. 1.) 

b) Auf ein außergerichtliches Geftändnis oder auf einen Verzicht bes 
Gegners, auf fompenfable Gegenforderungen u. ſ. w., von welchen weder 
in den früher überreichten Schriftfäßen noch bei den früheren Tagſatzungen 
die Rede war, kann fich die erfchienene Bartei nur injoweit berufen, als 
folche8 neues tatfächlihes Vorbringen dem Gegner vor der Tagſatzung 
durch vorbereitenden Schriftfag mitgeteilt wurde. Für ein neues tatfäch- 
liche8 Vorbringen der erjchienenen Bartei, da3 mit dem Inhalte der von 
ihr früher überreichten Schriftfäge oder mit ihren früheren Erflärungen 
und tatfählidhen Ungaben nicht im Widerſpruche fteht, ift vorgängige 
Mitteilung an den Gegner nicht erforderlid. (FM. zu $ 899 8PO., P. 2.) 

c) Wenn nad) rechtzeitig überreichter Klagebeantwortung die Tagjabung 
zur mündlichen Streitverhandlung anberaumt wurde und eine der Parteien 
diefe oder eine fpätere zur mündlichen Streitverhandlung beftimmte Tag- 
ſatzung verfäumt, von der erfchienenen Partei aber bei diefer Tagſatzung 
die Fällung des Urteiles beantragt wird, find Die in vorbereitende Schrift: 
fäge, fowie in das Verhandlungsprototol oder andere gerichtliche Proto- 
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tolle und deren Anlagen aufgenommenen Erklärungen und tatfächlichen 
Angaben der nicht erfchienenen Partei zu berüdfichtigen, fotwie auch vun 
ihr in diefen Schriftiägen ober Protokollen bereit3 angebotene Beweiſe 
für ihre tatfächlichen Angaben, wenn dieſe für die Entfcheivung des Rechts⸗ 
ftreite3 relevant und beweisbebürftig find, vor ber Urteilsfchöpfung zu⸗ 
zulaſſen find. (Butadhten des Oberſten Gerichtshofes zu 8 399 
8PO., P, 3.) 

Jede an ſich den Vorſchriften des Geſetzes genügende, ſchriftliche Fixie⸗ 
rung von Erklärungen oder Angaben reicht aus, damit auf die letzteren 
vom Gerichte bei der Urteilsfällung geachtet werden muß. Eine beſondere 
Form oder Art der Beurkundung iſt nicht erforderlich. (JM. zu 8 399 
8PO., P. 4.) 

Durch den Säummisfall ift das Vorbringen und Berückſichtigen neuer 
tatfächlicher Behauptungen und Beweiſe ausgefchlofien, foweit nicht das 
Geſetz betrefid bed Vorbringens der eridhienenen Partei eine Ausnahme 
macht (8 399, Abſ. 1, ZBO.); dagegen werben biejenigen Beweisanbie 
tungen dadurch nicht hinfällig, welche die Barteien ſchon früher für folches 
tatfächliche® Vorbringen machten, da3 bei ber Urteilsfällung zu berüd: 
ſichtigen if. Sofern ein derartiged Vorbringen bei Würdigung ber bis⸗ 
herigen Verhandlungsergebn iſſe beweisbedürftig ift, Hat Daher das Gericht 
wenngleich infolge Säumnis einer Partei das Urteil gemäß 5 899 8P0. 
zu fällen ift, nicht bloß bereit angeorbnete Beweisaufnahmen trotz des 
Eintrittes der Säumnis vollziehen zu lafien, ſondern es kann auch alle 
zur Urteilsfälung noch nötigen weiteren Beweisaufnahnen neu anordnen 
unb entweder ſelbſt durchführen oder durch beauftragte oder erfuchte 
Richter vollziehen Iafien. Die Beitimmung des 8 401, Abi. 2, 83PO., daß . 
die Säummis einer Partei der Aufnahme von Beweiſen vor dem er- 

. Tennenden Gerichte nicht entgegenfteht, fchließt weder folche neue, dem Ein⸗ 
tritte der Säumnis nachfolgende Beweisanordnungen aus, noch fchräntt 
fie diefe ein. Das Nichterfcheinen einer Partei zur Beweisaufnahme gibt 
an fich zu einem Berfäumnisverfahren überhaupt feinen Anlaß (vgl. 8 289 
8PO.) und ift für die Bollziehung ——— Beweisaufnahmen ohne 
Einfluß. (IM. zu 5 399 83PO., P. 5.) 

d) Die in der Klagebeantwortung enthaltenen Erklärungen und tat- 
fächlichen Ungaben bes fäumigen Bellagten find bei der Urteilsfällung zu 
berüdfichtigen, obſchon der Beklagte gleich bei der erften, zur mündlichen 
Streitverhandlung anberaumten Tagſatzung nicht ericheint. (IM. zu 
8 399 BPO., P. 6.) 

Ob zur mündlichen Berhandlung geladene Zeugen zu vernehmen find, 
fall8 die Partei, auf deren Untrag (88 229, 243 8PO.) die Ladung er- 
folgte, bei der Verhandlung nicht 'erfcheint, das hängt davon ab, ob die 
Behauptungen, zu deren Beweife fi; auf diefe Zeugen berufen wurde, 
infolge des Wusbleibend der Partei überhaupt noch eines Beweiſes Ee- 
dürfen oder Gegenftand einer Beweisführung fein können. 

Soferne Beweis erforberlih und zuläffig ift, hat die Vernehmung 
ungeachtet des Ausbleiben? des Beweisführers ftattzufinden: ein Wider⸗ 

ſpruch des erfchienenen Gegners hindert die Beweißaufnahme nur dann, 
wenn er fid) darauf gründen Tann, daß diefe Beweisführung infolge des 
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Nichtericheinens des Beweisführers )3 144 ZBD.) ober nad) den Vorfchriften 
über dad Berfäumnisverfahren unftatthaft ift. (IM. zu 8 399 8PO., P. 7.) 
Wurden zur anberaumten "mündlichen Streitverhandblung auf Antrag 
der Parteien (88 229, 248 ZPO.) Beugen ober Sadhverftänbige arlaten 
(8 257, 288 8PO.), aber ſodann nicht vernommen, weil infolge Nicht: 
erſcheinens ded Gegners das Urteil ohne diefe Beweisaufnahme gefällt 
wurde, fo find die Gebühren ber Zeugen und Sadjverftändigen wie fonftige 
Prozeßkoſten zu behandeln. 
Die Bartet, welche die Ladung beantragt, hat bie baburch verurfachten 
KKoften feldft zu beftreiten. Wird ihr Gegner zum Koſtenerſatz verurteilt, 
ſo find diefe Gebühren in bie ihr zu erjegenden Prozeßkoſten in dem 
Maße aufzunehmen, als die Labung diefer Perſonen ald Mittel ziwedent- 
fprechender Recht2verfolgung oder Recht3verteidigung anzufehen ift. (IM. 
zu 8 399 ZPO. P. 8.) 

6 400. Die Beftimmungen der 88 396 bis 399 find 
aud) dann anzumenden, wenn eine der Parteien wegen un- 
angemefjenen Betragens aus dem Gerichtsfaale entfernt wird.') 

1) Und wenn das Gericht auf Antrag die Bartei als fäumig behandelt, 

8 198, Abſ. 8 (verbum „kann“); — anders, wenn der Prozeßbevoll- 
mäcdhtigte entfernt wird, 8 200. 

401. Der Umftand, daß die Zagfapung bon einer 
Partei verläumt wird, ändert nicht3 an der Anwendung der 
Beitimmungen, welche feftfegen, mas das Gericht von Amts 

egen zu berücfichtigen dat, ‚) und enthebt auch den Gegner 
nich der Verpflichtung, — Nachweiſungen zu 52 
welche in Betreff der von Amts wegen zu berückſichtigenden 
Umſtände erforderlich ſind. 

Desgleichen ſteht die Säumnis einer Partei der Aufnahme 
von Beweiſen vor dem erkennenden Gerichte,“) ſowie dem Vor⸗ 
trage der Ergebniſſe einer nicht vor dem erkennenden Gerichte 
erfolgten Beweisaufnahme?) nicht entgegen. 

1) Inhabilität des Richters 8 22, Abſ. 4, IR. — Unzuläſfigkeit des 
Rechtsweges, Mangel der inländiſchen Gerichtäbarfeit oder der BZuftänbig- 
feit der ordentlichen Gerichte, oder weil die Sadje einen Gegenitand ber 
freiwilligen Gerichtsbarkeit bildet. 8 42 IN. — Durch ausbrüdliche Ver⸗ 
einbarung der Barteien nicht zu befeitigende Unzuftändigfeit 88 43, 104 
IN. — Mangel der Prozeßfähigkeit und der gefeglichen Vertretung 8 6. — 
Mangel der Vollmacht. 8 37. — Wahrnehmung der Verfäumung, info- 
ferne fie nicht von einem Antrage abhängig iſt. 8 145. 

2) gi Abſ. 2. 9) 8 287. 

02. Der Antrag, wegen Säumnis einer a das 
Urt zu fällen (88 396, 398, 399) ift zurücdzumeifen:') 


———— — 


8 402. 1. Übergabe der Klage durch eine Privat: 
perfon ift nicht ordnungsmäßige Ladung. E. dv. 6. Mai 1902, 
3. 6556, Präv. 1902: ©. 266. 
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- 1. wenn der Nachweis fehlt, daß die nicht erjchtenene 
Parteia) zur Tagfabung ordnungsmäßig geladen wurde;?) 


2. wenn e3 bei Gericht offentundig?) ift, daß die nicht 
erichienene Partei durch Naturereigniffe oder andere unab- 
wendbare Zufälle am Erfcheinen gehindert ift; 

3. wenn die erfchienene Partei die wegen eines von 
Amts wegen zu berüdjichtigenden Umftandes‘) vom Gerichte 
geforderte Nachweiſung bei der Tagſatzung nicht zu beichaffen 
verinag. * 

Der Antrag, gegen Streitgenoffen wegen Säumnis das 
Urteil zu fällen, ift bei dem Borhandenfein einer nah 8 14 
zu beurteilenden Streitgenoflenihaft zurüdzumeifen, wenn 
auch nur betreffs eines der Eireiigenoffen der Nachweis der 
bang fehlt oder eines der in 3.2 angeführten Hinderniffe 
obwaltet. 


. Wenn dem Antrage, wegen Säumnis einer — das 
Urteil zu fällen, nicht ſtattgegeben wird, iſt die Tagſatzung 
von Amts wegen auf angemeſſene Zeit zu erſtrecken und auch 
die ſäumige Partei zur neuen Tagſatzung wieder zu laden.b) 


1) Durch ſofort anfechtbaren Beſchluß. 8 408. ?) 88 106- 108, 100, 
116, 145. 3. B. zu Handen eines nicht ausgewieſenen Bevollmächtigten. 
8 37. 9 8 269. *) Siehe $ 401, Anm. 1. 


a) Das Fehlen des Nachweiſes über die orbnungsmäßige Ladung bes 

* Intervenienten fteht dem Untrage, wegen Säumnis der Partei das 

Urteil zu fällen, lediglich dann entgegen, wenn dem Sntervenienten bie 

Stellung eines Streitgenoffen zukommt (8 20 8PO.). (IM. zu 8 402 
BpO.., P. 1.) 

Die geſetzlichen Beſtimmungen über die Gerichtsferien (88 222—235 
ZPO.) räumen den Parteien nicht das Recht ein, an fie ergehende Ladungen 
unberüdfichtigt zu laflen. (Siehe JM. zu $ 471 EBD. P. 1.) 

d) Wenn die erfchienene Partei auch bei der erftredten Tagſatzung die 
Nachweiſungen nicht vorbringt, welche das Gericht zum Zwecke der Feſt⸗ 
ftelung der Prozeßfähigleit der Parteien oder der PBrozeklegitimation der 

Bertreter oder zur Beſeitigung des. Zweifels über eine etiva vorhandene 
Streitanhängigfeit oder Rechtskraft fordert, jo ift je nad) der Sachlage 
mittel3 Beſchluß entweder die Nichtigfeit des Verfahrens auszufprechen 
oder das Berfahren mangels? Bollmacht aufzuheben oder die Klage wegen 
Streitanhängigfeit oder Rechtäfraft zurüdzumeifen. 


Gelingt es der erfchienenen Bartet, bei der erfiredten Tagfabung die 

vom Gerichte geforderten Nachweifungen beizubringen, fo ift auf ihren 

Antrag wider den Gegner, der auch) zur erjtredten Tagſatzung nicht er- 

fehienen ift, Berfänmungsurteil oder Urteil nad 8 399 ZPO. au fällen. 
(FM. zu $ 402 8PO.., P. 2.) 
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6 403. Wird der Antrag, wegen Säumnis einer Partei 
das Urteil zu fällen, dur Beſchluß zurückgewieſen, dieſer 
Beſchluß aber infolge Rekurſes aufgehoben, jo Tann das Ur- 
teil ohne Anberaumung einer neuen Tagſatzung gefällt 
werden.!) a) 
1) Längſtens binnen 8 Tagen nad) dem Einlangen der Alten. Eine 
Berfündung findet dann nicht ftatt. 8 415. 

a) Die Borfchrift des 8 403 findet in Bagatellfadhen Feine Antvendung, 
weil der das Verſäumungsurteil verfagende Beichluß gemäß 8 517 ZPO. 
nicht mittels Rekurs angefochten werben kann. (IM. zu 8 452 ZPO., P. 2.) 


Urteilsinpalt. 


6 404. Das in der Hauptiache gefällte Urteil hat alle 
die Hauptſache betreffenden Anträge zu erledigen,?) a) jofern nicht 
über einzelne diefer Anträge bereits früher entichteden wurde?) 
oder Diefelben einer abgefonderten Erledigung vorbehalten 
werden.?) 

Mehrere Rechtsftreitigleiten zwiſchen denjelben Parteien, 
welche nad $ 187 zu gemeinfamer Berhandlung verbunden 
wurden, jind durch dasſelbe Urteil zu enticheiden, wenn die 
Verbindung der Verhandlung nicht ſchon vor Füllung des 
Ürteiles aufgehoben‘) oder über einen der verbundenen a 
zeſſe gemäß 8 390 durch befonderes Urteil entſchieden wurde.®) 

2) Sanierung eines biesfälligen Verftoßes 8 496, 8. 1. — In dem 

das Mandats» und Wechfelverfahren erledigenden Urteile ift auszuſprechen, 
ob und inwieweit der Bahlungsauftrag aufrecht erhalten bleibe. 88 558, 


8 403. Bgl. 8 527 Nr. 6. 

— 1. Im Urteile kann über eine ſtreitige Vorfrage 
der tſtehung des Klagsanſpruches entſchieden werden. €. v. 
10. Dezember 1891, 3. 12673, Now. IV, 417. 

2. Trotz teilweiſer Anerkennung des klägeriſchen 

Anſpruches durch den Beklagten iſt im Urteile über den vollen 
Inhalt des Klagebegehrens zu entſcheiden. E. v. 24. Jänner 1860, 
3. 611, Sig. 1066. 
. 3. Die Buerfennung eines Rechted darf nicht vom Eintritt 
einer no unerfüllten Suspenfipbebingung abhängig ge- 
macht werden. E. dv. 22. Oltober 1861, 3. 6468, Sig. 1404; 
13. Aug. 1861, 3. 5060, Sig. 1373; 

doch ift bei Anfprühen aus einem zweifeitigen Ber- 
trage die Verpflichtung zur Gegenleiftung als Bedingung der 
Zahlungspflicht des Bellagten in das Urteil aufzunehmen. €. v. 
29. Jänner 1873, 3. 13395, Sig. 4859. 

4. Ein grammatitaliih und logiſch ein Ganzes bildendes 
Klagebegehren darf nicht zerteilt und nad) den gefonderten 
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559. Ähnlich im Beſtandverfahren 8 572. — In dem Urteile kann auch 
über die Koftenerfagpflicht des ſchuldtragenden Vertreters und Bevollmäch⸗ 
tigten erfannt werden. 8 49, Abſ. 3. 

%) Durch Teilurteil 88 391, 394, oder Zwiſchenurteil 8 3983. 

3) In dem alle der Yällung eines Teil» oder Yiwifchenurteiles Hin: 
fihtlih der Koften und fonftigen Nebengebühren. 88 892, Wbf. 2, 393, 
Abſ. 4, 52. — Bei Einfchränkung der Anträge im Laufe der Verhandlung 
(8 2335, Abſ. 4, insbefondere Zurüdnahme der Klage mit Zuftimmung des 
Gegners, auch teilweife, 8 287, Abf. 4) ift, foferne nicht burd Urteil zu 
erledigender Verzicht vorliegt (8 394), nur über das eingefchränlte Be⸗ 
gehren zu erkennen. 

*) 8 198, Abi. 1. 

5) In dem Urteile, durch welches einem bei ber Meiftbotsverteilung 
oder der Verteilung der Ertragsüberfchüfle der Zwangsverwaltung er⸗ 
bobenen Widerſpruche flattgegeben wird, ift auch ohne ein darauf gerich⸗ 
tetes Begehren auf Grund des Berteilungsbefchluffes und ber Alten des 
Berteilungsverfahrens zu beftimmen, weldem Gläubiger und in weldem 
Betrage ber ftreitige Teil der Maſſe auszuzahlen ſei. 88 288, Abſ. 1, 
1238 ED. 

a) Daß die Klage nicht endgiltig, jondern nur wegen vorzeitiger An⸗ 
ftelung u. &. „angebracdhter Maßen“ abgewieſen wird, ift im Urteils- 
fprude (8 417, 8. 3, 8P0.) zum Ausdrucke zu bringen. (IM. zu 
8 404 ZPO.) 


6 405. Das Gericht ift nicht befugt, einer Partei 
etwas zuzuſprechen, was nicht beantragt ift.!)a) Dies gilt ins⸗ 


— Senne beurteilt werben. €. v. 24. Mai 1888, 3.3958, 
. 12198. 

5. Soll bei Abweifung der — die Geltendmachung 
anderer Anſprüche aus dem der Klage zu Grunde liegenden 
Rechtsverhältniſſe vorbehalten werden, ſo iſt die Formel 
„dem Klagebegehren wird nicht ſtattgegeben“ zu gebrauchen. E. b. 
13. Juni 1860, 3. 6180, Sig. 1149. 

6. Wegen bloß ungenauer Formulierung bes Klage- 
begehrens ift die Klage nicht abzuweiſen. E. v. 15. Oktober 
1890, 3. 8336, Now. IV. 315. 

7. Urteilsſchöpfung gegen eine während des Prozeſſes ge— 
löſchte Liquidationsfirma. E. v.3. Jänner 1882, 3. 14618, 
AT. 1006. 

8. Die unrihhtige oder mangelhafte Bezeichnung der 
im einzelnen Falle anzumwendenden gejeglichen Beftimmungen 
hindert da8 Gericht nicht, den Tatbeftand den richtigen gefeglichen 
en zu fubjumteren. €. v. 20. Dezember 1898, 3. 15826, 

g. 416. 

8 405. 1. Infolge der auf einen beftimmten Geldbetrag 

lautenden Klage kann nicht zur Zahlung einer unbeftimmten, 
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befondere von Früchten, Binfen und anderen Nebenforde- 
rungen.?) 

1) Alternatives Begehren. 8 410. 

2) Vorlage des Koftenverzeichnified genügt. 8 52, Abſ. 8. 

a) Den Bellagten zur Leiftung des Interefies wegen Nichterfüllung 
einer ihm obliegenden Berbinblichleit zu verurteilen, ift das Gericht ohne 
einen barauf gerichteten Antrag des Kläger nicht befugt. (IM. zu 

_8 405 BED.) 

in ihrer Ziffer von Fünftigen und ungewiſſen Ereigniffen abhängigen 
Geldfumme verurteilt werden. €. v. 27. Juli 1859, 3. 3910, 
Sig. 835. 

. 2. Verurteilung mehrerer Erben zur Bo ng einer Ber- 
laſſenſchaftsſchuld nah Maßgabe der Uuotienten ihrer Erb3- 
anteile. €. v. 25. Mai 1881, 3. 3167, Sig. 8404. 

3. Die Berurteilung Tann aus einem in der Klage nicht 
geltend gemachten Rechtsgrunde erfolgen. E. dv. 8. Jänner 
1862, 3. 6860, Sig. 1453; 20. November 1861, 3. 7158, Sig. 
1419; 30. Dezember 1856, 3. 10344, Sig. 264 u. a. (26. Juni 
1855, 3. 4654, Sig. 104; 28. März 1855, 3. 1987, Sg 769); 

Berihtigung des verfehlten rechtlichen efihht3- 
punttes der Klage dur das Gericht. €. dv. 13. Auguft 1886, 
3. 8383, Sig. 11138. 

4. Infolge der Klage auf Zahlung einer vereinbarten Pro- 
vifion für Vermittlung eines Gefchäftes kann das Gericht eine 
angemefjene Entihädigung für nicht zu ftande gekommenen Dienfte 
($ 1115 abGB.) zufprechen. E. v. 20. Februar 1900, 3. 527, 
SB. 1902 : 44. 

5. Infolge der Klage auf Zahlung kann auf gerichtliche 
Erlag der begehrten Summe erlannt werden. ©. v. 8. Jul 
1858, 3. 7278, Sig. 592. 

6. Infolge des Begehrens, eine Schenkung wegen Ber- 
fürzung der Gläubiger für unwirkſam zu erflären, 
kann dem Gläubiger das Necht zuerkannt werden, fich aus der 
verſchenkten Sache Befriedigung zu holen. E. v. 29. März 1871, 
3. 9657, Sig. 4105. 

7. Eine aus dem Titel des Kaufvertrages eingellagte 
Forderung kann im Urteile auf Grund ded $ 83 WO. zu⸗ 
gefprocden werden. €. v. 5, März 1861, 3. 1491, Sig. 1280, 

8. Der als Bürge und Zahler Belangte kann als 
Sun Bürge verurteilt werden. €. dv. 18. April 1873, 3.2500, 

g. 4941. - 

9. Auf Grund eined Alternativbegehrens darf nicht 
ſchlechthin zu einer der beiden dem Beklagten zur Wahl über- 
Loffenen Leiftungen verurteilt werden. E. v. 15. Oktober 1891, 
3. 10939, GH. 1892: 13. 

10. Die in der Klage begehrte Dienftbarkeit Tann in ein- 
geſchränkter Begrenzung (Ausübung nur während eines Teiles 


. 


1 
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6 406. Die Verurteilung zu einer Leiſtung iſt nur 
zuläflig, wenn die Fälligkeit zur Zeit der Urteilsihöpfung 
bereit3 eingetreten ift. Bei Anſprüchen auf Alimente!) kann 


des Jahres) zuerlannt werden. &. v. 12. April 1893, 3. 4095, 
Sig. 14671. 

11. Im Urteile Tann ein Borbehalt zu Gunſten des 
Klägers gemacht werden, wenn aus den Alten erhellt, daß ihm 
a anderes Necht gebührt. E. v. 28. März 1856, 3. 2485, 

g. 176; 

ober daß die vom Kläger nicht erfüllte Bedingung des 
nn von ihm noch nachträglich erfüllt werden 
fann. €. v. 18. Juli 1855, % 5127, Sig. 113; 

wenn fi jedoch der Kläger bei Einfhräntung des 
Klagebegebrens auf die vom Gegner anerlannte Summe 
die Anftelung einer neuen Klage bezüglich des Mehrbetrages 
vorbehält, ift über diefen Vorbehalt im Urteile nicht zu entfcheiden. 
E. dv. 9. Juni 1875, 3. 3714, Sig. 5752. 

12. Der zur Zahlung eines Betrages „auf Grund“ 
einer Urkunde Verurteilte kann die Zahlung nicht von der 
Rückſtellung diefer Urkunde abhängig machen. E. v. 24. April 
1878, 3. 4611, Sig. 6925. 

8 406. Daß die Fälligkeit der eingellagten Forderung erit 
während des Prozesfes eingetreten ift, fteht der Verurteilung 
des Beklagten nicht entgegen. &. v. 15. Oktober 1889, 3. 10037, 
$B. 1889248; 20. Juni 1888, 3. 6783, Sig. 12233; 4. März 
1886, 3. 1812, Sig. 10959; 31. Jänner 1882, 3. 632, Sig. 8857; 

3. B. Verurteilung zur Zahlung de8 Pachtzinjes, deſſen 
Fälligkeit erft während des Prozeffes eingetreten if. E. v. 25. Mai 
1898, 3. 6429, Sig. 196; 

doch find in ſolchem Falle die Streitfoften gegenjeitig auf- 
subeben. €. v. 4. März 1886, 3. 1812, Sig. 10959; 
oder dem Kläger die Koften der vor der Fälligkeit uuter- 
nommenen Prozeßfchritte nicht im vollen Betrage zuzufprechen. €. 
v. 20. Zuni 1888, 3. 6783, Sig. 12233. 

2. Die Kompenfation mit einer erft während des Pro⸗ 
zeſſes fähig gewordenen Gegenforderung ift im Urteile zu berück⸗ 
fihtigen. €. v. 5. November 1884, 3. 8261, Sig. 10245; 

desgleichen eine während des Prozeffed erfolgte Zahlung. 
E. v. 5. September 1888, 3. 6540, Sig. 12336; 

oder eine Veränderung des Sachverhaltes nad An— 
ftellung der Klage (Auffinden der Ware, wegen deren Verluft vom 
Spediteur Schadenerfag begehrt wurde). E. v. 14. Oftober 1862, 
3. 6101, Sig. 1574; 

auch der Eintritt eimer die Nativität des Klagsan- 
ſpruchs bedingenden Tatſache. E. v. 11. Februar 1879, 3. 11691, 
Sig. 7328; 8. Juli 1856, 3. 5767, Sig. 209. 


- 
.. 
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auch zu Leiſtungen verurteilt werden, welche erit nad) Er- 
laffung des Urteiles fällig mwerden.«a) 

2) 81418 abGB. (aus dem Geſetze oder aus Nechtögeichäften unter 
Lebenden oder von Todesiwegen). 

Bur Sicherung von Anfpräden auf Gewährung bes Unterhaltes ift 
auf Antrag bie Bornahme von Erekutionshandlungen zu beiwilligen, wenn 
wider den Verpflichteten wegen Hereinbringung verfallener Unterhaltsraten 
fon einmal Exekution geführt werden mußte. Die Sicherftelung darf 
jeweils nur für den Betrag der in einem Jahre fällig werdenden Unter: 
baltsraten gewährt werben. 8 872 ED. 

a) Soweit die vom Kläger beanspruchten Leiſtungen zur Beit ber 
Urteilsfchöpfung noch nicht fällig find, ift, vom Alimentenanſpruch abge: 
ſehen, ri Klage zurüdzumeilen. (IM. zu $ 406 ZPO.) 

6 407. Bei Berurteilunga) zur Entrichtung einer Geld» 
rente wegen Tötung, Körperverlegung oder ung 9 
kann das Gericht, wenn eine Sicherſtellung der künf 
Zahlungen ana notwendig erjcheint, auf Antrag im 
teile auch auf Sicherheitsleiitung?) erfennen. Wenngleich im 
Prozeſſe ein ſolcher Antrag nicht geſtellt wurde, kann der Be⸗ 
rechtigte ar im Wege der Kla Sicherheitsleiftung 
verlangen, falls die — des Verpflichteten 
ſich inzwiſchen erheblich verſchlechtert haben. 

Unter derſelben en kann der Berechtigte eine 
Erhöhung der im Urteile beitimmten — mittels Klage 
begehren. 

1) 88 1885--1329 abGB. 

2) 8 56, nicht im Sinne 88 1873, 1874 abGB. 

a) Die Borichrift des 8 407, Abſ. 1, ZPO. gilt auch für ftrafgericht- 

liche Entfcheidungen über privatrechtliche Anſprüche. 

Falls der Strafrichter im Adhäfionsverfahren zur Entrichtung einer 
Geldrente wegen Tötung, Körperverlegung oder Freiheitsentziehung ver- 
urteilt, kann er auf Antrag in feinem Urteile auf Sicherheitsleiftung für 
bie Hinltien Bahlungen erlennen. (IM. zu 8 407 BRD.) 

Findet das Gericht, daß die unterliegende Partei 
— a. Prozeß geführt hat, fo kann es Diefelbe 


3. Zuerkennung eingellagter Advolaten- Vertretungs- 
toften, wiewohl deren er erft im Laufe ne anhängigen 
ee erfolgte. v. 18. Dezember 1889, 3. 11635, FB. 
1890 : 

1. Dte aktive Legitimation zur Klage muß ſchon 3 
3 ne ——— begründet ſein. v. 8. Mai 1899, 
4839, Sig. 6 

8 408. 1. "Die Verurteilung zur Leiftung eines Entfpäbi- 
gungsbetrages ift mittel8 Berufung anzufechten. E. v. 4. Juli 
1899, 3. 10939, Sig. 662. 











Sicherheitsleiftung. Mutwillige Progeßführung. 417 


auf Antrag der ftegenden Partei zur Leiftung eines entiprechen- 
den Entihädigungsbetrages verurteilen. 
Durch die Verhandlung über diefen Antrag darf die 
Entſcheidung in der Hauptjache nicht aufgehalten werden. a) 
ei Beſtimmung des Entichädigungsbetrages iſt auf die 
Vorſchrift des 82731) Bedacht zu nehmen. 


1) Feſtſetzung des Entichädigungsbetrages nad) freier Überzeugung 
ſelbſt mit Übergehung eines angebotenen Beweiſes. 

Nach Art. 56 bed internationalen Übereintommens über den Eiſen⸗ 
bahnfrachtverlehr v. 14. Oltober 1890, RGB. Nr. 186/1892, erlangen 
Urteile, welche auf Grund der Beftimmungen dieſes Übereinfommens von 
dem zuftändigen Richter infolge eines kontradiktoriſchen oder eines Ver⸗ 
fäumnigverfahrens erlafien und nach den für den urteilenden Richter 
maßgebenden Gejegen vollitredbar geworden find, im Gebiete jämtlicher 
Bertragsftaaten Bollitredbarleit, unter Erfüllung der von den Geſetzen 
des Landes vorgefchriebenen Bedingungen und Sormalitäten, aber ohne daß 
eine materielle Prüfung des Inhalts zuläffig wäre. „Auf nur vorläufig 
vollftredbare Urteile findet diefe Borfchrift feine Anwendung, ebenjowenig 
auf diejenigen Beſtimmungen eines Urteils, durch welche der Kläger, weil 
derfelbe im Prozeſſe unterliegt, außer den Prozektoften zu einer weiteren 
Entſchädigung verurteilt wird.“ 

a) Der Antrag, die unterliegende Partei wegen offenbar mutiwilliger 
Prozeßführung zu verurteilen, Tann fchon während ber mündlichen Ner- 
handlung, vor der Urteilsihöpfung, als Eventualantrag für den Fall, 
als der Gegner ſachfällig würde, geftellt werden. Die Verhandlung über 
diefen Eventualantrag Tann mit der Verhandlung zur Hauptſache ver- 
bunden und über beides mit einem Urteile entjchieden werden. Wenn 
jedoch die gleichzeitige Erörterung darüber, ob die Prozeßführung ein 
mutwillige fei, die Verhandlung der Hauptfache erfchweren, verzögern, 
verwirren oder verteuern würde oder wenn das Unterliegen der Partei, 
gegen welche der Entichädigungsanipruch erhoben wird, zunächſt unmahr= 
Icheintich ift, fo ift die Berhandlung über den Antrag auf Entichädigung 
wegen mutiwilliger Prozeßführung von der Berhandlung der Hauptſache 
abzujondern (8 189 8PO.) und erft nah Fällung des Urteiles in 
der Hauptfache, wenn nicht jener Untrag dadurch überhaupt hinfällig wird, 
durchzuführen ($ 408, Abi. 2, ZPO.) 

Wird in dem in der Hauptfache ergebenden Urteile über einen ſchon 
während der mündlichen Berhandlung geftellten Antrag auf Entſchädigung 
wegen mutwilliger Prozebführung nicht entichieden, fo ift dieſes letzteren 
Antrages im Urteilstatbeftande nichtsdeitoweniger Erwähnung zu tun. 
Die Entſcheidung Über den Antrag erfolgt ſodann durch Ergänzungsurteil 
(5 428 8PO.); nur wird die Verhandlung über den Entſchädigungsanſpruch 
nach Fällung des Urteils in der Hauptjache von Amts wegen fortgeleht, 
ohne daß e3 eined Ergänzungsantrages nad) 8 423, Ab. 2, bedarf. (IM. 
zu 8 408 8PO., B. 1.) 

Nah Schluß der mündlichen Verhandlung zur- Hauptiadhe 
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kann der Entihädigungsaniprud nad) 8 ME ZPO. nur mittel® befonderer 
Klage geltend gemacht werden. (IM. zu 8 408 ZPO. P. 2.) 

6 409. Wenn in einem Urteile die Verbindlichkeit zu 
einer Leitung auferlegt wird, ift zugleih auch die Friſt für 
diefe Leiftunga) zu bejtimmen. Diefe Frift beträgt, fofern in 
dieſem Geſetze nicht etwas anderes bejtimmt iſt,) vierzehn Tage. 

Wird jedoh die Pflicht zur Verrichtung einer Arbeit 
oder eines Gefchäftes auferlegt, jo hat das Geriht zur Er- 
füllung der Verbindlichkeit mit Berüdfihtigung der perſön⸗ 
lihen Verhältniſſe des Verpflichteten eine angemefjene Friſt 
zu bejtimmen. SHiebei iſt insbejondere auch darauf zu achten, 
daß der PVerpflichtete Durch die zu verrichtende Handlung 
nicht an der rechtzeitigen Vornahme der Saat», Schnitt- oder 
Weinlefearbeiten?) gehindert wird. 

Die Friſten beginnen mit dem Tage nad Eintritt der 
Rechtskraft des Urteiles.?)d) 

2), Im Wecjielverfahren 3 Tage. 8 555, 3.1. — Räumungsfriften 

im Beftandverfahren 8 573. — Im Belisftörungsverfahren ift die Frift 
vom Richter im Endbefchluffe zu beftimmen. 8 459. 

2) Die Aufzählung ift tarativ. 

2) 8 411. — Exekution zur Sicherftelung kann auch ſchon vor Ein- 
tritt der Rechtskraft und vor Ablauf der PBaritionzfrift bewilligt werden. 
8 370 EO. 

a) Auf Anfang und Ablauf dieſer Friſt find die Gerichtsferien ohne 
Einfluß. (IM. zu 8 225 ZPO.) 

d) Die Vorjchrift des 8 409, dritter Abſatz, ZPO. bezieht ſich nicht 
auf den Fall, daß das Urteil ohne Erhebung eines Rechtsmittel! in Rechts⸗ 
kraft erwächſt. 

Wenn gegen das Urteil ein Rechtsmittel nicht eingelegt wird, iſt die 
Friſt zur Erfüllung der im Urteile auferlegten Verbindlichkeit von dem 
Tage nach Zuſtellung des Urteiles an die zur Leiſtung verpflichtete 
Perſon, im Bagatellverfahren aber, ſofern das Urteil den Parteien gegen⸗ 
über mit der Verkündung wirkſam wird ($ 452 8PO.), von dem Tage 
nad) Verfündung des Urteiles zu rechnen. 

Wenn gegen da3 Urteil ein Rechtsmittel eingelegt wird, beginnen Die 
im $ 409 ZPO. beitimmten Friften mit dem Tage nad Eintritt der 
Rechtskraft des Urteiles. 

St die Friſt zur Erfüllung der im Urteile auferlegten Verbindlichkeit 
fürzer als die Rechtsmittelfriſt, jo gilt die Erfüllungsfrift mit der Rechts— 


8 409. 1. Die vierzehntägige Leiftungsfrift gilt auch für die 
Bezahlung der in einem Strafurteile zuerkannten Vertretungs- 
foften. €. v. 8. Zuli 1902, 3. 9416, GH. 1903 : 16. 

„..2. Beltimmung einer angemeffenen längeren Friſt zur urteils- 
mäßig auferlegten Löfhung einer Dienftbarkeit. €. v. 
15. März 1898, 3. 3755, Sig. 64. 
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mittelfrift abgelaufen. Gutachten des Oberften Gerichtähofes 
zu 8 409 8PO., P. 1.) . 

Die Frift zur Erfüllung der im Urteile auferlegten Verbindlichkeit 
beginnt in dem Falle, als das Urteil in zweiter Inſtanz beftätigt wirb, 
mit dem Tage nad) Buftellung der Berufungsentfcheidung an die ver- 
urteilte Partei. (IM. zu $ 409 8PO., P. 2.) 

In den Urteilen, welche auf Grund von Einwendungen im Mandatss, 
Wechſel⸗ und Beitandverfahren ergehen, ift auszujprecdhen, ob und inwie⸗ 
weit der an den Bellagten urjprünglich erlafiene gerichtliche Auftrag auf: 
recht erhalten wird (88 553, 559, 572 8PO.). Es ift baher, fofern der 
Klage oder Kündigung u. f. w. ftattgegeben wird, in einem folchen Urteile 
nicht eine befondere Leiftungsfrift zu beftimmen, fondern lediglich Die 
im Bahlungs3= oder Räumungdauftrage u. ſ. w. angegebene 
Zeiftungsfrift zu beftätigen. (IM. zu 8 409 8PO., P. 3.) 

Die Beitimmungen bed 8 409 ZBO. find auch bei ftrafgerichtlichen 
Erkenntniſſen über privatredhtlihe Anſprüche (88 367 ff. StBD.) analog 
anzuwenden. (FM. zu 8 409 ZPO., P. 4.) 

6 410. Wird in einem Urteile ein Gegenftand zuer- 
fannt, der nicht in einem Geldbetrage befteht, jo ijt zugleich 
auszusprechen, daß fich der Beklagte durch Bahlung des Geld- 
betrages, welchen der Kläger in der Klage!) oder während der 
Verhandlung?) anjtatt dieſes Gegenjtandes anzunehmen fich 
bereit erflärt hat,?) von der Leiftung dieſes Gegenjtandes be- 
freien Tönne. 

1) 8 226, Abſ. 3, 8 56 IN. 2) 8 235, Abſ. 4. *) Dies gilt aber 

nicht Binfichtlih der ohne diefe Erflärung angegebenen Bewertung de3 
Streitgegenftandes, vergl. 8 56, Abſ. 1 u. 2 IN. 


Rechtskraft des Urteiles. 


6 All. Durch ein Rechtsmittel nicht mehr anfechtbare 
Ürteile find der Rechtskraft infoweit teilhaft, al3 in dem 
Urteile über einen durch Klage oder Widerflage?) geltend ge- 
machten Anſpruch oder über ein im Laufe des Wrogeites itreitig 
ewordenes Rechtsverhältnis oder Recht entichieden ift, hin⸗ 
—2*— deſſen gemäß 88 236 oder 259 die Feſtſtellung des 
Beſtehens oder Nichtbeſtehens?) begehrt wurde.a) Die Ent- 


8 411, 1. Einwendung der rehtsträftig entſchiedenen 











aus ae des Mandatsverfahrens. 
E. v. 14. uni 1882, 3. 2503, Sig. 9017; 

aus Wechfelzahlungsaufträgen, wider welde Ein- 
wendungen nicht erhoben wurden (gegen die Klage auf Rückerſtat⸗ 
tung des Wechjelbetrages wegen nicht erhaltener Baluta. €. v. 
17. Juli 1883, 3. 7541, Sig. 9520 — wegen doppelter Zahlung 
der Wechfelfumme. E. v. 8. Oftober 1870, 3. 7667, Sig. 3900); 


27* 
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icheidung über den Beſtand oder Nichtbeitand einervom Beklagten 
ur Kompenfation geltend gemachten Gegenforderung ift der 

echtöfraft nur bis zur Höhe des Betrages teilhaft, mit welchem 
aufgerechnet werden joll.d) 

Die Rechtskraft des Urteiles ift von Amts wegen zu be- 

rüdfichtigen.?) 

1) 8233, Abſ. 2, 896 IN. 2) Allenfalls duch Zwiſchenurteil. 8 393, 
2) Form der Enticheidung über die Rechtskrafteinwendung 8 261. — 
Wiederaufnahme des Verfahrens, wenn bie Bartet ein früheres rechts⸗ 
fräftiges Urteil auffindet ober zu benügen in den Stand gejebt wird. 
8 530, 8. 6. 

Die rechtskräftige Seftftellungsentfheidbung des Patents 
amtes, daß ein beftimmtes Erzeugnis oder Verfahren nicht unter ein 
beftimmtes Patent fällt, fchließt jeden gerichtlichen Schritt des Patents 
inhabers gegen denjenigen, ber die Feititellungsentfcheidung erwirkte, wegen 
Eingriffes Hinfichtlid) des in der Entfcheidung bezeichneten Erzeugniſſes 
oder Verfahrens aus. 8 111 Gef. v. 11. Januar 1897, RGB. Nr. 30, 
betreffend den Schuß von Erfindungen (Patentgeſetz). 

a) Inzidenzentſcheidungen über Vorfragen, ohne Zwiſchenantrag 
auf Feititellung, erwachſen nicht in Rechtskraft. (Siehe JM. zu 8 190 
ZPO. P. 2.) 


aus Verſäumungsurteilen. E. v. 2. Mai 1878, 3. 10231, 
Slg. 6944; 

aus der Entſcheidung über die Unechtheit einer Urkunde. 
E. v. 4. November 1869, 3. 6312, Sig. 3555; 

aus dem abweislihen Erfenntniffe: „das Klagebegehren 
babe nicht ſtatt“. E. v. 11. Februar 1869, 3. 11967, Sig. 3286 ; 

aus einem wegen mangelnder Klagßlegitimation 
abmeijenden Urteile. E. v. 22. Auguft 1860, 3. 9810, Sig. 1181. 

2. Auf gerichtlide Beſcheide, die feinen Nechtöftreit ent⸗ 
fcheiden, fjondern ein Gefuh aus formellen Gründen 
abmweijen, kann die Einrede der Rechtskraft nicht gegründet 
werden. €. v. 12. Jänner 1899, 3. 249, Sig. 459.} 

"3. Ferner nidt: 


auf ein ausländifches, im Inlande nit volftredbares 
Urteil. E. dv. 28. Februar 1893, 3. 2222, Sig. 14611; 10. Des 
zember 1891, 3. 14691, JB. 1892115 
j auf ein im Auslande von einem nicht prozeßfäbigen 
DOfterreicher erwirktes Urteil. E. v. 13. November 1882,3.10373, 
Sig. 12432; 

auf die Enticheidung: „das Slagebegehren habe derzeit nicht 
ftatt.” €. v. 11. Februar 1869, 3. 11967, Sig. 3286; 

auf ein wegen Unzuftändigkeit des Gerichtes er 
gangenes abweisliches Erkenntnis, wenn nachträglich vom Kläger 
infolge des über die Kompetenzfrage ergangenen reichsgerichtlichen 
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Eine bloß einredeweiſe Berufung auf kompenſable Gegenforderungen 
(ohne Zwiſchenantrag auf Feſtſtellung) bewirlt noch nicht Streitanhängig⸗ 





Erkenntniſſes Erneuerung oder Fortſetzung des Verfahrens be- 
antragt wird. €. v. 16. April 1889, 3. 4163, Nom. III, 86; 

auf einen lediglich in den Urteilsmotiven enthaltenen 
Ausſpruch. E. 0.27. März 1890, 3.3124, ©3.1890 :19; 14. Des 
zember 1859, 3. 14100, Sig. 931; 2. Juli 1857, 3. 5275, Sig. 
406 (25. November 1857, 3. 10020, Sig. 477; 11. März 1857, 
3. 1812, Sig. 3099); - 

auf einen zwiſchen den Parteien gejchloffenen gerichtlichen 
Vergleich. E. v. 21. November 1900, 3. 15492, Sig. 1193. 

4. Bedingungen der materiellen Rechtskraft in ſubjektiver 
Beziehung: 

Öleichheit der Parteien. €. v.16. November 1899, 3. 16345, 
Sig. 749; 4. September 1855, 3. 7452, Sig. 130 (8. Juli 1857, 
3. 6157, ©Stg. 4129); 

es ift jedoch nicht erforderlich, daß die Parteien in beiden 
Prozeffen in der nämlichen Parteirolle auftreten. ©. v. 
2. Mai 1878, 3. 10231, Sig. 6944; 

auch wird die Identität der Parteien durch die Beiziehung 
eine8 Vertretungsleiſters (Nebenintervenienten) nicht aufs 
gehoben. E. v. 11. Februar 1869, 3. 11967, Sig. 3286; 

die Rechtskraft wirkt nicht gegen den Zeffionar. ©. v. 
29. September 1880, 3. 6061, Sig. 8792; 

und nicht gegen denjenigen, der die Forderung im Wege 
fridamäßiger Feilbietung erworben hat. ©. v. 21. März 
1889, 3. 1531, 38. 1889 : 35. 

5. Dem Urteile über ein Rechtsverhältnis des FJamilien- 
rechtes (eheliche Geburt) kommt auch gegenüber den am Prozeſſe 
nicht beteiligten Perfonen Rechtskraft zu. E. v. 12. Dezember 1901, 
3. 15528, 69H. 1602: 45. 

6. Die Rechtsfrafts-Einrede ift nicht begründet, wenn der 
neue Anfpruh auf einem anderen Rechtsgrunde beruht. 
€. dv. 18. April 1900, >” 1707, Ref. 1901: ©. 1655 

die rechtskräftige Abweifung der Klage auf Zahlung eines 
vereinbarten Lohnvorſchuſſes fteht daher nicht der Klage auf 
Zahlung eines Lohnvorfchuffes nach Maß des ausgeführten Wertes 
($ 1156 ab GB.) entgegen. €. v. 8. Jänner 1902, 3. 63, 382. 
1902 : 129. 

7. Auf Grund des rechtsfräftigen Urteiles, womit die Klage 
auf Anerkennung eines Benügungsrehtes abgewieſen 
wird, Tann der Eigentümer der dienenden Sache auf Nichtbeitand 
und Löſchung dieſes Benützungsrechtes Hagen; gegen dieje Klage 
ift Verteidigung aus einem neuen, im früheren Prozefle nicht 

eltend gemachten NRechtsgrunde zuläffig. E. v. 30. März 1899, 
. 2467, Sig. 563. 
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feit dieſes Anſpruches, da fie zu einer rechtöfräftigen Entfcheibung über 
den Beſtand der Gegenforderung nicht führen kann. (YM. zu 8 233 
8PO., P. 1.) 


8. Die Beſchränkung der Klage auf einen geringeren Be- 
trag ſchließt bei Gleichheit des Forderungstiteld die Einwendung 
der Rechtskraft nicht aus. E. dv. 7. Zänner 1886, 3. 14197, 
Slg. 10882. 

9. Die Einwendung der Nechtöfraft findet nicht ftatt gegen 
den Anſpruch auf Erhöhung der in einem früheren Urteile zu» 
ertannten Alimente €. v. 4. Juli 1878, 3. 3706, Sig. 70565 

auch nicht gegen die Klage auf Zahlung des in einem früheren 
Urteile (ungeachtet eines darauf gerichteten Begehren?) nicht zu⸗ 
geſprochenen Teiles der Zinſen. €. v. 14. Juni 1882, 
3. 2508, Sig. 9017; 

ferner nicht gegen die Klage auf Zahlung bereits für eine 
fpätere Periode durch Urteil zugejprodener Zinjen € v. 
7. Jänner 1869, 3. 12206, Sig. 3235 (16. Februar 1882, 3.365, 
Sig. 88907); 

ebenjomwenig gegen die Klage auf NRüdzahlung de3 Dar» 
lehens „gegen Ruͤckſtellung des zur Dedung erhaltenen Wechiels“, 
wenn früher fchlechthin auf NRüdzahlung des Darlchens geflagt 
worden war. E. v. 17. Jänner 1871, 3. 14244, Sig. 4019. 

10. Durch die rechtäfräftige Zuerkennung von Verzugszinſen 
wird die nachträgliche Einklagung einer Konventionalftrafe 
für den Zahlungsverzug nicht gehindert. €. v. 4. Mai 1876, 
3. 788, Sig. 6130. 

11. Die Klage auf Ungültigerflärung eine Beftand- 
dertrages und die Klage auf Aufhebung dieſes Vertrages be- 
ziehen fich nicht auf denfelben Gegenftand. E. v. 19. April 1877, 
3. 14284, Sig. 6457. 

12. Durch die Enticheidung über die Klage auf Zahlung des 
Kaufpreifes wird weder gegen die Klage auf vollftändige Uber- 
gabe des Kaufgegenftandes die Einwendung der Rechtskraft 
begründet. E. v. 3. Juli 1855, 3. 5765, Sig. 978; 

noch gegen die Klage auf Rüdzahlung der Kaufſchillings⸗ 
fumme wegen grundloſer Bereiderung €. v. 17. uni 
1902, 3. 8519, Not. 1903 :8. 

13. Das rechtäfräftige Urteil über die Klage auf Leiftung 
ftebt der auf bdenfelben Vertrag geftügten Klage auf Rech— 
nungslegung nicht entgegen. ©. v. 20. September 1899, 
3. 11406, Sig. 704; 

ebenjo die recht3kräftige Abweifung der Gewährleiftungs- 
age nicht der Klage auf Aufhebung desfelben Vertrages wegen 
Verfürzung über die Hälfte. E. v. 26. Juni 1900, 3. 9032, 
Slg. 1069. 

14. Nach Abweifung der Klage, momit für eine gewiffe Periode 
Rechnungslegung gefordert wird, kann jpäter für eine, andere 





Rechtskraft des Urteiles. 423 


db) Wenngleich die urteilämäßige Feſtſtellung einer zur Kompenfation 
geltend gemachten Gegenforberung nur bis zur Höhe des aufzurechnenden 
Betrages rechtökräftig wird, darf fie fi) doch nicht auf diefen Betrag be⸗ 


Periode neuerlih Rehnungslegung begehrt werden. E. v. 
12. November 1869, 3. 11165, Sig. 3564. 

15. Durch die Verjchiedenheit des in der Eigentumsfklage 
geltend gemadten Erwerb3grundes wird die Einwendung der 
rechtskräftig entfchtedenen Streitfache nicht ausgeſchloſſen. €. v. 
2. Mai 1878, 3. 10231, Sig. 6944; 27. Oktober 1871, 3. 11696, 
Slg. 4288 (13. Juni 1879, 3. 5085, Sta. 7512?); 

die rechtäfräftige 'Zuerlennung des Eigentumes fchließt viels 
mehr eine neuerliche Prüfung des rechtlichen Charakters des 
diefem Urteile zu Grunde gelegenen Nechtsgejchäftes aus. €. v. 
5. November 1897, 3. 13122, Sig. 16140. * 

16. Die Berufung auf die fpezielle Erbfolge in Bauern» 
güter nach Abweifung der auf die allgemeine gefegliche Erbfolge 
gen Klage bewirkt feine WVerfchiedenheit des Titels des 

lagerechtes. E. v. 2. Yuni 1882, 3. 2543, Sig. 9007. . 

17. Die auf die Anexkennung von Forderungen ge 
gründete Klage ift mit der Klage, in welcher die der Anerkennung 
zu Grunde liegenden Forderungen jelbft (als Forderungen aus 
dem Kanfvertrage u. ſ. w. geltend) gemacht werben, identiſch. €. v. 
22. Dezember 1881, 3. 13295, Sig. 8599; 20. März 1879, 
3. 14451, Sig. 7383 (5. Oftober 1866, 3. 7623, Sig. 2633). 

18. Die rechtsfräftige Abweiſung einer Klage ftcht einer 
fpäteren Klage auf Bezahlung eines größeren Lohn— 
betrages für diejelben Dienite fchlechthin entgegen und nicht 
bloß bis zur Höhe des früher beanjpruchten Betrages. E. v. 4. Juni 
1902, 3. 8017, 38. 1902: 247. 

19. Das Urteil über die Darlehensklage wirkt gegen die 
Rüdforderung derſelben Summe mittels Kondiktion nicht Rechts⸗ 
traft. €. v. 16. Februar 1887, 3. 1063, Sig. 11458. 

20. Zwilchen der Hypothekarklage und der gegen den Be- 
figer der Pfandfache als PBerfonalichuldner erhobenen Klage beiteht 
nicht das Verhältnis der Identität. E. v. 17. Jänner 1883, 3. 
15183, Sig. 9270; 16. Juni 1857, 3. 5915, Sig. 1024. 

21. Wenn gegen den VBorbefiger ein Urteil auf Zahlung 
einer Hpypotbelarforderung erwirkt wurde, fann vom Befig- 
nachfolger nur auf Grund von Tatfachen, welche diefem Urteile 
nachgefolgt find, auf Löfchung der Hypothek geflagt werden. E. v. 
24. April 1873, 3.3639, Sig. 4952 (4. Dezember 1873, 3. 11668, 
Sig. 5164); 

22. Eine infolge Einwendung ber Zahlung abgewiejene 
Forderung kann au3 einem anderen-Rechtötitel nicht mehr geltend 
gemacht werden. ©. v. 10. Mai 1882, 3. 3686, Sig. 8979. 

23. Die Enticheidung über die gegen einen Indoſſanten an⸗ 
geftellte Bereicherungsklage fteht einer fpäteren Klage auf Grund 
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fchränfen. Es ift vielmehr über die Gegenforderung im Urteile in dem 
Umfange, in welchem fie vom Bellagten im Brozefle geltend gemacht wurde, 
und ohne Rückſicht darauf zu enticheiden, bis zu welchem Betrage fie auf: 
gerechnet werben fol. (IM. zu 8 411 8PO., P. 1.) 


der vom AIndoflanten bei Begebung des Wechield übernommenen 
Haftung entgegen. €. v. 11. Februar 1875, 3. 662, ar 5632; 

die Klage auf Zahlung des Darlehens und die Be- 
reiherungsflage auf Grund ded vom Schuldner über das 
Darlehen ausgeftellten Alzeptes find identiſch. E. vd. 8. Jänner 
1869, 3. 12595, Stg. 3238; 8. Jänner 1869, 3. 12621, Sig. 3239; 

die Abweifung der Wechfelflage begründet jedoh nicht 
Rechtskraft gegenüber der Bereicherungsklage. €. dv. 23. November 
1869, 3. 7316, Sig. 3578. N 

24. Die auf die Behauptung ſchuldbaren Überfahren? 
gegründete Klage und die Klage, die auf die Unterlaffung der 
nötigen Obforge für den durch daß Überfahren Berlegten geftütt 
wird, find nicht identiſch. E. v. 25. April 1878, 3. 1122, SIg.6929. 

25. Keine Einwendung der Rechtskraft, wenn die der zweiten 
KlagezudrundegelegteTatfache nicht Öegenftand des früheren 
Rechtsftreites war. E. v. 25. Zänner 1887, 3. 567, Sig. 11409: 

oder wenn fie mit den in der früheren Klage angeführten, 
dasfelbe Rechtsgeſchäft betreffenden Tatſachen in Wider- 
ſpruch ſteht. E. v. 5. März 1873, 3. 1821, Sig. 4895; 

wenn eine Pachtaufkündigung wegen Vereinbarung einer 
längeren Vertragsdauer zurücdgelegt und diefem Rücderlage Folge 
gegeben wurde, nachträglich jedoch abermals u. z. nunmehr wegen 
Vertragsverlegungen gekündigt wird, die bereit$ dor der erften 
Auffündigung ftattgefunden Haben follen, fo begründet die 
Entſcheidung über den NRüderlag der erften Auffündigung gegen 
die neuerlide Kündigung nicht die Einmwendung der [rechtskräftig 
entjchiedenen Sade. E. v. 31. Auguft 1854, 3. 9744, Sig. 854. 

26. Die durch rechtsfräftiges Urteil anerfannte Zahlung3- 
berbindlichleit des Benfelichuldners fann nicht durch 
nachträgliche Geltendmachung von Einwendungen in Yorm einer 
Klage beftritten werden, gleichviel, ob diefe Einwendungen bereit bet 
Enticheidung des Wechjelprozeffes als unftatthaft erkannt worden 
find oder ob der Wechjelfchuldner unterlaffen bat, fie innerhalb der 
gefeglichen dreitägigen Friſt vorzubringen. E. v. 7. Dezember 
1871, 3. 7068, Sig. 4350. 

27. Einer Klage Tann die Einwendung der entjchiedenen 
Streitfache nicht entgegengefegt werden, wenn der ihr zu Grunde 
liegende Rechtstitel zwar in einem früheren Prozeſſe bereits 
geltend gemacht wurde, jedboh wegen der darin liegenden 
Klagsänderung bei ber Entjcheidung dieſes Prozeſſes unbe- 
rüdjichtigt blieb. E. v. 31. Mai 1871, 3. 6477, Sig. 4184; 
= ne 1869, 3. 12594, Sig. 3300 (29. März 1859, 3. 3270, 

g. 


Urteilsfallung. 425 


Wie die urteildmäßige Anerkennung des Beſtandes der Gegenforderung 
wird auch die Entjcheidung, daß biefe Gegenforderung nicht zu Recht be- 
fteht, nur bis zur Höhe bes Betrages rechtskräftig, mit welchem Hätte auf- 
gerechnet werben follen. (IM. zu 8 411 8PO., P. 2.) 


Urteilsfällung, Urteilsverfündung und Zu— 
jtellung des Urteiles. 


6412. Das Urteil kann nur von denjenigen Richtern 
gefällt werden, welche an der dem Urteile zugrunde liegen- 
den mündlichen Verhandlung teilgenommen, haben.!) 

Muß vor der Urteilsihöpfung eine Anderung in der 
Perſon des Vorſitzenden oder eine der übrigen Senats⸗ 
mitglieder a) eintreten, fo ijt die mündliche Verhandlung vor 
dem geänderten Senate mit Benüßung der Klage, der zu 
den Alten gebrachten Beweile und des PVerhandlungsproto- 
Tollesd) von neuem durchzuführen. 

1) Bergl. 8 138. — Gilt auch für Beſchlüſſe auf Grund münblicher Ver⸗ 
handlung, nicht aber für die Beſchlüſſe, melde auf Grund der „Ver⸗ 
nehmung der Parteien” gefällt werden, 8 425. — Berftoß gegen die Un⸗ 
mittelbarleit begründet Nichtigkeit. $ 477, 8.2. — Siehe inftruftionelle 
Weiſungen im Hinblid auf 8 412 8PO. in 8 7, Abſ. 1, ED. 

a) Ein Wechſel in der Berfon des bei der mündlichen Berbanblung 
verwendeten Schriftführers iſt zuläffig und macht eine Erneuerung der 
Verhandlung nicht notwendig (IM. zu 8 412 8PO., B. 2.) 

d) Dadurch, dag wegen eines Wechſels in der Perjon der Richter die 
Berhandlung vor dem geänderten Senate von neuem durchgeführt werden 
muß, verliert das frühere Vorbringen der Parteien nichts an feiner Wirk⸗ 
famteit (8 215 ZPO.) Ein Widerfprud) zwiſchen dem früheren, durd 
das Berhandlungsprotofol beurfundeten Vorbringen und den Anführungen 


28. Das Urteil, durch das dem Rechtsvorgänger des Verbot3- 
werberd eine Forderung rechtskräftig zuerkannt wurde, kann vom 
BVBerbotöwerber zur Rechtfertigung des Verbote verwendet 
werden. E. v. 18. Februar 1869, 3. 12097, Sig. 3299. 

29. Das richterliche Urteil Schafft nicht ein neues 
Rechtsverhältnis, fondern ftellt nur Beitand oder Nichtbeftand 
von NRechtsverhältniffen feſt. E. v. 15. September 1898, 3. 10526, 
Sig. 312; 17. Mai 1892, 3. 5401, Sig. 14250; 

deshalb tritt die im Urteile ausgejprocdhene Ungültigfeit eines 
Rechtsgeſchäftes nicht exit mit Zuftellung des Urteiles ein, fondern 
ed ift ein. wirkſames NRechtsgeichäft überhaupt nicht zu ftande ge⸗ 
fommen. E. v. 17. Mai 1892, 3. 5401, Sig. 14250. 

8 412. 1. Wem der Einzelrichter dor fchriftliher Aus⸗ 
fertigung de3 von ihm gefällten Urteile3 ftirbt, ift die Verbands 
lung vom neuen durchzuführen. €. v. 15. Jänner 1901, 3. 261, 
amtl. S. 355. 
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berfelben Partei bei der neuen Berhandlung ift in gleicher Weife mie 
widerfpredjendes Vorbringen mährend einer und berfelben mündlichen 
Berbandlung zu behandeln (88 266 und 272 8PO.). (IM. zu 8 412 
8PO., P. 1). 
$ 413. Die Beratung und Abſtimmung der Richter 
ift nicht öffentlich.) In fchwierigeren Fällen Tann der Vor⸗ 
figende für diefe Beratung einen Berichterftatter?) beitellen. 
2) 8181, bj. 2, GO.: Über Entfcheidungen, die bei einer Öffentlichen 
mündlichen Verhandlung zu fällen find und vorausſichtlich keine ausführs 
liche Erörterung hervorrufen werben, kann im Verhandlungsſaale ſelbſt 
mit leiſer Stimme beraten und abgeftimmt werben. 
2) 8 85 GOG. Innerhalb jedes Senates verteilt der Vorſitzende die 
Gefchäfte unter die Mitglieder. Er kann einzelne Mitglieder für be» 
ſtimmte Rechtsſachen zu Berichterftattern beitelen und ihnen bie Ent- 
merfung ber fchriftlicen Ausfertigung von Urteilen und Beſchlüſſen 
auftragen. — Über bie Beftellung eines Berichterſtatters fiehe 8 122 ED. 
(bei 8 262).3 
6 414. Das Urteil ift auf Grund der mündlichen 
Berhandlung,a) und zwar wenn möglich, fogleih nad Schluß 
derjelben zu fällen und zu verkünden.) Mit dem Urteile find 
die Entiheidungsgründe zu verfünden.!) Die Verkündung des 
Urteiles ift von der Anweſenheit beider Parteien unabhängig.) 

Der Senat fann fih bei der Verkündung, ſelbſt wenn 
das Urteil ſchon in vollftändiger fchriftlicher Faſſung vorliegt, 
auf die Befanntgabe des Wortlautes des Urteilsfpruches?) und 
auf die Mitteilung der wejentlichiten Entiheidungsgründe 
beichränten. Die Feitiegung des Koftenbetrages*) Tann bei der 
Berfündung des Urteile der Ausfertigung?) desfelben vorbe- 
halten bleiben. z 

Das verkündete Urteil ift in Schriftlicher Ausfertigung‘) ſamt 
— uns Entiheidungsgründen jeder Bartei?) zuzu- 
tellen. 


8 414. 1. Tatfachen, die das Entftchen des Klagsanſpruches 
hindern, ihn aufheben, oder feine Wirkſamkeit einfchränten, find 
ungeachtet fie in der mündlichen Verhandlung feftgeftellt wurden, 
bei der Urteilsfällung nicht zu berüdfichtigen, wenn der Bes 
klagte es unterlafjen bat, auf Grund dieſer Tatfachen 
Einwendungen gegen den Klagsanſpruch zu erheben. €. v. 
5. März 1902, 3. 2379, Präv. 1902: ©. 283. 

2. Die in der Verhandlung vorgebradhten, für das Klage- 
begehren erheblichen Tatumftände find bei der Urteiläfällung auch 
dann zu berüdfichtigen, wenn der Kläger feinen Anfprud 
in der Klage auf andere Tatſachen gegründet hat. €. v. 
29. Jänner 1901, 3. 10174, NotZ. 1901:29. 
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I) Wenn nad 8 62 IR. eine Beränberung in ber Bufammenfegung 
bes Senates eingetreten tft, find die Namen ber Senatsmitglieder, welche 
an ber Entfcheidung mitgewirkt haben, bei der Verkſindung befanntzus 
geben. 8 68, Abſ. 2, IN. — HRedjtsmittelbelehrung im Verfahren vor 
Bezirfögerichten 8 432; im Bagatellverfahren 8 452. 9) Die am Schluſſe 
der mündlichen Verhandlung eintretende Unterbrechung bes Verfahrens 
hindert nicht die Verkündung der Entfcheibung. 8 168, Abſ. 3. *) 8 417, 
8. 38. — Der Urteilsſpruch ift in das Beratungsprotofoll aufzunehmen ; 
fall3 er jedoch in fchriftlicher Faſſung vorliegt, ift lediglich im Beratungs 
protofolle auf diefe fchriftlihe Faflung Hinzumweifen. $ 186, Abſ. 8, GO. 
*%) 8 58, Abſ. 2. Vergl. eine analoge Sonderung in 8 334. °) 8 417. 
°e) Die Entwerfung der fchriftlihen Ausfertigung kann ber Vorſitzende 
einem Senatsmitgliede übertragen. 8 35 GOG. 

) $ür mehrere Beteiligte, welche einen gemeinichaftlichen Vertreter 
baben, genügt eine Ausfertigung, nicht aber wenn bloß ein Buftellungs= 
bevollmächtigter beftellt ift. 88 90, Abſ. 1, 94, Abſ. 2. — Das in An⸗ 
weſenheit beider Parteien verkündete Bagatellurteil ift nur auf Berlangen 
zuzuftellen. $ 452, Abi. 1. 

®) Die Gerichte find insbeſondere verpflichtet, von denjenigen Urteilen, 
Erkenntniſſen und Beſcheiden, von welchen fie nad) den beftehenden Vor⸗ 
fchriften ben Gebührenbemefiungsämtern Ubfchriften zuaufertigen haben, 
infoferne folhe Wusfertigungen auf mechaniſchem Wege vervielfältigt 
werden, je eine Abfchrift derjenigen Steuerbehörbe erfter Inſtanz mitzu⸗ 
teilen, in deren Sprengel ſich der Sit des Gerichtes befindet. 8271 ef. 
vd. 25. Dit. 1896, REB. Nr. 220, betreffend die direkten Perſonal⸗ 
fteuern. 

Mitteilung einer Abſchrift der Urteile und Erfenntniffe an das Ge⸗ 
bührenbemefliungsamt, wenn ber Wert des GStreitgegenftandes 1600 K 
überfteigt ober e3 fih um ein Urteil handelt, womit das Eigentum einer 
unbeweglichen Sadhe im Werte von mehr ald 100 K auf Grund ber Er⸗ 
ſitzung zuerkannt wird. 81 MB. v. 28. Dez. 1897, RGB. Nr. 806. Eine 
Berpflichtung zur Übermittlung des Urteilstatbeftandes befteht nicht. Siehe 
Mitt. IMBB. ©. 157/02. 

IMDB. dv. 27. Juni 1902, IMVBB. Nr. 80, betreffend die den 
Steuerbehörden mitzuteilenden Abfchriften von Urteilen, 
Erfenntniffen und Beſcheiden. An alle Gerichte. 

Um ben Steuerbehörben eine facdhgemäße Verwertung der ihnen ge= 
mäß 8 271 des Gef. dv. 25. Oft. 1896, RGB. Nr. 220, betreffend bie 
birelten Berfonalfteuern, von den Gerichten zulommenden Abfchriften von 
Urteilen, Erlenntnifjen und Beſcheiden zu ermöglichen, findet das Juſtiz⸗ 
minifterium infolge Erſuchens des Sinanzminifteriums anzuordnen, daß 
in den für die Steuerbehörden im Sinne ber bezogenen Geſetzesſtelle be= 
ftimmten Abichriften den Namen der Parteien, die an dem Erwerbe oder 
Berlufte von Vermögensobjeften oder Vermögensrechten oder an der bes 
züglichen Verfügung unmittelbar beteiligt ericheinen, deren Beſchäf⸗ 
tigung und Wohnungsadreſſe handſchriftlich beigefeßt werde, falls 
diefe Angaben nicht ohnedies im Konterte ber Ausfertigung enthalten 
oder aus ber etwa verivendeten Rubrik erfichtlich find. — 
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Behufs etwaiger Borlage an ben Oberften Gerihtshof 
ift für den Yall, als bie Ausfertigungen von Eontrabiltoriidhen Urteilen 
in Zivilprozeſſen und ebenſolchen Endbeichlüfien in Befisftörungsftreitig- 
teiten, von ber Revifion unterliegenben Bejchlüflen im Berufungsverfahren, 
und von Berteilungsbeichlüflen im Exelutionsverfahren im Wege ber 
mechanischen Vervielfältigung hergeftellt werden, künftig ftet3 ein Exemplar 
über bie fonft erforderliche Zahl von Nusfertigungen herzuftellen und 
einftweilen bet ben Alten aufzubewahren. Siehe JMB. v. 14. Dezember 
1897, IMVB. Nr. 48. 

Der Tag, an welchem das Urteil beiden Parteien — bezw. an welchem 
es der letzten Partei — zugeftellt wurde, ift ald Tag der Erledigung 
in erfter Inftanz in das Prozeßregtiter einzutragen. 8 287, 8. 2, GO. 

a) Das Gericht Hat bei feiner Entſcheidung alles bei der mündlichen 
Verhandlung Vorgelommene und daher auch foldhe Tatſachen zu beachten, 
zu deren Kenntnis es nur durch die Ausfage eines Beugen gelangt ift. 

Daß eine der Parteien fie vorgebradt und troß Aufforderung des 
Gerichtes ſich zur Unterftügung ihrer Anträge nicht darauf bezogen bat, 
fteht der Berückſichtigung von prozeßerheblichen Tatfachen, bie in geſetz⸗ 
mäßiger Weife bei der münblichen Verhandlung zur Kenntnis des Gerichtes 
gelangt find, niht im Wege. (IM. zu $ 414 ZPO.) ö 

d) Die Protolollierung des auf den Sachverhalt ſich beztehen- 
den Barteivorbringen 8 muß noch vor Bertündung bes Urteils ftatt- 
finden; das Protofoll ift den Parteien noch vor der Urtetlsverkünbung 
zur Unterfchrift vorzulegen. (IM. zu 8 212 8PO., P. 2.) 
€ 415. Wenn das Urteil nicht fofort nah Schluß der 

mündlichen Verhandlung gefällt werden kann) und insbejondere 
auch dann, wenn die Verhandlung gemäß 8 193, Abſatz 3, 
vor Vollendung der Beweisaufnahme ae wurde, ijt 
das Urteil binnen acht Tagen nad) Schluß der mündlichen 
Verhandlung, im Falle des $ 193, Abſatz 3, aber binnen 
aht Tagen nad) dem Einlangen der Alten über die aus- 
— Beweisaufnahme zu fällen.“) Eine beſondere Verkün⸗ 
ung des Urteiles findet dann nicht ſtatt.) a) 

2) 88 414, Abſ. 1, 403. 2) Im Falle 8 403 binnen 8 Tagen nach 
Herablangen der Rekursentſcheidung. — Wurde die Urteilsfällung bei der 
Tagſatzung oder Verhandlung vorbehalten, ſo muß die Abgabe der ſchrift⸗ 
lichen Ausfertigung binnen 8 Tagen nach der Tagſatzung oder Verhand⸗ 
fung ftatifinden. 8 126, Abſ. 3, GO. — Durch die Zuläaſſigkeit des Wider⸗ 
ſpruches gegen den im Falle des 8 445 ZED. hinterlegten Urteilstatbeſtand 
werden bie Friſten für die Übergabe der fchriftlichen Abfaffung des Urteiles 
(8 126, Abſ. 3, GO.) nicht verlängert; die Herftellung der Reinfchrift ift 
aber bis nad Ablauf ber Einfichtsfrift und, wenn Widerſpruch echoben 
wird, bis zur Beichlußfaffung über den Widerſpruch aufzufchieben. Diele 
Beſchlußfaſſung und die etwaigen Änderungen des Urteilstatbeftandes 
müſſen innerhalb dreier Tage nach Anbringung des Widerſpruches erfolgen. 
Siehe 8 126, Abſ. 4, GC. 


Urteilsausfertigung. 429 


Wenn die Senatsberatung und Abſtimmung ſich nicht unmittelbar an 
eine mündliche Verhandlung anſchließt, muß ein ſchriftlich abgefaßter Ent⸗ 
wurf des Urteiles vorliegen. Die Abfaſſung obliegt dem Berichterſtatter 
event. dem Vorſitzenden. Siehe 8 182, Abſ. 1 u. 8, GO. 

8) Das Urteil iſt in ſchriftlicher Ausfertigung jeder Partei zuzuſtellen. 
8 414, Abſ. 8. 

a) In dieſem Fall iſt im Gegenſatz zu dem in 8 414 bezeichneten 
Falle die Zeit der Beſchlußfaſſung des Senates über das Urteil für die 
Beit des Abfchluffes der Brotofollierung an und für fi) belanglos. (Siehe 
IM. zu 8 212 8PO., P. 2.) 

$ 416. Das Urteil wird den Parteien gegenüber erjt mit 

der Zuftellung der jchriftlichen Urteilausfertigung wirkſam.) 

Das Gericht iſt jedoh an feine Enticheidung gebunden, 

fobald diejelbe verkündet oder im Falle des 8415 in fchrift- 
liher Abfaffung zur Ausfertigung abgegeben ift.?) 

1) Beginn des Laufes der Rechtömittelfriften. Gilt aud) für Beſchlüſſe, 
welche außgefertigt werden müflen. 8 426, Abf. 3. — Im Bagatellver- 
fahren ift das in Anweſenheit ber Parteien verkündete Urteil mit der 
Verkündung wirkſam. 8 452, Abf. 1. — Eintragung in die Prozeb- 
regifter. 8 227, 8. 2, SO. 

2) Das mündlich verkündete Urteil muß binnen 8 Tagen in fchrift- 
licher Abfaffung der Gerichtäfanzlei zur Ausfertigung übergeben werben. 
Wurde Die Urteilsfällung bei der Tagfagung oder Verhandlung vorbe- 
Halten, fo muß die Abgabe der fchriftlihen Ausfertigung binnen 8 Tagen 
nad) der Tagſatzung oder Verhandlung ftattfinden. 8 126, Abi. 3, GO. 


Schriftliche Ausfertigung.*) 


$417T. Das Urteil hat in jchriftlicher Ausfertigung zu 
enthalten: 

1. die Bezeichnung des Gerichte und die Namen der 
Richter, welche bei der Enticheidung mitgewirkt haben; wenn 
das Urteil in Ausübung einer beſonderen Gerichtäbarfeit 
von einem Gerichte gefällt wird, welchem auch die allgemeine 
Gerichtäbarkeit zufteht, jo ijt der Bezeichnung des Gerichtes 
ein die Ausübung der bejonderen Gerichtsbarkeit ausdrüden- 
der Zuſatz beizufügen;t) 

2. die Bezeichnung der Parteien nach Namen (Vor⸗ und 
Buname), Beichäftigung, Wohnort und Barteiftellung, ſowie 
die Bezeichnung ihrer Vertreter und Bevollmächtigten;?) 

3. den Urteilsiprucd;?) a) 

4. den UÜrteilstatbeitand; *)) 

5. die Entiheidungsgründe.?) 

Der Urteilstatbejtand und die Enticheidungsgründe jind 
äußerlich zu fondern und dürfen auch nicht mit dem Urteils- 
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ſpruche vereinigt werden. Ber Urteilstatbeftand Hat eine 
gedrängte Darjtellung des aus der mündlichen Streitverhand- 
lung fich ergebenden Sachverhaltes c) unter Hervorhebung der 
in h er Hauptſache von den Parteien gejtellten Anträge zu 
enthalten. 

Das auf Grund der 88179,0) 181, Abfag 2,7) 275, u) 
und 278, Abſatz 2,9) vom Gerichte für unftatthaft erklärte Vor⸗ 
bringen, jowie jene Beweile, deren Benübung wegen des 
ruchtlofen Verſtreichens einer für die Beweisaufnahme be- 
timmten Friſt nicht geitattet wurde,!d) find im Tatbeſtande 

e3 Urteiles anzuführen.!!)d) | 

*) Beifpiele für Verhandlungsprotofolle, Urteil: und Beſchlußaus⸗ 
fertigungen wurden als Beilage zum XVIII. Stück des IMVB. 1898 
ausgegeben. 

1) Handels⸗, See⸗ oder Berggerichtsbarkeit. — Vgl. 8 446. °) Die Er- 
fordernifje 3. 1 u. 2 gelten aud für Beſchlüſſe. 8 429, Abſ. 2. 9) Der 
Urteilsſpruch tft in da8 Beratungsprotofol aufzunehmen, doc) genügt Ver⸗ 
weifung auf bie beiliegende fchriftliche Abfaſſung. Siehe 8 186, Abſ. 3, 
ED. *) Im Berufungsverfahren kann im Tatbeftande auf das erftrichter- 
liche Urteil Bezug genommen werden. 8 500, Abf. 2. — Erfah für Proto- 
tollierung im bezirfägerichtlihen und im Berufungsverfahren. 88 445, 
Abf. 1, 493, Abf. 2. °) Insbeſondere ift die Beweiswürdigung zu be= 
gründen. $ 272, Abſ. 8. — Wichtigkeit wegen Mangel der Entfcheidungs- 
gründe. 8 477, 8. 9. — Der Urteilstatbeftand und bie Entſcheidungs⸗ 
gründe bürfen nicht in die Beurkundung der Wbftimmung eingejchaltet 
werden. Siehe 8 188, Abf. 3, GO. °) In Ausübung. der Eouveränität 
des Gerichtes wegen offenbarer Verſchleppungsabſicht zurückgewieſenes 
Vorbringen. ) Urkunden und Beugen, welche nicht innerhalb der be= 
ftimmten Frift erlegt bezw. bekanntgegeben wurden. °) In Berichleppungss 
abficht angebotene und deshalb zurüdgewiejene Bemeiſe. 9) In offenbarer 
Verichleppungsabficht nad) vollendeter Beweisaufnahme vorgebrachtes tat- 
fächlide8 und Beweisporbringen. 2°) 88 279, 288, Abſ. 8, 309, 832, 335, 
365, Ubf. 2, 368, Abſ. 3. 1) Sofern nicht der Zurückweiſungsbeſchluß 
durch das Verhandlungaprotofoll (8 208, 3. 8) beurfundet ift. — In den 
Ausfertigungen bezirkögerichtlicher Urteile überdies Belehrung über An= 
waltszwang im NRechtsmittelverfahren 8 447, Abſ. 1, in Bagatellurteilen 
Belehrung über Umfang der Berufung 8 452, Abi. 3. — Die Ausferti- 
gung des Urteiles tft mit dem Gerichtäfiegel zu verfehben. 8 216 GO. 

a) Daß die Klage nicht enbgiltig, fondern nur wegen vorzeitiger An⸗ 
ftelung u. a. („angebradgter Maßen“) abgewieſen wird, ift im Urteils» 
ſpruche zum Ausdrud zu bringen. (IM. zu 8 404 8PO.). 

d) Jedes Urteil muß in fchriftlicher Ausfertigung einen Urteilstats 
beitand enthalten (8 417, 8.4, 8PO.), daher auch bie Urteile auf Grund 
von Verzicht oder Unerfenntnis und die Verſäumungsurteile. (IM. zu 
8 417 880., P. 1.) 

Bei Abfaſſung des Urteilstatbeftandes ift eine Verweiſung auf vor⸗ 
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bereitende Schriftfäbe oder auf das Berhandlungsprotofol tunlichft zu 
vermeiden. Es ift vielmehr darauf zu achten, daß der Urteilstatbeftand 
nebft anderem auch den Bived hat, das Verftändni des Urteile von ben 
Prozeßakten unabhängig zu machen, und es daher jedermann möglich fein 
fol, die Mitteilungen und Angaben, welche nach Borfchrift des Geſetzes 
in den Wrteilstatbeftand gehören, aus der Urteilsausfertigung felbft, ohne 
Buhilfenahme der Prozeßakten zu entnehmen. (IM. zu $ 417 8PO.., P. 2.) 

c) In die Sachverhaltsdarftellung des Urteilstatbeitandes Tann auch 
tatfächliches Vorbringen einer Partei einbezogen werden, das in die Sach⸗ 
verhaltsdaritellung des Berhandlungsprotofolles nicht aufgenommen wurde, 
aber weil in ber mündlichen Verhandlung vorgebradjt (8 414, Ubi. 1, 
8PO.), bei der Urteilsfällung berüdfichtigt wurde. (IM. zu 8417 83PO., P. 3.) 

d) Unftatthaft erflärtes Vorbringen und von der Benügung ausge⸗ 
ſchloſſene Beweiſe (8 417, letzter Abſatz, ZPO.) find in gebrängtefter Kürze 
im Xatbejtande des Urteile anzuführen. (IM. zu 8 417 8PO., P. 4.) 


6418. Die für die Gerichtsakten) beftimmte jchriftliche 
Abfaſſung des Urteiles ift vom Vorfigenden des Senates und 
vom Schriftführer zu unterjchreiben.?) 

Der Auszug eines Urteiles muß nebſt dem Urteils- 
ſpruche auch die in 8 417, 8.1 und 2, bezeichneten Angaben 
enthalten. 

Bor Zuſtellung der jchriftlihen Urteilsausfertigungen 
an die Parteien Können Auszüge und Abjchriften des Ur- 
teiles nicht erteilt werden.?) 

2) Hinfichtlich der für die Barteien beftimmten YWusfertigungen 
beftimmt 8 79 GOG.: 

Die ſchriftlichen Ausfertigungen ber Urteile, Belchlüffe, Ver⸗ 
gleiche und Dekrete, fowie bie in einer Rechtsſache erteilten Amtszeugniſſe 
und die an andere Behörden gerichteten Schreiben und Berichte werden 
bei Bezirtägerichten von dem Einzelrichter, der das Urteil gefprochen oder 
die betreffende Erledigung befchloffen Hat, alle anderen fchriftlichen Aus⸗ 
fertigungen aber vom Vorſteher des Gerichtes unterzeichnet. 

Bei Gerichtshöfen werden alle in Rechtsſachen der ftreitigen Gerichts⸗ 
barkeit und in Erefutionsfadhen vorkommenden Ausfertigungen, Amts⸗ 
zeugnifie, Schreiben und Berichte, fofern nicht? anderes beftimmt ift, von 
dem Vorſitzenden des Senates, dem die Rechtsſache zugewieſen ift, bet nicht 
mehr anhängigen Rechtsſachen aber von dem Präfidenten des Gerichtshofes 
unterzeichnet; diefer unterjchreibt aud) die Ausfertigung in allen übrigen 
nicht zur ftreitigen Gerichtsbarkeit gehörigen Angelegenheiten. — 

Die Form der gerichtlichen Ausfertigungen wird des näheren be— 
ftimmt durch die 88 191 ff. GO. 

2) Die Urſchrift des vom beauftragten Richter bei der erften Tag⸗ 
fagung gefällten Urteiles ift von diefem Richter und vom Schriftführer 
zu unterjchreiben. Siehe 8 197, Abi. 2, SO. Beichlüffe nur vom Bor: 
figenben, bezw. entfcheidenden Richter; $ 429. 

5) Gilt auch für Beſchlüſſe. 8 430. 
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Berichtigung des Urteiles. 


6 419. Die Berichtigung von Schreib» und Rechnungs 
fehlern oder anderen offenbaren Unrichtigfeiten!) in dem Ur- 
teile oder in deſſen Ausfertigungen kann das Gericht, welches 
das Urteil gefällt hat, jederzeit vornehmen.a) Eine Berihtigung 
von Amt3 wegen hat insbejondere auch dann Stattzufinden, wenn 
die Ausfertigung des Urteiles mit der vom Gerichte gefällten 
Entiheidung nicht übereinftimmt.?) 

Das Gericht?) Tann über die Berichtigung ohne — 
gehende mündliche Verhandlung entſcheiden. Gegen den Be— 
ſchluß, durch welchen der Antrag auf Berichtigung zurüd- 
gewieſen wird, findet ein abgefondertes Rechtsmittel b) nicht itatt 

Die Vornahme einer Berichtigung kann aud) in höherer 
Inſtanz angeordnet werden.*) 

2) Insbeſ. 8 421. 2) 8 416, Abſ. 2. 

3) Inſoferne es fih um eine vom beauftragten Richter, etwa bei der 
eriten Tagſatzung, gejällte Entſcheidung Handelt, enticheibet der beaufs 
tragte Richter. 

9 8 477, 8.9. 

Ausfertigung der Berichtigung und Koſten 8 422. — Die Vorſchriften 
bes 8 419 gelten auch für Beichlüffe. 8 430. 

a) Ein Antrag auf Berichtigung des Urteile äußert auf den Beginn 
der Berufungsfrift keinen Einfluß. (IM. zu 8 419 8PO., P. 1.) 

d) Die Beſchwerden einer Partei wegen Zurüdweifung ihres Antrages 
auf Berichtigung des Urteiles können mit der Berufung zur Geltung ge= 
bracht werden. Außerdem unterliegt der Zurüdtweifungsbeichluß, auch 
ohne ausbrüdliche Anfechtung, der Beurteilung des Berufungsgerichtes 
(8 462, Abf. 2, ZPO.) und es Tann endlich der Antrag auf Berichtigung 
des Urteiles während des Berufungsverfahrens felbft erneuert werden 
(8 419, Abf.3, BRO.). (IM. zu 8 419 BRD., P. 2.) 


Berichtigung des Tatbeſtandes. 


$ 420. Kommen im Tatbeſtande des Urteiles andere 
als die im $ 419 bezeichneten Unrichtigkeiten a) vor oder bedarf 
derjelbe einer Vervollitändigung oder zur Behebung von 
Duntelheiten und Biderfprücen einer Erläuterung, fo fann 


8 419. 1. Wegen einer bei Ausfertigung des Urteils unter- 
laufenen Unrichtigfeit ift nicht Berufung zu erheben, fondern 
Berichtigung der Ausfertigung zu beantragen. E. dv. 10. Zänner 
1899, 3. 18029, Sig. 449. 

2. Berichtigung eines Vergleihsprotofolles findet nicht 
ftatt. €. v. 7. Oktober 1902, 3. 13559, Gaz. 1903: 2. 
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jede Partei die erforderliche Berichtigung bei dem Prozeß- 
gerichte binnen acht Tagen nad) Zuftellung des Urteile be- 
antragen.!) Über einen ſolchen Antrag hat das Gericht?) mit 
tunlichiter Beichleunigung nad) Anberaumung einer Zagjabung 
zur mündlichen Verhandlung, ohne Bulafjung einer Bemweis- 
——— duch Beſchluß zu entſcheiden.) 
ei der Entſcheidung wirken nur jene Richter mit, welche 

an der Urteilsfällung teilnahmen. Iſt einer d) dieſer Richter 
verhindert, ſo gibt bei Stimmengleichheit die Stimme des Vor⸗ 
ſitzenden, und bei deſſen Verhinderung die Stimme des älteren c) 
Richters den Ausichlag.‘) 

Eine Anfechtung des Beichluffes®) oder eine Wiedereinjegung 
in den vorigen Stand wegen Verfäumung der in Abfah 1 be- 
zeichneten Frift findet nicht Statt. 

1) Mittels vorbereitenden Schriftſatzes. 8 78. — Berichtigung des 
Tatbeftandes des berufungsgerichtlichen Urteiles tft beim Berufungsgerichte 
zu beantragen. $ 493, Abi. 2. 

2) Wenn es ſich um ein bei der erften Tagſatzung gefälltes Urteil des 
beauftragten Richter handelt (88 394, 395, 896), entſcheidet diefer über 
den Untrag; fonit ber Senat. 

3) Eine Berichtigung des Tatbeftandes im Sinne des 8 420 findet in 
Unfehung bezirkögerichtlicher Urteile nicht ftatt. 8 447, Abſ. 2. — Ver: 
gleiche Widerſpruch gegen ben Tatbeſtand allenfalls noch vor Zuftellung 
bes Urteile. 8 445, Abſ. 2. 

*) Ausnahme von ber Negel:8 9 IN. 

8) Ausfertigung 8 422. 

a) Die Übereinftimmung des Urteilstatbeitandes mit dem Berhand- 
Iungsprotofolle fchließt, ſoweit leßteres über den Inhalt der Verhandlung 
vollen Beweis macht (8 215 ZPO.) die Verichtigung bes Urteilstat- 
beftandes aus. (IM. zu 8 420 3PO., P. 1.) 

d) Eoferne zwei von ben drei Richtern, welche an ber Wrteilsfällung 
teilnahmen, bei der Entfcheidung über die Berichtigung des Urteilstat- 
beftandes mitzuwirken verhindert find, muß diefe Entjcheibung für folange 
aufgefchoben bleiben, bis wenigſtens bei einem der beiden das Hindernis 

_ behoben ift. 

Bon einer Ausfegung der Berufungsverhandlung ($ 485, Abi. 2, 
ZPO.) wird in diefem Falle in der Regel abzufehen fein. (IM. zu 8 420 
8PO.., P. 2.) 

c) Bei der Beurteilung, welches der Senatsmitglieder der „ältere 
Richter” fei, ift auf den Dienftrang Rüdficht zu nehmen (8 10 IN.). Im 
Berhältniffe zum Laienrichter enticheidet das Alter der Ernennung zum 
Richter bei dem beftinnmten Gerichtshofe. (IM. zu $ 420 8PO., P. 3.) 


$ 421. Wenn die Vervolfftändigung des Tatbeitandes 
lediglich deshalb beantragt wird, mweil in demjelben Anführungen 
und Beweiſe übergangen find, die gemäß $ 417, letter Abſatz, 
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im Tatbeftande zu erwähnen find, jo hat das Prozeßgericht 
gemäß 8419 vorzugehen. 


6 422. Eine Berichtigung, welche das Gericht nach den 
88 419, 420 oder 421 vorzunehmen findet, ift der Urichrift 
des Urteiles beizufegen und in allen bereit3 erteilten Aus- 
fertigungen?) des Urteiles, welche zu diefem Zwecke abzufordern 
find, erjichtlih zu machen. 

Bei Verwerfung des Antrages auf Urteifsberichtigung 
iſt dem Antragjteller der Erſatz aller entitandenen Koſten auf- 
zuerlegen; ſonſt find die Koften gegenfeitig aufzuheben.?) 

1) 88 416, 417. 

2) Befonderer Beſchluß. 8 52. — Dagegen Rekurs. 8 514. 


Ergänzung des Urteile2. 


$ 423. Wenn in dem Urteile ein Anſpruch, über 
welchen nad) dem Urteilstatbeitande zu enticheiden war!) 
übergangen, oder wenn in einem Urteile über die bon einer 
Partei begehrte?) Erjtattung der Prozeßkoſten nicht oder nur 
unvollitändiga) erfannt wurde, ift das Urteil durch eine nach— 
trägliche Entiheidung zu ergänzen (Ergänzungsurteil). 

Der Antrag ur Ergänzung ijt bei dem Prozeßgerichte?) 
binnen acht Tagen nach Yuftellung des Urteiles anzubringen; 
eine Wiedereinjegung in den vorigen Stand *) wegen Berfäumung 
diefer Friſt iſt unzuläflig. 

Das Gerihtd) enticheidet nach vorhergehender mündlicher 
Verhandlung. Dieje Verhandlung ijt auf den nicht erledigten 
Zeil des Rechtsſtreites zu beichränfen. Die Abweiſung des 
Antrages auf Ergänzung erfolgt mittel3 Beichluß.‘) | 

1) 88 404, 417, Abſ. 2. . 

N 2) Durch Vorlage des Koftenverzeichnifies. 88 52, Abf. 3, 54. 

8) Bei Gerichtshöfen mittel vorbereitenden Echriftfahes, 8 78, bei 
Bezirfögerichten auch zu Protokoll, 8 434. 

*) 8 146, Abſ. 1. 

5) Wenn es ſich um eine Entjcheidung des beauftragten Richter3 handelt 
(3. 8. 88 394—396), entjcheidet ein Einzefrichter, fonft der Senat. 

6) Dagegen Rekurs. $ 514. — Die VBorfchriften des 8 423 gelten auch 
für Beichlüffe, doch kann Hier auch ohne vorhergehende mündliche Ber- 
handlung entfchieden werden, wenn der zu ergänzende Beſchluß ohne vor- 
hergehende mündliche Verhandlung gefällt wurde. 8 480. 


8 423. 1. Sanierung de8 Übergehens des Koften- 
anſpruches im Berufungsurteile mittel8 Rekurs an die Re— 
— E. v. 30. Juli 1901, 3. 10983, Przeg. 1903: 

. 44. 
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a) Siehe eine unvermeidliche Unvollftändigkeit im Yale ber Fällung 
eines Teilurteiles in JM. zu 8 52 8PO., P. 2. 

Enticheidung über den während der Verhandlung geftellten Antrag auf 
Entihädigung wegen mutwilliger Prozebführung durch Ergänzungsurteil. 
(Siehe IM. zu 8 408 ZRO., B. 1.) 


6 424. Die Verhandlung über die Berichtigung des 
Urteilstatbeitandes oder über die Ergänzung des Urteiles 
hat auf den Lauf der Frift für die Erhebung eines Rechts⸗ 
mittel3 gegen das Urteil, deſſen Tatbeſtand berichtigt werden 
jo oder defjen Ergänzung beantragt wird, feinen Einfluß.‘) 

!) Doc kann mit der Verhandlung über die Berufung zugeivartet 

werden, bis die Berufung gegen das Ergänzungsurteil vorliegt oder dieſes 
rechtöfräftig ift. — Auch Tann bis zur Entfcheidung über die begehrte Be⸗ 
richtigung des Tatbeftandes die Berufungsverhandlung ausgefegt werben, 
beides auf Antrag. 8 485. — Die Beftimmungen über Ergänzung gelten 
aud für Beichlüffe. 8 430. 


Zweiter Titel. 
Beichlüffe. 


6 425. Sofern nad den Beitimmungen diefes Geſetzes 
nit ein Urteil zu fällen ijt,!) erfolgen die Enticheidungen, 
Anordnungen und Verfügungen dur Beſchluß. 

Un feine Beihlüffe ift das Gericht injoweit gebunden, 
als diejelben nicht bloß prozekleitender Natur find.?) 

Die Vorichriften des 8 412 find auf Beſchlüſſe des Ge- 
richtes finngemäß anzumenden.?) 

ı) 88 390, 391, 393, 394—400, 423. 

2) 3. 8. 88 89, Abi. 2, 115, Abſ. 1, 192. In diefem Falle kann das 

Gericht einem Rekurs jeldft ftattgeben, 8 522. 

3) Sofern der Beichluß auf Grund vorhergehender münblicher, Tontra= 
diltorifcher Verhandlung gefällt wird,. 3. B. 88 18, 149, 155, 157, 420, 
423, 459, 584. — SHinfichtlih der Enticheidung über die Koften fiehe 
8 52. — Bezüglih der Paritionsfrift ift 8 409 analog anzumenden. 
— Im Belisitörungsverfahren ift die Paritionsfriſt vom Richter zu be⸗ 
ftimmen. 8 459. 

Über die Beichlüffe im Exelutionsverfahren fiehe 88 62—64 ED. 


$ 426. Alle während der Verhandlung oder Beweis— 

aufnahme vom Senate, von dem Vorfigenden oder von einem 

beauftragten oder erfuchten Richter gefaßten Beichlüffe find 

zu verfünden.!) Dieje Beichlüffe find den bei der Verkündung 

anmwejenden Parteien in fchriftlicher Ausfertigung zuzuitellen, 

wenn der Partei ein Rechtsmittel?) gegen den Beſchluß oder 
28* 
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das Net zur fofortigen Erelutionsführung auf Grund des 
Beichluffes zufteht.®) 

Un Barteien, welche bei der Verkündung nicht anweſend 
waren, iſ in dieſen Fällen und nebſtdem in allen Fällen, in 
welchen die Leitung des Verfahrens es erfordert, die Zuſtellung 
einer ſchriftlichen Ausfertigung zu bewirken. 

enn die Zuſtellung einer ſchriftlichen Ausfertigung nicht 
erfolgen hat, ſo begründet die mündliche Verkündung die 
irkungen der Zuſtellung.9 


1) Analog der Verkuimdung des Urteiles 8 414. — Feſtſetzung des 
Koſtenbetrages 88 58, Abſ. 2, 414, Abſ. 2. — Rechtsmittelbelehrung im 
Verfahren vor Bezirksgerichten 8 482, Abſ. 2. 

2) Ein abgeſonderter Rekurs. 8 514. — Von mündlich verkündeten 
Beſchlüſſen, gegen welche der Partei ein abgeſondertes Rechtsmittel nicht 
zuſteht und welche auch nicht das Recht zur ſofortigen Exekutionsführung 
begründen, ſind den bei der Verkündung anweſenden Parteien nur auf 
Verlangen ſchriftliche Ausfertigungen zuzuſtellen. 8 79, Abſ. 4, GOG. 

8) Ebenſo 8 64, Abſ. 2, ED. 

*, Hinfihtlich der Ausfertigung der Beſchlüſſe beftimmt 

8 127 &D.: Die Beſchlüſſe, welche bei der Tagſatzung ober auf Grund 
einer Tagſatzung (Verhandlung) gefaßt werden und einer Ausfertigung 
bedürfen, find der Gerichtälanzlei entweder vom Richter (Vorſitzenden des 
Senates, richterlichen Beamten) in fchriftlicher Abfafjung zur Herftellung 
der Reinſchrift zu übergeben (3. B. Enbbeichlüffe, Beweisbeſchlüſſe, Be⸗ 
ſchlüſſe, welche eingehend begründet werben müſſen, vorläufige Feſtſtellung 
des Laſtenſtandes, Meiſtbotsverteilungen u. ſ. w.), oder es tft der Gerichts⸗ 
kanzlei die Entwerfung der Beſchlußausfertigung oder die unmittelbare 
Herſtellung ber Beſchlußausfertigung (wenn z. B. einem in das Protokoll 
aufgenommenen Antrage ohne Einſchränkung willfahrt wird) oder die Vor⸗ 
nahme der zur Durchführung des Beſchluſſes erforderlichen Alte aufzutragen. 
In dieſen letzteren Fällen ift es namentlich bei einfachen Verhältniſſen 
ober öfter fi} wiederholenden Verfügungen ausreichend, wenn ber Richter 
diejenigen Stellen des Protokolles mit farbigem Stifte herborhebt, welche 
den ind Wert zu febenden Beſchluß enthalten, wie 3. B. bei Beſchlüfſen 
auf Ladung ber Parteien oder eines Zeugen zur nächften Tagſatzung, bei 
Feftftellung des Anfpruches auf Beugengebübren, bei Beſchlüſſen, zur nächſten 
Tagſatzung Urkunden herbeizufchaffen, welche fich bei einer öffentlichen Be⸗ 
hörde oder in Verwahrung eines Notars befinden u. ſ. w. Auf Grund 
diefer Weiſung hat die Gerichtäfanzlei die nötigen Ausfertigungen herzu⸗ 
ftellen und dem Richter zur Unterfchrift vorzulegen. 

Eoferne nit das Geſetz für die Beſchlußfaſſung kürzere Friften ans 
ordnet, müſſen die bei der Tagjagung (Verhandlung) gefaßten, einer Aus⸗ 
fertigung bebürftigen Bejchlüffe binnen zwei Tagen nad) ber Tagfabung 
der Gerichtskanzlei in fchriftlicher Abfaſſung übergeben ober von ber 
Gerichtskanzlei entworfen oder ausgefertigt fein; bei der Tagſatzung vor⸗ 
behaltene Beichlußfaffungen, mit Ausnahme beſonders ſchwieriger Bes 
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fchlüffe, welche auf einem umfangreichen tatfächlichen Materiale beruhen 
oder Über eine größere Anzahl miberftreitender Rechtsanſprüche zu ent⸗ 
ſcheiden Haben, müffen innerhalb fünf Tagen nad) der Tagſatzung erfolgen. 
Der Gerichtsvorfteher kann aus wichtigen Gründen eine Verlängerung 
biefer Friſten geftatten. 

Die vorftehenden Beftimmungen find finngemäß auf Beichlußfaffungen 
anzuwenden, bie nicht bei einer Tagſatzung oder auf Grund einer Tag⸗ 
fagung (Verhandlung) ergehen. Die Friſten find in diefem alle von 
der Anbringung bed Antrages zu rechnen. 


6 427. Außerhalb der Tagfabungen gefaßte Beichlüffe 
find den Parteien dur BZuftellung einer jchriftlichen Aus— 
fertigung (Bejcheid) befannt zu geben.') 

Ein Beicheid, durch melden ein Antrag einer Partei ohne 
vorhergehende Vernehmung des Gegners abgewieſen wird, iſt 
dem Gegner nur auf Anſuchen des Antragſtellers zugujtellen.?) 

2) Ladung 8 181. Siehe 8 127 GO. bei 5 426. 

?) Ausnahme 8 257, Abf. 3. 


6 428. Beichlüffe über twiderftreitende Anträge und 
Beichlüffe, Durch welche ein Antrag abgeiwiejen wird, müſſen 
begründet werden.') 

Hiebei find die Anträge, über welche im Beſchluſſe ent- 
ſchieden wird, und der Sadjverhalt, falls nicht beides aus dem 
gleichzeitig mitgeteilten Schriftiage oder aus der Protofolls- 
abjchrift?) zu entnehmen ift, in die Begründung injfoweit auf 
zunehmen, al3 e3 zum Berjtändnis des Ausſpruches oder der 
Verfügung erforderlich ift. 


1) Die Begründung eines Beichluffes ift in das Beratungsprotokoll 
nur dann aufzunehmen, wenn gerade über die Begründung unter den 
Senatsmitgliedern ein Gegenſatz befteht, der durch Abſtimmung befeitigt 
werden mußte. Siehe 8 186, Abf. 3, ED. — 

8 193, Abſ. 3. GO.: Die Begründung des Beichluffes (8 428 ZPO.) 
fol in der Ausfertigung dem Beſchluſſe vorausgeſchickt oder als gejonderter 
Abfchnitt angehängt werden. Bon der äußerlichen Sonderung von Be 
Schluß und Begründung darf nur abgejehen werden, wenn die Begründung 

. in ber Verweifung auf eine Gefeteäftelle befteht oder fich fonft in einer 
kurzen Mitteilung erjchöpft. 

2) Im Erelutionsverfahren ift die Mitteilung einer ſolchen nicht obli- 

gatoriſch. 853, Abſ. 3, ED. 


— 1. Wenn das Rekursgericht die Abweiſung 
der Klage wegen Unzuſtändigkeit aufhebt, iſt dem Be— 
klagten nicht die rekursgerichtliche Entſcheidung, ſondern Ladung 
zur mündlichen Verhandlung zuzuſtellen. ©. v. 7. März 1900, 
3. 3096, Präv. 1902: ©. 21. 
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429. Die Urſchrift des Beſchluſſes ift, wenn der Be- 
ſchluß von einem Senate gejußt wurde, von dem Vorſitzenden,) 
außerdem aber von dem Richter zu unterfchreiben, welcher 
den Beichluß gefaßt hat.?) 

Die forte Ausfertigung eines Beichluffes Hat auch 
diein 8417, 8.1 und 2,3) bezeichneten Angaben zu enthalten.t) 

1) Nicht auch vom Schriftführer; vergl. 8 418, Abf. 1. 

2) Wie die für die Parteien beftimmten Ausfertigungen auszufertigen 
find, beftimmt 8 79, Upf. 1 u. 2, GOG.; fiehe bei 8 418. 

3) 8 193, Abſ. 1, GO.: Bei Beichlußausfertigungen, die in Berbins 
dung mit einem Scriftfage oder einer Rubrik zugeftellt werden, hat bie 
Bezeichnung der Parteien und ihrer Vertreter oder Bevollmächtigten 
(8 429 ZPO.) nad; Tunlichkeit durch Bezugnahme auf die betreffenden 
Angaben bes Schriftſatzes oder der Rubrik (88 75 und 80, Ubf. 2, ZPO. 
zu gefchehen, 3. B. „In der Rechtsſache zwiſchen den außen (nebenftehenb) 
bezeichneten Parteien, beren Vertreter ebenda angegeben find“ u. &. 
Wenn der Beihluß auf den Schriftſatz feldft oder auf eine Protokolls⸗ 
abichrift gefchrieben wird, worin die Parteien und deren Bertreter be 
nannt find, fo daß fein Zweifel entftehen Tann, in welcher Rechtsſache dieſer 
Beichluß ergeht, brauchen diefe Angaben in der Ausfertigung nicht wieder 
holt zu werden. 

9) 8 79, Abi. 3, GOG.: Bei der fchriftlihen Ausfertigung von Ber 
ſchlüſſen in Rechtsſachen der ftreitigen Gerichtsbarkeit kann die Anführung 
der Namen der Richter durch die Angabe des Senates, der den Beſchluß 
gefaßt hat, und bei Bezirksgerichten, die mit mehreren Einzelrichtern be⸗ 
ſetzt ſind, durch die Angabe der dem betreffenden Richter übertragenen 
Abteilung des Gerichtes erſetzt werden. Dieſe Angaben müſſen nicht im 
Texte des Beſchluſſes enthalten ſein. 

8 193, Abſ. 2, GO.: Das Gericht und die an der Beſchlußfaſſung 
beteiligten Richter find in der Ausfertigung bloß burch die Angabe ber 
Abteilungsnummer zu bezeichnen. Diefe ift am Fuße des Beſchluſſes zum 
Datum binzuzufeßen; 3. B. „SR. T. Landesgericht N., Abteilung III, am 
24. Dezember 1898” (8 79, Abf. 3, GOG.). 

6 430. In Anfehung der Erteilung von Ausfertigungen 
und Auszügen, dann der Berihtigung von Beſchlüſſen und 
der Ergänzung derjelben, wenn über einen Antrag der PBartet 
teilweife nicht erfannt wurde oder wenn der beantragte Aus- 
ſpruch über die Erftattung der Prozeßkoſten fehlt oder unvoll⸗ 
ſtändig ift, gelten die VBorichriften der 88 418, 419, 423 und 424. 
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Dritter Veil. 
Derfahren nor den Berichsgerichten. 


6431. Auf das Verfahren vor den Bezirkögerichten 
finden, jofern nichts anderes bejtimmt ift, die Vorjchriften 
über da3 Verfahren vor den Gerichtähöfen erjter Inſtanz!) 
Anwendung. 

Die durch die Vorfchriften des zweiten Teiles für den 
Senat oder deſſen Borjigenden begründeten Befugniffe und 
Obliegenheiten find im Berfahren vor Bezirkögerichten durch 
den Einzelrichter auszuüben.?) 

1) Hmeiter Teil 88 326—430. 

2) Insbeſondere die in Bezug auf die Prozeßleitung dem Borfitenden 

und dem Senate eingeräumten Befugniffe. 8 19. 

6432. Der Richter hat Parteien, welche rehtsunfundig 
und nicht durd) Advolatena) vertreten find, erforderlichenfallz 
die zur Vornahme ihrer Prozeßhandlungen nötige Anleitung 
zu geben und Ddiejelben über die mit ihren Handlungen oder 
Unterlafjungen verbundenen Rechtsfolgen zu belehren. 

Insbeſondere hat der Richter ſolche Parteien bei Ver- 
fündung feiner Entiheidungen?) auf die Friſt, binnen welcher 
eine Entiheidung dur ein Rechtsmittel angefochten werden 
fann,?) und auf die gejehlichen Beftimmungen, welche die Be- 
ftellung eines Advokaten als Prozeßbevollmächtigten für Die 
a des Rechtsmittels vorichreiben,?) aufmerffam zu 
machen. 

1) 88 414, Abſ. 1, 486. 2) 88 464, 505, 521, 575, Abſ. 1. ®) 88 27, 

Abſ. 1, 463, Abſ. 2, 513, 520, Abf. 1. 

a) Bon der Anleitung und Belehrung der Parteien durch den Richter 
fann Barteien gegenüber abgejehen werben, welche, infoferne dies nach den 
beftehenden Vorſchriften zuläffig ift, durch einen Notar im Prozeſſe vers 
treten werden. (IM. zu: $ 432 8PO.) 

6433. Wer in einer Rechtsiache, in welcher der Be- 
trag oder Wert des Streitgegenftandes fünfhundert Gulden 
nicht überjteigt,a) eine Klage zu erheben beabfichtigt, iſt be— 
rechtigt, vor Einbringung derfelben bei dem für die Klage 
zultändigen Bezirksgerichtet) die Ladungb) des Gegners zur 
Verhandlung und zum Zwecke des Vergleichsperjuchesc) zu 
beantragen, wenn der Gegner im Sprengel des Bezirks- 
gerichtes feinen Wohnfig hat. An Orten, an welchen mehrere 
Bezirksgerichte beftehen, Tann eine ſolche Ladung außerdem 
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an alle Berjonen ergehen, die an diefem Orte?) wenngleich 
außerhalb des Sprengeld des zuftändigen Bezirksgerichtes, 
ihren Wohnſitz haben.?) 

Gegen die Enticheidung über einen ſolchen Antrag iſt 

ein Rechtsmittel nicht zuläffig. 

ı) Gilt nicht für Alagen, welche ohne Rüdficht auf ben Wert ober 
Betrag zur Zuftändigleit der Gerichtshöfe gehören, 88 50, 51, 3. 3—5, 
53, 3. 1-10, IN., auch nicht für Streitjachen, die zur Buftändigleit ber 
VBezirkögerichte gehören, obwohl die Wertgrenze von 500 fl. überfchritten 
wird, 88 49, 3.28, IN. Bei folchen Sachen tft daher ber Betrag ober 
Wert des GStreitgegenftandes anzugeben. 

2) Innerhalb des Gebietes der politifhen Gemeinde. 

2) Im Falle der Vergleich gelingt, Protofollierung. 8 204. 

Zabungen zum Bergleihsverfude. 8 147 GO.: Münblidje 
Anträge, ben Gegner ohne vorläufige Erhebung der Klage zur Verhand⸗ 
Yung und zum Bivede des Vergleichsverſuches zu laden (8 433 8PO.), 
find in der Gerichtäfanzlei (Kanzleiabteilung) anzubringen und ſogleich 
durch Ausfertigung ber Ladung an ben Gegner und mündliche VBelannt- 
gabe des Verbandlungstages an die erjchienene Partei zu erledigen. Ein 
Protokoll ift über den Antrag nicht aufzunehmen. 

Die für den Gegner ausgefertigte Ladung ift der erfchienenen Bartet 
zur Beforgung der Zuftellung zu übergeben. Auf Berlangen ift ihr für 
ihren eigenen Gebraud eine kurze fchriftliche Mitteilung über den anbe⸗ 
raumten Verhandlungstag einzuhändigen. 

Wegen Tag und Stunde der Verhandlung hat die Gerichtskanzlei die 
mündliche Weifung des Richters einzuholen. Es Tönnen ihr jedoch im 
voraus von dem Richter die Tage bezeichnet werben, für welche fie jeweils 
die nächſten Ladungen zum Zwecke des Bergleihungsverfuches ausfer⸗ 
tigen darf. 

Schriftliche Anträge auf Ladungen zum Bergleichsverfuche find in ber- 
felben Weife durch die Gerichtskanzlei zu erledigen; dem Antragfteller ift 
der anberaumte Berhandlungstag durch Zuftellung einer ſchriftlichen Mit⸗ 
teilung befanntzugeben. 

Über die ausgefertigten Ladungen oder über die Rechtsſachen, in 
welchen ſolche Ladungen ausgefertigt werben, find Aufzeichnungen nicht 
zu führen. Um jedody über die Anzahl der während eines Jahres aus⸗ 
gefertigten Ladungen nah 8 438 der Bivilprozeßorbnung einigen Auf⸗ 
Schluß zu erhalten, follen die Yormularien für diefe Labungen in Baleten 
zu je 50 Stüd geordnet und die Zahl der im Laufe eines Jahres ver⸗ 
brauchten Formularienpakete in der Gerichtskanzlei notiert werden. — 

Behandlung ber Anträge hinſichtlich der Gefchäftäverteilung, 28 19, 
8. 1, 88. — Schriftliche Anträge find zum Sammeltegifter zu nehmen, 
8 245, Abſ. 3, GO. — Vergleichsverſuche können aud) auf Gerichtstagen 
ftattfinden,, 8 57, Abf. 8, GO. 

a) Die Ladung bes Gegners zur Verhandlung und zum Bivede bes 
Vergleichöverjuches kann auch in den im 8 49, 8. 2—8, IR. angeführten 
Gtreitigfeiten beantragt werden, wenn der Anfprud) in Geld ober Geldes: 
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. wert den Betrag von 500 fi. nicht überfteigt. Beſteht der Streitgegenftand 
nit in Gelb, fo ift die Bewertung besjenigen, der bie Ladung beantragt, 

: für das Gericht maßgebend (83 60 ZN.) (IM. zu 8 483 8PO., P. 1.) 

i 5) Die Auftelung der Ladung zum Vergleichsverſuche muß weder zu 
eigenen Handen des geladenen Gegners, noch nach den für Zuftellung von 
Klagen geltenden Vorjchriften geichehen. Wird die Ladung zum Ver⸗ 
gleich8verjuche mündlich beantragt, fo ift die für den Gegner beftinmte Aus⸗ 
fertigung der Ladung dem Antragfteller zur Beſorgung der Zuftellung zu 

- übergeben (8 147 GO.). (IM. zu 8 483 ZRO., PB. 2.) 

c) Wenn ein Vergleich) bei der Tagfagung nicht zuftande kommt, Tann 

nur mit Einwilligung ber Gegenpartei fogleich in die Verhandlung der 
Rechtsſache eingegangen werben (5 439 8PO.). Verweigert ber Gegner 

. feine Zuftimmung hiezu, fo muß ordnungsmäßig Klage erhoben werden 
(88 434, 438 ZPO.) (IM. zu 8 435 ZPO. P- 3.) 

Der zum Vergleichöverfuche geladene Gegner hat bei Yruchtlofigkeit 
der Bergfeihdverhandlungen feinen Anſpruch auf unverzüglichen Erſatz 
der ihm durch die Ladung verurſachten Koſten. Es iſt jedoch auf dieſe 
Roöoſten bei Entſcheidung über die Koſten des in der Folge eingeleiteten 

Prozeſſes Rüdficht zu nehmen (8 47, Abf. 2, ZPO.) (IM. zu 8 433 
ZPO. B- 4.) 

Die zum Vergleichsverſuche geladene, aber zur Tagfabung nicht er- 

ſchienene Partei kann nicht dur; Ordnungsſtrafen (8 87 GOG.) zum Er: 
fcheinen genötigt werben. (FM. zu $ 483 8PO., B. 5.) 

: Kommt ein Bergleich zuftande, fo ift nur dieſer Vergleich, nit auch 
das Vorbringen zu protofollieren, da3 zur Bezeichnung und Begründung 
des ae Anſpruches des Antragfteller3 diente. (IM. zu 8 483 
8PO., P. 6.) 


6434. Die Klage, ſowie alle außerhalb der münd— 
lihen Verhandlung vorzubringenden Geſuche, Anträge und 
Mitteilungen können die Parteien, wenn fie nicht durch 
Advokaten vertreten find,a) zu Protokoll anbringen.!) 

879. — Revifionsichriften können nicht zu Protokoll gegeben werben 
5 507, Abf. 5. Ladung in Erledigung des Protokolle 8 131, Abſ. 1. 

8 181, Abſ. 2, GO.: Im bezirfägerichtlichen Verfahren find die Bei⸗ 
trittserflärungen des Nebenintervenienten, die Streiiverfündigung, Auktors⸗ 
benennung und bie Anzeige des Widerrufes oder der Kündigung einer Voll⸗ 
macht, ſoweit fie überhaupt zu Brotofoll angebracht werben können (8 434 

. RO), nit vom Richter, fondern in der Gerichtskanzlei zu Protokoll 
zu nehmen. 

8 819, Abſ. 2, GO.: Barteien, welche durch Advokaten vertreten 
find und deshalb durch 5 434 8BO. vom Anbringen zu Protokoll über- 
haupt ausgefchloffen find, können bie unter 8. 1—5 genannten Erklä⸗ 
rungen (Erklärungen, bie bei Bezirksgerichten in der Gerichtskanzlei zu 
Protolol genommen werben Lönnen) auch nicht in der Gerichtskanzlei zu 
Protokoll geben. 

a) Ablehnungen von Richtern, Unträge auf Aufnahme von Beweifen 

: zur Sicherung einer Beweisführung, Kündigungen von Beitandverträgen 
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und Einwendungen gegen berlei Aündigungen, fowie fonftige Geſuche, 
Unträge und Mitteilungen können weder von Parteien, die buch Advo⸗ 
Taten vertreten find, noch von Advokaten als Parteienvertreter oder in 
eigener Sache bei Bezirksgerichten zu Protololl angebradjt werden. (IM. 
zu 8 434 8PO.) 


435. Wenn die fchriftlich überreichte Klage nach 
Anſicht des Richters in irgend einem Punkte einer Ergän- 
zung oder Aufflärung bedart a) oder wenn jich gegen die Ein- 
ng des Verfahrens Bedenken ergeben, hat der Richter 
dem Kläger, wenn derfelbe nicht durch einen Advokaten 
vertreten ift, vor Erledigung der Klage, zu den entiprechenden 
Vervollitändigungen oder Richtigftellungen die nötige An— 
leitung zu geben.) 

riheint die mündlih zu Protokoll gegebene Klage 
wegen Unzuläſſigkeit des Rechtsmweges,?) Unzuftändigfeit des 
Gerichtes,?) wegen Mangeld der perjönlichen une zur 
Klage*) oder wegen mangelnder Prozepfähigfeit des Beklagten 
unzuläflig, jo ijt hierüber dem Kläger mündlid) oder auf 
Berlangen ſchriftlich Belehrung zu erteilen. Ebenfo ift, 
wenn die Klage offenbar unbegründet erjcheint, dem Kläger 
mündlich eine angemeflene Belehrung zu erteilen. Die Auf- 
nahme der- Klage darf jedod nicht verweigert werden, wenn 
er — trotz der Belehrung auf der Protokollierung 

eſteht. 

2) 88 6, Abſ. 2, 87, Abſ. 1, 84, Abſ. 1, 85, Abſ. 1, 226, 227. Da⸗ 
gegen fein abgefondertes Mechtämittel. 88 84, Abf. 1, 85, Abi. 8. — 
Auch wenn die Barteien durch Advokaten vertreten find, ift doch die Be⸗ 
hebung von Mängeln nad) 88 6, 80, 37, 84, Abſ. 1, duch Erlaffung ge- 
eigneter Aufträge anzuftreben. 8 84, Abf. 1. 

2) 8 42 IN. ober weil die Sadje zum Verfahren außer Streitiachen 

ört. 
J 3) 88 41, 48 IM. 

881,2, 3, 6. 

a) Die Beftimmung des 8435, Abf. 1, ZRO. über die Unleitung bes 
Klägers zur Vervollſtändigung oder Richtigftelung einer ohne Mitwirkung 
eines Advolaten angebrarmhten Klage feht Klagen ohne Formgebrechen 
boraus. 

Wenn’ der Klage ein nad) 8 84 3PO. zu beurteilendes Formgebrechen 
anhaftet, haben nicht die Vorichriften des 8 435, Abſ. 1, ZPO. Anwen⸗ 
dung zu finden, fondern e3 ift in dieſem Yale nach den VBeitimmungen 
der 88 84 und 85 8PO. und 889 GO. vorzugehen. (IM. zu 8 435 ZPO.) 


8436. Die Tagfagung zur mündlichen Verhandlung 
über die Klage fann in dringenden Fällen und insbefondere 
bei Klagen wegen Befigftörung?) auf den nämlichen Tag an- 
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beraumt werden,a) an welchem die Klage bei Gericht angebracht 
mwurde.?) 

1) 8 454, — auch an Ort und Stelle, 8 182, Abi. 2. 

2) Im Verfahren vor Gerichtähöfen muß wenigfteng ein Beitraum von 
24 Etunden dazwiſchen Tiegen. 8 231, Abi. 2. 

a) Bei Anberaumung der Tagſatzung zur mündlichen Berhandlung 
über die Alage darf — abgefehen von der Unbefanntheit des Wufenthaltes 
des Beklagten — bie in 8 231 ZPO. beſtimmte vierzehntägige Einlaſſungs⸗ 
frift nicht überfchritten werden (IM. zu 8 436 8PO.). 


- 6437. Der Kläger ift durch Buftellung einer Aus- 
fertigung de3 über die Klage ergebenden Beichluffes mit der 
Aufförderung zur mündlichen Verhandlung zu laden,!) die 
während der Verhandlung in Augenſchein zu nehmenden 
Gegenftände und die fih auf den Nechtsitreit beziehenden, 
dem Gerichte noch nicht in Urfchrift vorliegenden Urkunden 
zur Tagſatzung mitzubringen.) In der Ladung iſt dem Kläger 
befannt zu geben, welche Nachteile das Geſetz' mit dem Ver⸗ 
fäumen der Tagſatzung verbindet.?) 


1) Dagegen Fein abgefonderter Rekurs. 8 131. 2) Vergl. 88 183, 
229. *) 88 396, 442. 


6438. Die Ladung des Beklagten geſchieht durch Zu— 
jtellung einer fchriftlichen Ausfertigung des über die Klage 
ergehenden Beichluffes unter gleichzeitiger Mitteilung eines 
Eremplares der fchriftlichen Klage oder einer Abichrift des 
über die Klage aufgenommenen Protofolles.') Bei protofolla- 
riiher Ergänzung oder Richtigftellung der fchriftlichen Klage 
iſt dem Bellagten auch eine Abfchrift dieſes Protofolles zu- 
zuftellen. Der Beklagte ift zugleich aufzufordern, die fih auf 
den Rechtsſtreit beziehenden Augenjcheinsgegenftände und Ur- 
funden zur Tagſatzung mitzubringen und wegen der Vorlage 
der im Beſitze des Gegners 3 oder in Verwahrung einer öffent» 
lien Behörde oder eines Notars befindlichen Beweisurfunden 
und Augenjceinsgegenftände,?) ſowie wegen etwaiger gericht- 
licher Vorladung von Zeugen noch vor der für die münd- 
fihe Verhandlung anberaumten Tagfagung feine Anträge zu 
ſtellen.) In der Yadung ift dem Beklagten befannt zu geben, 
welche Nachteile das Gejeg mit dem Verjäumen der Tag 
jaßung verbindet.?) 

1) Dagegen ein abgefonderter Rekurs. $ 131, Abf. 1. ?) 8 308. 

3) Welche fi) die Partei nicht zu verfchaffen vermag. 8 229, Abf. 2. 
*) Die Zeugen können auch ohne weiteres mitgebracht werden. 8 288. 
6) 88 396, 449. 
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6439. An beitimmten Gerichtstagen,!) welche im voraus 
feitzufegen und durch Anſchlag am Gerichtshaufe befannt zu 
machen find, kann der Kläger mit der Gegenpartei aud) ohne 
Borladung vor Gericht erjcheinen, um einen Nechtsitreit 
anhängig zu machen und darüber zu verhandeln.) - 

In dieſem alle das Klagebegehren in dem Ver—⸗ 
handlungsprotofolle®) aufzuzeichnen. 

1) 8 90, Abſ. 2, GO.: Bei Bezirksgerichten find in ber Megel für bie 
Entgegennahme von mündlidien Klagen, Anträgen und Erklärungen in 
bürgerlichen Nechtsfachen und in Privatanklagefachen beftimmte Tage, und 
zwar wöchentlich minbeitens ein Tag mit ber Wirkung anzufeßen, daß an 
anderen Tagen alles nicht dringliche mündliche Anbringen wegen unaufs 
fchiebbarer amtlicher Gejchäfte auf diefen Tag verwieſen werben Tann. 

2) Solche Verhandlungen können auch auf ben Gerichtätagen außer- 
halb des Gerichtsfiges ftattfinden. Siehe 8 58, Abſ. 1, GO. — Ebenſo 
vor den Gewerbegerichten. 8 27 Gef. v. 27. Rovember 1896, RGOB. 
Nr. 218. 

3) 88 207 ff. ; 

6 440. Im bezirkögerichtlichen Verfahren ift in der 
Regel ſchon die erite Tagſatzung zur Vornahme der Streit- 
verhandlung?) zu bejtimmen. E3 fanna) jedoch die abgejonderte 
Abhaltung einer eriten Tagſatzung zur Vornahme der im 
8239 bezeichneten Prozeßhandlungen angeordnet werden.?) 

Die im zweiten Teile enthaltenen Borjchriften über Die 
Verpflichtung des Beklagten zur Beantwortung der Klage 
mittel3 vorbereitenden Schriftjabes,®) ſowie die Beitimmungen 
über das vorbereitende Verfahren *)voreinem —— Richter 
finden im Verfahren vor Bezirksgerichten keine Anwendung. 

An Rechtsſtreitigkeitn der in 8 245, 3. 1,0) begeiche 
neten Art Tann jedoh vom Gerichte den Parteien, wenn 
fie durch Advokaten vertreten find, der Wechfel vorbereitender 
Schriftjäge?) aufgetragen werden, c) oder es kann zur Vorbereitung 
der mündlichen Streitverhandlung eine Einvernehmung der 
Parteien zu gerichtlihem Protokolle ftattfinden.‘)d) 

Die mündliche Verhandlung iſt womöglich bei der eriten 
über die Klage beitimmten nn zu Ende zu führen. 

Der Auftrag ur ſchriftlichen Feltitelung von Anträgen 
und Erflärungen ($ 265)°) kann vom Richter nur denjenigen 
Parteien erteilt werden, welche bei der mündlichen Xer- 
handlung durch Advokaten vertreten find. 

2) 88 257 ff. Dann muß das Begehren um Sicherheitsleiftung für 

Brozeßlojten vor der Streiteinlafiung angebracht werden. 8 59, Abf. 1. 

2) Insbeſondere Tönnen folche erite Tagſatzungen auf den regelmäßigen 
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Gerichtötagen ftattfinden. Siehe 88 57-59 80. — Erſte Tagfagungen 
follen in der Regel nur an einem Tage in ber Woche ftattfinden. 8 115, 
Abſ. 3, ED. — Unordnung in der Regel auf die nämliche Stunde. 8 116, 
Abf. 1, GO. — Erfte Tagfabung vor ben Gewerbegerichten. 88 26, 28 
Gef. v. 27. November 1896, NEB. Nr. 218. 

8 248. 

*) 88 246 ff. 

5) Klagebeantwortung nad) 8 243 und weiterer Schriftſatzwechſel nach 
g 258, Abſ. 1. 

6) Nach Analogie des 8 250. — Jedoch braucht keine kontradiktoriſche 
Verhandlung in Anweſenheit beider Parteien ſtattzufinden. Dieſe Ver: 
nehmung kann auch auf einem Gerichtstage ſtattfinden. 8 57, Nbf. 3, GO. 

”) 88 208 u. 209. Dasjelbe gilt auch für Rügen wegen Mängel des 
Verfahrens, 88 196, Abſ. 3, 208, 3.2, und Widerfprüche gegen das Proto= 
toll, 8 212, Abf. 3, und gegen ben Wrteilstatbeftand im alle 8 445, 
Abſ. 2. — Über die Richtigfeit der fchriftlichen Feſtſtellung enticheidet der 
Einzelrichter. 88 265, Abf. 3, 431, Abſ. 2. Dagegen fein Rechtsmittel. 
8 265, Abſ. 4. Solche Niederichriften find wie Beilagen zu ſtempeln. 
IMVB. ©. 166/1900. 

a) Die abgeionderte Abhaltung einer erften Tagjabung wirb nament- 
fi bei Gerichten mit regelmäßig ftärferem Gefchäftsandrange ſich em= 
piehlen, um die Fälle, in welchen die Rechtsſache ohne Rechtsſtreit erledigt 
werben kann, auszufondern und raſch zu Ende zu führen. Parteien gegens 
über, welchen der Weg zum Gerichte befonbere Beſchwerniſſe oder Opfer 
an Beit und Koften verurfadht, wird Hingegen tin ber Hegel von ber Ab⸗ 
Haltung einer befonderen erften Tagſatzung abzufehen fein, um das Er⸗ 
fcheinen der Partei vor Gericht foviel als möglich für den Rechtsſtreit und 
deſſen Erledigung ausnützen zu Tönnen. 

Hienady wird insbeſondere bei den Bezirksgerichten in ben Städten 
und in den Rechtsſachen der Bewohner der Stabt und ihrer nächſten 
Umgebung eine abgefonderte erfte Tagſatzung zuläſſig erfcheinen. 

Am Schluſſe der erften Tagſatzung kann der Bellagte aud) auf bie 
Befugnis aufmerkſam gemacht werden, einen vorbereitenden Schriftſatz vor 
der münblichen Streitverhandlung zu überreichen. Eine Frift mit Aus⸗ 
ſchlußfolgen dafür anzuberaumen, fteht nicht in der Macht des Richters. 
(IM. zu 8 440 8PO., P. 1.) 

d) Gegen Parteien, welche in bezirfägerichtlichen Rechnungsprozeſſen 
und Punktenſachen (8 245, 8. 1, BPO.) dem gerichtlichen Unftrage zum 
Wechſel vorbereitender Schriftfäge nicht nachfommen oder zur anberaumten 
gerichtlichen Einvernehmung nicht ericheinen (8 440, Abſ. 3, 8PO.), kann 
weder nad) Analogie des $ 398 ZPO. Verfäumungsurteil gefällt werden, 
noch darf gegen fie die Vorſchrift des 254 ZPO. (Ladung der im vor- 
bereitenden Verfahren fäumigen Partei unter Mitteilung einer Prototolld» 
abichrift) zur Anwendung fommen. 

Im alle folder Säumnis ift vielmehr bie Tagfagung zur münb- 
lichen Streitverhandlung anzuberaumen und die Rechtsſache nunmehr 
ohne Vorbereitung mündlih zu verhandeln. Die Bereitlung ber Bors 
bereitung wird jeboch bei Entſcheidung über die Prozeßkoſten im Sinne 
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ber 88 44, 48 und 49 3PO. zum Nachteile der fäumigen Partei oder 
Ber fchuldtragenden Vertreters zu berüdfichtigen fein. (JM. zu 8 440 
PO., P. 2.) 

c) Der Wechſel vorbereitender Schriftſätze wird buch richterlichen 
Beſchluß angeordnet; gegen dieſen Beſchluß iſt in analoger Anwendung 
ber Vorſchrift des 8 247, Abſ. 1, 8PO. Rekurs nicht zuläſſig. Der 
Beſchluß kann vor der erſten Tagſatzung oder während ber Verhandlung 
gefaßt werden. Wie viele vorbereitende Schriftſätze zu wechſeln ſind, iſt 
vom Richter zu beſtimmen; meiſtens wird je ein Schriftſatz von jeder 
Seite genügen. 

Eine vom Richter angeordnete mündliche Einvernehmung iſt nach 
Maßgabe des 8 86 ED. durchzuführen. (IM. zu 8 440 8PO.., P. 8.) 

d) Parteien, welche zur Vorbereitung der münblidhen Streitverhand- 
lung zu gerichtlichem Protofolle einvernommen wurden, können bie bei 
diefer Vernehmung unterlaflenen ober verweigerten Erklärungen über 
Tatſachen oder Beweismittel bei der mündlichen Streitverhandlung noch 
vorbringen. Die Vorſchrift des 8 263, Abſ. 1, ZPO. findet bier Feine 
Anwendung. (IM. zu 8 440 8PO., B. 4.) 

6441. Die Einrede der Be EN des Gerichtes 
hat der Bellagte au) dann, wenn ſchon die erfte Tagſatzung 
zur mündlichen Streitverhandlung beitimmt ift, bei derfelben 
borzubringen, bevor er jih in die Verhandlung über die 
Hauptſache einläßt. Nah Abhaltung der eriten Tagjagung 
oder nad) Einlaffung des Bellagten zur Hauptjache Tann die 
Unzuftändigfeit des Gerichtes nur unter den Vorausjegungen 
des 8240, Abſatz 2,%) berüdjichtigt werden.a) 

2) 843 IN., 8 240, Abi. 1. — Auch das Begehren um Sicherheits⸗ 
leiſtung für Prozehloften. 8 59, Abf. 1. 

2) Durch Parteienvereinbarung nicht zu bejeitigenbe Unzuftändigfeit, 

8 104 IM. 

a) Auch das Verſäumungsurteil fann nur unter diefen Voraus⸗ 
fegungen wegen Unzuftändigfeit mit Berufung angefochten werben. (IM. 
zu 8 514 BRD. P. 2.) 

I Gegen die Partei, welche die erfte auf Grund 
der Klage anberaumte Tagſatzung verfäumt, ift auf Antrag 
gemäß 8 396 Verfäumungsurteil zu fällen, wenngleich ſchon 
die erjte Tagſatzung zur Vornahme der GStreitverhandlung 
beitimmt war. a) 

Bleibt eine der Parteien von einer ſpäteren Tagſatzung 
aus und ſoll bei der Urteilsfällung (8 399) auf neues tat- 





8 441. 1. Die rechtzeitig erhobene Einwenbung ber Un— 
suftändigkeit Tann nah Einlaffung in die Verhandlung ber 
Hauptſache näher begründet oder ausgeführt werden. €. v. 
17. Auguft 1898, 3. 11330, Sig. 287. 
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ſächliches Vorbringen der erfchienenen Partei Bedacht ge- 
nommen werden, da3 mit dem Inhalte der von ihr etwa 
überreichten vorbereitenden Schriftjäge?) oder mit ihren früheren 
Erklärungen und tatfächlihen Angaben in Widerſpruch 
fteht und dem Gegner auch nicht vor der Tagſatzung durch 
vorbereitenden Schriftiag befanntgegeben wurde, fo tft 
dieſes neue et auf Antrag der erfchienenen Partei 
‚zu Brotofoll ieftzufte end) und die ſäumige Partei unter Mit- 
‚teilung einer Abſchrift diefes Protofolles neuerlich zur Streit- 
verhandlung zu laden.?) Die weitere Säumnis des Gegners 
Kent fodann der Berückſichtigung des zu Protokoll feitgejtellten 
orbringens bei der Urteilsfällung nicht mehr entgegen. 

2) Klage 8 226, Klagebeantwortung 8 248, Abf. 2, und weitere vor⸗ 
bereitende Schriftfäge 88 258, Abſ. 1, 440, Abf. 8. 

2) Vergl. 8 399. 

a) Im bezirkögerichtlichen Verfahren Tann bei Ausbleiben einer ber 
Barteien von der erften in der Rechtsſache ftattfindenden Tagſatzung Ver⸗ 
fäumungsurteil nad) 8 396 8PO. gefällt werden, ohne Rüdficht darauf, 
ob dieſe Tagſatzung bloß zur Vornahme der in 8 289 ZRO. bezeichneten 
Prozebhandlungen oder gleih zur mündlichen Streitverhandlung ange: 
ordnet wurde. (IM. zu $ 442 8PO., B. 1.) 

d) Wenn im bezirkögerichtlihen Verfahren eine Partei von einer 
fpäteren Tagſatzung ausbleibt, haben die Vorſchriften des $ 899 8PO. 
mit der einzigen Abweichung zur Anwendung zu kommen, daß im Ge- 
richtshoſsverfahren neues tatfächliches Vorbringen der allein erfchienenen 
Partei nur im Falle einer vorausgegangenen, mittels Schriftjag 
erfolgten Mitteilung an den Gegner berüdfichtigt werden darf, während 
im bezirtögerichtlichen Verfahren neben der Ankündigung mittels vor- 
bereitenden Schriftſatzes noch die Anzeige mittel3 prototollarifcher Er⸗ 
Märung zuläffig ift. Die Feſiſtellung des neuen Vorbringens zu Protokoll 
erfolgt in Abweſenheit des Gegners; bei Mitteilung ber Protokolls⸗ 
abichrift tft dem Gegner zugleich die neuerliche, zur mündlichen Streit- 
a anberaumte Tagjatung befanntzugeben. (IM. zu $ 442 
3PO., P. 2.) 


6443. Die Protokollierung des tatſächlichen und Be— 
weisporbringens der Parteien hat, fall3 nicht vorbereitende 
Schriftſätze vorliegen (8210, Abſatz 1),t) in der Regel auf die 
in 8211 bezeichnete Art zu gejchehen.?) 

2) Auf den Inhalt der vorbereitenden Schriftfäge ift bei der Proto- 

follierung Bezug zu nehmen. 
?) Rejumeprotofof. — Die mündlid erteilte Vollmacht Tann zu 
Protolol genommen werden. 8 30, Abf. 3. 


6444. Wenn fi bei einer Tagjagung die Not- 
wendigfeit ergibt, einen Bemeisbefhluß im Sinne des 
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8 277, Abſatz 3, zu erlaffen und die Verhandlung nicht 
fchon bei derjelben Tagſatzung für geſchloſſen erflärt mwird,! 
fann von der Protofollierung des auf den Sachverhalt fi 
beziehenden Parteienvorbringens?) abgejehen und deilen Dar- 
ſteluns der Ausfertigung des Beweisbeſchluſſes vorbehalten 
werden. 

Den Parteien ſind Ausfertigungen des Beweisbeſchluſſes 
zuzuftellen.?) Gegen etwa darin enthaltene unrichtige Angaben 
über das tatjählihe und Beweisvorbringen der Parteien 
kann bei der nächiten mündlichen Streitverhandlung Wider- 
fpruh erhoben werden. Der Widerſpruch iſt im Berhand- 
Iungsprotofolle oder mittel kurzer Niederichriften*) zu beur- 
funden (8 212, Abſatz 2 und 3).’) 

1) 8 198, Abſ. 3, in welddem alle protofolliert werben muß (wobei 
jedoch auf die Darftelung des Sadjverhaltes im Beweisbeſchluſſe Bezug 
zu nehmen ift, 8 210, Abf. 1). 

2) Die Angaben nad 88 207 u. 208 müfien ftet3 protokolliert werben. 

8) Die Mitteilung ber Ausfertigungen bed Beweisbeſchluſſes obliegt 
ber Gerichtslanglei. 8 313, 8. 12, SD. 

*) Wenn die Bartei durch einen Advolaten vertreten iſt. 440, Abſ. 5. 

8) Bedeutung des Widerfpruch® 8 498, Abi. 2. 

6 445. Wenn die mündliche Verhandlung bei Einer 
Tagfagung durchgeführt und zum Abichluffe gebracht wird 
fann von der Protokollierung des auf den Sachverhalt ſich 
beziehenden Parteivorbringens abgeſehen und deſſen Dar⸗ 
ftellung dem Urteilstatbeitande (8417, 3.4) vorbehalten 
werden. Im Berhandlungsprotofolle find dann nur die in 
88 207 und 208 bezeichneten Umstände und Erklärungen zu 
beurfunden.!) 

Die Ausfertigung des Urteilstatbeitandes muß in diefem 
alle binnen drei Tagen nad) Schluß der Verhandlung in 
der Gerichtskanzlei zur Einficht der Parteien hinterlegt werden.?) 
Diefe können innerhalb drei Tagen nach Berjtändigung?) von 
der Sinterfegung gegen unrichtige Angaben de3 Urteilstat- 
beftandes über das tatjächliche oder Beweisvorbringen Wider- 
ſpruch erheben.!) Der Widerſpruch fann zu gerichtlichen Proto- 
tolle erflärt oder mittel3 kurzer Niederichriften feſtgeſtellt 
werden (8212, Abjat 2 und 3). 

Infolge erhobenen Widerſpruches Tann der Urteilstat- 
beitand vom Richter entiprechend geändert werden.®) 

1) Analog im berufungsgerichtlichen Verfahren. 8 493, Abi. 2. 

8 126, Abi. 4, GO.: Wenn bie Ausfertigung bes Urteilstatbeitandes 

zur Einfiht der Parteien in ber Gerichtskanzlei hinterlegt werben muß 
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(8 445 8PO.), iſt fie der Gerichtskanzlei vor Abgabe der Urteilsaus⸗ 
fertigung zu übergeben. Die Ausfertigung des Urteildtatbeftandes ift in 
der Regel in Urichrift zu Hinterlegen; der zu binterlegende Urteilstat- 
beftand darf weder mit dem Urteilsifpruche noch mit den Entſcheidungs⸗ 
gründen verbunden fein. Die Friſten für die Übergabe ber fehriftlichen 
Abfaflung des Urteile (Abf. 3) werden durch die Hinterlegung der Aus⸗ 
fertigung des Urteilstatbeftandes nicht verlängert, jedoch ift die Herftel- 
lung der Reinſchrift bis nach Ablauf der Einfihtsfrift und, wenn Wider- 
ſpruch erhoben wird, bis zur Beſchlußfaſſung über den Widerſpruch auf- 
zufchieben. Diefe Beſchlußfaſſung und die etwaigen Underungen bes 
Ürteildtatbeftandes müffen innerhalb dreier Tage nad) Unbringung des 
Widerjpruches erfolgen. 

2) Wenn das Urteil noch nicht verkündet worden ift, muß es längſtens 
binnen 8 Zagen nad) Schluß der Verhandlung gefällt werden, aud) wenn bie 
Frift zum Widerfpruch gegen ben Tatbeftand noch nicyt abgelaufen ift. $ 415. 

3, Die Verftändigung obliegt der Gerichtskanzlei; dieſe hat auch dem 
Richter anzuzeigen, wenn bie Frift für den Wideripruch abgelaufen ift. 
8 313, 8. 18, GO. 

*) Unterſchied gegenüber der Tatbeftandsberichtigung (88 420, 447, 
Abſ. 2). Vergl. 8 493, Abi. 2. 

6, Allenfall® auch da3 Urteil, wenn es noch nicht verkündet war oder 
zur Ausfertigung abgegeben ift. 8 416, Abf. 2. 

6446. Iſt das Urteil eines Bezirksgerichtes, welches 
nebjt der allgemeinen auch die Gerichtsbarkeit in Handel3-, 
See⸗ oder Bergrechtsſachen ausübt, in Ausübung diefer be- 
fonderen Gerichtsbarkeit gefällt, jo ift ein dies ausdrüdender 
Beilag in das Urteil aufzunehmen,!) wenn beide Parteien 
übereinfommen, daß die Sache bei ihrer Erledigung als zum 
Gebiete dieſer befonderen Gerichtöbarfeit org bezeichnet 
werde, oder wenn dieje Bezeichnung vor dem Schluffe der 
mündlichen Verhandlung von einer Partei begehrta) und vom 
Gerichte al3 zutreffend erfannt wird. 

Die Aufnahme eines jolchen Beiſatzes in das Urteil oder die 
Berweigerung feiner Aufnahme Tann nicht angefochten werden.?) 

2) Bergl. 8 417, 8.1. 9) Sie Hat nur Bedeutung für das Be— 
rufungsverjahren, 8 487. Siehe aud IM. zu 8 487 ZPO. 

a) Bon Amts wegen, ohne Antrag einer oder beider Parteien, darf 
der Belfaß, daß das Urteil in Ausübung der Gerichtsbarkeit in Handels⸗, 
Gee= oder Bergrechtsſachen gefällt wurde, in ein bezirfögerichtliches Urteil 
nicht aufgenommen werden. (IM. zu 8 446 ZPO.) 

6 447, In den Ausfertigungen der Urteile) ift in3- 

bejondere hervorzuheben,?) daß für die Ergreifung eines Rechts⸗ 


8 447. 1. Einwendungen gegen den Tatbeftand eined 
bezirtögerichtlichen Urteiled find in der Berufung vorzubringen. 
€. v. 24. September 1901, 3. 10788, 38. 1901 :483. 
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mittel gegen das Urteil, fowie für das Nechtömittelver- 
fahren überhaupt die Vertretung durch einen Advofaten er- 
forderlich ijt.?) 

Eine Berichtigung des Urteilstatbeitandes im Sinne 
des 8420 findet in Unfehung der bezirfögerichtlichen Urteile 
nicht jtatt.*) 

1) 88 417, 418. 2) Bergl. 8 432, Abf. 2. 

3) 8 488. 

8 90 GOG.: Wenn eine arme Partei gegen das Urteil eines Bezirkö- 
gerichtes Berufung erheben will, zur Vertretung diefer Bartei aber noch Fein 
Advokat beftellt ift und ihre Berufung gemäß 8 465, Abſ. 2, der 83PO. 
nicht zu gerichtlihem Protofolle erklärt werden kann, weil am Orte bes 
Prozeßgerichtes zwei oder mehr Advolaten ihren Sit haben, fo hat das 
Prozeßgericht auf Antrag oder von Amts wegen einen Beamten der Staats- 
anwaltichaft oder des Gerichtes mit der Abfafjung der Berufungsſchrift 
und beren rechtzeitiger Überreichung zu betrauen. Die Unterfertigung 
der Berufungsfchrift durch diefen Beamten erjegt die Unterjchrift eines 
Advokaten. 

4) Einwendungen find im Falle 8 445 mittels Widerſpruch, ſonſt in 
der Berufung geltend zu machen. $ 498, Abſ. 1. 


Bejondere Beltimmungen für das Berfahren 
in Bagatellfaden.*) 


$ 448. Wenn die in der Klage geforderte Geldfumme 
oder der Wert des — den Betrag von fünfzig 
Gulden nicht überjteigta) oder der Kläger erflärt, ftatt des in 


8448. 1. Wenn die Klage von mehreren Streit- 
genoſſen angebracht wird oder wenn von demfelben Kläger 
mehrere Anjprüde in einer Klage vereinigt werden, ift 
ber Betrag der einzelnen Anſprüche, und nicht ihre Summe für 
das einzuleitende Verfahren maßgebend. €. v. 16. Mai 1900, 
3. 6275, gew. ©. 333 (8. Mai 1901, 3. 6667, amtl. ©. 416?). 

2. Bei Verbindung mehrerer Rechtsſachen, deren jede 
100 K nicht überfteigt, zu gemeinfamer Verhandlung tft über alle 
Aniprühe im Bagatellverfahren zu verhandeln und entjcheiden, 
wenngleich fi) bei Zufammenrechnung der Anſprüche ein 100 K 
Beer Betrag ergibt. €. v. 5. November 1901, 3. 15184, 

. 1902 : 645 

daß das Gericht erfter Inſtanz die Verhandlung nad) den 
Vorſchriften des ordentlichen Verfahren! durcchführte, fchließt die 
Anwendung der Vorjhriften des Bagatellverfahrens 
auf da8 Berufungdverfahren nit aus. E. v. 5. Novem- 
ber 1901, 3. 14184, 38. 1902: 64. 

3. Über die Nichtigkeitsklage gegen ein in einer Baga- 
tellſache geichöpftes Urteil ift im Bagatellverfahren zu verhandeln 
und entjcheiden. E. v. 10. Mai 1899, 3. 7071, St. 609. 
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der Klage geforderten Gegenitandes einen fünfzig Gulden 
nicht überfteigenden Geldbetrag annehmen zu wollen?) (Bagatell- 
fachen),®) haben die in den nachfolgenden 88 449 bis 453 
angeführten bejonderen Bejtimmungen zu gelten.) 

*, Die für das Verfahren in Bagatellfadden geltenden Borjchriften 
finden auf das Verfahren vor den Gewerbegerihten Anwendung. $ 22 
Gef. v. 27. November 1896, RGB. Nr. 218. 

1) 88 54—59 IR. °) 8 410. 3) Ferialſache 8 224, 3.7. — Bes 
handlung in Unfehung ber Gefchäftsverteilung 8 19, 8. 1 u. 2, GO. — 
Die mündliche Streitverhandlung kann auf einem Gerichtätage ftattfinden. 
858 GO. *) Diefelben gelten aud im alle der Erhebung von Ein 
wendungen gegen ben Bahlungsauftrag im Manbdatöverfahren, fofern der 
Streitgegenftand Die Wertgrenze von 50 fl. nicht überfteigt. 88 548554. 
(Differenz gegenüber 8 4 Gef. v. 27. April 187%, RGB. Nr. 66). Vergl. 
88 49, 8. 1, u. 51, 3. 3, IN. 

a) Überfteigt im Falle einer Streitgenofienihaft nad 8 11, 8. 3, 
g8PO. keiner der geltend gemachten Anſprüche den Betrag von 50 fl., fo 
iſt über alle dieſe Anfprüche im Bagatellverfahren zu verhandeln. Über⸗ 
fteigen dagegen in einem joldden Falle einige ber geltend gemachten Anz 
fprüche biefe Wertgrenze, während dies bei anderen nicht ber Fall ift, 
fo Tann eine gemeinſame Verhandlung nicht ftattfinden, ſondern e3 ift über 
jede ber beiden Arten der geltend gemachten Unfprüde im Sinne des 
8 188 ZPO. abgefondert zu verhandeln. (Gutachten bes DOberften 
Gerihtshofes zu 8 11 8PO., %. 5.) 

Der Wert des Streitgegenftandes, der nicht in einem Geldbetrage beſteht, 
ift nach ben Ungaben, die der Kläger über biefen Wert in der Klage ge⸗ 
madt Hat, anzunehmen, folange der Bellagte nicht den Beweis erbringt, 
daß der Streitgegenftand einen 50 fl. üiberfteigenden Wert habe. (IM. zu 
8 448 8PO., P. 1.) 

Vereinbarungen der Parteien über das in ihrer Rechtsſache zu be⸗ 
obachtende Verfahren ſind wirkungslos. Dies gilt auch für die noch vor 
Wirkſamkeit der Zivilprozeßordnung abgeſchloſſenen derlei Vereinbarungen, 
ſofern fie ſich auf Streitſachen beziehen, auf deren Erledigung die Bivil- 
progeßordnung Anwendung zu finden hat. 

Auf Rechtäftreitigkeiten, weldje nach der Zivilprozeßordnung zu vers 


4. Eine Vereinbarung der Parteien über die in 
einer Rechtsſache anzuwendende Verfabrensart ift unwirkſam. 
E. v. 7. $uni 1898, 3. 7086, Präv. 1898: ©. 7355 

daher ift in den nach dem Gejege im Bagatellverfahren zu 
verbandelnden Recht3ftreitigleiten ein anderes Verfahren felbft im 
ne ausdrüdlihen oder ftillfhweigenden Überein— 

ommen3 der Parteien unzuläffig.e ©. v. 8. Februar 1887, 
3. 1489, Sig. 11440; 26. Oftober 1886, 3. 11722, Sig. 11221; 
26. Mai 1886, 3. 6127, Sig. 11050; 14. April 1855, 3. 2553, 
Slg. 10521 (3.8. 119) u.a. (2. Mai 1883, 3. 4691, Sig. 9422; 
12. Mai 1875, 3. 4815, Sig. 5719?). 
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handeln und enticheiden find, Tönnen deshalb, falls der Streitgegenftand 
ben Betrag von 50 fl. überfteigt, ungeaditet einer darauf abzielenden 
urkundlichen Vereinbarung der Parteien die Sonderbeftimmungen für 
das Verfahren in Bagatellfachen keine Anwendung finden. (IM. zu 8 448 
BRD. P. 2.) 

F 449. Die Ehegattin Tann mit Vollmacht ihres Gatten 
für denfelben im Prozefje auftreten.!) 

2) Yusnahme von $ 29, Ubi. 1. 

6 450. Wenn über eine der in 8 239, Abſatz 2, be- 
zeichneten Einreden abgefondert verhandelt und Diefelbe auf 
Grund diefer Verhandlung abgemwiejen wird, hat!) der Richter 
nad) Verfündung diefer Enticheidung anzuordnen, daß die 
Berhandlung zur Hauptſache ſogleich aufgenommen werde. 
Die Entſcheidung über die Einrede ijt ſolchenfalls nicht be- 
ſonders auszufertigen, fondern in die Entiheidung aufzu- 
nehmen, welche in der Hauptſache gefällt wird.?) 

1) Sonft ift dies fakultativ. 8 261, Abſ. 2. 

2) Ebenfo 8 261, Abi. 2. 

$ 451. In Bagatelljachen hat das Verhandlungsprotofoll 
nur zu enthalten: 

1. die in 8207 und $ 208, 3.1, angeordneten Angaben; 

2. Aufzeichnungen über eine zu Protokoll gegebene Voll» 
macht,!) wenn die Partei perfönlid mit dem Bevollmächtigten 
ericheint; über das Klagebegehren, wenn diejes im Sinne des 
8 439 an einem Gerichtstage angebracht wurde; über den 
wejentlihen Inhalt der Beiveiannahmen und insbejondere 
über den Umstand, ob ein Zeuge oder Sachverſtändiger vor 
oder nad) feiner Abhörung beeidet wurde?) oder ob deſſen Be- 
eidigung unterblieben ift; ferner über den Umſtand, daß der 
Partei vor der unbeeideten Vernehmung und vor der eidlichen 
Vernehmung die geſetzlichen Erinnerungen gemadht wurden 
.(88 376 und 377); & 

3. die bei der Verhandlung gefällten und verkimdete 
‚Urteile, jowie jene Anordnungen und Verfügungen des 
Richters, wider welche ein Rechtsmittel zuläffig if; ) 

4. die Bemerkung, ob die PBarteien bei Verfündung des 
Urteiles anmwejend waren. 

Außerdem it in dem Falle, wenn die begonnene Ver— 
handlung nit an einem Tage beendet werden fann, au 
Antrag oder nad) Ermefjen des Richters von Amt3 wegen ein 
ausdruͤcklicher Widerjpruch des Beklagten gegen die der Klage 
zu Grunde liegenden Behauptungen in der vom Richter zu 
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beftimmenden furzen Faſſung durch das VBerhandlungsprototoll 
zu beurfunden. 
1) Gilt für alle bezirksgerichtlichen Sachen. $ 30, Abſ. 3. 
2) 88 337, 388. — In der zufammenfaflenden Vorſchrift des 8 451, 
8.2, liegt Feine Abänderung ber im $ 358, Abſ. 1, ZPO. für die Bes 
eidigung der Sachverſtändigen aufgeftellten Regel. (Siehe JM. zu 8 358 
ZPO) 9 8 517. 


6 452. Das Urteil ift mündlich zu verkünden.!)a) Das 
in Anwejenheit beider Parteien verfündete Urteil wird mit 
der Verkündung den Parteien gegenüber wirkſam.“) Waren 
beide Parteien bei der Urteilsverfündurig anweſend, jo wird 
eine fchriftliche Ausfertigung des UÜrteiles nur auf Verlangen 
der Partei zugeftellt.?) Außer diefem Yalle iſt beiden Barteien 
eine fchriftlihe Ausfertigung von Amts wegen zuzujtellen.*) 

Bei der PVerfündung des Urteile hat der Richter die 
Parteien darauf aufmerffam zu machen, daß gegen dieſes 
Ürteil die Berufung nur wegen der in 8 477, 3.1 bis 7, 
aufgezählten Nichtigfeiten ergriffen werden fünne. Ein gleicher 
Beilas it in Die Kchriftfiche Ausfertigung des Urteiles auf- 
zunehmen.’ 


1) 8 414. Wenn möglich ſogleich nad) Schluß der Verhandlung. 
Urteilsſpruch und weientlichfte Enticheidungsgrünbe. 


2) Die Berufungsfrift beginnt zu laufen, 8 464. Dasfelbe gilt für 
Beſchlüſſe, $ 521, Abf. 2. — Eintragung in das Bagatellregifter 8 227, 
8.2, &. 

3) Ausnahme von $ 414, Ubi. 3. — Zuſtellung ohne Einfluß auf den 
Lauf der Berufungsfrift. 8 464, Ab]. 2. 


4) Das Urteil wird erft mit der Buftellung wirkſam. 


8) 8 148, Abſ. 1, GO.: Bei der Berfünbung von Urteilen in Baga⸗ 
tellſachen hat ber Richter nach) der Belehrung über das Rechtsmittel der 
Berufung (8 452, Ubf. 2, ZPO.) die Parteien zu befragen, ob fie bie 
Berufung wegen Nichtigkeit zu ergreifen beabfichtigen. Wird dies ver⸗ 
neint, fo tft der Verzicht auf bie Berufung im Berhandlungsprotofolle zu 
beurfunden. 

a) Wenn die fofortige Urteilsverfündung ausnahmsweiſe Schwierig- 
teiten begegnet, Tann im Berfahren in Bagatellfachen die Fällung bes 
Ürteiles der Zeit nah Schluß der mündlichen Verhandlung vorbehalten 
werben (8 414 ZPO.) Wird das Urteil nicht fogleih nad) Schluß ber 
Verhandlung verkündet, fo findet die Borichriit des 8 415 ZPO. auch in 
Bagatelliahen Anwendung. 


Eine befondere Berfündung des Urteiles und eine Erſtreckung der Tag⸗ 
ſatzung zum Zwecke der Urteilsverkündung iſt dann ausgeſchloſſen; das 
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Urteil wird den Barteien nur in fchriftlihet Ausfertigung zugeftellt. (IM. 
zu 8 452 8PO., P. 1.) 

Die Vorichrift des 8 408 8PO. findet in Bagatellfacdhen feine An⸗ 
wendung, weil ber das Berfäumungsurteil veriagende Beihluß gemäß 
8 517 ZPO. nicht mittels Rekurs angefochten werden kann. (IM. zu 
8 452 8PO., P. 2.) 

6453. Wird durch eine im Laufe des Verfahrens vor- 
enommene Anderung der Klage!) die im 8 448 bezeichnete 
ertgrenze überfchritten, ohne daß jedoch zugleich die jachliche 

Zuftändigfeit des Bezirksgerichtes dadurch aufgehoben würde,?) a) 
jo hat die Verhandlung und Enticheidung der Rechtsſache 
nad) den ſonſt für das bezirfsgerichtliche Verfahren geltenden 
Vorſchriften ftattzufinden.?) 

1) Vorausgeſetzt, daß fie zuläffig iſt, 8 235. 

?) Wenn der Betrag von 500 fl. nicht überfchritten wird ober einer 
ver Fälle 8 49, 8.28, IN. vorliegt. 88 49, 8.1, 51, 8.1 und 2, 
58, Abſ. 1, IN. 

3) Daher insbejondere wegen Beſtellung eines anderen Bevollmächtigten 
ftatt der Ehefrau (8 449) die erforderlichen Aufträge zu erlaflen find. 
88 29, 432, Abſ. 1. — Wenn durch nachträgliche Einſchränkung des Klage⸗ 
begehrens diefes unter die Grenze bed Bagatellverfahrens Fällt, wirb das 
urfprünglich eingeleitete Verjahren fortgeführt. 8 54 IN. 

a) Eine Klagsänderung, durch melde nicht bloß bie für das Ver— 
fahren in Bagatellſachen feitgelegte Wertgrenze (8 448 8PO.) über- 
ſchritten, ſondern zugleich die fachliche Zuftändigleit des Bezirksgerichtes 
aufgehoben würde, ift unzuläffig (8 235, Abf. 1, ZPO.) (IM. zu 
8 453 ZPO.) 


Befondere Beftimmungen für das Verfahren über 
Befisftörungsflagen. 


$ 454. Im Verfahren über Klagen wegen Störung 
des Beſitzſtandes bei Sachen und bei Rechten, in welchen das 


8 453. 1. €&3 verbleibt bei dem eingeleiteten, ordentlichen 
bezirfögerichtlichen Verfahren, wenn der Streitgegenftand nach 
Eintritt der Streitanhängigleit von den Parteien einver- 
ftändlich mit weniger als 100 K bewertet wird. E. v. 16. Mat 
bember 1900, 3. 6349, Gaz. 1900 :7. 

2. Der Beichluß, eine nach dem ordentlichen bezirkägerichtlichen 
Verfahren eingeleitete Verhandlung im Verfahren für Baga- 
tellfahen fortzujegen, ift vom Richter fofort zu verfünden. 
E. v. 20. Dezember 1899, 3. 18362, Präv. 1900: ©. 427. 

8 454. 1. Bgl. Band 2 diefer Sammlung, $ 339. 

‚2. Auch ein nicht bis in die legte Zeit ausgeübter Nechts- 
bejig ift zu ſchützen. E. v. 25. Jänner 1898, 3. 622, Ste. 9. 
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Klagebegehren nur auf den Schuß und die Wiederherftellung 
des legten Beſitzſtandes gerichtet ift und welche innerhalb 
dreißig Tagen anhängig zu machen find, nachdem der Kläger 
bon der Störung Kenntnis erlangte, haben die nachfolgenden 
befonderen Beitimmungen (88 455 bis 460) zu gelten.') 

Schriftlic überreichte Klagen find von außen als Belik- 
ftörungsflagen zu bezeichnen.?) 

ı) Sachliche Buftändigfeit 8 49, 8.4, Örtliche Zuftändigkeit 88 81, 92. 

2) 8 226. — Ferialſache 8 224, 3.3. 


3. Über Wirkung und Umfang des dem Vermieter an den 
Einrihtungsftüden des Mieters zuftehbenden Pfand— 
rechtes kann nicht im Befisftörungsverfahren entichieden werden. 
E. v. 18. Mai 1892, 3. 6102, Sig. 14262. 

4. Wegen einer durh militärifhe Vorkehrungen be— 
wirkten Belisftörung Tann beim urdentlichen Richter Klage er- 
hoben werden. E. v. 12. November 1872, 3. 11438, Sig. 4774. 

5. Für die Beurteilung der Rechtzeitigkeit der Klage 
ift der Tag ihrer UÜberreihung bei Gerigpt maßgebend. €. v. 
14. September 1887, 3. 8086, Sig. 11743; 

der Tag, an dem die Kenntnis von der Störung 
erlangt wurde, ift in die breißigtägige Frift nicht einzurechnen. 
E. v. 17. Mai 1887, 3. 5166, Sig. 11595; 28. Oltober 1879, 
3. 11679, Sig. 7623; 

wenn der Ießte Tag der Frift auf einen Sonn- oder 
Feiertag fällt, kommt dem Kläger noch der nächitfolgende Werf- 
tag für die Klagsanbringung zu gute. E. vd. 19. Jänner 1886, 
3. 610, Sig. 10907; 5. Jänner 1886, 3. 15115, Sig. 10879; 
16. April 1861, 3. 1984, 3.8. 38 (28. März 1882, 3. 3259, 
Slg. 89379); 

auf die verfpätete Anbringung der Klage ift nicht von 
Amts wegen zu fehen. E. v. 27. November 1895, 3. 13834, 
Elg. 15632; 15. Mai 1888, 3. 5244, Sig. 121855 10. Tezember 
1885, 3. 13939, Sig. 10825; 21. Mai 1878, 3. 5667, Sig. 6982; 
15. Jänner 1878, 3. 287, Sig. 6794 (31. Juli 1878, 3. 8413, 
Sig. 70989); 

der Beweis verfpäteter Anbringung der Klage liegt viel- 
mebr dem Bellagten ob. E. v. 29. November 1886, 3. 13438, Sig. 
11270; 10. Auguft 1881, 3. 6625, Sig. 8465; 26. Auguft 1879, 
3.9358, Sig. 8657 u. a. (25. September 1855, 3. 9982, C1g.139?). 

6. Die Frift für die Beſitzklage eine Pfarrbenefiziums 
beginnt mit dem Tage, an dem der Pfarrer von den Storung3- 
Handlungen Kenntnis erlangte. E. 0.8. Juni 1899, 3.7773, Sig. 673. 

7. Die ordentlihe Befigflage kann nicht während der 
Verhandlung in eine gr abgeändert werden, €. v. 
15. Zuli 1869, 3. 7537, Steg. 3470. — Bgl. GOG. $ 89, Nr. 5. 
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6 455. Bei der Anberaumung der Tagfagungen und 
Friſten ift ſtets auf die Dringlichkeit der Erledigung bejon- 
derer Bedacht zu nehmen.!) 


1) 8 128. — Berhandblung am jelben Tage und eventuell an Ort und 
Stelle 88 486, 183, Abf.2, auch auf einem Gerichtstage 8 58 ED. — 
Ferialſache 8 224, 8.8. 

6 456. Auf Grund des in der Klage gejtellten Be- 
gehrens, im Sinne der 88 340 big 3421) abGB. ein Ber- 
bot zu erlaffen,®) hat der Richter ſogleich bei Erledigung der 
Klage ohne Einvernehmung des Gegners das Erforderliche zu 
verfügen. 

1) 8 340 abGB.: Wird der Beſitzer einer unbeweglichen Sache oder 
. eine8 dinglichen Rechtes durch Führung eines neuen Gebäudes, Waſſer⸗ 

werkes oder anderen Werkes in feinen Rechten gefährdet, ohne daß ſich der 
Bauführer nach Borfchrift der allgemeinen Gericht3orbnung gegen ihn ge= 
ſchützt hat, fo ift ber Gefährbete berechtigt, das Verbot einer folcdhen 
Neuerung vor Gericht zu fordern, und das Gericht ift verbunden, bie 
Sache auf das fchleunigfte zu entjcheiden. 

8 341: Bis zur Entſcheidung der Sache ift die Fortſetzung bed Baues 
von dem Gerichte in der Regel nicht zu geftatten. Nur bei einer nahen, 
offenbaren Gefahr, oder wenn der Bauführer eine angemefjene Sicherheit 
Yeiftet, daß er die Sache in ben vorigen Stand fegen und den Schaden 
vergüten wolle, der Berbotöleger dagegen in dem lebteren alle feine 
ähnliche Sicherftellung für die Folgen feines Verboteß leiſtet, ift bie einſt⸗ 
weilige Fortſetzung bed Baues zu bewilligen. 

8 842: Was in den vorhergehenden Paragraphen in Rüdficht einer 
neuen Bauführung verorbnet wird, ift auch auf. bie Nieberreißung eines 
alten Gebäudes oder anderen Werles anzumenden. 

2) Siehe Art. XXXVII EG. 3. ZPO. 


$ 457. Die Verhandlung ift auf die Erörterung und 
den Beweis der Tatjache des legten Beſitzſtandes und der 


8 455. 1. Die infolge rechtzeitig angebrachter Klage ein- 
geleitete, aber nicht zu Ende geführte Verhandlung kann fpäter 
wieder aufgenommen und fortgefegt werden. €. v. 
18. Februar 1891, 3.1847, ©3.1891: 19, 7. März 1883, 3. 2163, 
Sig. 9340; 7. November 1871, 3. 9932, Sig. 4300 (23. November 
1880, 3. 11618, Sig. 8194; 9. Dezember 1875, 3. 10898, Sg. 
5933 u. a.?). 

8 457. 1. Die Erörterung, ob eine ungebührliche Ermweite- 
rung des Rechtsbeſitzes ftattgefunden habe, iſt im Befigftörungs- 
ſtreite ausgeſchloſſen. E. v. 16. November 1899, 3. 16595, Slg. 
1242, 9. November 1899, 3. 16072, ZB. 1902: 8. 

2. Die Verhandlung kann auf neue, während ihrer Dauer 
begangene engen ausgedehnt werden. E. v. 1. April 
1890, 3. 3713, &3. 1890:45; 
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erfolgten Störung zu beichränfen, und e3 find alle Erörte- 
rungen über das Recht zum Belige, über Titel, Redlichkeit 
und Unredlichkeit des Befies ?) oder überetwaige Entſchädigungs⸗ 
anfprüche*) auszufchließen. 

Die Beweisführung durch Vernehmung der Parteien ge- 
mäß 8 371 ff. iſt ausgeichloflen. 

1) Inhaltlich übereinſtimmend mit 8 5 Tail. V. v. 27. Dit. 1849, 

RGB. Nr. 12. 


2) Erörterungen und Beweis der Unerhtheit bes Befiges find nicht 
ausgeſchloſſen. 


6 458. Der Richter Tann während der Verhandlung 
die Anwendung einer oder mehrerer!) der im Gejeße über das 
Erelutiond- und Sicherungsverfahren zugelafjenen einjtweiligen 
Borkehrungen anordnen?) jofern Dies zur Abwendung der dringen- 
den Gefahr widerrechtlicher Beihädigung, zur Verhütung von 
Gewalttätigfeiten oder zur Hintanhaltung eines unmwieder- 
bringlichen Schadens nötig erfcheint. Die Erlafjung einer 
derartigen Verfügung Tann von der Leiftung einer angemefjenen 
Gicerftellung?) abhängig gemacht werden.*) 

ı) 8 892 EO.: 

Bu Gunſten besjelben Unfpruches Lönnen auf Antrag zugleich meh⸗ 

tere Verfügungen bewilligt werben, wenn bie dem Gerichte nach Be⸗ 
ſchaffenheit des Falles zur vollen Erreichung des Sicherungszmwedes not⸗ 
- wendig erfcheint. 

Unter mehreren im einzelnen Yalle gleih anmwendbaren Verfügungen 
ift diejenige au bemilligen, die zur Hintanhaltung ber nad) den befonderen 
Berhältniffen zu beforgenden Gefährdung am geeignetiten ift, bei gleicher 
Eignung aber die den Gegner der gefährdeten Partei am wenigften be= 
ſchwerende Verfügung. 


nicht aber auf Befipftörungen, von denen der Kläger bereits 
länger als dreißig Tage Kenntnid bat. €. v. 24. November 1885, 
3. 15043, Sig. 11387. — Bgl. ZBO. 8 454, Nr. 7. 

3. Die Einwendung ber entſchiedenen oder verglichenen 
Sache ift unftatthaft. E. v. 27. Auguft 1878, 3. 8854, Sig. 
7120; 28. $uni 1871, 3. 7915, Sig. 4213. 

4. Ein mit der Befigftörungsflage verbundene, 
zur Verhandlung im Befisftörungsverfahren ungeeignete® Be⸗ 
gehren ift außzufcheiden und in das entiprechende Verfahren zu 
verweilen. E. v. 22. Februar 1865, 3. 1380, Sig. 2127. 

8 458. 1. Die Überfchreitung de gegen eine Gemeinde 
erlaffenen Befigausübungsperboted duch einzelne Ge- 
meindeglieder macht bie Gemeinde für die Strafe haftbar. €. v. 
14. Februar 1877, 3. 1679, Sig. 6377. 
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?) Bon Amts wegen, fonft nur auf Antrag. 8 382 ED. 

3) 8 56. — Die Sicherftellung ift nach freiem Ermeſſen bes Gerichtes 
zu beftimmen. Mit dem Bollzuge der Verfügung darf nicht vor Nachweis 
des gerichtlichen Erlages der zu leiltenden Sicherheit begonnen werde n- 
8 390 ED. 

4) Beichwerden gegen die erlafienen einftweiligen Verfügungen find mit 
dem Rekurſe gegen den Endbeſchluß zu verbinden. 8 518, Abſ. 2. — 
Suspenfivwir ung des Rekurſes 8 525. 


6459. Die Enticheidung hat fogleich nach geichloffener 
Verhandlung mitteld Beichluffes (Endbeichluß) zu erfolgen und 
ih darauf zu befchränfen, eine einftweilige Norm Air den 


tatſächlichen Belisitand aufzuftellen. oder proviſoriſch nad) 


dem Geſetze (88 340 bis 343 abGB.) eine Unterjagung 
oder Sicherſtellung auszuſprechen.) Die fpätere gerichtliche 
Geltendmachung des Rechtes zum Beſitze und der davon ab⸗ 
hängigen Anſprüche wird dadurch nicht gehindert. In der 
Begründung des Beichluffes ift auch eine gedrängte Darftellung 
des Sachverhaltes zu geben. Die Frift zur Erfüllung der 


8 459. 1. Vgl. Band 2 diejfer Sammlung, $ 339. 

2. Im Begehren um Schuß im Befige ift daS Begehren um 
Schutz im Mitbefige enthalten. E. vd. 21. September 1886, 
3. 9119, Sig. 11170. 


3. Es Tann nicht beiden Teilen die Befitausübung am 
Streitobjefte bis zur Austragung des ordentlichen Befit- 
prozefjed unterfagt werden. E. v. 11. April 1876, 3. 4245, 
Slg. 6093. 


4. Im Endbefcheide dürfen nit Strafen für den Fall 
weiterer Befigftörung angedbroht werden. €. v. 31. Mai 
1899, 3. 8305, Sig. 1232. 


5. Auf Grund eines jede fernere Störung unterfagenden Er- 
lenntniffes kann zur Befeitigung einer neuerlichen, wenngleid 
anders gearteten Befisftörung Erekution ftattfinden. E. v. 
11. Mai 1886, 3. 5585, Sig. 11022; 17. Oftober 1867, 3. 9151, 
Sig. 2886; 

ebenfo zufolge der auf Grund einer Befigftörungsffage ver⸗ 
gleih3mweife übernommenen Verpflichtung, fih jeder 
Bejisftörung zu enthalten €. v. 20. Dezember 1887, 
3. 14073, Stg. 11891. 

6. Die Erefution wegen erneuter Störung fann jelbft 
nah Ablauf von dreißig Tagen feit Benachrichtigung bon dieſer 
Störung geführt werden. €. v. 15. April 1868, 3.3789, Sig. 3030. 

7. Aus einem die fernere Störung im Befige unterfagenden 
Erfenntniffe kann nicht Wiederherftellung des entzogenen 
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dem Verurteilten auferlegten Verbindlichkeit hat der Richter 
nah den Umjtänden des einzelnen Falles zu beitimmen.?)a) 

1) Entſcheidung über die Koſten 8 52, Abſ. 1. — Der Tag der Bus 
ftellung des Endbeichluffes ift als Tag der Erledigung in erfter Inftanz 
in das Prozeßregifter einzutragen. 8 227, 3.2, GO. 

2) Ausnahme von der au für Beſchlüſſe analog anzumendenden Vor⸗ 
ſchrift 8 409. 

a) Für die Leiſtung des Koſtenerſatzes iſt der hiezu verpflichteten 
Partei im Endbeſchluſſe nach Vorſchrift des 8 409 8PO. die Friſt zu ber 
ftimmen. (JM. zu 8 459 ZPO.) 

6460. Mit Ausnahme des Nekurjest) find alle anderen 
Rechtsmittel und insbejondere auch die Wiedereinjegung in 
den vorigen Stand?) im Verfahren über Belisitörungsflagen 
ausgeichloffen. 

1) Nur gegen die Verweigerung der Einleitung oder Fortſetzung des 

Verfahrens und gegen den Endbeſchluß. 8 518. — Reviſionsrekurs gegen 
zwei gleidhlautende Entſcheidungen ausgejchloffen. 8 528. °) 8 146. 


Vierter Veit. 
Berhtamittel.”) 
Erfter Abſchnitt. 


Berufung. 
| Zuläſſigkeit. 
6461. Gegen die in erſter Inſtanz gefällten Urteile!) 
findet die Berufung ftatt.?) 
*) Die Bewilligung bed Armencechtes erftredt ſich auch auf das 


NRechtsmittelverfahren. 8 2 ML. v. 23. Mai 1897, RGB. Nr. 130 (fiehe 
bei 8 65). 


Beſitzes begehrt werden. €. v. 3. Juni 1874, 3. 5589, Steg. 
5388; 21. Mai 1873, 3. 5023, Sig. 4978; 

ebenfowenig Richtigftellung der®renzen. E. v. 13.Au- 
guft 1874, 3. 8239, Sig. 5445. 

8 460. 1. Die Rechtämittelinftang ift an die tatſächlichen 
Teftitellungen des Gerichtes gebunden, vor dem die mündliche 
Berhandlung ftattgefunden hat. E. v. 30. Mai 1900, 3. 7571, 
Sig. 1024. — Bol. ZPO. 8 527, Nr. 8. 

8461. Pal. ZPO. 8 55, Nr. 2. 
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1) Endurteile 8 890 — Teilurteile 88 391, 394, 392 — Zwiſchen⸗ 
urteile 8 393 — Ergänzungsurteile 8 433. 

2) Gegen die in einem Urteile I. oder II. Inftanz enthaltene Entſchei⸗ 
dung über die Koften Rekurs. 8 55. — Berufungsgericht 88 3, 4 FR. 

6462. Das Berufungsgeriht überprüft die Entjchei- 

dung des Gerichtes erfter Inſtanz innerhalb der Grenzen der 
Berufungsanträge.”)«a) 
Der Beurteilung des Berufungsgerichtes unterliegen 
jedoch gleichzeitig auch diejenigen Beichlüffe, welche in dem 
dem Urteile voransgegangenen Verfahren erlaffen wurden, 
fofern nicht deren Anfehtung nad) dem Geſetze ausgeſchloſſen 
it?) oder diejelben infolge Unterlafjung der rechtzeitigen Rüge 
(8 196), des ar oder durch die über den eingebrachten 
Rekurs ergangene Entiheidung unabänderlic geworden find. 

3) Inſoweit das Urteil nicht in Beſchwerde gezogen ift, kann es nicht 
abgeändert oder beim Borhandenfein von Nichtigleitsgründen aufgehoben 
werben. 88 477, 494, 497, Abi. 3. 

2) Siehe das Verzeichnis unter IV. 

a) Das Berufungsgericht ift bei feiner Entfcheidung an die in der 
Verufungsfchrift ober bei der mündlihen Verhandlung nad) Kulaß bes 
8 488 ZPO. geftellten Berufungsanträge und geltend gemachten Berufungs- 
gründe gebunden und kann über biefelben nicht Hinausgehen. 

Auch auf die im 8 496, 8.1—3, ZPO. aufgeführten Gebrechen ıft, 
wenn biejelben von dem Berufungswerber nicht geltend gemacht wurden, 
von Umt3 wegen Teine Rüdficht zu nehmen, wenn burch biefelben eine 
Nichtigkeit des Verfahrens oder des Urteils erfter Inftanz nicht be= 
— (Gutachten des Oberſten Gerichtshofes zu $ 468 

„$®.1) 

Siehe IM. zu 8462 8P0., 9.25 (bei 8 467 IBD.). 


Allgemeine Beftimmungen über das Berufung3- 
verfahren.*) 

6463. Auf das Berufungsverfahren find die Vor⸗ 
Ichriften über das Verfahren vor Gerichtshöfen erjter Anftanz ‘) 
infoweit anzumwenden, als fich nicht aus den nachfolgenden 
Beitimmungen Abweichungen ergeben. 

Im Berufungsverfahren müfjen die Parteien durch Ad⸗ 
vokaten vertreten jein.?) 

*) Regiſter für VBerufungen 8 243 GO. — Alten $ 277 GO. 

1) 88 2236430. 


8 463. 1. Zur Zurüdziehung der Berufung gegen bie 
Abweifung der Vaterſchaftsklage ift vormundſchaftsbehördliche Ge— 


nehmigung erforderlich. E. v. 2. Juli 1901 . 9397, 38 
1901: 366. e S 8 3 


Berufung: Frift, Erhebung. 461 
?) 88 27, Abſ. 1, 28, 467, 8.5, 468, Ab. 2. — Ausnahme 8 465, 
bſ. 2. 


Berufungsfrift. 

6464. Die Berufungsfrift beträgt vierzehn Tage; fie 
fann nicht verlängert werden.!) 

Gie beginnt Hr jede Bartei mit der an fie erfolgten Zu- 
a der jchriftlichen Ausfertigung des Urteiles,?) in Bagatell- 
achen aber mit der Verkündung des Urteiles, wenn beide 
Parteien anweſend waren.?) 

1) Notfriſt 8 128. — Wiedereinjegung zuläffig 8 146. — Im Wechſel⸗ 
verfahren 8 Tage 8 555, 8. 2, Wiedereinfegung beichränkt, 8 556, — im 
Beftandverfahren 8 Tage 8 575, Abf. 1. — Ein Antrag auf Berichtigung 
bes Urteiles äußert auf den Beginn ber Berufungzfrift keinen Einfluß 
(AM. zu 8 419 8PO.., P. 1). 

2) Das Urteil wird den Parteien gegenüber erft mit der Zuftellung 
der ſchriftlichen Ausfertigung wirkſam. 8 416. 

2) 8 452, Abſ. 1; auch wenn über Verlangen der Parteien Zuftellung 
erfolgte. 


Erhebung der Berufung. 


6 465. Die Berufung wird durch Überreichung eines 
vorbereitenden Schriftfages*) (Berufungsichrift) bei dem Prozeß⸗ 
gerichte erjter Inſtanz erhoben. 

An Orten, in welchen nicht wenigftens zwei Advokaten 
ihren Sitz haben, können die Berufungsihriften®) durch ent- 
Iprechende Erklärungen zu gerichtlichen Protokolle erjeßt werden,?) 
die der Mitwirkung eines Advofaten nicht bedürfen. 

Der Richter, welcher das Protokoll aufnimmt, hat die 
Partei zur genauen Angabe der Berufungsgründe, zur Stellung 
eine3 beitimmten Berufungsantrages, jowie zur Angabe der 
S: die Berufungsgründe neu vorzubringenden Umftände und 

eweife beſonders aufzufordern und über die Rechtsfolgen der 
Unterlaffung diefer Angaben zu belehren. 

Die Beitimmungen des Geſetzes über die Berufungsichriftt) 
find auch auf die Protofollarerflärungen zu beziehen, weiche 
die Berufungsichrift erjeßen. 

1) 8 78. — Erhebung der Berufung auf telegraphiichem Wege ift zu⸗ 
läffig. 8 89, Ubi. 2, SOG. — Eintragung der Berufung in das Prozeß 
regilter erfter Inſtanz (Spalte für Bemerkungen). 8 227, 8.8, GO. 

2) Ebenfo die Unträge des Berufungsgegners. 8 468, Abi. 2. 


8 464. 1. Wird ein bereits zugeftelltes Urteil zum Zwecke 
ber Berichtigung wieder abgeforbert, jo beginnt Die Be- 
rufungsfrift mit Zuftellung des berichtigten Urteiled. €. v. 10. Zuli 
1900, 3. 9586, Sig. 1085. 
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8) Anders Hinfichtlich der Nevifionzichriften. 8 507, Abſ. 5. Er- 
bebung der Berufung für arme Parteien durch Beamte der Staatsanwalt⸗ 
Schaft ober des Gerichtes, 8 90 SOG. (Siehe Wortlaut bei 8 447.) 

4) 88 467, 482, 498. 


6466. Durch die rechtzeitige!) Erhebung der Berufung 
wird der Eintritt der Rechtskraft und VBollitredbarfeit des an- 
gefochtenen Urteiles im Umfange der Berufungsanträge bis 
zur Erledigung des Rechtsmittels gehemmt.) 

1) 8 464. 

‚ — bei ber ordentlichen Reviſion. 8 505, Abſ. 3. — Außer⸗ 

ordentliche Revifion und Rekurs Haben Leinen Sufpenfiveffelt. 88 505, 
Abſ. 3, 524. 


6 467. Die Berufungsihrift muß nebft den allge 
meinen Erforderniflen eines vorbereitenden Schriftſatzes)) ent» 
halten: 

1. die Bezeichnung des Berufungsgerichtes; 

2. die Bezeichnung des Urteile, gegen welches Be— 
rufung erhoben wird; 

3. die beitimmte Erflärung, inwieweit das Urteil an- 
gefochten wird, die ebenſo bejtimmte?) Turze Bezeichnung der 
Gründe der Anfechtung (Berufungsgründe),a) und die Erflärung, 
ob die Aufhebung oder eine Abänderung des Urteiles, und 
welche beantragt werde (Berufungsantrag); 

4. das tatfächlihe Vorbringen und die Beweismittel, 
durch welche die Wahrheit der Berufungsgründe erwieſen 
werden kann;?) 


8 467. 1. Dem Berufungsantrage gleih Tommt die vom 
Berufungdwerber in der Berufungsichrift abgegebene Erklärung, 
in der Berufungspverhbandlung die Abänderung de3 erft- 
richterlichen Urteiled und Entieidung nach dem Klagebegehren 
beantragen zu wollen. E. v. 1. Juli 1902, 3. 9081, G3. 
1903 : 95 

oder einen Antrag auf Aufhebung des erjtrichterlichen Urteiles 
und Aufrechthaltung des Zahlungsauftrages ftellen zu wollen. €. 
v. 19. Oktober 1898, 3. 13084, Sig. 346. 

2. Wird einer der im $ 496 ZPO. angeführten Mängel 
als Berufungsgrund geltend gemacht, fo hat der Be- 
rufungsantrag auf Aufhebung des erftrichterlichen Urteiles zu 
lauten. €. v. 16. Oktober 1901, 3. 13996, amtl. ©. 475. 

3. Das Erfordernis des Berufungsantrages kann nicht durch 
Ermittlung des Parteiwillens im Wege der Auslegung 
un ln erjet werden. E. v. 13. April 1898, 3.5166, 

g. 103. 
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5. fofern der Berufungsantrag nicht zu Protokoll gegeben 

ift (8465, Abſatz 2), die Unterfchrift eines Advolaten.b) 

1) g6 75 bis 78. — Anzahl der Exemplare 8 80. — Rechtsausführungen 
und Darlegungen über Tatſachen und Beweiſe ſind ausgeſchloſſen, 8 78, 
Abſ. 2, ausgenommen bei Verzicht auf die mündliche Berufungsverhand⸗ 
lung, 8 492, Abſ. 1. 

2) Sonſt ließe ſich 3 482, Abſ. 2, umgehen. — Die Gründe müſſen 
ausdrücklich oder durch deutliche Hinweiſung einzeln angeführt werden. 
88 471, 8.3, 474, Abſ. 2. 

3) Sonft ift bei der Verhandlung darauf feine Rückſicht zu nehmen. 
8 482, Abſ. 2. 

a) Die Berufungsgründe find ein dem Berufungsantrage nebenge- 
ordneter Beltanbteil der Berufung (8 467, 8.8, 8PO.), durch melden 
der Bernfungsantrag feine Begrenzung erhält. Der Wortlaut des Be⸗ 
rufungsantrages gibt weder immer, noch allein deflen Grenzen an. Zwei 
gleihlautend auf Aufhebung des Urteile gerichtete Berufungsanträge 
unterfcheiden fi in ihren Grenzen nur durch die von beiden Seiten gels 
tend gemachten verfchiedenen Berufungsgründe. Der Antrag, das auf 
Berurteilung lautende Erkenntnis in ein abfolvierendes abzuändern, Tann 
verichiedene Grenzen Haben, weil die Abweiſung der Klage wegen un- 
richtiger rechtlicher Beurteilung beftimmter "Tatfachen oder wegen un⸗ 
richtiger Feſtſtellung des Sachverhaltes beantragt werben Tann. Das 
Gebot, bei Überprüfung der erftrichterlihen Entfcheidung die Grenzen 
der Berufungsanträge einzuhalten, fchließt es baher aud) aus, über bie 
bon dem Berufungswerber geltend gemachten Berufungsgründe, welche 
zuſammen mit dem Wortlaute ber Berufungsanträge deren Grenzen be⸗ 
ftimmen, hinauszugehen. 

Das Gleiche gilt für das Reviſionsgericht in Anfehung der Revifions- 
anträge unb Revifionsgründe. (FM. zu 8 462 8PO.., P. 2.) 

erufungsgründe find die Gründe der Anfechtung bes erftrichterlichen 
Urteiled. Diefe Gründe müſſen in der Berufungsfchrift einzeln ange- 
führt werben (8 471, 3.3, 83PO.). Dazu genügt nicht die Erflärung, daß 
da3 Urteil unrichtig, ungerecht oder nichtig ift, oder die Behauptung, daß 
das Verfahren gefebwibrig geführt worden ift oder bie Berhanblung feine 
erichöpfende gewefen ſei, oder daß die Entſcheidung auf einer unzutreffen- 
den Würdigung der Beweiſe oder auf einer irrtümlichen rechtlichen Be⸗ 
urteilung berube, fondern die in erfter Inſtanz unterlaufenen Fehler, 
beren Remebur vom Berufungsgerichte verlangt wird (Berufungsantrag), 
müſſen genau bezeichnet werben. 

Wenn aljo Nichtigkeit des Verfahrens oder Urteiles behauptet wird, 
muß der angeblich vorhandene gefegliche Nichtigleitägrund (8 477, 8.1—9, 
ZPO.) genannt werden; wenn wegen unvollftändiger Erledigung der Sach⸗ 
anträge, wegen mangelhafter Erörterung der Rechtsfache u. |. w. Berufung 


4. Eine Berufung mit dem Antrag auf Abänderung de3 
Urteils und Zulaffung der angebotenen Beweise tft zu verwerfen. 
€. dv. 13. Juli 1898, 3. 9839, Sig. 255. — Bol. ZPO. 8 84, 
Nr. 1 und 8 471, Nr. 3 bis 5. 
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erhoben wird, muß dies im einzelnen angegeben werben. Bei unrichtiger 
rechtlicher Beurteilung bes Meritumd muß die Berufungsfchrift die Er⸗ 
Märung enthalten, in welchem Punkte das Urteil und warum es unridhtig 
ift; wenn eine befiere Feitftellung des Sachverhaltes oder eine andere Ent⸗ 
ſcheidung der Beweisfrage nach Unficht des Berufungswerbers hätte ftatt« 
finden follen, ift auch dies detailliert jo darzulegen, daß das Berufungss 
gericht fogleich den Punkt erkennen kann, ben es feiner Prüfung zu unter= 
ziehen hat (FM. zu 8 462 8PO., BP. 3). 

d) Die mangelnde Bezeichnung bes Urteiles, gegen welches Berufung 
erhoben wird, der Mangel eines beftimmten Berufungsantrages, ſowie die 
mangelnde ober ungenügende Bezeichnung ber Berufungsgründe find 
wejentlihe Mängel der Berufungsichrift, welche Die Berufung ſelbſt unzu⸗ 
läſſig machen (88 471, 8. 8, und 474, Abſ. 2, ZPO.) und nicht wie Form= 
gebrechen eines Schriftfabes, die deſſen orbnungsmäßige gefchäftliche Be⸗ 
Handlung hindern, mit Hilfe gerichtlicher Unterftüßung nachträglich faniert 
werden lünnen. (88 84, 85 ZPO.) 

Dagegen ift letzteres ftatthaft Hinfichtlih von Mängeln, die bei Be⸗ 
zeichnung des Berufungdgerichtes unterlaufen find, unb Hinfichtlich der 
fehlenden Unterjhrift des Advokaten (8 467, 8.1 und 5, ZPO.) Die 
Befeitigung biefer Formgebrechen ift vom Gerichte erfter Inſtanz zu vers 
anlafien (8 89, Abſ. 5, GO.). 

Wenn das totfächliche Vorbringen und die Beweismittel, durch melche 
die Wahrheit der Berufungsgründe erwieſen werben foll (8 467, 3.4, 
8PO.), in der Berufungsfchrift übergangen oder unvollftändig angegeben 
find, fo tit die weder ein Formgebrechen, noch ein Mangel, der bie Bes 
rufung unzuläffig macht, und hat nur die Folge, daß das nicht angekündigte 
Borbringen von ber Berufungsverhandlung ausgefchloffen ift (8482, Abſ. 2, 
BPO.. Dad Prozeßgericht hat wegen einer Berbeflerung der Berufungs⸗ 
Ichrift in diefem Punkte nichts vorzufehren. 

Das vorstehend Gefagte gilt auch in Unfehung der Mängel der Re⸗ 
viſionsſchrift (8 506 8PO.), nicht aber in Anſehung der Mängel einer 
Nichtigkeits- und Wiederaufnahmsflage (8 586 ZRO.); letztere ift wie jede 
andere Klage zu behandeln. (FM. zu 8 462 ZRO., B. 4.) 

Wird eine zur Bejeitigung von Formgebrechen bem Berufungsiverber 
zurüdgeftellte Berufungsfchrift erit nach Ablauf ber Berufungs- und der 
Wiedervorlagefrift neuerlich überreicht, fo ift fie nunmehr vom Prozeß⸗ 
gerichte erfter Inſtanz zurückzuweiſen (88 85 und 468, Ubf. 1, 8PO.). 

Berufungsichriften, die zwar rechtzeitig, aber ohne oder ohne voll» 
ftändige Bejeitigung der ihnen anhaftenden Formgebrechen neuerlich) über- 
reicht werden und wegen Ablaufend der feitgefesten Wiedervorlagefrift 
nicht nochmals zur Verbeſſerung zurüdgeftellt werben können, find dem 
Berufungsgerichte vorzulegen. 

Unterläßt e3 ber Berufungswerber, bie ihm zur Befeitigung von 
Bormgebrechen zurüdgeftellte Berufungsichrift überhaupt wieder vorzu⸗ 
legen, fo ift die Berufung als nicht erhoben anzufehen. Eine Wltenvorlage 
= > Haie ift in diefem Falle ausgefchloffen. (FM. zu 8 462 
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6 468. Im Falle rechtzeitiger Erhebung der Berufung 
wird die Berufungsichrift oder eine Abſchrift des fie erjegen- 
den Protofolle8 dem Gegner des VBerufungswerber3 unter 
Befanntgabe des Berufungsgerichtes zugeitellt.‘)a) Verſpätet 
erhobene?) b) Berufungen find vom Prozeßgerichte erjter Inſtanz 
zurüdzumeilen.?) 

Will der Gegner des Berufungswerbers (Berufungsgegner) 
im Berufungäverfahren ur Widerlegung der in der Berufungs- 
roh angegebenen Anfedhtungsgründe *) neue, im bisherigen Ver⸗ 
ahren ne nicht vorgebradte ag und Beweiſe benüben, 
fo bat er das bezüglide tatjächlihe und Beweisvorbringen 
bei jonftigem Ausichluffee) Be, der Notfrift von vierzehn 
Tagen?) nad) Empfang der Berufungsihrift dem Prozeßgerichte 
mittel3 vorbereitenden Schriftfages®) oder unter der Voraus⸗ 
ſetzung des 8465, Abſatz 2, durch Erklärung zu gerichtlichen 
Protofoll befanntzugeben.d) 


2) 887, 8.7, GOG.: Einer Beſchlußfaſſung des Senates bedarf nicht: 

Der Auftrag zur Zuftelung der Berufungs- und Reviſionsſchrift an 
den Gegner und der von biefem überreichten Schriftfäße an den Be: 
rufungs= oder Revifionswerber und bie Vorlage von Berufungen, Revi- 
fionen und Rekurſen und ber dazu gehörigen Schriften und Wlten an bie 
Rechtsmittelinſtanz ober an das Gericht, das die Ulten an bie Rechts⸗ 
mittelinftanz zu beförbern hat. 

2) Nicht aber auch unzuläffige Berufungen. 8 471, 8.1. — Ebenfo 
hinſichtlich der Nevifion. 8 507, Abſ. 1. — Dagegen werden verjpätete 
und unzuläffige Rekurſe von ber erften Inſtanz zurüdgeitellt. 8 523. 

3) Dagegen Relurd. 8 514. *) 8 467, 8.3. °) Im Wechfel- und 


8 468. 1. Für die Beantwortung einer Berufung gegen 
ein offenbar irrtümlich ausgefertigtes Urteil find Koften 
nicht zuzuſprechen. E. v. 10. Jänner 1899, 3. 18029, Sig. 449. 

2. Zerner nicht: 

für eine nad der Sachlage überflüjfige Berufungs— 
beantwortung. ©. v. 2. November 1899, 3. 15342, Sig. 730; 

für eine Berufungsbeantwortung, die nur Rechts ausfüh— 
rungen enthält. €. v. 25. Jänner 1900, 3. 277, Sig. 864; 

oder fonft den Anforderungen ded Geſetzes nicht 
entjpridt. E. v. 31. Mai 1901, 3. 5424, Przeg. 1903: ©. 45. 

3. Die Koften derartiger Berufungsbeantiwortungen oder 
folder, die nur Darlegungen über die Wahrjcheinlichkeit und 
Glaubwürdigkeit einzelner tatfächlicher Behauptungen enthalten, 
fönnen den Advokaten des Berufungsgegners felbit dann 
auferlegt werden (8 49 ZPO.), wenn ber Schriftfag auf aus⸗ 
drückliches Verlangen der Partei überreicht wurde. €. v. 25. Scp- 
tember 1901, 3. 10113, G3. 1903: 13. 
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Beftandverfahren 8 Tage. (Siehe Gutachten des Oberften Gerichtshofes zu 
88 555 u. 575 8P0.) 9%) 8 78. — Anzahl der Eremplare 8 80. 

a) Bet Zuftellung der Berufungsfchrift tft dem Berufungsgegner das⸗ 
jenige Gericht belanntzugeben, dem das Brozeßgericht die Berufungsfchrift 
und die Prozeßakten vorzulegen beabfichtigt. Die Richtigftellung eines in 
biefer Hinfiht unterlaufenen Irrtums des Berufungswerbers kann 
während der dem Berufungsgegner für feine etwaigen Mitteilungen offen= 
ftehenden Friſt gefchehen (88 84, 85 ZRO.; 8 89 GO.). (IM. zu 8 468 
8PO., P. 1.) 

d) Wird eine zur Beſeitigung von Formgebrechen dem Berufungs⸗ 
werber zurüdgeftellte Berufungsjchrift erit nach Ablauf der Brrufungss 
und ber Wiedervorlagefrift neuerlich überreicht, To ift fie nunmehr vom 
Brozeßgerichte erſter Inftanz zurückzuweiſen. (FM. zu 5 462 8PO., P. 5, 
bei 8 467.) 

c) Ein verjpätet überreichter Schriftiag des Berufungsgegners, worin 
er für die Öffentliche Berufungsverhandlung neue Umftände und Beweiſe 
ankündigt, ift zwar vom Prozeßgerichte erjter Inftanz mit den Prozch- 
alten dem Berufungsgerichte vorzulegen, die in einem folchen Schriftjage 
für die mündliche Berufungsverhandlung angefündigten neuen Umftände 
und Beweiſe Tönnen jedody im Berufungsverfahren nicht mehr geltend 
gemacht werden (88 144 und 145, Abi. 1, ZPO.) (IM. zu 8 468 
ZPO. P. 2.) 

d) Die Befugnis, zur Widerlegung der in der Berufungsichrift an⸗ 
gegebenen Nichtigfeitögründe (8 501 ZPO.) neues tatſächliches oder 
Beweisvorbringen belanntzugeben, fteht dem VBerufungsgegner auch im 
Verfahren in Bagatellfadhen zu. Dieſes Vorbringen fann vom Be⸗ 
rufungsgerichte im VBorverfahren zur Feltftelung der Nichtigkeit benützt 
werden (8 473 ZBO.); eine mündliche Berhandlung über die Berufung 
findet in Bagatellfachen in feinem Yalle ftatt, mögen felbft beide Teile 
zur Dartuung oder Widerlegung der geltend gemachten Nichtigkeits⸗ 
gründe neue Tatumſtände und Beweiſe vorgebracht haben. (IM. zu 3 468 
ZPO., B. 3.) 

Eine Mitteilung im Sinne des 8 468, Abſ. 2, ZPO. Tarın der Be⸗ 
zufungsgegner auch dann überreichen, wenn er einverftändlich mit dem 
Berufungswerber auf die mündliche Berhandlung über die Berufung 
verzichtet. (Siehe JM. zu 8 492 ZPO., B. 1.) 


6 469. Nach rechtzeitigem Einlangen«a) der im 8 468, 
Abſatz 2, erwähnten Mitteilung oder nad) fruchtlofem Ablauf 
der hiefür offenftehenden Frift!) legt das Prozeßgericht erjter 
Inſtanz dem Berufungsgerichte die Berufungsihrift und die 
etwa eingelangte Mitteilung des Berufungsgegner3 oder die 
bezüglichen Protofolle mit allen den Rechisſtreit betreffenden 





‚8469 1. Der Rekurs gegen die Zurüdmweifung 
einer Berufungsbeantwortung, der erft nah Schluß der 
Berufungsverhandlung und Berlündung ber Entfcheidung beim 
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ee und insbejondere mit den Ausweiſen über die 
uftellung des Urteile und der Berufungsſchrift vor.?)b) 

Wurde der Rectsitreit durch das angefochtene Urteil 

nicht vollftändig erledigt?) und joll die Verhandlung über die 
noch unerledigten Punkte während des Berufungsverfahrens 
fortgefeßt werden, fo find dem Berufungsgerichte amtliche 
Abichriften der auf den Gegenſtand des Berufungsverfahreng 
bezügliden Teile derjenigen Prozeßakten vorzulegen, welche 
zugleih für das Berfahren in erjter Inſtanz benötigt 
werden. 

») Die verfpätete Gegenäußerung ift vom Prozeßgerichte I, Inftanz 
zwar vorzulegen, aber vom Berufungsgerihte nicht in Betracht zu 
ziehen. 8 482. 

2) Ein Beſchluß des Senates ift Dazu nicht erforderlih. 8 37, 8.7, 
EDS. — Der Beihluß, womit die Vorlage angeorbnet wird, wird vom 
Borfigenden des Senates, oder von einem von biefem beauftragten Richter 
gefaßt. 8 22, Abſ. 1, GO. 

Borlage von Berufungen und Revtjionen. 8205, Abf.1—4 
GO.: Sobald der Gegner des Berufungs- oder Revifionswerbers einen 
vorbereitenden Scriftfag (Erklärung zu Protofoll) oder die Revifiong- 
beantwortung angebracht hat oder bie Gerichtäfanzlei (Ranzleiabteilung) 
anzeigt, daß die dafür beftimmte Frift abgelaufen ift, find die Berufungs- 
oder Reviſionsſchriften jamt allen den Rechtsſtreit betreffenden Prozeß⸗ 
alten der unteren Inſtanzen (S8 469 und 508 ZPO.) ohne Aufichub dem 
Berufungs⸗ oder Revifiondgerichte mittels Beſchuſſes vorzulegen (8 37, 
8. 7, 886. und 8 22 der gegenwärtigen GO.). Der Beſchluß ijt in 
Urſchrift, und zwar in der Regel mittel® Stampigliendrudes auf die vor- 
zulegenden Alten zu feben; find die Alten nicht gebeftet, fo ift im Be⸗ 
ſchluſſe die Blattzahl der vorgelegten oder der vom Berufungsgerichte 
Hinzugefügten Alten anzugeben. Im Beſchluſſe find die Parteien und 
der Streitgegenftand auf das Fürzefte zu bezeichnen, 3. B. „Die Alten in 
Saden U ca. 8. wegen Grundeigentumes werben infolge Berufung dem 
Landesgerichte in W. vorgelegt, 15/11. 97.” Bei Alten von größerem 
Umfange kann zur Erleihterung des Auffindens die Blattzahl der Be⸗ 
rufungsſchrift und der etwa vorausgegangenen berufungsgerichtlichen Ent- 
fheidung beigefügt werben. 

In gleicher Weile find Schriftftüde, die nadhträglih an bie Be- 
rufungs⸗ oder Reviſionsinſtanz gefchidt und zu den Alten der vorlegen- 
den oder der empfangenden Gericht3behörde zu nehmen fein werben (3. B. 
tatfählihe Aufklärungen der Parteien ober des Gerichtes, Protokolle 
über Einvernehmungen nad) 8 473 8PO., Alten über ftattgefundene Er⸗ 
hebungen oder Beweisaufnahmen nad) 88 488 und 509 8PO. u. ſ. w.), 


Berufungsgerichte einlangt, ift ohne in feine meritorifhe Prüfung 
einzugeben, zurüdzuftellen. &. v. 19. Juni 1901, 3.4320, Przeg. 
1903 : ©. 46. 
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mittels eines in Urſchrift auf das Schriftſtück geſetzten Beſchluſſes vorzu⸗ 
legen, ohne Unterſchied, ob es dabei einer weiteren Ausführung oder Be⸗ 
gutachtung bedarf. 

Beglaubigte Abſchriften von Prozeßakten ſind nur vorzulegen, ſoferne 
der Rechtsſtreit durch das angefochtene Urteil nicht vollſtändig erledigt 
wird und die Verhandlung über die noch unerledigten Punkte während 
des Berufungsverfahrens fortgeſetzt werden ſoll (ß 469, Abſ. 2, 8PO.). 
In allen übrigen Fällen ſind ſämtliche Prozeßakten, einſchließlich des 
Urteiles, der Entſcheidungsgründe und der geſonderten Beratungsproto⸗ 
tolle, in Urſchrift einzuſchicken. 

Die Beilegung von Aktenauszügen kann nicht gefordert werben. 

Berorbnung des Juftizminifteriums vom 6. Mat 1898, 
ZMBB. Nr. 11, betreffend die Vorlage von Alten an die 
Nechtsmittelbehörden. An alle Gerichte. 

Die verjhhiebenartige Handhabung ber Borfchriften ber Geſchaͤfts⸗ 
ordnung über bie Vorlage von Berufungen, Repifionen und Rekurſen 
erſchwert bisweilen die gefchäftliche Behandlung ber Alten bei den Rechts⸗ 
mittelbehörben und insbefondere bei dem Oberſten Gerichtähofe. Um 
diefen Mangel zu befeitigen, findet das Yuftizminifteriun anzuorbnen: 

1. Dem Beichluffe, mit welchen die Ulten infolge eines Rechtsmittel 
borgelegt werden, ift, foferne nicht nad) 8 206, Abſ. 2, GO. ein längerer 
Bericht erftattet werden muß, ven Faſſung zu geben: 

Un d r. tt. 


Die Men in der... Re 
gegen . . . wegen . . ae, DIS 
werben infolge "Berufung - — Reviſion — Rekurs — de .. 
gegen d. . — beſtätigende — abändernde . — aufhebende . . 
— Urteil — Beſchluß — vom . . . . . Gefhäftszahl . s 


. borgelegt. 

Zahl der Ultenblätier: . . 

Ungefohtene . Urteil — Beſchluß — — Blattzahl — . +. Berufungs⸗ 
fhrift — —— — Rekurs — Su — 
Abteilung am . - 

Diejer Beſchluß ift entweder handſchriftlich auf die Alten zu fchreiben 
oder mittels handſchriftlich auszufüllenden Stampigliendrudes auf den 
Alten anzubringen. Wenn es fid) um die Vorlage eines Rekurſes hanbelt, 
ift der Beſchluß entweder auf den Alten felbft oder auf einem ange» 
ſchloſſenen Blatte anzubringen, wenn aber die Alten infolge Berufung 
oder Reviſion vorgelegt werden, auf ber lebten Seite der gemäß 8 468, 
Adi. 2, 8PO. eingebrachten Mitteilung des VBerufungsgegners oder auf 
jener der Revifionsbeantwortung oder des fonft den Alten als letztes 
Stück angefchloffenen Geſchaͤftsſtückes. 

Die Rechtsſache, in der die Aktenvorlage erfolgt, iſt, abgeſehen von 
den Namen der Parteien, auch durch die Angabe ber Gattung ber Rechts⸗ 
ſache (Prozeßſache, Beſitzſtörungsſache, Exekutionsſache, Vormundſchafts⸗ 
ſache, Verlaſſenſchaftsſache u. ſ. w.) zn bezeichnen. 

Der Vorlagevermerk iſt ſo anzubringen, daß am oberen und unteren 
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Nande der betreffenden Seite ein mehrere Finger breiter Raum frei 
bleibt. In diefer Weiſe find auch die Alten vorzulegen, bie noch unter 
der Geltung der früheren Vorſchriften gebildet murben. 


23. Wenn in Rechtsſachen, auf welche bie Beitimmungen der neuen 
Prozeßgefebe feine Anwendung finden, die Alten infolge von Rechts⸗ 
mitteln vorgelegt werben müflen, find den in Beſchwerde gezogenen Ur- 
teilen oder Beichlüffen, falls dies nicht ohnehin aus den vorgelegten 
Alten Thon zu entnehmen ift, die Ramen der Mitglieder des Gerichts⸗ 
hofes beizufügen, die an ber Beratung und Abftimmung über das an⸗ 
gefochtene Urteil ober über ben in Beſchwerde gezogenen Beſchluß teils 
genommen haben. 

Wenn hingegen auf die angefochtene Enticheidung bie Beftimmungen 
der neuen Brozeßgefehe Anwendung finden, ift ein Verzeichnis der Senats⸗ 
mitglieder, welche an der Abftimmung über die in Beſchwerde gezogene 
Entfcheidung teilgenommen haben, nur dann anzufchließen, wenn fie aus 
der Abjtimmungsaufzeihnung nicht zu entnehmen find und zugleich die 
Beſchwerde eben darauf geftüßt wird, daß der Eenat nicht ordnungsmäßig 
befegt war, ober daß ein abgelehnter oder ausgeichlofiener Richter an der 
Entſcheidung teilgenommen hat. 

3. Hinfichtlich der Vorlage von Amtsabfchr ften der untergerichtlichen 
Urteile und Beichlüffe bei NRevifionen und Rekurſen an ben Oberften Ges 
richtshof ift nad) den Borichriften der IMV. v. 14. Tezember 1897, 
B. 28517, IMVB. Nr. 48, vorzugehen; e3 tft daher in den nad) altem 
. Rechte fortgeführten Streitfadhen ftet3 eine Abſchrift der angefochtenen 
Entjcheidung vorzulegen. 

4. Die zufammengehörigen Wlten find bei der Vorlage zuſammen⸗ 
zubinden. Gegenftänbe, die fich wegen ihrer Größe und äußeren Form, 
wie 3. B. Notizbücher, harte oder glatte Gegenftände, nicht wie fonftige 
Beilagen den Alten beifügen laſſen, find unter befonderem Umſchlag oder 
- in fonft geeigneter VBerpadung fo beizulegen ober zu den Akten zu binden, 
daß fie nicht Teicht verloren werden Tönnen und aud) die Gebarung mit 
den Alten nicht behindert wird. — 

Reviſionen und Berufungen dürfen nicht vor Ablauf der Friſt für die 
Beantwortung vorgelegt werden. Wenn fie nicht eritattet wird, joll dies 
im Borlagebeichluß durch den Beifat „Berufungs-(Revifions-)Beantwortung 
wurde rechtzeitig nicht eritattet” bemerkt werden. Es ift darauf zu achten, 
daß durch Vorlage nicht unbedingt notwendiger Alten das Verfahren in 
anderen Sachen gehemmt wird. Allenfalls find bloß Abſchriften vorzu⸗ 
Iegen, oder foldhe zurüdzubehalten, fonft aber ift durch eine Bemerkung 
die Rechtämittelinftanz aufmerffam zu machen. Siehe IJME. v. 7. DIE. 
1902, 3. 21388. 

2) Im Falle des Teile, Zwiſchen- oder Ergänzungsurteiles 88 391 
bis 394, 423. 

a) Es ift nicht unbedingt notwendig, über bie Zuftellung der Mit- 
. teilung bes Berufungsgegnerd? an den Berufungswerber bem Be- 
rufungsgerichte einen Ausweis vorzulegen. Bloß um das Einlangen dieſes 
Ausweifes beim Prozeßgerichte abzumarten, darf daher die Vorlage der 
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Berufung an das Gericht zweiter Inftanz nicht aufgefchoben werden. (FM. 
zu 8 469 BRD.) 
d) Siehe JM. zu 8 462 ZRD., P. 5, bei 8 467. 


Berfahren vor dem Berufungsgericdte.*) 
Borverfahren. 

470. Nach dem Einlangen der Berufungsaften beim 
Berufungsgerichte hat der Vorfteher dieſes Gerichtes oder ein 
vom Vorſteher mit den Verrihtungen eines Borjigenden des 
Berufungsienates betrauter Richter die Berufungsakten einer 
Prüfung zu unterziehen.') 

*) Berufungen gegen Urteile der Gewerbegerichte. Bel. v. 
27. Nov. 1896, RGOB. Nr. 218. 

8 30. In Streitfachen bis zu 50 fl. enticheidet das Gewerbegericht 
endgiltig, und ift gegen das Urteil lediglich die Berufung wegen Nichtige 
feitögrünben (8 477 der Zivilprozeßordnung) zuläffig. Über dieſe ift vom 
Gerichtshof erfter Inftanz, in deſſen Sprengel das Gewerbegericht feinen 
Sitz Hat, zu entjcheiden. Die Verhandlung und Entſcheidung Hat nad den 
für das Berufungsverfahren der Gerichtähöfe erfter Inftanz in ber Bivil- 
prozeßordnung erlaffenen Vorfchriften ftattzufinden. Eine Vertretung durch 
Advokaten ift nicht geboten. 

$ 31. In Streitſachen über höhere Beträge kann bie Entſcheidung 
des Gemwerbegerichtes mittel3 der Berufung angefochten werden. Die Be= 
zufung ift vor dem Gewerbegericht binnen der unerftredbaren Frift von 
vierzehn Tagen nad) Zuftelung der fchriftlihen Ausfertigung des Urteiles, 
wenn aber beide Parteien anweſend waren, binnen vierzehn Tagen nach 
der Berfündung des Urteils zu Protokoll zu erflären oder fchriftlich ein⸗ 
zubringen. Über die Berufung entſcheidet der im 8 30 bezeichnete Ge⸗ 
richtshof endgiltig. 

Bor dem Berufungdgerichte wird die Streitfahe in den durch bie 
Anträge beftimmten Grenzen von neuem verhandelt. Auf das Berfahren 
vor dem Berufungsgerichte finden die Beſtimmungen Anwendung, melde 
in der Bivilprozeßordnung für das Verfahren vor dem Gerichtöhof erfter 
Snftanz als Prozeßgericht gegeben find, mit der Abweichung, daß ein 
Wechfel vorbereitender Scriftfäge nicht ftattfindet und eine Bertretung 
der Parteien dur Advolaten nicht geboten ift. 

Der Gerichtshof enticheidet über dieje Berufung unter Beiziehung von 
zwei geiverblichen Beifibern. Nach welchen Grundſätzen biefelden zu ben 
Gigungen heranzuziehen find, wird im Verordnungswege beftimmt. 

1) Unterbrechung des NBerufungsverfahreng wegen Erhebung der 
Wiederaufnahmsflage 88 544, 545, 546. 


6 471. al Grund diefer Prüfung ift die Berufung, 
ohne daß zunächſt eine Tagfagung zur mündlichen Verhand- 
lung anberaumt würde, vor den Verufungsfenat!) zu bringen: 


8 471. 1. Die Entſcheidung über die als Berufungsgrund 
geltend gemadte Einwendung der Rechtskraft ift der Be- 
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1. wenn das Berufungsgericht zur Entſcheidung über die 
erhobene Berufung nicht zuftändig ericheint;?) 

2. wenn die Berufung als geſetzlich unzuläflig?) oder nicht 
in der geſetzlichen Friſt erhoben *) erjcheintz) 

3. wenn in der Berufunasichrift das Urteil nit an 
gegeben iſt, wider welches Berufung erhoben wird, wenn die 

erufungsichrift feinen oder feinen bejtimmten Berufungs- 
antrag enthält, oder wenn die Berufungsgründe weder aus— 
drücklich noch durch deutliche Hinweiſung einzeln ange- 
führt find; ®) 

4. wenn fi) die Berufung gegen ein wegen Säumnis 
einer Partei gefälltes Urteil’) Dar gründet, daß eine Ver⸗ 
fäumung nicht vorliege;a) 

5. wenn das Urteil oder da3 der Urteilsfällung voran- 
gegangene Verfahren al3 nichtig angefochten wird; ®) 

6. wenn der in das Urteil aufgenommene Ausſpruch 
über die Einrede der Unzuftändigfeit oder über Die Gtreit- 
anhängigfeit oder Rechtskraft?) angefochten wird; 
rufungsverbandlung vorbehalten. E. v. 12. März 1902, 3.3584, 
%B. 190% : 27. 

2. Unrichtige Angabe der Gefhäftszahl des angefochte- 
nen Urteils ift unnachteilig. E. v. 16. Mat 1899, 3.7991, Präv. 
1899 : ©. 554. 

3. Der Antrag auf gänzlihe Aufhebung des Urteile 
kann mangels Angabe gefegliher Gründe für die Aufhebung nicht 
al3 beftimmter Berufungsantrag angefehen werden. E. v. 5. April 
1899, 3. 4383, Sig. 564. 

4. Doch kann ein unrihtig gefaßter Berufungsantrag 
hingenommen werden, wenn die wahre Abficht des Berufungs- 
werbers fih aus dem Inhalte der Berufungsichrift Mar ergibt. 
€. dv. 9. Oftober 1901, 3. 13596, IB. 1902:12; 5. März 1901, 
3. 2573, ©3. 1901:25; 14. Februar 1899, 3. 2275, Sig. 5115 
21. Dezember 1898, 3. 16970, Sig. 427; 

es genügt daher der Antrag auf „Abänderung bes Ur- 
teile8” ohne weiteren Beifag, wenn fi) aus dem Inhalte der Be- 
rufungsfchrift ergibt, daß Abänderung im Sinne des Klagebegehrens 
gemeint ift. E. dv. 21. Dezember 1898, 3. 17013, $B. 1899 :7. 

5. Die Erflärung, daß das angefochtene Urteil auf „un= 
richtiger rechtlicher Beurteilung der Sache” berube, ift 
feine genügende Angabe der Berufungsgründe. E. v. 1. Auguft 
1899, 3. 11568, Sig. 686° 21. März 1899, 3. 3273, Sig. 555 
(24. April 1900, 3. 5803, Sig. 981%); 

ebenjowenig die Verweiſung auf den Berufungsantrag einer 
früheren, in der gleihden Sache erhobenen Berufung. 
E. v. 31. Zuli 1900, 3. 10676, Gaz. 1900: 10. 
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7. wenn der mit der Prüfung der Berufungsalten be> 
traute Richter der und: ilt, daß das Urteil oder das dem- 
felben vorangegangene Verfahren an einer vom Berufungs- 
werber nicht geltend gemachten Nichtigkeit?) Teide.19) 

1) 8 478. — Die Erledigung der Berufung im Borverfahren ift in 
das Berufungsregifter Bo einzutragen. 8 243, 3.4, GO. ?) 8 487; auf 
diefe Umftände ift nad) 8 41, Abſ. 1, IN. auch von Amts wegen Bedacht 
zu nehmen. — 8 474, Abi. 1. 3) 88 55, 472, 501. — Wenn bie Be- 
rufungsſchrift Teine Mopolatenfertigung trägt. 8 467, 8. 5. 9 8 464, 
bezw. nicht in der zur Wiedervorlage (8 85, Abſ. 2) beftimmten Friſt 
verbefiert vorgelegt wurde. °) 8 474, Abſ. 2. °%) 8 467, 8.2 u. 3. 
?) 88 396—400, 442. °) 8 477. °) Nämlich die Zurüdweifung ber Ein⸗ 
reden. 8 261, Abſ. 1 u. 2. 19%) Sofern nicht ber betreffende Zeil des 
Urteiles als unangefochten in Rechtskraft erwachien tft. 88 4623, Ubi. 1, 
466. — Siehe Gutachten des Oberſten Gerichtshofes zu 8 477 8P0. 

a) Die geſetzlichen Beftimmungen über die Gerichtäferien (88 222 
big 235 BO.) räumen den Parteien nicht das Recht ein, an fie ergehende 
Zadungen unberüdfichtigt zu laſſen (K 402 ZRO.). 

Es fann daher das Urteil nicht ſchon aus dem Grunde allein auf 
gehoben werben (8 471, 3. 4, 8PO.), weil es in einer Rechtsſache, bie 
zu ben Ferialfachen nicht gehört, bei einer auf einen Werktag ber Ge- 
rihtsferien anberaumten Zagfagung gegen eine nicht erichienene Partei 
gefällt wurde. (IM. zu 8 471 ZPO.) 


6472. Unzuläffig!) ift die Berufung insbefondere auch 
dann, wenn fie von einer Perjon eingebradyt wurde, welcher 
das Rechtsmittel der Berufung nicht zufteht?) oder welche auf 
die Berufung giltig Verzicht geleiltet hat.°)a) 
Die Wirkſamkeit eines nad Verfündung oder Buftellung 
des erjtrichterlichen Urteiles erklärten Verzichtes auf das Recht 
der Berufung ijt nicht davon abhängig, daß der Gegner die 
Berzichtleiltung angenommen hat. 
8471, 8.2. 2) 3.8. von dem zurüdgemwiefenen Nebenintervenienten. 
8 18, Abſ. 3. 9) 8 208, 8. 1. — Auch durch Zurüdziehung der einge- 
legten Berufuug. 8 484, Abf. 2. 

a) Auf das Rechtsmittel der Berufung Tann ſchon vor Beginn des 
Prozeſſes und in der mündlichen Verhandlung vor dem Gerichte erfter 
Inſtanz, vor Fällung des Urteiles giltig Verzicht geleiftet werden. In⸗ 


6. Venn ein VBerfäumungsurteil deshalb angefochten 
wird, weil eine in der Klage bezogene, bei Gericht befindliche 
Urkunde bei der Entſcheidung nicht berückſichtigt wurde, hat das 
Berufungsgericht in der Sache Jelbft zu erkennen. ©. dv. 14. Mai 
1902, 3. 6706, Gaz. 1902:6. — Bgl. ZPO. 8 467, Nr. 1 bis A. 

8472, 1. Auf die Berufung kann auch außergerichtlich 
(brieflihe Mitteilung) gültig verzichtet werden. E. v. 16. $änner 
1900, 3. 18716, Sig. 846. 
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wieweit ein folcher Berzicht die Partei bindet, ift nad) bürgerlicdem Rechte 
zu beurteilen. Berzichterflärungen, bie bei der mündlichen Verhandlung 
abgegeben werben, find im Verhanblungsprotofolle zu beurtunden (8 208, 
8. 1, 8PO.). (IM. zu 8 472 ZPO.) 

6473. Der Berufungsjenat entiheidet in den Fällen 
des $ 471 über die Berufung in nichtöffentliher Sigung 
— Ar vorhergehende mündliche Verhandlung durch Be— 

(uß.!)a) . 

Hält der Berufungsjenat zur Fetitellung der Berufungd- 

in oder der Nichtigkeit tatfächliche —— ſeitens 
er Parteien oder des Gerichtes erſter Inſtanz oder andere 
vorgängige Erhebungen erforderlich, ſo find dieſelben anzu- 
ordnen und mit Benützung der einſchlägigen, in den Be— 
rufungsichriften enthaltenen Parteiangaben entweder vom 
Berufungsjenate ſelbſt durchzuführen, oder durch einen be- 
auftragten Richter oder das Prozeßgericht erjter Inſtanz 
durchführen zu laſſen.) 

1) Rekurs 8 519. — Wenn da3 Urteil gleichzeitig wegen bed Aus⸗ 
Ipruches über die Koften mit Rekurs angefochten ift, fo tft in nicht öffent⸗ 
licher Sigung auch über den Rekurs zu enticheiden, wenn die Beichluß- 
foflung nicht vom Ergebnis des Berufungsverfahrens abhängig ift. Siehe 
8 150, Abf. 8, SD. 

2) Kein Rechtömittel. 8 519. 

a) Insbeſondere über bie Berufung in Bagatellfacdhen 8 501. (Siebe 
FM. zu 8 468 ZPD., B. 3.) 

Wenn mit den in nicht öffentlicher Sigung vermworfenen Berufungs⸗ 
gründen (8 471, 3. 4, 5, 6) auch noch andere ber mündlichen Berhand- 
lung vorbehaltene Anfedtungsgründe geltend gemacht find und deshalb 
mündliche Berufungsverhandlung angeordnet wurde, ift die erfterwähnte 
Entſcheidung nicht befonder8 auszufertigen, fondern in die jchließliche Be⸗ 
rufunggentfcheidung aufzunehmen. (Siehe FM. zu $ 480 ZERO.) 

In der nicht Öffentlihen Sigung wird aud) über einen in der Bes 
rufungsichrift geftellten Antrag, auszufprechen, inwieweit das angefochtene 
Urteil zur Exekution geeignet fei, entfchieden. (Siehe JM. zu 8 490 
8PO., P. 1.) 

6 474. Beim Vorhandenſein des im 8 471, 3. 1,9 

bezeichneten Mangel3 hat das Gericht feine Unzuftändigfeit aus- 


8 473. 1. Erhebungen duch Bernehbmung der Par- 
teien? €. v. 17. Auguft 1898, 3. 11330, Sig. 287. 

2. Die Erledigung der Berufung in nicht öffentlicher Sigung 
fchließt die Zuerkennung von Koften für die nach der Sachlage 
notwendige Berufungsmitteilung nicht aus. E. v. 8. Oktober 
1902, 3. 13714, Präv. 1903: ©. 89. 

8 474. 1. Bei begründet befundener Berufung gegen ein 
Verſäumungsurteil darf nicht Aufhebung des erftrichterlichen 
/ 


— | 
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zufprechen und die Berufung an das für diefelbe zuftändige 
Gericht zu vermweifen.?) 

In den Fällen des 8 471,8. 2°) und 3,*) ift die Berufung zu 

verwerfen.?) 

Wenn die Berufung im Falle des 8471, 8.4,°%) als be» 
ründet befunden wird, iſt das Urteil aufzuheben und Die 
echtsſache je nach Vollendung der eritrichterlichen Berhand- 

lung bloß dur neuerlichen Urtetlsfällung oder zur Fortjegung 
der Verhandlung und Urtetlsfälung an das Prozeßgericht 
eriter Inſtanz zurückzuverweiſen.“) 

1) Unzuſtändigkeit bes Berufungsgerichtes. 

2) Dagegen Rekurs, wenn das Berufungsgericht die Fortſetzung des 
Verfahrens von der Rechtskraft abhängig gemacht hat. 8 519, 8. 8. — 
Gegen ben Beſchluß, daß die Nechtäfraft abzuwarten fei, ein abgeſon⸗ 
dertes Rechtsmittel. 8 479, Abſ. 1. — Der Beichluß des Berufungs⸗ 
nerichtes ift für das andere Gericht bindend. 8 499, 8 46 IN. — Forte 
jegung des Verfahrens von Amts wegen. 8479, Abj. 2. — Eintragung 
in das Berufungsregifter. 8 243, 3. 10, GO. 

2) Unzuläffigfeit und Verſpätung der Berufung. 

4) Mangel der Angabe de3 angefochtenen Urteiles und ber deutlichen 
und beftimmten Bezeichnung der einzelnen Berufungsgründe. 

8) Rekurs 8 519, 8. 1. 

8) Berfäumnidurtell. 

) Rekurs 8 519, 8. 3. 


6 475. Hat im Falle des 8 471, 9: 6, das Gericht erfter 
Inſtanz mit Unrecht feine Nichtzujtändigkeit ausgeſprochen, «) 
die Streitanhängigfeit ohne Grund angenommen oder eine 
Entſcheidung über den Klagsanſpruch mit Unrecht deshalb 
abgelehnt, weil über denfelben bereits rechtskräftig entichieden 
jei, jo wird dem Gerichte erfter Inſtanz vom Berufungs- 
erichte aufgetragen,b) fich der Urteilsfällung in der Haupt- 
Pe oder der Verhandlung und Urteilsfällung zu unter- 
ziehen, je nachdem die erjtrichterliche Enticheidung nad durdh- 
geführter Verhandlung zur Hauptſache, oder auf Grund ab- 
geionderter Verhandlung über die Unzuftändigfeit, Streit» 


Verfahrens, fondern nur Aufhebung des Urteild und Fortfegung 
ber Verhandlung ausgeiprochen werden. &. vd. 7. November 1901, 
3. 14996, Präv. 1902: ©. 156. 

8 475. 1. Von Anordnungen zur Einleitung des Verfahrens 
vor dem zuftändigen Gerichte ift abzufchen, wenn die Rechtsfache 
vor das Gemwerbegeriht gehört. E. v. 31. Jänner 1900, 
3. 214, &tg. 871. 
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anhängigfeit oder Rechtskraft und vor Abſchluß der Verhand- 
lung zur Hauptſache erging.') 

Wurde jedoh in erjter Inſtanz mit Unrecht die Zu- 
jtändigfeit des Prozekgerichted angenommen?) fo find unter 
Aufhebunge) des erjtrichterlichen Urteilesb) die zur Einleitung 
des Verfahrens vor dem zuftändigen Gerichte erforderlichen 
Anordnungen zu treffen.?)d) 

Wurde vom Gerichte erjter Inſtanz auf die Otreit- 
anhängigfeit mit Unrecht feine Rüdficht genommen oder der 
Antrag?) die Klage ohne Verhandlung zur Hauptſache zurüd- 
zumeifen, weil über den Klagsanſpruch ſchon redhtäfräftig 
entichteden fei, unrichtigermweile verworfen, fo ijt die Klage 
unter Aufhebung des ergangenen erjtrichterlihen Urteiles 
vom Berufungsgerichte zurüidzumeijen.?) 

1) Wird nur im Falle der Stattgebung der Einwendung fachlicher 
Unzuftändigfeit und eines Wechſels in der Zufammenjegung bes Senates 
vortommen, 88 61-63 IN. (body fiehe 8 64 IN.), fonft wird ſolchen 
Einwendungen mit gejondertem Beichluß ftattgegeben, 8 261, weshalb 
dagegen nicht Berufung, fondern Rekurs. 

2) 8 261. 

3) 8 476. — Dagegen allenfalls Relurs. 8 519, 8. 3. 

*) Das Gleiche gilt, wenn die Frage der Rechtskraft von Amts 
wegen aufgeworfen und zum Gegenftand der Verhandlung gemacht wurbe. 
8 261, Abi. 5. 

6) 8 149 GO.: Wegen Streitanhängigleit ober Rechtskraft foll die 
Klage vom Berufungsgerichte im Vorverfahren nur bann zurüdgemiefen 
werben (8 475, Abf. 3, 8PO.), wenn bie Brozeßalten ober die zur Feſt⸗ 
ftelung der Berufungsgründe eingeleiteten vorgängigen Erhebungen außer 
jeden Zweifel ftellen, daß in Anfehung des Klagsanfpruches die Streits 
anhängigleit begründet ift oder daß über ihn bereits rechtäfräftig ent= 
fhieden wurde. Sonft ift die Entjcheidung über bie Berufung ber Tag: 
fagung zur mündliden Berufungsverhandlung vorzubehalten (88 480, 
497, Abſ. 1, BO.) Dies gilt insbefondere in bem Falle, als über die 
Streitanhängigfeit oder Rechtskraft im Verfahren vor dem Brozeßgerichte 
erfter Inſtanz eine Erörterung überhaupt nicht ftattgefunden hat. 

Der Beſchluß, wodurch im VBorverfahren unter Verwerfung ber 
Berufung bie Streitanhängigleit oder Rechtskraft für begründet erkannt 
wird, ift als Beſchluß auszufertigen, durch welchen die Berufung zurück⸗ 
gewieſen wird. 

a) Das Berufungsgericht hat dem Prozeßgerichte erſter Inſtanz, das 
mit Unrecht ſeine Nichtzuſtändigkeit ausgeſprochen hat, den Auftrag zu 
erteilen, ſich der Urteilsfällung in der Hauptſache (Verhandlung und Ur⸗ 
teilsfällung) zu unterziehen, gleichgiltig, ob ſich das Gericht erſter Inſtanz 
zur Entſcheidung ſachlich unzuſtändig betrachtete oder bloß feine Örtliche 
Unzuftändigleit behauptete. (IM. zu 8 475 8PO., B. 1.) 

db) Das Berufungsgericht Hat nur über die Koften des Rechtsmittel⸗ 
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verfabrens zu enticheiden. Die Entſcheidung über die Koften bes erſt⸗ 
richterlichen Verfahrens bleibt dem Urteile des Gerichtes vorbehalten, an 
welches bie Nechtsfache verwiefen wurde. (IM. zu 8 50 8PO.) 

ce) Erachtet das Berufungsgericht, dad das Progeßgeridht nur in Aus 
fegung einiger ber in berielben Klage geltend gemadjten mehreren Un= 
ſprüche mit Unrecht feine BZuftändigleit angenommen bat, jo ift das erft- 
eichterliche Urteil, falls es nicht bloß wegen Unzuftänbigfeit, ſondern 
zugleich wegen ber Entſcheidung in ber Hauptſache angefochten wird, in 
Unfehung der Anſprüche, für melde das Prozeßgeriht nicht zuftändig 
war, durch Beſchluß in nicht Öffentlicher Sitzung aufzuheben (85 475, 
476 3PO.), Über die Berufung gegen die übrigen Teile bed Urteiles 
aber nach Lage des Falles das weitere Berufungsverfahren durchzuführen. 

Sol nad der Entſcheidung des Berufungsgerichtes das Berfahren in 
Anſehung der Anfprüche, für melde das Prozeßgericht nicht zuftändig war, 
erft nad) Rechtskraft des Über die Berufung gefaßten Beichlufies vor dem 
zuftändigen Gerichte auigenommen werten (8 519, 8. 3, 8PO.), jo wirb 
jedenfall, um Zeit zu iparen, ber Beſchluß des Berufungsgerichtes bes 
fonder3 auszufertigen und troß Anhängigbleibens der Berufung den Bars 
teien zuzuſtellen fein. 

Sonft wird, um je nad Bmedmäßigleit, Beichaflenheit des Falles 
und Dringlichleit mit den Alten entjprechend verfügen zu Tönnen, die 
Entſcheidung über die Unzuftändigleit in das fpätere Berufungsurteil 
— oder ſeparat ausgefertigt werden können. (IM. zu 8 475 

O., P. 2.) 

Wird das erſtrichterliche Urteil wegen mangelnder Buftändigfeit des 
Isrozeßgerichtes aufgehoben und die Nechtsfache vor ein anderes Gericht 
erfter Inftanz verwieſen, fo Tann lebteres nun nicht feinerfeit3 bad Ver⸗ 
fahren wegen Unzuläffigleit des Rechtsweges einftellen, da dem Verwei⸗ 
fungsbefchluffe des Berufungsgerichtes die Rechtsauffaſſung augrunde Tiegt, 
daß der Klageaniprud) auf den Rechtsweg gehöre (8 499, Abi. 2, 8PO.). 
(ZM. zu 8 475 ZPO, P. 3.) 

d) Insbeſondere ift nach Tunlichleit das zuftändige Gericht zu be= 
zeichnen. (Siehe IM. zu 8 476 ZPO.) 

6476. Wenn das angefochtene Urteil wegen Unzu- 
ſtändigkeit des Gerichtes eriter Snjtang aufgehoben und die 
Rechtsſache zu neuerlicher Verhandlung an da3 zujtändige 
Gericht vermwiefen wird,a) iſt diefe neuerliche Verhandlung auf 
Grund des über die erfte Verhandlung aufgenommenen Ber- 
handlungsprotofolles und aller fonftigen an das Berufungs- 
gericht gelangten Prozeßakten durchzuführen. Die neuerliche 
Verhandlung ift im Sinne des 8 138?) einzuleiten. 

Alle von den Parteien bei der erjten Verhandlung ab» 
geraten Geſtändniſſe und alle fonjtigen Erklärungen der 

arteien behalten ihre Wirkſamkeit auch für die neuerliche 
Berhandlung.d) Die Parteien können jedoch bei derjelben auch 
ſolche tatfächlihe Behauptungen und Beweiſe, Angriffg- und 


Neuerliche Verhandlung. Nichtigkeitsgründe. 477 


Berteidigungsmittel vorbringen, welche von ihnen bei der 
ersten Verhandlung nicht geltend gemacht wurden; deögleichen 
fönnen die Parteien die bei der früheren Verhandlung ver- 
fäumten oder verweigerten Erflärungen über tatlächlicye Be- 
hauptungen und Beweisanbietungen bet der jpäteren Berhand- 
lung nachholen. 

!) Darlegung der wefentlichften Ergebniffe ber früheren Verhandlung 
auf Grund der Alten durch ben Borfigenden. 

a) Das Berufungsgericht, welches das angefochtene Urteil wegen 
Unzuftändigleit des Prozeßgerichtes aufhebt und die Rechtsſache zur neuer- 
lichen Verhandlung an das zuftändige Gericht verweiſt, hat letzteres nad) 
Tunlichleit namentlich zu bezeichnen (8 475, Abf. 2, 8PO.). 

Das als zuftändig bezeichneten®ericht ift von der Berufungsenticheidung 
nicht von Amts wegen zu benadjrichtigen. Es liegt dem Kläger ob, bie 
Rechtsſache bei diefem Gerichte anhängig zu machen. Hiebei hat er auf das 
frühere Berfabren aufmerkfam zu machen, damit das Gericht ſich die nad) 
8 476 8PO. erforderlichen Akten des früheren Verfahrens rechtzeitig ver⸗ 
Ihaffen könne. Die neue Verhandlung vor dem zuftändbigen Gerichte ift 
im Sinne des $ 138 8PO. einzuleiten, obwohl fid vor einem anderen 
Senate oder Richter als die erfte Verhandlung ftattfindet. Yür die Durch⸗ 
führung der Verhandlung felbft gelten die Beitimmungen des 8 476, Iebter 
Abſ., ZPO. (IM. zu $ 476 ZPO.) 

d) Die Beftimmung des 8 476, Abſ. 2, ZPO. findet auf jene alle 
feine Anwendung, in welchen wegen Nichtigkeit des erftrichterlichen 
Urteile8 entweder nah 8 478, Abſ. 4, ZPO. vor dem Berufungsgerichte 
oder nach 8 479 vor bem Gerichte erfter Inſtanz eine neue Verhandlung 
durchgeführt wird. (Siehe Gutachten bes Olberſten Gerichts 
hofes zu 8 478 8PO., P. 3.) 


6477. Als nichtig (8 ATI, 8.5 und 7) ift das ange 
fochtene Urteil und, joweit der Grund der Nichtigkeit das 
borangegangene Verfahren ergreift, aud) dieſes aufzuheben: ')«a) 

1. wenn an der Enticheidung ein Nichter teilnahm, 
welcher kraft des Gejeßes von der Ausübung des Richteramtes 
in dieſer Rechtsfache ausgefchloffen ?) war, oder deifen Ablehnung?) 
vom Gerichte als berechtigt erfannt worden ift; 


8417. 1. Iſt der Nichtigleitögrund der Entziehung der 
Möglichkeit, vor Gericht zu verhandeln ($ 477,3. 4), gegeben, wenn 
da8 vom Gerichte wegen Verſchleppungsabſicht unitatt- 
haft erklärte Vorbringen ($ 179 ZPO.) weder im Urteils⸗ 
tatbeftande, noch im VBerhandlungsprotofolle angeführt ift? €. v. 
16. Zuli 1901, 3. 10075, 38. 1901:413. 

2. Diefer Nichtigleitsgrund (8 477, 3.4) ift nicht vorhanden, 
Wenn e3 dem Beklagten troß fehlerhafter Zuitellung der 
Klage (Übergabe an die Tochter des Beklagten) möglich war, zur 
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2. wenn das erfennende Geriht nicht vorſchriftsmäßig 
bejegt war;*) 

3. wenn das Urteil von einem Gerichte gefällt wurde, 
das auch nicht Durch ausdrüdliche Vereinbarung der Parteien 
für diefe Rechtsfache zujtändig gemacht werden fonnte;?) 

4. wenn einer Partei die Möglichkeit, vor Gericht zu ver- 
handeln, durch ungefeglihen Vorgang, insbeſondere durch 
Unterlaffung der Zuftellung entzogen wurde; 

5. wenn eine Bartei in dem Verfahren gar nicht®) oder, 
ber fie eines gefeßlichen Vertreters bedarf, nicht durch einen 
olchen?) vertreten war, jofern die Prozeßführung nicht nach— 
träglid ordnungsmäßig genehmigt wurde; 

6. wenn über eine nicht auf den Rechtsweg gehörige Sache 
erfannt wurde;®) 

7. wenn die Offentlichfeit in ungerechtfertigter Weiſe 
ausgeichloffen wurde;®) 

8. wenn der Vorſchrift des 8 210, Abſatz 2, zumider die 


Streitverhandlung zu erfcheinen. €. v. 8. Oltober 1902, 3. 13714, 
Präv. 1903: ©. 89. 
3. Urteil und Verfahren find als nichtig aufzuheben, wenn 
über eine Grenzſcheidungsklage entfchieden wurde, bevor das 
‚Begehren um Örenzerneuerung im außerftreitigen Verfahren geltend 
gemacht wurde; auf die Nichtigkeit ift von Amts wegen Bedacht zu 
nehmen. ©. v. 18. April 1900, 3. 5173, Sig. 969. 

4, Liegt der Nichtigkeitdgrund in Mängeln des Urteils 
(8 477, 3. 9), jo tft nur das Urteil aufzuheben. E. v. 19. März 1901, 
3.3595, amtl. ©. 398; 15. Juni 1899, 3. 7737, Sig. 648; 

jo insbeſondere, wenn die tatfählihen Feftitellungen 
des Urteils in weſentlichen Beziehungen unvollftändig find und 
die Enticheidungsgründe nicht mit voller Sicherheit erfehen laſſen, 
welde von den in der Streitverhandlung vorgebrachten tatjädh- 
lichen Angaben für wahr oder unmwahr zu halten find. E. v. 30. Juni 
1899, 3. 6810, Sig. 6615 v. 15. Juni 1899, 3. 7737, Sig. 648. 


5. &3 begründet Feine Nichtigkeit, wenn im Urteile die Klage. 


unbedingt abgewiefen wird, während die Abweifung nad den Ent⸗ 
fheidungsgründen bloß deshalb erfolgte, weil die Klage verfrüht 
war. E. v. 8. Oftober 1901, 3. 8093, Not3. 1902:38. 

6. Die verfehlte Begründung des Urteils macht dieſes 
nicht nichtig, wenn die fachliche Überprüfung trogdem borgenommten 
werden kann. E. v. 8. Oftober 1901, 3. 8093, Not. 1902:38; 

‚ auch ift eim Urteil nicht deshalb nichtig, weil das. Gericht 
jeine Entſcheidung auf Gründe ftügt, die von ber obfiegen= 
ben Partei nicht angeführt worden find. E. v. 26. Februar 
1901, 3. 2726, Przeg. 1903: ©. 47. 
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Parteien oder deren Bevollmächtigte von ihnen abgefaßte 
Entwürfe zu Berhandlungsprotofollen zu den Alten gebracht 


en; 

9. wenn die Faſſung des Urteiles jo mangelhaft ift, 
. daß deſſen Überprüfung nicht mit Sicherheit —— 
werden kann, wenn das Urteil mit ſich ſelbſt in Widerſpruch 
tft oder für die Entſcheidung feine Gründe!®) angegeben find 
und diefen Mängeln dur eine vom Berufungsgerichte an- 
geordnete Berichtigung des Urteil3 ($ 419) nicht abgeholfen 

werden kann. 

Eine nachträgliche Genehmigung der Progekführung 

(8. 5) liegt insbejondere dann vor, wenn der gejeßliche Ver⸗ 
treter, ohne den Mangel der Vertretung geltend zu machen, 
durch Erftattung der Berufungsichrift oder eines vorbereiten- 
den Schriftſatzes (8 468) in das Berufungsverfahren ein- 
getreten iſt. 

1) Sei e8, baß ber Nichtigleitgrund geltend gemacht wurde oder von 
Amts wegen wahrgenommen wird. 8 471, 8.5 u. 7. — Rekurs 8 519, 
8.2. 2) 820 IN. °)819, 8.2, IN. 9 88 7,8,9, Abſ. 1, IN., 
88 412, Abſ. 1, 425, Abſ. 3. °) 8 104, Abſ. 2, IN. 

6) Bei mangelnder Vollmacht $ 37, oder wenn für die Partei ein 
Kurator beftellt wurbe, obwohl die Vorausſetzungen fehlten 8 116. 

) 88 6, 7. 

8) 8 42 IN., oder über eine Sache, die zum Verfahren außer Streit- 
fachen gehört. 

®, 88 171 bis 175. — Berufung gegen Urteile in Bagatellſachen nur 
aus den Gründen B. 1-7, 8 501. — Gegen gewerbegerichtlidhe 
Urteile in Streitfahen bis zu 50 Gulden findet die VBeruiung nur aus 
ben Nichtigkeitsgründen des 8 477 ftatt. 8 30 ©. v. 27. Nov. 1896 
RGB. Nr. 218. 

ı0) 88 272, Abi. 3, 417, 8.5. 

a) Aus von Berufungswerbern nicht geltend gemachten Nichtigkeitd- 
gründen Tann von dem VBerufungsgerichte von Amts wegen die Aufhebung 
des Urteiles und eventuell aud) des demſelben vorangegangenen Berfahrens 
nur dann ausgefprochen werden, wenn die Nichtigkeit auch denjenigen Teil 
des Urteile (und rüdfichtlich denjenigen Zeil des vorangegangenen ‚Ver: 
fahrens) umfaßt, welcher nad) den Berufungsanträgen (8 462, Abi. 1, 
ZPO.) als angefochten anzufehen ift, wobei es unentjcheidend ijt, ob der 
Verufungsantrag nur auf Abänderung und nicht auf Aufhebung bes an⸗ 
fochtenen Urteiles gerichtet tft. (Gutachten des Oberften Gerichts— 
hofes zu 8 477 RO.) 


7. Schreibfehler in der Urteilsaußfertigung be- 
gründen feine Nichtigkeit. E. v. 26. April 1899, 3. 5005, Sig. 593; 
24. Jänner 1899, 3. 411, Sig. 482. 
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6 478. Erfolgt die Aufhebung des erftrichterlichen Ur- 
teile8 wegen Nichtigkeit, ohne daß hiedurch zur Erledigung 
der Sache eine weitere Verhandlung notwendig wird (8 477, 
8. 5 und 6),!)a) fo ift, joweit die Nichtigkeit reicht, die Zurüd- 
— der Klage auszufprechen.?) 

ird durch die gänzliche oder teilweife Aufhebung des 

erftrichterlichen Urteiles wegen Nichtigkeit eine weitere Ver⸗ 

en notwendig, jo ijt die Sache d) an das Gericht eriter 
nftanz zurückzuverweiſen. 

Wenn das erftrichterlihe Urteil wegen eine der in 
8477, 8. 1 und 2,9) angeführten Nichtigfeit3gründe aufgehoben 
wird, jo kann die Sache zur neuerlichen Verhandlung jtatt 
an das Prozeßgericht erfter Inftanz an ein anderes im Sprengel 
des Berufungsgerichtes gelegenes Gericht der gleichen Art ver- 
wiefen werden. 

Die nach Abſatz 2 und 3 ausgefprochene Bereifung tft‘) 
jedoch aufzuheben,d) wenn beide Parteien innerhalb der Not- 
frift von acht Tagen nad) Zuftellung der Enticheidung des 
Berufungsgerichtes beantragen, daß vom Berufungsgerichte 
nad) Durchführung der notwendigen neuen VBerhandlunge) in 
der Sache felbft erfannt werde. Diefer Antrag ift beim Be- 
rufungsgerichte zu ftellen.®) 

) Mangel ber orbnungsmäßigen Bertretung ber Partei und Mangel 
der zivilprogefiualen Dualifilation des Klageanſpruches. 

2) In nicht Öffentlicher Sitzung buch Beſchluß. 8 473. — Rekurs 
8 519, 8.2. — Entſcheidung über die Koſten 8 51. 

2) Ausgefchloffener oder abgelehnter Richter. Nicht vorſchriftsmäßige 
Belebung des Gerichtes (Verftoß gegen die Unmittelbarfeit). 

*) Bergl. 8 496, Ubf. 3. °) Dagegen kein Rechtsmittel. 8 519. 
e) Eintragung in da8 Berufungsregifter. 8 243, 8.10, 11, GO. 

a) Das Berufungsgericht, welches das erftrichterliche Urteil wegen Nich⸗ 
tigfeit aufbebt, hat die Sadje an ein Gericht erfter Inftanz zu verweiſen, 
fobald durch die Aufhebung des Urteiles eine weitere Verhandlung nots 
wendig wird. 

Wo jedod) die Aufhebung des Urteiles eine folche weitere Verhandlung 


8478. 1. Bei Unzuftändigteit des Gerichtes erfter 
Inſtanz ift die Rechtsfache zu mündlicher Verhandlung an das 
auftändige Gericht zu verweiſen. E. v. 6. September 1898,35. 9486, 

(9. 296. 

2. Sofern Mangel ber Prozeßfähigkeit oder der gefeß- 
lihen Vertretung des Beklagten den NichtigkeitSgrund bildet, ift die 
Sache zur weiteren Verhandlung (86 ZPO.) an das Gericht eriter 
Pe a enn E. v. 16. November 1899, 3. 16440, 

g. 750. 
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nicht notwendig macht, ift die Zurückweiſung der Klage auszufprechen, 
ohne daß e3 darauf anlommt, welden der in 8 477 8PO. angeführten 
Nichtigkeitsgründe das Berufungsgericht ald vorhanden annimmt. (FM. 
zu $ 478 3PO., P. 1.) 

Die im eriten Abfabe des 8 478 ZPO. vorgefehene Zurückweiſung der 
Klage bei Aufhebung des erftrichterlichen Urteiles ift nebft den Fällen des 
8 477, 8.5 u. 6, BTO. aud in dem Falle des 8 477, 8.3, ZPO. 
auszusprechen, wenn wegen einer durch ausbrüdlicdhe Vereinbarung der 
Parteien fiir die betreffende Rechtsſache nicht zu bejeitigenden Uuzuftän= 
digkeit des angerufenen Gerichtes die bei demfelben angebradjte Klage nach 
8 280, Abf. 2, ZPO. oder nad) $ 435 8PO. als zur Beftimmung der 
Tagſatzung nicht geeignet hätte zurücdgeftelt werben follen. (Gutachten 
des DOberften Gerichtshofes zu 8 478 8PO., P. 2.) 


Über die Beurteilung der Koftenfrage in dem im Vorhergehenden be⸗ 
zeichneten Falle fiehe IM. zu 8 514 8PO., B. 3. 

d) Die Beitimmung des $ 476, Abſ. 2, ZTO. findet auf jene Fälle 
feine Anwendung, in welchen nach 8 478, Abf. 2, ZED., weil eine weitere 
Verhandlung notwendig ift, die Sache an da8 Gericht eriter Inftanz 
zurüdverwiefen wird und entweder nach $ 478, Abſ. 4, auf einverftänd- 
lichen Antrag der Barteien die neue Verhandlung vor dem Berufungs⸗ 
. gerichte felbft oder nach 8 479, Abſ. 1, vor dem Gerichte erfter Inſtanz 
ducchgeführt wird. (Gutachten des DOberften Gerichtshofes zu 
8 478 3PO., B. 3.) 

ce) In den Fällen, wo von dem Berufungsgerichte gemäß 8 478, 
Abſ. 2 u. 3, 8PO. und 8 496, 8.1 bis 3, ZPO. nad) Aufhebung des 
erftrichterlichen Urteiles die Verweifung der Sache an ein Gericht erfter 
Snftanz beichloffen wurde, fodann aber zufolge übereinftimmenden Antrages 
ber Parteien oder auch, im alle des 8 496 ZPO., im Interefje der Be⸗ 
fchleunigung oder Kofteneriparung ohne einen foldden die notiwendige neue 
Verhandlung oder die Ergänzung der früheren eritrichterlichen Verband: 
Iung vor dem Berufungsgerichte felbft ftattfindet, find für diefe Berhand- 
lung — da fie an Stelle der Verhandlung in erfter Inftanz tritt — 
die Borfdriften über die mündlide Verhandlung im Ber- 
fahren vor ben Gerichtshöfen erfter Inftanz und nidt bie 
Beftimmungen über die Berufungsverhandlung maßgebend. (Gut⸗ 
achten bes Oberften Gerichtshofes zu 88 478 u. 498 ZPD., P. 1.) 


Insbeſondere finden auf die neue oder Ergänzungsverhandlung vor 
dem Berufungsgerichte weder die für das Berufungsverfahren beftehenden 
Beſchränkungen in der Zuläffigleit neuen tatfächlichen Vorbringen? (8 482, 
Abſ. 2, 83PO.), noch die Vorfchriften über die Behandlung einer im Be⸗ 
tufungsverfahren eintretenden Säumnis (8 491 ZPO.) Anwendung. 
Ebenſowenig ift die Beſtimmung über den Verzicht auf die münblidhe 
Berufungsverhandlung ($ 492 ZPO.) auf diefe Verhandlung anwendbar; 
die Beweisaufnahme in der neuen oder ergänzenden Verhandlung hat im 
pleihen Maße wie im Gerichtshofverfahren erfter Inſtanz vor dem Be 
rufungsgerichte ala erfennenden Gerichte ftattzufinden. 

Das Erkenntnis, welches das Berufungsgericht auf Grund folder Ver⸗ 
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handlung in der Sache felbft fällt, unterliegt nur der Anfechtung mittels 
Neviflon. (IM. zu 88 478 u. 496 ZPO. 8.2. 

d) Die Vorfchrift des 8 478, Abf. 4, 8PO. ift auf Rekurſe gegen 
Endbeſchlüſſe im Verfahren über Befisftörungsflagen nicht andwendbar. 
(Gutachten des Oberſten Gerichtshofes zu 88 478 unb 496 
BRD. P. 3.) 


F 479. Wenn die Rechtsſache gemäß 8 478 an ein 
Gericht erfter Inſtanz verwieſen wird, g hat dieſes die Tag- 
fagung zur mündlichen Verhandlunga) von Amts wegen anzu- 
beraumen. Mit der Anberaumung der Tagjagung tft jedoch 
bis nad Eintritt der Rechtskraft der Enticheidung des Be— 
rufungögerichtes zu warten, wenn leßtere3 ausgeſprochen hat, 
daß das Berfahren in erſter Inſtanz erit ar eingetretener 
Rechtskraft der VBerufungsenticheidung aufzunehmen oder fort- 
zufegen jet. Ein folder Ausſpruch kann von Amts wegen oder 
auf Antrag erfolgen; gegen denfelben iſt ein abgejondertes 
Rechtsmittel nicht zuläflig.‘) 

Desgleichen ift im Falle des 8474, Abſatz 1,2) nad) ein- 
getretener Rechtskraft ®) der Entſcheidung des Berufungsgerichtes 
wegen Fortfebung des Verfahrens vor dem zuftändigen 
Berufungsgerichte von dieſem das Erforderliche von Amts wegen 
anzuordnen. r 

1) 8 515. 

2) Ausſpruch der Unzuftändigleit des Berufungsgerichtes und Ber- 

weifung der Berufung an das zuftändige Gericht. 

9) Sofern nad) dem Beichluffe des Berufungsgerichtes diefe abzuwarten 

und daher Rekurs zuläffig ift. 8 519, 3.8. 
a) Siehe JM. zu 8478 8PO., B.1, und Gutachten des Ober- 
ften Gerichtshofes zu $ 478 8PO., P. 2. 
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6 480. Fehlt es an den Vorausfeßungen!) für die Ein- 
holung einer Enticheidung des Berufungsjenates?) oder wurde 
vom Berufungsjenate die Berufungsichrift als zur Beftimmung 
einer Tagjagung zur mündlichen Berufungsverhandlung ge- 


8 480. 1. Nah Anberaumung der mündlichen Berufung3- 
verbandlung kann die Berufung nicht mehr in nicgtöffentlidher 
Sigung zurüdgemwiejfen werden. €. v. 23. April 1901, 
3. 5383, amil. ©. 404. 

2. Das Berufungsgericht, das unter Aufhebung der be> 
reit3 anberaumten Berufungsverhbandlung das Ver- 
fahren wegen Unzuläffigkeit des Rechtsweges nichtig erflärt, bat 
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eignet befunden,?) fo iſt leßtere vom Vorfigenden des Berufungs- 
fenates jo anzuberaumen, daß zwiſchen der Yuftellung der 
Ladung an die Parteien und der Tagſatzung ungefähr der 
Beitraum von vierzehn Tagen liegt. In dringenden Yällen 
Tann diefe Friſt auch abgekürzt werden. 

Die Anordnung einer Tagſatzung zur mündlichen Be- 
rufungsverhandlung hat auch dann zu erfolgen, wenn die 
wegen irriger Annahme einer Berfäumung, wegen Unzu⸗ 
ftändigfeit des Gerichtes, wegen der Entſcheidung über die 
Streitanhängigfeit oder Rechtskraft oder wegen Nichtigfeit 
erhobene Berufung in nichtöffentlicher Er vom Berufungs- 
gerichte verworfen wurde,?) in der Berufungsichrift aber auch 
noch andere, der mündlichen Verhandlung vorbehaltene An- 
fehtungsgründe geltend gemacht find. a) 

Haben die Parteien bereit die im Berufungsverfahren 
fie vertretenden Advokaten namhaft gemacht, jo ift die Ladung 
zur mündlichen Verhandlung an leßtere zu richten.d) 

1) 8 471. 

2) Dies gilt insbefondere in dem alle, daß über bie Streitanhän 
gigleit oder Rechtskraft im Verfahren vor dem Prozeßgerichte erfter 
Inſtanz eine Erörterung überhaupt nicht ftattgefunden hat, oder, wenn 
die Prozeßakten oder die zur Feſtſtellung der Berufungsgründe eingelei- 
teten vorgängigen Erhebungen nicht außer jeden Kweifel ftellen, daß in 
Anſehung des Klageanſpruches bie Streitanhängigkeit begründet ift oder 
daß über ihn bereits rechtäträftig entfchieden wurde. Siehe 8 149, Abſ. 1, 
CD. bei 8 475. 

3) Mittels Entſcheidung in nichtöffentlicher Sitzung. 8 478, Abſ. 1. 

*, 8471, 3.4, 5, 6. Bald ber Senat in ber nicht öffentlichen 
Sitzung, in der ein Punkt erledigt wurde, anderd aufammengefebt war, 
als bei der mündlichen Verhandlung, ift dies im Urteil anzugeben. 

5) Unmwendungsfall des allgemeinen Grundfabes in 8 98. 

Sadung des Armenvertreters zur Berufungdpver- 
bandlung. 

Auch der für die arme Partei für das Berufungsverfahren beitellte 
Urmenvertreter, deſſen Name zufolge IMV. v. 9. März 1899, RB. 
Nr. 51, und v. 18. Februar 1900, RGB. Nr. 83 (fiehe bei $ 132 GO.). 
bem Berufungsgerichte befannt gegeben wird, tft zu laden. „Eoliten zur 
Beit des Einlangens ber Mitteilung bie Alten über die Rechtsſache noch 
nicht beim Berufungsgericht eingelangt fein, jo darf nicht etwa deswegen 
die Mitteilung über die Perfon des Armenvertreters zurüdgeftellt werben, 


vor Ausfertigung dieſes Befchluffes den Berufungswerber zur 
Verzeichnung feiner Koften aufzufordern. E. v. 9. Jänner 1900, 
3.19165, Gaz. 1900:5. 

31* 
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fondern fie ift an biejenige Gerichtsabteilung abzutragen und bort einfts 
weilen aufzubewahren, zu deren Gefchäftsfreis die betreffende Berufung 
gehört. Langen Berufungsalten ein, aus welchen zu erfehen ift, daß der 
Partei ein Armenvertreter beigegeben wurde, befien Berfon bem Berufungs- 
fenate noch nicht befannt tft, v ift vor Erlaffung der Ladungen zur Be⸗ 
zufungsverhandlung bei den Übrigen Berufungsjenaten nachzufragen, ob 
ihnen nicht eine bezügliche Mitteilung zugelommen ift. 


Wenn bei Einlangen ber Mitteilung bes Ausſchuſſes der Advokaten⸗ 
fammern die Ladung zur mündlichen Berufungeverhanblung ſchon an bie 
Barteien ergangen ift, fo ift unverzüglich nad) Empfang obiger Mitteilung 
auch der Armenvertreter felbft zur Verhandlung zu laden.” (Mitteilung 
IMEB, ©, 88, 89/99.) 

a) Der in nicht Öffentlicher Sitzung gefabte Beſchluß, die wegen irriner 
Unnahme einer Verfäumung, wegen Unzuftändigfeit bes Gerichtes, wegen 
der Entſcheidung über die Streitanhängigketi oder Rechtskraft ober wegen 
Nichtigkeit erhobene Berufung zu veriwerfen, ift in dem fyalle, als behufs 
Berhandlung und Entſcheidung über bie anderen geltend gemachten Be⸗ 
rufungdgründe mündliche Berufungsverhandlung anberaumt werben muß, 
nicht beſonders auszufertigen, fondern in die auf Grund der münblichen 
Verhandlung ergebende Berufungsentiheibung aufzunehmen. Es ift des⸗ 
Halb auch Die mündliche Berufungsverhaudlung ſogleich nach ber in nicht 
öffentlicher Sitzung befchloffenen Bermwerfung ber Berufung anzuberaumen. 
(IM. zu 8 480 ZPO.) 


6 481. Zeigt fi ſchon bei Anberaumung der Tag- 
fagung die Notwendigkeit, in der Berufungsverhandlung 
die Wahrheit einzelner in der Berufungsichrift?) oder in einem 
vorbereitenden Schriftiaße*) —AF atſachen, auf welche 
die Berufung gegründet wird,?) feſtzuſtellen, ſchon in erſter 
Inſtanz vorgebrachte Beweiſe zu wiederholen, zu ergänzen 
oder eh bloß — Beweiſe aufzunehmen,*) jo hat 
der Vorſitzende des Berufungsſenates die namhaft gemachten 
Zeugen oder die in erſter Inſtlanz einvernommenen Sad)- 
verſtäändigen zur Berufungsverhandlung vorzuladen,?) die Par⸗ 
teien behufs ihrer eidlichen Vernehmung zum Erſcheinen 
aufzufordern und die Herbeiſchaffung aller ſonſtigen Beweis⸗ 
mittel zu veranlaſſen.) 


') 8 467. 2) 8 468, Abf. 2. ®) 88467, 8.4, 482, Abſ. 2. *) 8 488, 


8481. 1. Die Ladung der Partei zum perfönliden 
Erfheinen muß zu eigenen Handen der Partei erfolgen; bie aus⸗ 
bleibende Partei treffen bie in den 88 272, 380, Abf. 2, und 378 
ZPO. angeführten Nachteile, ohne daß die Tagfatung deshalb 
eritredt werden muß. E. v. 29. Oktober 1902, 3. 14468, IB. 
1903:2; 20. Juni 1900, 3. 3322, Sig. 1060. 
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Abf. 1. °) 8 288, Abſ. 1. °) Der Vorſitzende bes Berufungsfenates hat 
auch im übrigen die Prozeßleitungsbefugniffe des Vorſitzenden 88 180 ff. 


Mündlihe Berufungsverhandlung. 


6 482. In der Verhandlung vor dem Berufungs- 
gerichte darf mit Ausnahme des Anſpruches auf Erftattung 
der Koſten des Berufungsverfahrens weder ein neuer An— 
ſpruch, noch eine neue Einrede erhoben werden. 

Zatumftände und Beweife, die nach Inhalt der erit- 
richterlichen Prozeßalten und des Urteilstatbeftandes in 
eriter Inſtanz nicht vorgelommen find, dürfen von den 
Parteien im Berufungsverfahren nur zur Dartuung oder 
Widerlegung der geltend gemachten Berufungägründe‘) vor⸗ 
gebracht werden; auf ſolches neues Vorbringen darf über⸗ 
dies nur dann Rückſicht genommen werden, wenn es vorher 
im Wege der Berufungsſchrift oder mittels vorbereitenden 
Schriftſatzes (468) dem Gegner mitgeteilt wurde. 

1) 8 467, 8.3. 


8 482. 1. Neue Tatumftände und Beweife, die zur 
Dartuung von Umftänden dienen follen, die in erfter Inſtänz 
nicht vorgebracht wurden, dürfen im Berufungsverfahren nicht 
AL werden. E. dv. 15. September 1898, 3.9765, 3B. 
1899: 345 

ebenfowenig find neue, nach Ablauf der Berufungsfrift in 
einem Nachtrage zur Berufungsfhrift vorgebracte 
Zatumftände und Beweife zu berüdfichtigen. &. v. 15. Dezember 
1898, 3. 14372, Sig. 414. 

2. Die erft im Berufungsverfahren vorgebrachte Erklärung, 
als Ausländer auf Anwendung des ausländiſchen Geſetzes 
Anfpruch zu machen, bildet eine unzuläffige Neuerung. E. v. 8. Au⸗ 
guft 1901, 3. 10286, amtl. ©. 479; 

besgleichen die Einwendung, daß das Gefchäft, das den Gegen- 
ftand des Prozeſſes bildet, ein Handelsgefhäft ſei. E. v. 6. No⸗ 
vember 1900, 3. 14727, Gaz. 1901:3. 

3. Tatumftände, die zwar in erfter Inſtanz vorgebracht, 
jedoh nicht näher erörtert wurden, können im Berufungs- 
verfahren benüßgt werden. E. dv. 9. Februar 1899, 3. 1891, Ref. 
1899: ©. 189. 

4. Die Einwendung, daß eine Zeffion mangels der gefeg- 
lichen Form ungültig fei, kann im Berufungsverfahren er- 
2m werden. ©. dv. 4. Jänner 1901, 3. 17318, Präv. 1901: 

. 97. 

5. Ein neuer Anfpruch wird erhoben, wenn fich die Klage auf 
den Rechtsgrund der Gewährleiftung ftüßt, im Berufungsverfahren 
aber Aufhebung des Kaufvertrages wegen nicht erfüllten 
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4838. In der mündlichen Verhandlung dürfen Die 
Berufungsanträge?) ohne Einwilligung a) des egnerd weder 
erweitert, noch durch andere erjegt werden.?) a8 Gleiche 
sit! * den in der Berufungsſchrift angegebenen Berufungs⸗ 
gründen. 
Dieſe Einwilligung iſt als vorhanden anzuſehen, wenn 
der anweſende Gegner, ohne gegen die Änderung Einſprache 
zu — über die abgeänderten Anträge oder über die neu 
geltend gemachten Berufungsgründe verhandelt. b) 
Eine — der dem angefochtenen Urteile zu 
Grunde liegenden Klage ift ſelbſt mit Einwilligung des 
Gegners nicht zuläflig.?) 
2) 8 467, 8.8. 
2) Eine Einfhränfung, bezw. teilweife BZurüdziehung der Berufung 
ift zuläffig. 8 484. 

3) Ausnahme von 8 235, Abf.2, 8. — Über Klageänberung fiehe 
8 285, Abſ. 4. 

a) Durch Erweiterung ber Berufungsanträge kann die Berufung in 
der mündlichen Berhandlung mit Einwilligung des Gegners auf bis bahin 
nicht angefochtene Teile bes Urteiles ausgedehnt werben. 


ann begehrt wird. €. v. 27. Oktober 1898, 3.12496, Sig. 


6. Der Beklagte, gegen den Berfäumungsurteil gefällt 
wurde, kann im Berufungsverfahren nicht die Wahrheit der Klags⸗ 
angaben beftreiten. €. v. 25. Jänner 1900, 3.277, Sig. 864. 

7. Iſt die Rechtskraft einer über den Klagsanſpruch ergangenen 
Entfheidung im Berufungsverfahren nur infolge Einrede zu 
ee E. v. 21. Juni 1899, 3. 9373, Sig. 655. 

8. Wegen eines präjudiziellen Strafverfahrens, beffen 
weber in erfter Inftanz, noch in den Berufungsfchriften Erwähnung 
gefhah, kann nicht Unterbrehung des Berufungsverfahren! an- 
geordnet werden. E. v. 6. Juli 1898, 3. 9104, Slg. 242. 

8488. 1. Wegen Änderung des Berufungsantrages 
ohne Einwilligung des Gegners tft die Berufung mit Beichluß 
zurückzuweiſen. &. v. 28. November 1899, 3. 16656, Sig. 768. 

2. Wenn aus der Ausführung bed geltend gemachten Be- 
rufungsgrundes der irrtümlihen Würdigung der Beweife 
fi ergibt, daß dem Berufungswerber auch die rechtliche Beurteilung 
der Sache unrichtig fcheine, Tann das Berufungsgericht auch die 
leßtere überprüfen. €. v. 3. Zänner 1901, 3. 17501, Gaz. 1901:5. 

3. Kann das Berufungsgericht bei feiner Entfcheidung auf 
einen vom Berufungsmwerber nicht geltend gemadten 
Berufungsgrund (Nichtberüdfichtigung einer Einwendung) Bes 
dacht nehmen? €. v. 8. November 1899, 3. 18525, Slg. 740; 
23. Februar 1899, 3. 648, Sig. 526. 


Mündl. Berufungsverhdlg. Zurücknahme d. Berufg. 487 


Bei der münblichen Verhandlung Tann der Kläger, ohne biezu der Ein- 
willigung bes Gegners zu bedürfen, da8 Begehren der Klage, welche dem 
angefochtenen Urteile zugrunde liegt, in der Hauptſache oder in Beziehung 
auf Nebenforderungen bejchränken oder ftait des urſprünglich geforderten 
Segenftandes einen anderen Gegenftand oder da3 Suterefie fordern (8 235, 
Adi. 4, ZPO.) (IM. zu $ 483 ZPO. P. 1.) 

d) Eine Erweiterung oder Abänderung der Berufungsanträge Tann 
nur in der mündlichen Berufungsverhandlung erfolgen. Der Berufungs- 
werber, der eine folhe Erweiterung oder Abänderung beabfichtigt, kann 
fie dem Gegner und dem Berufungsgerichte mittel3 vorbereitenden Schrift- 
ſatzes ſchon früher ankündigen, aber er wird badurch weder der Not- 
wendigfeit überhoben, bie Erweiterung oder Abänderung in der münd— 
lihen Berhandinng felbft zu beantragen, noch Tann die Buftellung bes 
Schriftfages an den Berufungsgegner daran etwas ändern, daß leßterer 
feine Einwilligung in der mündlichen Verhandlung ausdrüdlich ober ftill- 
ſchweigend (dur) Verhandeln über die erweiterten oder abgeänberten 
Berufungsanträge) erflären muß. Wenn daher der Berufungdgegner zur 
mündlichen Berufungsverhandlung nicht erfcheint, fehlt ungeachtet ber 
BZuftellung de3 vorbereitenden Schriftfages an den Gegner die Einwilligung 
zur Erweiterung oder Abänderung ber Verufungsanträge, und es darf 
leßtere daher vom Berufungsgerichte nicht berüdfichtigt werden. (IM. 
zu 8 483 8PO., B. 2.) 

Eine mit gegnerifcher Einwilligung in der mündlichen Berufungs⸗ 
verhandlung ftattfindende Erweiterung oder Abänderung der Berufungss 
gründe berechtigt die Parteien keineswegs, bei der Berufungsverhandlung 
über die in der Berufungsfchrift und in der Mitteilung des Berufungs- 
gegnerd angekündigten neuen Tatumftände und Beweiſe Hinauszugehen 
(8 482, Abi. 2, 3PO.). Es fchränfen fich dadurch die in der münblichen 
VBerufungsverhandlung zuläffigen Modifizierungen der VBerufungsgründe 
auf ſolche Erweiterungen und Abänderungen ein, Die eine Ergänzung 
oder Anderung bes angefündigten tatfächlichen oder Beweisvorbringens 
nicht erfordern, fondern mit Hilfe des leßteren bei der Berufungsverhand⸗ 
lung mit Erfolg zur Geltung gebradyt werden können. (IM. zu 8 488 
ZPO. P. 3.) 

F 484. Die Zurüdnahme der Berufung ift bis zum 
Schluſſe der mündlichen Berufungsverhandlung zuläflig. Sie 
fann bei der mündlichen Verhandlung erflärt werden oder 
mitteld Überreihung eines Schriftſatzes beim Berufungs- 
gerichte erfolgen.) Wird der Schriftiag noch vor Beginn der 
mündlichen Berufungsverhandlung überreicht, jo kann das 
Berufungsgeriht anordnen, daB es von der anberaumten 
Tagſatzung abzufommen habe. 

- Die Burüdnahme hat nebjt dem Berlufte des NRechts- 
mittel3®) auch die Verpflichtung zur Yolge, die durch das 
Rechtsmittel entjtandenen und insbefondere auch alle Hiedurd) 
dein Gegner verurfachten Koften zu tragen. 


488 Zivilprozeßordnung. 665 485487. 


Über die Verpflihtung zum Koftenerfae ift vom Be- 
tufungsgerichtea) durch F Iuß?) zu entſcheiden.b) Der Antrag 
iſt bei ſonſtigem Ausſchluſſe bei der mündlichen Berufungs- 
verhandlung, wenn aber die zur Berufungsverhandlung an- 
beraumte Tagjagung gemäß Abjag 1 nicht abgehalten wurde, 
innerhalb acht Tagen nad) Berftändigung des Berufungs- 
gegners von der Zurüdnahme der Berufung zu ftellen. 

1) Eintragung in das Berufungsregifter. 8 243, 3.9 u.10, GO. — 
Wegen Nichtleiftung der Prozeßkoſtenſicherheit bezw. Nichtablegung des 
Eides ift das Nechtsmittel als zurüdgezogen anzufehen. 8 60, Abf. 3. 

2) 8 472, Abſ. 1. 9) 8 52, Abi. 1 u. 3. Koftenverzeichnis 88 52, 54. 

a) Erfolgt die Zurücknahme der Berufung, bevor noch das Ver⸗ 
fahren durch Vorlage der Prozeßakten an das Berufungsgericht (8 469 
8PO.) bei letzterem anhängig geworben ift, fo ift das Begehren um 
Koftenerfab bei dem Prozeßgerichte erfter Inftanz anzubringen 
und von diefem auch zu erledigen. Bon der Vorlage der Alten an das 
Berufungsgericht ift in diefem Falle ganz abzufehen. (IM. zu 8 484 

D., 8.1. 

&% b) an ee Burädnahme der Berufung ift das Berufungsverfahren 
zu Ende. Die Anfechtbarkeit des Beichluffes, womit nad Burüdnahme 
der Berufung über die Verpflichtung zum Koſtenerſatze entichieden wird, 
ift daher nit nad 8 519 ZRO., fondern nad) 8 514 ZPO. zu be- 
urteilen. Gegen ben Beſchluß des Berufungsgerichtes ift hienach Rekurs 
zuläffig. (IM. zu 8 484 8PD., P. 2.) 

$ 485. Die Verhandlung über die Berufung gegen ein 
Urteil, deifen Ergänzung gemäß 8 423 beantragt wurde, 
kann auf Antrag ausgejegt werden, bis entweder das Er- 
gänzungsurteil ohne Berufung in Rechtskraft erwachſen 
oder auch die Berufung gegen das Ergänzungsurteil an 
das Berufungsgericht gelangt ift. Im Iebteren Falle ift bie 
Verhandlung über beide Berufungen zu verbinden.!) 

Desgleihen kann die Berufungsverhandlung auf Antrag 
bi3 zur Entiheidung über eine begehrte Berichtigung des 
Urteilstatbeſtandes ($ 420) ausgeſetzt werden, fofern die 
geforderte Berichtigung auf die Beurteilung der Berufung 
von Einfluß fein könnte?) 

1) Im Berufungsregifter Bo in ber Spalte für Bemerkungen er- 

fihtlich zu machen. 8243, 8.2, SD. 

2) Der Lauf der Rectömittelfrift wirb durch den Antrag auf Er- 
gänzung ober Tatbeftandsberichtigung nicht beeinflußt. 8 424. 

$ 486. Die mündliche Berufungsverhandlung beginnt 
nad) dem Aufrufe der Sache mit dem Vortragea) eines Mit- 
oliedes des Berufungsfenates als Berichterftatter.) 

Derjelbe hat mit Hilfe der Prozeßakten den Sachverhalt 
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und den bisherigen Gang des Nechtöftreites, ſoweit dies zum 
Berjtändniffe der Berufungsanträge und zur Prüfung der 
Nichtigkeit des angefochtenen Urteile8 und der Berufungs- 
gründe erforderli ijt, dann das Wefentliche der von den 
Barteien im Berufungsverfahren erjtatteten Schriften?) darzu— 
legen und die ſich Daraus ergebenden Streitpunfte zu bezeichnen. 
Der Bortragende darf feine Anficht über die zu fällende Ent- 
icheidung nicht äußern. 

Sodann find die Anträge der Parteien und der durd) 
die Berufung getroffene Teil des erjtrichterlichen Urteiles 
famt den Entiheidungsgründen, und wenn e3 der Bor- 
figende oder der Berufungsfenat für zweckdienlich erachten, 
aud Die bezüglichen Teile des Berhandlungsprotofolles 
eriter Inſtanz durch den Schriftführer vorzulefen. 

Hierauf werden die Parteien mit ihren Borträgen gehört.?) 
Stimmt der Vortrag einer Partei mit dem Inhalte der 
Prozebaften nicht liberein, jo hat der Vorfigende darauf auf- 
merkſam zu madjen.*) 


ı) Über die Veftelung des Berichterſtatters ſiehe 8 122 ED. (bei 


8 262 ZPO.) °) 88 465, 468. 2) Verbot des Ableſens fchriftlicher Auf⸗ 
ſätze 8177, Abſ. 1. *) Prozeßleitung durch den Vorfibenben 88 180, 182. 
. a) Dem Vortrag muß nicht ein fchriftliches Referat zugrunde liegen; 
doc) ift Dies zuläffig. (IM. zu $ 262 ZPO.) 

6487. Der Antrag auf Ublehnung der Zuftändigfeit 
des Berufungsgerichtes Tann im Berufungsverfahren nur in 
dem Falle geitellt werden, wenn das Einfchreiten eines die 
Handels- oder Seegerichtsbarkeit oder die Gerichtsbarkeit 
"in Angelegenheiten de3 Bergbaues ausübenden Berufungs- 
gerichtes!) erwirft oder abgelehnt werden fol. Zur Erwirfung 
des Einfchreitens eines ſolchen Berufungsgerichtes kann diefer 
Antrag nur dann, wenn der im $ 446 bezeichnete Beifab in 
das Urteil eriter Inſtanz aufgenommen wurde, zur Ab- 
lehnung des Einſchreitens eines ſolchen Berufungsgerichtes 
aber nur dann gejtellt werden, wenn dag Urteil erjter 
Snitanz den im 8 446 bezeichneten Beiſatz nicht enthält. 
Auh kann im erjteren alle der Antrag von derjenigen 


8 487. 1. Das Einfchreiten eines die Haändelsgerichtsbar— 
feit ausübenden Berufungsgerihhtes Tann nicht begehrt 
werden, wenn der Beiſatz des 8446 ZPO. erft nad) Zuftellung des 
Urteild auf Antrag des Klägers in die für ihn beſtimmte Urteils» 
a aufgenommen wurde. €. v. 30. Auguft 1898, 3. 9475, 
Sig. 291. * 
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Partei nicht geftellt werden, welche fich gegen die Aufnahme 
eines folchen Beiſatzes in das erftrichterliche Urteil erflärt hat. a) 

Der Antrag auf Ablehnung der YZuftändigfeit des Be— 
rufungsgerichtes ift bei fonftigem Ausichluffe ſogleich nad) 
Beendigung des die Berufungsverhandlung einleitenden Vor⸗ 
trages de3 Berichterftatterd zu jtellen; über diefen Antrag 
iſt Aufſchub vor Aufnahme der Verhandlung über die 
Berufung zu verhandeln und zu entſcheiden.?) 

-Wird dem Antrage auf Ablehnung der BZuftändigfeit 
des Berufungsgerichtes ftattgegeben, jo hat dieſes Gericht 
feine Unzuftändigfeit dur Beſchluß auszufpredhen.?) Nad) 
eingetretener Rectäftaft‘) des Beichlufles ift das Berufungs⸗ 
—— vor dem zuſtändigen Berufungsgerichte fortzuſetzen. 
Dieſes Gericht iſt in einem ſolchen Falle an die hinſichtlich 
der Art der auszuübenden Gerichtsbarkeit gefällte Entſcheidung 
gebunden.) 

Bei Verwerfung des Antrages ift die Berufungsver- 
handlung fogleid) Kuh unehnen und durchzuführen. Die Ent- 
ſcheidung über den Antrag ift in diefem "Falle nicht befonders 
auszufertigen, jondern in die in der Hauptjache ergebende 
Enticheidung des Berufungsgerichtes aufzunehmen.®) 

1) Nur im Verhältnis von Bezirkögericht und Gerichtshof erfter In⸗ 

ftanz. 2) Doc ift, fofern die Alten darüber Aufichluß geben, ſchon im 
Vorverfahren von Amts wegen darauf Rüdficht zu nehmen. 8 41 IZN., 
8 471, 8.1. *) Rekurs. Vergl. 8 519, 8.3. *) Sofern nad) dem Be: 
ſchluſſe des Berufungsgerichtes diefe abzumarten und daher Rekurs zu⸗ 
läſſig iſt. 8519, 8.8, vergl. 8 479, Abſ. 1. °) Anwendungsfall des all⸗ 
gemeinen Grundſatzes in 8 46 IN. °) Analog 8 261, Abſ. 1. — In 
diefem Fall Revifion. 88 261, Abſ. 3, 502, 

a) Im Berufungsverfahren ift eine Erörterung der Frage, ob eine 
Gezirtögerichtliche Nechtsfache zum Gebiete der Handeld:, See» oder Berg: 
gerichtöbarfeit gehört, unbedingt ausgeſchloſſen. Parteien, welche diefen 
befonderen Charakter ihrer Rechtsſache gerichtlich feitgeftellt Haben wollen, 
müffen dies bet fonftigem Ausfchluffe im erfahren erfter Inſtanz er- 
wirken (8 446 BPO.). 

Wird eine nach Vorfchrift des 8 446 8P0. in der Urteilsausfertigung 
als Handels⸗, See⸗- oder Bergrechtsſache bezeichnete Rechtsſache im Be- 
rufungsverfahren dennoch irrtümlich nicht vor den handels- oder berg⸗ 
rechtlichen Senat gebradyt, fo Tann das Einjchreiten eines ſolchen Senates 
mittel8 des Antrages auf Buftändigfeitsablehnung, aber nur von der⸗ 
jenigen Partei verlangt werden, melde mit ber Aufnahme bes Beiſatzes 
nad) 8446 ZPO. in erfter Anftang einverftanden war oder bie Aufnahme 
des Beilabes beantragt hat. 

Wurde eine bezirkögerichtliche Nechtsfache, ohne daß das Urteil erfter 
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Inſtanz den gebachten Beifab Hat, irrtümlich im Berufungsverfahren vor 
ein Handelögericht oder vor einen handels⸗ oder bergredtlichen Senat 
gebracht, fo fann das Einfchreiten des zuftändigen Berufungsgerichtes oder 
Berufungsfenater gleichfalls mittel® des Antrage auf Ablehnung der 
Buftändigfeit erwirkt werden. Zur Mblehnung der Buftänbigfeit ift in 
diefem Falle jede der beiden Parteien berechtigt. (IM. zu 5 487 ZPO.) 
$ 488. Der Berufungsfenat kann nicht bloß die zur 
Unterftüßung oder Belämpfung der Berufungsgründe dienenden 
Beweiſe aufnehmen, fondern, wenn dies behufs Entſcheidung 
über die Berufungsanträge notwendig erſcheint, auch eine 
bereit3 in erfter Inſtanz erfolgte Beweisaufnahme wieder⸗ 
holen oder ergänzen,!) und im erftrichterlichen Verfahren von 
= Parteien erfolglos angebotene?) Beweiſe nachträglich auf- 
nehmen. 

Der Berufungsjenat fann im en Falle, ſowie wenn 
ein Augenfchein ergänzt werden fol, das Beweisverfahren 
nad) den für dasſelbe in erſter Inſtanz geltenden Vorfchriften 
jelbft durchführen oder die Beiveiöcufnahme dur einen 
beauftragten oder erjuchten Richter vornehmen laffen.°) 

Wurde in eriter Inſtanz ein Sachverftändigenbemeis 
geführt, jo kann der Berufungsſenat denfelben unter Be- 
jtelung anderer Sadjverftändiger neuerlich vornehmen Taflen. 

3) Insbeſondere wegen Widerſpruch gegen Feſtſtellungen im Protokoll, 

im Beweisbeichluffe oder Tatbeftanb 8 498, Abſ. 2. — Wiederholung und 
Ergänzung der Beweisaufnahme, insbeſondere der Beugenbeweife, haben 
vor dem Berufungsgericht zu erfolgen, neue Beweife, Wiederholung und 
Ergänzung des Augenfcheines Tann das Berufungsgericht durch einen be= 
auftragten oder erfuchten Richter, allenfalls durch den erflen Richter, vor⸗ 
nehmen lafjen, oder auch felbit aufnehmen. 

2) 8 417, Abſ. 3. 

3) Über die Art der Aftenvorlage fiehe $ 205 GO. bei 8 469. 


$ 489. Wurde eine Partei in erfter Snftanz unter 
Eid einvernommen,!) fo kann über dieſelbe Tatfache die eidliche 


8 488. 1. Die Vernehmung der allein anwefenden 
Partei begründet einen der erihöpfenden Erörterung und gründ- 
lien Beurteilung hinderlichen Mangel des Berufungsperfahreng, 
wenn der Gegner nicht zu eigenen Handen und mit Angabe bes 
Zweckes ſeines perfönlichen Erjcheinens geladen wurde €. v. 
20. Juni 1900, 3. 3322, Sig. 1060. 

8 489, 1. Die Ergebniife einer im Berufungsperfahren wie- 
berholten oder ergänzten Parteivernehmung unterliegen 
ber freien Würdigung des Berufungsgerichtes. E. v. 7. Septem- 
ber 1899, 3. 13034, Sig. 698. | 
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Abhörung der Gegenfeite vom Berufungsgerihte nit an- 
geordnet werden. 

Wird vom Berufungsfenate die neuerlihe eidlihe Ein- 
bernehmung einer bereit3 in erjter Inſtanz eidlich abgehörten 
Partei angeordnet, jo iſt diefelbe unter Erinnerung an den 
in eriter Inſtanz abgelegten Eid?) zu vernehmen. 

Das Berufungsgeriht Tann die eidlihe Vernehmung 
einer Partei, welche in eriter Inſtanz die Vernehmung oder 
die eidliche Ausfage verweigert hat,?) nur dann anordnen, 
wenn e3 die Überzeugung gewonnen hat, daß die Partei 
Ben Gründe hatte, die Vernehmung zu verweigern, 
und daß dieſe Gründe jeither weggefallen jind. 

1) 8 377. ®) Protofollieren 8 377, Abf.3. ®) 8 381. 


F 490. Das Berufungsgericht hat auf Antraga) nod) 
vor Enticheidung über die Berufung durch Beſchluß aus- 
zuiprechen, inwieweit das Urteil der unteren Inſtanz als 
nicht angefochten zur Erefution geeignet iſt. Gegen Dielen 
Beſchluß iſt ein abgefondertes Rechtsmittel nit zuläffig.") 

1) Ausnahme von 8 519, wonach Rekurs ganz audgefchloffen wäre. 

a) Einen berufungsgerihtliden Ausſpruch darüber zu er- 
wirken, inwieweit das Urteil der unteren Inftanz als nicht angefochten 
zur Erefution greignet ift, wird nur dann Anlaß fein, wenn im Laufe 
bes Berufungsverfahrend eine Einfchränfung der Berufungsanträge er- 
folgte oder wenn über den Umfang der Berufungsanträge oder über bie 
Grenzen, in melden durch die Berufung die Bolftredbarkeit des ange- 
fochtenen Urteile gehemmt ift (8 466 8PO.), Biveifel obmwalten, und 
namentlich dann, wenn das Vrozeßgericht erjter Inſtanz (8 13 ED.) biefe 
Zweifel nicht ſelbſt enticheiden kann, weil ihm die Berufungsfchrift und 
die Prozeßakten nicht mehr vorliegen. 

Über den Antrag ift ohne Auffchub, fobald er geftellt wird, in jedem 
Stadium bes Berufungsverfahrens und, wenn ber Antrag ſchon in ber 
Berufungsſchrift geftellt wurde, in der etwa ftattfindenden nicht öffentlichen 
Sigung zu entfcheiben. 5 

Der Beſchluß ift befonderd auszufertigen und von der Partei bei 
Anbringung des Erefutiongantrages, für welchen fie die Feftftellung ber 
Grenzen ber Bollftredbarkeit benötigte, dem zur Exekutionsbewilligung 
berufenen Gerichte vorzulegen. (IM. zu 8 490 BPO., P. 1.) 

Soweit das erftrichterliche Urteil nicht angefochten ift und fein Anlaß 
borliegt, den oberwähnten berufungsgerichtlihen Ausſpruch über bie 
Grenzen der Exekutionsfähigkeit zu erwirken, Tann fchon während bes 
Berufungsverfahrens beim Gerichte erfter Inftanz Exekution beantragt 
werden. (IM. zu 8 490 8PO., B. 2.) 

Gleich dem berufungsgerichtlichen Ausfpruhe Tann mährend bes 
Reviſionsverfahrens ein Ausfprud) des Revifionsgerichtes über die Voll⸗ 
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ftredbarkeit des Urteiled erwirkt werden (8513 ZPO.) (IM. zu 8 490 
8PO., P. 3.) 

$ 491. Im Falle des Ausbleibens!) einer oder beider 
Parteien ift über die Berufung dennoch zu verhandeln und 
mit Berüdfichtigung des in der Berufungsiährift?) und einem 
etwa überreichten vworbereitenden Shritiae ($ 468) Bor- 
gebrachten zu enticheiden. Ob ein neues Vorbringen ($ 482, 
Abſatz 2) als zugeftanden oder als bejtritten anzuſehen jei, 
hat das Berufungs eriht unter VBerüdfichtigung des Tat- 
beitandes des Gnaelochienen Urteile3?) und aller fonitigen 
Prozeßakten eriter und zweiter Inſtanz zu enticheiden *) 

1) 8 133, ober der Entiernung 8 198, Abi. 4. 2) 8 467. 2) 88 417, 

B.4, 45. *)8 267; wobei auch Widerſprüche gegen Protokoll, Tat: 
beftand und Feitftelungen in einem Beweisbeſchluſſe zu würdigen find; 
8 498, Abf. 2. 

6 492. Die Parteien können auf die Anordnung einer 
Tagſatzung zur mündlidien Verhandlung über die Berufung 
verzichten.) Der Verzicht iſt wirkſam, wenn er von den 
Barteien in der Berufungsichrift oder durd) einen dem 
Prozeßgerichte erſter Inſtanz oder dem Berufungsgerichte über- 
reichten Schriftfag?) ausdrüdlich erklärt wurde.a) In diefem 
Galle kann die WBerufungsfchriftd) auch Rechtsausführungen 


8 492. 1. Zede der Parteien kann für fih auf die 
Berufungsperhandlung verzichten; der Verzicht wird jedoch erſt 
wirkſam, wenn ihn beide Streitteile erflären. €. v. 25. Februar 
1902, 3. 2570, 38. 1902:25. 

2. Auf die in der Berufungsfchrift enthaltenen Rechtsausfüh⸗ 
rungen und Darlegungen über Tatjachen und Beweiſe kann bei 
beiderfeitigem Berzichte mit gleichen Ausführungen und Darlegungen 
der Berufungsbeantwortung ermwidert werden. E. v. 2. Au⸗ 
guft 1898, 3. 10861, Sig. 270. 

3. Der Partei, die auf den vom Gegner en Verzicht 
nicht eingeht, find im Falle des Obſiegens die Koften der nad 
der Sadlage entbebrlihen Berufungsperbandlung nicht 
zu erfegen. E. vd. 20. Februar 1899, 3.7, 338. 1899 : 13; 
11. Jänner 1899, 3.17994, Sig. 454 (7. November 1899, 3. 15935, 
Gaz. 1900:3?). 

4. Dem Berufungsgegner, der auf bie Anordnung der Be- 
rufungspverhandlung einjeitig verzichtet und zu dieſer nicht 
ericheint, find bei Verwerfung der Berufung die Koften feiner 
nur NRechtsausführungen enthaltenden Berufungsbeantwor- 
tung zu erjfegen. E. v. 27. Sebruar 1902, 3. 2418, GH. 1902:43; 
25. Februar 1902, 3. 2570, FB. 1902:25; 4. Februar 1902, 
3. 1015, ©$. 1903:3; 20. Februar 1899, 3.7, 2.1899 : 13. 
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und Darlegungen über Tatfachen und Beweije ($ 78, letzter 
Abſatz) enthalten. 

Die Enticheidung über die Berufung erfolgt dann in 
nichtöffentlicher Sitzung ohne vorhergehende mündliche Berhand- 
Yung?) Das Gericht kann jedoch, wenn dies im einzelnen Falle 
erforderlich erjcheint, eine mündliche Verhandlung anordnen.) 

1) Berzichtet nur "eine Partei, fo muß mündliche Verhandlung an= 
geordnet werben. 2) 8468. Oder befonberer Schriftiag 8 74. °) Ein 
tragung des Ergebnifles in das Berufungsregifter. 8 243, 8.4, GO. 
) Dagegen fein Rekurs. 8 519. 

a) Der Berufungdgegner, der durch Mitfertigung der Berufungs- 
ſchrift oder durch eine der Berufungichrift beigefeßte Zuftimmungs- 
erflärung auf die Anordnung einer mündlichen Verhandlung über bie 
Berufung verzichtet, kann nichtsdeſtoweniger einen vorbereitenden Schrift- 
fat nad) 8 468, Abi. 2, ZPO. überreichen. Die darin vorgebrachten Um⸗ 
ftände und Beweiſe können vom Berufungsgerichte entweder bei der nicht 
Öffentlichen Beratung über die Berufung benüst werden oder dem Be⸗ 
rufungsgerihte Anlaß geben, ungeadjtet des Berzichtes eine mündliche 
Verhandlung anzuordnen. (IM. zu 8 492 ZRO., P. 1.) 

d) Erfolgt der Verzicht auf die mündliche Berufungsverhandlung erft 
nad Überreihung der Berufungsſchrift, fo Tann nicht deshalb 
eine nachträgliche Ergänzung der Berufunggichrift durch Rechtsauss 
führungen angeordnet oder geitattet werden. (IM. zu 8 492 ZPO.,P.2). 

$ 493. In das Protokoll über die mündliche Berufungs- 
verhandlung it der Inhalt des tatfächlichen Vorbringens 
und der Beweisanbietungen der Parteien nur inſoweit auf- 
zunehmen, als derjelde von den Angaben der eritrichter- 
lihen Prozeßakten über den Ve abweicht.?) 


Wenn die mündliche Berufungsverhandlung bei einer - - 


Tagſatzung durchgeführt und zum Abſchluſſe gebracht wird, 
fann die Daritelung des auf den Sachverhalt 19 beziehenden 
Parteienvorbringend dem Urteilstatbeitande (8 417, 3. 4) 
vorbehalten werden.?) Im Berhandlungsprotofolle find dann 
nur die in 88 207 und 208 bezeichneten Umstände und Er- 
Härungen zu beurfunden.a) Anträge auf Berichtigung der in 
den Ürteilstatbeftand aufgenommenen Angaben über das 
tatfächlihe oder Beweisporbringen der Parteien find binnen 
acht Tagen nad) Zuftellung des Urteiles beim Berufungs- 
gerichte zu ftellen. ($ 420).3) 
») Analog 8 210, Abſ. 1. ?) Ebenfo im Verfahren vor Bezirks⸗ 
gerichten. 8 445. ?) Vergl. 445, Abi. 2. 
a) Tas Protokoll über die mündliche Berufungsverhandlung ift in 
gleicher Weiſe wie das Berhandlungsprotofoll erfter Inſtanz von ben 
Parteien zu unterichreiben. (JM. zu $ 498 ZPO.) s 
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6 494. Überzeugt ſich das Gericht aus Anlaß einer 
Berufungsverhandlung, daß das angefochtene Urteil!) oder 
das Berlabren in eriter Inſtanz an einer bisher unbeachtet 
gebliebenen Nichtigkeit leide, jo ilt, fofern nicht ein dur) aus» 
drüdtiche oder jtillichweigende Genehmigung befeitigter Mangel 
der Vertretung (8 477, 3.5) vorliegt, im Sinne der 88 477 
und 478 vorzugehen, wenn auch die Nichtigfeit von feiner 
der Parteien geltend gemacht wurde?) 

1) Und zwar eben ber angefochtene Teil des Urteile. $ 462, Abf. 1. 

?) Wenn eine weitere Verhandlung notwendig ift, Zurückverweiſung 
an die erfte Inftanz durch Beſchluß. 88 478, Abſ. 2, 499, Abf. 1. — 
Rekurs 8 519, 3. 2. — Sonft Zurüdweifung der Klage. 8 478, Abf. 1. 
— Eintragung in das Berufungsregifter. 8 243, 3. 9, GO. 

6 495. Werden die im 8471, 3. 29) und 3,2) bezeichneten 
Mängel erit bei der mündlichen Verhandlung wahrgenommen 
und verfagt der anmwejende Gegner de3 Berufungswerbers zu 
einer Verbefferunga) der Berufungafhrift (8 471, 8. 3) feine 
Zuftimmung, fo ijt die Berufung durch Beichluß?) zurüd- 
zumeifen. 

3) Unzuläffigfeit und Verfpätung der Berufung. 

2) Mangel der Bezeichnung des Urteile3 und der VBerufungsgrünbe. 

s) Rekurs 8 519, 3.1. — Eintragung in das Berufungsregifter. 
8 248, 8. 9, GO. 

a) Die Berbeiierung ber Berufungsichrift Tann bei der mündlichen 
Berufungsverhandlung dadurch gefchehen, daß die in 8 471, 3. 3, 8PO. 
geforderten Angaben in das bei Gericht befindliche Exemplar der Ve⸗ 
rufungsſchrift eingefügt werden, oder in der Weife, daß der Berufungs- 
werber ſich über das angefochtene Urteil, den Berufungdantrag und die 
Berufungsgründe in der münblichen Verhandlung felbft zum Berhand- 
lungeprototoll erffärt. In beiden Fällen muß die BZuftimmung des 
Gegners durch das Verhandlungsprotokoll beurkundet werden. (IM. zu 
8 495 BRD.) 

6 496. Die Sade ift vom Berufungsgerichte an das 

Prozeßgericht erfter Inſtanz zur Verhandlung und Urteils» 


8 494. 1. Muß die Berufung wegen Mängeln des Ur- 
teil3 oder der Berufungsſchriften verworfen werden, jo 
ift das Vorhandenſein anderer Nichtigkeiten nicht mehr zu erörtern. 
E. v. 28. November 1899, 3. 16656, Slg. 768. 

8 496. 1. In dem Zurückverweiſungsbeſchluſſe ift die recht⸗ 
le Beurteilung mitzuteilen, von ber fi das Berufungs- 

ericht bei feiner Entſcheidung leiten ließ. E. v. 12. Mai 1899, 3.7311, 
az. 1899:9. 
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fällung zurückzuweiſen,Ya) wenn, ohne daß dadurch eine Nichtig- 
feit?) begründet wäre: 

1; Die Sachanträge durch das angefochtene Endurteit?) 
nit vollſtändig erledigt wurden; *) 

2. das Verfahren erfter Inſtanz an wefentlichen Mängeln 
leidet, welche eine erfchöpfende Erörterung und gründliche Be- 
urteilung der Streitſache verhinderten; 

3. nach Inhalt der Prozeßakten dein Berufungsgerichte 
erheblich fcheinende Tatſachen in erjter Inſtanz gar nicht 
erörtert wurden. 

Das Verfahren vor dem Prozeßgerichte Hat fi im Falle 
der 8. 1 auf die unerledigt gebliebenen Anjprühe und An— 
träge,b) im Falle der 3.2 auf die dur den Mangel be- 
— Teile des erſtrichterlichen Verfahrens und Urteiles 
zu beichränfen.c) 

Statt der Zurücdweifung kann ®) das Berufungsgericht, und 

war erforderlihen Falles nad) Ergänzung der in erſter In— 

* gepflogenen Verhandlung ,®) durch Urteil in der Sache 
jelbjt erfennen, wenn entweder beide Parteien übereinitimmend 
darauf antragen oder dies nach Ermefjen des Gerichtes ge- 
eignet erjcheint, die Erledigung zu beichleunigen oder einen 
erheblichen Koftenaufiwand zu vermeiden.d) 

2) Durch Beſchluß. 8 499. — Rekurs. 8519, 8. 3. — Eintragung 
in das Berufungsregifter. 8 243, 8. 8, GO. 

2) 8 477. 

3) Oder Ergänzungsurteil der erſten Inſtanz. 8 428. 

4) Entgegen 8 404, Abſ. 1. 

s) Im Sale der Zurüdmweifung wegen Nichtigkeit, 8 478, Abſ. 4, 
muß das Berufungsgericht, wenn die Parteien dies beantragen, felbft 
entfcheiben. 

6, Bor dem Berufungsgerichte. — Eintragung in das Berufungs- 
tegifter. 8 243, 3. 11, GO. 

a) Auf die im 8 496, 8. 1-3, 8PO. aufgeführten Gebrechen ift, 
wenn diefelden von dem Berufungswerber nicht geltend gemacht wurden, 
von Amts wegen feine Rüdficht zu nehmen. (Eiche Gutachten bes 
Oberften Gerihtshofes zu $ 462 ZRO., P. 1.) 

db) Das Gericht eriter Inftanz, das infolge der Berufungsentſcheidung 
über unerfedigt gebliebene Sachanträge zu entjcheiden hat (8 496, 8. 1, 
ZPO.) hat nur über diefe unerlebigten Sadjanträge, je nad Beſchaffen⸗ 
beit des Falles ein Enburteil oder ein Teilurteil zu fällen. In dieſem 
wird das frühere, in demſelben Prozeſſe bereits gefällte Urteil, und zwar 


2. Zurüdverweifung von Amt3 wegen? E.v. 19. Dezember 
1901, 3. 15098, Gaz. 1902:4; 21. April 1899, 3. 12990, GH. 
1899:32. — Bgl. ZPO. 8 467, Nr. 2. 
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im Urteilstatbeftande, zu erwähnen fein; das frühere Urteil bleibt auch 
formell aufrecht und wird für ſich rechtskräftig und vollitredbar. 

An analoger Weiſe ift vorzugehen, wenn infolge ber in 8 496, 8. 2 
und 8, 8PO. angeführten Mängel das erjtrichterliche Urteil nur in An⸗ 
fehung einzelner Sadjanträge oder Anſprüche aufgehoben wurde. (FM. zu 
8 496 8PO., P. 1.) 

c) Die Tragweite ber in 8 496, 8. 2 und 3, 8PO. angegebenen 
Mängel des Berfahrens erfter Inftanz kann eine verfchiedene fein. Er⸗ 
ftreden fih die Rüdwirkungen des Mangels auf alle Teile des erftrichter: 
lichen Urteiles oder Täßt ſich Iehteres überhaupt nicht teilen, fo muß das 
Borhandenfein eines biefer Mängel die Aufhebung des ganzen Urteiles 
nach fi) ziehen. Das gilt insbeſondere aud) für den Fall, ald zwar nur 
ein Teil des erjtrichterlichen Verfahrens an weſentlichen Mängeln der in 
8 496, 8. 2, 8PO. bezeichneten Art Teidet, im Urteile aber die auf 
diefen Teil des Verfahrens gegründeten richterlidhen Feſtſtellungen und 
Entfcheidungen und die Einflüffe, die gerade dieſer Teil des Verfahrens 
auf die richterliche Beurteilung geäußert hat, ſich von dem übrigen nicht 
fondern laſſen. Wo eine folhe Sonderung möglich ift, wird fi) dagegen 
die Aufhebung des Urteiles auf die vom Mangel nachweislich betroffenen 
Zeile bes angefochtenen Urteile zu beſchränken haben. (IM, zu S$ 496 
8PO., P. 2.) 

d) Für die neue Verhandlung vor dem Berufungsgerichte gelten die 
Vorſchriften über die mündliche Verhandlung im Verfahren vor den Ge— 
richtshöfen erjter Inſtanz und nicht die Beſtimmungen über die Be- 
rufungsverhandlung. (Siehe Gutachten des DOberften Gerichts⸗ 
hofe3 zu 88 478 und 496 8PO., P. 1, und IM. zu 88 478 und 496 
8PO., PB. 2, bei 8 478). 

6 497. Sofern nicht die Beftimmungen der 88 494, 

495 und 496 zur Anwendung fommen,!) erfennt das Berufungs⸗ 
gericht durch Urteil in der Sache felbit. 

Seine Entiheidung hat alle einen zuerfannten oder ab- 
erfannten Anſpruch betreffenden Streitpunfte zu umfafjen, 
welche in Gemäßheit der Berufungsanträge?) eine Erörterung 
und Beurteilung in zweiter Inſtanz erfordern.?) 

Das erjtrichterlihe Urteil darf nur fomweit abgeändert 
werden, al3 eine Abänderung beantragt ift.Y)a) 

) Behebung des Urteiles durch Beſchluß wegen Nidjtigfeit, Zurück⸗ 
weifung der Berufung wegen formellee Mängel, oder Zurückweiſung der 
Sache an die erfte Inſtanz. A 

2) 8 467, 8. 3. In Betreff Anderung der Berufungsanträge fiehe 
8 483. 

8) Entſcheidung über die Koften des vorangegangenen und bes Rechts⸗ 
mittelverfahrens 8 50. 

*) Ebenſo 8 462, Abſ. 1. 

a) Über einen Rekurs, der gegen ein von der anderen Geite mit 
Berufung angefochtenes Urteil erhoben wird ($ 55 8PO.) ift nicht ab- 
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gefonbert, fondern in Verbindung mit der Berufung zu enticheiden (dgl. 
8 208 GO.). Falls nicht auch die WBerufungsentfcheidung mittel3 Be⸗ 
ſchluſſes erfolgt, ift die Entfcheidung über den Rekurs in das Urteil des 
VBerufung?gerichtes einzufügen. (IM. zu 8 497 BED.) 

6 498. Das Berufungsgericht hat feiner Entfcheidung die 
in den erſtrichterlichen Prozeßakten und im Urteile der erjten In⸗ 
ſtanz feitgeftellten, durd) Diegeltend gemachten Berufungsgründe!) 
nicht berührten Ergebniffe der Verhandlung und Beweisführung 
zu runde zu legen, joweit diefelben nicht durch die Berufungs- 
verhandlung jelbjt eine Berichtigung erfahren haben. 

Welche Bedeutung dem Widerfpruche beizumefjen ift, der 
gegen einzelne Feititelungen eines Protofolles erfter Inſtanz?) 
oder gegen die in der Ausfertigung eines Beiveisbeihfuffes 
oder im Urteilstatbeitande enthaltenen Angaben über tat- 
lählihes und Bemweisvorbringen (88 444, 445) rechtzeitig er- 
hoben wurde, hat das Berufungsgericht, nötigenfalls nach 
mündliher Verhandlung über die vom Widerſpruche be= 
troffenen Feititellungen und Angaben ($ 488), unter forg- 
fältiger Würdigung der Ergebnifte des Berufungsverfahrens 
und aller fonftigen Umftände zu beurteilen.®) 

2) 88.467, 8.3, 483, Abſ. 1 u. 2. ?) 88 212, 343, Abſ. 3. 2) 8 272. 

6499. Die Zurücdverweifung der Rechtsſache an das 
Prozepgericht erjter Inſtanz geichieht in den Fällen der 88 494) 
und 496°) mittels Beichluffes.?) 

Das Geriht, an welches eine Rechtsfadhe infolge Be- 
ichluffes des Berufungsgerichtes zu gänzlicher oder teilweiſer 
neuer Verhandlung oder Entfcheidung oder zur Durchführung 
des Berufungsverfahrens ($ 487) gelangt, ift Hiebei an die 
rechtliche Beurteilung gebunden,a) von welcher das Berufungs- 
gericht bei feinem Beſchluſſe ausgegangen ilt. 

In Bezug auf die Einleitung der neuen Verhandlung 
hat die Vorſchrift des 8 479%) zur Anwendung zu fommen. 

Das Gleiche gilt, wenn das Berufungsgericht das Urteil, 
durch welches eine Wiederaufnahmsklage als unzuläflig er- 
fannt wurde, abändert und die Verhandlung in eriter Sn» 
tanz auf die Frage der Zuläffigkeit der Wiederaufnahme des 
Berfahrens beichränft war.?) 


8 498. 1. Der Ausſpruch des erften Richters, daß 
eine Schenkung ermwiefen fei, kann nicht vom Berufungs- 
gerichte infolge anderer Würdigung der in cerfter Inſtanz aufs 
genommenen Beweife abgeändert werden. €. v. 7. September 
1899, 3. 9806, Präv. 1901: ©. 319. 


Berufungsentſcheidung. 499 


1) Nichtigkeit des Urteiles ober bes Verfahrens. 

2) Nichterledigung der Anträge, weſentliche Mängel des Verfahrens 
in erſter Inftanz, Mangelbaftigleit der Tatfadjenerörterungen. 

2) Rekurs 8 519, 8. 2 u. 3. 

*) Anberaumung der Berhandlung vor dem erften Richter von Amts 
wegen, eventuell erſt nad) Eintritt der Rechtskraft des Beſchluſſes des Be⸗ 
rufungsgerichtes. 

5) Der Abſatz ift infolge der am 8 548 vom Ausfchufle vorgenoms 
menen Änderung (Entſcheidung durch Beſchluß) teilmeife gegenſtandslos 
geworden; er bezieht ſich nur mehr auf den Fall, daß die Wiederauf⸗ 
nahmsklage aus meritoriſchen Gründen abgewieſen wurde. 8 541. 

a) Siehe einen Anwendungsfall in IM. zu 8 475 8PO., P. 8. 


6500. Das Urteil oder der Beſchluß des Berufungs⸗ 
gerichtes, wodurch Die Berufung erledigt wird, iſt den Par— 
teien stets in ſchriftlicher Ausfertigung?) zuguftellen. 

Bei Daritelung des ZTatbeitandes im Urteile des Be— 
rufungsgerichtes ift eine Bezugnahme auf das erftrichterliche 
Urteil nicht ausgeichloffen. 

1) 88 416, 417. 

6 501. In Bagatellfachen!) kann das erftrichterliche Ur- 
teil nur wegen der im 8 477, 8.1 bis 7, aufgezählten 
Nichtigfeiten mittel3 Berufung?) angefochten werben. Q) 

1) 8 448. 2) Ein Relurs gegen ba3 Urteil im Koſtenpunkte (8 55 
8PO.) ift ausgeſchloſſen. 8 517. 

8 148, Abſ. 2, GO.: Über Berufungen, die gegen ein Urteil in 
Bagatelfachen wegen einer der im 8 477, 8. 1-7, ZPO. angegebenen 
Richtigleiten erhoben werben, muß innerhalb acht Tagen nad) Einlangen 
der Berufung bei der Rechtsmittelinſtanz entichieben werben. Eine Ber: 
längerung biefer Frift ift nur flatthaft, wenn zur Feſtſtellung der Nichtig- 
teit von den Parteien oder vom Gerichte erfter Inftanz Aufllärungen 
gegeben werden müſſen oder andere vorgängige Erhebungen erforderlich 
find, die innerhalb diefer Frift nicht bewirft oder vollendet werden können. 

a) Zur Widerlegung der angegebenen Nichtigkeitsgründe kann ber 
VBerufungsgegner neues tatfächliched oder Beweisvorbringen befanntgeben. 
Diefes Vorbringen kann vom Berufungsgerichte im Vorverfahren zur 
Feſtſtellung der Nichtigleitsgründe benüßgt iverben (8 473 8PO.). (Siehe 
IM. zu 8 468 8PO., B. 3.) 


8501. 1. Rekurs gegen Urteile in Bagatellfahen 
wegen des Ausfpruches Nr die — iſt unzuläſſig. 
PE. dv. 6. Juni 1899, 3. 840, J. B. 141, Sie. 6 

2. Das Urteil, das zugleich eine Bagatelfache Es eine Rechts⸗ 
face de3 ordentlichen bezirt3gerihtlihen Verfahrens 
entjcheidet, kann in me der Bagatellſache nur wegen der 
Nichtigkeiten des 8 477 bis 7, ZPO. — werden. 
E. v. 5. November 1901, 3. 14832, Ref. 1902: 


— 


| 
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Bweiter Abſchnitt. 


Nevifion. 
Zuläſſigkeit. 

6 502. Gegen die Urteile der Berufungsgerichte findet 
die Revifion ftatt.!) 
- Sn Bagatellfadhden?) iſt gegen die Enticheidung des Be— 
rufungsgerichtes ein weiterer Rechtszug unzuläjlig. 

1) Rekurs Hinfichtlich ber Koftenentfcheidung. $ 58. 

9) 88 448, 501. 

6 503. Die Revifion kann nur aus einem der folgenden 
Gründe begehrt werden: 

1. weil da3 Urteil des Berufungsgerichtes wegen eines 
der im 8477 bezeichneten Mängel nichtig iſt; 


8 502. 1. Die Reviſion gegen eine Entjcheidung des Be— 
rufungsgerichtes, der irrtümlich die Form des Urteil ge- 
geben wurde, ift als Rekurs zu würdigen. €. v. 28. November 
1899, 3. 16656, Sig. 768. 

2. Die berufungsgerihtlie Entſcheidung in Ba- 
gatellſachen tft unanfechtbar, wenngleich in erfter Inſtanz irr⸗ 
tümlich ftatt des Bagatellverfahrens das ordentliche bezirfögericht- 
lihe Verfahren angewendet wurde. E. v. 5. November 1901, 
3. 15184, 38. 1902 : 64. | ' 

8 508. 1. Unrichtige Berteilung der Bemweislaft 
fann den Revifiondgrund der unrichtigen rechtlichen Beutteilung der 
Sache, nicht aber den der Nichtigleit bes Urteil$ begründen. €. v. 
30. Auguft 1898, 3. 9475, Sie. 291. 

2. Der Revifiondgrund des mangelhaften Berufungsverfahrens 
ift vorhanden; 

wenn es da3 Berufungsgericht nach angeordneter Verneh- 
mung der Parteien unterlaffen bat, die bei der Verhandlung 
nicht anweſende Partei zur Vernehmung zu laden. E. 0.20. Juni 
1900, 3. 3322, Sig. 1060; 

wenn da8 Berufungsgericht es abgelehnt Hat, über die Ein- 
mwendungen gegen den Zatbeftand eines bezicksgerichtlichen 
Urteils zu enticheiden. E. v. 24. September 1901, 3. 10788, ZB. 
1901 : 483; 

wenn fich die vom Berufungsgerichte befchloffene Wieder» 
bolung des Beweiſes durch Busen auf Berlefung der Zeus 
genausfagen aus dem Bernehmungsprotofolle erfter Inſtanz bes 
ihräntt. €. v. 6. März 1901, 3. 17136, amtl. ©. 395; 

wenn da8 Berufungsgericht nur aus den Alten eines ber- 
waltungsbehördlichen Strafverfahrend Tatſachen feftge- 
ftellt, die von den Parteien hinfichtlich diefer Tatfachen angebotenen 
Beweiſe aber unbeachtet gelaffen hat. E. v. 31. Dezember 1901, 
3. 10641, amtl. &. 511. ne 





Neviſion: Zulaͤſſigkeit. 501 


2. weil das Berufungsverfahren an einem Mangel leidet, 
welcher, ohne die Nichtigkeit zu bewirken, eine erichöpfende 


3. Daß der Vorjigende bei der Berufungsdverhandlung 
unvermutete und unborbereitete Fragen ftellte, begründet nicht 
den Revifionsgrund des mangelhaften Berufungsverfahrend, €. 
v. 24. Jänner 1899, 3. 441, Sig. 482; 

ebenfowenig die Ablehnung des Antrages, die Verhandlung 
zum Zwecke der perjönliden Vernehmung einer Partei zu ver- 
tagen, die trog Aufforderung zum perjünliden Erfcheinen der 
Verhandlung fernblieb. E. v. 15. Mai 1900, 3. 860, Przeg. 
1901: ©. 705 

oder die Ablehnung des Antrages auf Wiederholung der 
Parteivernehmung, wenn die erftrichterliche Beweiswürdigung 
zutreffend erſcheint. E. dv. 20. Juni 1899, 3. 7685, Sig. 651. 
4. Wegen eine Mangels des Verfahren erfter In» 
ftanz, der im Berufungsverfahren nicht geltend gemacht wurde, 
fann nicht Revifion a werden. E. v. 8. November 1900, 
3. 7124, Przeg. 1901: ©. 67. 

5. Der Revifiondgrund aftenwidriger tatſächlicher Voraus— 
fegungen ift vorhanden, wenn das Berufungsgericht bei unverän- 
dertem Tatbeftande betreffs der Ergebnifjeder Beweisführung 
vom Gerichte erfter Inſtanz abweicht. E. v. 13. Juli 1900, 
3. 9628, G3. 1902:5; 30. Juni 1899, 3. 6810, Sig. 661; 

die Zulaffung von Beweijen über unftatthaftes neues 
Borbringen im Berufungsverfahren kann dagegen den Revifions- 
grumd aftenwidriger tatfächlicher Vorausſetzungen nicht begründen. 
€. vd. 1. Februar 1900, 3. 531, GH. 1902 : 42. 

6. Die Entfcheidung der Frage, ob ein Vertrag ernftlich ge⸗ 
meint oder nur ein Scheingejhäft war, kann je nad) der Pro- 
zeßlage wegen aktenwidriger tatfächlicher Voransfegungen oder wegen 
unrichtiger rechtliher Beurteilung der Sache angefochten werben. 
E. v. 30. April 1902, 3. 3072, ZB. 1902:38; 23. Mai 1901, 
3. 3916, amtl. S. 455; 7. uni 1900, 3. 7774, Sig. 1037; 

Nihtberüdiihtigung einer geltend gemanten 
Gegenforderung ift au dem Grunde der unrichtigen rechtlichen 
Beurteilung und nicht aus dem de3 mangelhaften Berufungsver- 
I anzufechten. ©. v. 3. Mai 1901, 3. 1626, Przeg. 1903: 

. 48 


7. Der Revifionsgrund der unrichtigen rechtlichen Beurteilung 
der Sache tft nur bei unrihtiger Beurteilung in materiell- 
rechtlicher Beziehung gegeben; zur Bekämpfung einer unrich- 
tigen Anwendung der Prozeßgefeße dienen die Revifionsgründe der 
Nichtigkeit oder des mangelhaften Berufungsverfahrens. E. v. 12. Mai 
1899, 3. 5114, Sig. 610; 23. Februar 1899, 3. 648, Sig. 526. 

8. Daher kann die Entfcheidung des Berufungsgerichtes über 
die Einrede der Unzuftändigleit oder der entſchiedenen 
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Erörterung und gründlihe Beurteilung der Streitfadhe zu 
hindern!) geeignet war; 


3. weil dem Urteile des Berufungsgeridhtes in einem 
mejentlihen Punkte eine tatfächliche Borausfegung zu Grunde 
elegt aan. welche mit den Prozeßakten erjter oder zweiter 
njtanz im Widerſpruche jteht; 
4. weil das Urteil des —— auf einer 
unrichtigen rechtlichen Beurteilung der Sache beruht. 


2) Bergl. 8 496, 3. 2. 


504. Das Revifionsgericht überprüft das Urteil des 
Berufungsgerichtes innerhalb der Grenzen der im Reviſions⸗ 
verfahren geitellten Anträge.?) 


Neue?) tatfächliche Behauptungen oder Beweiſe können in 
der Revifionsinitang nur zur Unterftügung oder Belämpfung 
der Behauptung vorgebradht werden, daß das Urteil des 
Berufungsgerichtes wegen eines der im 8 477 bezeichneten 
Mängel nichtig fei, oder daß das Berufungsverfahren an einem 
Mangel leide, welcher die erfchöpfende Erörterung und gründ- 
liche Beurteilung der Streitiache zu hindern vermodhte.?) 


1) 8 606, 8. 2. 2) ®ergl. 8 482, Abf. 2. *) 8508, 8. 2. — Über 
dies muß das neue Vorbringen in der Revifionzichrift enthalten fein 
8 606, 8. 3. 


Streitſache, jofern nicht eine Nichtigkeit-vorliegt, mittel3 Revifion 
überhaupt nicht angefochten werden. €. v. 24. Jänner 1899, 
3. 18022, Sig. 480; 

ferner ift eine Anfehtung der Beweiswürdigung 
(wegen unterlaffener eidlicher Vernehmung ber Parteien) ausge⸗ 
ſchloſſen. €. v. 20. Juni 1900, 3. 8698, Sig. 1063; 

die Entjcheidung der Frage, welcher Partei mehr Glaub- 
würdigfeit beizumefjen fei, kann gleichfall8 nicht mittels des 
Revifionsgrundes der unrichtigen rechtlichen Beurteilung angefochten 
werden. &. v. 23. Oftober 1901, 3. 11858, ©$. 1902:11; 


ob der Gegenbemeis gegen eine gefegliche Vermutung er- 
bracht ift, betrifft auch nicht die rechtliche Beurteilung der Streit. 
fade. €. v. 14. Februar 1900, 3. 1773, Sig. 888. 


9. Ob ein Berfäumungsurteil auf unrichtiger rechtlicher 
Beurteilung berubt, ift auf Grundlage des nicht durch vorliegende 
Beweiſe widerlegten tatjächliden Vorbringens ber erfchtenenen 
Partei zu enticheiden. E. v. 25. Jänner 1900, 3. 277, Sig. 864. — 
Bol. ZPO. 8 196, Nr. 2. 


Hevifion: Erhebung, Hevifionsichrift. 503 


Erhebung der Repifion. 


6505. Die Revifion wird durch Überreihung eines 
Schriftſatzes (Reviſionsſchrift))) bet dem Prozeßgerichte eriter 
Inftanz erhoben. 

Die Reviſionsfriſt beträgt vierzehn Tage von Zuſtellung 
= an;?) fie kann nicht verlängert 
werden.? 

Durch die rechtzeitige Erhebung der Revifion wird der 
Eintritt der Rechtskraft und Vollftredbarkeit des angefochtenen 
Ürteileg im Umfange der Revifionsanträge bi3 zur Er- 
ledigung des Rechtsmittels gehemmt. Der Reviſion gegen 
ein beftätigendes Urteil der zweiten Inſtanz kommt eine 
hemmende Wirkung nicht zu.) 

1) 8 506. — Bahl 8 80. — Erhebung im telegraphiichen Wege zu⸗ 
läffid. 8 89 GOG. — Eintragung in das Prozehregifter der erften In⸗ 
ftanz (Spalte „Bemerlungen“). $ 227, 8. 8, GO. 

2) Im Wechielverfahren, 8 555, 3. 2, und im Beftandverfahren, 
8 575, Abſ. 1, acht Tage. 

8) Notfrift 8 128. — Wiebereinfehung zuläffig, 8 146; im Wechfel- 
verfahren beſchränkt zuläffig, 8 556. 

4) Die Entſcheidung über die NRevifion gegen zivei gleichlautende Ur- 
teile findet auch in einem Senate von 6 Räten des Oberften Gerichtshofes 
und einem Vorfigenden ftatt. 8 48, Abf. 2, GOG. 


8 506. Die Revifionzihrift muß nebjt den allgemeinen 
Erfordernifjen eines Schriftiages?) enthalten: 

1. die Bezeichnung des Urteiles, gegen welches Die 
Reviſion gerichtet iſt; 


8 505. 1. Reviſion gegen ein Urteil, das die Abweiſung 
der Widerſpruchsklage ($ 37 ED.) beftätigt, hindert nicht die 
Wiederaufnahme der —— Exekution. €. v. 27. Mai 
1902, 3. 6915, &$. 1 

8 506, 1. Mit * "Befämpfung der Beweißwürdigung 
des Berufungsgerichtes ift noch nicht der Reviſionsgrund aften- 
widriger tatjächlicher a enge geltend gemadt. €. vd. 
13. Juli 1900, 3. 9628, ©$. 1902: 

2. Iſt in der Reviſionsſchrift ine der gefeglihen Revi— 
fionsgründe ausdrücklich oder duch Er Hinweifung an- 
geführt, BR if die Reviſion zu verwerfen. € v.?, ©$. 1903 :10. 

3. bloß ziffernmäßige Anführung geſetzlicher 

Reviſ — ohne nähere Darlegung deſſen, was zu dieſer 
Anfechtung Anlaß gibt, genügt nicht. E. v. 25. Jänner 1900, 
3. 16786, Przeg. 1901: S. 

4. Eine allgemeine Serweifung auf die Bejhmwerde- 
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2. die beitimmte Erflärung, inwieweit das Urteil an= 
nefochten wird, Die ebenfo bejtimmte Turze Bezeichnung der 
Gründe der Anfechtung (Revifionsgründe) und die Erflärung, 
ob die Aufhebung oder eine Abänderung des UÜrteiles, und 
welche beantragt werde (Revifionsantrag);”)a) 
3. das tatfächlihe Vorbringen und die Beweismittel, 
durch welche die Wahrheit der im 8 503, 8.1 und 2, an- 
gegebenen Revifionsgründe ermwiejen werden joll; 
4. die Unterfchrift eines Advokaten. 
Inſoweit die Revifion auf den im 8503, 8.4, ange 
gebenen Revifionsgrund geſtützt wird, iſt in der Reviſions— 
ſchrift ohne Weitläufigfeiten darzulegen, aus welchen Gründen 
die rechtliche Beurteilung der Sache unrichtig erfcheint.?) 
1) 88 74-77. 
& Wegen Mängel hinſichtlich dieſer Erforderniſſe Zurückweiſung. 
88 471, 8. 3, 474, Äbſ. 2, 518. ' 

3) Auch fonft find Rechtsausführungen zuläffig, weil die Reviſions— 
fchrift Fein vorbereitender Schriftfag ift. 8 78, Abſ. 2. 

a) Über die Gebundenheit des Revifionsgerichtes an die Revifions- 
anträge und Revifionsgründe fiehe JM. zu $ 462 8PO., P. 2 (bei 8 467). 


gründe der Berufungsfchrift ift unftatthaft. E. dv. 30. Aus 
guft 1898, 3. 9475; Sig. 291. 

5. Wegen unrichtiger rechtlicher Beurteilung dev Sache kann 
nur Abänderung des Urteiles beantragt werden, nicht Rück⸗ 
verweifung der Sache vor das Prozeßgericht. E. v. 19. Auguft 
1902, 3. 502, 38. 1903:114; En 

und nicht Aufhebung des Urteiles. E. vd. 3. Mat 1901, 
3. 1626, Przeg.1903: ©. 48; 9. Oftober 1900, 3. 12022, Przeg. 
1901: ©. 46; 15. Juni 1899, 3. 7737, Sig. 6485 . -. 

ebenfo kann wegen aftenwidriger tatfächlicher Vorausſetzungen 
der Berufungsentfcheidung nur Abänderung der Entfcheidung be> 
antragt werden. E. v. 3. Mai 1901, 3. 1626, Przeg. 1903: ©. 48; 
15. Juni 1899, 3. 7737, Sig. 648; 

, doch Tann ftatt der beantragten Aufhebung Ab- 
änderung des Urteil ftattfinden, wenn die Reviſions⸗ 
ſchrift erkennen läßt, daß die rechtliche Beurteilung der Sache an« 
gefochten wird. E. v. 21. Juli 1898, 3. 10092, Przeg. 1899: ©. 33. 

6. Der Antrag, da3 berufungsgerichtlicde Urteil aufzuheben 
und dag erftrichterliche Urteil zu beftätigen, enthält eine wider- 
ſpruchsvolle Erflärung über den Revifionsantrag. €. 
v. 1. Oktober 1901, 3. 11217, Siov. Prav. 1901: ©. 356. 

7. Ein als Nichtigkeitsbeſchwerde bezeichneter Schriftſatz 
ift zurüdzumeifen. €. v. 1. Oktober 1901, 3.11217, Slov. Prav. 
1901: ©. 358. — Bgl. GOG. 8 90, Nr. 1. 


Revifionsfärift: Beantwortung. 605 


; In Betreff der Befeitigung und der Wirkung von Mängeln ber Revi⸗ 
fionsschrift fiehe IM. zu 8 462 8PO., P. 4 (bei $ 467). 

6507. Im Falle rechtzeitiger!) Erhebung der Revifion 
verfügt das Prozeßgericht erjter Snftanz?) die Zuftellung eines 
Eremplares der Reviſionsſchrift an den Gegner des Reviſions⸗ 
werbers (Revifionsgegner). Verſpätet erhobene Revifionen find 
vom Prozeßgerichte erſter Inſtanz zurückzuweiſen.?) 

Dem Reviſionsgegner ſteht es frei, binnen der Hr 
von vierzehn Tagent)a) von der Zuftellung der Reviſionsſchrift 
bei dem Prozeßgerichte erjter Inſtanz eine Revifionsbeantwortung 
mittel3 Schriftiaes®) zu überreichen. 

Auf die Revifionsbeantwortung finden die Beitimmungen 
des 8506 mit Ausnahme der unter 3.1 und 2 angegebenen 
Erforderniffe finngemäße Anwendung. Neue®) Tatfachen und 
Beweiſe, welche der Reviſionsgegner zur Widerlegung der in 
der Revilionsichrift angegebenen Reviſionsgründe benüßen will, 
werden im Revifionsverfahren nur foweit berüdjichtigt, als fie 
bereits in der Revifionsbeantwortung angeführt find. 

Zon der Einbringung der Revifionsbeantwortung iſt der 
Nevifionswerber durch Mitteilung eines Eremplares der 
Revifionsbeantwortung zu verjtändigen.?) 

Die Überreihung der Reviſionsſchrift und Reviſions— 
beantwortung kann nicht durch Erklärungen zu gerichtlichen 
Protofoll erjeßt werden.”) 

1) 8 505, Abf. 2. 

2) Dazu ift fein Senatsbeſchluß erforderlid. 8 37, 8. 7, GOG. 

3) Dagegen Rekurs. 8 514. — Unzuläffig fcheinende Revifionen find 

vorzulegen. 

*, 8 128. — Im Wechſel- und Beſtandverfahren 8 Tage; fiehe Gut- 
achten des Oberſten Gerichtshofes zu 88 555 u. 575 8P0. 

6) 88 74 bis 77. — Unzahl 8 80. 

6) Bergl. 8 482, Abſ. 2. 

?) Anders bei der Berufung. 8465, Abſ. 2. — Auch arme Parteien 
müffen die Reviſionsſchriften durch Advokaten erftatten. 

a) Verjpätet überreichte Reviſionsbeantwortungen find vom Prozeß: 
geriähte erfter Inftanz don Amt? wegen zurüdzumeijen. 88 144, 508 
ZPO. (IM. zu 8 507 8PO.). 

6 508. Nah Eritattung der Revifionsbeantwortung 

oder nad fruchtloſem Ablaufe der hiefür offenftehenden Friſt 


... 8 50%. 1. Für die Beantwortung eines irrtümlich als „Re- 
viſion“ bezeichneten und dem Gegner mitgeteilten Rekurſes 
re feine Koften. €. v. 15. Jänner 1901, 3. 13372, Przeg. 
1903: ©. 47. 
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tegt das Prozeßgericht erfter Inftanz ‘) Die bezeichneten Schriften 
amt allen auf den Nechtsftreit fich beziehenden Prozeßakten 
em Berufungsgerichte vor, welches Diejelben fodann nad) An— 
ſchluß der diefen Rechtsitreit betreffenden berufungsgerichtlichen 
Alten an das Revifionsgericht weiterbefördert.') 

Die Vorlage der Alten an das Revifionsgeriht iſt in 
dem Falle, als eine Berichtigung des Tatbeitandes des vom 
Berufungsgerichte gefällten Urteiles?) beantragt wurde, bis zur 
Erledigung des Berichtigungsverfahrens auszuſetzen. 

!) Dazu bebarf es feines Senatäbefchluffes. 8 37, 8. 7, GOG. — 

Der Beſchluß wird vom Borfigenden oder von einem beauftragten Richter 
gefaßt. 822, Abſ. 1, ED. — Über die Art der Altenvorlage fiehe 8 205 
SD. u. IME. dv. 6. Mai 1898, IMBB. Nr. 11 (bei 8 469). 

?) 88 498, Abſ. 2, 420. 


Verfahren vor dem Revifionsgerichte. 


6509. Das Revifionsgericht entfcheidet über die Revifion 
in nicht Öffentlicher Sigung ohne vorhergehende mündliche Ber- 
handlung. 

Es kann jedoch, wenn dies im einzelnen Falle dem Re- 
vifionsgerichte behufs Entſcheidung über die eingelegte Revifion 
erforderlich erfeheint, aud) eine mündliche Verhandlung vor 
dem Revifionsgerihte auf Antrag oder von Amts wegen an- 
geordnet werden. In Bezug auf diefe Verhandlung haben 
die ſu die mündliche Verhandlung vor dem Berufungsgerichte 
erlaſſenen Vorſchriften!) zu gelten. 

Erhebungen oder Beweisaufnahmen, welche zur Feſt⸗ 
ſtellung der im 8503, 8. 1 und 2,2) angeführten Reviſions⸗ 
gründe notwendig ſind, haben durch einen erſuchten Richter 
zu erfolgen, welcher die Akten über die en Er- 
hebungen oder Beweisaufnahmen unmittelbar dem Reviſions⸗ 


8 509. 1. Soferne nicht da8 Berufungsgericht infolge 
neuerlicder Beweiaufnahmen eigene Feftftellungen vorge- 
nommen bat, find der Enticheidung des Revifionggerichtes die erft- 
tichterlichen Seftftelungen zu Grunde zu legen. E. v. 3. Jänner 
1903, 3. 15426, ©$. 1903 :24. 

2. Berüdfidhtigung eines von der Partet in der Reviſions— 
beantwortung abgelegten Tatfahhengeftändniffes? €. 
v. 12. April 1901, 3. 16366, Przeg. 1903: S. 50. 

3. Wenn zwei Kläger, deren Necht3fachen zu. gemeinfamer 
Berufungdverhandlung verbunden, aber durch gefonderte Urteile 
entfchieden wurden, in derjelben Reviſionsſchrift irrtüm- 
lich bloß eine diefer Berufungsentfheidungen an— 
fechten, tft die Rebifion desjenigen, in deffen Nechtsfache das nicht 
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gerichte vorzulegen hat.) Diefen Erhebungen und Beweis⸗ 
aufnahmen And jtet8 die Parteien zuzuztehen.‘) 

1) 88 482493. 

2) Nichtigkeit des berufungsgerichtlichen Urteiles, tweientliche Mängel 

des Berufungsverfahrens. 

3) Über die Art der Vorlage fiehe 8 205 ED. (bei 8 469). 

*) Sie find zu laden; Zwang zum Ericheinen findet nicht ftatt. 8 289. 

6510. Das Revifionsgeriht hat in der Regel in der 
Sache felbft zu enticheiden.!) Wenn e8 jedod) das Urteil des 
Berufungsgerichtes na 8477, 3.42) und 5,°) als nichtig zu 
erflären oder aus dem im $503, 8. 2,4) bezeichneten Grunde 
aufzuheben findet und infolgedeffen eine neue Verhandlung 
zur Erledigung der Sache notwendig erachtet, hat es Die 
Streitfadhe zu diefem Zwecke an das Berufungsgericht zurüd- 
el 

Findet das Revifionsgericht das Urteil oder Verfahren 


angefochtene Urteil ergangen iſt, unwirkſam. €. vd. 25. April ?, 
3. 3600, Przeg. 1903: ©. 47. 

8 510, 1. Die BeweiSwürdigung bes Berufung$- 
gerichtes ift für das Reviſionsgericht bindend; die tatjächlichen 
Grundlagen des Berufungsurteiles unterliegen der Berichtigung 
des Rebifionggerichtes nur, joweit fie mit dem Inhalte der Prozeß⸗ 
alten in Widerfpruch ftehen. E. dv. 24. September 1901, 3. 10788, 
38. 1901:483; 1. Februar 1900, 3.531, GH. 1902: 42; 31. Ol 
tober 1899, 3.12125, Sig. 1238; 10. Oltober 1899, 3.7309, Sig. 712; 

wird die Rebifion wegen unrichtiger rechtlicher Beurteilung der 
Sade begründet befunden, find aber in den untergerichtlichen Ent⸗ 
fcheidungen diejenigen tatfählihen Umſtände nicht feitge- 
ſtellt, die fih bet richtiger rehtlier Beurteilung als 
entſcheidend darftellen, jo tft die Sache an das Berufungäge- 
richt zurückzuverweiſen. E. v. 18. Oltober 1900, 3.6050, amtl. S. 386; 

ſoferne die tatſächlichen Feſtſtellungen deserftridhter- 
lichen Urteils ungenügend oder unvollſtändig erſcheinen, im 
Berufungsverfahren aber Beweiſe über die weſentlichen Punkte 
nicht aufgenommen wurden, iſt das Urteil erſter Inſtanz als nichtig 
aufzuheben. E. v. 15. Juni 1899, 3. 7737, Sig. 648. 

2. Die, Seftfeygung des Schadensbetrages nach freier 
richterlicher Überzeugung (8 273 ZPO.) unterliegt der Prüfung der 
Rebifionsinftanz. E. v. 9. Mai 1899, 3. 4222, Sig. 608. 

3. Wird die Reviſion in der Hauptfache zurückgewieſen, fo 
kann auch die berufungsgerihtlihe Entſcheidung im 
Koftenpuntte nicht abgeändert werden. E. dv. 20. Juni 1900, 
3. 8698, Sig. 1063. 

4. Die Koften des Berufungsverfahrens find nur zus 
zufprechen, wenn e3 von der Partei in der Revifionsichrift bean- 
tragt wird. E. v. 18. Oktober 1901, 3. 9836, GH. 1902 :22. 


— 
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wegen einer ſchon in erjter Inſtanz unterlaufenen, von Amts 
wegen wahrzunehmenden?) Nichtigkeit aufzuheben, fo hat Die 
Zurückweiſung der Sache an die erſte Inſtanz zu erfolgen 
(8478, Abſatz 2 und 3).9) 

1) Entſcheidung über die Koften 88 50, 51. — Soweit nit die in 
der Rechtömittelenticheidung aufgetragene Einleitung, Fortſetzung oder 
Erneuerung des Berfahrens etwas anderes erfordert, ift die an die zweite 
Snftanz gelangte Revifionsenticheibung ohne Beſchlußfaſſung bed Senates 
an das Gericht erfter Inftanz zu fenden. 8 205, lebter Abſ., erfter 
Sah, GO. 

2) Wegen Berlebung des Grundſatzes des beiberfeitigen Gehör. 

8) Mangel ber Vertretung der Partei. 

2) Weſentliche Mängel des Berufungsverfahreng, welche die erichöpfende 
Erörterung und gründliche Beurteilung ber Streitfadde zu Hindern ge- 
eignet waren. 

6) 8 494 (innerhalb der Nevifionsanträge, 8 504, Abſ. 1). 

6, Beim Vorliegen de3 Nichtigleitsgrundes der mangelnden zivil- 
prozefjualen DQualifilation des Anſpruches, 8 477, 8. 6, ift da8 Verfahren 
aufzuheben und die Klage zurlidzumeifen, 8 478, Abf. 1, fofern nicht eine 
noch bindende Entjcheidung über den Grund der Nichtigkeit entgegenfteht 
8 42, Abi. 3, IM. 


K5ll. Das Gericht, an welches die Sache zurüdverwielen 
wurde, ift bei der weiteren Behandlung und Enticheidung an die 
rechtliche Beurteilung gebunden, welche das Revilionsgericht 
feinem aufhebenden Urteil zu Grunde gelegt hat. 

Bum Bmede der Aufnahme des Verfahrens beim Be- 
rufungsgerichte oder beim Gerichte erjter Inſtanz haben Diefe 
die Tagſatzung zur mündlichen Verhandlung von Amts wegen 
anzuberaumen. 

6512. Findet das Nevifionsgeriht, daß die Revifion 
mutwillig oder nur zur Verzögerung der Sache angebradjt 
wurde, jo ift gegen den Revifionswerber oder nach Umjtänden 
gegen deſſen Advokaten auf eine Muttillenzftrafe!) zu erfennen.?) 

1) Bis zu 300 fl., 8 220, Abſ. 1. 

2) Ebenfo beim Reviſionsrekurs. 8 528, Abf. 2. 

- 8513. Someit fih nicht aus den Beſtimmungen diefes 
Abſchnittes Abweichungen ergeben, find die Vorſchriften über 
die Berufung?) aud auf die Reviſion anzumenden. 

1) 88 461-500. 


8 513. 1. Aufhebung des Urteiles des Berufungsgerichtes 
wegen Abgehens von den durch die Berufungsverhand⸗ 
lung nicht berichtigten tatfählichen Feitftellungen des 
Prozeßgerichted. E. dv. 16. Mai 1900, 3. 4441, Sig. 1005. 
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Dritter Abſchnitt. 


Relurs. 
| Buläffigfett. 

6514. Gegen Beihlüffe!) (Beſcheide) ift, fofern das gegen- 
wärtige Geſetz?) er Anfechtung derfelben nicht ausfchließt,?) der 
Rekurs zuläffig.* (8) 

Mittel3 Rekurſes können Beſchlüſſe insbelondere auch aus 
den im 8477 angegebenen Gründen angefochten werden.«a) 

Gegen Beichlüffe, Durch welche gemäß 851, Abſatz 2, der 
Erfaß der Koften dem Gerichte auferlegt wird, können die 


hienach zum SKoftenerfage verpflichteten richterlichen Beamten. 


Rekurs ergreifen. 

1) Und gegen bie Koſtenentſcheidung im Urteile. 8 55. 

8 150, Abf. 3, GO.: Über Rekurſe gegen Urteile, bie gleichzeitig 
mittels Berufung angefocjten werden (8 208), hat die Rechtsmittelinftanz 
in dem Falle, als die Beſchlußfaſſung über den Rekurs vom Ergebnifje 
des bevorftehenden Berufungsverfahrens unabhängig ift, in ber nicht 
Öffentlichen Sitzung im Borverfahren (8 473 ZPO.) zu enticheiden. — 

Gegen bie Verhängung einer Orbnungsftrafe wider Beiſitzer eines 
Gewerbegerichtes durch den Vorſitzenden ift der Rekurs an den Gerichts- 
bof I. Inſtanz, welcher endgiltig enticheidet, zuläſſig. 8 16 Geſetz v. 
27. November 1896, RGB. Nr. 218. 

Gegen die Enthebung eines Beiſitzers des Gewerbegerichtes oder eines 
Erſatzmannes buch den Gerichtähof I. Inftanz fteht der Rekurs binnen 
14 Tagen an das Oberlandesgericht offen. 88 17, 18 Gel. v. 37. Nov. 
1896, RGB. Nr. 218. 

Anfofern im Verfahren vor Getwerbegerichten ein Rekurs zuläffig ift, 
- geht derfelbe an den Gerichtähof I. Inftanz, in beffen Sprengel das Ge⸗ 
werbegericht feinen Sig hat. Das Verfahren richtet ſich nad) ben bes 
züglichen Beſtimmungen der ZPO. 8 32 Geſetz v. 27. November 1896, 
RGB. Nr. 218. 

2) Gegen die Erlafjung bes Zahlungsbefehles im Mahnverfahren kein 
Rechtsmittel. 85 Geſetz v. 37. April 1873, RGB. Nr. 67, Art. XXVIII 
EG. 3. BRD. 

3) Siehe die Aufzählung unter IV. 

9 Auch gegen die Entſcheidung, wodurch jemand wegen Winkelfchrei- 
berei beftraft wird. Art. IV, 8. 5, EG. 3. 8PO. 


8 514. 1. Gegen die Enticheidung des Gerichtes zweiter In⸗ 
ftanz, durch die eine wegen beleidigender Ausfälle verhängte Ord- 
nung3ftrafe aufgehoben —— kann weder der Richter noch die 
Gegenpartei Rekurs ergreifen. E. v. 26. September 1900, 3. 12926, 
GS. 1000: 53. 
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Nekurs im Erekutionsverfahren 88 65 bis 67 ED. — Relursregifter 
8 244 69. Akten 8 277 GO. 

a) Der Beſchluß, woburd "auf Grund der Klage Tagfabung zur 
mündlichen Verhandlung (Streitverhanblung) anberaumt wird und an bie 
Barteien die Ladung hiezu ergeht, kann durch ein abgefonbertes Rechts⸗ 
mittel nicht angefochten werben (8 130, Abſ. 2, 83PO.); insbefondere auch 
nicht wegen einer angeblich aus den ‚Rlagsanführungen felbft ſich er⸗ 
gebenden Unzuftändigfeit bes PBrozeßgerichtes. (Gutachten des Ober: 
ften Gerihtshofes zu 8 514 8PO., P. 1.) 

Der Beklagte, der zur eriten Tagſatzung nicht erſchienen tft, kann bie 
Unzuftändigfeit des Gerichtes mittels WBerufung gegen das Berfäumungs- 
urteil nur infofern geltend machen, als das Gericht auch nicht durch aus⸗ 
brüdliche Vereinbarung der Parteien zuftändig gemacht werben konnte 
(88 240, Abſ. 2, 441 8PO.). 

Die Anzeige, daß die Rechtsſache der inländifchen Gericht3barleit oder 
doch den ordentlichen Gerichten entzogen jei, fteht dem Beklagten, inſo⸗ 
lange das Verfahren nicht rechtskräftig abgeichloflen ift (8 43, Abf. 1, 
IN.), wann immer offen. (Gutachten des Dberften Gerichtshofes 
zu 8 514 BED. P. 2.) 

Wenn das Urteil als nichtig aufgehoben wird, weil es bon einem 
Gerichte gefällt wurde, das aud) nicht durch ausbrüdliche Vereinbarung 
der Parteien für dieſe Rechtsfache zuftändig gemacht werden konnte (8 477, 
8. 3, BPO.), Hat das Gericht bei ber Entſcheidung über den Erfah der 
Koſten bed aufgehobenen Verfahrens und des Nechtftreites zu prüfen, ob 
e3 nicht dem Beklagten zum Verſchulden angeredjnet werben muß, daß er 
die rechtzeitige Anmeldung ber Einrede der Unzuftändigfeit unterlaflen 
und dadurch die Yortführung des Verfahrens troß des vorhandenen 
Nichtigleitägrundes verurfacht hat (88 48 und 51 ZRO.). (IM. zu $ 514 
8PO., P. 3.) 

6515. In den Fällen, in welchen nad) den Beſtimmungen 
dieſes Geſetzes gegen einen Beichluß ein abgefondertes Recht3- 
mittel verjagt ift,!) können die Parteien ihre Beichwerden gegen 
diefen Beichluß mit dem gegen die nächſtfolgende anfechtbare 
Entſcheidung eingebrachten Rechtsmittel zur Geltung bringen.?)«) 

2) Siehe die Aufzählung unter IV. 

2) Allenfalls erft mit der Berufung oder bem Rekurs gegen ben End» 
befchluß. 88 462, Abſ. 2, 518. 

a) Die Beſchwerden gegen Beſchlüſſe, wider welche ein abgefonbertes 
Rechtsmittel verfagt ift, können bie Barteien fchon mit dem gegen bie 
naͤchſtfolgende anfechtbare Entſcheidung angebraditen Rechtsmittel, wenn 
fie dies aber unterlafien haben, mit dem gegen die Endentſcheidung (Ur- 
teil, Endbeſchluß) erhobenen Rechtsmittel zur Geltung bringen. Da das 
Geſetz den Barteien nur geftattet, ihre Beſchwerden, wo es ihnen nötig 
ſcheint, ſchon vor der Endentſcheidung, und zwar möglichft bald nach dem 
zur Beſchwerdeführung Anlaß gebenden Beſchluſſe vorzubringen, fo bat 
bie Burüdhaltung der Beſchwerdeführung den Ausſchluß dieſer Beſchwerde 
nit zur Folge. Beſchwerden, welche nicht mit dem gegen bie nächſt⸗ 
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folgende anfechtbare Entſcheidung etwa angebrachten Rechtsmittel zur 
Geltung gebracht wurden, können nur mehr mit dem Rechtsmittel gegen 
die Endentſcheidung verbunden werden. 

Auch gegen die mittels abgeſonderten Rechtsmittels nicht anfechtbaren 
Beſchlüſſe des Vorſitzenden eines Senates u. ſ. w. können die Parteien 
die Beſchwerde mit dem gegen die Endentſcheidung (Urteil, Endbeſchluß) 
erhobenen Rechtsmittel zur Geltung bringen. Dieſe Geltendmachung iſt 
nicht davon abhängig, daß früher eine Abänderung des Beſchluſſes beim 
Gerichtshofe beantragt wurde (8 516 ZPO.) (Gutachten des Ober⸗ 
ften Gerichtshofes zu $ 515 ZBO.) 


$ 516. Die vom Vorſteher eines Gerichtshofes, von 
Borfigenden des Senates oder von einem beauftragten Richter 
gefaßten Beichlüffe können, fofern nicht? anderes angeordnet 
ift,!) durch das Rechtsmittel des Rekurſes angefochten werden; 
die Anfechtung ift jedoch unftatthaft,a) wenn nicht früher Die 
Abänderung des fraglichen Beichluffes beim Gerichtshofe be— 
antragt wurde.?)b) 


1) Siehe die Aufzählung unter IV. 

2) 8 151 GO.: Die Frift für die Erhebung des Nelurfes gegen Be⸗ 
ichlüffe des Vorftehers eines Gerichtshofes, des Vorfibenden bes Senates 
ober eines beauftragten Richterd (5 516 ZPO.) beginnt mit dem Tage 
nad) Zuftellung oder Verkündung bes anzufechtenden Beſchluſſes. Die Rekurs⸗ 
frift erfährt weder durch das Erfordernis, vor Anfechtung des Befchluffes 
defien Abänderung beim Gerichtshofe zu beantragen, noch durd; die tat⸗ 
fählidde Anbringung eines ſolchen Antrages eine Verlängerung. 

Der Antrag, den Beichluß abzuändern, Kann vor Erhebung bed 
Rekurſes für ſich allein angebradjt ober mit dem Melurfe verbunden 
werden. 

Über einen mit dem Rekurſe verbundenen Antrag hat das Gericht 
bor Vorlage des Rekurſes an das Rekursgericht zu enticheiden. Mit der 
nu be3 Beſchluſſes im Sinne des geftellten Antrages wird zu⸗ 
gleich der Rekurs erledigt. Findet fi) jedoch das Gericht nicht beftinmt, 
dem Antrage im vollen Umfange ftattzugeben, fo ift der Rekurs unter 
Hinweis auf ben rechtzeitig geftellten Abänderungsantrag und befien Ent- 
ſcheidung dem Rekursgerichte vorzulegen. 

Über einen vor Überreihung be3 Rekurſes geftellten Abänderungs⸗ 
antrag tft mit tunlichfter Beſchleunigung zu entſcheiden. Ein Rekurs, 
ber erft nad) Ablauf der Rekursfriſt überreicht wird, ift zurückzuweiſen 
(8 523 ZPO.), wenn aud die Abänderung des Beſchluſſes rechtzeitig 
innerhalb ber Rekursfriſt beim Gerichtöhofe beantragt murbe. 

a) Die Geltendmachung der vorbehaltenen Beſchwerde gegen Bes 
ſchlüſſe des Vorfigenden eines Senates u. f. w. mit dem gegen bie Enb- 
entfcheibung (Urteil, Endbeſchluß) erhobenen Rechtsmittel ift nicht davon 
abhängig, daß früher eine Abänderung des Beſchluſſes beim Gerichtähofe 


8 516. Bol. IN. 8 7, Nr. 1. 
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beantragt wurde. (Siehe Gutachten bes Dberften Gerichtshofes 
zu 8 515 8PO.) 

b) Die Frift für die Erhebung des Rekurſes gegen Beſchlüſſe bes 
Vorſtehers eines Gerichtähofes, des Vorſitzenden bed Senates oder eines 

- beauftragten Richters beginnt mit dem Tage nad) Buftellung ober Ker⸗ 
fündung des anzufechtenden Beſchluſſes (vergl. 8 151 ED.) (IM. zu 
8 516 ZBO., P. 1.) 

In Unfehung ber Enticheidungen, bie bei ber erften Tagſatzung 
erfolgen (8 239, Abſ. 3, 8PO.), fteht dem Gerichtähofe eine Ahän- 
derung der Beſchlüſſe des Vorſitzenden oder bes beauftragten Richters oder 
eine Borentfcheidung über den dawider angebraditen Rekurs ($ 151 GO.) 
nicht zu. 

Ehenjowenig kommt bie Vorfchrift des 8 516 ZPO. betreffs derjenigen 
Beichlüffe zur Anwendung, welche gemäß Urt. XIV EG. 5. IN. in Rechts⸗ 
ſachen von Richtern und gegen Richter von einem Mitgliede des Gerichts⸗ 
hofes als Einzelrichter gefaßt werben. 

Die Ausfertigungen, Amtszeugnifie, Schreiben und Berichte, infoweit 
fie fi) auf die Anıtshandlungen des beauftragten Richter bei ber erften 
Tagſatzung beziehen, oder die Zätigleit des beauftragten Richters als 
Einzelrichter (Art. XIV EG. 3. IN.) betreffen, find von dem beauftragten 
Nichter zu unterfchreiben. (Gutachten des Oberſten Gerihtshofes 
zu 8 516 8PO., P. 2.) 


6517. In Bagatellfadhen!) Tann nur gegen die folgenden 
Beichlüffe erjter Initanz?) Rekurs ergriffen werden: 

1. wenn die Einleitung oder Yortjegung des gejegmäßigen 
Verfahrens über die Klage verweigert wurde; 

2. wenn über den Antrag ar Beitellung einer Sicherheit 
für die Prozeßkoſten oder auf Ergänzung diefer Sicherheit 
entfchieden wurde;?) 

3. wenn dem Begehren um Erjtredung einer Tagjaßung 
unter Berlegung der Beltimmungen des 8134 er 
wurde und der Beichluß zugleich gemäß 8141 anfechtbar ift; 

4. wenn ein Antrag ad Bewilligung der Wiedereinfegung 
in den vorigen Stand wegen Verſäumung einer Tagjagung 


8 517. 1. Rekurs gegen die abändernde Entfheidung 
bes Berufungsgerichtes über den Koftenerfag. €. v. 27. Au- 
guft 1901, 3. 12275, ©H. 1902: 4. 

2. Gegen die berufungsgerichtlihen Beichlüffe im Ere- 
futiondverfahren auf Grund von Bagatellurteilen ift Rekurs 
zuläſſig. PE. dv. 22. März 1900, 3. 15021, 3.8. 146, Sig. 945; 
20. Dezember 1898, 3. 16034, Sig. 417. 

3. Gegen Beichlüffe der Rekursinſtanz ift im Mahnver- 
fahren der Rekurs ausgefchloffen, wenn die Streitfadhe 100 K 
nicht überfteigt. E. v. 4. Mai 1899, 3. 6834, ©3. 1899 : 36. 
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oder wegen Verftreichens der Friſt zur Erhebung eines Rechts⸗ 
mittel abgemwiefen wurde; * 

5. wenn Über zu erfegende Koften dur Beſchluß ent- 
ichieden wurde.?) 

Gegen Beichlüffe des Berufungsgerichtes®) ift in Bagatell- 
ſachen der Rekurs ausgeichlofien. 

1) 8 448. 


2?) Segen die Beſchlüſſe des Rekursgerichtes findet in Bagatellfachen 
überhaupt Fein Rekurs ftatt; vergl. legten Abſ. — Ein Relurs gegen das 
Ürteil im Koftenpunfite ($ 55 ZPO.) findet nicht ftatt. 

5) 88 60-62. *) 88 146 ff. °) 8. 8. in ben Fällen 88 7, 261, 
8 42 IN., 88 51, 52. 6) 88 471, 8.18, 478, Abi. 1, 474, Abf. 1 u. 
2, 477; 8. 1—7, 478, 501. 

518. Am Verfahren über Klagen wegen Störung des 
Beſitzſtandes (8 454) kann nur gegen Beichlüffe, durch welche die 
Einleitung oder Fortjegung des Verfahrens über die Klage ver- 
weigert wird, und gegen den Endbeihluß!) Rekurs?) ergriffen 
werden. 

Beichwerden gegen alle anderen im Laufe des Verfahrens 
gefaßten Beichlüffe, und insbeſondere gegen die während des 
Verfahrens erfaflenen einftweiligen Verfügungen find mit dem 
gegen den Endbeſchluß gerichteten Rekurs zu verbinden?) 

1) 8 459. 

2) an anderen Rechtsmittel find ausgefchlofien. 8 460. 

s) 8 515. — Suspenſivwirkung bes Rekurſes 8 525. 

F 519. Gegen die im Berufungsverfahren ergehenden 
Beichlüffe des Berufungsgerichtes ift der Rekurs nur ftatthaft:*) 

a durch den Beſchluß die Berufung zurückgewieſen 
wurde; 

2. wenn die Nichtigkeit des erjtrichterlichen Urteiles vom 
Berufungsgerichte durch Beichluß ausgeiprodyen wurde; ?®) 


8 518. 1. Die Entſcheidung des Relursgerichtes, wodurch dem 
Gerihte eriter Inſtanz die Einleitung des Verfahrens 
aufgetragen wird, kann trog Vorbehalt der Rechtskraft nicht an- 
gefochten werden. E. v. 19. November 1902, 3.15298, 38.1903:115. 

8 519. 1. Revifion gegen die Zurückweiſung der Berufung 
ift zu berwerfen. E. dv. 12. Juli 1900, 3. 9636, Gaz. 1900:10. 

2. Rekurs gegen die berufungsgerichtlihe Zurüdwetfung der 
Klage wegen Nihtberüdfihtigung der Streitanhängig- 
teit. €. v. 22. Juli 1898, 3. 9887, Sig. 261. 

3. Rekurs gegen eine trrig in die Form eines Beichluffes ge- 
Heidete meritor iſche Entſcheidung de3 Berufungsgerichtes. €. 
v. 25. Zuli 1900, 3. 10600, Sig. 1097. 

4. Nah 3. 2 find berufungsgerichtliche Befchlüffe nur an⸗ 
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3. wenn die Rechtsſache durch Beichluß zur Entſcheidung 
oder zur Verhandlung und Entjcheidung an ein Gericht erfter 
Suftanzt) oder an ein anderes Berufungsgericht?) verwieſen und 
wenn zugleich in dem Bejchluffe des Berufungsgerichtes aus- 
geiprocdhen wurde, daß das an in erjter Inſtanz oder 
das Berufungsverfahren erjt nad eingetretener Rechtskraft 
dieſes Beichtuffes aufzunehmen oder fortzufegen fei.®) 

2) Angnahme: Rekurs im Falle 8 490 u. 8 514, Abſ. 3. — Siehe 
ferner über bie Zuläffigfeit des Nelurfes gegen die Koſtenentſcheidung im 
Falle der Burüdnahme ber Berufung JM. zu 8 484 8PO., P.2. 

?) 88.474, Abſ. 2. °) 88495 477, 478, 494, 499. *) 88.474, Abſ. 3, 
475, 496, 499. °) 88 474, Ubf. 1, 479, Abſ. 2, 487, Abf.3. 9) Analog 
beim Rekurſe. 8 527, Abſ. 2. — Gegen biefen Beſchluß Fein abgeſon⸗ 
dertes Mechtämittel. 8 479, Abſ. 1. 
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520. Der Rekurs wird durch Überreichung eines 
Schriftſatzes (Relursichrift)!) bei dem Gerichte erhoben, deſſen 
Beſchluß angefochten wird,?) deflen Borfteher den angefochtenen 
Beihluß erlaffen hat oder dem der Vorſitzende des Senates, 
der beauftragte oder erjuchte Richter angehört hat, gegen deſſen 
Beſchluß Rekursergriffenwird.a) Bei Bezirkögerichten fönnen Re- 


fehtbar, wenn nit bloß die Nichtigkeit des Verfahrend, 
fondern auch die Zurüdmweifung der Klage ausgefprochen 
wurde. ©. v. 6. Febr. 1903, 3. 1614, 38. 1203:156; 

wird infolge Nichtigerflärung des erſtrichterlichen 
Urteils die NRechtsfache zur neuerlichen Verhandlung an ein Ge⸗ 
richt erfter Inſtanz zurückverwieſen, fo tft die Anfechibarkeit des Be⸗ 
fchluffes vom Vorbehalte der Rechtskraft abhängig. E. v. 15. April 
1902, 3. 5175, 38. 1902:316; 19. März 1901, 3. 3595, amt. 
©. 398; 30. Mai 1900, 3. 7652, Sig. 1026; 5. Oltober 1898, 
3. 13556, Gaz. 1898:6; 8. Juni 1898, 3. 7687, Sig. 217. 

5. Die Aufhebung eines Berfäumnisurteilß und die 
Verweiſung der Rechtsſache zur neuerliher Verhandlung an da3 
Prozeßgeriht kann gleichfalls nur angefochten werben, wenn ber 
Beihluß des Berufungsgerichtes den Vorbehalt des Eintritt der 
Rechtskraft enthält. E. v. 22. Juni 1898, 3. 8529, Sig. 235. 

6. Soferne gegen den berufungsgerichtlichen Beichluß, wodurch 
die Rechtsſache zur Verhandlung und Enticheidung an ein Gericht 
erfter Inſtanz verwieſen wird, Rekurs unftatthaft ift (3. 3), Tann 
auch die in einem folchen Beichluffe enthaltene Entſcheidung 
über die Koften nicht für fich angefochten werden. E. v. 14. Jänner 
1902, 3.238, amtl. &. 520 (19. März 1901, 3.3595, amtl. &. 398?). 

8 520. 1. Wird der Rekurs gegen eine Entfheidung 
des Berufungsgerichtes bei dieſem felbft angebradt, fo 
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kurſe von Parteien, welche nicht durch einen Advokaten vertreten 
find, au) mündlich zu as angebracht werden ;?) jchriftliche 
au) müſſen mit der Unterfchrift eines Advokaten verjehen fein. 

enn ein Beichluß wegen der ihn zu Grunde liegenden 
unrichtigen rechtlichen Beurteilung mitteld Rekurs ——— 
wird, hat die Vorſchrift des $ 506, letzter Abjag,?) entſprechend 
Anwendung zu finden. 

1) Erhebung im telegraphiihen Wege zuläffig. 8 89, Abſ. 2, GODS. 

8 150 GO.: Bei fehriftlichen Rekurſen ift Die Überreichung einer Aus⸗ 
fertigung des Rekurſes für den Gegner nicht zu fordern; foweit das Geſetz 
nicht etwas anderes anorbnet, ift der Gegner der Kartei, welche Rekurs 
erhoben Hat, weder von ber Überreichung des Rekurjes, noch von deſſen 
Borlage an das Rekursgericht zu benachrichtigen. 

Wird jedoch vom Gerichte, gegen deſſen Beichluß der Rekurs erhoben 
wird, eine einftweilige Hemmung be3 Verfahrens oder der Ausführung 
eines Beichluffes angeordnet, der auch für den Gegner von Belang ift, fo 
ilt diefer hievon zu verjtändigen. — 

Die Überreihung von mehreren Rekursausfertigungen und bie 
Zuftelung einer Ausfertigung an die Gegner wird angeordnet in 8 30 
®. 0.18. Februar 1878, RGB. Nr. 30 (Eifenbahnenteignung), und 8 16 
®. dv. 7. Juni 1896, RGB. Nr. 140 (Notwege). — 

Eintragung der Rekurserhebung in das Prozebregifter der erften In⸗ 
ftanz (Spalte für Bemerkungen). 8 227, 8.8, GO. 

7) Doc iſt der Rekurs bei dem Gerichte I. Inſtanz zu überreichen 
bezw. zu Protokoll zu geben. Siehe 8 528, Abſ. 1. 

8) Außerdem bie Rekurſe der armen Partei 8 72, Hbf. 3, Art. XXXIIL 
EG. 3. 8PO.., der Beugen 8 348, ber Sadjverftändigen 8 367. 

*) Rechtsausführungen obligatorifch, fonft find fie nur zuläffig. 

a) Rekurſe find immer bei dem Gerichte erfter Inftanz zu überreichen. 
Dies gilt insbefondere auch für Rekurſe gegen die im Beruiungsverfahren 
ergebenden Beichlüffe des Berufungsgerichtes, forwie für Rekurſe gegen 
Entſcheidungen des Nelursgerichtes. 





hat das Berufungsgericht ſeine Unzuſtändigkeit zur Annahme des 

Rekurſes auszuſprechen und letzteren von Amts wegen dem Prozeß⸗ 

gerichte erſter Inſtanz zu überweiſen. E. v. 5. Juli 1898, 3. 9391, 
246. 


Slg. 

2. Mit der Vorlage des Rekurſes gegen einen Beſchluß, 
den auch die andere Partei anfechten kann, iſt bis zum 
Ablaufe der Friſt für letzteren Rekurs zu warten. E. v. 11. Februar 
1902, 3.1861, 38. 1902:110. 

3. Mangelbaftigteit des Rekursbegehrens zieht nicht 
notwendig die Verwerfung des Rekurſes nach fih. E. v. 20. Sep- 
tember 1900, 3. 1494, Przeg. 1901: ©. 65. 

4. Rekurſe in Angelegenheiten des außerftreitigen Ver— 
fahrens bedürfen der Advokatenfertigung nit. E. v. 16. März 
1898, 3. 3724, Sig. 66. 

33* 


516 Zivilprogeßordnung. 66 521, 522. 


Rekurfe, bie hienach bei einem Bezirksgerichte anzubringen find, 
Tönnen bafelbft von Barteien, bie nicht durch Advokaten vertreten find, 
mündlich zu Protokoll erflärt werben, wenngleich fie gegen einen Beſchluß 
des Berufungs: oder Refursgerichtes erhoben werden. GGutachten bes 
DOberften Gerichtshofes zu 8 520 8PO., B.1.) 

Im Relurje dürfen neue TZatumftände und Beweile nicht vorgebradjt 
werden. (Gutachten des Oberſten Gerihtähofes zu 8 520 
8PO., P. 2.) 

6 521. Die Rekursfriſt beträgt vierzehn Tage;) fie kann 

nicht verlängert werden.?) 

Die Frift beginnt mit dem Tage nad Yuftellung a) der 
Ichriftlichen Ausfertigung?) des — Beſchluſſes oder 
der Rekursentſcheidung und in Bagatellſachen,) wenn beide 
Parteien bei der Verkündung des Beſchluſſes anweſend waren, 
mit dem Tage nach der Verkündung?) 

1) Im Wechfelverfahren, 8 555, 3.2, im Beftandverfahren, 8 575, 

Abf. 1, acht Tage; ebenfo im Mahnverfahren, 88 5, 13 Geſetz v. 27. April 
1873, RGB. Nr. 67, Art. XXVIII EG. 3. 8P0. 

Im Exekutionsverfahren beträgt bie Refursfrift 8 Tage, 8 65 ED., 
in den Fällen der 88 83 undss, 3.2, 208, 3.2, und 374, ED. jedoch 14 Tage. 

2) Notfrift 8 128. — Durch den ach 8 516 ZPO. beim Gerichtähofe 
angebraditen Antrag auf Abänderung bes Beſchluſſes des beauftragten 
Richters wird bie Nekursfrift nicht verlängert. 8 151, Abſ. 1, GO. 

») 8 426. — Auch dann, wenn nad 8 516 ZPO. die Abänderung 
zuerft beine Senate beantragt werben muß. 8 151 GO. 

9 8 448. ®) Ebenfo hinſichtlich der Urteile. 8 452. 

a) Die Rekursfriſt beginnt für jede Partei mit der an fie erfolgten 
Buftellung der fchriftlichen Ausfertigung des anzufechtenden Beſchluſſes 
ober der Rekursentſcheidung; nur in Bagatellfadhen, wenn beide Barteien 
bei der Berfündung des Beſchluſſes anmwefend waren, beginnt die Rekurs⸗ 
frift für beide Parteien gleichzeitig mit dem Tage nad) der Verkündung. 
(FM. zu 8 521 ZPO.) 

$ 522. Sft der Rekurs gegen die Verweigerung oder 
Entziehung des Armenrechtes,!) gegen Strafverfügungen a) wider 
einen Zeugen?) oder Sachverftändigen?) oder gegen einen Beſchluß 
gerichtet, welcher bloß prozeßleitender Natur iſt,) jo kann das 
Gericht oder der Richter, defjen Enticheidung oder Verfügung 
angefochten wird, dem Rekursbegehren felbft ftattgeben.?) 

Finden fich dieſelben hiezu nicht beftimmt oder werden 
andere, al3 die im erjten Abfate bezeichneten Beichlüffe durch 
Rekurs angefochten, jo ift der Rekurs dem Rekursgerichte 5) 


‚.. 8521. 1. Der Relurs kann vor Zuftellung der ſchrift— 
lihen Ausfertigung des anzufechtenden Beichluffes überreicht 
werden. €. v. 4. Mai 1899, 3. 6507, Sig. 606; 21. Dezember 
1898, 3. 15639, Sig. 425. 
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ohne Aufſchub ce) mit aufflärendem Berichte und mit allen für 
die Beurteilung des Rekurſes erforderlichen Alten vorzulegen.‘) 


1) 88 65, 66, 68, Urt. XXXIII EG. 3. 8P0. 

2) 88 326, Abf. 3, 383, Abſ. 1, 336, Abſ. 3. 

s) 8 854, Abſ. 1. 

4) 88 425, Ubf. 2, 89, Abſ. 2, 115, Abſ. 1, 192. 

6) Ebenſo im Falle des 8 516. Siehe 8 151 ED. (bei $ 516). 

6) 8 206 GO.: Berichte, womit Rekurſe vorgelegt werden (8 522 
ZPO), find in tunlichſt kurzer Faffung auf dem überreichten Rekurſe 
oder auf einem beigelegten Blatte in Urfchrift au erftatten; eine Über: 
tragung in Reinfchrift fol nur ftatifinden, wenn der Bericht fachliche 
Mitteilungen macht, bie in den übrigen Wlten nicht enthalten find, und 
die Handichrift des richterlichen Beamten, ber den Bericht entworfen hat, 
ſchwer Ieferlich ift. 

Eine Darftelung des altenmäßigen Sachverhaltes iſt in den Bericht 
lediglich danıı aufzunehmen, wenn der Rekurs und die vorgelegten Prozeß⸗ 
atten für fich feine genügende Überficht über den maßgebenden Sadjverhalt 
gewähren. Eine im Berichte unternommene Reditfertigung bes angefoch- 
tenen Beſchluſſes muß fih auf die kurze Hervorhebung der widhtigften 
Geſichtspunlte beſchränken. 

Dem Berichte ſind die für die Beurteilung des Rekurſes erforderlichen 
Akten ſamt Zuſtellungsſcheinen und insbeſondere der angefochtene Beſchluß 
mit dem Beratungsprotokolle oder Abſtimmungsvermerle in Urſchrift bei⸗ 
zulegen; im Berichte ſelbſt ſind Angaben über die Beſetzung des Senates, 
der den angefochtenen Beſchluß gefaßt hat, und über das Abſtimmungs⸗ 
ergebnis nicht zu machen. Die Einſendung beglaubigter Abſchriften iſt 
nur hinſichtlich jener Alten zuläſſig, die zur Fortſetzung des Verfahrens 
in der unteren Inſtanz unerläßlich benötigt werden. Ein Wltenauszug ift 
dem Berichte nicht beizulegen. 

In Unfehung der Überfendung und Mitteilung der Rekursentſchei⸗ 
dungen haben bie Borjchriften bed 8 205, leßter Abſ., zu gelten. 

8 208 GO.: Berufungen ober Revifionen und Rekurſe, welche gegen 
diefelbe Entſcheidung angebracht werben, find der Rechtsmittelinftanz gleich- 
zeitig vorzulegen. Bon der Erftattung eines Berichtes Über den Rekurs 
ift in diefem Falle in ber Regel abzufehen. Soferne nicht eine Recht: 
fertigung des mittel3 Rekurſes angefochtenen Teile der Entfcheidung für 
nötig gehalten wird (8 206, Abſ. 2), genügt es, in dem Befchluffe, womit 
die Berufung oder Revifion vorgelegt wird, auf den erhobenen und gleich⸗ 
zeitig vorgelegten Rekurs hinzumeifen, z. B. „die Alten in Saden A ca. B 
wegen Grundeigentumes werden infolge Berufung dem Lanbesgerichte in 
W. unter Anfchluß des vom B. gegen die Entfcheidung Über den Koſten⸗ 
punkt rechtzeitig angebrachten Rekurſes vorgelegt.“ 

Mit der Vorlage des Rekurſes gegen eine der Berufung oder Revi- 
fion unterliegende Enticheidung ift deshalb regelmäßig bis nad Ablauf 
der Berufungds oder Revifionzfrift, wenn aber die Berufung oder Revi⸗ 
fion rechtzeitig erhoben wird, bis nach Einlangen bes Schriftfahes des Be⸗ 
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ruſungs⸗ oder Nevifior.dgegnerd oder nach Ablauf ber hiefür offenftehen- 
den Frift zu warten. — 

Siehe aud die IMV. v. 6. Mai 1898, JMBB. Nr. 11 (bei 8 469). 

a) Einem Rekurſe gegen Strafverfügungen, die gemäß $ 199 8PO. 
gegen andere Perſonen als Beugen und CEachverftändige erlaffen 
wurden, kann der Senat oder Richter, befien Berfügung angefochten wi.d, 
nicht felbit ftattgeben. (IM. zu 8 522 ZBD., P. 1.) 

d) Relurfe gegen Beichlüffe eines erfuchten Nichters find demjenigen 
Gerihtshofe vorzulegen, an welchen der Rechtszug gegen Beſchlüſſe des 
Gerichtes geht, dem der erfuchte Richter angehört. (IM. zu 8532 ZPO.B.2.) 

c) Siehe IM. zu 8 552 ZBO., P. 3. 

6 523. Rekurſe gegen Beſchlüſſe, wider welche nad) den 
Borichriften dieſes Gejepes ein Rekurs überhaupt nicht ftatt- 
findet oder doch ein abgejondertes Rechtsmittel verjagt!) iſt, 
ſowie Rekurſe, die nad) Ablauf der Rekursfriſt?) erhoben werden, 
find von dem Gerichte, bei welchen: jie überreicht werden, von 
Amts wegen zurüdzumeijen.?) 

1) Siehe di: Aufzählung unter IV. 

2) 8 521. — Unders binfichtlich der unzuläffigen Berufung und #e- 
vifion. 88 468, Abſ. 1, 507, Abi. 1. 

3), Dagegen Rekurs, 8 514. (Bagatell- und Beſitzſtörungsverfahren, 
88 517, 518.) 

Verſpätete Rekurſe find auch dann zurüdzumeifen, tmenn die Abän⸗ 
derung des VBeichlufles gemäß 8 516 8P0. rechtzeitig innerhalb ber Re⸗ 
fursfrift beim Gerichtshofe beantragt wurde. Siehe 8 151, letter Abf., 
BD. (bei 8 516). 

6 524. Der NRekurs hat in Bezug auf die Ausführung 
des angefochtenen Beichluffes und den Eintritt der Vollitred- 
barkeit desjelben feine aufichiebende Wirkung. Eine Ausnahme 
“ tritt, foferne nicht das Geſetz etwas anderes beffimmt,) bei Straf⸗ 
verfügungen?) ein, welche im Inſtanzenzuge anfechtbar find. 

Wenn jedod) aus der vun Verfahrens, der Aus- 
führung des angefochtenen Beſchluſſes oder der auf Grund des— 
jelben einzuleitenden Erefution der Gegenpartei fein unverhält- 
nismäßiger Nachteil erwächſt, und ohne ſolche Hemmung der 
Bmed des Refurjes vereitelt würde, jo hat das Gericht, gegen 
deſſen Beihluß Rekurs ergriffen wurde, auf Antrag die einft- 
weilige Hemmung unter gleichzeitiger Anordnung der etwa 
notwendigen Siherungsmafregeln zu verfügen.?) Gegen Dielen 
Beſchluß findet ein abgejondertes Rechtsmittelt) nicht ftatt. 


8 524. 1. Dem Rekurs gegen den Endbeſchluß im Be- 
fieftörungsperfahren fehlt die aufjchiebende Wirkung. €. v. 
9. Auguft 1900, 3. 11127, Präv. 1900: ©. 773. 
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Gleiche Befugnis fteht dem Vorſteher des Gerichtes, 
dem Vorfigenden des Senate oder dem beauftragten oder 
erfuchten Richter zu, wenn der Rekurs gegen deren Beichlüffe 
ergriffen wird. 

1) 8 301, Abf. 1. 

2) 8 220. Dann überall dort, wo erft nach Rechtätraft des Beſchluſſes 

der Bollzug oder eine weitere Verfügung eintreten darf, 3. B. 88 18, 
Abi. 3, 49, Abſ. 3, 62, 71, Abſ. 3, 361, Abſ. 4, 308, Abſ. 2. — Siehe 
auch Unhang (IV) zur ED. 

3) Hievon ift auch der Gegner des Rekurrenten zu benachrichtigen. 

8 150, Abſ. 2, CD. — Bei Verweigerung einer Zagfahungserftredung iſt 
ohne Rüdficht auf die Rechtskraft des Beſchluſſes die Verhandlung fofort 
aufzunehmen oder fortzufegen. 8 136, Abſ. 2. — Sicherungsmaßregeln 
nach 88 378 ff. ED. * 8515. 


$ 525. Anfofern im Berfahren über eine Klage wegen 
Störung des Beſitzſtandes) die während der Verhandlung ge- 
troffenen einftweiligen Vorkehrungen?) durch die Vollitredung 
des Endbeichluffes nicht berührt werden, hat der Richter eriter 
Inſtanz nah feinem Ermeſſen zu beitimmen, ob diefelben 
während der Anhängigfeit des Nekurjes?) fortdauern follen 
oder ſchon vor Erledigung des Rekurſes aufzuheben feien. 

1) 8454. 2) 8458. 2) Gegen den Endbeſchluß, mit welchem die 


Beſchwerden gegen bie einfttweiligen Verfügungen zu verbinden find. 
8 518, Abſ. 2. 


Berfahren bei dem Rekursgerichte. 


F 526. ber den Refurs ift ohne vorhergehende miünd- 
liche Verhandlung in nicht öffentlicher Siyung durch Beſchluß 
zu. .entjcheiden.t) Bor der Enticheidung kann das Relursgericht 
die ihm notwendig fcheinenden Erhebungen veranlaffen.«) 

Ein unzuläffiger?) oder veripäteter Rekurs ift fofort zu 
verwerfen.?) 

Die Ausfertigung und Zuſtellung der Entſcheidung des 
Rekursgerichtes Hat unter ſinngemäßer Anwendung der Be- 
ftimmungen des 8 500 zu gefchehen. 


8 526. 1. Umftände, die erft nah Erlaffung des an- 
gefochtenen Beſchluſſes eingetreten find, werden bei der Ent- 
jheidung über den Rekurs nicht berüdfichtigt. ©. v. 18. März 
1902, 3. 3573, GH. 190243. — ot. PD. 8 460, Nr. 1. 

2. Die Entiheidung des Rekursgerichtes muß nicht zu 
eigenen Handen zugeftellt werden. E. v. 16. September 
1902, 3. 12828, 38. 1903 : 112. 
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1) Koften 88 50--52. *) Siehe die Aufzählung unter IV. — Uns» 
zuläffig ift der Rekurs auch, wenn auf das Rechtsmittel verzichtet wurde. 
88 4723, 208, 8. 1. *) 8 588. 

a) Im Rekurſe dürfen neue Tatumfiände und Beweiſe nicht vor= 
gebracht werden. Gutachten des Dberften Gerichtshofes zu 
8 520 ZRD., 2. 2.) 


6 527. Wird dem Rekurſe ftattgegeben, fo kann das 
Nefursgericht die infolge feines Ausipruches etwa erforderlichen 
weiteren Anordnungen demjenigen Gerichte oder Richter über- 
tragen, von welchem der angefochtene Beichluß erlaflen war.!) 

Wird der angefochtene Beichluß in zweiter Inſtanz auf- 
gehoben und dem Gerichte der erjten Snktanz eine neuerliche, 


8 527. 1. Sofern das Rekursgericht der Anficht tft, daß 

einem in erfter Inſtanz aus meritorifchen Gründen abge- 
wiefenen Antrage zu willfahren fei, bat es die Entſchei⸗ 
dung des erften Nichterd abzuändern und jelbft in der Sache zu 
entfcheiden. E. v. 28. Juli 1898, 3. 10129, Sig. 265. 
2. Das Rekursgericht, das die Unzuſtändigkeit des Ge- 
richtes erfter Inſtanz ausfpricht, darf fich in eine meritorifche 
Prüfung der Verfügung des unzuftändigen Gerichtes nicht einlaffen. 
E. v. 17. Jänner 1900, 3. 582, Sig. 854. 

3. Ein nicht angefochtener ungefeglicher, —— 
keiner Nichtigkeit leidender Beſchluß kann anläßlich der Rekurs⸗ 
entſcheidung nicht von Amts wegen aufgehoben werden. E. v 
4. Jänner 1900, 3. 18880, GH. 1900: 25. 

4. Die rekursgerichtliche Entſcheidung, daß von der Einwen⸗ 
dung der Unzuläſſigkeit des Rechtsweges, der in erſter 
Inſtanz ſtattgegeben wurde, abzuſehen und die Rechtsſache zu ver⸗ 
handeln und entſcheiden ſei, enthält keine Aufhebung, ſondern eine 
Abänderung des erſtrichterlichen Beſchluſſes. E. v. 4. Februar 
1902, 3. 1502, amtl. ©. 534; 

gegen dieſe Entſcheidung tft daher auch ohne Vorbehalt der 
Rechtskraft weiterer Rekurs zuläffig. E. v. 4. Februar 1902, 3. 1502, 
amtl. ©. 534. 

5. Die NAnfechtbarkeit der Rekursentſcheidung ift dagegen 
durch den Vorbehalt der Rechtskraft bedingt, wenn die in erfter 
Snftanz zugelafjene Einwendung der Unzuftändigfeit 
verworfen und dem erften Nichter die Enticheidung in ber 
Hauptſache aufgetragen wird. €. dv. 6. September 1898, 3. 10753, 
Sig. 297; 13. April 1898, 3. 5212, Sig. 105 (10. Jänner 1900, 
3. 82, Sig. 842?). 

6. Unbedingte Anfechtbarkeit der Entiheidung des Rekurs- 
gerichtes, durch welche die Verfagung des VBerfäumungsurs- 
teile8 aufgehoben wird? E. v. 11. Februar 1902, 8. 1914, 
®H. 1902: 32. 


— 
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nad Anhörung der Parteien zu fällende Enticheidung auf- 
getragen, h fann die Entſcheidung des Nefursgerichtes nur 
dann angefochten werden, wenn in derſelben bejtimmt ift, 
daß erft nad Eintritt ihrer Rechtskraft mit dem Vollzuge 
des der eriten Inſtanz erteilten Auftrages vorzugehen fei.?) 

2) Wenn gegen den Meiftbotsrerteilungsbeichluß Rerurs erhoben wird, 
hat das Relursgericht in ber Regel in der Sache felbit zu enticheiden. 
88 234, Abſ. 2, 233, Abſ. 1, ED. 

2) Analog 8 519, 3. 3. 


$ 528. Rekurſe gegen Entfcheidungen des Gerichtes 
zweiter Inſtanz, durch welche der angefochtene erjtrichterliche 
Beſchluß beitätigt wurde, find vom Gerichte erjter Inſtanz 
von Amts wegen zurüdzumeijen.!) a) 

Findet das Rekursgericht, daß ein gegen den Beichluß 
eines Gerichtes zweiter Snftanz erhobener Rekurs mutwillig 


7. Die Entſcheidung des Rekursgerichtes über die Koften 
des Rekurſes ift anfechtbar, wenngleich im übrigen mangels 
Vorbehalt der Rechtskraft Rekurs ausgefchlofien iſt. E. v. 10. De- 
zember 1901, 3. 16943, GH. 1902 : 28. 

8. Im Beſitzſtörungsverfahren ift die Enticheidung bes 
Rekursgerichtes, wodurch der erftrichterliche Endbefchluß aufgehoben 
und neuerliche Enticheidung aufgetragen wird, trog Vorbehalt der 
Rechtskraft unanfehtbar. E. v. 28. Februar 1899, 3. 3131, Sig. 531. 

9. Gegen die eigenmächtige Beifügung des Vorbe— 
baltes der Rechtskraft durch das Gericht eriter Inſtanz  ift 
Rekurs ftatthaft. E. dv. 18. April 1901, 3. 3196, Przeg. 1902: S.155. 

8 528. 1. Die beftätigende Entſcheidung des Rekurs— 
gerichtes ift unanfechtbar, wenngleich der erftrichterliche Beſchluß 
in da3 in der Hauptfache ergebende Urteil aufgenommen war. €. 
v. 16. Juli 1902, 3. 9856, GH. 1903 :215 

daher kann der Beichluß des Rekursgerichtes, durch den eine 
in da3 Urteil aufgenommene Entfeheidung im Koftenpunfte 
beftätigt wird, nicht weiter angefochten werden. E. v. 14. März 
1899, 3. 4094, Sig. 548. 

2. Öleichlautende Entſcheidungen über den Koſtenpunkt fünnen 
nicht deshalb mittel Rekurs angefochten werden, weil die erft= 
richterliche Entſcheidung irrtümlich ftatt mittels Befchluß 
ee beftätigt wird. ©. v. 8. März 1899, 3. 2633, 


3. Iſt die Repifion gegen gleichlautende Urteile in 
der Hauptſache erfolglos, fo können die gleichlautenden Entfchei- 
dungen der unteren Inſtanzen über die Koften nicht geändert 
werden. ©. v. 20. Juni 1900, 3. 8698, Sig. 1063; 22. März 
N 7399, 3.8. 147, Sig. 944; 8. Juni 1898, 3. 7399, 

g. 218. 


6223 Zivilprozeßordnung. 6 520. 


oder nur zur Verzögerung der Sache angebradht wurde, fo 
ift gegen den Beichwerdeführer oder = Umftänden gegen 
deffen Advofaten auf eine Mutwillensitrafe?) zu erfennen. 

1) Im Erelutionsverfahren ift ein Rekurs "gegen zwei gleich lautende 
Beſchlüſſe zuläflig in den Fällen ber 58 83, Abſ. 3, u. 289, Abi. 3, ED. — 
Revifionsrefurs ausgeſchloſſen in Bagatellfachen 8 517, Abf. 2, dann in 
Gewerbegerichtöjachen 88 16, 17, 18, 82, Abſ. 2, Gef. vom 27. November 
1896, RGB. Nr. 318, und gegen bie Entjcheibung bed Rekursgerichtes 
über die vorläufige Feſtſtellung des Laftenftandes 8 167, Abi. 3, ED. 

2) Bis zu 800 fl., 8 220. 

a) Enthält die Entſcheidung des Gerichtes zweiter Inſtanz, durch 
welche der angefochtine erftrichterliche Beſchluß beftätigt wurde, neben biefer 
Beftätigung noch einen weiteren neuen, felbitändigen Ausſpruch (3.8. Ber- 
urteilung des Advokaten zu den’Koften nad; 8 49 8PO.), fo fteht gegen 
leßteren der Rekurs an die britte Inftanz offen. Rekurſe, welche fih auf 
die Anfechtung des neuen Ausſpruches des Gerichte zweiter Juſtanz be⸗ 
Schränken, dürfen daher nicht zurüdgewiefen werben; falls fie fi neben 
der Anfechtung des neuen Ausſpruches zugleich mit dem in zweiter Inftanz 
beftätigten Beſchluſſe befaflen, find fie zwar dem Reviſi onsgerichte vorzu⸗ 
legen, lebtereö aber hat den unzuläffigen Teil des Rekurſes gänzlich un⸗ 
berüdfichtigt zu laflen. (IM. zu 8 528 ZPO.) 


Sünfter Teil. 
Nichtigkeits- und Wiederanfuahmsklage. 


6529. Eine rechtskräftige Entſcheidung,) durch welche 
eine Sache erledigt iſt, Tann durch die Nichtigfeitäflage an- 
gefochten werden: 


4. Bei teilweifem Erfolge des Rekurſes ift Anfechtung 
des Ausſpruches über die Rekurskoſten zuläffig. E. v. 22. Oftober 
1901, 3. 14015, GH. 1902 :14; 

äßigung der zu erfegenden Prozeßkoſten durch die 
zweite Snftanz ift jedoch in Anſehung des un Betrages 
Beftätigung der Koftenentfcheidung erfter Inſtanz. E. v. 28. Nor 
bember 1900, 3. 15639, Sig. 1202; 28. März 1898, 3. 2734, 
Präv. 1899: ©. 279. 

5. Ob der Rekurs zuläffig ift, Hat das Gericht erfter In⸗ 
Tan vor deffen Vorlage zu prüfen. E. v. 11. Mai 1898, 3.6615, 

g. 177. 

6. Im Verfahren wegen Beitimmung oder Berichtigung 
bon Grenzen tft Rekurs gegen eine beftätigende Entfcheidung der 
zweiten Inſtanz unzuläffig. €. v. 18. Oftober 1898, 3. 14177, 
Sig. 342. — Vgl. ZPO. 8 261, Nr. 1 und 2. 

8529. 1. Die Mutter kann nicht ihr Kind im Prozeffe 
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1. wenn ein erfennender Richter von der Ausübung 
des Nichteramtes in dem Rechtsſtreite kraft des Geſetzes aus⸗ 
geichlojfen war;?) 

2. wenn eine Bartei in dem Verfahren gar nicht,?) oder 
falls fie eines gejeglichen Vertreters bedarf,*) nicht durch einen 
folchen vertreten war,?) jofern die Prozebführung nicht nad 
träglich ordnungsmäßig genehmigt wurde.) 

Die Nichtigfeitsklage ift jedoch unftatthaft, wenn in dem 
unter 8. 1 bezeichneten alle der Ausichliegungsgrund, im 
Falle der 3.2 aber der Mangel der Prozebfähigfeit oder 
der gejeßlichen Vertretung fchon vor der rechtsfräftigen Ent- 
ſcheidung mittel3 eines Ablehnungsgejuches,”) mittel3 des An⸗ 
trages auf Nichtigerflärung des Verfahrens®) oder im Wege 
eines Rechtsmittel3?) ohne Erfolg geltend gemacht wurde. 

Die a ilt ferner dann unjtatthaft, wenn 
die Bartei im Stande war, den Ausichließungsgrund (3. 1) 
in dem früheren Verfahren !) oder durch ein Rechtsmittel geltend 
zu machen. 

. Urteil oder Beſchluß; Rechtskraft ift Borausfegung; vergl. 8 530. 
— Das Rechtsmittel der Nichtigleitäflage findet im Verfahren vor Ge- 
werbegerichten feine Anwendung. 8 32 Gef. v. 27. November 1896, RGB. 
Nr. 218. — Eintragung in das Prozeßregiiter. 8 226, Abi. 1, SD. 

2) 8 20 IR. °) Insbeſondere bei mangelnder Bollmadit. 88 37, 38. 

4) 88 1-3. 9) 88 6, 7. ©) Insbeſondere dadurch, da ſich der geſetzliche 

Vertreter, ohne den Mangel geltend zu maden, in das Berufungsver⸗ 

fahren eingelafien hat. 8 477, Abſ. 1, 8. 5, u. Abf. 2. ) 88 21,22 IN. 

8, 88 6, 7. 9%) Berufung 8 477, 8.1 u. 5. — Reviſion $ 503, 8.1. — 
Rekurs 8 514, Abſ. 2. '%) 88 19, 21 IN. 





mit dem Stiefvater vertreten. E. dv. 19. September 1900, 
3. 11687, Przeg. 1901: ©. 129. 

2. Daß der Mangel der Prozeßfähigkeit oder der gejeglichen 
Vertretung im früheren Berfahren oder durch ein Rechts— 
mittel hätte geltend gemacht werden können, ſchließt die Nichtig- 
feit3flage nicht au8. E. dv. 8. November 1899, 3. 14312, Sig. 741. 

3. NichtigkeitSflage wegen des Verfahrens auf Grund gericht- 
licher Wohnungskündigung. E. v. 4. Jänner 1899, 3. 17775, 
Prav. 1899: S. 277. 

4. Vermeintliche Unzuſtändigkeit des Gerichtes iſt kein 
ee Anfehtungsgrund. E. v. 20. November 1900, 3. 15247, 

g. 1186. 

5. Ein gerichtlicher Vergleich kann nicht durch die Nidh- 
tigleitSflage angefochten werden. E. v. 6. Juni 1900, 3. 8137, 
Sig. 1035. — Vgl. ZPO. 8 4, Nr. 4. 
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$530. Ein durch Urteil gefchloffenes Verfahren‘)a) kann 
auf Antrag?) einer Partei wieder aufgenommen werden: 

1. wenn eine Urkunde, auf welche das Urteil gegründet 
ift, fälſchlich angefertigt oder verfälicht ift; 

2. wenn ſich ein Zeuge oder ein Sachverftändiger einer 
falihen Ausfage oder der Gegner bei feiner Vernehmung?) 
eines falfchen Eides ſchuldig gemacht hat, und das Urteil 
auf diefe Ausjage gegründet ift; 

3. wenn das Urteil durch eine im Wege des gericht- 
lichen Strafverfahrend zu verfolgende Betrugshandlung des 
Vertreters der Partei, ihres Gegners oder deſſen Vertreters 
erwirft wurde; 

4. wenn jich der Richter bei Erlaſſung des Urteile oder 
einer dem Urteile zu Grunde liegenden früheren Enticheidung 
in Beziehung auf den Rechtsftreit zum Nachteile der Bartei einer 
nad) dem Strafgeſetze zu ahndenden Verlegung feiner Amt3- 
pflichten) ſchuldig gemacht Hat; 

5. wenn ein ftrafgerichtliches Erfenntnis, auf welches das 


8530. 1. Die Wiederaufnahme wegen falfher Zeugen- 
ausfage unterliegt nicht den Befchräntungen der Wiederaufnahme 
wegen neu aufgefundener Beweismittel. E. v. 23. April 1902, 
3. 5621, IB. 1902: 48. 

2. Wiederaufnahme kann nicht deshalb ftattfinden, weil das 
Berufungsgericht über eine verſpätete Berufung meritorifch 
entfchieden hat. E. v. 8. Auguft 1899, 3. 9349, Ref. 1900: ©. 16. 

3. Die Partei bat das rechtzeitige Geltendmaden 
bon Beweißmitteln (3. D dur ihr Verſchulden ver— 
ſäumt, wenn fie die Beitimmung einer Frift für die Beweis⸗ 
aufnahme (8 279 ZPO.) nicht beantragte. E. v. 31. Mai 1901, 
3. 7574, amtl. S. 432; 

oder wenn fie die Beweismittel bei Anwendung ordnungs⸗ 
mäßiger Aufmerkſamkeit und entiprechenden Fleißes vor Schluß 
der mündlichen Verhandlung hätte finden können. E. v. 3. Jänner 
1901, 3. 16200, Gaz. 1901:2. 

4. Zur Bewilligung der Wiederaufnahme genügt fehon die 
Möglichkeit, daß die vorgebrachten neuen Tatſachen oder Beweis⸗ 
mittel eine dem Wiederaufnahmswerber gunfige Entſcheidung 
der Hauptſache hätten herbeiführen können; ob dieſe 
Möglichkeit vorliegt, iſt nach den Umſtänden des einzelnen Falles 
zu beurteilen. E. v. 25. Februar 1902, 3. 2165, amtl. ©. 528; 

doch kann aus diefem Grunde nur diejenige Partei Wieder: 
aufnahme begehrten, zu deren Ungunften das Urteil in ber 
Sauptjache ganz oder teilweife erfloffen ift. E. v. 2. September 
1902, 3. 8913, Präv. 1903: &. 92. 
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Urteil gegründet iſt, durch ein anderes rechtskräftig ge- 
wordenes Urtetld) aufgehoben iſt; 

6. wenn die Partei ein über denſelben Anſpruch oder 
dasſelbe Rechtsverhältnis früher ergangenes bereits rechtskräftig 
gewordenes Urteil ($ 411) auffindet oder zu benützen in den 
Stand gejebt wird, welches zwifchen den Parteien des wieder 
aufzunehmenden Verfahrens Recht Ichafft;®) 

7. wenn die Partei in Kenntnis von neuen Tatſachen 
nelangt oder Beweismittel auffindet oder zu benüßen in den 
Stand gelebt wird, deren Vorbringen und Benübung im 
früheren Verfahren eine ihr günftigere Entjcheidung Der 
Hauptiache herbeigeführt haben würde. 

Wegen der in 3.6 und 7 angegebenen Umftände iſt die 
Wiederaufnahme nur dann zuläffig, wenn die Partei ohne 
ihr Verſchulden außerjtande war, die Nechtsfraft des Ur—⸗ 
teile8 oder die neuen Tatſachen oder Beweismittel vor 
Schluß der mündlichen VBerhandlung,”) auf welche das Urteil 
erſter Inſtanz erging, geltend zu machen.®) 

1) Nechtäfraft des Wrteiles ift nicht Vorausſetzung. Vergl. 8 529. 

— Das Rechtsmittel der Wiederaufnahmsllage findet im Verfahren vor 
Gemwerbegerichten feine Anwendung. 8 32 Gef. v. 27. November 1896 
RGB. Nr. 218. — Eintragung in die Prozeßregifter. 8 226, Abſ. 1, SD. 

2) Prozeßvollmacht 8 31, 3.1. 

s) 8 877, Abſ. 3. 

4) Mißbrauch der Amtsgewalt 88 101, 102 StG.; Geſchenkannahme in 
Amtsſachen 8 104 St®. 

d), Oder Beichluß 8 359 StPO. (Einftelung oder Burüdmweifung ber 
Anklage nach bemwilligter Wiederaufnahme haben die Wirkung des frei- 
ee Urteiles.) — 88 360, 362, Abf. 2, StPO., fiehe auch 8 534, 

.8, 3 

6) Auch ein ber Rechtskraft fähiger Beſchluß ober ein Schiedsſpruch. 
Bergl. 88 240, Ubf. 3, 594, Abſ. 1. 

?) 88 193, 194. 

8) Aus den Gründen 3. 1—7 kann ein Schiedsſpruch al3 unwirkſam 
angefochten werben. 8 595, 3. 8. — Wiederaufnahme im Wechjelverfahren 
beſchränkt. 8 556. 

a) Gegen ſtrafgerichtliche Entſcheidungen über privatrechtliche Ans 
ſprüche Tann die Wiederaufnahmäflage bei dem Bivilrichter nur aus den in 
8 374 StPO. angegebenen Gründen (wegen neu aufgefundener Beweis⸗ 
mittel und wegen eines nachgefolgten Tatumftandes) erhoben werben. (FM. 
zu 8 530 ZPO.) 


$ 531. Die Wiederaufnahme kann aud) zur Ausführung 
der im Sinne des 8279, Abſatz 2,1) von der Verhandlung ausge⸗ 
ſchloſſenen Beweiſe bewilligt werden, wenn die Benügung diefer: 
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Beweiſe im früheren Verfahren offenbar eine der Barteigünjtigere 

Enticheidung der Hauptiache zur Folge gehabt haben würde. @) 

1) Wegen Nichteinhaltung der hiezu geſetzten Friſt. Ebenſo in den 
Fällen ber 88 309, 332, 335, 365, Abſ. 2, 368, Abf. 3. 

a) Bei Bewilligung der Wiederaufnahme zur Ausfuhrung von Be⸗ 
mweifen, die bei ber mündlichen Verhandlung nicht zur Benüßung zugelaflen 
mwurben, ift bem Wiederaufnahmskläger, falls ihn wegen Berfänmung der 
Beweisaufnahmefrift (88 279, 309, 835 ZPO.) ober der Friſt zum Erlage 
des Koftenvorfchuffes (88 332, 365, Abf. 2, 368, Abſ. 3, ZPO.) ein Ber: 
ſchulden trifft, je nach Beichaffenheit des Falles entweder nad) $ 44 ober 
nad) 8 48 oder 8 51 ZPO. der Erſatz aller oder eines Zeiled der Koften 
des Wiederaufnahmsverfahrens und der neuen Verhandlung zur Haupt⸗ 
fache aufzuerlegen. Bei grobem Verſchulden des Vertreter? des Wieder- 
aufnahmsflägers Tann auch 8 49 ZPO. zur Anwenbung kommen. (JM. 
zu 8 531 BRD.) 

6 532. Für die Nichtigfeitöflage und für die nad) 

8 530, 3. 4, erhobene Wiederaufnahmsflage ift das Gericht, 
bon welchem das durch die Klage angefochtene Urteil gefällt 
wurde, wenn aber in der Klage mehrere in demjelben Rechts⸗ 
jtreite von Gerichten verfchiedener Inſtanzen gefällte Urteile 
angefochten werden, das höchſte unter dieſen Öerichten aus⸗ 
ſchließlich zuſtändig. 

In allen übrigen Fällen (88.530, 8.1 bis 3,5, 6 und 7, 
und 531) muß die Wiederaufnahmsflage beim Prozeßgerichte 
Kalen Inſtanz, wenn aber nur ein in höherer Inſtanz er- 
laſſenes Urteil von dem geltend gemachten Anfechtungsgrunde 
betroffen wird, bei dem bezüglichen Gerichte höherer Inſtanz 
angebracht werden. 


853%, 1. Die Zuftändigfeit für die Wiederauf- 
nahmsklage wegen neu aufgefundener Beweidmitel 
entfcheidet ſich danach, welche Inſtanz die Zatfachenfeftitellung vor⸗ 
genommen bat, die bon dem geltend gemachten Anfechtungsgrunde 
betroffen wird. €. v. 8. Jänner 1901, 3. 17633, amtl. ©. 854; 

daher ift eine folche Wiederaufnahmsflage beim Prozeßgerichte 
erfter Inſtanz anzubringen, wenn das Berufungsgericht nah Er- 
gänzung des Verfahrens in der Sache ſelbſt erfannt (8 496 ZPO), 
dabei aber den vom Anfehtungsgrunde betroffenen Tat- 
beftand zum Zeile feiner Entiheidung zu Grunde gelegt 
hat. €. v. 20. März 1900, 3. 3799, Sig. 935 (14. Februar 1899, 
3.1127, Sig. 510°). 

2. Das Reviſionsgericht ift für eine Wiederaufnahms- 
Hage wegen rechtöfräftigen Urteil oder wegen neuer Zatfachen 
oder Beweismittel zuftändig, wenn nur dad vom Reviftonsgericht 
erlaffene Urteil vom Anfehhtungsgrunde betroffen wird. €. v. 
20. November 1900, 3. 15247, Sig. 1186. 
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Berfahren. 


6 533. Auf die Erhebung der Nichtigkeits- und Wieder- 
aufnahmsflage und auf dag weitere Verfahren finden, foweit 
fih nicht aus den nachfolgenden Beitimmungen Abweichungen 
ergeben, die im erjten bis vierten Teile dieſes Geſetzes ent- 
baltenen Vorſchriften entiprehend Anwendung.!)a) 

1) Eintragung in bie PBrozeßregifter 8 226, Abf.1, SD. Bei ber 
Negifterzahl des angefochtenen Urteiles (Beichluffes) ift die Erhebung ber 
Nichtigleitd- oder Wiederaufnahmsflage in der Spalte für Bemerkungen 
anzumerlen 8 227, 3.8, GO. 

a) Insbeſondere ift bei Gerichtshöfen über die Klage erfte Tag- 
fagung anzuordnen. (IM. zu 8 239 8PO., P. 7.) 

6534. Die Klage it binnen der Notfrift!) eines Mo- 

nates zu erheben.«a) 

Diefe Friſt ift zu berechnen: 

1. im Falle des 8 529, 3. 1, von dem Tage, an 
welchem die Partei von dem Ausichließungsgrunde Kenntnis 
erhalten hat, oder wenn Dies vor Eintritt der Rechtskraft 
der angefochtenen oem geichehen, vom letzteren Tage; 

2. im Falle des $ 529, 8. 2, von dem Tage, an 
welchem die Enticheidung der Bartei,?) und wenn biete nicht 
prozeßfähig ilt, dem geſetzlichen Vertreter derjelben zugeftellt 


8 538. 1. Bei Nichtigfeitöllagen gegen Urteile in Bagatell- 
ſachen ift nach den befonderen Beitimmungen über das Bagatell- 
verfahren vorzugehen. ©. v. 10. Mai 1899, 3. 7071, Sig. 609. 

8534. 1. Der Beginn der Frift für die Nichtigkeitsklage 
wegen mangelnder Brogehfähi feit oder gefeßlicher Vertretung tft 
davon unabhängig, ob die Partei vom Wiederaufnahm3- 
grunde Kenntnis hatte. &. v. 23. April 1902, 3. 5621, ZB. 
1902 : 48; 

ee der Entfheidung an die prozeßun- 
fähige Partei und der Tag, an dem der gefegliche Vertreter diejer 
Partei von der Entſcheidung Kenntnis erhält, find für den Beginn 
der Frift für eine ſolche Nichtigkeitöflage gleichfalls ohne Belang. 
E. dv. 8. November 1899, 3. 14312, Sig. 741; 

es kommt daher augfchlieglih auf die Zuftellung an den 
Kurator der geiftestranten Partei an, mag gleich ber 
Kurator ſchon vor der Zuftelung von der Enticheidung Kenntnis 
gehabt haben. E. v. 19. November 1901, 3. 15495, amtl. S. 489. 

2. Bei Wiederaufnahme wegen rechtskräftigen Urteil oder 
wegen neuer Tatſachen und Beweismittel beginnt die Frift, wenn 
Wiedereinfegung gegen das VBerfäumungdurteil begehrt 
wurde, mit der rechtäträftigen Abweifung der Wiedereinfegung. 
E. v. 11. Jänner 1899, 3. 123, Sig. 455. 
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wurde, jedoch gleichfalls nicht vor eingetretener Rechtskraft 
der angefochtenen ale bung; 

3. in den Fällen des 8 50, .1 bis 5, von dem Tage, 
an welchem das den 5 rteil oder der die Ein- 
jtellung eines jtrafgerichtlichen Verfahrens ausiprehende Be⸗ 
ihluß?) in Rechtskraft erwachſen iſt; | 

4. im Falle des 8 530, 3.6 und 7, von dem. Tage, 
an welchem die Partei imftande war, das rechtäfräftige 
Urteil zu benüßen oder die ihr befannt gewordenen Tat- 
ſachen und Beweismittel bei Gericht vorzubringen; 

5. im Falle des’ 8 531 von der Zuftellung‘) des Urteiles 
eriter Snitanz. 

Nah Ablauf von zehn Zahrend) nad) dem Eintritte der 
Rechtskraft des Urteile?) Tann die Klage, mit Ausnahme de3 
in 3.2 erwähnten Falles, nicht mehr erhoben mwerden.®) 

1) 8 128. 2) Oder ihrem Bevollmädjtigten. 8 39. °) Im Falle 

8 359, Abf. 1, StPO. *) Im Bagatellverfahren von der Verfündung 
in Anmejenheit beider Parteien. 8 452, Abſ. 1. °) Im Falle 8 529, 
3.1, aud des Beichluffes. °) Eine während des Prozefjes oder erſt nad) 
defien Beendigung eingetretene Erfigung ober Verjährung eines Rechtes 
kann nicht zum Nachteile defien geltend gemacht werben, dem nachträglich 
die Wiederaufnahme des über biejes Recht geführten Prozeſſes bewilligt 
wird. Art. XLVI EG. 3. 8PO. 

a) Die Notfrift für die Erhebung einer Nichtigkeits- oder Wieber- 
aufnahmsklage ift nicht nad) 8 902 abGB. zu berechnen, fondern fie 
endet mit dem Ablaufe besjenigen Tages des nächſten Monates, welcher 

durch feine Zahl dem Tage entipricdht, an welchem die Frift begonnen Bat. 
Fehlt diejer Tag im nädjften Monate, fo endet die Frift mit Ablauf des 
legten Tages dieſes Monates ($ 125 ZPO.) (IM. zu 8 534 ZPO.) 

d) Auf Anfang und Ablauf diefer Friſt find die Gerichtöferien ohne 
Einfluß. (IM. zu $ 225 ZPO.) 


$ 535. Wird die Klage nicht bei dem Gerichte erhoben, 
welches in dem früheren Verfahren in erjter Inftanz erfannt 
hat, jondern bei einem höheren Gerichte, welches nach den 
für das Verfahren vor demfelben geltenden Beſtimmungen 


8535. 1. Falls die Klage beim Berufungsgericdhte 
erhoben wird, ift weder erfte Faggaeung anzuberaumen, noch Klage⸗ 
beantwortung aufzutragen. E. v. 3. Oktober 1901, 3. 11396 und 
13010, G3. 1901: 47; 

und die Entſcheidung des Berufungsgerichtes über 
die Klage kann nur mittels Reviſion angefochten werden. €. v. 
3. Oftober 1901, 3.11396 und 13010, ©3. 1901:47; 21. Februar 
1900, 3. 474, Sig. 898. 
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die Hauptſache ſpruchreif zu machen vermag,!) fo find in An- 
jebung der mündlichen PBerhandlung, der Beweisführung 
und der Mitteilung des Über die Klage gefällten Urteiles 
an die erite Inſtanz, fowie in Anfehung der Anfechtbarkeit 
des Urteile Diejenigen Beftimmungen maßgebend, welche 
für das höhere Geriht als Rechtsmittelinſtanz maßgebend 
wären. 
1) Gerichtshof I. Inftanz ober Oberlandesgericht. 8 582. 


6536. Die Klage muß insbefondere!) enthalten: 

1. die Bezeichnung der angefochtenen Enticheidung; 

2. Die Bezeichnung des geſetzlichen Anfechtungsgrundes 
(Nichtigkeits-, Wiederaufnahmsgrund);?) 

3. die Angabe der Umftände, aus welchen fih die Ein- 
geltung der gejeglichen Frilt?) für die Klage ergibt, und die 

ezeichnung der hiefür vorhandenen Beweismittel; 

4. die Angabe der für die Beurteilung der Zujtändig- 
feit wejentlichen Umjtände; *) 

5. die Erflärung, inwieweit die Beleltigung der ange- 
fochtenen Enticheidung, und welche andere Enticheidung in 
der Hauptſache beantragt wird. 

1) Außer ben Erforbernifien eines vorbereitenden Schriftfates 8 78, 

und einer Klage überhaupt 8 226. °) 88 529, 530, 531. 3) 8 534. 
*) 8532. Einer Wertangabe bedarf es nicht, weil bie fachliche Zuftändig- 
feit durch 8 532 beflimmt wird. 


931. Der Richter, wegen deſſen Beteiligung an der 
Entiheidung die Nichtigfeitäflage (8 529, 3. 1) oder wegen 
dejlen Verhalten die Wiederaufnahmsflage nach 8 530, 3.4, 
angebracht wird, ift von der Leitung der Verhandlung ſowie 
von der Enticheidung über die Nichtigkeits- oder Wiederauf- 
nahmsklage ausgejchlofien. 


6538. Das Gericht hat vor Anberaumung einer Tag- 
Kt zur mündlichen nun, und zwar bei Gerichts⸗ 
böfen in nicht Öffentlicher Sitzung, zu prüfen, ob die Klage 
auf einen der gejeßlichen Anfehtungsgründe (88 529 bis 531) 
geftügt und in der gejeßlichen Friſti) erhoben ſei. Mangelt 
ed an einem diefer Erforderniffe oder ift die Klage wegen 
eines der im 8 230, Abſatz 2,2) angeführten Gründe unzuläſſig, 
fo iſt fie al3 zur Beitimmung einer Tagſatzung für Die 
mündliche Verhandlung ungeeignet durch Beihluß?) zurüd- 
zuweilen. 
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Die Umftände, aus welchen fih die Einhaltung der ge- 
jeglichen Frift ergibt, find vom Kläger auf Verlangen de3 
Gerichtes Naubhatt*) zu machen. 

1) 8534. °) Unzuftändigfeit des Berichtes, Mangel der Prozeßfähig⸗ 
feit oder der gefeblichen Vertretung. ?) Rekurs 8 514. *) 8 274. Bu 
diefem Bchufe kann Einverneimung bed Kläger? nad 8 86 GO. ftatt- 
finden. 8 86, Abi. 4, GO. 


5309. Wenn die Wiederaufnahme wegen einer der 
im 8 530, 3. 1 bis 4, angeführten jtrafbaren Handlungen be- 
gehrt wird, ohne daß ihrer wegen bereit3 eine rechtsfräftige 
Verurteilung ftattgefunden hätte, hat das Prozeßgericht ohne 
vorgängige mündliche Verhandlung die Einleitung?) des ſtraf⸗ 
gerichtlichen Verfahrens behufs Ermittlung und Feititellung 
der behaupteten ftrafbaren Handlung zu veranlaffen. Gegen 
diefen Beichluß ift ein Rechtsmittel nicht zuläffig; vor der 
Beſchlußfaſſung kann das Gericht die Parteien oder eine der- 
jelben vernehmen?) und die ihm fonft wichtig jcheinenden Er- 
hebungen einleiten. 

Die Tagſatzung zur mündlichen Verhandlung über die 
Wiederaufnahmsklage ift erft nad) rechtskräftigem Abfchluffe 
des ftrafgerichtlichen Verfahrens, und zwar nur dann an— 
zuberaumen, wenn vieles Verfahren entweder zu einer recht3- 
fräftigen Verurteilung wegen der zur Begründung der 
Wiederaufnahmsklage geltend gemachten jtrafbaren Handlung 
geführt hat,“ oder wenn das ftrafgerichtliche Verfahren aus 
anderen Gründen al3 wegen mangelnden Tatbeitandes oder 
wegen Mangels an Beweiſen zu einer Verurteilung nicht 
geführt hat.a) Andernfalls ift die Klage nad) Belanntgabe 
der Ergebniſſe des ftrafgerichtlichen Verfahrens als ungzuläffig 
zurüdzumeifen. Dieſe Zurückweiſung geſchieht gleichfall3 ohne 
vorgängige mündliche Verhandlung und bei Gerichtshöfen 
durch einen in nicht Öffentlicher Sitzung gefaßten Beichluß.*) 
Das GStrafgeriht oder die ftaatsanwaltihaftlihe Behörde 
hat bei Befanntgabe der wegen Nichteinleitung oder Ein— 
jtellung des Strafverfahrens gefaßten Beichläffe den Grund 
der unterlaffenen Einleitung oder der Einjtellung des Ver⸗ 
fahrens ſtets ausdrüdlich zu bezeichnen. 

!) Ausnahme von 88 191 u. 192. 2) 8 86 CD. Giehe auch Anm. 
bei $ 175 ZPO 5) An das verurteilende Erfenntuis des Strafgerichtes 
ift der Zivilrichter gebunden. 8 268. *) Rekurs. 8 514. 

a) Die Tagfagung zur mündlichen Verhandlung über die Wieder: 
aufnahmsklage ift auch dann anzuberaumen, wenn das gegen einen Beugen 
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oder Sahverftändigen oder gegen eine Bartei wegen falfcher Ausfage 
oder falſchen Eides eingeleitete ftrafgerichtliche Verfahren zwar mangels 
des ſubjektiven Tatbeſtandes (3. B. mangelnde Zurechnungsfähigkeit zur 
Zeit der Tat) zu einer Verurteilung nicht geführt hat, vom Straigerichte 
aber die Ausfage oder der Eid für objektiv falſch erflärt worden find. 
(IM. zu 8 539 3PO.) 


6 540. Sit in den Fällen des 8 530 der Wiederauf- 
nahmsgrund durch der Klage in Urſchrift oder beglaubigter 
* beigelegte Urkunden dargetan oder wird die Wieder- 
aufnahme im Sinne des $ 531 beantragt, jo iſt die PVer- 
handlung und Entiheidung über den Grund und die Zu— 
läffigfeit der Wiederaufnahme, vorbehaltlich der dem Gerichte 
im 8189 eingeräumten Befugnis, mit der Verhandlung der 
Hauptſache zu verbinden. 

Die Hauptjache wird dabei foweit von neuem verhandelt, 
als fie vom Anfechtungsgrunde betroffen ift. 

Iſt jedoh das zur Entiheidung über die Bewilligung 
der Wiederaufnahme zuftändige Gericht höherer Inſtanz nad) 
den für das Verfahren vor demfelben geltenden Beitimmungen 
nicht in der Lage, die Hauptſache fpruchreif zu machen, a) fo 
hat es fih auf die Enticheidung über die Zuläffigfeit der 
Wiederaufnahme zu befchränfen und nad) Rechtskraft des die 
Wiederaufnahme bewilligenden Urteiles?) den Rechtsſtreit zur 
Verhandlung der Hauptſache an das Gericht — 
welches in erſter Inſtanz dazu berufen geweſen iſt. Von 
dieſem iſt ſodann die Tagſatzung zur mündlichen Verhandlung 
der Hauptſache von Amts wegen anzuberaumen und nach den 
für das Verfahren vor dieſem Gerichte geltenden Vorſchriften 
durchzuführen. 

1) Die Verhandlung zu trennen. 2) 8 541, Abſ. 1. 

a) Ob das zur Bewilligung der Wiederaufnahme zuſtändige Gericht 
höherer Inſtanz den Rechtsſtreit zur Verhandlung der Hauptſache an 
das Gericht erſter Inſtanz zu verweiſen hat, iſt darnach zu beurteilen ob 
das, was im einzelmen Falle geſchehen muß, um bie Hauptſache 
für eine neue Entfcheidung fpruchreif zu machen, nad) den für das Ber- 

fahren vor diefem Gerichte geltenden Beſtimmungen daſelbſt bewerkftelligt 
werden Tann oder nit. Wenn die Fälfchung einer Urkunde keine neue 
Beweisführung notwendig macht oder wenn der Wiederaufnahmsgrund des 
8 530, 3. 4, ZPO. (Berlegung der richterlichen Amtspflicht) in Betreff 
eined Mitgliedes des zur Bewilligung der Wiederaufnahme zuftändigen 
Gerichtes höherer Inftanz eintritt, wird baher von einer Verweifung der 
Sade au das Gericht erfter Inſtanz abzufehen fein, wenngleich im alls 
gemeinen jenem höheren Gerichte die Aufgabe nicht zufommt, eine Sache 
fpruchreif zu machen. (IM. zu 8 540 8PO., P. 1.) 
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Wird die Wiederaufnahme vom Oberſten Gerichtähofe bewilligt, fo 
ift der Rechtsſtreit, foweit überhaupt im einzelnen Falle eine Burüd- 
weifung erfolgen muß, zugleich mit der Entſcheidung über die Wieder: 
aufnahme an das Gericht erfter Iuftanz zur Verhandlung der Haupt- 
ſache zurüdzuverweifen. (JM. zu 8 540 8PO., P. 2.) 

6 541. In allen übrigen Fällen ift nur über Grund 
und Zuläffigkeit der Wiederaufnahme des Verfahrens oder 
über die Nichtigerflärung desfelben zu verhandeln und durd) 
Urteil!) zu enticheiden.?) 

Wird die Wiederaufnahme bewilligt, jo iſt das Ver—⸗ 
fahren in der Hauptfache, joweit es vom Anfechtungsgrunde 
betroffen wird, bei dem Gerichte, bei welchem die Wieder- 
aufnahmsklage eingebradyt wurde, oder wenn dieſes nad) den 
für das Berrahren eltenden Beſtimmungen nicht in der Lage 
ilt, die Hauptſache ** zu machen, a) bei dem Gerichte 
abzuführen, welches zur Verhandlung der Hauptſache in erſter 
Inſtanz berufen war.b) 

An Bezug auf die Verweiſung, die Anberaumung der 
Tagfabung zur mündlichen Verhandlung und die Durch⸗ 
dr der Verhandlung gelten die Bejtimmungen des 8 540, 

ab 3. 


2) Ausnahme 8 548. 
2) Auch über die Koſten bes nichtig erklärten Verfahrens. 88 51, 52, 
Abf. 8, 54. — Wenn das Urteil, durch welches die Wiederaufnahmsklage 
als unbegründet abgemwiefen wurde, auf Berufung abgeändert wird, ift 
die Sache zur neuerlichen Verhandlung an bas Gericht erfter Inftanz zu- 
rüdzuverweifen. 8 499, Abf. 4. 
a) Siehe JM. zu 8 540 ZB. 
db) Infolge der Wiederaufnahne des Verfahren! wird ein neues Urteil 
in der Hauptſache gefält. Durch diefes Tann das früher erfloffene Urteil 
auch zu Ungunften bes Wiederaufnahmsklägerd abgeändert werden. (FM. 
su 5 541 ZPO.) 
6 542. Sit die Verhandlung zur Hauptfache bei dem 
zur Entſcheidung über die Zuläffigkeit der Wiederaufnahme 
zuftändigen Gerichte abzuführen, ßg kann das Gericht nach 


8541. 1. Mit rechtskräftiger Bewilligung ber Wiederauf⸗ 
nahme tritt da8 im Hauptprozeffe ergangene Urteil 
außer Kraft; das Verfahren über ein gegen leßtered Urteil an⸗ 
hängiges Rechtsmittel ift nicht weiter fortzufegen. &. v. 28. Jänner 
1903, 3. 389 und 390, ZB. 1903 : 17. 

2. In dem nah bewilligter Wiederaufnahme vor 
dem Berufungsgerihte durchgeführten Verfahren in 
der Hauptfache können neue Tatumftände und Beweismittel vor⸗ 
gebracht werden. €. v. 26. Februar 1902, 3. 9432, amtl. ©. 533. 
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Berfündung der dem Wiederaufnahmebegehren jtattgebenden 
Entſcheidung durch Beichluß anordnen,!) daß vor Ausfertigung 
dieſer Entſcheidung in der Hauptſache verhandelt werde. 
Gegen diefen Beichluß iſt ein Rechtsmittel nicht zuläffig. 

Die Entſcheidung über die Zuläſſigkeit der Wiederauf- 
nahme it in Ddiefem Falle in die Enticheidung über die 
Hauptſache aufzunehmen. 

1) Sofern nicht die gleichzeitige Verhandlung ohnehin obligatorifch. 

8 540, Abj. 1. 

6 543. Ergibt fi erſt bei der mündlichen Verhand- 
lung, daß die Wiederaufnahms- oder Nichtigfeitsflage auf 
einen gejeglich unzuläfiigen Anfechtungsgrund!) geſtützt wird 
oder verjpätet?) überreicht ift, fo ift die Klage durch Beichluß ?) 
zurückzuweiſen. 

1) 88 529-531. °) 8 534. 5) Nach der Meg. Vorl. durch Urteil. 

Hierauf bezog ſich früher auch 8 499, Abi. 4 (jetzt nur mehr auf 8 541, 
Abf. 1). 


6 544. Über eine Wiederaufnahmsflage, welche gleich- 
zeitig mit der Erhebung der Berufung oder Revifion gegen 
dasſelbe Urteil oder während des anhängigen Berufungs- 
oder Nevifionsverfahrens eingebraht wird, ift von Amts 
wegen oder auf Antrag unverzüglich die Unterbrechung?) des 
Berufungs- oder Revifionsverfahrens anzuordnen,?) wenn einer 
der im 8530, 3. 1 bis 5, angeführten Wiederaufnahms- 

ründe geltend gemacht und das ergangene rechtsfräftige 
krofgerichttiche Urteil der Klage in Urſchrift oder beglaubigter 
Abichrift beigelegt wird. 

Das Gericht, bei welchem die Wiederaufnahmsfklage an- 
gebracht wurde, hat im Falle einer folchen Beichlußfaffung 
dag Gericht, bei welchem über das eingelegte Rechtsmittel zur 
Zeit verhandelt wird, von der angeordneten Unterbrechung de3 
Rechtsmittelverfahrens fofort zu verjtändigen. 

2) 8 167; Wirkung ber Unterbrehung $ 163. ?) Kein Rechtsmittel. 

8 546. 

6545. Ob in den übrigen Fällen!) wegen Einbringung 
einer Wiederaufnahmsflage das in Bezug auf dasfelbe Urteil 
eingeleitete oder anhängige Berufungs- oder Revifionsverfahren 
unterbrochen werden joll, darüber hat das zur Verhandlung 
über die Klage berufene Gericht von Amt3 wegen oder auf An- 
trag mit Rückſicht auf die befonderen Verhältniffe des Falles 
und die für das Vorhandenfein des Wiederaufnahmsgrundes 
vorgebrachten Beweiſe zu entjcheiden.?) 
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Eine ſolche Unterbrechung Tann auch nod) während der 
mündlichen Verhandlung über die Wiederaufnahmsflage be= 
Kae werden. Bei Anordnung der Unterbredung kommen 
ie Beitimmungen de3 8544, Abſatz 2, zur Anwendung. 

1) 88 530, 3.6 u. 7, 531. 9) Kein Rechtsmittel. 8 546. 

6 546. Gegen den Beichluß, durch welchen über einen 
gemäß 88 544 und 545 gejtellten Antrag?) entichieden wird, ift 
ein Rechtsmittel nicht ftatthaft. 

Sit die Wiederaufnahmsklage rechtskräftig abgewieſen, fo 
ift das unterbrodhene Rechtsmittelverfahren von Amts wegen 
oder auf Antrag wieder aufzunehmen. Der Antrag ift bei 
dem Gerichte zu Stellen, vor welchem das Berufungs- oder 
Nevifionsverfahren zur Zeit der angeordneten Unterbredung 
anhängig war. Diejes Gericht Hat die rechtzeitige Wieder- 
vorlage der zur Fortſetzung der Verhandlung erforberlichen 
Alten von Amts wegen zu veranlaffen. 

1) Auch nit, wenn von Amts wegen Unterbrechung angeorbnet wirb. 

6547. Sofern nicht nach den vorstehenden Beſtimmungen 
infolge Einbringung der Wiederaufnahmskflage eine Unter- 
bredung eines anhängigen Rechtsmittelverfahrengd angeordnet 
wird,!) hat die Erhebung einer Wiederaufnahmsflage in Bezug 
auf den Eintritt der Rechtskraft und Vollftredbarfeit des an 
gefochtenen?) Urteile feine heinmende Wirkung. 

Auf die Vollitredbarkeit eines angefochtenen rechtsfräftigen 
Urteiles iſt die Einbringung einer Nichtigfeitsflage oder einer 
Wiederaufnahmsklage ohne Einfluß.?) 

1) 88544, 545. ?) Noch nicht rechtsfräftigen Urteiles. )) Doch Tann 

Auffchiebung der Exekution bewilligt werden. 8 42, 8.1 u. 2, ED. 


Sechfler Weil. 
Beloudere Arten des Verfahrens. 
Erſter Abſchnitt. 
Mandatsverfahren. 


F5548. In einer zur Geltendmachung einer Forderung 
an Geld oder anderen vertretbaren Sachen eingebrachten Klage?) 


8 548. 1. Die gegen ben Befiger ber Pfandfache, der nicht 
zugleich Perjonalfhuldner ift, gerichtete Hypothekarklage kann 
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fann der Kläger beantragen, daß gegen den Beklagten ein 
Bahlungsauftrag (Mandat) erlaffen werde, wenn alle Tat- 
ſachen, auf welche der Anſpruch des Klägers in der Haupt- 
ſache ſowie die Nebenforderungen ſich gründen, durd) in Ur- 
ſchrift?) von unbedenklicher ?) äußerer Form beigebradhte Urkunden 
der nachbezeichneten Art bewieſen werden: 


im Mandatsverfahren erledigt werden. E. v. 26. Februar 1890, 
3. 2014, 3B. 1890: 33; 30. Oftober 1833, 3. 12759, Sig. 9624; 
7. März 1882, 3. 2177, Sig. 8910; 17. Mai 1871, 3. 5655, 
Sig. 4173 (19. Mai 1874, 3.4943, Sig. 5368; 30. Zänner 1866, 
3. 760, Sig. 3220 u. a.P). 

2. Der Nachweis der grundbücherlihden Einperleibung 
der durch Notariatsakt bewiefenen Forderung ift nicht 
notwendig. E. v. 13. März 1866, 3. 1848, Sig. 2417; 

auf Grund eines ausländifhen Notariatsattes kann 
das Mandatsperfahren nicht eingeleitet werden, wenngleich die ein- 
geflagte Forderung auf einer inländischen Liegenjchaft einverleibt 
ift. E. v. 12. Dezember 1876, 3. 12620, Sig. 6313. 

3. Wenn der Anfpruch des Kläger auf Zahlung des ein- 
geflagten Kapitals oder Kapitaldreftes nach Inhalt der Urkunde 
von dem an die Nichtberichtigung einer einzelnen Zins— 
oder Kapitalsrate geknüpften Schuldverfall abhängig iſt, 
braucht die Nichtberichtigung der betreffenden Rate nicht durch 
qualifizierte Urkunden bewiefen zu werden. €. v. 29. März 18837, 
.3. 3466, Sig. 11518; 25. September 1872, 3. 9260, Sig. 4712 
(3.8. 76.) 

4. Behufs Erlaffung des Zahlungsauftrages ift im Falle der 
3. 3 (einverleibte Urkunden) ein qualifizierter Urkundenbeweis 
darüber, daß gegen die gerichtliche Verordnung, infolge 
deren die Einverleibung ftattfand, weder ein Rekurs an- 
hängig, noch die Streitigfeit der Poſt bücherlich angemerkt ift, 
nur dann erforderlich, wenn befondere Umftände Bedenken oder 

ne ——— E. v. 25. September 1872, 3. 9260, Sig. 4712 
( De % 20 .) 

5. Die Erlaffung eines Zahlungsauftrages iſt troß Vorliegens 
einer beglaubigten Privaturkunde ausgeſchloſſen, wenn die Streis- 
tigkeit der Forderung im Grundbuche angemerkt ift. 
E. v. 23. September 1880, 3. 11064, Sig. 8110. 

6. Das Mandatsverfahren findet nicht ftatt: 

aus einem Befcheide, mit dem ohne Anhörung der Partei die 
Gebühren ihres Advokaten beftimmt werden. ©. v. 21. Juni 
1864, 3. 4477, Sig. 1932; 

auf Grund eines Meiſtboötsverteilungsbeſcheides. €, 
v. 19. Februar 1873, 3. 1465, Sig. 4883; 

aus einer Urkunde, in der die Zahlung nah „Möglich— 
feit” verſprochen wird. €. v. 5. Mai 1868, 3. 4330, Sig. 3056. 
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1. durch im Geltungsgebiete dieſes Geſetzes errichtete 
Öffentliche Urkunden; ‘) 

2. dur Privaturfunden, auf welchen die Unterjchriften 
der Aussteller von einem inländiihen Gerichte oder Notar 
beglaubigt find; 

3. durch andere Urkunden?) auf Grund welcher für die 
eingeflage Forderung ein dDingliches Recht in einem inländifchen 
Öffentlichen Buche einverleibt it, wenn zugleich gegen die ge- 
richtliche Verordnung, infolge deren diefe Einverleibung geſchah, 
weder ein Rekurs anhängig, noch auch bücherlih angemerft 
ift,a) daß diefe Einverleibung ftreitig, ijt.®) 

1) Gefchäftäverteilung hinfichtlich der Mandat3ffagen 88 19, 8.1, 21, 

8.1, GO. — Prozeßregifter 88 223, 3.1, 224, 3.1, 227, 228 GO. — 
Der Bahlungsauftrag ift mit dem Gerichtöfiegel zu verjehen. 8216 GO. 
2) Ausnahme vou 88 77, 226, Abi. 3; bei Bezirksgerichten ift Berufung 
auf die in den Gerichtsakten erliegenden Urkunden zuläſſig, 8 550, Abſ. 1. 
») 8 296. *) 8 292, und bie als öffentlich erflärten Urkunden, 8 298, 
Art. VII, 8.1, EG. 3. ZBO. Siehe Anm. 1 bei $ 298. °) 3.8. nicht 
legalifierte Grundbuchſsurkunden in Saden geringen Wertes. °) Im 
Mandatöverfahren ift keine Prozeßkoſtenſicherheit zu Teiften 8 57, 3.4. — 
Die Anordnung der 8. 3 ift auch auf die Bergbücher anzuwenden. IMV. 
v. 17. September 1859, RGB. Nr. 179, über die Anwendbarkeit der lit. c 
bes $ 1 der V. v. 18. Juli 1859, RGB. Nr. 180, auf die Bergbücher. 

Sn ben über die Richtigkeit oder Rangorbnung einer im Konkurs⸗ 
verfahren angemeldeten $orberung abzuführenden befonberen Rechtsftreiten 
ift auch in den zur Einleitung des Manbatsverfahrens geeigneten Yällen 
nad ben Borfchriften über das ordentliche Verfahren zu verhandeln und 
zu entſcheiden. RO. 8 131. 

Den Unftalten, welde unter Auffiht der Staatsver— 
waltung ftatutengemäß Kreditgefhäfte betreiben, und zu 
beren Gefchäftsbetriebe insbefondere die Gewährung von Hypothekar⸗ 
darlehen oder die Erwerbung unb Veräußerung unbeweglidjer Güter 
gehört, werden zur Einbringung ihrer verfallenen Hypothelarforderungen 
folgende Vorrechte verliehen: 

Auf Grund ber Tegaltfierten Original⸗Schuldurkunde unb eines ge⸗ 
richtlih oder notartell beglaubigten Auszuges aus ihren Büchern Tann 
die Anftalt ohne Rüdficht auf die Beit, feit welcher bie Forderung ein⸗ 
verleibt ift, die Erlaſſung des Bahlungsauftrages begehren. Hiebei ift 
nad) den Verordnungen dv. 21. Mai 1855 und 18. Juli 1859, RGB. Nr. 95 
u. 130, zu verfahren; jedoch ift die Fyrift zur Zahlung und zu den Ein- 
wendungen ohne Rüdficht auf den Aufenthalt des Schuldners auf 14 Tage 
zu beſtimmen. Auch fteht der Erlag einer Dedung im Sinne bes 8 7 
der letzteren Verordnung der Bewilligung und Bollziehung ber Pfändung 
oder Sequeftration des hypothezierten Gutes nicht im Wege. ME. v. 
28. Oltober 1865, RGB. Nr. 110, Art. IVa. 

Bei Erlaffung bed Bahlungsauftrages zu Gunften einer Hypothekar⸗ 
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forderung (Art. IVa) ift nad) den 88 548--554 3PO. zu verfahren. 
Art. IX EG. 3. ZPO. 

Erelution: 8 1, 8. 2, ED. — Erekution zur” Sicherftellung, wenn 

gegen den Bahlungsauftrag Einwendungen erhoben wurden, 8371, 3.2, ED. 

a) Da im Gebiete des VBerfachbuches eine bücdjerliche Anmerkung des 

über eine Einverleibung "eingeleiteten’ Rechtöftreites nicht ftattfindet, ge⸗ 
nügt e3 für die Erlafiung des Bahlungsauftrages auf Grund verfachter 
Urkunden (8 548, 3. 3, 83PO.), daß gegen bie gerichtliche Verordnung, in- 
folge deren die Verfachung geichah, ein Rekurs nicht anhängig ift. (IM. 
zu 8 548 BRD.) 

6549. Wenn die Klage nicht von derjenigen Perjon, 
welche nach den der Klage zu Grunde liegenden Urkunden als 
berechtigt ericheint, oder wenn fie gegen eine andere Perſon 
al3 den in diefen Urkunden benannten Berpflichteten erhoben 
wird, kann dem Antrage auf Erlafjung eines Zahlungsauftrages 
nur dann Statigegeben werden, wenn und foweit durch Urkunden 
der in 8548 bezeichneten Beichaffenheit bewieſen wird, daß 
der Anfpruch oder die Verpflichtung ganz oder teilmweile von 
dem uriprünglich Berechtigten oder Berpflichteten auf diejenigen 
Perjonen übergegangen find, von welchen oder wider welche 
die Klage erhoben wird. 

Zur Einbringung von Forderungen, welchen die Ein- 
wendung der Verjährung engenengeleh werden könnte, fann 
ein Bahlungsauftrag nur dann erlallen werden, wenn Die 
Unterbrechung) oder Hemmung?) der Verjährung ſchon in der 
Klage dur Urkunden der im 8548 bezeichneten Beichaffen- 
heit erwiejen wird. 

1) 8 1497 abGB. und die Anm. dafeldft, Manz 2. Bd. 

2) 88 1494—1496 abGB. 


8 549. 1. Zu Gunſten des Zeffionard kann ohne Nach⸗ 

weiß der Benachrichtigung des Schuldner? von der Abtretung 

ahlungsauftrag erlaffen werden. &. v. 9. April 1885, 3. 4110, 
(g. 10519. 

2. Nach erfolgter Einantwortung kann gegen den noch nicht al3 
Eigentümer eingetragenen Erben des Pfandſchuldners 
Zahlungsauftrag ergehen. E. v. 9. April 1867, 3. 2896, Sig. 2775; 

nicht aber fann auf Grund eines gegen den Befigborgänger 
erlaffenen bücherlich vorgemerkten Wechfelzahlungsauftrages gegen 
den Übernehmer der Liegenschaft das Mandaisverfahren 
eingeleitet werden. E. v. 18. Oftober 1870, 3. 11825, Sig. 3909. 

3. Urkundlicher Nachweis der Unterbrehung oder Hemmung 
der Verjährung tft nicht erforderlich, wenn die mehr als drei 
Sabre rüdftändigen eingellagten Schuldraten verein- 
barungsgemäß zugleih Kapital und Zinfen enthalten. €. vd. 
27. Oftober 1886, 3. 9567, Sig. 11962. 
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6550. Infolge eine? gemäß 88 548 und 549 geftellten 
a ift der Sahfungsauftrag ohne vorhergehende münd- 
liche Verhandlung und ohne Einvernehmung des Beflagten zu 
erlaffen. Falls zur Erlafjung des Bahfungsauftrages ein Bezirks⸗ 
gericht?) zuftändig ift, kann der Kläger, infoweit die nad) 88 548 
und 549 zur Begründung feiner Anfprüche erforderlichen Ur- 
funden in Urfchrift bei eben diefem Gerichte erliegen, die 
Borlage der Urkunden durch die Berufung auf die bezüglichen 
— erſetzen.?) 

n dem Zahlungsauftrage iſt auszuſprechen, daß der 
Bellagte binnen vierzehn Tagen nad) Zuftellung des Zahlung3- 
auftrages bei fonftiger Erefution die gegen ihn geltend ge= 
machten Aniprüche nebit den vom Gerichte bejtimmten Koften 
zu befriedigen oder feine Einwendungen gegen den Bahlung3- 
— erheben habe. Dieſe Friſt kann nicht verlängert 
werden. 

Der Zahlungsauftrag iſt dem Beklagten nach den für Klagen 

geltenden Beſtimmungen zuzuſtellen.“) 

1) Wenn der Streitgegenſtand 500 fl. nicht überſteigt. 88 49, 8. 1, 
52, 535 IN. — Wenn der Streitgegenftand 50 fl. nicht überfteigt, Ferial⸗ 
fahe. 8 224, 8.7. 

2) Art. XIV, Gefes vom 17. März 1897, REB. Nr. 77. (Grund: 
buchsrechtliche Sonderbejtimmungen für Tirol). 

Wofern im Mandatsverfahren eine Urkunde, welche gemäß Art. XI 
dieſes Gefeges bei Gericht aufgenommen wurde, im Originale beizu⸗ 
bringen wäre, wird das Original durch eine beglaubigte Abſchrift des 
bezüglichen Protokolles erfeßt. übrigens fteht Hiebei den Parteien frei, 
falls das Prozeßgericht zugleich dag Grundbuchsgericht ift, bei welchem fich 
die Originalurfunde in Aufbewahrung befindet (Art. XIII), ſich lediglich auf 
diefe Urkunde zu berufen, und bat fodann der Richter felbe von Amts 
wegen zu berüdfichtigen; die gefesliche Verpflichtung zur Beibringung 
einer Abſchrift der Urkunde für die Gegenpartei bleibt jedoch unberührt. 

Urt. VIII, Gejeb vom 1. März 1900, RGB. Nr.44 (Grund⸗ 
buchsrechtliche Sonderbeftimmungen für Vorarlberg). 

Vofern in Mandatsverfahren eine Urkunde, welche gemäß Art. V 
diefes Geſetzes bei Gericht aufgenommen wurde, im Originale beizu- 


8 550. 1. Im Zahlungsauftrage ift die Entrihtung der 
Verzugszinfen auch dann anzuordnen, wenn binfichtlich ihrer 
ein urkundlicher Nachweis der Zahlungspflicht nicht vorliegt. E. 
b. 28. Juli 1875, 3. 8077, Sig. 6748. 

2. Der Auftrag kann ftatt auf Zahlung auf gerihtlidhen 
Erlag des Schuldbetrages lauten (Belaftung der Hypothekar⸗ 
forderung mit Afterpfandrechten). €. v. 25. Februar 1880, 3.2019, 
Sig. 7877; 13. Juli 1865, 3. 5683, Sig. 2225. 
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bringen wäre, wird das Driginal durch eine beglaubigte Abſchrift bes 
bezüglichen Protokolles erjegt. 

Hiedurch wird die gefegliche Berechtigung ber “Partei, fall bag Pros 
zeßgericht zugleich das Grundbuchsgericht ift, bei welchem fich die Driginal- 
urkunde in Aufbewahrung befindet (Art. VID), fich lediglich auf dieſe 
Urkunde zu berufen, ebenfomwenig berührt, als vie gefetliche Verpflichtung 
zur Beibringung einer Abſchrift der Urkunde für die Gegenpartet. 

3) Notfrift 8 128. Wiedereinfegung zuläffig. 8 146. 

*) 88 106, 107. — Boftaufgabe durch Advolaten ift zuläffig. — Siehe 
8 354 SD. 

F 551. Wird in einer ſchriftlich angebrachten Klage die 
Erlaffung des Zahlungsauftrages gegen mehrere Beklagte be- 
antragt, jo kann diefem Antrage nur in Anfehung derjenigen 
Bellagten Folge gegeben werden, für welche mit Abjchriften 
aller Beilagen verjehene Exemplare der Klageſchrift vorgelegt 
mwerden.!) Hiebei Fr die Reihenfolge maßgebend, in welcher die 
Bellagten in der Klage genannt find. 

1) Überdies müflen die Vorausfegungen ber Streitgenoffenfchaft nach 

88 11, 8.1 u. 2, 12 vorhanden fein. 

6552. Gegen die Erlaffung des Zahlungsauftrages ift 
ein Rechtsmittel nicht zuläffig, doch kann die im Zahlungs- 
auftrage enthaltene Entjcheidung über die Koften mittels Rekurs 
angefochten werden. 

Die Einwendungen gegen den Zahlungsauftrag find inner- 
halb der im Zahlungsauftrage bezeichneten Frift!) bei dem Gerichte 
anzubringen, welches den a el hat. Verſpätet an 
gebrachte Einwendungen find ohne Berhandlung zurückzuweiſen.?) 

Über rechtzeitig überreichte Einwendungen tft ohne neuer- 
lihen Antrag des Klägers auf tunlichft furze Zeit eine Tag- 
ſatzung zur mündlichen Streitverhandlung?)a) anzuberaumen. 

1) 14 Tage. 8 550, Abf. 2. 

2) Rekurs 8 514; auch Wiedereinfegung $ 146. 


8 552. 1. Der Mangel einer zur Einleitung des Mandat3- 
verfahrens geeigneten Urkunde oder des Urkundenori— 
ginals Tann dur die Verhandlung über die Einwendungen 
faniert und auf Grund diefer Verhandlung meritorifche Entjchei- 
bung gefällt werden. &. v. 21. Mai 1879, 3. 4672, Sig. 7479; 
3. November 1857, 3. 8387, Sig. 460. 

2. Der gegen einen Berftorbenen ergangene Zahlungs— 
auftrag Tann infolge der von den Erben angebrachten Einwen- 
dungen gegen leßtere aufrecht erhalten werden. E. v. 7. Jänner 
1870, 3. 12663, Sig. 3648. 

3. Trotz Anerlennung eines Teiles de3 Klagsan- 
ſpruches in den wider den Zahlungsauftrag angebrachten Ein- 
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s) Wenn der Streitgegenftand 50 fi. nicht überfteigt, im Bagatell⸗ 
verfahren. 88 448 ff. (Differenz gegenüber 8 4 Geſetz v. 27. April 1873, 
RGB. Ar. 66). 

a) Werben Einwendungen gegen ben Zahlungsauftrag erhoben, fo 
tann beim Borbandenfein der geſetzlichen Borausfeßungen bes vorberei- 
tenden Berfahrene (8 245 ZPO.) auf Antrag die Einleitung eines bor- 
bereitenden Verfahrens angeorbnet werben (88 244, 246 3P0.). (IM. 
zu 8 552 8PO., $.1.) 

Am Verfahren auf Grund von Mandatd- und Wechielllagen finden 
auf die mündliche Streitverhanblung fowie auf das weitere Verfahren 
und die Rechtsmittel, fomweit fih nicht aus den Beſtimmungen des erften 
und zweiten Wbfchnittes bes fechlten Teiles Abweichungen ergeben, bie 
im erften bis fünften Teile der Bivilprozeßordnung enthaltenen Vor⸗ 
fohriften Anwendung. (IM. zu 8 552 8PO., P. 2.) 

Beim Bufammentreffen von Einwendungen des Bellagten und eines 
im Koftenpunfte vom Kläger gegen den Bahlungsauftrag erhobenen Re⸗ 
kurſes ift Ießterer, da durch die Einwendungen ber Beftand des Zahlungs⸗ 
auftrages und damit bie Grundlage des Koftenzufprudjdes in Frage ge- 
ftellt wird, nicht fogleich, fondern erſt nad) Beendigung des Verfahrens 
über die Einwendungen der Rechtsmittelinſtanz vorzulegen, foferne er 
nicht durch die Enticheidung über bie Einwendungen und durch den Aus⸗ 
ſpruch über die Prozeßkoſten überhaupt gegenftandslos geworden ift. 

Wird Berufung gegen das Urteil über die Einwendungen erhoben, 
fo ift der Rekurs mit der Berufung vereint der Rechtsmittelinſtanz vor⸗ 
zulegen. (IM. zu 8 552 8PO., P. 3.) 


6553. In dem das —— erledigenden Urteile?) iſt 
auszuſprechen, ob der an den Beklagten erlaſſene Zahlungs⸗ 
auftrag aufrecht erhalten bleibe a) oder ob und inwiefern der⸗ 
ſelbe aufgehoben werde. 

1) 8 417. 

a) In diefem Falle ift nicht eine befondere Leiftungsfrift zu be⸗ 
ftinnmen, fondern Tediglich die im Zahlungs: oder Raumungsauftrage u. |. w. 
angegebene Leiftungsfrift zu beftätigen. (IM. zu 8 409 ZPO, P. 3.) 

— Kann dem in der Klage geſtellten Antrage auf 

Erlaſſung eines Zahlungsauftrages nicht ſtattgegeben werden, 
ſo iſt, falls ſich die Klage zur Beſtimmung der Tagſatzun 
ur mündlichen Verhandlung vor dieſem Gerichte eignet, na 
orſchrift des Geſetzes vorzugehen; a) außer dieſem Falle iſt die 
Klage als zur Einleitung des Verfahrens nicht geeignet zurück⸗ 
zuweiſen.) 
1) Rekurs. 88 514, 517, 8. 1. 


wendungen kann nicht zur Einbringung des zugeftandenen Betrages 
fofort Erelution bewilligt werden. ©. v. 16. Auguft 1866, 
3. 7335, Sig. 2583. 
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a) Der Beſchluß, durch welchen der Antrag auf Erlafiung eines 
Bahlungsauftrages im Mandats⸗ und Wechfelverfahren verworfen und 
zugleich Tagfagung zur mündlichen Berhandlung über die Klage an— 
beraumt wird, Tann in Anſehung des erfteren Punktes mittels abgefon- 
berten Rekurſes angefochten werden, die Ladung zur Tagſatzung wird 
jedoch hiedurch nicht berührt (8 130, Abſ.2, 3PO.). (IM. zu 8 554 
BED.) 


Bweiter Abſchnitt. 


Verfahren in Wedhjelitreitigleiten. 


6555. In dem Verfahren über Klagen zur Geltend- 
machung wechlelmäßiger Anſprüche) it: 

1. im Urteile die Friſt für die Erfüllung der dem 
—— auferlegten Verbindlichkeit auf drei Tage?) feſt— 
zuſetzen; 

2. die Friſt zur Stellung des Antrages auf Wiederein- 
feßung in den vorigen Stand?) zur Erhebunga) der Berufung *) 
oder Revifion,®) fowie zur Einlegung des Refurfes®) beträgt acht 
Tage. Dieje Frilten können nicht verlängert werden. 

1) Für die Vereicherungsflagen auf Grund verjährter und präjudi⸗ 
zierter Wechjel (Art. 83 WO.) gelten nicht die Beftimmungen biefes Ab- 
ſchnittes, ſondern die allgemeinen Vorſchriſten. — Sachliche Zuftändigkeit 
8 51, 8. 3, IN. — Aus einem Wechſel verpflichtete Perſonen können bei 
dem Gerichte des Zahlungsortes (8 89 ZN.) als Streitgenoflen gellagt 
werden. 8 93, Abſ. 2, IR. — Der Zahlungsauftrag ift ftet3 durch ein 
Senatsmitglied als Einzelrihter zu erlafien. 8 7, Abf.4, IN. — Die 
Entwerfung der Beichlußausfertigung Tann der Gerichtstanzlei 
aufgetragen und die Burüdhaltung einer Urfchrift oder Abſchrift durch 
einen . Bewilligungsvermert auf der Eingabe erjegt werden. 8 56, 
Abſ. 4, GOG. 


8 555. 1. Bei Klagen auf Ausfolgung des bezahlten 
Wechſels findet das Wechfelverfahren nicht ftatt. E. v. 13. März 
1888, 3. 3066, Sig. 12097; 

auch nicht auf Grund einer in Form eines Wechſels aus— 
geftellten Urkunde, in der oder in einem ihr beigefügten Zuſatz 
die Erflärung einer anderen als der aus der Natur des Wechfels 
fließenden Verbindlichkeit enthalten if. E. v. 14. März 1876, 
3. 3010, Sig. 6060; 29. Dezember 1874, 3. 12232, I.B. 91 u.a. 

2. Die Frift zur Überreichung eines vorbereitenden Schrift- 
ſatzes des Berufungsgegners beträgt im Wechjelverfahren 
acht a E. v. 14. Yuni 1898, 3. 8190, Prav. 1898: S. 16. — 
Vgl. ZN. 8 51, Nr. 1. 
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8 194, Abf. 4 u. 5, GO.: Bei den im 8 56, legtter Abfab, des 
GOG. angeführten Beſchlüſſen (Zahlungsbefehle, Kündigungsaufträge), 
hat der Bewilligungsvermert (Bewilligt) an Stelle jedes anderen Aus⸗ 
fertigungsauftrages zu treten. Nach Bedarf find Weifungen über den 
einzufeßenden Koftenbetrag oder andere wejentliche Punkte oder die Ein- 
fhränfung der Bewilligung auf einen Zeil bed Begehrens hinzuzufügen 
(3. B. Bewilligt; Yorm. 143, Koften 15 fl. 87 fr., oder: Bewilligt mit 
Ausſchluß der begehrten Bropifion u. &.). 

Die Ausfertigungsaufträge find vom Richter auf die Alten, auf bie 
Eingabe oder auf das bei Gericht zurüdzubehaltende Eremplar der Ein⸗ 
gabe zu jchreiben. — 

Die Parteien können die Ausfertigungen der beantragten Erlebigung 
vorlegen. Siehe 8 195, Abf. 1, 88. — Ferialfahe 8 224, 8. 1. — 
Keine Verpflichtung zur Leiftung von Prozeßkoftenficherheit. 8 57, 3.4. 
— Gefchäftsverteilung 8 21, 3. 1, GO. — Prozeßregifter für Wechſel⸗ 
Magen. 85 224, 3.1, 228 GO. ?) Ausnahme von 8 409, Abf. 1. 
3) 88 146, 148, Abf. 2. *) 8 464. ®) 8 506. ©) 8 521. 

a) Die Abkürzung ber gefeglichen Friften „zur Erhebung“ der Be⸗ 
rufung oder Reviſion in Wechfelftreitigleiten und im KBeltandverfahren 
betrifft nicht bloß die eigentliche „Berufungsfrift” (8 464 ZPO.) und 
„Reviſionsfriſt“ (8 505 3PO.), fondern fie erjtredt fih, da das Geſetz 
die auf Grund der Berufungsfchrift zuläffige Witteilung des Berufungs- 
gegners (8 468, Abi. 2, ZPO.) und die Revifionsbeantiwortung (8 507, 
Abſ. 2, ZPO.) nady der Überfchrift zu den 88 465469 und 88 505 bis 
508 ZPO. zur „Erhebung der Berufung“ und „Erhebung der Revifion“ 
binzurechnet, auch auf die Friften für diefe Eingaben. 

Die Mitteilungen des Berufungsgegners ſowie die Reviſionsbeant⸗ 
wortung find daher im Wechſel⸗ und Beftandverfahten innerhalb ber 
Notfrift von je acht Tagen zu überreihen. (Gutachten des Oberſten 
Gerichtshofes zu 88 555 u. 575 8PO.) 


6556. In Rechtsſtreitigkeiten aus Wechſeln findet die 
Wiedereinfebung in den vorigen Stand!) und die Wiederauf- 
nahme des Verfahrens?) zum Nachteile einer Partei, die in 
dem Hauptprogefje in gutem Glauben gehandelt hat, nicht ftatt, 
wenn dieſe Partei in der Zwiſchenzeit ihre wechjelmäßigen 
Anſprüche an Dritte durch Ablauf der Zeit ganz oder zum 
Teile verloren hat oder doch wegen Kürze der noch Übrigen 
Beit nicht mehr geltend machen fann. 

) 88 146 ff. °) 88 580 ff. 


6557. Wenn fih die mittels der Klage geltend ge- 
machte Forderung auf einen Wechfel gründet, welcher alle Er- 
fordernifje der Gültigkeit!) befigt und gegen deſſen Echtheit ſich 


& 557. 1. Auf®rundeinesAmortifations-Ertenntniffes, 
in dem nicht alle wefentlichen Exrforderniffe des Wechſels angegeben 


Wechfelftreitigkeiten. 543 


feine Bedenken ergeben, und wenn zugleich in der Klage nebit 
dem Wechfel auch der Broteft?) und die Retourrechnung,?) foweit 
diefe Urkunden im einzelnen alle zur Begründung der Häge- 
rischen Anfprüche erforderlich find, in Urfchrift vorgelegt werden, *) 
fo kann der Kläger begehren, daß dem Beflagten aufgetragen 
werde, binnen der unerftredbaren Friſt von drei Tagen bei 
fonftiger Erefution die Wechſelſchuld nebſt den ausgewieſenen 
Nebenforderungen und den angefprochenen?) und vom Richter 
beftimmten often zu bezahlen oder feine Einwendungen da— 
gegen zu erheben (Zahlungsauftrag).®) 
1) Art. 47, 85, 96 WO. 2) Art. 87 fi. WO. 3) Art. 54 WO. 


find, kann Zahlungsauftrag nicht exlaffen werden. €. v. 10. De- 
jember 1901, 3. 11064, amtl. S. 497. 

2. Auf Grund des von einer protofollierten Firma 
alzeptierten Wechſels kann nur gegen diefe Firma felbit, nicht 
aber gegen deren einzelne Inhaber YZahlungsauftrag erlafjen 
werden. E. vd. 29. April 1891, 3. 5139, Now. IV, 374. 

3. Auch zu Gunften desjenigen, dem das Wechfelredht 
durch Zeffion, Erbeinantwortung oder auf irgend eine 
andere zur Erwerbung de3 Eigentums geeignete Art übertragen 
wurde, ift die Erlafjung eines Zahlungsauftrags ftatthaft. €. 
v. 1. Oftober 1861, 3. 6314, J. B. 42. 

4. Behufs Bewilligung des Zahlungsauftrags wider einen 
Regrepfhuldner, der den Proteſt erlaffen bat, ift Beweis 
der rechtzeitigen Präfentation des Wechfeld vom Kläger nicht zu 
fordern. €. v. 24. Mai 1877, 3. 5924, ER. M. 

5. In dem Geſuche um Erlaffung eine Zahlungsauftrages 
find bei fonftigem Berlufte des Erjaganfpruches die Gerichts— 
foften und Advofatengebühren zu verzeichnen. E. v. 13. Juni 
1858, 3. 7213, J. B. 30. 

6. Zahlungsauftrag zu Gunften der Regreßaniprühe aus 
einem Lagerſcheine. E. v. 6. September 1893, 3. 10279, 
Sig. 14803. 

7. Einwendungen, die nah Ablauf der dreitägigen 
Frift bei der mündlichen Verhandlung erhoben werden, darf das 
Gericht nicht berüdfichtigen.. E. v. 13. Zuli 1889, 3. 9115, Slg. 
678; 9. Dezember 1898, 3. 15859, Sig. 406; 

erlangt der Beklagte erft bei der miündliden Verhandlung 
von Tatſachen Kenntnis, welche die Erhebung von Einwen- 
dungen begründen, fo können dieſe Einwendungen nur mittel 
Viedereinfegung angebracht werden. €. v. 13. Juli 1899, 
3. 9115, Sig. 678. 

8 Muß infolge RüdtrittSpon den Einwendungen der 
Zahlungsauftrag mittel Urteil aufrechterhalten werden? E. v. 
13. April 1898, 3. 5157, Sig. 102. — Bgl. ZPO. $ 127, Nr. 1. 
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*) Anfprüde aus Wechfelerflärungen, melde nicht von ihrem Aus- 
fteller jelbft unterzeichnet, fondern mit defien Namen von einem anderen 
unterfchrieben find, eignen fi zur Geltendmachung im Wechfelverfahren 
nur dann, wenn ber Letere auch feine eigene Unterfchrift mit einem auf 
Bevollmächtigung hinweifenden Zuſatze beigefügt hat, und wenn außerbem 
die von dem Machtgeber unterjchriebene oder mit deſſen gerichtlich oder 
notariell beglaubigtem Handzeichen verſehene Vollmacht beigebradht wird. 
— Die geſetzlichen Beftimmungen über die Zeichnung ber Firma eines 
Kaufmannes werben durch dieſe Anordnung nicht berührt. 81, ©. dv. 
19. Zuni 1872, RGB. Nr. 88, betr. die Geltendmachung von Anfprüchen 
im Wechfelprogefie auf Grund von Wechfelerflärungen, 'welde von Bevoll⸗ 
mädhtigten abgegeben find. 

®) Borlegung des Koftenverzeichnifies genügt. 8 52, Abf. 3. 

©) Rekurs nur wegen ber Koften. 88 552, Abſ. 1, 559. — Hinficht- 
li der Wechjelzahlungsaufträge ift die Boftaufgabe durch Advokaten zu⸗ 
läffig 8 354 GO. — Der Zahlungdauftrag ift mit dem Gerichtsfiegel zu 
verfehen. 8 216 GO. 

Erefution 8 1, 3.2, EO. — Erelution zur Sicherftellung, wenn gegen 
den Bahlungsauftrag Einwendungen erhoben wurden. 8 371, 8.2, ED. 

6 558. In einer auf Grund des Artifel3 25 oder 29 

der Wechfelordnung erhobenen Klage auf Sicherftellung Tann 
der Kläger, wenn er die Urſchrift des Proteftes vorlegt und 
in den Fällen des Artifel3 29 auch die übrigen VBoraus- 
jegungen feines Anfpruches durch glaubwürdige, der Klage in 
Urfchrift beigelegte Urkunden beweiſt, den Antrag ftellen, daß 
dem Beflagten aufgetragen werde, binnen der Kotfrift!) von 
drei Tagen bei fonjtiger Erefution die den Vorſchriften der 
Wechſelordnung entſprechende Sicherheit zu leiſten, ſowie die 
angeſprochenen?) und vom Richter beſtimmten Koſten zu be— 
zahlen oder ſeine Einwendungen dagegen zu erheben (Sicher⸗ 
ſtellungsauftrag).ꝰ) 

1) 8 128. *) Borlage des Koſtenverzeichniſſes 8 52, Abſ. 3. 29) Rekurs 
nur wegen der Koſten. 88 552, Abſ. 1, 359. — Exekution 81, 8. 2, ED. 

6559. Wenn in der — der Antrag auf Erlaſſung 

eines Zahlungs⸗ oder Sicherſtellungsauftrages geſtellt wird, 
haben auf das weitere Verfahren die Beſtimmungen des 
erſten Abſchnittes (88 550 bis 554) entſprechend Anwendung 
zu finden.“) 

1) Mit Rückſicht auf 8 51, 3.3, IN. kommen nur bie Beflimmungen 
über dad Verfahren vor Gerichtähöfen zur Anwendung. — Vergl. aud) 
88 89, 93, Abſ. 2, IM. 

558. 1. Bei Erlaflung eines Sicherftellungsauftrages find 


8 
dem Wechjelgläubiger die Koften des Sicherſtellungsgeſuches 
zuzuſprechen. E. v. 12. Juli 1882, 3. 7784, Sig. 9057. 
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Dritter Abfchnitt. 


Berfahren bei Streitigleiten aus dem Beitand- 
berirage.*) 
Auffündigung. 

6560. Inſofern die Auffündigung') eines Beftandver- 
trage3 über Grundjtüde, Gebäude und andere unbemwegliche 
oder gefeßlich für unbemweglich erflärte Sachen, über Sciff- 
mühlen und auf Schiffen errichtete andere Bauwerke nach den 
Borichriften des bürgerlichen Rechtes notwendig it, um der 


8 560. 1. Die Vorſchriften über die Auflündigung find un- 
anwendbar: 

wenn die Wohnungsbenügung nicht auf einem Beftand- 
dertrage beruht. E. v. 12. Dezember 1894, 3. 14659, Sig. 15331; 

wenn die Wohnungsbenügung die Gegentleiftung für die 
padhtweife UÜberlaffung einer Gemwerbeberehtigung 
bildet. €. v. 23. April 1902, 3. 5733, JB. 1902: 45. 

2. Jahres mieten werden bei ganz- oder halbjähriger Be- 
zablung des Mietzinfes ftillichweigend auf ein halbes Jahr, bei 
monatlicher Bezahlung des Zinſes jedoh nur auf einen Monat 
erneuert. E. v. 15. Februar 1899, 3.2174, Przeg. 1899: ©. 133. 

3. Bei Mieten von unbeftimmter Dauer beträgt bie 
Kündigungsfrift mangels befonderen Übereinfommend und be- 
fonderen Ortsgebrauches bei vierteljähriger Mietzinszahlung vier⸗ 
sehn Tage. E. v. 5. Dezember 1900, 3. 16360, Sig. 1205; 

bei monatlicher Mietzinszahlung acht Tage. E. v. 21. De- 
jember 1898, 3. 17258, amtl. S. 26. 

4. Bei Berehnung der Kündigungsfrift ift ein Monat 
mit dreißig Tagen anzunehmen. E. v. 16. Dezember 1874, 3. 12904, 
Sig. 5566 (7. Dezember 1859, 3. 13936, Sig. 924°). 

5. Mangeld Berufung auf eine allgemein verbindliche Norm 
über die Kündigungsfrift dat der Kündigende die Grundlage 
der von ibm behaupteten Kündigungsfrift zu beweiſen. 
E. v. 17. März 1887, 3. 3109, Sig. 11508 (4. Yebruar 1870, 
x 621, Sig. 3698; 30. Dezember 1862, 3.8839, Slg. 32097). — 

gl. ZPO. 8 562, Nr. 3; 

ebenfo Liegt ihm der Nachweis ob, daß im einzelnen Sale 
fürzere als die in 3. 3 angeführten Kündigungsfriften 
gelten. E. v. 1. Oktober 1889, 3. 11329, Now. IV, 187. 
6. In einem Vertrage, durch den fich jemand verpflichtet, für die 
Überlaffung von Schanktofalitäten das vom anderen Bertragsteile 
gelieferte Bier auszufhänten und zu einem beftimmten Preis 
zu bezahlen, Tann die Auflöfung durch Kündigung wirkſam ver- 
einbart werden. €. dv. 25. Jänner 1899, 3.1049, Sig. 486. 
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ſtillſchweigenden Erneuerung ?) des Beitandvertrages vorzubeugen 
oder deſſen Auflöjung zu bewirfen, darf fie: 

1. im Falle eines befonderen Übereinfommens der 
Parteien über die Friſt zur Auffündigung und Zuräditellung 
des Beitandgegenjtandes in der Regel nur in diefer Frift erfolgen. 

2. Wenn es an einem folchen Übereinfommen fehlt, muß 
dort, wo durch darüber erlaffene Vorichriften?) oder mangels 
ſolcher Vorſchriften Durch befondere Ortsgewohnheit für die 
Räumung von Beltandgegenftänden — Tage des Jahres 
nit beſtimmten Aufkündigungsfriſten feſtgeſetzt ſind, die Auf- 
kündigung vor Ablauf der dafür feſtgeſetzten Zeit erfolgen. 

3. In allen anderen Fällen müſſen Pachtungen wenigſtens 
ſechs Monate, Jahresmieten oder ſolche Mieten, deren ver- 
tragsmäßige Dauer ein Jahr überfteigt, wenigflens drei 
Monate, Mieten, deren vertragsmäßige Dauer zwar länger 
als ein Monat iſt, jedoch ein Jahr nicht erreicht, wenigſtens 
vierzehn Tage, alle anderen Mieten endlich) mwenigftens acht 
Tage früher aufgefündigt werden, als der Beitandgegenitand 
zurüdgegeben oder zurüdgenommen werden foll.t) 

*) Ferialſache $ 224, B. 4. — Kündigungsregifter 8 230 GO. — Alten 

in Kündigungsfacdhen 8 268 GO. 

1) 8 1116 abGB. 2) 88 1114, 1115 abGB. ?) Siehe Manz 2. Band 
(bei 8 1116). 

4) Notfriften. 8 570. — Buftändig ift das Bezirksgericht, 8 49, 
8.5 und letzter Abf., IN., in defien Sprengel der Beftandgegenftand 
liegt, 8 83 IM. 

Die Gerichtskanzlei kann ermächtigt werden, mündlich angebrachte 
gerichtlihe Auffündigungen der im 8 560 ZPO. bezeichneten Beſtand⸗ 
verträge zu Protokoll zu nehmen; die Protofollierung Tann duch Eintra= 
gung in ein über Kündigungen zu führendes Regiſter erſetzt werden. 
8 59, Abſ. 2, GOG. 

Die Aufnahme in der Gerichtsfanzlei und die Beurkundung durch 
das Kündigungsregifter ift vorgefchrieben iu 8 819, 3.2, GO. (für Die 
Gerichte in den Landeshauptitädten Bewilligung des IM, erforderlich, 
8 230, letter Abf., GO.). 

Hinſichtlich der Kontadinene und Kolonenverhältnife in Dalmatien 
bleiben die beftehenden Vorfchriften unberührt. Urt. X EG. 3. 3PO. 

Beftimmungen über Auffündigungs-, Übergabs- und Übernahms- 
friften und Termine, ferner über bie Beit und den Umfang der Beſichti⸗ 
gung der Beſtandobjekte erläßt die politifche Landesftelle im Einvernehmen 
mit dem Oberlandesgerichte. Urt. XI, 8.1, EG. 3. 8PO. 


$ 561. Beitandverträge können fowohl vom Beltand- 


geber, al3 vom Beſtandnehmer gerichtlich oder außergerichtli 
. aufgefündigt werden. : ch ßergerichtlich 
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Die von einer Partei wirffam vorgenommene Auffündigung 
kann gegen Diejelbe von der anderen Partei in Vollzug gejeßt 
werden.) 

1) Auch vom Zwangsverwalter. $ 111 ED. 2) 88 575, Abf. 3, 569. 


6562. Die gerichtlihe Auffündigung kann mittels 
Schriftſatzi) oder mündlich?) angebracht werden. Der Echrift- 
ſatza) oder das über die Auffündigung aufgenommene Proto- 
foll hat insbefondere die Bezeichnung des Beitandgegenjtandes, 
die Angabe des Zeitpunftes, in welchem der Beitandvertrag 
endigen fol, und endlich den Antrag zu enthalten, dem Gegner 
aufzutragen, entweder den Beitandgegenftand zur beftinmten 
Beit bei ſonſtiger Erefution?) zu übergeben oder zu übernehmen, 
oder gegen die Auffündigung feine Einwendungen bei Gericht 
anzubringen. Zur Anbringung der Einwendungen ift, falls 
die Auffündigungsfriit wenigftens vierzehn Tage beträgt, eine 
Friſt von acht Tagen, ſonſt eine Frift von drei Tagen zu 
bejtinmten.*) 

Wohnt der Auffündigende weder am Orte noch im 
Sprengel des zuftändigen Bezirksgerichtes,) fo hat er einen 
daſelbſt wohnenden YZuftellungsbevollmächtigten zu beftellen 
und deffen Namen und Wohnort bei der Auffündigung an- 
zugeben. 

Auffündigungen, welche diefen Vorſchriften nicht ent- 
ſprechen oder bei einem unzuftändigen Gerichte angebradt 
werden, find, falls nicht der vorhandene Mangel gemäß $ 84 
behoben werden fann, von Amts wegen durch Beſchluß zurüd- 
zumeifen.®) 

1) 88 74 bis 77. — Es genügen zwei Ausfertigungen des EC chriftfages 

ohne Rubrit. (Siehe IM. zu 8 80 8PO., P. 2.) 

2) In der Gerichtäfanzlei; die PBrotolofierung kann durch einen Re⸗ 

giftereintrag erjeßt werden, 8 59, Abf. 2, GOG. — Kündigungsregifter 


8 562. Die von einem Erterritorialen angebrachte 
Auffündigung ift anzunehmen; das Gericht wird hiedurch zur 
Verhandlung über die gegen die Kündigung angebradten Ein- 
wendungen zuftändig. E. dv. 28. April 1874, 3. 4245, Sig. 5350. 

2. Die irrige Bezeihnung der Beftandfache fteht der 
Rechtswirkſamkeit der Kündigung nicht entgegen. E. v. 28. Oftober 
1891, 3. 12781, 38. 1892: 2. 

3. Wegen fehlender Befcheinigung über die Grundlage der 
in Anfpruch genommenen Kündigungsfrift darf die Kün- 
digung nicht zurüdgewiefen werden, ©. vn. 8. Februar 1865, 
3. 1100, ©tg. 2117. 

35* 
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8 280 GO. — Die Beurkundung gefchieht durch Eintragung in das Kün⸗ 
digungäregifter. 8 819, 3.23, GO. 

3) Erelution 8 1, 8.4, EO.; — jedoch nur innerhalb ber im $ 575, 
Abſ. 3, angegebenen Beit. 

*) Rotfriften. 8 570. — Gegen den bie Auffünbigung aufrecht er- 
ledigenden Beſcheid kein Rekurs. 8 575, Abf. 2. — Die Entwerfung der 
Beichlußausfertigung kann der Gerichtsfanzlei aufgetragen und die Zurück⸗ 
behaltung einer Urfchrift oder Abfchrift durch einen kurzen Bewilligungs⸗ 
vermerk auf der Eingabe oder dem Protokolle erjegt werden. 8 56, Abſ. 4, 
DI. — Der Bewilligungsvermerk tritt an bie Stelle jedes anderen 
Ausfertigungdauftrages. Siehe 8 194, Abſ. 4, SD. bei 8 555. — Die 
Parteien können bie Ausfertigungen der beantragten Erledigung vorlegen. 
Siehe 8 195, Abf.1, GO. 

8) Bergi. 88 95, 3.1, 96. 

o) Rekurs innerhalb 8 Tagen. 88 514, 575, Abſ. 1. 

a) Eine Ausfertigung oder Rubrik der Auflündigung für bie Gerichts 
akten ift nicht erforderlich. (Gutachten des Oberften Geridhtd- 
hofes zu 8 116 8PO., P. 5.) 

Für fchriftlic) überreichte Auflündigungen von Beftandverträgen haben 
die Erforderniffe eines vorbereitenden Schriftfabes (8 78 8P0.) Leine 
Geltung. Wenn Einwendungen überreicht werden, Tann die auflündigende 
Bartei noch vor der mündlichen Streitverhandlung dem Gegner die Um⸗ 
ftände und Beweismittel, deren fie fich bei der Verhandlung bedienen will, 
mittel8 vorbereitenden Schriftfages mitteilen (8 44 ZPO. (IM. zu 
8 571 8PO., B. 2.) 


6 563. Damit eine gerichtliche Auffündigung für den 
nädhjftfolgenden Termin wirkſam fei, muß fie vor Ablauf der 
im 8 560, 3.1und 2, beitimmten Friften bei Gericht angebracht 
und zugeftellt jein.!) Auffündigungen, welche erſt nach Ablauf 
diefer Friſten angebracht werden, And von Amts wegen durch 
Beſchluß zurüdzumeifen.?) 

Vor Beginn der vertragsmäßigen oder geſetzlichen Auf- 
fündigungsfriit angebrachte Auffündigungen dürfen aus diefem 
Grunde allein nicht zurückgewieſen werden. 

2) Wenn feine Einwendungen erfolgen, ift auch die verfpätet zugeftellte 

Kündigung wirkſam. 8 564, Abf. 2. 

2) Rekurs. 88 514, 575, Abf. 1. 





8 563. 1. Notarielle Kündigungen müllen gleichfalls 
vor Ablauf der Kündigungsfrift zugeftellt fein. E. v. 4 Mai 1887, 
3. 5174, Sig. 11577; 

diefe Vorjchrift gilt jedoch nicht für Kündigungen nad 
8560, $ 3 3P0. €. v. 4. Fuli 1878, 3.7186, Sig.7057; 14. Februar 
Ba * 13704, Sig. 974 (20. November 1878, 3. 12996, Sig. 
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6564. Der über die Aufkündigung dom Gerichte an 
den Gegner der auffündigenden Partei gemäß 8 562 erlaffene 
Auftrag rn dem Gegner unter Mitteilung eines Eremplare3 
des Schriftfages oder einer Protokollsabſchrift nach den für 
die Zuftellung von Klagen maßgebenden Vorſchriften Ya) unver- 
züglich zuzuſtellen. 

Crfotnt dennoch die Zustellung in den Fällen des 8 560, 
8.1 und 2, erſt nach Ablauf der dafelbft beftimmten Kündigungs- 
rijten, fo ift die Auffündigung dennoch wirffam, wenn gegen 

en gerichtlichen Auftrag binnen der dazu anberaumten zuſ 2) 
Einwendungen nicht angebracht werden.?) 


1) 88 106, 107. ?) 8 562, Abſ. 1. 2) Vergl. 8 563, Abſ. 1. 

Buftellung der Kündigungen von Beſtandverträgen. 
8 347 GO.: Gerichtliche Auflündigungen von Beftandverträgen find dem 
Gegner des Auftfündenden mit möglichiter Vefchleunigung zuzuftellen. 

Kann die Buftelung nicht bewirkt werben und muß deshalb an bie 
Bartei die Aufforderung ergehen, zur Entgegennahme der Zuftellung zu 
beftimmter Zeit anwelend zu fein (8 106 83PO.), fo hat das Zuſtellungs⸗ 
organ Tag und Stunde für die abermalige Zuftellung fo zu wählen, daß 
ſowohl die Zuftellung, wie bie Hinterlegung des zuzuſtellenden Schrift- 
ftüdes und die Befeftigung der fchriftlichen Anzeige der Hinterlegung 
(8 104 ZPO.) zuverläfjig noch während der Kündigungsfrift und vor 
Ablauf des letzten Tages diefer Frift (8 560, 8.1 u. 2, ZPO.) erfolgen 
kann. Soferne Bienad Gefahr im Berzuge tft, kann die Zuftellung von 
Auffündigungen auch innerhalb des Gerichtsortes durch Gerichtädiener ge= 
fchehen (8 344, 3.3). Nötigenfalls ift zur Sicherung der redhtzeitigen 
Buftellung von Aufkündigungen die Erlaubnis zur Buftelung an Sonn⸗ 
und Feiertagen ober zur Nachtzeit zu erwirken. ö 

Wo dies biäher üblich war, ift auch in Hinkunſt auf der für ben 
Auflfündenden beftimmten Rubril die Zuftellung an den Gegner und deren 
Tag vom Gerichte zu beftätigen. Bu diefem Zwecke ift die Rubrik in ber 
Zuſtellungs⸗ und Exekutionsabteilung (Buftelungsabteilung, Zuſtellungs⸗ 
beamter) bis nach Bollziehung der Zuſtellung an den Gegner zurückzu⸗ 
behalten und erſt nad) Einlangen des Zuſtellungs⸗ oder Rückſcheines mit 
der angegebenen Beftätigung verfehen, dem Aufkündenden zuzuftellen. — 
Poſtaufgabe durch Advolaten tft zuläffig. Siehe darüber 8 354, Abf. 1, &D. 


Verordnung des Juftizminifteriumsd dom 12. Dezember 
1899, IMBB. Nr. 52, betreffend die Beftätigung ber BZuftels 
lung auf gerihtliden Kündigungen von Beftandverträgen 
und auf Bablungsbefehlen im Mahnverfahren. 

An alle Gerichte erfter Inftanz. 


8 564. 1. Nach Zuftellung der Auflündigung an den Gegner 
kann nicht mehr einfeitig von der Auflündigung zurüdge> 
treten werden. €. v. 6. September 1898, 3. 12112, Sig. 300, 


— 
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Sofern die Zuftellung gerichtliher Auflündigungen von Beſtandver⸗ 
trägen oder die Buftellung von Bahlungdbefehlen im Mahnverfahren auf 
der für den Antragfteller beftimmten Ausfertigung bes Beſchluſſes (Rubrik) 
beftätigt werden foll (8 347, Abf. 3, GO., IMV. v. 18. Dezeniber 1899, 
IMWVB. Nr. 51), tft diefe Veftätigung duch bie Buftelungs- und Ere- 
tutionsabteilung (Buftellungsabteilung, Buftellungsbeamter) zu erteilen. 

Wenn jedoch im einzelnen Falle die Zuſtellung an beide Parteien 
durch denfelben Gerichtsdiener oder Yuftellboten vorzunehmen ift, hat bie 
Beftätigung der Zuftellung an den Gegner des Antragitellers unmittelbar 
durch diefes YZuftellorgan zu erfolgen. Zu dem Zwecke find ihm fämtliche 
Ausfertigungen des zuzuftellenden Beſchluſſes oder Bahlungsbefehles zu 
fibergeben. Das Zuſtellungsorgan hat zubörberft den Kündigungsbefchluß 
oder Bahlungsbefehl dem Gegner des Antragitellers zuzuftellen, fodann 
auf der für den Untragfteller beftimmten Ausfertigung bie Buftellung 
durch den Vermerk: „dem Gegner zugeftellt am . . .“ unter Angabe des 
Tages und Beifügung feiner Unterfchrift nebft Dienftcharalter oder durch 
Ausfülung und Unterfertigung bes von der Kanzgleiabteilung beigejegten 
gleihen Vermerkes (Punkt II der JMB. dv. 12. Dezember 1899, IMVB. 
Nr. 51) zu beftätigen und Hierauf die BZuftelung an den Yntragfteller 
vorzunehmen. 


a) Für den Adreſſaten unbetannten Aufenthaltes tft nur dann zum 
Biwvede der BZuftellung des über die Aufkündigung eines Beſtandvertrages 
erlafjenen Auftrages ein Kurator zu beftellen, wenn der Abweſende auch 
feine Wohnung und feine Gefchäftäbetriebsftätte aufgelaflen hat und feine 
neuen Räumlichletten unbelannt find. 

Bon der Einfchaltung des Ediktes in ber Beitung ift weder die Gül⸗ 
tigfeit der Zuftellung, noch die Wirffamleit der Aufkündigung bedingt. 
(Gutachten des DOberften Gerichtshofes zu 8 116 BED. 2.1.) 


Wenn die Partei, welcher die Kündigung zugeftellt werden foll, un= 
befannten Aufenthaltes ift und eine Wohnung, ein gemwerbliches oder 
Geſchäftslokal oder eine Kanzlei nicht befist, muß demnach gleichfalls 
Buftelung an den Kurator ftattfinden. Beim Borhandenfein einer Woh⸗ 
nung u. f. w. ift dagegen die Buftelung dort gemäß 8 106 ZPO. 
borzunehmen, wenngleich die Partei daſelbſt nicht angetroffen wird 
und es unbelannt ift, wo fie ſich zur Beit tatjächlich aufhält. (IM. zu 
8 116 8PO., P. 2.) 

Bei Buftellung von Kündigungen an den Kurator muß dad Ebilt vor 
Ablauf des letzten Tages der Kündigungsfrift an ber Gerichtätafel ange⸗ 
fchlagen und innerhalb der nämlichen Zeit die Kündigung bem Kurator 
zugeftelt werden. Eine Verſäumung diefer Friſt ift für die Wirkſamkeit 
der Kündigung belanglos, wenn gegen den gerichtlichen Wuftrag Einwen⸗ 
dungen rechtzeitig nicht angebracht werden (8 564, Abf. 2, ZPO. (IM. 
zu 8 116 BBO., B. 3.) 

Wenn der auf die Kündigungsfrift entfallende Zins Hundert Gulden 
nicht überfteigt, Tann die Kundmachung der Beftellung !des Kurators ftatt 
durch Ediltseinſchaltung auf bie ortübliche Weife gefhehen. (Gutachten 

. des Oberften Gerichtshofes zu $ 116 8P0., P. 4.) 
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Eine Wuzfertigung oder Rubrik der Auftündigung für die Gericht3- 
alten ift nicht erforderlich. (Gutachten des Oberſten Geridhts- 
hofes zu $ 116 BBO., P. 5.) 


Außergerihtlidhe Auffündigung. 

$565. Die außergerihtlihe Auffündigung Tann durch 
einen Notar oder in anderer Weife erfolgen. 

Die dem Gegner der auffündigenden Partei zum Zwecke 
der Auflündigung zu machende Mitteilung hat ſtets aud) 
Bei im 8562, Abfag 1 und 2, bezeichneten Angaben zu ent- 

alten. 

Damit eine folhe außergerichtliche Auffündigung die 
Wirfung einer gerichtlichen Aufkündigung erlangen könne, 
muß fie durch) Urkunden bewiejen werden, welche in Betreff 
ihrer Beweisfraft zu einem Bedenken feinen Anlaß geben,') 
und e3 müſſen überdies bei der Auffündigung die in 8$ 563 
und 564 angegebenen Friften beobachtet fein. 

Der Zeitpunkt der Auffündigung oder Zuftellung der 
Auffündigung muß gleichfalls durd Urkunden der in Abſatz 3 
bezeichneten Beichaffenheit bewieſen werden.?) 

1) 88 292, 294, 296. °) Exetution $ 1, 8.18, ED. 

6566. Derjenige, gegen welchen eine ſolche außergericht- 
liche Auffündigung gerichtet ift, Hat binnen acht, oder wenn 
die Auffündigungsfriit weniger als vierzehn Tage beträgt, 
binnen drei Tagen ($ 562, Abſatz 1) nad erfolgter oder 
empfangener Auffündigung feine etwaigen Einwendungen da- 
wider bei dem Gerichte,!) in deſſen Bezirk der Bejtandgegenftand 
liegt, fchriftlih oder mündlich einzubringen, widrigens Die 
Aufkündigung in Wirkſamkeit treten würde. 

Un weldem Tage die Auffündigung der Partei mit- 
geteilt wurde, welche Einwendungen erhebt, iſt von der 
auffündigenden Partei auf Verlangen des Gerichtes durch 
Borlage der in 8 565, Abſatz 4, gedachten Urfunden zu be- 

„weijen.?) 
ı) Bezirksgerichte. 8 49, 3.5, 3N. ) 8 571, Abſ.2. 


Auftrag zur —— oder Übernahme des 
Beſtandgegenſtandes. 
6 567. Bei Beſtandverträgen, welche ohne vorher⸗ 
gegangene Aufkündigung nah Ablauf einer beftimmten Zeit 
8 567. 1. Gerichtlicher Auftrag auf Grund eines Beftand- 
vertrages, wodurd ftädtifher Straßengrund zur Aufftellinmg 


e 
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erlöfchen, Tann jede Partei!) noch vor Ablauf der Beitandzeit 
eine gerichtliche Ver ügung beantragen, mittel welcher dem 
Gegner aufgetragen wird, den Beftandgegenftand zur bejtimmten 
Beit bei fonftiger Erefution zu übergeben oder zu übernehmen, 
oder gegen diefen Auftrag binnen acht Tagen feine Einwendungen 
bei Gericht anzubringen.?) 

Wenn das Beltandverhältnis für mehr als ſechs Monate 
eingegangen ift, kann diefer Antrag nur in den lebten ſechs 
Monaten geitellt werden. 

Die Beitimmung des 8564, Abſatz 1, ift auch auf Die 
BZuftellung folder Aufträge anzumenden.?) 

Bedarf es zur Aufhebung des Beitandvertrages einer 
nutonbiaung, jo fann der a auf Übergabe oder 
Übernahme des ke bon vor Ablauf der 
Kündigungsfrift mittels Klage geltend gemacht und auch die 
Kündigung mit der Klage verbunden mwerden.‘)a) 

2) Huch der Bivangsverwalter. 8 111 ED. 

2) Kein Relurs. 8 575, Abf.2. — Exelution 8 1, 3.4 ED. — 
Behandlung hinfichtlich der Gefchäftsverteilung 8 19, 3.3, GO. — Ein- 
tragung in dag Kündigungsregifter 3 230 ED. 

2) Zuftellung nad) den für Die Buftellung von Klagen geltenden Vor⸗ 
ſchrifien. 88 106, 107. 

*) Die Klage ift nicht in das Kündigungs⸗, fondern in das Prozeß⸗ 
tegifter C oder Cg einzutragen. 8 230, 3.2, GO. 

a) Wird die Auffündigung des Beftandvertrages mit der Klage auf 
Übergabe oder Übernahme des Beftandgegenftandes verbunden (8 567, 
Abſ. 4, 8PO.), fo ift beides, Klage und Kündigung, in einem Schrift: 
fage zu vereinigen. Auf Grund dieſes Schriftfages ift mittel Beſchluſſes 


eines Gefchäftsportal8 überlafjen wird. E. v. 18. Jänner 1899, 
1899, 3. 726, ©3. 1901 :52. 

2. Das Anſuchen um Erlafjung eines Räumungd- 
auftrages Tann vor Beginn des jehsmonatliden Zeitraumes 
geftellt werden. ©. v. 26. Oftober 1880, 3. 12194, Sig. 8151. 

3. Denn die Pfliht zur Rüditellung der Beftand- 
ſache nebft Ablauf der Zeit noch durch andere Umftände bedingt 
ift, kann ein Räumungsauftrag nicht ergehen. €. v. 9. April 
3. 3372, Sig. 4936. 

4. Auf Grund der erhobenen Einwendungen fann 
lediglich über die Wirkfamkeit der Kündigung entfchieden werden. 
E. v. 20. Dezember 1883, 3. 10772, Sig. 11323. 

5. Nach erfolgtem Rüdtritt vom Räumungsauftrage 
kann über die Einwendungen nicht mehr verhandelt und entjchieden 


werben. ©. v. 23. November 1887, 3. 12766, Sig. 11852; 7. Ols 
tober 1879, ©. 10954, Sig. 8675. 
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unter gleichzeitigem Hinweife auf die Kündigung Tagfagung zur münd- 
lichen Berhandlung Über die Klage anzuberaumen; dem Gegner ift wie 
font eine Ausfertigung des Schriftfages mit dem Beſchluſſe zuzuftellen. 
(IM. zu 8 567 BO.) 


Berhältnis zum Afterbeitandnehmer. 


6 568. Alle gegen den Beitandnehmer erwirkten Auf- 
fündigungen, Aufträge, Entfcheidungen und Verfügungen, 
welche das Beltehen oder die Auflöfung eines Beitandvertrages 
über einen der im 8 560 bezeichneten Gegenſtände betreffen, 
find auch gegen den Afterbeftandnehmer wirffam und voll- 
ftredbar, jofern nicht ein zwifchen dem Afterbeitandnehmer 
und dem Beitandgeber beſtehendes Nechtsverhältnis ent» 
gegeniteht. 


Stillfhmweigende Erneuerung des Beftandvertrages. 


6 569. Beitandverträge, welche durch den Ablauf der 
Beit erlöfchen, ohne daß es behufs Auflöfung des Vertrages 
oder Verhinderung feiner ftillichweigenden Erneuerung?) einer 
Auffündigung bedarf, find dadurch, daß der Beitandnehmer 
fortfährt, den Beitandgegenftand zu gebrauchen oder zu be- 
nüßen, und der Beitandgeber e3 dabei bewenden läßt, nur 
dann als —— erneuert anzuſehen, wenn binnen 
vierzehn Tagen?) nad) Ablauf der Beſtandzeit, oder bei Ver⸗ 
trägen, welche urfprünglich auf fürzere Zeit als auf einen 
Monat geichloffen wurden, binnen einer der Hälfte der ur- 
prünglich bedungenen Zeit a ke Friſt nad) Ablauf 
des Vertrages weder von dem Beftandgeber eine Klage auf 
BZurüdftellung, noch von dem Beftandnehmer auf Zurüdnahme 
des Beitandgegenftandes erhoben wird. 

1) 8 1114 abGB. ®) 8 570. 


8569. 1. Gleiche Wirkung wie das Anbringen der Klage 
hat die infolge Räumungsaufforderung vom Beftandnehmer ab> 
gegebene Erflärung, die Wohnung nah Auffindung einer 
neuen Wohnung räumen zu wollen € v. 18. Juli 1878, 
3. 7948, Sig. 7078. 

2. Stillfchweigende Erneuerung durch verjpätete® Anbringen 
der Klage auf Rüdftellung des Beftandgegenftandes, obwohl außer- 
gerihtlihe Kündigung voraußgegangen iſt. E. dv. 16. Auguft 
1898, 3. 11426, Sig. 286. 
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Friſten in Beſtandſachen. 


6 570. Die in den 88 560 bis 569 feſtgeſetzten Friſten 
fönnen nicht verlängert werden.?) 
2) Notfriften. 8 128. — Wiedereinfegung (8 146) all außer hin⸗ 
fihtlih der Frift zu den Einwendungen 8 571, Abſ. 4 


Berfahren.a) 


$ 571. Über rechtzeitig angebrachte Einwendungen!) ift 
eine Tagjabung zur mündlidden Berhandlung?) anzuordnen. 
Bei der Anberaumung der erjten und der etwa folgenden 
Zagjagungen, fowie bei der Beſtimmung von Frilten ift auf 
die Dringlichkeit?) der Beitandjachen bejonders Bedacht zu 
nehmen. 

Die Partei, von welcher die Kündigung oder die Auf- 
forderung zur Burücftellung oder au Burüdnahme de Be— 
ſtandgegenſtandes ausging, ift al3 Kläger anzufeben. 

Veripätet — Einwendungen wider die Auf— 
kündigung eines Beſtandvertrages oder gegen den gericht- 
lichen Auftrag zur Übergabe oder Übernahme eines Beitand- 
— ind von Amts wegen ohne Verhandlung zurück— 
zuweiſen 

Eine Wiedereinſetzung in den vorigen Stand’) gegen die 
Verſäumung der Friſt zur Anbringung von Einwendungen ®) 
iſt nicht zuläffig. 

1) 8 230, 8.4 GO.: Mündlih angebradite Einwendungen gegen 

Kündigungen und Aufträge zur Übergabe oder Übernahme des Beſtand⸗ 


8 571. 1. Iſt die Frift für die Einwendungen,fal$ die Auf- 
fündigung gegen mehrere Perfonen gerichtet ift, wie die 
Frift für die Progeßhandlung mehrerer Streitgenoffen (8 127 ZPO.) 
zu berechnen? E. v. 15. Februar 1898, 3. 2168, Sig. 30. 

2. Nah Anbringung von Einwendungen gegen die Auf 
fündigung kann diefe nur mehr mit — des Gegners 
ann werden. E. db. März 1898, 3. 3441, 

g. 595 

die” fündigende Partei ift dann zum Koftenerfag verpflichtet. 
E. v. 23. ÖOftober 1877, 3. 12731, Sig. 6590 

3. Erft während der Verhandlung über Einwendungen vor⸗ 
aa neue Einwendungen find nicht zu berüdfichtigen. 

Auguft 1884, 3. 9059, Sig. 10122. 

4. Die Koften ber Kündigung find von der im Prozeſſe 

Seen, Partei nicht zu erjegen. E. v. 2. April 1891, 3. 3730, 
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gegenftandes Lönnen nicht durch Eintragung in dag Kündigungsregifter 
beurfundet werden; über ſolche Einwendungen ift ein befonderes Protokoll 
aufzunehmen; nad Erhebung von Einwendungen ift die Sache in das 
Regiſter C zu übertragen (8 219, Abſ. 2). — Über die Anlegung von 
Prozeßakten fiehe 8 268, Abf. 1, SD. 

2) 8 440, Abi. 1. — Die mündliche Streitverhandlung kann aud) auf 
einem Gerichtötage ftattfinden. 8 58 GO. *°) Die Tagfabung Tann auf 
denfelben Tag angeorbnet werten. 8 436. *) Rekurs innerhalb 8 Tagen. 
88 514 575, Wbf. 1. 5) 8146. ©) 88562, Abſ. 1, 566, 567, Abi. 1. 

a) Die Borfchriften der 88 571 ff. BED. über das Berfahren in 
Beftandfadhen finden auf Nechtsftreitigfeiten aus einem Beftandvertrage, 
welche das Beftehen des Vertrages oder die Bezahlung des Binfes betreffen, 
feine Anwendung. (IM. zu 8 571 8PO., B. 1.) 

Für fchriftlich überreichte Auflündigungen von Beſtandverträgen haben 
die Erfordernifle eines vorbereitenden Scriftfabes (8 78 8PO.) Feine 
Geltung. Wenn Einwendungen überreicht werden, Tann die auffündi- 
gende Bartei noch vor der mündlichen Streitverhandlung dem Gegner 
die Umftände und Beweismittel, deren fie fi) bei der Verhandlung be- 
dienen will, mittels vorbereitenden Schriftfaßes mitteilen (8 44 8PO.). 
(IM. zu 8 571 8P0., P. 2.) 

6572. In dem das Verfahren über Einwendungen 
erledigenden Urteile?) ift auszufprechen, ob und inwieweit die 
Auftündigung oder der nad) 8567 erlafjene Auftrag als wirkſam 
erfannt oder Here wird, ſowie ob und wann der Be- 
Hagte verpflichtet ilt, den Beſtandgegenſtand zu übergeben oder 
zu übernehmen. 

1) 8 573. — Entſcheidung über die Koften $ 52. 


6 573. Wird der Bellagte fchuldig erkannt, den Be- 
ftandgegenitand zu übergeben oder zu übernehmen, iſt jedoch 
die Beitandzeit zur Zeit der Urteilsfällung bereit verjtrichen, 
fo iſt bei Mietverhältniflen in dem Urteile auszufprechen, 
daß die Übergabe oder Übernahme fofort zu erfolgen habe; 


8 578, 1. Bei gerichtlicher Feſtſetzung eines Übergabstages 
oder Räumungstermines kommen die Beftimmungen ber 
Iofalen Ausziehordnung nicht zur Anwendung. E. v. 6. Ok⸗ 
tober 1886, 3. 11542, Sig. 1119. 

2. Die VBollftredbarkteit des Urteils über die Ein- 
mendungen erlifcht nicht dadurch, daß zur Zeit, da die zmangs- 
mweife Räumung des Beftandgegenftandes zuerft begehrt werden 
darf, von diefem Rechte fein Gebrauch gemacht wird. €. v. 27. Of- 
tober 1885, 3. 12511, Sig. 11943; 17. Juni 1885, 3. 7124, 
Sig. 10619 (SR. 125); 22. Mai 1883, 3. 5910, Sig. 9441 
(21. Mai 1884, 3. 5521, Ste. 10047; 22. Juli 1884, 3. 8545, 
Slg. 11337; 2. Juni 1882, 3. 6169, Sig. 9009 u. a.?); 


656 Zivilprozeßordnung. 66 574, 575. 


bei Faden kann zu diefem Zwecke eine acht Tage nicht 
überfchreitende Friſt gegeben werden. 

Iſt die Beſtandzeit noch ‚nicht verftrichen, fo ift die 
Beit für die Übergabe oder Übernahme nah den hinficht- 
li der Räumungsfriften bejtehenden befonderen Vorſchriften!) 
und mangels folder in Gemäßheit der Ortsgewohnheiten zu 
beitimmen. 

Soweit es auch an folchen Gemwohndeiten fehlt, iſt bei 
Mieten anzuordnen, daß mit der Räumung fpätejten? am 
dritten Tage vor Ablauf der Mietzeit zu beginnen, dem 
Übernehmer zur Mittagszeit dieſes Tages ein zur Ber- 
wahrung eines Teiles — Fahrniſſe geeigneter Platz zu 
überlaſſen jet, die Übergabe des gänzlich geräumten Miet⸗ 
gegenftandes aber bis zum Mittage des lebten Tages der 
Mietzeit zu erfolgen babe. Bei Pachtungen von Gütern, 
auf welchen Gebäude ftehen, it anzuordnen, daß mit der 
Räumung fpäteftend am achten Tage vor Ablauf der Pacht⸗ 
geit zu beginnen, dem Übernehmer zur Mittagszeit Diejes 

ages ein angemeljener Teil der Räumlichfeiten zur Ber- 
wahrung von Fahrniffen und zur Einleitung des Wirtſchafts⸗ 
betriebe zu überlaffen ſei, und die Übergabe "des gänzlich 
geräumten Pachtgegenftandes bi zum Mittage des lebten 
Tages der Pachtzeit zu erfolgen habe. Bel Bachtungen anderer 
Art endlich ift anzuordnen, daß die Räumung und Über- 
gabe des Pachtgegenitandes bis zum Ablaufe der Pachtzeit 
vorzunehmen Sei. 

Der dritte oder achte Tag vor Ablauf der Beitandzeit 
iſt jo zu berechnen, daB zwiſchen dem Tage des Beginnes 
und dem Tage der Beendigung der Räumung volle zwei 
oder volle fieben Kalendertage Liegen. 

Die Beitimmungen der Abjäge 2 bis 4 über die Räu- 
mung und Übergabe des Beltandgegenftandes gelten auch 
dann, wenn gegen die gerichtliche oder außergerichtliche Auf- 
fündigung oder gegen den Auftrag zur Übergabe oder Über- 


die Behauptung einer dem Erkenntniffe nachgefolgten Er⸗ 
neuerung oder Verlängerung des a iſt 
mittels Oppoſitionsklage geltend zu machen. E. v. 22. April 1884, 
3. 4638, Sig. 10001. 

3. Der gegen einen Miteigentümer als Beitandnehmer 
erwirktte Räumungsauftrag iſt gegen deſſen Rechtsnachfolger 
und WVohnungsübernehmer vollftredbar. E. v. 23. Oftober 1883, 
3. 10565, Sig. 9610. 


Räumungsfriften. 557° 


nahme des Beitandgegenitandes nicht rechtzeitig Einwendungen 
erhoben wurden. 

Die Erefution fann auf Grund rechtskräftig gewordener 
Urteile, Auffündigungen und gerichtlicher Aufträge zur Über- 
gabe oder Übernahme des Beftandgegenftandes bewilligt 
werden, fobald die Frift verftrichen ift,a) innerhalb deren nach 
den vorangehenden Abſätzen der Beitandgegenftand gänzlich“) 
geräumt zu übergeben war.?) 

1) Art. XI, 8.1, EG. 3. IPOD. Siehe Manz 2. Bd. (bei 8 1116). 

2) Noch am Nachmittag desfelben Tages; Abf. 3. 

a) Das Ende ber Friſt, innerhalb deren nad dem Geſetze der Be⸗ 
ftandgegenftand gänzlich geräumt zu übergeben ift, muß nur dann bei 
Bewilligung der Erxefution in Beftandfachen abgewartet werden, wenn bie 
Erekution zur Erwirkung der gänzlichen Räumung des Beftandgegenftandes 
beantragt wird. 

Soll Hingegen nur die Überlaffung eines geeigneten Platzes zur Ver⸗ 
wahrung eines Teiles der Fahrniſſe des Ubernehmers eines Mietgegen- 
ftandes oder die Überlaffung eines angemefjenen Teiles der Räumlichkeiten 
einer Pachtung zur Verwahrung von Fahrniffen und zur Einleitung des 
Wirtjchaftäbetriebed im Exekutionswege bewirkt werden, jo Tann dieſe 
teilweife Räumung (8 349 ED.), fobald die im Gejege dafür beftimmte 
Beit gefommen ift, und fhon vor Ablauf der Friſt bewilligt werben, 
innerhalb deren der Beltandgegenftand gänzlich) geräumt zu übergeben ift. 
(Gutachten des Oberften Gerichtshofes zu 8 573 ZPO.) 

6574. Die Beitimmungen des $ 573 find aud dann 
anzuwenden, wenn ein Beitandvertrag ohne borausgegangene 
ae oder außergerihtliche Aufkündigung infolge einer 

lage durch Urteil für aufgehoben oder erlofchen erflärt wird.) 

1) 88 1117, 1118 abGB. 8 567, Abf. 4. 

6 575. In dem in diefem Abfchnitte geregelten Ver⸗ 
fahren beträgt die Friſt zur Stellung des Antrages auf 
Wiedereinfegung in den vorigen Stand,!) dann zur and) 
der Berufung?) oder Reviſion,“) fowie zur inlegung des 
a acht Tage. Diele Frilten können nicht verlängert 
werden. 

Gegen die gerichtlichen Aufträge zur Übergabe oder 
Übernahme de3 Beitandgegenflandes, die auf Grund von 


8 575. 1. Die kürzeren Triften gelten indbefondere, wenn auf 
Aufhebung oder Erlöfhung eines Beſtandsvertrages, 
geflagt wird. E. v.7. Februar 1900, 3. 1272, Sg. 878; 18. Ok⸗ 
tober 1899, 3. 15254, Przeg. 1900 : &. 103; 28. März 1899, 
8, — Przeg. 1900: S. 103; 19. Jänner 1899, 3. 624, 

g. 4775 
mag auch zugleih Rüderftattung des vorausbezahlten 
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a ee ae o) oder infolge eines gemäß 8 567 geitellten 
Anſuchens ergehen, ift vorbebattlic der dagegen zu erheben- 
den Einwendungen ein Rechtsmittel nicht zuläffig. 

Eine gerichtliche oder außergerichtlihe Kündigung oder 
ein Auftrag zur Übergabe oder Übernahme des Beltand- 
gegenftandes, wider welche nicht rechtzeitig Einwendungen 
erhoben wurden, Ddesgleichen die über a Einwendungen 
ergangenen rechtsfräftigen Urteile treten, vorbehaltlicd) des 
über den Koftenerjaß ergangenen Ausfpruches, außer Kraft, 
wenn nicht binnen vierzehn Tagen nach dem Eintritte der 
in diejen Aufträgen oder im Urteile für die Räumung oder 
Übernahme des Beitandgegenftandes beftimmten Zeit wegen 
diefer Räumung oder Übernahme Erelution beantragt wird.’) 

1) 88 146, 148. 2) 8464. 9) 8505. *) 8521. °) Notfriften $ 128. 

Für den Erfab der Brozeßloften ift die Friſt von 14 Tagen zu beftimmen. 
8 409. °) 8 562, Abi. 1. °) Bergl. 8 569. - Unträge auf zwangsweiſe 
Räumung gerichtlich oder außergerichtlich gefündeter Beftandgegenftände 
tönnen in der Gerichtäfanzlei zu Protololl genommen werden. $ 320, 
.1, 60. 

. a) Die Mitteilungen des Berufungsgegners, fowie bie Reviſionsbe⸗ 
antwortung find auch innerhalb der Notfrift von acht Tagen zu über: 
reihen. (Siehe Gutachten des Oberften Gerichtshofes zu 88 555 
u. 575 ED. bei 8 555.) 


Mietzinfes und Erfag von Adaptierungstoften begehrt werden. 
E. v. 22. Oktober 1901, 3. 14494, IB. 1902: 2: 

ferner im Progeffe wegen Rüdftellung des bezahlten 
Mietzinfes, weil der Beftandgegenftand zum ordentlichen Ge⸗ 
brauche untauglich ift. E. v. 15. März 1899, 3.2407, Sig. 549; 

und bei Streitigkeiten über den Erſatz der Koften von 
Reparaturen, die der Mieter vornchmen ließ. E. v. 16. No- 
bember 1898, 3. 10497, Sig. 374. 

2. Durch eine irrige Belehrung des Gerichtes über 
diefe Friften wird deren Überjchreitung nicht gerechtfertigt. €. v. 
28. März 1899, 3. 3931, Przeg. 1900: S. 103. 

3. Die Revifionsbeantwortung muß gleichfalls binnen 
acht Tagen erftattet werden. E. v. 1. Februar 1899, 3. 17254, 
Präv, 1899: &. 359; 18. Jänner 1899, 3. 726, ©3. 1901: 51. 

4. Eine vierzehntägige Berufungsfrift gilt in Progeffen um 
Schadenerfag wegen Nichterfüllung oder nicht gehöriger 
tun des Beftandöpertraged. E. v. 13. Dezember 1899, 3.18040, 

g. 794; 

überhaupt bei Schadbenerfagllagen des Berpädters 
gegen den Pächter. €. v. 9. Znli 1902, 3. 504, 38. 1903:1165 

in Streitigkeiten wegen Bezahlung des Beftandzinfes. 
€. v. 11. März 1902, 3. 3609, ZB. 1902: 35. 
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Berträge gegen Entrihtung eines Zinſes in 
Früchten. 

$ 576. Die Beitimmungen dieſes Mbfchnittes finden 

auch auf die im $ 1103 abGB. bezeichneten Verträge Ans 

wendung.!) Solche Verträge find im Sinne dieſes Geſetzes 
al3 Pachtverträge anzufjehen. 

1) Jedoch nicht auf die Kontadinen= und Kolonenverhältniffe in Dal⸗ 
matien. Art. X EG. 3. 3PO. 


Vierter Abfı chnitt. 


Schiedsrichterliches Verfahren. 


Schiedsvertrag. 
5577. Die Vereinbarung, daß die Entſcheidung einer 
Rechtsitreitigleit durch einen oder mehrere Schiedsrichter er- 
folgen folle (Schiedsvertrag),') hat infoweit rechtliche Wirkung, a) 





8 576. 1. Unanmwendbar find die bejonderen Vorſchriften 
über da3 Verfahren in Beftandjachen auf Verträge, durch welche 
das Recht zur Gewinnung von Bergöl und Erdwachs gegen 
Entgelt eingeräumt wird. €. vd. 2. April 1901, 3. 2148, Not. 
1901: 30. 

8 577. 1. Die Vereinbarung, über eine ftreitige Heirat3- 
gut3forderung Schiedsrichter entfcheiden zu lafjen, bedarf nicht 
der notariellen Errihtung E. v. 23. März 1875, 3. 2961, 
Sig. 5665. 

2. Die Zuftändigkeit de3 in den Statuten einer Ver— 
ſicherungsgeſellſchaft vorgefehenen SchiedSsgerichteS wird ſchon 
durch die im Berficherungsantrage enthaltene Erklärung, jich den 
Gefeltihaftsftatuten zu unterwerfen, oder durch die Annahme der 
eine folde Erklärung enthaltenden Polizze begründet. E. v. 
6. November 1890, 3. 12017, ZB. 1891: 2 (31. Oktober 1889, 
3. 28560, ZB. 1891 : 6; 16. Oftober 1889, 3. 9041, GB. 
1889 : 522). 3 

3. Die Vereinbarung auf Schiedsrichter ift für die mittels 
ah und Schuldübernahme an Stelle der urfprünglichen 

arteien tretenden PBerfonen nicht bindend. E. v. 5. Februar 1885, 
3. 860, Sig. 10420; 

wohl aber für den Konkursmaffeverwalter €. v. 
22. Februar 1888, 3. 1596, Sig. 12065. 

4. Ein für Streitigkeiten über die Höhe des Brandſchadens 
vereinbartes Schiedsgericht ift nicht auch für Streitigkeiten über 
den Beftand des Entjchäbigungsanfpruches zuftändig. E. v. 3. März 
1880, 3. 1087, Slg. 7882, 
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als die Parteien über den Gegenftand des Streites einen 
Vergleich abzuſchließen fähig find.?) 

An einem Schiedsvertrage kann auch wirkfam vereinbart‘ 
werden, daß aus einem beſtimmten Rechtsverhältniſſe Fünftig 
entftehende Streitigfeiten durch einen oder mehrere Scied3- 
richter entfchieden werden follen. 


Der Schiedsvertrag muß fchriftlich errichtet werden.?) 

1) 8 1891 abGB. 

2) 88 1380—1384, 865 abGB. — Die Erteilung ber Prozeßvoll⸗ 
macht allein ermächtigt nicht zum Abſchluß eines Schiebsvertrages, hiezu 
bedarf e8 noch einer ausdrüdlidhen Vollmacht gemäß 8 1008 abGB. 
(Siehe JM. zu 8 381 8PO. P. 3.) — Der betreibende Gläubiger ift nicht 
berechtigt, die Entſcheidung über den Rechtsbeſtand der zur Einziehung 
überiwiefenen Forderung Schiedsrichtern zu übertragen. 8 308 ED. 

3) 8 884 abGB. — 8 595, B. 1. Siehe außerdem Art. XII big 
XXVI EG. 3. ZPO. — Auf das Verfahren vor den Börſenſchiedsge⸗ 
richten haben die 88 587—599 keine Anwendung. Art. XVII EG. 3. BD. 

a) Gegen eine Klage, die einem gültigen Schicbävertrage zuwider 
während der Anhängigleit des ſchiedsrichterlichen Verfahrens tei dem 


mm — — — — — — — — — — — — 


5. Kompromiß in Betreff einer durch Verſäumungsurteil 
entſchiedenen Streitſache; mit Wegfall der Wirkſamkeit des 
Schiedsvertrages wird das Verſäumungsurteil wieder vollſtreckbar. 
E. v. 9. Dezember 1862, 3. 8286, Sig. 1611. 


6. Auf Grund der Verabredung, fünftige, aus cinem Ber- 
trage entipringende Streitigkeiten durch Schiedsrichter entfcheiden 
zu laſſen, kann vor dem ordentlichen Richter die Unzuſtäudigkeit 
eingewendetiwerden. E. v. 16. Oftober 1884, 3. 9966, Sig. 10869; 
4. März 1858, 3. 10913, 3.8. 26; 


ſelbſt wenn ſich die Parteien der Beihwerdeführung 
gegen den Schiedsſpruch nicht begeben haben. E. v. 16. Of 
tober 1884, 3. 9966, Sig. 10869; 


bei einer für die Streitigleiten aus dem Geſellſchafts— 
verhältniſſe getroffenen Verabredung auch nach Auflöfung der 
Geſellſchaft. €. v. 27. November 1860, 3. 13717, Sig. 2063; 


die Einwendung der Unzuftändigkeit des ordentlichen Gerichtes 
ift jedoch ausgejchloffen, wenn die Sitreitteile nach den Geſell⸗ 
fhaftsftatuten von dem Schiebögerichte Gebrauch machen können, 
aber nit müſſen. €. dv. 1. Dezember 1880, 3. 12602, Sig. 
9728. 


7. Die Ablehnung der Zuftändiglett durch das Schieds⸗ 
gericht kann nicht vor dem ordentlichen Gerichte angefochten werden. 
— — 1890, 3. 4443, Now, IX, 273, — Bergl. IN, 

t x [2 
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ordentlichen Richter angebracht wird, tft nicht die Einrede der Streitan- 
bängigfeit, fondern die der Unzuftändigfeit zu erheben. (FM. zu 8 240 
8PO., P. 3.) 


6 578. Richterliche Beamte!) dürfen, folange fie im 
tichterlichen Dienste jtehen,a) die Beitellung als Schiedsrichter 
nicht annehmen. 

1) 88 1-3 O6. 

a) Ein Schiedsſpruch, der von einem aktiv bienenden richterlidhen 
Beamten gefällt wurde oder an deſſen Fällung ein folder riehterlicher 
Beamter neben anderen Ehicbörichtern teilgenommen bat, ift wirkungs⸗ 
108 (8 595, 8. 3, 83PO.). (IM. zu 8 578 8PO.) 


6579. Niemand ift verpflichtet, die Beftellung als 
‚Schiedsrichter anzunehmen. Aus triftigen Gründen kann der 
Schiedsrichter auch nad Annahme der Beitellung von der 
übernommenen Verpflichtung zurüdtreten.‘!) 

1) 88 588, 8. 1, 584, Abf. 2. 


8 579. 1. Die vertraggmäßige Beitellung der Partei zum 
Richter in der eigenen Sache ift ungültig. E. v. 2. November 
1870, 3. 12333, Sig. 3933. 


2. Auf Grund von Genofjenfhaftsftatuten kann gegen 
einen Genofjfenichafter auf ftatutenmäßige Wahl und Nambaft- 
machung von Schied3richtern gellagt werden. E. vd. 15. Dezember 
1886, 3. 13477, Sig. 11294. 


3. Wenn der von den Echiedsrichtern gewählte Obmann 
ablehnt, ſind die Schiedsrichter zu wiederholter Wahl nicht ver⸗ 
pflichtet. E. v. 18. November 1862, 3. 5737, Slg. 2693. 


4. Die Vereinbarung, wonach die Parteien die Ab ordnung 
eines Schied3richterd einem en Gerichte über- 
laffen, ift für Ießteres nicht bindend. E. dv. 4. Februar 1885, 
3. 1013, Sig. 10412. 


5. Der Schiedsrichter kann zur Erfüllung feines Amtes 
nur im ordentlichen Rechtöwege verhalten werben. E. v. 7. März 
1871, 3. 2575, Sig. 4083. 


: 6. Nach. Nichtigerlärung des von ihm abgegebenen Schied8- 

fpruches ift der Schiedsrichter zur Füllung eines neuen 

sn. nicht mehr verpflichtet. E. v. 15. Mai 1867, 3. 2325, 
g. 2799. 


7. Der den Schieb3richtern erteilte und von ihmen ange- 
nommene Auftrag kann nur mit Zuftimmung ſämtlicher Streits 
teile anderen Shiedsrichtern übertragen werben; diefe Zu— 
ftimmung muß vor Fällung de3 neuen Schiedsfprudes fchriftlich 
erflärt werden. €. v. 11. März 1880, 3..1309, Sg. .7895. . 


Gef, Sig. VI. 2, Zivilprozeßordnung. 36 
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6580. Wenn in dem Schiedövertrage weder die Schieds⸗ 
rihter benannt, noch eine Beitimmung über die Zahl und 
Ernennung der Schiedsrichter enthalten it, jo wird don jeder 
Bartei ein Schiedsrichter beftellt. Diefe haben einen Obmann 
zu wählen. 


6581. Wer zufolge eines Schied3vertrages die Be— 
ftellung eines Schiedsrichter3 vorzunehmen hat, kann von dem 
Gegner oder, wenn die Beltellung des Schiedsrichters einem 
Dritten obliegt, von jeder der Parteien aufgefordert werden, 
binnen vierzehn Tagen dieſen Schiedsrichter zu beftellen und 
hievon der auffordernden Bartei Mitteilung zu machen. 
Eine gleiche Aufforderung iſt dann zuläflig, wenn der auf 
Grund des Schied3vertrages bereits beftellte Schiedsrichter Die 
Annahme des Schiedgrichteramtes oder die Erfüllung jeiner 
Verpflichtungen verweigert, wenn er jtirbt, mit Erfolg abgelehnt 
wird,!) oder aus einem anderen Grunde wegfällt. 

at auch die auffordernde Partei einen Schiedärichter 
zu beitellen, jo hat fie mit ihrer Aufforderung die Anzeige 
er welche Perſon fie jelbft zum Schiedsrichter be⸗ 
tellt bat. 

Diefe gegenfeitigen Aufforderungen und Anzeigen können 
durch die Bott oder einen Notar vorgenommen werden.?) 

Die zur Betellung eines Schiedgrichter3 berufene Perjon 
ift an die von ihr vorgenommene Beitellung gebunden, jobald 
der Gegner oder eine der Parteien die Anzeige diefer Beſtellung 
erhalten hat. 

1) 8 586, Abi. 1. N) Ausnahme von $ 87. 


6 582. Wenn die Beftellung eines Schiedörichters nicht 
rechtzeitig!) vorgenommen wird oder wenn die beiden Schied3- 
richter fi) über die Berfon des Obmannes?) nicht einigen 
fönnen, jo erfolgt die Beitellung auf Antrag dur) das Ge- 
richt.) Der Antrag ift bei dem Gerichte zu jtellen, welches 
mangels eines Schied3vertrages für den Rechtsſtreit in erfter 
Inſtanz zujtändig wäre. Zur Antragjtellung find die Parteien 
und im Falle des 8580 auch jeder der beiden Schiedsrichter 
berechtigt. Zur Antragjtelung ift auch vor Gerichtshöfen die 
Vertretung durch einen Advofaten nicht notwendig.*) 











8 582. 1. Tie Klage ift bei dem fachlich zuftändigen 
Gerichte des allgemeinen Gerichtsftandes oder, fofern ein 
ausſchließlicher Sondergerichtäftand begründet tft, bei diefem an- 
subringen. E. v. 18. Juni 1902, 3. 8323, Gaz. 1903:2%, 
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Der über den Antrag ergebende Beichluß kann durd) ein - 
Rechtsmittel nicht angefochten werden. 
1) 8581, Abſ. 1. °) 8580. 3) 8585. *) Ausnahme von 8 27, Abſ. 1. 


6 583. Können ſich die Parteien über von ihnen ge- 
meinfchaftlich !) zu beitellende Schiedsrichter nicht einigen, fo hat 
das im 8 582 bezeichnete Gericht auf Antrag auszufprechen,?) 
daß der Schiedsvertrag außer Kraft trete. 

Gleiches hat dann zu gefchehen, wenn: 

1. bejtimmte Berjonen in dem Schiedsvertrage zu Schieds⸗ 
richtern beftellt find und einer diefer Schiedsrichter ftirbt, in- 
folge Ablehnung?) oder aus einem anderen Grunde wegfällt,*) 
die Übernahme des Schiedgrichteramtes verweigert oder bon 
dem mit ihm deshalb geichloffenen Vertrage zurüdtritt,’) oder 
wenn 

2. ein im Sciedsvertrage ernannter oder auf Grund 
des Schiedsvertrages don einer Partei oder gemäß 8 582 
vom Gerichte beitellter Schiedsrichter die Erfüllung feiner 
durch die Annahme der Beitellung übernommenen Berpili tung 
verweigert oder ungebührlich ———— 

enn der Schiedsvertrag in Anſehung aller aus einem 
beſtimmten Rechtsverhältniſſe entſtehenden en ge- 
ſchloſſen ift,‘) und der Umstand, wegen deſſen dag Gericht den 
Schiedsvertrag für unwirffam erflären joll, fo beichaffen ift, 
daß er die jchiedsrichterlihe Erledigung der ſich in Zukunft 
aus dieſem Nechtsverhältnilje etwa no ergebenden Streitig- 
feiten nicht ausichließt, fo hat das Gericht feinen Anſpruch“) 
dahin zu beichränfen, daß der Schiedövertrag nur für Ddiejen 
bejtimmten Fall unwirkſam it. 

1) Bufolge Schiedsvertrages 8 580. 

2) 8 585. — Behandlung bed Antrages binfihtlih der Gefchäfts- 
verteilung 8 19, 8. 1, 88. — Ber Antrag ift zum Sammelregifter zu 
nehmen. 8 245 GO. 2) 8 586. *) 8 578. °) 8 579. ®) 8577, bi. 2. 

”, Richtig: Ausſpruch. 

6584. Über einen im Sinne des 8 583 geftellten 
Antrag iſt nad) vorgängiger mündlicher Verhandlung durch 
Beſchluß zu enticheiden.!) Diefe Enticheidung fowie die Ent- 
ſcheidung über einen gemäß $ 582 geitellten Antrag fann 

8584. 1. Der Schiedsrichter haftet auch für den Schaden, 
den er duch unbegründetes Zurüdlegen des übernom- 
menen Shiedsrihteramtes verurfacht hat. E. v. 12. Juli 
1899, 3. 10249, Sig. 676. 
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bei Gerichtshöfen auch von dem Borfteher des Gerichtshofes 
oder von einem feitend des Vorftehers beauftragten Richter 
gefällt werden. 

Ein Schiedsrichter, welcher die durch Annahme der Be- 
ftelung übernommene Berpflihtung gar nicht oder nicht recht- 
zeitig erfüllt, haftet den Parteien, unbejchadet ihres Rechtes, 
die Nußerfraftfegung des Sciedävertrages zu begehren, für 
allen durch feine ſchuldbare Weigerung oder Verzögerung ver- 
urſachten Schaden. 

!) Rekurs 8 514. 


6 585. Die Beitimmungen der 88 582 und 583 finden 
infoweit feine Anwendung, al3 im Schiedsvertrage oder in 
einer dem Abichluß des Schiedsvertrages nachgefolgten fchrift- 
lichen Pereinbarung von den Parteien für Die bezeichneten 
Tälle etwas anderes feſtgeſetzt iſt. 


6 586. Ein Schiedsrichter kann aus denfelben Gründen 
abgelehnt werden, welche zur Ablehnung eines Richters be- 
rechtigen (88 19 und 20 Jur.Norm).) 

Eine Partei, welche einen Schiedsrichter allein oder in 
Gemeinfhaft mit ihrem Gegner beftellt Hat, ift zur Ab- 
lehnung desjelben nur dann berechtigt, wenn der Ablehnungs- 
grund erjt nad der Beitellung entitanden oder der Partei 
befannt geworden iſt. 


1) 8595, 8.4. — Auf die Anwendung diefer Beitimmung kann nicht 
verzichtet werden. 8 598. 


Berfahren vor den Schiedsrichtern. 


6587. Die Schiedsrichter haben vor Erlafjung des 
Schiedsiprucdhes die Parteien zu hören und den dem Streite 
zu Grunde liegenden Sachverhalt zu ermitteln.) Das Ver- 
fahren wird, fofern durch den Schied3vertrag oder eine nad)» 


2. Die Haftung des Schiedrichters für den durch feine Weige- 
rung oder Saumfal verurfachten Schaden fchließt nicht die Klage 
auf Erfüllung der übernommenen Verpflichtung aus. E. v. 
28. März 1901, 3. 3278, amtl. &. 410. 

3. Die Koften, die duch den Antrag entftehen, den Schieds⸗ 
vertrag unwirkſam zu erklären, bat im Falle des Streited die 
unterliegende Partei zu erlegen. E. v. 9. Juli 1901, 3. 9019, 
Gaz. 1901:9 (9. Mai 1899, 3. 7096, Gaz. 1901:8?). 

‚ #587. 1. Vernehmung der Parteien duch Vertrauens⸗ 
männer ber Schiedsrichter kann die den Schied8richtern ob⸗ 
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trägliche fchriftliche Vereinbarung der. Parteien nichts anderes 
fejtgefeßt ift, von den Schiedgrichtern nad) freiem Ermeſſen 
bejtimmt. 

Wenn fich eine Bartei in die Verhandlung vor den 
Schiedsrichtern nicht einläßt, it mit der anderen Bartei allein 
zu verhandeln. 

1) 8 595, 8. 2. 

6588. Die Schiedsrichter dürfen die Parteien, ſowie 
die Zeugen und Sachverſtändigen, welche freiwillig vor ihnen 
ericheinen, nur unbeeidet vernehmen. Sie dürfen weder gegen 
Parteien noch gegen andere Perſonen Zwangsmittel an- 
wenden oder Strafen verhängen.!) 

1) 8 589. 

6 589. Bon den Sciedärichtern für erforderlich er- 
achtete richterlihe Handlungen, zu deren Vornahme dieſelben 
nicht befugt find, werden auf Erjudden der Schiedsrichter von 
dem zuftändigen Itaatlihen Gerichte vorgenommen. Im 
Zweifel ift das Erſuchen an das Bezirksgericht zu ftellen, 
in deffen Sprengel die Handlung vorgenommen werden fol 
oder der Beweis aufzunehmen it. 

Das erſuchte Gericht hat dem Erſuchen zu entiprechen, 
jofern dasſelbe nicht geſetzlich unzuläflig En ) Sn Anfehung 
einer Beweisaufnahme Stehen diejem Gerichte inZbejondere 
auch die Entfheidungen zu, welche für den Fall der Beweis— 
aufnahme durch einen erfuchten Richter durch die Beitim- 
mungen de3 gegenwärtigen Gejebes dem erfennenden Gerichte 
oder dem Prozeßgerichte vorbehalten jind.?) 

1) Eofern das Erfuchen im Gefebe begründet, die vorzunehmende 
Amtshandlung gefeblich zuläffig und das erfuchte Gericht zu berfelben zu= 
Ständig ift. Art. XIII EG. 3. IN. Vergl. 8 37 IN. — Solche Erſuchen 
find in das NechtöHilferegifter einzutragen. 8 231 GO. 

2) 88 284, Abf. 2, 285. 


6590. Wenn mehr al3 zwei Schiedsrichter. zur Ent- 
fcheidung berufen find, ift der Schiedsſpruch nad) der ab— 
loluten Mehrheit!) der Stimmen zu fällen, jofern nicht in dem 
Schiedsvertrage etwas anderes bejtimmt ijt.?) 

2) „das — mehr als die Hälfte ſämtlicher Stimmen“. 818, anf. 1, 


28 566, si 3 | | 
liegende Vernehmung nicht erjegen, €. v. 3. Mai 1899, 3. 5740, 
Sig. 608. | | | | 
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6591. Wenn bei einer Enticheidung die für die Be- 
ſchlußfaſſung erforderlihe Stimmenmehrheit!) oder, falls nur 
zwei Schiedsrichter beftellt find, Stimmeneinhelligfeit nicht zu 
erreichen ift, jo haben die Schiedsrichter dies den Parteien 
befannt zu geben.?) 

Wenn nit im Schiedsvertrage oder in einer nachträg⸗ 
lichen fchriftlichen Vereinbarung der Parteien für einen folchen 
Hall eine andere Borforge getroffen ift, kann jede der Parteien 
bei dem im $ 582 bezeichneten Gerichte den Antrag auf Er- 
lafjung eines Ausſpruches Stellen, daß der Schiedävertrag außer 
Kraft trete oder für den einzelnen Fall unwirkſam fei (8 584).?) 

1) 8 590. ?) Dur die Bolt oder einen Notar. 88 581, Abſ. 3, 

592, Abſ. 1. 2) Rekurs 8 514. 

6 592. Den Barteien find Ausfertigungen des Schieds- 
ſpruches, und zwar, falls fie diefelben nicht vor dem Schieds⸗ 
gerichte perfönlih in Empfang nehmen, dur) die Bolt oder 
durch einen Notar zuzujtellen. 

Diefe Ausfertigungen, ſowie die Urſchrift des Schieds⸗ 
iprudes find mit der Angabe des Tages der Abfafjung des 
Schiedsſpruches zu verjehen und bei fonftiger Unwirkſamkeit!) 
des Schiedsſpruches von jämtlichen Schiedsrichtern zu unter- 
ichreiben.®) 

1) 8 595, 3. 3. 2) Auf die Anwendung biefer Beltimmung Tann 

nicht verzichtet werben. 8 598. 

6 593. Die Urſchrift des Schiedsfpruches ift nebſt den 
Beurfundungen über die an die Parteien erfolgte Zujtellung 
der Ausfertigungen!) von der im Schiedsvertrage bezeichneten 
Perſon zu verwahren. Fehlt es an einer folhen Berein- 
barung oder ijt der benannte Verwahrer verjtorben, jo haben 
die Schiedsrichter die Art der Verwahrung zu beitimmen. 
Im Bweifel find diefe Schriftftüde bei einem Notar des Be- 
Ge, zu hinterlegen, in welchem das Schiedsgericht feinen 

itz hatte. 

Die Urſchrift des Schiedsſpruches, ſowie die Yuftellungs- 
beurfundungen haben al3 den Parteien gemeinfchaftliche Ur⸗ 
funden?) zu gelten. 

1) 8 592, ®) 8 304, 8. 8 u. Abſ. 2. — Art. XLIII EG. 3. BRD. 

6 594. Der Echiedsiprud) hat unter den Parteien die 
Wirkung eines rechtsfräftigen gerichtlichen Urteiles,) fofern 


‚8 594. 1. Ein verabredumgsgemäß durch das Kuratels⸗ 
gericht zu genehmigender Schiedsſpruch ift wirkungslos, 
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die Parteien in dem Schiedsvertrage nicht die Zuläſſigkeit 
der Anfechtung des Urteiled vor einer höheren jchied3gericht- 
lihen Inſtanz vereinbart haben. 

Die Schiedsrichter haben auf Verlangen einer Bartei den 
Eintritt der Rechtskraft und Vollſtreckbarkeit des Schieds⸗ 
ſpruches auf einer Ausfertigung des Schiedsſpruches ſchriftlich 
zu beitätigen. E 

2) 88 411, 240, Abſ. 3, 261, Abf. 5, 530, 8. 6. — Exekution & 1, 

B. 16, EO. 


Unwirffamfeit des Schiedsſpruches. 


6 595. Der Schiedsſpruch ift wirkungslos: 

1. wenn ein Sciedsvertrag überhaupt nicht vorhanden 
oder der Schiedävertrag ungültig war,!) vor der Fällung des 
Schiedsſpruches außer Kraft getreten?) oder für den einzelnen 
Tall unwirkſam geworden ift;?) 

2. wenn der Partei, welche die Unwirkſamkeit des Schieds⸗ 
ſpruches behauptet, im Verfahren vor den Schiedsrichtern das 
rechtliche Gehör nicht gewährt wurde,“) oder wenn dieſelbe, 
falls fie eines gejetlichen Vertreter bedarf ,5) in diefem Ver— 
fahren nit dur einen foldhen vertreten war, ſofern nicht 
legterenfall8 die Prozeßführung nachträglich ordnungsmäßig 
genehmigt wurde; ®) 

3. wenn binfichtlih der Belebung des Schiedsgerichtes”) 
oder der Beichlußfalfung®) eine gelebliche oder vertraggmäßige 
Beſtimmung verlebt, oder wenn die Urfchrift und die Aus- 
ferfigungen des Schiedsſpruches nicht von fämtlichen Schied3- 
richtern unterjchrieben wurden; ?) 


falls die Kuratel vor erfolgter Genehmigung endigt. E. v. 22. März 
1859, 3. 2264, Sig. 757. 

8 595. 1. Ein zur Entſcheidung von Streitigleiten aus einem 
Bertrage berufened Schiedsgericht kann über die Leiſtungsklage 
ertennen, wenngleich e8 fich zur „Seftitellung“ der Berechtigung 
der erhobenen Anfprüche konftituiert hat. E. dv. 5. Februar 1901, 
3.109, 38. 1902: 14. | 
2. Nachträgliche Beifeßung der Unterſchrift des Schied3- 
richter3 macht den Schiedsfpruch nicht wirkungslos. €. v. 19. März 
1901, 3. 2164, ZB. 1902: 21. | 

3. Nah Aufhebung des Schiedsſpruches ift die Rechts⸗ 
ſache ohne Rüdfiht auf den Grund der Unwirkſamkeit des Schieds⸗ 
fpruche8 beim ordentlichen Gerichte anhängig zu machen. €. v. 
22. Oktober 1901, 3. 14378, amtl. S. 496. — Bol. ZPO. $ 579, 
Nr. 6. 
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4. wenn die Ablehnung eines Schiedsrichters vom Schieds⸗ 
gerichte ungerecdhtfertigt zurückgewieſen wurde; 10) 

5. wenn das Schiedsgericht Die Grenzen feiner Aufgabe 
überſchritten hat; !!) 

6. wenn der Schiedsiprud) gegen zwingende Rechtsvor⸗ 
ſchriften verjtößt; '?) | 

7, wenn der Schiedsſpruch eine Partei zu einer geſetzlich 
unzuläfjigen oder unerlaubten Handlung verurteilt hat; 

8. wenn die Vorausſetzungen vorhanden find, unter 
welden gemäß $ 530, 8. 1 bis 7, ein gerichtliches Urteil 
mittel3 der Wiederaufnahmsflage angefochten werden fann.!?) 

ı) 8 577, Abſ. 1, und Mangel der fdriftliden Errichtung 8 577, 
Abſ. 3. 9 88 588, Mbf. 1, 591. *) 8588, Mbf. 3. *) 8587. 9881-8. 
6) Bergl. 8 477, Abf. 2. ?) 88 578, 586, Ubf. 1. 9) 8 590. °) 8 592, 
Abj. 2. 10 8 586. 11) 8 577. 

2) Vergl. z. B. 85 878, 879 abGB.; ebenfo Art. XXV EG. 3. ZPO. 

8) Auf die Anwendung biefer Beitimmung kann nicht verzichtet 
werden. 8 558. ae: 

Die Erelution auf Grund eine Schiedsſpruches Tann auf Rekurs 
ober Klage eingeftellt werden, wenn dem Anſpruche ein ala Spiel oder 
Wette zu beurteilendes Differenzgeihäft zugrunde liegt oder wenn der 
Berpflichtete durch ein Kartell zum Schiedsvertrage genötigt wurde. 
Art. XXIX, XXX EB. 5. ED. 

65%. Wird auf Aufhebung eines Schiedsipruches 
geklagt, jo ift die Klage bei dem im 8 582 bezeichneten Ge- 
richte anzubringen.!) 

Site iſt, wenn fie auf einen der im $ 59, 8.1 bis 7, 
angegebenen Gründe geſtützt wird, bei ſonſtigem Ausichluffe 
binnen der Frist von drei Monaten zu erheben.?) Diele Friſt 
beginnt mit dem Tage, an welchem der Partei der Schieds⸗ 
ſpruch zugeitellt wurde, wenn aber der Anfehhtungsgrund erft 
Ipäter befannt wurde, mit dem Tage, an welchem bie Partei 
vom Anfehhtungsgrund Kenntnis erlangt hat. 

Im Falle des 8 595, 8.8, ift die Friſt für die Plage 
nah den Beltimmungen über die Wiederaufnahmsflage?) zu 
beurteilen. 

1) Enticheidungen der fchiedsgerichtlichen Ausfchüffe der Genoſſen⸗ 

fchaften (88 122, 123 der Gewerbeordnung) in Streitigfeiten, welche zur 


8 596. 1. Die Klage auf Aufhebung eines Schied3- 
ſpruches ift ohne Rückſicht auf den Gerichtsftand des Beklagten bei 
bem Gerichte anzubringen, das nad) den Angaben des Klägers man- 
gelß eines Schiedsvertrages für den Rechtäftreit in erfter Inſtanz zu- 
ftändig wäre. €. v. 18. April 1900, 3. 3196, Przeg. 1902: ©. 155. 
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. fachlichen Zuftändigleit der Gewerbegerichte gehören, können nach Beginn 
ber Wirlfamleit des gegenwärtigen Gefehes nur mehr vor dem Gewerbe 
gerichte angefochten werden, wenn fi die Genoſſenſchaft im Sprengel 
eines Gemwerbegerichtes befindet. 8 35 Gef. v. 27. November 1896, RGB. 
Nr. 218. 

2) Bergl. Urt. XXV EG. 3. ZPO. 3) 8 534. 


6 597. Über die Klage auf Aufhebung eines Schieds- 
fprucches ift nach den allgemeinen Vorſchriften dieſes Geſetzes 
zu verfahren.)) 

1) Einzutragen in bie Prozeßregiſter C oder Cg. 8 226, Abſ. 1, GO. 


6 598. Auf die Anwendung der Beſtimmungen der 
88 586, 592 und 595 Tann von den Parteien weder im 
Schiedspertrage, noch im Wege einer anderen Vereinbarung 
verzichtet werden. 


6 599. Die Vorſchriften diefes Abſchnittes finden auf 
Schiedsgerichte ſinngemäße Anwendung, die in gefehlich zu— 
läffiger Weile durch letztwillige oder andere nicht auf Ver- 
einbarung der jtreitenden Teile beruhende Verfügungen oder 
durch Statuten angeordnet werden.!) Die Anwendung der 88586, 
592 und 595 kann auch nicht durch einfeitige Verfügungen oder 
durch Statutenbeſtimmungen wirkſam ausgeſchloſſen werden.?) 

Die in Gemäßheit des Geſetzes vom 15. November 1867, 
RGB. Nr. 134, zur Sala ıng von Gtreitigfeiten aus dem 
Bereinzverhältnifie errichteten Schiedsgerichte find den Be- 
ftimmungen diefes Abfchnittes nicht unterworfen. 


2) Art. XII, 8. 6, EG. 3. 8PO. Dagegen bleiben unberührt die 
Vorſchriften über die in Art. XII, 8. 1-5, EG. 3. 8PO. ————— 
Schiedsgerichte. 


8 597. 1. Bon der Partei nicht geltend gemachte Anfech⸗ 
tungsgründe dürfen bei der Enticheidung nicht SONDERE 
werden. €. v. 19. März 1901, 3. 2164, ZB. 1902: 

8 599. 1. Auf die zur Entieidung über Jagd— a Wild- 
ſchäden beftelten Schiedsgerichte in Böhmen finden die Vor—⸗ 
fchriften dieſes er gleihfal8 Feine Anwendung. E. v. 
17. November 1898 14563, Präv. 1899: ©. 397. 

2. Die Sonäuhtater des Vereinsſchiedsgerichtes 
ift nicht dadurch bedingt, daß die Partet zur Zeit der Geltend- 
madung ihres Anfpruches noch dem Vereine angehört. €, v. 
22. Mai 1901, 3. 7435, GS. 1901:28; 

Schwierigfeiten bei Konftitui erung eines ftatutenmäßigen 
Vereinsſchiedsgerichtes berechtigen nicht zur Anrufung des 
ordentlichen Richters. E. v. 3. Jänner 1896, 3. 15320, Sig. 15670. 
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2) Die übrigen Beſtimmungen, insbeſondere jene über bie Beflellung 
der Schiedörichter durch das Gericht, kommen nicht zur Anwendung, wenn 
darüber die Statuten etwas anderes beftimmen. 


. Fünfter Abſchnitt. 
Verfahren in Streitigleiten wegen der von 


richterlihen Beamten zugefügten Redjtsver= 
legungen. 


$ 600. Für das Verfahren in Streitigfeiten über Klagen, 
welche auf Grund des Geſetzes vom 12. Zuli 1872, RGB. 
Kr. 112, wegen Rechtsverletzungen durch richterliche Beamte 
gegen dieſelben oder gegen den Staat erhoben werden ‚!) find 
die Vorſchriften dieſer — in der Art maß- 
gebend, daß für das Verfahren vor dem zur Entſcheidüng 
über eine foldhe Klage in eriter Inſtanz zuftändigen Ober- 
landesgerichte die Vorjchriften. des zweiten Teiles, für’ das 
Berufungsverfahren dor dem Oberſten Gerichtähofe die im 
erjten Abichnitte des vierten Teiles der Zivilprogeßordnung 
enthaltenen Beltimmungen zu gelten baben.?) 

1) Ausſchließlicher Gerichtsſtand. 3 80 IR. — Geſchäftsverteilung 

823 GO. 9%) Urt. VI, 3. 4 EG. 3. IN. 

$ 601. Die nad) 8 12 des Geſetzes vom 12. Juli 1872, 
RGB. Nr. 112, vorgefchriebene Mitteilung über die An« 
bringung der Klage it der zuftändigen Disziplinarbehörde 
u den Borfitenden des Senates, dem die Rechtsſache zu- 
gewiejen ift, zu machen. 

Das Prozeßgericht Tann felbjt vor der für die mündliche 
Verhandlung beftimmten Tagfagung!) auf Antrag oder von Amis 
wegen anordnen, daß der Nechtsitreit bis zur Beendigung des 
Disziplinarverfahrens ausgejeßt werde, wenn das endliche Er- 
gebnis des letzteren oder die Benübung der auf dem Dis⸗ 
re e zu pflegenden Erhebungen für die Enticheidung 

es Brogeftes —— von Eintuß it. Nach Einlangen 

der Mitteilung über das Ergebnis des beendeten Disziplinar- 
verfahrens hat das Prozeßgeriht die Tagjabung zur münd- 
lichen Verhandlung von Amts wegen anzuordnen. 

1) 88 230, Abf. 1, 239. 

.$ 602, In Anfehung der Einbringung des Rückerſatzes 
mittel3 ZahlungSbefehles (8 19 des Gejeßes vom 12. Juli 1872, 
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RGB. Nr. 112) und des der Erlaffung de3 Zahlungsbefehles 
nachfolgenden Verfahrens find die VBorjchriften über das Man- 
Dalaber fahren 1) mit der Abweichung anzuwenden, daß zur Er- 
lafjung des Zahlungsauftrages das Prozeßgericht ausſchließlich 
zujtändig ift und die Einwendungen gegen den Hahlungsauftrag 
bei demfelben anzubringen find.) 

1) 88 548—554. 

2) Gefeg vom 12. Juli 1872, NEB. Nr. 112, womit zur 
Durchführung des Artilels 9 des Staatsgrundgeſetzes vom 
21. Dezember 1867, RGB. Nr. 144, über bie richterliche Ge— 
walt, das Klagereht der Parteien wegen der von ridhter- 
liden Beamten in Ausübung ihrer ämtliden Wirkſamkeit 
zugefügten Rechtsverletzungen geregelt wird. 

Mit Zuftimmung beider Häufer bes Reichsrates finde Ich anzuordnen, 
wie folgt: 

8 1. Wenn ein richterlicher Beamter in der Ausübung feiner amt- 
lichen Wirkſamkeit durch Ubertretung feiner Amt3pflicht einer Partei eine 
Rechtsverletzung und dadurd einen Schaden zugefügt hat, gegen welchen 
die in dem gerichtlichen Verfahren vorgezeichneten Rechtsmittel eine Ab⸗ 
hilfe nicht gewähren, fo ift die beichädigte Partei nach Maßgabe tiefes 
Geſetzes berechtigt, den Erfah bed Schadens mittel! Klage gegen ben 
ſchuldtragenden richterlichen Beamten allein, oder gegen den Staat allein, 
oder gegen beide anzufprecdhen. 

Der fchuldtragende richterliche Beamte haftet als Hauptfchulbner, und 
der Staat Traft dieſes Gefehes gleich einem Bürgen und Bahler.a) 


a) 1. Die Haftung des Staates tritt erft ein, wenn nicht 
bloß die gefeglich zuläffigen Beichwerden im Inſtanzenzuge, fon- 
dern überhaupt alle Rechtsmittel vergeblich gewefen find, die im 
gerichtlichen Verfahren zur Hereinbringung des Schadens angewendet 
werden können (Entſchädigungsklage gegen die fonft Erfagpflich- 
tigen, Erelution des Anfpruches gegen die Erben, Anmeldung nicht 
übertragener grundbücherlicher Rechte im Richtigſtellungsverfahren 
u. ſ. w.). €. v. 21. April 1899, 3. 12990, ©H. 1899: 32; 
28. Februar 1899, 3. 12990, Sig. 528; 11. März 1896, 3. 2437, 
Sig. 15745; 21. Juni 1893, 3. 7321, Sig. 14745 (3. Jänner 1900, 
3. 11478, Sig. 824°). 


2. Doch ift es nicht notwendig, den Erfaganiprucdh gegen 
den fchuldtragenden Beamten früher geltend zu macen, 
wenn die Erfolglofigkeit einer folden Klage im voraus außer 
Zweifel ftehbt. €. v. 21. Jänner 1896, 3.415, Sig. 15692; 

ebenfomwenig ift die Erhebung des Erfaganfpruches gegen ben 
Staat dur ein wider den fchuldtragenden Beamten ergangenes 
Disziplinarerfenntnis bedingt. €. v. 14. Mai 1890, 3. 4247, ZB. 
1890: 25; 8. Mai 1889, 3. 700, Now. III, 92. 


672 Zivilprozeßordnung. $ 602. 


82. Iſt die Klage gegen einzelne ſchuldtragende richterliche Beamte 
gerichtet, fo wird zur Begründung derjelben gegenüber jedem Bellagten ber 
Beweis erfordert, daß der Rechtsverletzung die Übertretung einer Amts⸗ 
pflicht von Seite der einzelnen Beklagten zugrunde liege. 

Wird die Klage gegen den Staat allein erhoben, fo genügt der Be⸗ 
weis, daß die Rechtsverletzung nur durch Übertretung einer Amispflicht 
von Seite richterlicher Beamten besjenigen Gerichtes erfolgen fonnte, von 
welchem bie Amtshandlung ausgegangen ift. 

8 8. Wird der Erfaganiprud aus einem das Recht der Partei ver⸗ 
legenden Belchluffe eines Kollegialgerichtes abgeleitet, To Lönnen die 
fhuldtragenden richterlichen Beamten allein oder zugleich mit dem Staate 
nur dann mittel® Klage belangt werden, wenn biefelben dem Kläger im 
Wege eines ftrafgerichtlichen Verfahrens befannt geworden find. 

8 4. Richterliche Beamte im Sinne dieſes Geſetzes find die bei den 
Gerichtshöfen und den Bezirkägerichten zur Ausübung des Richteramtes 
oder fonft zu gerichtlichen Amtshandlungen angeftellten Staatsbeamten, 
fowie die zur Vornahme gerichtlicher Amtshandlungen abgeorbnneten Ge— 
richtsfommilläre (Notare). 

Denſelben werden in Betreff der Anwendung dieſes Geſetzes gleich- 
geftellt die zur Ausübung des Richteramtes beftellten fachmänniſchen Bei⸗ 
figer der Handels-, See- und Berggerichte, dann die bei den Gerichten 
zur Vornahme gerichtlicher Amtstandlungen angeftellten Diener und die 
bei den landesfürftlicden Steuerämtern angeftellten Staatsbeamten und 
Diener bezüglich ihrer Amtshandlungen mit gerichtlichen Depofiten= und 
Waijengeldern. 

Die Beamten der Staatsanwaltſchaft find als richterliche Beamte 
nit anzufehen. 

In Betreff der Hupothelenbewahrer in Dalmatien bleiben die be= 
ftehenden Geſetze in Kraft. 

8 5. In weldem Maße und, wenn mehrere Berfonen beflagt werben, 


— 


3. Wegen der duch einen Befchluß des oberften Gerichts— 
Hofes zugefügten NRechtöverlegung und Schädigung Tann Klage 
nicht erhoben werden. E. v. 24. September 1902, 3. 12120, ©9. 
1903: 9; 24. Juni 1884, 3. 7334, Sig. 10087. 


4. Der Staat ift nicht für jedes auf einer unrichtigen 
Geſetzesauffaſſung, oder auf einer unzutreffenden Würdigung 
der Berhältniffe berubende Vorgehen eines richterliden Beamten 
haftbar. €. v. 15. Februar 1888, 3.1713, Sig. 12054 (30. Jän⸗ 
ner 1890, 3. 14010, JB. 1890 :29?). 

5. Haftung für den Erja des von einem Diurniften als 
Gerichtskommiſſär in Empfang genommenen Berfteigerungd- 
erlöfed. E. v. 14. Mai 1890, 3. 4247, ZB. 1890 :25. 

6. Das der Schadenerfagllage zu Grunde liegende Straf⸗ 


urteil ift für das Gericht bindend. E. v. 26. März 1896, 
3. 2656, Sig. 15755. en 
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in weldem Verhältniſſe von denfelben der Erfah angeſprochen werben 
fönne, inwieweit ein Regreß ftattfinde, und wann die Erfab- und Regreß⸗ 
pflicht erlöfche, ift, fofern in diefem Geſetze nichts anderes beftimmt ift, 
nad den Beitimmungen de3 allgemeinen bürgerlichen Rechtes zu beurteilen. 


86. Für die in einer Ratsverfammlung beichloffene Entſcheidung 
oder Berfügung Haften alle Stimmführer, welche für biefelbe geftimmt 
Haben. 

Beruht jedoch der Beſchluß auf einer unvollftändigen oder unrichtigen 
Darftelung des Sachverhaltes von Seite eines Berid;terftatters, fo find 
die Stimmführer, infofern ihnen nicht die Außerachtlafiung der ihnen ge⸗ 
jeslich obliegenden Sorgfalt zur Laſt fällt, von aller Haftung frei. 

87. Die Haftung eines richterlihen Beamten für den Schaden er- 
firedt fich auf deſſen Vorgefehten nur dann, wenn auch diefer ſich einer 
Übertretung der Umtspflicht ſchuldig gemacht hat, oder wenn ihm eine 
ſolche Haftung durch befondere geſetzliche Borichriften auferlegt ift. 

88. Für die Klage zur Geltendmachung de3 Erſatzanſprnches ift 
derjenige Gericht3hof der II. Inſtanz zuſtändig, in deſſen Sprengel das 
Gericht feinen Si hat, von welchem oder von defien Beitellten die Rechts⸗ 
verlegung ausgegangen ift. 

Wird der Erfabanfprud) aus einer Verfügung des Präfibenten ober 
aus einem Follegialgerichtlichen Beſchluſſe desſelben Oberlandesgerichtes 
abgeleitet, welches nach den Beſtimmungen bes vorhergehenden Abjabes 
für die Klage zuftändig ift, fo hat der Oberſte Gerichtshof auf Anlangen 
des Klägers oder bed Bellagten ein anderes Oberlandesgericht zur Ver⸗ 
Handlung und Enticheidung zu delegieren. Im übrigen kommen bezüglich 
der Xefangenheit der Nichter und Gerichte die allgemeinen gejeblichen 
VBorfchriiten zur Anwendung. (Art. VI, 8. 4, EG. 3. IN.) 

8 9. Bur Vertretung des beflagten Staates ift die Finanzprofuratur 
am Site des Prozeßgerichtes berufen. 

Wird die Klage zugleich gegen den Staat und gegen die fchuldtragenden 
richterlichen Beamten oder gegen mehrere richterliche Beamte erhoben, fo 
kommen die Beftimmungen der Hivilprozeßorbnung über Streitgenofjen- 
Schaft zur Anwendung. 

8 10. In der Klage hat bie Partei bie Tatfachen, aus welchen fie 


‚ihre Anſprüche gegen den Gellagten herleitet, fowie den &egenftand und 


Umfang des erlittenen Schadens zu bezeichnen und in Betreff des ange⸗ 
ſprochenen Erſatzes ein beftimmtes Begehren zu ftellen. 

Die Beweismittel hat die Partei nad; Tunlichfeit beizubringen oder 
zu bezeichnen. 

8 11. Tas Prozeßgericht hat Alagen, welche den Beftimmungen des 
8 10 nicht entjprehen, von Amts wegen zurüdzumeifen, außer diefem 
Falle aber das gerichtliche Verfahren einzuleiten, wofür, infofern in diefem 
Geſetze nichts anderes beftimmt ift, die Vorfchriften ber Zivilprozeßordnung 
über das ordentliche Verfahren zur Anwendung kommen. 

Gegen die von Amts wegen erfolgte Zurüdweiſung der Klage ſteht 
dem Kläger der Rekurs an den Oberſten Gerichtshof offen. 

z 12. Bei Einleitung des gerichtlichen Verfahrens hat das Prozeß⸗ 
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geriht von der überreichten Klage derjenigen Behörde Mitteilung zu 
machen, welche zur Disziplinaramtshandlung in Anſehung der behaupteten 
Üldertretung der Umtspflicht berufen ift. 

Diefe Behörde Hat nach beendeter Disziplinaramtshandlung das Er- 
gebnis derjelben dem Prozeßgerichte mitzuteilen. 

Die Parteien find berechtigt, von diefer Mitteilung bei bem Prozeß- 
gerichte Einficht zu nehmen und Abfchriften zu erheben. 


8 13. Den PBrozeßparteien fteht außerdem frei, bei der Disziplinar- 
behörbe zu verlangen, daß ihnen von den Alten ber beendeten Diszipli- 
narunterfuhung Einſicht und Abſchriften zu nehmen gejtattet werde. 

Schriftitüde, welche für dem Prozeß Über bie Erjableiftung als uner⸗ 
heblich erfcheinen, find zur Erteilung von Einfiht und Abjchriften nicht 
geeignet. Dasſelbe gilt von Schriftftüden, durch welche die Abftimmung 
richterlicher Beamten geoffenbart würde, es fei denn, daß ber Partei die 
Abitimmung ſchon im Wege der ftrafgerichtlihen Unterſuchung bekannt 
geworden ift, oder daß bie Schriftftüde die Abſtimmung folcher richter- 
licher Beamten betreffen, welche wegen diejfer Abſtimmung im Disziplinar- 
wege verurteilt worden find. | 

Gegen die Verfügung der Disziplinarbehörbe fteht dem Gejuchfteller 
ber Rekurs an die vorgeſetzte Disziplinarbehörde offen. 

8 14. Jede Prozeßpartei kann begehren, daB das Prozebverfahren 
bis zur Beendigung der Disziplinaramtshandlung ausgeſetzt werbe, wenn 
das endliche Ergebnis ber Ießteren ober die Benüßung ber im Tisziplinar- 
twege zu pflegenden Erhebungen für bie Entfheidung des Prozeſſes vor⸗ 
ausfichtlih von Einfluß ift. b) 

Gegen die über ein folches Begehren erfolgte Entjcheidung des Pro: 
zeßgerichtes ift der Rekurs zuläffig. 

8 15. Iſt die Klage gegen den Staat erhoben worden, fo kann der⸗ 
felbe denjenigen richterlih,.n Beamten, welche er für bie den Erſatzanſpruch 
begrünbende Rechtöverlegung haitend erachtet, und welche nicht ald Mit- 
beflagte belangt worden find, den Streit verkünden. 

Wird der Erfaganfpruh aus dem Beſchluſſe eines Kollegialgerichtes 
abgeleitet, fo findet die Streitverfündigung an die ftimmführenden richter⸗ 
lihen Beamten nur dann ftatt, wenn diefelben im Wege eines traf: 
gerichtlichen Verfahrens bekannt geworben find, ober wenn biejelben in 
einer gegen fie abgeführten Disziplinarunterfuhung wegen ihrer biefen 
Beſchluß betreffenden Abftimmung oder Berichterftattung endgültig ſchuldig 
erfannt worden find. 

Die Streitverfündigung erfolgt buch HBuftelung beglaubigter Ab⸗ 
fchriften der bis zu dem Zeitpuntte der Streitverfündigung gepflogenen 
Prozeßverhandlung. 

Auf Grund der Streitverkündigung kann der richterliche Beamte dem 
neflagten Staate als Vertretungsleiſter beitreten. 


ze Lu Big BA rn 


b) 1. Über das Begehren um Ausſetzung des Prozeß— 
verfahrens find vorerft bie Parteien einzuvernehmen. &, v. 
233. Oktober 1878, 3. 11893, Sig. 7184, 
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8 16. Über Tatſachen, bezüglich welcher den richterlichen Beamten 
die amtliche Pflicht der Verſchwiegenheit obliegt, iſt der Beweis durch den 
Eid diefer Beamten unzuläffig, es mögen biefelben als Bellagte ober ala 
Bertretungsleifter in dem Prozeſſe auftreten. 

8 17. Gegen die in dem Prozeffe gefällten Urteile und gegen bie 
im. Laufe des Verfahrens getroffenen Enticheidungen und Berfügungen 
find, infofern in dieſem Geſetze nichts anderes beftimmt ift, die Rechts⸗ 
mittel zuläffig, welche nad) den Beftimmungen ber Zivilprozeßordnung 
gegen Urteile, Entfcheidungen und Verfügungen eines Gerichtes der I. In⸗ 
ftanz ergriffen werden können. 

Über diefe Rechtsmittel entfcheibet der Oberfte Gerichtöhof endgültig. 
(Siehe Art. VI, 8. 4, EG. 3. IR.) 

8 18. Aufofern e3 nach der geltenden Progeßorbnung zur Vor⸗ 
nahme einzelner Exekutionsſchritte einer gerichtlichen Bewilligung bedarf, 
ift Diefelbe bet dem Gerichte anzufuchen, in deflen Sprengel die Exekution 
ftattfinden ſoll. 

Mit dem Geſuche ift, wenn nicht ein Urteil bes Oberften Gerichts⸗ 
hofe3 vorliegt, die Veltätigung des Erfenntnisgerichtes über die Rechts— 
Iraft bes Urteile beizubringen. 

Wenn nad) der geltenden Brozebordnung die Erefution nur auf Grund 
eine mit der Exekutionsklauſel verjehenen Urteiles ftattfindet, fo tft dag 
Gericht, welches in der Sache in I. Inftanz erlannt hat, zur Erteilung 
der Exekutionsklauſel berufen. 

8 19. Hat der Staat infolge einer nad diefem Geſetze gegen ihn 
erhobenen Klage Erſatz geleiftet, fo fann er bei dem Prozeßgerichte bean- 
tragen, daß denjenigen richterlihen Beamten, deren Verſchulden durch ein 
gegen fie ergangenes ftraf- ober bisziplinargerichtliches Erkenntnis feft- 
geftellt ift, die Leiftung des Rüderfages mittels Zahlungsbefehles auf- 
getragen merbe. 

War die Klage gegen den Staat und die richterlichen Beamten er= 
hoben worden, fo kann der Bahlungsbefehl zur Leiftung des Rückerſatzes 
nicht erlafien werden, wenn das im Erfagprozeffe gegen die mitgeflagten 
Beamten ergangene Urteil, ſei e8 in Unfehung der als haftungspflichtig 
erflärten Perſonen, fei eg in Anſehung der Urt ober des Quotenverhält- 
niſſes ihrer Haftung, mit dem ftraf= oder disziplinargerichtiichen Erkennt⸗ 
niffe nicht im Einklange fteht. 

Sol ber Bahlungsbefehl gegen mehrere richterlihe Beamte erlaſſen 
werben, fo ift denſelben der Rüderfag, wenn fi) aus bem im Hauptprozeſſe 
ergangenen Urteile oder aus bem ftrafgerichtlichen Erkenntniſſe nicht ein 
anderes Verhältnis ergibt, zu gleihen Teilen aufzuerlegen. e) 

8 20. Einwendungen gegen den Zahlungsbefehl müſſen binnen ber 
Friſt von 2 Wochen nad) der Buftellung des Bahlungöbefehles bei bem 

e) 1. Ein Zahlung3befehl kann nicht erlaffen werden, wenn 
dem belangten Beamten wegen der von ihm begangenen Or d⸗ 
nungswidrigkeiten durch den Präſidenten des vorgeſetzten 
Serichtähofes erfter Inſtanz eine Mahnung erteilt wurde. € v. 
16. Februar 1882, 3. 14802, Sig. 8888, 
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Brozeßgerichte überreicht werden. Berfpätete Einwendungen find von 
Amts wegen zurüdzumeijen. 

Über rechtzeitig angebrachte Einwendungen hat das Gericht, wie über 
Einwendungen gegen einen auf Grund Öffentlicher Urkunden erlaflenen 
Zahlungsbefehl zu verfahren und zu erfennen. 

Über die gegen Entſcheidungen des Gerichtes ergriffenen Rechtsmittel 
erfennt der Oberfte Gerichtöhof. 

:8 21. Wenn ein Bahlungsbefehl in Gemäßheit der Beltimmungen 
bes 8 19 nicht erlaffen werben Tann, fo können die Rüderfaganiprüche 
des Staates gegen bie richterlichen Beamten nur im ordentlichen Rechts⸗ 
wege vor dem nad) allgemeinen Grundfägen zuftändigen Gerichte I. In— 
ftanz geltend gemacht werben. 

Die Hereindbringung des Rückerſatzes im adminiftrativen Wege ift 
ausgejchloffen. 

8 22. Dem Rückerſatzanſpruche ded Staates, gleichviel, ob derfelbe 
im ordentlichen Rechtswege geltend gemacht wird, oder ob über benfelben 
ein Bahlungsbefehl erlaffen worden ift, können bie richterlihen Beamten 
ſolche Einwendungen nicht entgegenfegen, über welche in dem gegen fie 
als Mitbellagte geführten Hauptprogefje verhandelt und entfchieden worden 
ift, oder welche fie ungeachtet der an fie ergangenen Streitverfündigung 
in dem Hauptprozefie anzubringen verjäumt haben. 

8 23. Behufs ber Geltendmachung der Rückerſatzanſprüche kann die 
Sinanzprofuratur, in Vertretung bes Staates, in allen Fällen begehren, 
daß ihr von dem Disziplinar- oder Strafgerichte oder von dem Gerichte, 
von welchem oder von deſſen Befteliten bie Nechtsverlegung ausgegangen 
ift, diejenigen richterlichen Beamten, welche die den Schadenerfab be= 
gründende Amtshandlung ausgeübt oder bei derfelben mitgewirkt haben, 
bekanntgegeben, ſowie alle zum Nachweiſe biefer Ausübung oder Mit- 
wirkung dienlichen Behelfe mitgeteilt werben. 

8 24. Für die Vollitredung ber Zahlungsbefehle und der über Ein- 
wenbungen gegen Bahlungsbefehle erlaffenen Erkenntniſſe gelten die im 
8 18 enthaltenen Beitimmungen.. 

Zur Hereinbringung des Nüderfages können auch der Gehalt und 
die fonftigen Dienftesbezüge des richterlihen Beamten bis zu einem 
Drittel, jedoh mit der Beſchränkung in Exekution gezogen werden, daß 
ein jährlicher Betrag von 350 fl. von der Vollſtreckung frei bleibe. (Siehe 
Urt. IX, 8.9, EG. 3.8.) _ 

8 25. Bur Sicherſtellung des Rückerſatzes find dem geflagten Staate 
auf Anlangen während des Laufes des Hauptprogeffes die nach der Zivil⸗ 
prozeßordnung zuläffigen Sicherftelungsmittel gegen die richterlichen Be- 
amten ohne Sicherheitzleiftung für die Genugtuung wegen Schimpfes und 
Schadens zu bewilligen, wenn die Rüderjagpflicht diefer Beamten in glaub- 
mwürdiger Weife dargetan wird. (Siehe Art. XXVII, 8. 8, EG. 3. ED.) 

Werben gegen einen nad den Beftimmungen des 8 19 erlaflenen 
Zahlungsbefehl Einwendungen erhoben, fo ift auf Anlangen bes Staates 
die Exekution bis zur Sicherftchung zu bewilligen. (Siehe $ 371 ED.) 

Die Gehalte und fonftigen Dienftesbezüige der tichterlichen Beamten 
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können zu dieſem Behufe in dem im 8 24 bezeichneten Maße mit Verbot 
belegt oder in ſicherſtellungsweiſe Exekution gezogen werden. 

8 26. Wenn zur Zeit ber Erhebung der Erfaßllage der fchuldtragende 
richterliche Beamte bereits geftorben, oder wenn der Tod desfelden im 
Laufe des Haupt: oder Rückerſatzprozeſſes erfolgt ift, fo Tonmen die Be⸗ 
ftimmungen dieſes Geſetzes ſowohl bezüglich des Haupt: als bezüglich des 
Rüderfabprogefie auf die Berlafjenichaft oder die Erben diefes Beamten 
zur Anwendung. 

8 27. Nah ben Beſtimmungen dieſes Gefebes ift auch vorzugehen 
wenn ber Erjah auf Grund des Artilels 8 des Staatsgrundgeſetzes vom 
21. Dezember 1867, RGB. Nr. 142, wegen einer von einem richterlichen 
Beamten geſetzwidrig verfügten oder verlängerten Verhaftung angeſprochen 
wird. 

828. Die Talferlihe Verordnung vom 12. März 1859, RGB. Ar. 46, 
wird aufgehoben. 

Die Beftimmungen ber kaiſerlichen Batente vom 10. Februar 1853, 
RGB. Nr. 26, und vom 22. September 1857, RGB. Nr. 179, betreffend 
die Erfaganiprühe aus der Gerichtsverwaltung der Dominien, ſowie die 
Beftimmungen des 8 10 des Geſetzes vom 17. Dezember 1862, RGB. 
Nr. 7 des Jahres 1863, über da3 Strafverfahren in Preßſachen (jetzt 
8 491 StPO.) bleiben durch dieſes Geſetz unberührt. 

8 29. Erſatzanſprüche, welche auf Grund einer der Wirkſamkeit dieſes 
Geſetzes vorhergegangenen Rechtöverleßung erhoben werden, find nad) den 
zur Beit der erfolgten NRechtöverlegung in Wirffamleit geftandenen gejeß: 
lichen Beftimmungen zu beurteilen. 

Das Berfahren richtet ſich in ſolchen Fällen nad) den Beftimmungen 
dieſes Geſetzes; es find jedoch die beim Eintritte der Wirkfamfeit des⸗ 
felben beveit3 anhängigen Verhandlungen nach den Normen der kaiferlichen 
Verordiung vom 12. März 1859 zu Ende zu führen. 

$ 30. Mit dem Vollzuge diefes Geſetzes find die Minifter der Juftiz 
und der Finanzen beauftragt. 
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IM. 
Berfahren in Shefachen. 


Verordnung des Infizminifterinms v. 9. Dezember 
1897, RGEs. Nr. 283, 


betreffend das Verfahren in ftreitigen Eheangelegenheiten. 


Um Diejenigen Beltimmungen des SHofdelretes vom 
23. Auguft 1819, JGS. Nr. 1595,') über das Verfahren in 
jtreitigen Cheangelegenheiten zu bezeichnen, welche gemäß 
Artifel I, Abjab 2, des Einführungsgejeges zur Zivilprozeß⸗ 
ordnung (Gejeg vom 1. Augujt 1895, RGB. Nr. 112) un 
geachtet des Inkrafttretens der Bivilprozeßordnung in Wirk⸗ 
ſamkeit bleiben, weil fie Gegenftände betreffen, welche in der 
Zivilprozeßordnung nicht geregelt find, und um die Anwendung 
diefer Beftimmungen mit den Vorfchriften der Bivilprozeß- 
ordnung in Einklang zu bringen, wird auf Grund des 
Artikels LV des Einführungsgejeges zur BivilprozeBordnung 
angeordnet: 

2) Siehe das Hofdelret am Schlufle diefer Verordnung. 


I. Anwendung der Zivilprozeßordnung. 


F 1. Vorbehaltlich der Beſonderheiten, welche ſich aus 
den Beſtimmungen des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches,!) 
des Einführungsgeſetzes zur Zivilprozeßordnung!) und aus 
den nachfolgenden Anordnungen ergeben, find die Vorjchriften 


8 1. 1. Der Vater eines minderjährigen Ehegatten bedarf zur 
Anbringung der Scheidungsflage keines kuratelsbehördlichen 
Konfenfed €. v. 29. Jänner 1884, 3. 1013, Sig. 9864. 

2. Der von der Gattin beim Fortbeftand der ehelichen 
Berbindung erhobene Anfpruh auf Gewährung von Ali- 
menten ift im ordentliden Rechtswege zu verfolgen. €. v. 
10. Zebruar 1857, 3. 797, Sig. 290; 
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des Geſetzes über das gerichtliche Verfahren in bürgerlichen 
Rechtsſireitigkeiten (Zivilprogeßordnung) vom 1. Auguft 1895, 
RGB. Nr. 113, auch in dem in den 83 94, 97 und 107 abGB. 
vorgefchriebenen erfahren in ftreitigen Ehefahen anzu- 
wenden.?) 

In diefem Verfahren find die Parteien in erjter In⸗ 
ſtanz nicht verpflichtet, fi) Durch Advokaten vertreten zu 
laflen (8 27, Abſatz 2, ZPO.) Auch tritt bei Klagen in Ehe- 
jtreitigleiten eine Verpflichtung zur Sicherbeitsleiftung für 
Prozeßkoften nicht ein (8 57, 8.3, 8PO.). 

1) Siehe Urt. VI EG. 3. ZPO. 

2), Eintragung der Eheftreitigleiten in das Prozeßregiſter. 8 226, 

Abi. 3, SD. — Eintragung der VBerjöhnung, durch die nichteinverftänd» 
Tide Scheidungen oder Trennungen beigelegt werden, in das Prozeß⸗ 
tegifter. 8 227, 8. 12, GO. — Geſuche um einverftändlicde Scheibung 
und Anzeigen der Wiedervereinigung find in dad Sammelregifter einzu 
tragen. 8 245, Abi. 2, SD. 


II. erfahren in Streitigkeiten über die Scheidung von 
Tiſch und Bett. 


6 2. Das ohne Einwilligung des anderen Ehegatten 
angebrache Scheidungsgeſuch ift wie eine Klage zu behandeln. 

Bor Unberaumung der erjten Zagfagung zur münd— 
lichen Verhandlung (8 239 ZPO.) hat das Gericht die im 
8 104 abGB. vorgefchriebenen Borftellungen zu drei ver- 
ichiedenen Malen in Zwiſchenräumen von je acht Tagen an 
die Ehegatten zu richten, falls dem Scheidungsgefuche 


ebenjo da8 Begehren, dem Ehemanne die Berwaltung 
eines gemeinfhaftliden Vermögens abzunehmen. E. v. 
28. Juli 1885, 3. 8665, Sig. 10646. 

3. Behufs ZFeititelung der während der Dauer des 
Scheidungsprozeſſes zu leiftenden Alimente bat das Gericht 
von Amtswegen die Erhebungen zu pflegen. E. v. 8. Oftober 
1889, 3. 11622, IB. 1889 : 48. 

82. 1. Um Vornahme der dem Scheidungsprozefle voraus- 
gebenden Verſöhnungsverſuche kann auch ein ausländifches 
Gericht erfucht werden, wenn hiedurch die zweckmäßige Behand- 
fung der Sache erleichtert oder unnüger Koftenaufwand vermieden 
wird. €. v. 18. November 1880, 3. 13154, Sig. 8188. 

2. Die BVerföhnungsperjuche mit jedem der Ehegatten 
abgejondert und zum Xeile durch einen erfuchten Richter vor⸗ 
zunchmen, iſt nur beim Vorhandenfein befonderer rechtfertigenden 
Gründe zuläffig. E. v. 21. Februar 1899, 3. 2783, Sig. 524; 
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— nicht das Zeugnis des ordentlichen Seel⸗ 
ſorgers über die nach Borfhrift der 88 104, 107 und 132 
abGB. — vorgenommenen Verſöhnungsverſuche bei- 
liegt (82 des Geſetzes vom 31. Dezember 1868, RGB. 
Nr.3 ex 1869). !) 

Die Vorftellungen bei Gericht find vom Vorſitzenden des 
Senates oder von einem durch diefen beauftragten Mitgliede 
de3 Senates vorzunehmen. 

1) Wenn das Scheidungsgeſuch (88 105 und 107 abGB.) nicht mit dem 
Beugniffe des ordentlichen Eeelforgerd über die nad) Vorſchrift der 88 104, 
107 und 132 abGB. vergeblich vorgenommenen Verſöhnungsverſuche be» 
legt ift, fo hat das zur Scheidung zuftändige Gericht vor der Amtshand⸗ 
Yung in der Hauptfache die im 8 104 abGB. vorgefchriebenen Vorſtel⸗ 
lungen an die Ehegatten zu brei verfchiedenen Malen in Zwiſchenräumen 
von je acht Tagen zu richten. — Das Protokoll, weiches über die Bornahme 

des dreimaligen Berföhnungsverfuches zu führen ift, Hat nur das Ergeb: 


5. Februar 1895, 3. 1471, Sig. 15395 (14. Dezember 1869, 
3. 13995, Sig: 3602). 

3. Eine Nichtigkeit begründet e8, wenn der Verſöhnungs— 
verſuch überhaupt nur mit einem der Streitteile borge- 
nommen wurde. ©. dv. 13. Mai 1884, 3. 5405, Sig. 10034. 

4. Bon der perfönlicden Ladung des Bellagten kann abge- 
fehen und der Verföhnungsperfuch mit dem Kurator absentis vor⸗ 
genommen werden, wenn der Aufenthaltsort des Beklagten 
nicht zu ermitteln tft. E. v. 19. September 1894, 3. 8559, Slg. 
15229 (28. Oltober 1884, 3. 12254, Sig. 10233). 

5. Die Bertretung einer Partei durch einen Bevollmäch— 
tigten ift beim Verſöhnungsverſuche unzuläffig. E. v. 14. Dezem⸗ 
ber 1869, 3. 13995, Sig. 3602. 

6. Das Gericht kann fogar den Rechtsfreund der Partei 
bon der Beteiligung an den Berfühnungsverjuchen ausfchließen. 
E. v. 21. Fänner 1896, 3. 680, Sig. 156955 

in feinem Falle find die Koften rehtsfreundlidher 
Vertretung bei den Berfühnungsverfuchen von der unterliegenden 
Partei zu erjegen. €. v. 5. April 1900, 3. 4670, Sig. 958. 

7. Die Ladung zu den Verſöhnungsverſuchen kann 
bei einverftändlicher Scheidung unter der Androhung erfolgen, daß 
bei Ausbleiben auch nur eines Teiles das weitere Verfahren ein- 
geftellt würde. E. v. 17. März 1896, 3. 2931, Sig. 15748. 

8. Eine während des Scheidungsprozeffes vom Bellagten an⸗ 
gebrachte Widerklage auf Scheidung ift zurüdzumeifen. E. v. 
19. April 1898, 3. 5579, Sig. 128. 

9. Die dem Gerichte nicht angezeigte Wiederpereinigung 
geichiedener Ehegatten fchließt neuerliche Scheidungsklage nicht aus. 
E. v. 15. Februar 1898, 3. 2319, Sig. 31. 
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nid des Verſöhnungsverſuches zu enthalten. 88 2, 3 Gef. v. 31. Dez. 1868, 
RGB. 1869 Nr. 3. 

$ 3. Das Gericht fol bei der mündlichen Verhandlung 
die Streitigkeiten der Eheleute durch gütlichen Vergleich da- 
hin beizulegen verjuchen, daß entweder das Scheidungsgeſuch 
(Sceidungstlage) freiwillig zurüdgenommen oder die aus 
vollgültigen Gründen verlangte Scheidung von den anderen 
Teile ohne gerichtliches Urteil auf beftimmte oder unbeſtimmte 
Beit bewilligt wird (8 204 3PO.). 

4. Wenn minberjährige oder unter Ruratel ftehende 
Parteien am Verfahren beteiligt find, werden mit ihnen auch 
nn Eltern, Bormünder oder Kuratoren zur mündlichen 

erhandlung zu laden fein. 

5. In dem Verhandlungsprotofolle find außer den 
im 8 207, 8.2, ZPO. bezeichneten Angaben noch Beichäftigung, 
Wohnort, Alter und Religion der beiden Ehegatten, die Zeit 
des Abichluffes der Ehe, die Anzahl, da3 Alter und Ges 
ſchlecht der Kinder anzuführen; auch ift im Protokolle an- 
zugeben, ob Ehepakten errichtet worden find. 

. In der mündlichen Verhandlung über ein ohne 
Einwilligung des anderen Ehegatten angebrachtes Scheidungs- 
geſuch (Scheidungsklage) darf über die von den Parteien 
— gemachten Scheidungsgründe nicht hinausgegangen 
werden. 

In dem Urteile über ein ſolches Scheidungsgeſuch 
(Scheidungsklage) iſt, falls dem Geſuche (Klage) ſtattgegeben 
wird, ſtets auch darüber zu erkennen, ob der eine oder der 
andere Ehegatte oder jeder Teil oder keiner von beiden an 
der Scheidung Schuld trägt. 

7. Bei Bewilligung einer zufolge beiderſeitigen Ein- 
verjtändnifjes angeſuchten Scheidung kann fein Vorbehalt 


88. 1. Bei den Berbandlungen nad) Vornahme der Ber- 
fühnungsverfuche kann fich die nachweisiid am perſönlichen 
Erſcheinen verhinderte Partei vertreten laffen. &. v. 17. Juni 
1896, 3. 6979, Sig. 15809. 

2. Wider den im Auslande wohnenden Bellagten, zu deifen 
Bertretung ein Advokat erfchienen ift, kann nicht wegen Ungehor- 
ſams vorgegangen werden. E. v. 6. April 1893, 3. 4016, Ste. 


14668. 
86. 1. Der Scheidungsgrund braucht nicht im Urteile 
a angegeben zu werden. E. v. 23. März 1882, 3. 1570, 
Ig. 8933. 
8 7. 1. Vorbehalt weiterer gerichtlicher Verhandlung über 
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weiterer gerichtlicher Verhandlungen über Unterhalt der Ehe- 
gattin und Kinder, ir  , des Vermögens oder 
andere gegenfeitige Anfprüche der Ehegatten ausetallen, mit 
bin, in en nicht beide Zeile über alle dieſe Gegenftände 
volftändig und unbedingt ausgeglichen find, der Scheidung 
nur Bird gerichtliches Erkenninis aus den in 8109 abGB. 
vorfommenden Gründen ftattgegeben werden (8 8 des Hof- 
defretes vom 23. Auguft 1819, IGS. Nr. 1596). 


III. Verfahren über die Ungültigkeit und Trennung 
der Ehe. 


$ 8. Xu den Fällen einer Unterfuchung über die Un- 

gültigfeit oder iiber die angejuchte Trennung der Ehe ift auf 
die Vorſchriften der SS 94 bis 102 und 115 bis 117 abGB. Be- 
dacht zu nehmen. 

69. Am Verfahren über die Ungültigkeit oder Trennung 
der Ehe findet meder erfte Tagſatzung ($ 239 ZPRO.), noch 
Füllung eines Verfäumungsurteiles ftatt. 

Auf Grund der amtlichen Anzeige oder des eingelangten 
Anſuchens ift fogleih zum Bmede der amtlichen Unter- 
fuhung (88 97 und 115 abGB.) und Feftftellung der für die 


Aufenthalt und Erziehung der Kinder ift ftatthaft. €. v. 
30. April 1901, 3. 6150, IB. 1901:22. 

2. Bewilligung eined abgefonderten Wohnortes beiein- 
verftändlihem Anfuchen um Scheidung. €. v. 4. Jänner 1887, 
3. 15341, Sig. 11391. | 

3. Nah rechtskräftig bewilligter einverftändlicher Scheidung 
fann nit auf Scheidung aus Verſchulden eines Ehegatten 
gellagt werden. E. v. 28. Februar 1888, 3. 1427, Sig. 12071. 

88. 1. Das Berfahren wegen einverftändliher Tren— 
nung einer Ebe ift durch Vornahme der Verſöhnungsverſuche ein- 
zuleiten. E. v. 10. Oltober 1900, 3. 13834, Sig. 1145. 

2. Das infolge einverftändlichen Begehren? um Trennung 
einer proteftantifhen Ehe eingeleitete Verfahren kann nur 
anf Grund einverftändlicher Zurüdziehung des Begehrens ein- 
geftellt werden. €. v. 15. Juli 1896, 3. 8077, Sig. 15828. 

3. Die BVorfchriften über das Verfahren wegen Trennung 
einer Ehe finden bei Trennung einer Judenehe wegen Ebe- 
bruhes Anwendung. €. v.26. Juli 1893, 3.8258, Sig. 14771. 

891. Inſetge Klage auf Trennung der Ehe kann ſür den 
abweſenden Beklagten ein Kurator beſtellt werden. €. v. 
6. April 1886, 8. 4019, Sig. 10986. 

2. Das Verfahren über bie Ehetrennungsklage ift trog Aus⸗ 
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Ungültigkeit oder Auflöfung der Ehe angeführten Gründe 
vorbereitendes Verfahren gemäß 8245, 3.2, ZPO. anzuordnen. 

Nah Abſchluß des vorbereitenden Berfahrens ift in 
mündlicher Streitverhandlung über die Gültigkeit der Che 
an oe das Anfuchen um Trennung der Ehe zu ver- 

andeln. ’ 

6 10. Sowohl im vorbereitenden Verfahren, wie bei 
der mündlichen Streitverhandlung tft mit Hilfe der dem be- 
auftragten Richter, dem Borfigenden und dem Senate ein- 
geräumten Prozeßleitungsbefugnifje darauf hinzuwirken, daß 
alle für die Entiheidung wichtigen Tatumftände volljtändig' 
aufgellärt werden. Es find die für die Ungültigfeit oder 
Auflöfung der Ehe angeführten Gründe zwar in ihr volles 
Licht zu ſetzen, aber auch jtrenge zu prüfen, und ift eine 
gültige Ehe gegen jede willfürliche Anfechtung von Amts 
wegen in Schub zu nehmen. Sowohl das vorbereitende 
Verfahren, wie die mündliche Verhandlung find fo zu leiten, 
daß die Ungültigfeit der Ehe oder das Recht, die Auflöfung 
derfelben zu verlangen, entweder ohne Nüdficht auf eigenes 
Geſtändnis oder Übereinfommen der Eheleute ar erwiefen 
oder die Unmöglichkeit dieſes — außer Zweifel geſetzt 
ST des Hofdekretes vom 23. Auguft 1819, IGS. 

r. 

Die für das vorbereitende Verfahren in $ 252, Abſatz 1, 
der Zivilprozeßordnung ausgeſprochene Beichränfung auf die 
in den vorbereitenden Schriftſätzen geltend gemachten An- 
ſprüche und Gegenanfprüche, ſowie die Vorfchriften über die 


bleiben beider Zeile von Amts wegen zu Ende zu führen. 
E. v. 27. Auguft 1879, 3. 9539, Sig. 7562. - 

3. Auch der Rüdtritt eines Gatten bon dem gemein- 
ſchaftlich überreichten Trennungsbegehren. hindert die Tortfegung 
bes Verfahrens nicht. E. dv. 27. Auguft 1879, 3. 9540, Sig. 7563. 

4. Das Anfuchen um Einleitung einer Unterfuchung be- 
hufs Ungültigerflärung der Ehe kann nicht wegen mangeln- 
der Altivlegitimation von Amts wegen zuriidigewiefen werden. €. 
b. 22. Dezember 1870, 3. 14913, Sig. 3998. — Bol. ZPO. 
8 227, Nr. 1. 

310. 1. Die als Ehetrennungsgrund behauptete unüber- 
windliche Abneigung muß beiwiefen werden. E. v. 28. Sep 
tember 1881, 3. 6226, Sig. 8508. 

2. Die Prüfung, ob ein Ehehinderni3, das die ge- 
fchloffene. Ede ungültig macht, vorhanden ift, fteht auch dent 
oberften GerichtShofe zu. PE. v. 16. Mat 1899, 3. 661, Sig. 612. 
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bejonderen Folgen einer Säumnis der Partei im vorbereitenden 
Berfahren (8 254 ZPO.) finden bei der Unterjucdhung der 
Ungültigleit oder der begehrten Auflöfung der Ehe feine 
Anwendung. 

$ 11. In dem Urteile, durch welches die Ehe für un- 
gültig erklärt oder getrennt wird, iſt ſtets auch darüber zu 
erfennen, ob der eine oder der andere Ehegatte oder jeder 
Zeil oder feiner von beiden an der Ungültigkeit der Ehe oder 
an der Trennung Schuld trägt. 

612. Leiftet einer der Ehegatten der richterlichen Auf⸗ 
forderung, zu einer Einvernehmung oder Verhandlung im 
porbereitenden Verfahren oder zur mündlichen Gtreit- 
verhandlung perjönlich zu erfcheinen, feine Folge, jo kann er, 
jofern fein Erfcheinen für die amtliche Unterfuhung und 
Feſtſtellung der für die Ungültigkeit oder Auflöfung der Ehe 
angeführten Gründe oder für den Verſuch einer Wieder- 
vereinigung der Ehegatten von Wichtigkeit ift, unter An- 
drohung einer Ordnungsftrafe neuerlich geladen und durch 
die PO naung diejer Strafe zum Erjcheinen genötigt werden 
($ 87 GOG.). 

6 13. Wäre das Gefuch des einen Ehegatten um Ungültig- 
erllärung oder Auflöfung der Ehe auffallend ungegründet, ” 
foll er vorerft allein vorgeladen und durch zwedmäßige Bor- 
ftelungen, wenn möglih, dahin vermocdt werden, von 
jeinem Vorhaben freiwillig abzuſtehen (8 15 des Hofdefretes 
vom 23. Auguft 1819, IGS. Nr. 1595). 

$14. Kann in Falle einer mit Recht für ungültig ange 
gebenen Ehe das Hindernis durch nachträgliche Dispenfatton, 
Einwilligung der in ihren Rechten gekränkten Perjon oder 
Genehmigung der Behörde behoben werden, jo muß die Bor- 
ichrift des S 98 abGB. zur Anwendung gebracht, auch bei 


8 11. 1. Das auf Trennung oder Ungültigkeit der Ehe lautende 
Urteil hat darüber einen Ausfpruch zu enthalten, welche von den 
Parteien oder ob Feine derfelben ein Verſchulden treffe. €. v. 
ni 1892, 3. 1988, &R. 15% (7. Oltober 1884, 3. 10664, Slg. 

97 2)5 

diejer Ausſpruch muß erfolgen, wenngleich beide Ehegatten 
davon abzujehen beantragen. E. v. 26. Februar 1901, 3. 1876, 
amtl, S. 390. 

2. Über den Status der in der ungültigen Ehe —— 
Kinder darf in dieſem Urteile nicht entſchieden werden. ©. v. 
13. November 1883, 3. 11896, Sig. 9651. 
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einer von Akatholiken angefuchten Auflöfung der Ehe nad 

Beichaffenheit der Umſtände eine gütliche Ausgleihung zu 

bewirken und die getrennten Gemüter wieder zu vereinigen 

gefucht werden (816 des Hofdelretes vom 23. Auguft 1819, 
©. Nr. 1595). 

6 15. Dem vom Gerichte beftellten Verteidiger des Ehe- 
bandes ift die amtliche Anzeige oder das Anfuchen, auf Grund 
deflen die Unterfuchung eingeleitet wird, mitzuteilen; außerdem 
ift der Verteidiger ded Ehebandes ſowohl dem vorbereitenden 
Verfahren, wie der mündlichen Streitverhandlung beizuziehen. 

Der Verteidiger des Ehebandes hat über alle al3 Grund 
der Trennung oder Ungültigerflärung angegebenen Umftände 
genaue Erfundigungen einzuziehen, ie der Antrag in 
dem Geſetze gegründet und durch vollftändigen Beweis unter- 
ftügt fet, oder welche Einwendungen und Bedenken demjelben 
entgegenftehen, forgfältig zu unterfuchen und fich hierüber 
gegen das Gericht Orlindlich und getwiflenhaft zu äußern. 

Hätte er hierin irgend etwas verfehen, jo muß er vom 
Richter von Amts wegen zurechtgewiejen werden ß 17 des Hof⸗ 
dekretes vom 23. Auguſt 1819, IGS. Nr. 1595). 

16. Gegen Urteile, durch welche die Ehe für ungültig 
erflärt oder getrennt wird, muß der Verteidiger des Ehebandes 


815. 1. Wenn die ne über die Ungültigleit einer 
Che davon abhängt, ob ihrer Eingehung ein anderes Eheband 
entgegenftand, und der Beitand oder Nichtbeftand diefer früheren 
Ehe nicht unzweifelhaft feftgefteltt ift, muß auch für fie ein Ver- 
teidiger von Amts wegen beftellt werden. PE. v. 25. April 1893, 
3. 4871, 3.8. 124, MVB. 1893 : 911. 

2. Die Entſcheidung über das Verfhulden an der Un- 
gültigkeit der Ehe ift der Anfechtung durch den Verteidiger des 
Ehebandes entzogen. €. v. 17. Oftober 1900, 3. 13227, Ref. 
1900: ©. 170. 

3. Der Erſatz der Koften des Verteidigers des Ehebandes 
kann den Parteien nicht auferlegt werden. €. v. 8. Jänner 1902, 
3. 17745, ©$. 1902: 32; 10. Junt 1902, 3. 5027, 38. 1902 : 305 
16. Mai 1800, 3. 661, &ig. 612; 14. Juli 1898, 3. 9592, Sie. 

N. a.; 

auch die Partei, auf deren Anzeige die us der 
— einer Ehe eingeleitet wurde, iſt zum Erſatze der Koſten 
des Verteidigers des Ehebandes nicht verpflichtet. E. v. 21. Febr. 
1888, 3. 587, Sig. 12057; 

die baren Auslagen find dem Verteidiger des Ehebandes 
aus den Verlagsgeldern des Gerichte zu erfegen. E. dv. 9. Jänner 
1900, 3. 115, Sig. 838. 
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immer rechtzeitig die Berufung ergreifen und, fall3 zwifchen 
Katholiken, oder wenn ein Teil katholiſch ift, auf die Nichtig- 
feit der Ehe erfannt wird, ſelbſt gegen eine das Urteil eriter 
Inſtanz beitätigende Berufungsenticheidung die Revifion er- 
heben. Die Erfüllung diefer Pflicht ift vom Gericht erfter 
Inftanz zu überwachen ($ 18 des Hofdelretes vom 23. Auguft 
1819, 366. Nr. 1595). 


F 17. Wenn die Ehe für ungiltig erflärt oder getrennt 
wird, muß nad) eingetretener Rechtskraft dieſes Erkenntniſſes 
bon Amts wegen die Verfügung getroffen werden, daß dasielbe 
nad Anleitung des 8122 abGB. in das Trauungsbuch ein- 

etragen wird (8 19 des Hofdelretes vom 23. Auguſt 1819, 
GS. Nr. 1595).") 

1) Berordnung des Auftizminifteriums dv. 18. Mai 1900, 
IMVB. Nr. 27, über die Anmertung inländifcher Eheerkennt— 
niffe in ausländifhen Trauungsmatrilen. 

Un alle Gerichtshöfe. 

Wenn eine im Auslande gefchloffene Ehe für ungiltig erflärt oder 
getrennt wird und in Befolgung ber Vorſchrift des 8 122 abGB. und 
des 8 17 der Verordnung des Zuftizminifteriums dv. 9. Dezember 1897, 
RGB. Nr. 283, die Anmerkung des Erfenntniffes in einer ausländifchen 
Trauungsmatrit zu veranlafien ift, Haben die Gerichte zu dieſem Behufe 
fi nicht unmittelbar an.die ausländischen Matrikenbehörden zu menden, 
fondern dem Juftizminifterium zu berichten. 

Dem Berichte ift eine Ausfertigung des betreffenden Erfenntnifjes bei⸗ 
zulegen. 

F 18. Die Vorſchriften des Hofdekretes vom 13. November 
1816, JGS. Nr. 1296, werden durd) das Inkrafttreten der 
BZivilprogeßordnung nicht berührt.?) 

1) Hofdekret v. 13. November 1816, JG. Nr. 12%. Wenn 
eine Judenehe in Gemäßheit bes $ 135 des bürgerlichen Geſetzes mittels 
einer vom Maune gegen das Weib geitellten Klage getrennt werden fol, 
ober wenn es nach ber den jüdifchen Eheleuten vermöge ihrer Religiong- 
begriffe in den 88 133 und 134 eingeräumten vollen Freiheit auf bie 
Trennung der Ehe mit mwechjelfeitiger freier Einwilligung aufommt und 


8 18. 1. Im Falle einverftändlicher Trennung von Judenehen 
fönnen die Verſöhnungsverſuche des Rabbiners nidt 
durch ſolche des Gerichtes erſetzt werden. ©. v. 4. Mai 1898, 
3. 5954, Sig. 153. 5 | 

2. Die Einwilligung des verſchollenen Ehegatten zur 
Ehetrennung und feine Mitwirkung bei der Übergabe des Scheide» 
briefe8 Tann nicht duch einen für den Verfchollenen beftellten Ku⸗ 
Eat — erſetzt werden. E. v. 5. April 1893,.3. 3826, 

g. | 
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fo aud in dem falle einer wegen eines Ehehindernifies bevorftehenden 
Ungültigerflärung einer Judenehe Hat weder bie fistalämtlicdhe Vertretung 
einzutreten noch tft die Beiziehung eines politifchen Nepräfentanten zur 
Verhandlung oder Entſcheidung von Seite der Gerichtsbehörben notwendig. 
$ 19. Dieje Verordnung tritt am 1. Januar 1898 in 
Wirkjamleit. 


Hofdekret vom 23. Auguft 1819, IGS. Ar. 1595. 


Bu der in dem Anhange folgenden Borjchrift Über das 
Berfahren in ftreitigen Eheangelegenheiten wird bemerfet: daß 
auch bei Verhandlungen um die Ungültigerflärung und um 
die Trennung der Ehe dasjenige zu beobachten fei, was die 
geltende Gericht3-Anftruftion über die Zuziehung und Einfluß- 
nehmung der Rameral- und politijchen Repräfentanten über- 
haupt vorjchreibt, jowie dagegen infolge Hofdelrete® vom 
13. November 1816, JS. Nr. 1296, wenn e3 fih um Juden⸗ 
eben in Gemäßheit der 88 133, 134 und 135 ab GB. handelt, 
weder eine fiäfalämtliche Vertretung einzutreten hat, noch die 
Beiziehung eines politiichen Repräfentanten zur Verhandlung 
oder Enticheidung von Seite der Gerichtöbehörde notwendig ilt. 


Anhang. | 

Geine Majeftät haben, um das in den 88 94, 97 und 107 
abGB. angedeutete ämtlihe Verfahren in ftreitigen Che- 
angelegenheiten näher zu bejtimmen und eine gleichförmige 
Verhandlung diejer wichtigen Rechtsſache bei den Gerichten 
zu bewirken, folgende Borfchriften, die von nun an teils bei 
Sceidungen von Tiſch und Bett, teil bei Ungültigerflärung 
und Trennung der Ehen anzuwenden find, feitzufeßen geruhet: 


I. erfahren über die Scheidung von Zifh und Bett. 


Allgemeiner Grundjap. 

6 1. [Streitigfeiten der Eheleute über die Scheidung von 
Tiſch und Bett müſſen bet der im $ 107 abGB. vorgeichriebenen 
Unterfuchung im wefentlichen nach den allgemeinen Grundſätzen 
des rechtlichen Verfahrens in Streitjachen behandelt, und dabei 
die Vorſchriften der 88 21 und 22 der weitgaliziichen Gericht3- 
ordnung über die mündliche Verhandlung jtreitiger Rechts⸗ 
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angelegenbeiten, jedoch jo zur Anwendung gebracht werden, 
wie es der Begriff und Zweck einer von Amt3 wegen zu 
pflegenden Unterſuchung fordert. 


Nähere Beitimmungen desfelben. 


6 2. Insbeſondere foll der Richter erftens die jtreitenden 
Teile jederzeit perjönlich vorladen und vernehmen, allenfalls 
zuerft den Eagenden Ehegatten allein vorfordern und zu vor⸗ 
läufiger näherer Aufflärung der Umstände und Beibringung 
der erforderlichen Beweismittel anmweifen.] 

6 3. Er foll zweitens die Streitigkeiten der Eheleute immer 
durch gütlichen Vergleich dahin beizulegen verjuchen, daß ent- 
weder das Scheidungsgeſuch freiwillig zurückgenommen, oder 
die aus vollgültigen Gründen verlangte Scheidung von dem 
anderen Teile ohne rechtliches Erkenntnis auf beſtimmte oder 
unbejtimmte Beit bewilliget werde. !) 

1) Siehe 8 3 MB. v. 9. Dez. 1897, RGB. Nr. 283. 

6 4. [In der Verhandlung ſelbſt ift er drittens an feine 
anderen Regeln gebunden, als die das Wefentliche einer einfachen, 
ee und gründlichen Unterfuchung über die rechtliche 

eichaffenheit des Scheidungsgefuches ausmachen] Nicht an⸗ 
gebrachte Scheidungsurfachen ſoll er nicht einmengen,') auch 
weder den Parteien noch ihren Vertretern Umtriebe zur Ver⸗ 
längerung der Unterſuchung geitatten. 

2) Siehe 8 6, Abf. 1, MB. v. 9. Des. 1897, RGB. Nr. 288. 

65. Minderjährige oder unter Kuratel jtehende Eheleute 
haben fich zwar viertens in Anjehung ihrer aus der ehelichen 
Gejelihaft herrührenden, bloß perſönlichen Rechte und Ver⸗ 
bindlichleiten felbft zu vertreten, jedoch follen mit ihnen auch 
ihre Eltern, Vormunder oder Kuratoren zu den gerichtlichen 
Berhandlungen zugezogen werden.?) 

1) Siehe 8 4 MB. v. 9. Dez. 1897, RGB. Nr. 288. 

6 6. [Wenn fünften? der auf die Scheidung belangte 
Ehegatte der gerichtlichen Borladung nicht Folge leiftet, To 
fol er durch ſchickliche Zwangsmittel zu erjcheinen gendtiget, 
und nur, wenn Died nicht tunlich wäre, nad) vorausgegangener 
Warnung vor den Folgen feines Ungehorfams, auf Ausbleiben 
gegen ihn erfannt werden. Wäre der Aufenthalt desfelben 
unbefannt, fo iſt nach Vorſchrift des $ 498 (richtig 8 512) der 
Geri a für ee gegen ihn zu verfahren.) 

7. In dem Protofolfe über die gerichtlichen Verhand⸗ 
lungen muß fechitend jederzeit Name, Stand, Wohnort, Ge⸗ 
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werbe, Alter und Religion der beiden Eheleute, die Zeit der 
— Ehe, die Anzahl, das Alter und Geſchlecht der 
inder angemerft, auch daraus erfichtlich fein, ob Ehepalten 
errichtet worden jeten.?) 
1) Siehe 8 5 MP. v. 9. Dez. 1897, RGOB. Nr. 283. 


Unzuläfiiger Vorbehalt bei einer freiwilligen 
Scheidung. 

6 8. Bei Bewilligung einer zufolge beiderjeitigen Ein- 
verftändnifles — Scheidung kann kein Vorbehalt weiterer 
rechtlicher Verhandlungen über Unterhalt der Ehegattin und 
Kinder, Auseinanderſetzung des Vermögens oder andere gegen- 
feitige Anfprüche der Eheleute zugelaffen, mithin, Bora 
nicht beide Teile über alle diefe Gegenstände vollftändig und 
unbedingt ausgeglichen find, der Scheidung nur durch recht- 
liches Erfenntnig aus den in dem 8 109 abGB. vorlommenden 
Gründen ftattgegeben werden.!) 

1) Siehe 8 7 MB. v. 9. Dez. 1897, RGB. Nr. 283. 


Beweisführung. 


6 9. [Die Zuläffigkeit und rechtliche Kraft des Beweiſes 
überhaupt, und indbefondere des Beweiſes durch das Geftändnis 
oder den Eid der Ehegatten, ift, foviel die Scheidung von 
Tiſch und Bett betrifft, nach) der allgemeinen Vorſchrift der 
Gericht3ordnung zu beurteilen.) 

$ 10. [Infofern beide Teile über die entjcheidenden Tat- 
umftände nicht zu vereinigen find, foll der Beweis durch 
Zeugen oder Kunftverftändige durch einen Beſcheid, wogegen 
jedem Teile der Rekurs offen ſteht, zugelafjen, auf den Haupt- 
oder Erfüllungseid aber durch Urteil erlannt werden.] 

6 11. [Bei Vernehmung der KRunftverftändigen und 
Beugen müfjen die allgemeinen Vorſchriften der Gerichtsordnung, 
Infofern fie auf Die Beweiskraſt der Ausſagen wefentlichen 
Einfluß haben, genau beobachtet werden. Die Fragen, welche 
an die Zeugen gejtellt werden follen, hat der Richter —*— 
zu entwerfen; jedoch dabei auch die allenfalls von den Par⸗ 
teien geftellten Frageſätze zu benützen. Er Tann nad Er- 
fordernis der Umstände auch fremder Gerichtäbarkeit unter- 
worfene Zeugen felbit vernehmen, und fih zu folhem Ende 
an ihren gehörigen Richter verwenden, daß fie zum Verhöre 
zu erjcheinen angewiejen werden mögen.) 
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Urteil und Beſchwerden dagegen. 


6 12. Nach gänzlich beendigter Unterfuhung muß die 
Scheidung von Tiſch und Bett durch Urteil bewilliget oder 
abgeichlagen und im erfteren alle zugleich ausdrücklich dar- 
über erfannt werden: ob der eine oder der andere Ehegatte, oder 
jeder Teil, oder feiner von beiden, an der Scheidung Schuld 
trage.) — [Für die Rechtömittel und Beſchwerden gegen das 
Urteil gilt die —— Vorſchrift der Gerichtsordnung. — 
Fände der obere Richter weſentliche Gebrechen in der Unter⸗ 
ſuchung, ſo ſoll er vor Entſcheidung der Hauptſache die Fehler 
von Amts wegen verbeſſern en 

1) Siehe 8 6, Abſ. 2, MB. v. 9. Dez. 1897, RGB. Nr. 288. 


II. erfahren über die Nngültigkeit oder Trennung 
| der Ehe. 


Allgemeiner Grundjaß. 


6 13. Die Hier für das Verfahren über die Scheidung 
von Tiſch und Bett erteilten Vorſchriften) finden aud in den 
Fällen einer Unterſuchung über die Ungültigfeit oder angefuchte 
Trennung der Ehe ($ 97 und die folgenden des abGB.) in- 
fofern ihre Anwendung, als fie fih mit den Anordnungen 
des Geſetzes über die Aufrechthaltung der Ehen, über die Un- 
zuläfligfeit des Beweiſes durch Eid oder Geitändnis der Ehe- 

atten, und über die von Amts wegen einzuleitende Unterfuchung 
f im 894 des abGB. angeführten Ehehindernifje vereinigen 
laſſen. 

1) Siehe 88 11, 12 ML. v. 9. Dez. 1897, RGEB. Nr. 288. 

Über die Frage, wie in Fällen vorzugehen fei, wenn ein 
PBupill ohne Einwilligung der Vormundſchaftsbehörde fi 
verehelicht, das Landrecdht diefes Ehehindernis von Amts 
wegen unterfudht, durch die nachträglich erteilte Einwilli- 
gungbehoben, ſohin das Kreisamt wegen Wiedereinjfegnung 
dieſer Ehe um die nötige Verfügung erſucht, dieſes aber, 
wie das Gubernium, die Wiedereinfegnung verweigert 
bat, wird bedeutet, daß 

a) nicht bloß der Vormund, fondern auch die Bormundfchaft3behörbe 
berechtigt jei, die Gültigkeit einer ohne ihre Einwilligung von Minder- 
jährigen gefchloffenen Che zufolge der 88 94 u. 96 abGB. zu beftreiten, 
daß jedoch 

d) in Hinficht bes Verfahrens, welches in folden Fällen zu beobachten 
wäre, im allgemeinen keine Weifung erteilt werben könne, foubern ber 
Klugheit und Umficht des Richters überlaflen werden müſſe, wie in jedem 
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. einzelnen alle vorzugehen ſei, weil ber Richter fih nicht mehr in ber 
Lage befindet, wie bei einer erft einzugehenden Ehe, fondern über manche 
NRüdfichten, welche früher auf fein Urteil hätten Einfluß nehmen dürfen, 
hinausgehen, und fein Augenmerk nunmehr dahin richten muß, ob er 
unter den vormwaltenden Umftänden die Bewilligung erteilen könne. Dieſe 
bat er nur dann zu verweigern, wein fehr wichtige Gründe ihn dazu 
auffordern. Überhaupt fol die Bormundfchaftsbehörde fich ihres Befug⸗ 
nifles, die Ehe au beftreiten, fo lange nicht bedienen, als es nur mit dem 
Intereſſe des Pupillen vereinbarlich ift. Übrigens ift 

c) in Fällen, wo die Bormundjchaftsbehörde die Bewilligung zur 
Ehe nachgetragen hat, eine wiederholte feierliche Erflärung vor dem Seel⸗ 
forger und zwei vertrauten Zeugen, wie der 8 88 abGB. anorbnet, nicht 
notwendig, folglih aud) 

d) die Notwendigkeit der Wiedereinfegnung nicht vorhanden. Hfd. 
v. 22. Sept. 1821, JGS. Nr. 1802. 


Nähere Beftimmung desjelben. 


6 14. Insbeſondere ſoll der Richter beide Eheleute und 
denjenigen, dem er die Verteidigung der Ehe anvertrauet, 
perjönlich vorladen, dem letzteren die überreichte Schrift oder 
eingelangte Anzeige famt Beilagen mitteilen, jeden Zeil über 
den Gegenjtand der Unterſuchung zwedmäßig und in gehöriger 
Drdnung verhandeln laffen, die nötigen Altenftüde und Urs 
funden abfordern, oder ſelbſt herbeifchaffen; Zeugen und Kunſt⸗ 
verftändige vernehmen, auf ſolche Art die enticheidenden Tat: 
umjtände vollitändig aufflären, dabei die für die Ungültigfeit 
oder Auflöjung der Ehe angeführten Gründe zwar in ihr 
volles Licht jegen, aber auch ftrenge prüfen, und eine gültige 
Ehe gegen jede willfürliche Anfechtung von Amts wegen in 
Schuß nehmen; überhaupt die Verhandlung fo leiten, daß die 
Ungültigfeit der Ehe oder das Recht, die Auflöfung derjelben 
zu verlangen, entweder ohne Rüdficht auf eigenes Geſtändnis 
oder Übereinfommen der Eheleute Klar erwieſen, oder die 
. Unmöglichleit dieſes Beweiſes außer Zweifel geſetzt werde.!) 
1) Siehe 8 10 MB. v. 9. Dez. 1897, RGB. Nr. 2883. 


Verſuch einer Wiedervereinigung. 


6 15. Wäre das Geſuch des einen Ehegatten um Un- 
gültigerllärung oder Auflöfung der Ehe auffallend ungegründet, 
fo ſoll er vorerft allein vorgeladen und durd) zweckmäßige 
Borftelungen womöglich dahin vermocht werden, von feinem 
Vorhaben freiwillig abzuftehen.!) 

2) Siehe $ 13 MB. v. 9. Dez. 1897, RGB. Nr. 288. 
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6 16. Kann im Falle einer mit Recht für ungültig an- 
gegebenen Ehe das Hindernis durch nachträgliche Dispenfation, 
Einwilligung der in ihren Rechten gefränften PBerfon oder 
Genehmigung der Behörde gehoben werden, jo muß die Vor- 
ichrift des $ 98 abGB. zur Anwendung gebracht, auch bei 
einer von Akatholiken angejuchten Auflö 2 der Ehe nad 
Beichaffenheit der Umftände eine gütlide Ausgleihung zu 
bewirken, und die getrennten Gemüter wieder zu vereinigen 
gefucht werden.?) 

!) Siehe 8 14 MB. v. 9. Dez. 1897, RGB. Nr. 283. 


Pflichten des Verteidigers der Ehe. 


F 17. Wer zur Verteidigung der Ehe beftellt ift, Hat 
über alle al3 Grund der Trennung oder Ungültigerflärung 
angegebene Umftände genaue Erlundigung einzuziehen, in- 
wiefern der Antrag in dem Geſetz gegründet und durch voll- 
ftändigen Beweis unterjtüßt fei, oder welche Einwendungen 
und Bedenken demſelben entgegenjtehen, forgfältig zu unter- 
fuchen, und ſich hierüber gegen das Gericht gründlid und 
gewifienhaft zu äußern. 

Hätte er hierin irgend etwas verfehen, jo muß er von 
dem Richter von Amts wegen zurechtgewiejen mwerden.!) 

1) Stehe 8 15 ME. v. 9. Dez. 1897, RGB. Nr. 288. — 

Gegenwärtig ift nicht mehr die Finanzprofuratur, fondern ein an- 
berer rechtfchaffener und fachverftändiger Mann zum Verteidiger bes Ehe⸗ 
bandes zu beitellen. MB. v. 2. Oft. 1851, RGB. Nr. 851. 

Dem Verteidiger bes Ehebandes ala foldhem kommt eine perfönliche 
Gebührenbefreiung nicht zu. Dagegen gilt für alle Beteiligten Gebühren: 
freiheit gemäß T. P. 44 lit.o. GG., wenn bie Unterfuchung der Gültig- 
feit der Ehe gemäß 8 94 abGB. von Amts wegen eingeleitet wird. Siebe 
FME. v. 12. November 1897, 8. 29640, IMVB. ©. 3/1898. 


Urteil und Rechtsmittel dagegen. 


$ 18. Nach geichloffenem a muß durch Urteil 
entjchieden werden. Fällt dasfelbe für die Gültigkeit oder 
gegen die Trennung der Ehe aus, fo finden dagegen die im 
allgemeinen zuläffigen Rechtsmittel und Beſchwerden  ftatt. 
Ergeht es aber auf die Ungültigfeit und Trennung der Ehe, 
fo muß der aufgeitellte Verteidiger berfelben immer ohne 
weitere Rüdfrage in der gewöhnlichen Frijt die Appellation, 
und in dem Falle, wo zwiſchen Katholifen, oder wenn ein 
Teil katholiſch ift, auf die Nichtigkeit der Ehe erfannt wird, 
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ſelbſt bei gleichförmigen Urteilen die Revifion anmelden, und 
nah dem Wechſel der Appellationg- oder Revifionsichriften 
die AUfteneinfendung an die höhere Behörde verlangen. Hier— 
auf ift die erſte erfennende Behörde [und der beigezogene 
politiiche Nepräjentant] von Amts wegen zu wachen jchuldig.') 
1) Siehe 8 16 ME. v. 9. Dez. 1897, RGB. Nr. 283. 
Die Beiziehung politifher Repräfentanten findet nicht mehr ftatt. 
Raif. V. v. 15. Dez. 1848, RGB. Nr. 26. 

F 19. Wenn die Ehe für ungiltig erklärt oder getrennt 
wird, muß nach eingetretener Rechtskraft dieſes Erfenntnifjes 
von Amts wegen die Verfügung getroffen werden,!) daß dasſelbe 
nad) Anleitung des $ 122 abGB. in das Trauungsbuch ein- 
getragen werde. 

1) Siehe 8 17 MR. v. 9. Dez. 1897, RGB. Nr. 283. 


IV. 


Beſchlüſſe, gegen welche kein abgeſonderter oder 
überhaupt kein Rekurs zuläſſig iſt. 


A. Durch ein abgeſondertes Rechtsmittel können nicht 
angefochten werden. 


1. Jurisdiktionsnorm. 
$ 62. Die Beſchlüſſe, betreffend die Zuziehung eines fach- 
männiſchen Beiſitzers bezw. eines richterlichen Beamten als 
Ergänzungsrichters in Fällen der Geltendmachung fachlicher 
Unzuftändigfeit. 


2. Zivilprozeßordnung. 

$ 6, Abſ.3. Die zur Beleitigung des Mangels der 
Prozeßfähigkeit und gejeglichen Vertretung, bezw. Ermächtigung 
zur Prozeßführung erteilten Aufträge, jowie die einjtweilige 
YZulafjung der Partei oder des angeblichen Vertreterd bei 
Gefahr am VBerzuge. 

$ 18, Ubi. 4. Der Beichluß, durch welchen die Neben- 
intervention für zuläffig erflärt wird. 

$ 29, Abſ.2. Die Zurüdweifung eines als Bevoll- 
mädhtigter einjchreitenden Wintelichreibers. 

6$ 37, Abſ. 2, 84, Abf.1. Der Auftrag zur Beftellung 
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eines Advokaten und Bekanntgabe desſelben an das Gericht 
unter Vorlegung der Vollmacht. 

6. 38. Die Zulaſſung einer nicht als Bevollmächtigter 
ausgewieſenen Perſon zur Vornahme dringlicher Prozeßhand⸗ 
lungen, der Auftrag zur nachträglichen Vorlage einer Voll⸗ 
macht oder zur Beibringung der Genehmigung der Partei, 
die Beftimmung einer Friſt für dieſe Nachmweilung und Die 
Anordnung der Fortjegung des Verfahren? ohne NRüdficht 
auf Fon Einfchreiten de3 Dritten nad fruchtlofem Ablaufe 
der Friſt. 

6 84, Abſ. 1. Der Auftrag zur Befeitigung von Form- 
gebrechen eines Schriftſatzes. (Vorfjigender.) 

6 85, Abſ.3. Die Vorladung der Partei behufs Be- 
feitigung von Formgebrechen, jowie die Zurüdjtellung des 
mangelhaften Schriftiaged unter Seßung einer Friſt zur 
Wiedervorlage. (Vorlitender.) 

$ 95, Abj.2. Der Auftrag zur Beftellung eines Zu⸗ 
ſtellungsbevollmächtigten. (Vorſitzender.) 

6 130, Abſ. 2. Die Anberaumung einer Tagſatzung ſowie 
jede Ladung zu einer Tagſatzung. 

6 173, Abſ. 2. Der Beſchluß über die Ausſchließung der 
Offentlichkeit. 

66 179, Abſ. 1, 186, Abi. 2. Die Zurückweiſung von 
verfpätetem neuem tatjächlichen und Beweisvorbringen wegen 
Verſchleppungsabſicht. 

66 181, Abſ. 2, 186, Abſ. 1 u. 2. Der Auftrag an die 
Parteien, binnen einer beftimmten Friſt die als Beweismittel 
zu benüßenden Urkunden zur Einſicht für den Gegner bei 
Geriht zu erlegen, Namen und Wohnort von Beugen be- 
fanntzugeben; die Zurüdweifung des mit Außerachtlaffung des 
Auftrages erjt während der fortgefegten Verhandlung erfol- 
genden tatlächlichen und Beweisvorbringens. 

$$ 184, Abi. 2, 186, Abf.2. Die a des 
Senates über eine als unangemeſſen zurückgewieſene oder vom 
Gegner beſtrittene Frage. 

Ban Abſ.2. Die Entfcheidungen des Senates über 
die ung einer auf die Prozekleitung bezüglichen An- 
ordnung des Borjigenden oder einer Frage desjelben bezw. 
eines Mitgliedes des Senate2. 

6 214. Die die Protofollierung betreffenden Befchlüffe 
und Verfügungen der Einzelrichter und des Senates (der über 
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Einſprache gegen diesfällige Beichlüffe und Verfügungen des 
Vorſitzenden zu entjcheiden hat). 

243, Abf.1. Der Auftrag zur Beantwortung der 
Klage mittel3 vorbereitenden Schriftjages. 
— 275, Abſ. 1, 291, Abſ. 1. Zurückweiſung angebotener 
eweiſe. 

866 277, Abſ. 4, 291, Abſ. 1. Beweisbeſchlüſſe und An— 
ordnung von Beweisaufnahmen. 

66 278, Abi. 2, 291, Abſ. 1. Zurückweiſung in Ver- 
ſchleppungsabſicht zurüdgehaltenen neuen tatjächlichen Bor- 
bringen3 und neuer Beweisanbietungen. 

79, Abſ. 2, 291, Abſ. 1. Beſchlüſſe, durch welche 
die Benügung von Beweiſen, für deren Aufnahme eine Frift 
beitimmt wurde, bei der fortgejegten Verhandlung bewilligt 
oder ago jen wurde. 

66 282, 291, Abſ. 1. Übertragung von Beweisauf- 
nahmen an einen beauftragten Richter. (Gegen die Anordnung 
eine3 vorbereitenden Verfahrens zur Beweisaufnahme fein 
Rechtsmittel, 8247, Abſ. 1.) 

, 285, Abſ. 2, 291, Abſ. 1. Erlaffung von 
zum Zwecke der Beweisaufnahme. 

$$ 286, Abi. 2, 291, Abi. 1. Befchlüffe des Vorſitzenden, 
durch welche die Ergänzung einer vom beauftragten oder 
erfuchten Richter vorgenommenen Beweisaufnahme ver- 
weigert wird. 

65 289, 291, Abſ. 1. Befchlüffe, durch welche Fragen 
der Parteien bei der Beweisaufnahme zurüdgemiejen werden. 

‚319, Abſ. 2. Die Entfcheidung über den Antrag 

auf Erlaffung des Editionsauftrages an den Gegner. 
6 307, 319, Abj.2. Die Enticheidung hinfichtlich der 
eidlihen Abhörung ded Gegners aus Anlaß der Urkunden- 


edition. 

66 316, 319, Abi. 2. Die Beichlüffe Hinfichtlid) der 
erichtlichen Aufbewahrung von Urkunden, deren Echtheit be- 
tritten iſt. 

— 335, Abſ. 2, ſiehe bei 8 279, Abſ. 2. 

6 324, Abſ. 1, 349, Abſ. 1. Die Entſcheidung über 
die Rechtmäßigfeit der Weigerung einer Ausſage oder der 
Beantwortung Fre Fragen. 

326, 349, Abj.1. Die Entſcheidung über die Recht- 
mäßigteit der Verweigerung des Eides. 
38* 
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66 337, Abi. 2, 349, Abi. 1. Der Beichluß, daß die 
ug ang eugen auf Grund der Ergebniffe der vor- 
läufigen sraaıng zu unterbleiben habe. 

66 339, 349, Abſ. 1. Die Beichlüffe über die Reihen- 
folge der Vernehmung der Zeugen, über das Entfernen eines 
geugen vor Vernehmung aller vorgeladenen Beugen, über die 

onfrontation don — 

0, 341, 349, Abſ. 1. Die Beſchlüſſe hinſichtlich 
der Vernehmung der Beugen über die allgemeinen tagen, 
über Umftände, aus welchen auf die Glaubwürdigkeit zu 
Ichließen ift, über die ratio scientiae, ferner Hinfichtlich der 
Bernehmung von Zeugen, welche nicht verpflichtet find, im 
rn) zu ericheinen. 

$5 342, 349, Abi. 1. Die Enticheidung des Senates 
über die Zuläffigkeit einer Frage und der Ausſpruch, daß die 
auf eine unzuläffige Frage des beauftragten oder erſuchten 
Richters erteilte Antwort unberüdfichtigt bleibe. 

66 356, 366, Abſ. 1. Der Beichluß, durch welchen die 
Ablehnung eines Sachverſtändigen vertworfen wird. 

; ‚ Ab Der Beſchluß, durch welchen 
Meier Begutachtung angeordnet wird. 

6 370, Abſ. 1. Beichlüffe und Verfügungen bei der Vor- 
nahme de3 Augenfcheines. Der Beichluß, durch welchen ein 
Antrag auf Zuziehung von Sachverſtändigen verworfen wird. 

375, Abi. 1. Der Beihluß, mit welchem die Beweis⸗ 
führung durch Be a der Parteien angeordnet wird. 

6 377. Beichlüffe, durch welche die eidlidhe Bernehmung 
einer Partei angeordnet wird, die zu befchwörenden Behaup- 
tungen bezeichnet werden und die Faflung, in welcher die 
eidliche Ausſage über einzelne Umftände zu erfolgen hat, 
beitimmt wirb. 

419, Abi. 2. Die Zurückweiſung des Antrages auf 
Sn von Schreib- und Rechnungsfehlern. 

6 479, Abſ. 1. Der Ausfpruch des Berufungsgerichtes, 
dab das Verfahren in erſter Inſtanz erjt nad) Rechtskraft des 
Beichluffes aufzunehmen oder fortzufegen fei, durch melden 
das erftrichterliche Urteil wegen Nichtigkeit behoben wird. 

90. Der Beichluß, inwieweit das Urteil der unteren 
Inſtanz als nicht angefochten zur Exekution geeignet ift. 

6 499, Abi. 3, fiehe bei 8 479, Abi. 1. 

6 518. Alle Beichlüffe im Befigftörungsverfahren, aus⸗ 
genommen die VBeichlüffe, durch welche die Einleitung oder 
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Fortſetzung des a verweigert wird, und mit Aus- 
nahme des ok uſſes. 

$ 524, Abſ. 2. Der Beichluß, durch welchen über einen 
Rekurs die Hemmung des Verfahrens, der Ausführung des 
angefochtenen Beichluffes oder der auf Grund desjelben ein- 
zuleitenden Exekution verfügt und die etwa notwendigen Siche- 
rungsmaßregeln angeordnet wurden. 


B. Durch einen Rekurs Tonnen nicht angefochten werden: 
1. Surisdiltionsnorm. 


6 24, Abſ. 2. Der Beichluß, welcher der Ablehnung des 
malte Bolge gibt. 
6 26, Abi. 2. Die Enticheidung über die Ablehnung 
anderer Arigeſche Organe. 
Die, Entſcheidung von Streitigleiten über 
die Auftändigfeit zwiſchen inländiichen Gerichten. 


2. Zivilprozeßordnung. 


6 30, Abf. 2. Die Anordnung der Beglaubigung einer 
Vollmacht 
i Adi. 2. Die Anordnung der Fortfeßung des Ber- 
fahrens ung Abweiſung des Antrages auf Sicherheitsleiftung 
für ee foiten. 
Abi. 2. Die Bewilligung des Armenrechtes und 
die Engeln, daß ein Advokat für die arme Partei zu 
een ei. 
„Abſ. 2. Der Beichluß über den Antrag auf Ab- 
I der Friſt zur Einfichtnahme einer Urkunde. 
83, Abſ. 2. Der Beſchluß auf Zurüdgabe einer dem 
Advofaten zur Einficht eingehändigten Urkunde. 
97, Abſ. 2. Die Beſiellung eines Buftellungsbevoll- 
_ mädhtigten für diesfalld ſäumige Streitgenoffen. 
$ 100. Die Erteilung oder Verweigerung der Erlaubnig 
zur — an Sonn- und Feiertagen. 
$ 117, Abf. 2. Die Anordnung der Berlautbarung des 
Ediktes anderen Beitungen als den Amtsblättern und die 
Unordnung der mehrmaligen Einfchaltung. 
6 141. Die erſte Verlängerung einer Friſt nicht über 
die Dauer der urfprünglichen Friſt und die erfte Erſtreckung 
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einer Tagfabung nicht über vier Wochen, die Verweigerung einer 
Sing, 
6 153. Bewilligung der —— 
66 187, 192. Verbindung mehrerer Prozeſſe zur gemein⸗ 
jamen erhandlung. 

‚192. Trennung der Verhandlung über kumulierte 
Anſprüch 


e. 
66 189, 192. Trennung der Verhandlung nach Streit⸗ 
punkten, insbefondere Hinfichtlich prozeßhindernder Einreden. 

66 190, 191, 192. Aufnahme des Verfahrens nach recht3- 
fräftiger Erledigung des für die Unterbrehung urjädhlichen 
Bräjudizialverfahrens. 

6 224, Abi. 2. Die Verfügung, durch welche eine Sache 
als Ferialfache erklärt wird. 

66 229, 257, Abſ. 2,258, Abſ. 1 Die Anordnungen des 
Borfitenden über die in der Klage oder in einem vorberei- 
tenden Schriftfage geitellten Anträge auf Betätigung der 
Prozepleitung. 

65 247, Abſ. 1, 258, Abf. 2. Anordnung oder Verweige⸗ 
rung eines vorbereitenden Verfahrens. 

$ 255, Abf. 3. Entfcheidung des Vorſitzenden über Be- 
ſchwerden gegen den Vorgang des beauftragten Richter tm 
vorbereitenden Verfahren. 

6 256. Beſchluß des ee oder Senates auf 
Groänaung de3 vorbereitenden Verfahrens. 

6 257, fiehe bei 8 229. 

258, ſiehe bei $ 229. 

) 260, Abſ. 2, fiehe bei 88 189, 192. 

261, Abſ. 2. Die Anordnung des Senates, daß nad) 
Berwerfung der Einreden der Unzuläjfigfeit des Rechtsweges, 
der Inkompetenz, Streitanhängigfeit und Rechtskraft die Ver⸗ 
handlung zur Hauptfadhe fofort aufgenommen werde. 

65 264, 291, Abſ. 2. Der Beſchluß, durch welchen die 
neuerliche ann im vorbereitenden Verfahren ver- 
nommener Beugen und Sachverjtändiger angeordnet wird. 

6 265, Ubf. 4. Der Beichluß, durch welchen fchriftliche 
Feſtſtellung — oder zugelaſſen wird, ſowie die über 
die Richtigkeit der Feſtſtellung ergehende Entſcheidung. 

$ 280, 291, Abſ. 2. Der Beſchluß, durch welchen die 
ſtmographiſche Aufzeichnung einer Beweisaufnahme geſtattet 
ird. | 
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66 283, Abſ. 1, 291, Abſ. 2. Der Beſchluß, durch 
welchen dem Beweisführer die Bejtellung eines Erfuchichreibens 
wegen Beweisaufnahme im Auslande übertragen wird. 

65283, Abſ. 3,201, Abi. 2. Der Beichluß, durch welchen 
für die Beweisaufnahme oder für die Vorlage der Alten über 
eine im Auslande ftattfindende Beweisaufnahme eine Yrift 
beftimmt wird. 

F6 286, Abi. 3, 289, Abſ. 2, 389, Abſ. 3, 291, Abf. 2. 
Der Beichluß, durch welchen die Ergänzung oder Wiederholung 
einer Beweisaufnahme angeordnet wird. 

a4 298, Abſ. 2, 319, Abi. 1. Die Anordnung, daß 
dem Gegner nur einzelne Teile der Urkunde vorzumeijen find 
oder demfelben von dem ganze Inhalt Einficht zu ge- 
währen ift. 

SS 299, 319, Abi. 1. Der Auftrag zur Vorlage der 
Urſchrift der in Abjchrift vorgelegten Urkunde. 

65 300, 319, Abi. 1. Die Anordnung, daß eine Ur- 
funde nicht in der mündlichen Verhandlung, fondern einem 
ae oder erfuchten Richter vorzulegen ift, und daß 
— em Protokolle eine Abſchrift oder ein Auszug vorgelegt 
werde. 

$$ 301, 319, Abſ. 1. Die Entſcheidung über den An⸗ 
trag auf Herbeiſchaffung einer bei einem Notar oder einer 
öffentlichen Behörde verwahrten Urkunde und diesfällige Ver- 
fügungen des Vorfigenden. 

65 309, Abi. 1, 319, Abi. 1. Die Anordnung der Unter- 
bredung des Verfahrens wegen eines gegen einen Dritten 
anhängig zu macenden Editionsprozeifes. 

66 309, Abi. 2, 319, Abſ. 2. Die Anordnung der 
Fortſetzung der Verhandlung wegen Verzögerung des Prozeſſes 
oder der Erefution auf Herausgabe der Urkunde gegen den 
Dritten. 

66 310, Abf. 2, 319, Abſ. 1. Die Veranlaffung, daß 
zum Behufe der Beleitigung eines Zweifels über die Echtheit 
einer öffentlichen Urkunde die ausftellende Behörde oder Perſon 
hierüber eine Erklärung abgebe. 

66 314, 319, Abſ. 1. Der Auftrag an eine Partei, 
De Zweck der Schriftvergleihung eine Schriftprobe zu 

efern. 
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gs 815, Abf.1, 319, Mb. 1. Der Beichluß des Gerichtes, 
die Bergleihung der Handfchriften felbft vorzunehmen oder 
darüber das Gutachten von Eachverftändigen einzuholen. 

66 326, 349, Abſ. 2. Die Enticheidung über den Fort⸗ 
gang des Verfahrens bei Weigerung der Ausſage oder der 
Eidegleiftung ſeitens eines Zeugen. 

66 329, 333, 349, Abſ. 2. Die Ladung eine Zeugen. 

66 332, 349, Abſ. 2. Die Fortſetzung der Verhandlung 
wegen nicht rechtzeitigen Erlages eines Vorſchuſſes für Zeugen- 
gebühren und die Friftbeftimmung für diefen Erlag. 

6 333, Abſ. 1, 349, Abſ. 2. Die Anordnung der 
neuerlichen Ladung bezw. Vorführung eines ausgebliebenen 
Beugen. 

66335, Abſ. 1, 349, Ubi. 2. Die Fortſetzung der Ber- 
handlung nach vergeblich verfuchter Vernehmung eines Zeugen 
und Ablauf der hiefür beitimmten Frift. 

66 337, 338, 349, Abf. 2. Die Über die Beeidigung 
eines Zeugen gefaßten Beichlüffe. 

66 346, 349, Abi. 2. Der Auftrag zur Leiftung eines 
Vorſchuſſes an einen Beugen. 

6 347, Abſ. 2. Die Enticheidung über die Zeugengebühr 

66 351, 366, Abſ. 2. Die Entfcheidung über die Anzahl 
der zu beftellenden Sachverjtändigen. 

$6 352, Abj.2 ‚366, Abſ. 2. Der Beihluß, durch welchen 
die Beitellung der Sachverſtändigen dem beaujtragten Richter 
überlafjen wird. 

65356, Abſ. 2, 366, Abſ. 2. Der Beichluß, durch welchen 
ein Sadverftändiger wegen Ablehnung enthoben wird. 

66 358, 366, Abi. 2. Die über die VBeeidigung eines 
Sachverſtändigen gefaßten Bejchlüffe. 

66 360, 366, Abſ. 2. Beſchlüſſe, Durch welche für die Ab- 

abe des Gutachtens eine Tagſatzung oder eine Yrift be- 
Himmt wird. 

6 367, ſiehe bei 88 332, 346. 

6 368, Abſ. 2. Die Befchlüffe, durch mwelche dem um 
Vornahme des Augenſcheines eriuchten oder damit beauftragten 
Richter die Enticheidung über die Zuziehung und Ernennung 
der Sachverſtändigen überlaffen wird. 

$ 368, Abf. 3, fiche bei 8 332. 
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6 386, Abſ. 4. Bewilligung einer Berveisaufnahme zur 
nd von Beweifen. 

6 387, Ab. 2. Verweigerung oder Bewilligung der ſo⸗ 
fortigen Durchführung der Beweisaufnahme zur Sicherung 
einer Beweisführung noch vor Zujtellung des fie zulafjenden 
Beichluffes an den Gegner. 

66 389, 291, Abſ. 2. Ergänzung oder Wiederholung 
einer Beweisaufnahme zur Sicherung von Beweiſen. 

„Abſ. 3. Die SD NEL: daß bis zum Eintritte 
der Rechtskraft des Zwiſchenurteiles die Verhandlung über die 
Klage auszuſetzen jet. 

420, Abf. 3. Die Enticheidung über einen Antrag 
auf Berichtigung des Tatbeftandes. 

6 433. Die Enticheidung über einen Antrag auf Ladung 
des Gegners zu einem Vergleichsverſuch. 

$ 446. Die — — über die beantragte Aufnahme 
eines Beiſatzes in das Urteil des Bezirksgerichtes, laut deſſen 
dasſelbe in Ausübung einer beſonderen Gerichtsbarkeit judizierte. 

6 517. Beſchlüſſe des Berufungsgerichtes in Bagatell⸗ 
fahen und andere Beichlüffe der eriten Inſtanz als die in 
8 517, 8. 1—5, angeführten. 

6519. Die nicht in 88519, 490 und 514, Abſ. 3, auf- 
gezählten Beſchlüſſe des Berufungsgerichtes. 

6 527. Der Beſchluß des Nekurögerichtes, mit welchem 
ein Beichluß der erften Inſtanz aufgehoben und eine neuerliche 
Enticheidung vorbehalten wird, jofern nicht das Refursgericht 
den Vollzug feiner Enticheidung von der Nechtsfraft abhängig 
gemacht hat. 

6 528. Gleihförmige Entfcheidung des Rekursgerichtes. 

6 539, Abj.1. Der Beſchluß, durch welchen das Prozep- 
gericht über eine Wiederaufnahmsflage noch vor der Verhand- 
lung die Einleitung des ftrafgerichtlichen Verfahrens veranlaßt. 

$ 542, Abſ. 1. Die Anordnung, daß nad Verkündung 
der dem Wiederaufnahmebegehren jtattgebenden Entjcheidung 
fofort in der Hauptjadhe verhandelt werde. 

$6 544, 545, 546, Abf.1. Die Entfcheidung über den 
Antrag auf Unterbrehung des Berufung: oder Revifions- 
verfahrens wegen Anhängigfeit einer Wiederaufnahmsflage. 

6 552, Abi. 1. Der Zahlungsauftrag im Mandats- 
verfahren (ausgenommen die in demjelben enthaltene Entfchei- 
dung über die Koften). 
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ss 557, 558, 559, 552. Der Wechſelzahlungs⸗ bezw. 
Sicheritellungdauftrag (ausgenommen die Koftenenticheidung). 
6 575, bj. 2. Vorbehaltlih der Einwendungen, die 
über eine Auffündigung oder über ein Geſuch um Wuftrag zur 
Räumung oder Übergabe des Beitandgegenftandes ergebenden 
gerichtlichen Aufträge. 

582, Abi. 2. Der Beichluß über den Antrag auf Be- 
jtellung eines Schiedsrichter durch das Gericht. 

602, 552%. Der Zahlungsbefehl, womit der Rüd- 

erjag des vom Staate auf Grund einer Syndikatsklage geleijteten 
Erjabes aufgetragen wird. 


Alphabetilches Negilter. 


Die arabifhen Ziffern bedeuten, wenn ihnen ein Z. vorgefeht ift, Bara- 
graphe der Zivilprozeßordnung; die römiſchen Ziffern Artikel des Einfüh- 


tungsgejeges zur Zivilprozeßordnung. 


Die römifhen Zahlen ohne vor» 


gefebtes Z. geben die Ordnungdnummer an, unter der das Gefeh oder 


die Verordnung in die Ausgabe eingereiht ift. 


Wo die Ceite bezogen 


werben follte, ift der arabifchen Ziffer ein ©. vorgefeht. 


u. 


Abänderung des Klagebegehrens 
Z. 208, 285, 239. 

— des Urteiles Z. 497. 

Abfaffung des Urteiles Z. 416. 

— für die Gerichtsakten Z. 418. 

Abgaben, Hereinbringung Z. IV. 

Abgeſonderte Berhandlung von 
Einreben Z. 189, 243, 252, 260, 
261, 398, 450. 

Ubgefonderter Rekurs Z. 514, 
515. IV. 

Abhandlungspfleser Z. XX. 

Abhilfe gegen beauftragte Richter 
im vorbereitenden Verfahren Z. 
255. 

Abhörung der Zeugen Z. 336 bis 
345. 

Abkürzung von Friſten Z. 129. 

Ablehunnug von Richtern Z. 477. 

— der Sachverſtändigen Z. 355, 
356. 

— eines Schiedsrichters Z. 586. 

— von Mitgliedern eines Börfen- 
ſchiedsgerichtes Z. XVIII. 

— der Protokollsunterfertigung Z. 
213. 


Ablehnung der eidlichen Ausſage 
über Befiß der Urkunde Z. 807. 
— der Zuftändigleit des Berufungs- 
gerichtes Z. 487. 

— der Barteienaußfage Z. 881. 

Ableſen jchriftlicher Auffäge Z. 177. 

Abrechnung, gegenfeitige, Einfluß 
auf die Koften Z. 43. 

Abfchluk des vorbereitenden Ver⸗ 
fahren? Z. 256. 

Abichnitte der Verhandlungspro⸗ 
totolle Z. 211. 

Abſchriften von Alten Z. 219. 

— von Beilagen des Schriftſatzes 
2. 77, 81. 

— des Eibesprotololles (verglichener 
Eid) Z. 206. 

— für Oberften Gerichtähof Z. 414. 

— ber Prozeßvollmacht, Feine Z. 30 
Anm. 

— von in Berluft geratenen Schrift- 
ftüden Z. 218. 

— von Urkunden, Beweistraft Z. 
299. 

— des Urteiled Z. 418. 
Abſchriftnahme von urkundlichen 
Beilagen des Gegner? Z. 82. 
Abſolute Stimmenmehrheit 2.1590. 
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Abſtimmung über das Urteil Z. 
418, 

Abweichung des Vortrages vom 
Schriftſatze Z. 182. 

— Brotolollierung Z. 210. 

Abweiſung ber Wieberaufnahms- 
Mage 2. 546. 

Abwendung dringender Gefahr Z. 
458. 

Achtung, Verletzung in Schrift 


ſätzen Z. 86. 
Aderbauminifiterium Z. XXVI, 
XXVII. 
Adhäfionsprozeitz, Wiederauf⸗ 


nahme gegen Entſcheidung im Z. 
5300. 

Adinftierung der Advokatenge⸗ 
bühren Z. V. 

Wdreffe, Formgebrechen hinfichtlich 
2. 85. 


Advokaten, Adjuſtierung der Ge- 
bühren Z. V. 

— Auftrag zu Niederichriften Z. 
265, 440. 

— vor Börfenfchiensgerichten Z. 
XX. 


— Erteilung ber Prozeßvollmacht 
2. 31. 

— Fertigung der Schriftfäße Z. 75. 

— Gebühren des Armenvertreters Z. 
70, 71, 64. 

— vor Gewerbegerihhten ausge⸗ 
ſchloſſen Z. 27. 

— Roftenbeftimmung Z. 41. 

— Koſtenanſpruch gg. arme Par- 


teien Z. 71. 
— mehrere für eine Bartei Z. 41. 


— Mitteilung der Urkunden zwi- 
fen Z. 83. 

— Recht der Selbftvertretung Z.28. 

— Strafen Z. 86, 179, 200, 220, 
512, 528. 


Abſtimmung — Alten. 


| Wdbofaten, Tarif Z. IV, Z. 41. 


— Unentgeltlicher f. arme Barteien 
Z. 64, 66, 

— Verſchulden Z. 49, 179. 

— Berweigerung des Beugnifjes Z. 
321. 

— Bollmadit Z. 31. 

— Wechſel in d. Berf., Unter: 
bredjung Z. 160. 

— en gegen Protokolle Z. 


— Fitetungen zwiſchen Z. 112, 


— — zu nicht öffentlichen Ver⸗ 
handlungen Z. 174. 

Wovolatenfammer, Ausſchuß bes 
ftellt den Armenvertreter Z. 66, 
67. 

Advolatenprüfung Z. 31. 

Advokatenzwang 2. 26, 27, 29, 
463, 513, 520. 

— im Egefutiondverfahren Z. 27. 

— im vorbereitenden Verfahren 2. 
248. 

— Ausnahmen vom Wdvofaten> 
zwang Z. 27. 

Advokaturskandidaten Z.31,200. 

Wovolaturstanglei, Zuftellung in 
2. 101. 

Affirmativer Kompetenztonflitt Z. 
XI, 3. 2. 

Afterbeſtandnehmer Z. 568. 

Aichpfähle Z. 318. 

Alten , Herbeifchaffung Z. 183, 
239, 8. 2. 

— Einfiht u. Abſchrift Z. 218, 219. 

— Mitteilung an Senatsmitglieber 
Z. 262. 

— Mitteilung an die Sachverſtän— 
digen Z. 359. 

— der Beweißaufnahme, Prüfung 
derjelben Z. 286. 


Alten — Anfechtungsklage. 


Alten, VBerjendung zwecks Einficht- 
nahme Z. 219. 

— Bortrag des Inhalte bei ber 
Verhandlung Z. 287. 

— eines vorbereitenden Verfahrens, 
Bezugnahme bei der Protokol⸗ 
lierung Z. 210. 

Altenwidrigleit der Berufungs⸗ 
entſcheidung Z. 503. 

Aktoriſche Kaution Z. 57—62. 

— Ergänzung Z. 62. 

— ungarischer Staatsbürger Z. 
XXIX. 

— Befreiung Z. 64, 8. 2. 

— Verhandlung über Begehren 2. 
239. 

— im Bagatellverfahren Z. 517, 
8. 2. 

Alimente, Urteil auf Z. 406. 

Allgemeine Fragen an Zeugen 
Z. 340. 

Alsbaldige Feititellung d. Rechtes 
2. 228a. 

Alter des Zeugen Z. 336, 340. 

Älterer Richter Z. 420c. 

Alternatives Begehren, Urteil Z. 
410. 

Amerila, Vereinigte Staaten von, 
Prozeßkoſtenſicherheit Z. 57, An⸗ 
merk. 1. 

Amtlicher Bertreter armer Barteien 
2. 64. 

Amtsgeheimuis Z. 320. 

Amtshandlungen außerhalb des 
Berichtes Z. 132. 

Umtstag im bez.- ger. Verfahren 
Z. 132, 489. 

Amtstätigleit des Gerichtes, Ein- 
ftelung Z. 161. 

Amtsverſchwiegenbeit, geiftliche 
2. 320. 

Analphabeten Z. 213. 


605 


Unberaumung der mündlichen 
Berufungsverhandlung 2.480,481. 

— Berzicht der Streitteile auf die- 
felbe Z. 492. 


ı — der Zagfabung zur mündlichen 


Streitverhandlung Z. 357. 

— von Tagfaßungen Z. 130. 

Unbietung von Beweiſen in der 
mündlichen Berhandlung Z. 178. 

Anbringen zu Protokoll vor Bes 
zirkögerichten Z. 484. 

— eine? Zeugen, Form Z. 348. 

Ünderung der Klage Z. 235, 239. 

— — im Bagatellverf. Z. 453. 

— — im Berufungdverf. Z. 483. 

— der Berufungsanträge Z. 483. 

— der Wohnung Z. 111. 

Androhung von Verſäumnisfolgen 
Z. 145. 

— der Entfernung von der Ber- 
handlung Z. 1%. 

Unerlenntnis, Erledigung durch 
Urteil Z. 239, 395, 397. 

— — durd Teilurteil Z. 391. 

Anerlennung des Klageanipruches, 
Koften Z. 8. 

— im vorbereitenden Verfahren 2. 
252. 

— eines Nechtöverhältnifles, be— 
dDingter Vergleich auf Z. 205. 

— einer Schuld, Protofollierung 2. 
208. 

Anfechtung von militärifchen Er- 
fagerlenntnifien Z. XI, B. 5. 

— des Urteile mit Rekurs wegen 
der Koftenentfcheidung Z. 55. 
Anfechtungsgeſetz Z. 191, 2. XL, 

8. 4. 

Unfehtungstlage gegen Erkennt⸗ 
nifle des Börſenſchiedsgerichtes Z. 
XXV. 

— gegen Schiedsſprüche Z. 595, 596. 
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Ausgabe eines Vermögens ober von 
Schulden Z. XL. 

— der Beweismittel in Schriftfägen 
2. 78. 

— der Parteien in Beichlußaus- 
fertigungen Z. 429. 

— ber tatfächlichen Umftände in d. 
Vorträgen 2. 178. 

Angaben, erhebliche, Hinwirkung 
des Vorfigenden auf Z. 182. 

Ungebragtermaßen, Abweifung 
der Klage Z. 404 a. 

Angebotene Beweife, Zurückwei⸗ 
fung wegen Unerheblichleit 2.275. 

Ungebörige Z. 321, 322. 

— als Bevollmädhtigte vor Gewerbe» 
gerichten Z. 26. 

Ungeitellte eines Advokaten oder 
Notars, Zuftellung Z. 103. 

— eines Advokaten als Barteien- 
vertreter vor Börfenichiedsgerich- 
ten Z. XX. 

— einer Transportanftalt, Ladung 
Z. 331. 

Anhang zum Protokoll Z. 212. 

Unbängige Rechtsſachen Z. XLVII 
bis LIII. 

Anhörung Z. 175. ©. auch Ein- 
vernehmung. 

Anleitung rechtsunkundiger Par⸗ 
teien Z. 432, 485. 

Anmerkung im Grundbuche Z. 
XXXIX. 

Annahmeverweigernng bei einer 
Buftellung Z. 109. 

Anordunngen erfolgen durch Be⸗ 
ſchluß Z. 425. 

— des Vorſitzenden hinſichtlich Pro⸗ 
zeßleitung Z. 257. 

Auſchlag an der Gerichtätafel Z. 
115. 

— des Ediktes Z. 117. 


Angabe — Armenrecht. 


Anftalten, Krebitgeichäfte betrei⸗ 
bende Z. IX. 

— Buftelung Z. 105. 

Anträge, Stellung in der Ber- 
Handlung Z. 177. 

— Form der Anbringung Z. 74. 

— in Schriftſätzen Z. 78. 

— Brotofollierung Z. 208. 

— auf prozeßleitende Verfügungen 
Z. 229, 248, 258. 

UAntretung des Urtundenbemweifes 
Z. 297. 

Unwaltsproseh, Anwaltszwang 
Z. 26, 27, 463, 513, 520. 

Auweſenheit der Barteien bei der 
Urteilöverfündung Z. 414, 452. 

Anzahl der Schriftfageremplare Z. 
80. 

Auzeige der bevorftchenden Klags⸗ 
zuftellung bei Abweſenheit des 
Adreſſaten Z. 106. 

— der Beſtellung eines Scieb3- 
richters Z. 581. 

— ber Hinterlegung eines Schrift- 
ftüdes Z. 104, 107. 

— über vereinbarte Ruhen des 
Verfahrens Z. 168, 170, 

— eined Zeugen, Yorm Z. 348. 

ürar Zuſtellung Z. 105. 

Arbeit, Frift zur Berrichtung, Ur» 
teil Z. 409. 

Arbeiter, Lohnftreitigfeiten, Ferial- 
ſache Z. 224. 

— Unfallverfiherungsanit. Schieds⸗ 
geriht Z. XII. 

Wrbeitsplag, Buftelung am Z 
101. 

Urmenfond zieht die Strafen ein 
2. 220. 

Armenrecht Z. 63ff. 

— Entziehung und Erlöfchen Z. 68. 

— Erſchleichen Z. 69. 
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Armen recht, Gebührenvormerkung 
für Z. 64. 

— Rekurs gegen Verweigerung und 
Entziehung Z. 522. 

Armenvertreter Z. 64, 66. 

— Ladung zur Berufungsverhand!. 
Z. 480. 

— Enthebung wegen Ausſichtsloſig⸗ 
teit des Prozeſſes Z. XXXIII. 

Armutszengnis Z. 65, 219a. 

Audienzverfahren aufgehoben 2. 
III, 3. 4. 

Unfbewahrung von Atten Z. 219. 

— don angeblich unechten Urkunden 
Z. 316. 

Unfenthalt, unbelannt Z. 115. 

— erite Tagfabung bei unbelannt. 
Aufenthalt des Gelfagten Z. 231. 

Aufſindung von nova als Wieder- 
aufnahmagrund Z. 530. 

Uufforderungsflage, Erſatz für 
dieſelbe Z. 228, Z. XXXVIII, 
XXXIX, 

Aufforderung 3. Empfange einer 
BZuftellung Z. 106. 

— zur Beftellung eines Advolaten 
zZ. 131. 

— zur Wahl eines Schiedsrichter 
2. 581. : 

— zum perfönlidhen Erfcheinen Z. 
183. 

— zur Bertretunggleiftung Z. 21. 

— an den Wultor zur Erklärung 
Z. 22. 

— zur Erklärung über eine Urkunde 
2. 298. 

— zum Mitbhringen von Urkunden 
und Augenicheindgegenftänden zur 
erften Tagſatzung vor Bezirks⸗ 
gerichten Z. 438, 

— der Barteien zum Erfcheinen bei 
der Berufungsverhandlung Z. 481. 


Unfforderung, gerichtliche, Sicher» 
heitleiftung in Prozeſſen über 2.57. 

Aufhebung des Urteiles Z. 474, 
477, 478, 510. 

— eines Beichluffes Z. 527. 

— der Koften Z. 43, 47, 51, 422. 

— eines ftrafgerichtlichen Erkennt⸗ 
niſſes Z. 530. 

— eines Mandats durch Urteil 2. 
553. 

— eines Schiedsſpruches Z. 596. 

— prozeßleitender Verfügungen des 
Senates durch denſelben Z. 192. 

— der Vollmacht Z. 35, 36. 

Wufbebungsgrände, Nichtbeach⸗ 
tung, Roftenfolge Z. 51. 

Unfllärungen über fchriftliche Kla⸗ 
gen bei Bezirksgerichten Z. 435. 

— über fchriftliches Sadjverftändigen- 
gutachten Z. 357. 
— zur Feſtſtellung der VBerufungs- 
oder Nichtigleitsgründe Z. 473. 
Anflüudigung von Beftanbverträ- 
gen, gerichtliche Z. 560—564. 

— außergeridhtlihe Z. 565, 566. 

— Uufnahme durch Gerichtäfanzlei 
Z. 560. 

— fein vorbereitender Schriftfab Z. 
571a. 

— Bahl der Exemplare Z. 564a. 

— Beftimmung der $riften u. Ter- 
mine, ſowie Regelung der Beſich⸗ 
tigung Z. XI. 

— Beihhlußausfertigung durch die 
Gerichtälanzlei Z. 562. 

— Einwendungen Z. 562, 566. 

— Friſten und Termine Z. 560. 

— Feſtſetzung Z. XI. 

— Rumulierung mitder Räumungs⸗ 
Hage Z. 567. 

— Buftellung vor Ablauf der Kün⸗ 
digungsfriſten Z. 568, 564. 
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Anufnahme angeboiener Beweife Z. 
275 - 281. 

— neuer Beweiſe im Berufungs- 
verfahren Z. 488. 

— des Berfahrend durch Rechts⸗ 
nachfolger Z. 155 - 157. 

— eines unterbrochenen Verfahrens 
Z. 164—167. 

— eines ruhenden Verfahren? 2. 
168, 169. 

— eined Sadverftändigenbemweifes 2. 
357 —364. 

— des BZeugenbeweifes Z. 336 fi. 

— der Berhandlung nad durch⸗ 
geführter Betweisaufnahme 2.278. 

— von Beweiſen, Schluß der Ber- 
handlung vor Z. 193. 

Anfnahmeantrag, Tagſatzung zur 
Verhandlung über Z. 165. 

Aufrechthaltung der Ordnung bei 
der mündlichen Verhandlung Z. 
197. 

Aufruf der Sache Z. 138, 177, 486. 

Untfäße, ſchriftliche, Ableſen unter- 
fagt Z. 177. 

— in Berfäumnisfällen, werben nicht 
beachtet Z. 397. 

Aufſchiebende Wirkung der Be⸗ 
rufung Z. 466. 

— — Revifion Z. 505. 

— — des Rekurſes Z. 524. 

— — ded Antrages auf attorifche 
Kaution Z. 61. 

— — des Gefuches um Armenredjt 
2. 73. 

Anfſchiebnug der Verhandlung we⸗ 
gen Vergleichsverhandlungen Z. 
204. 

Aufſchlüfſe, Hinwirken auf das Er- 
bringen der notwendigen A. bei 
der Verhandlung Z. 182. 

Untfihtsbefchwerde Z. 85. 


t 
1 
| 
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Aufnahme — Ausfertigung. 


Antiptsperionen, Zuftelung an 
die U. (Hausbeſorger) Z. 102, 
108, 111. 

Aufſichtsrecht gegen Juſtizverwei⸗ 
gerung Z. 85. 

Auftrag zum Mitbringen von Be- 
weisobjetten Z. 329, 438. 

— zur Übergabe oder Übernahme 
eines Beſtandobjeltes, Berjahren 
2. 567. 

Augenſchein, Beweis durch Z. 368 
bis 370. 

— Vornahme kraft Prozeßleitungs⸗ 
gewalt Z. 183. 

— Bornahme zur Sicherung von 
Beweilen Z. 384. 

— Editionspflicht zu Ziveden eines 
Z. 369. 

— Brotololl Z. 370. 

— Roften Z. 40, 368. 

— im Berufungsverfahren Z. 488. 

Ungeniheinsgegenftände, ⸗ſa⸗ 
chen Z. 183, 184, 229, 255, 256, 
437, 438. 

Auftor, Benennung Z. 22, 339. 

— Erklärung desjelben Z. 239, 241. 

— Übernahme bes Brozefjes durch) 
den Z. 23, 241. 

— paflives Verhalten desſelben Z. 
24. 

Ausbleiben der Parteien 2. 170, 
396 ff. 

— im Berufungsverfahren 2. 491. 
- von einer Tagſatzung im bor= 
bereitenden Berfahren Z. 254. 
— von erfter Tagſatzung Z. 170a. 

— der Sachverſtändigen Z. 354. 

— der Zeugen Z. 333—885. 

Ansfäle in Schriftſätzen Z. 86. 

Ausfertigung der Schriftfäße, An⸗ 
zahl Z. 80, 84. 

--Angabe des Senates in Z. 429. 


Ausfertigung — Außerordentlicher. 


Ausfertignug der Berufungsent: 
ſcheidung Z. 500. 

— von Beichlüffen Z. 426, 437, 429 
430, 438, 500. 

— von Beſcheiden Z. 427 ff. 

— des Beweisbeſchluſſes Z. 2377. 

— Erfah für Protokoll Z. 210, 444. 

— des Erkenntuiffes des Börſen⸗ 
ſchiedsgerichtes Z. XXI. 

— Erteilung von Z. 219, Anm. 6. 

— der Rekursentſcheidung Z. 526. 

— des Schiedsſpruches Z. 592, 

— des Urteile Z. 414, 416--418. 

— Berichtigung Z. 422. 

— im Bagatellverfahren Z. 452. 

— im bezirtöger. Berfahren Z. 447. 

— des Urteilstatbeitandes Z. 445. 

— Unterſchrift 'Z. 418. 

Ansfolgung von Schriftftüden bei 
Geriht Z, 114. 

— von Driginalurkunden 2.219, Anm. 

Auskunftsſachen, amtswegige Bei- 
ſchaffung Z. 183, 229. 

— Beifhaffung durd) die Partei 
Z.183, 184, 229. 

— Edition Z. 318. 

-— Beweis durch Z. 318. 

Auslagen, Barauslagen für arme 
Parteien Z. 64. 

— Baraudlagen der Partei Z. 42. 

Unsland, Begriff Z. XXIX. 

— Verkehr mitdemfelben Z.XXXV. 

— Beweisaufnahme im Z. 279, 283. 

— Mängel einer Beweisaufnahme 
im Z. 290. 

— Geſetzgebung über aktorifche Kau⸗ 
tion Z. 57. 

— Handelsbücher im Z. 295. 

— Gtreitanhängigfeit Z. 2400. 

— Urkunden, errichtet im Z. 298, 
893, 311. 

— Buftelung im Z. 120 —122. 
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Ausländer, aktorifche Kaution Z. 
57, 58, Z. XXIX. 

-- Armenredht Z. 68. 

— Begriff Z. XXIX. 
Prozeßfähigkeit Z. 3. 

— Unterwerfung unter Börſenſchieds⸗ 
gerichte Z. XIV. 

— Buftelungen an Z. 120--122. 

Ausläudiſche Behörden, Verkehr 
mit Z. XXXV. 

— — Erfuchen um Zuftellung 2.121. 

— Barteien, Prozeßkoſtenſicherheit 
2. 57. 

Ausländiſches Necht, Beweis Z. 
271. 

Auslöſchnugen, Einfluß auf Be- 
weiskraft von Urkunden Z. 296. 

Ausſchlieung der Offentlichkeit 
vor Börſenſchiedsgerichten Z.XIX, 
XXI. 

-- — — vor den ordentlichen Ge- 
richten Z. 172 ff. 

— -- — Berufung wegen Z. 477. 

— — —  SBertrauenäperfonen im 
Falle der Z. 174. 

— einer Bartei von der Berhand- 
Iung Z. 198. 

— von Prozeßhandlungen wegen 
Säumnis Z. 144. 

— eined Richters bei alten Pro- 
zeffen Z. LIa. 

— eines Zeugen Z. 320. 

— eined Sachverſtändigen Z. 858. 

Ausfchußz der Advokatenkammer 2. 


31, 66, 67. 

Außzergerichtliche Auftündigung 
2. 565, 566. 

Uubergerihtlihes Geſtändnis 
Z. 266. 


Außerordentliche Revifion 2.505. 
Außerordentlicher — 
kurs Z. 528. 


Geſ. Sig. VI. 2. Zivilprozeßordnung. 39 
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Uußerordentlider Senat beim 
Oberften Gerichtähofe Z. 505. 
Unkerftreitiges Verfahren, Fe⸗ 
rialſachen Z. XXXVI. 

Ausſfetzen des Verfahrens ſ. Unter⸗ 
brechung. 

— der Berufungsverhandlung Z. 485. 

— des Syndilatsverfahrens Z. 601. 

Auswahl der Sadjverftändigen 2. 
851, 358. 

Ausweiſe der Börſenſchiedsgerichte 
Z. XXVI. 

Auszug von Alten Z. 219. 

— eined Beichlufies Z. 480. 

— Erteilung von 2. 219, Anm. 6. 

— von Urkunden als Beilage eines 
Schriftſatzes Z. 77. 

— Borlegung Z. 300, 306. 

— eines Urteile? Z. 418. 

Antonome Behörden, Berftändi- 
gung von Klagen gegen Gemeinden 
und Bezirle Z. VI, 8.3. 


B. 
Bagatellfachen Z. 4418 463. 
— übergangsbeſtimmungen 2. II, L. 
— Protokollierung Z. 451. 
— Berufung Z. 501. 
— Berufungsbeantwortung Z.468d. 
— Reviſion Z. 509. 
— Rekurs Z. 517. 
Bngateliverfapren, Übergangs- 
beftimmung Z. L. 
— bei Streitgenoffenfchaft Z. 11. 
— Bereinbarung auf, unzuläffig Z. 
448, 
Bantl, öfterr.-ung. Privilegium Z. 
XII 


— Zuſtellung Z. 102. 

Barauslagen, Erſatz Z. 42. 

— Erſatz an ben Staat bei Ent- 
ziehung oder Erlöfchen des Armen⸗ 
rechtes 7. 71. 


Außerordentlicher — Beeidigung. 


Bargeld zur Sicherheitäleiftung 2. 
56. 

Baubewilligung Z. XXXVII. 

Baukommifſion Z. XXXVII. 

Bauftreitigfeiten, Ferialſache 2. 
224. 

Bauverbot Z. 456, Z. XXXVII. 

Baumwerle auf Schiffen, Beſtand⸗ 
ftreitigleiten Z. 560. 

Bayriſche Horftämter, Urkunden Z. 
292. 

Beamte, Ladung als Zeugen Z. 331. 

— Berwendung ala Sachverftändige 
2. 358. 

— der Staat3anwaltichaft oder bes 
Gerichtes ald Bertreter armer Bar- 
teien Z. 64. 

— richterliche dürfen nicht Schieds⸗ 
richter fein Z. 578. 

Beantwortung ber Klage Z. 243. 

— der Berufungsichrift Z. 468. 

— Revifionsfchrift Z. 507. 

Beauftragter Richter, Anwalts⸗ 
zwang Z. 27. 

— im vorbereitenden Verfahren Z. 
247. 

— Beweitaufnahme Z. 282. 

— Rechte desfelben bei ber Beweis⸗ 
aufnahme Z. 284. 

— Rekurs gegen Beſchlüſſe Z. 516. 

— Bwifchenftreit vor bemfelben Z. 
285. 


Bedenklichkeit von Urkunden Z. 
296, 548. 

Bedienitete, Buftellung an Z. 108, 
105. 

Vedingter Bahlungsbefehl im 
Mahnverfahren Z. XXVIL. 

Veeidigung, Form Z. XL. 

— ber Mitglieder bes kaiſerlichen 
Haufes Z. VI. 


Deeidigung — Bejahender. 611 


Beeidigung der Mitglieder von 
Börjenfchiedsgerihten Z. XV, 
Anm. 1. 

— der Parteien Z. 376-379. 

— ber Sadwverftändigen Z.858, 451. 

— ber Stenographen Z. 280. 

— ber Zeugen Z. 336—838, 451. 

— vor Schiedsrichtern Z. 588. 

— vor Vörſenſchiedsgerichten Z. 
XXU 


Befeitigung der fchriftlichen An- 
zeige über bie Buftellung an bie 
Türe Z. 104, 106, 107. 

Befragung ber Beugen, vorläufige 
2. 337, 

— der Parteien, Verweigerung ber 
Antwort Z. 184. 

— ber zu vernehmenden Bartei Z. 
375. 

Befreiung, einftweilige, von ben 
Stempeln und Staatsgebühren u.ä. 
für arme Parteien Z. 64. 

Befriedigung bes Unfpruches durch 
den Auktor Z. 24. 

. Befriftung einer ungemwiflen Be- 
weißaufnahme Z. 279. 

Befund der Sachverſtändigen 2.362. 

Begehren in der Klage Z. 226. 

— um Erlaffung des Bauverbotes 
2. 456. 

Beginn der Tagſatzung Z. 133. 

— des Friftenlaufes Z. 124, 225. 

— der Paritionzfrift Z. 409. 

— der Berufungzfrift Z. 461. 

— der Relursfrift Z. 521. 

— Wiederaufnahms- und Nichtig- 
keitstlage Z. 534. 

-— der Frift zur Klage auf Auf- 
hebung eines Schiedsſpruches Z. 
596. 

VBeglanbigung eines Handzeichens 
2. 294, 


Beglaubigung einer Urkunde 
Z. 293, 294. 

— einer Vollmacht Z. 30. 

— als Borausfegung des Mandats⸗ 
verfahrens Z. 548. 

Begründung der Beweisentſchei⸗ 
dung Z. 272, 

— der Beihlüfle Z. 428. 

— des Sacverftändigengutachteng 
2. 362. 

— des Urteiles Z. 414, 417. 

Begutachtung veranlaßt der Vor⸗ 
fitende Z. 183. 


— ſchriftliche Z. 357. 


— Aufſchiebung Z. 360. 

Behändigung der Klage Z. XLV. 

Behebung von Dunkelheiten und 
Widerſprüchen im Urteile Z. 420. 

Behinderung bed Gerichtes, Tag- 
fagung3erftredung Z. 134. 

Behörde, ausländifche, Erfuchen um 
Buftelung Z. 121. 

— Herbeiſchaffung von bei B. ver- 
wahrten Augenfcheinsgegenftänden 
und Urkunden Z. XXXVIII, Z. 
183, 229, 301, 369, 438. 

— Erflärung über die Echtheit einer 
Urkunde Z. 310. 

— Buftellung Z. 105. 

Beichtgeheimnis Z. 320. 

VBeiderfeitiges Gehör, Verletzung 
des Grundſatzes Z. 477. 

Beifalsänkerungen in der Ber- 
handlung Z. 198. 

Beilagen zum Berhandlungsproto- 


tolle Z. 208. 

Beitritt Dritter zum Rechtsſtreite 
2. 17-85. 

VBeinbender Kompetenzkonflikt, 
Entſcheidung durch das Reichs 
geriht Z. XL, 
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Belauntgabe von Namen u. Wohn- 
ort der Zeugen Z. 181. 

— des Namens ber Sahverftändigen 
2. 852. 

Belanntmachnns, Zuftellung durch 
öffentliche Z. 115, 119, 121. 

Beklagter, Ladung bdesfelben im 
be3.-ger. Verfahren Z. 438. 

Belege zum Koſtenverzeichnis Z. 
da. 

Belehrung rechtsunkundiger Par: 
teien im bez..ger. Verfahren Z. 
482, 485. 

Beleidigende Ausfälle in Scrift- 
fäben Z. 86. 

— in der Verhandlung Z. 199, 200. 

Bemeffung der Zeugengebühren 2. 
347. 

— der Sahpverftändigengebühren 2. 
365. 

Bemühung, perſönliche der Bar- 
teten, Entgelt Z. 42. 

Benachrichtigung eines Dritten 
vom Rechtsſtreite Z. 21. 

— bon Hinterlegung der Urkunden 
2. 82. 

— von Beweisaufnahme im Aus- 
lande Z. 283. 

Benennung des Auktors Z. 22—25. 

— der behufs Beweisficherung zu 
vernehmenden Zeugen und Sach⸗ 
verftändigen Z. 385. 

VBenütung des Beſtandgegenſtan⸗ 
des, ſtillſchweigende Erneuerung 
Z. 569. 

— der zur Sicherung aufgenom⸗ 
menen Beweiſe Z. 889. 

Beratung und Abſtimmung über 
das Urteil Z. 413. 

Berechnung ber Friſten Z. 125. 

— — — zur Viederaufnahmd- und 
Nichtigkeitsklage Z. 534. 


Bekanntgabe — Berufung. 


Berechuung der Räumungsfriften 
2. 578. 

Bergarbeiter, Streitigkeiten, Fe- 
rialſache Z. 224. 

— Ladung ald Zeugen Z. 881. 

Bergbaugenoſſenſchaften, 
Schiedsgericht Z. XII. 

Berggerichte, Verfahren vor den⸗ 
ſelben Z. III. 

Berggerichtsbarkeit, Angaben in 
der Klage Z. 226. 

— Buziehung von Sachverſtändigen 
2. 864. 

— Bezeichnung im Urteile Z. 446. 

— im Berufungsverfahren Z. 487. 

Berichteritatter, Beſtellung Durch 
den Vorſitzenden Z. 262. 

— bei der Urteilsberatung Z. 413. 

— im Berufungsverfahren Z. 486. 

Berichtigung eines Beichlufies Z. 
430. 

— von eftändniffen u. Erklärungen 
des Bevollmächtigten durch die 
Partei Z. 84. 

— der Klagsangaben Z. 235. 

— des Urteiles Z. 419. 

— des Tatbeftandes Z. 420-422. 

— — des bezirlägerichtl. Urteiles 
2. 447. 

— — des berufungsg. Urteile Z. 
485, 493. 

Berufsgenoffenihaften der Land 
wirte, geſetzliche Vertretung 2. IV, 
Anm. 1. 

Berufung armer Parteien 2. 447. 

— gegen Eheungiltigleit III, ML. 
8 16. 

— gegen gewerbegerichtliche Urteile 
Z. 470. 

— Buläffigleit Z. 461, 462. 

— Allgemeine Beftimmungen Z. 4683. 

— Friſt Z. 464. 





Berufung — Befeitigung. 


Berufung, Erhebung Z. 465—469; 
dur Xeamte der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft Z. 7. 

— Protokoll Z. 465. 468. 

— Verfahren vor dem Berufung?> 
gerichte, Vorverfahren 2.470—479, 

— Unberaumung ber Berufungs⸗ 
verhandlung Z. 480481. 

— Ladung des Armenvertreterd 2. 
480. 

— mündliche Verhandlung Z. 483 
bis 493. 

— Entſcheidung Z. 494—501. 

— Unzuftändigleit Z. 471, 487. 

— Berbindung mit Rekurs gegen 
dasfelbe Urteil Z. 497. 

— Berziht auf Z. 472. 

— Burüdnahme Z. 484. 

VBernfungsalten Z 470, 471. 

VBerufuugsantrag Z. 462, 467. 

— Ünderung Z. 483. 

— Entſcheidung Z. 494-501. 

— Erweiterung Z. 483 a, 6. 

— Rekurs Z. 519. 

Berufungs⸗Friſt Z. 464, 555, 575. 

— Gegner Z. 468. 

— Bericht Z. 462, 470, 508. 

—⸗Gründe Z. 467. 

—:Schrift Z. 465, 467, 495 a. 

--⸗Senat Z. 470, 471, 473. 

—sBerhandblung Z. 480-493, 

— Vorlage Z. 469. 

—:Werber Z. 468. 

Bernufungsperfahren, Beweisauf⸗ 
nahme Z. 488. 

— Ausbleiben der Parteien 2.491. 

— BVergleih im Z. 204a. 

— Ntebenintervenient, Beitritt wäh⸗ 
rend Z. 18a. 

— Berzicht auf die Verhandlung 2. 
492. 

— Brotofolle Z. 498. 
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Beſchädigung einer Augenfcheing- 


fache durch den Gegner, Einfluß 
auf Beweis Z. 869. 

— einer Urkunde Z. 296, 307, 869. 

— widerrechtliche, Gefahr Z. 458. 

Beihäfttigung der Partei, Angabe 
im Schriftſatze Z. 75. 

— in der Ürteilsaugfertigung Z. 417. 

— der Zeugen 2. 340. 

Beileid Z. 437. 

— Rekurs gegen Z. 514. 

Beſcheinigung Z. 274. 

Beſchlüſſe Z. 425—430. 

— Beweisbeihlüffe Z. 277, 278. 

— Endbefhluß im Befißftörungs- 
verfahren Z. 459. 

— Begründung Z. 428. 

— des Berufungsgerichtes Z. 500. 

— über Roftenerfab Z. 52. 

— Rechtszug gegen Z. 514 u. IV. 

— Überprüfung durh das Be— 
rufungsgericht Z. 462. 

— Verkündung und Ausfertigung 2. 
426, 429. 

— Berichtigung Z. 480. 

— Ergänzung 2. 480. 

Beſchränkung des gefeglichen Um- 
fanges der Prozeßvollmacht Z. 32. 

— des Klagebegehrens Z. 235. 

— der Berhandlung auf Streit- 
puntte oder einzelne Teile Z. 189. 

Beſchreibnug im Befunde Z. 862. 

Beſchwerde (Rüge) von Mängeln 
2. 196. 
— gegen Zuftellungsorgane Z. 91. 
— gegen ben beauftragten Richter 
im vorbereit. Verfahren Z. 255. 
Beleitigung eines Augenſcheins⸗ 
gegenftandes Z. 369. 

-- von Formgebrechen eines Schrift- 
ſatzes Z. 84, 86. 

— einer Urkunde Z. 307. 
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Beſetnung, Mangel der vorſchrifts⸗ 
mäßigen 2. 477. 

— des Schiedägerichtes Z. 595. 

— des Börfenfchiedsgerichtes Z. 
XXIII. 

Beſichtiguug der Beſtandobiekte, 
Erlaſſung von Beſtimmungen über 
2. XI. 

— ber Yugenfcheingobjette, Befund 
Z. 362. 

Beſitz einer Urkunde 2.308, 307, 309. 

— eined Augenfcheinsgegenftandes 
2. 869. 

— Recht zum Beſitze Z. 457. 

Beſitzſtaud, letzter Z. 457. 

Befiuftörungstlage, Ferialfade 
2. 224. 

— Berfahren Z. 454—460. 

— Endbeſchluß Z. 459. 

— einftweilige Verfügungen Z. 458. 

— Frift für Z. 454 4. 

— Prozeßkoſtenſicherheit Z. 570. 

— Rekurs Z. 518, 

— Unordnung der Tagfabung zur 
Berhandlung über Z. 486. 

Belondere Berfahrensarten Z. 548 
bi8 602. 

Beltandgeber Z. 561. 

Beſtandnehmer Z. 561. 

Beſtandverfahren Z. 560-576. 

— Aufkündigung, gerichtliche Z. 560 
bis 564. 

— Yuflündigung, außergerichtliche 
Z. 565, 566. 

— Auftrag zur Übergabe oder Über- 
nahme Z. 567. 

— Mfterbeftandnehmer Z. 568. 

— GStillfchtweigende Erneuerung Z. 
569. 

— Friſten Z. 570, 575. 

— Berfahren Z. 571-575. 

— Früchtenzind Z. 576, 


Befeßung — Bevollmaͤchtigte. 


Beſtaudverfahren, Wiederein⸗ 
ſetzung Z. 571. 

— Urteil Z. 572—574. 

— Räumungsftiften Z. 573, 574. 

— Auffündigungsfriften, Feſtſetzung 
2. XI. 

— Übergangsbeftimmungen Z. 
XLVIII. 

Beſtellung von Sachverſtändigen 
Z. 351 - 353. 

— von Schiedsſsrichtern durch die 
Partei Z. 581. 

— durch den Richter Z. 582. 

Veltreitung als Vorausſetzung ber 
Beweispflicht Z. 266. 

Beteiligung Dritter am Rechts⸗ 
ftreite Z. 17 ff. 

— Nebenintervention Z. 17—20. 

— Gtreitverfündigung 2. 21. 

— Benennung des Auktors Z. 22 
bis 24. 

Betrag, Koftenbeftimmung Z. 53, 
414, 334. 

— des GStreitgegenftandes Z. 433, 
448, 

Betreibende Partei Z. 112. 

Betreiben des Prozeſſes Durch einen 
Streitgenofien Z. 15. 

Betriebsſtätte, Buftellung in Z. 
101. 

VBeirugshandlung, 
nahmsgrund Z. 530. 

Bevollmächtigte Z. 26—39. 

— Beleidigung durch eine Bartei 
Z. 86. 

— Benennung im Protokoll 2.207. 

— Beftrafung Z. 200. 

— im Bagatellprozeß Z. 449. 

— Fertigung des Schriftſatzes Z. 75. 

— vor Gewerbegericdhten Z. 28. 

— grobes Verſchulden Z. 49. 

— Roften Z. 42, 


Wiederauf- 


Bevollmaͤchtigte — Bezeichnung. 


VBenollimädtiste, obligatoriſche 
Vertretung buch 8. bei Unfühig- 
feit zur verftändlichen Äußerung 
2. 185. 

— Urkunde (Vollmacht) Z. 30. 

— Buftelung an 2. 93. 

Bewaltuete, Zutritt zu der Ber- 
Bandlung Z. 171. 

Beweis, allgemeine Beftimmungen 
2. 266—292. 

— des Gegenteiled Z. 270. 

— Glaubhaftmahung Z. 374. 

— Beweisaufnahme Z. 275—281. 

— duch einen erfuchten oder be⸗ 
auftragten Richter Z. 282— 287. 

— Berfahren bei der Beweisauf⸗ 
nahme Z. 388-291. 

— durch Urkunden Z. 292 —319. 

— durch Beugen Z. 8380-350. 

— durch Sachverftändige Z. 351 bis 
367. 

— durch Augenſchein Z. 368 bis 
870. 

— durd) Vernehmung der Barteien 
2. 371—383. 

— Giherung von Beweiſen Z. 384 
bis 389. 

— von ausländifchem Recht, Ge 
mwohnheitörecht, Statuten, Rrivi- 
legien Z. 371. 

— Burüdweifung wegen Unerheblich« 
feit oder Verichleppungsabficht 2. 
275. 

Beweis sum ewigen Gedächt⸗ 
nis 2. 384889. 

VBeweisanbietungen in ber Ver: 
handlung Z. 177, 178. 

Beweiſsankündigung in der Klage 
2. 2260. 

VBeweisantretung durch Vorlage 
der Urkunden Z. 297. 

— Brotofollierung Z. 209. 
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Beweisaufnahme, allgemeine Be- 
ftimmungen Z. 275—281. 

— im Berufungsverfahren Z. 488. 

— durch einen erfudhten ober be- 
auftragten Richter Z. 282 —287, - 
300, 328, 352, 868. 

— vor dem erkennenden Gerichte Z. 
276. 

— Erörterung über Z. 278. 

— Schluß der Verhandlung vor Z. 
193. 

— im Säumnisfalle Z. 899 c. 

— zur Beweisficherung Z.384—389. 

— often Z. 888. 

— GSeßung einer Frift für Z. 279. 

— Tagſatzungserſtreckung zur Z. 134. 

— im vorbereitenden Verfahren 2. 
249, 250, 251, 253. 

Beweisbeihluk Z. 277, 278, 444. 

— Bezugnahme im Protokolle Z.210. 

— Erjas für Protokoll Z. 444. 

VBeweiseinreden Z. 250, 251, 268. 

Beweistraft des Prototolles Z.215. 

— von Privaturkunden, Erforber- 
niffe Z. VII, 8.2. 

— der öffentlichen Urkunden Z. 292 
big 296. 
- der Privaturlunden Z. 294. 

— der Handelsbücher, Tagebücher ꝛc. 
2. 295. 

Beweismittel in Schriftfäben 2.78. 

— neue, Vorbringen bis zum Schluß 
der Verhandlung Z. 179. 

— Brotofollierung Z. 209, 210. 

— Borbringen ‚nach durchgeführten 
vorbereitenden Verfahren Z. 263. 

VBeweisptlicht, Beitreitung des tat- 
ſächlichen Vorbringen? al? Vor⸗ 
ausſetzung Z. 266. 

VBeweiswürdigung, freie Z. 272. 

Bezeichnung der Beweismittel Z. 
76, 182, 326, 386, 465. 
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VBeseihunns ber Beilagen im 
Schriftſatze Z. 75. 

— des Gerichte und einer befonde- 
ten Gerichtsbarkeit Z. 75, 226, 
417, 446. 

— als Befisftörungsflage Z. 454. 

— der Barteten im Schriftfage 2. 75. 

— des Streitgegenftandes im Schrift- 
ſatze 2. 75. 

Bezirk, PVerftändigung ber auto» 
nomen Behörden von Klagen gegen 
2. VI. 

Bezirtobehörde, pol., Beitätigung 
der Armutszeugniſſe Z. 65. 

VBesirtsitrakennausihäfle, Ur⸗ 
tunden Z. 292. 

Bezirkogerichtliches Verfahren 
Z.1I, L, Z. 80, 42, 195, 481 
bis 460. 

Bezirkovorſchußztaffen, landwirt⸗ 
ſchaftliche, in Böhmen Z. IV. 

Bindende Borentiheibung Z. 7. 

Bleiftift, Eingaben dürfen nicht mit 
BI. geichrieben fein Z. 75. 

Bodentreditauftait, Zuftellung in 
Sachen der Z. 102. 

VBodeufreditverein, galiziicher Z. 
XI. 

Böhmiſche Hupotbeleubant, 2. 
102. 

Börfeniniedsgerichte Z. XIII bis 
XXVL: 

— Exekution der Schiedsſprüche 2. 
XIII. 

— Unterwerfung von extranei Z. 
XIV. 

— — von Ausländern Z. XIV. 

- Bufammenfeßung Z. XV, 

— Schiedsrichter Z. XVI. 

- Obmann Z. XVI. 

— Berfahren 2. XVII—-XXIU. 

— Buftellungen Z. XVII. 


Bezeichnung — Darſtellung. 


Börſeunfchiedsgerichte, Ablehnung 
2. XVIII. 

— Äffentlichkeit Z. XIX. 

— Gigungspolizei Z. XIX. 

— Bugelafiene Bertreter 2. XX. 

— Wusfertigung des Erkenntniſſes 
2. XXI. 

— Vernehmung von Zeugen und 
Sachverſtändigen Z. XXI. 

— Nichtigkeitsbeſchwerde Z. XXIII. 

— Anfechtungsklage Z. XXV. 

— Änderung der Börfenftatuten Z. 
XXVII. 

Bosnien, Urkunden Z 298. 

— Brozeßtoftenficherheit Z. 57. 

Bruderladen, Vertretung berjelben 
2. IV. 

— Schiebsrichterliche Erledigung v. 
Streitigleiten Z. XII. 

Brünn, Niederlegung von Buftel- 
lungsftüden Z. 104. 

Buchhaltereierledigungs, Auffor- 
derungsflage gegen Z. XXXVIII. 

Bulgarien, Prozebkoftenficherheit 
2. 57. 

VBürge als Streitgenofie Z. 12. 

— zur Leitung von Prozeßkoſten⸗ 
fiherheit Z. 56. 

VBürgerliges Recht Z. XXX. 


Dalmatien, PVergleihsverfuh 2. 
Ill. 

— Rontadinenverhältniffe Z. X. 

— Mahnverfahren Z. XXVIIT. 

Darlegung ber Ergebnifle einer 
Bemweisaufnahme eines beauftrag- 
ten ober erſuchten Richter Z. 287. 

Darttelung des Sachverhaltes im 
Schriſtſatze Z. 78. 

— im Protofolle Z. 209—211, 250, 
445. 


Darftellung — Ebeungültigkeit. 


Darſtellung im Tatbeftande 2.417. 
Datum einer Urkunde Z. VII, 8.3. 
Dauer der Gerichtsferien Z. 222. 
— der Prozeßvollmacht Z. 83. 

— des Ruhens des Verfahrens Z. 
169, 

Delegation Z. 478. 

Dentmäler, Beweis mit Z. 318. 

Derogierenude Wirkung der Bivil- 
prozeßordnung Z. I. 

Deutſches Rei, Legalijierungs- 
vertrag Z. 298. 

— Eidliche Vernehmung Z. 375. 

— Brozeptloftenficherheit Z. 57. 

Dienftinftruftion für die Finanz⸗ 
profuraturen Z. IV. 

Dienttftreitigleiten, Ferialſache Z. 
224. 

Differenusselhäfte Z. XXV. 

Dinglihe Rechte, Benennung des 
Auktors Z. 22. 

Diplomatifhe Bertretungsbehör- 
den, Mitwirkung bei Zuftellungen 
im Auslande Z. 121. 

Dispens von ber Advokatursprü⸗ 
fung Z. 31. 

Dispofitius@rflärungen, Beur- 
tundung im Berhandlungsproto- 
tolle Z. 208. 

Dissiplinarbebärden, Anzeige an 
die D. wegen ungehörigen Verhal- 
tens eines Brogeßbevollmächtigten 
2. 200. 

Diszipliuarverfahren, Syndikats⸗ 
prozeß, Z. 601. 

Dolmetih, Anführung im Proto⸗ 
tolle Z. 207. 

— Gebühren Z. 365, Anm. 3. 

— Unterſchrift des Protokolles, Z. 
213. 

Driuglichteit 2. 38, 281, 384, 
387, 486, 480. 
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Dringlichkeit, Beſitzſtörungsſachen 
2. 455. 

— Beftandfachen Z. 571. 

Dritter, Editionsauftrag gegen, 2. 
808, 809. 

Dunkelheit im Urteilstatbeftand Z. 
420, 

Duplit, Mitteilung mit vorbereiten» 
dem Schriftfa Z. 258. 

Durchftreichnngen, Einfluß auf 
die Beweiskraft Z. 296. 


E. 


Echtheitabeweis Z. 310—313. 

— durch Schriftvergleihung Z. 814, 
815. 

Edifte bei der Buftellung Z. 117, 
119, 121. 

— über Kuratorbeftellung, Einſchal⸗ 
tung keine Bedingung der Buftel- 
lung Z. 118. 

Edition anderer Sachen als Ur- 
Funden und Auskunftsſachen für 
Augenſcheinszwecke Z. 369. 

—- von Urkunden durd) den Gegner 
2. 303 - 307. 

— durch einen Dritten Z. 308, 309. 

— Bermeigerungdgründe Z. 305. 

— Koften Z. 808. 

Gheerfeuntuiffe, Anmerkung in 
auslaͤndiſchen Trauungsmatriteln 
II, MB. 817. 

Ehefrau, bevollmächtigte Z. 29,449. 

Ghehindernis, Beweis Z. VI. 

Ehelichkeit der Geburt, Beweis 2. 
VI. 

Eheftreitigteiten, LI. 

— fein Anwaltszwang Z. 27. 

— Sicherheitsleiſtung für Prozeß⸗ 
koſten Z. 57. 

Ehenngültigkeit, 
III, MB. $ 14. 


Dispenjation 
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Gheperfaßren III. 

Gheverbältuis, VBermögendange- 
legenheiten, Zeugnisverweigerung 
2. 822. 

Ehrenpflicht, Verweigerung der 
Edition wegen Verlegung einer, 
Z. 805. 

Eid, Form Z. XL. 

— falſcher Z. 580. 

Hindernis Z. 836. 

- der Parteien Z. 876, 377. 

der Sachverſtaͤndigen Z. 358. 

vor Schiedögerichten Z. 588. 

— dor KBörfenfchiedögerichten Z. 
XXI. 

- der Zeugen Z. 825, 326, 336 big 
338, 844, 849. 

— über Unfähigfeit zum Erlage ber 
Prozeßkoſtenſicherheit Z. 60, 62. 

— vereinbarter Z. 205, 206. 

— der Parteien im Berufungsver- 
fahren Z. 489. 

— im vorbereitenden Berfahren Z. 
2349, 

— über Schadenshöhe Z. 273. 

— Tod der Bartei nad) Erbietung 
zum Z. 383. 

Eidliche Vermögensangabe Z. 
XLII. 

— Vernehmung im Deutſchen Reiche 
2. 875. 

Einbringung von Geldftrafen 2. 
220. 

Eingriff in Marten- und Patent- 
recht, Entichäbigung Z. 273. 

Einheit der Verhandlung Z. 198. 


| 


! 


| 


Einheitliche Streitpartei, Streit: ' 


genojien Z. 14. 

Einholung der Beihhlußfafjung des 
beauftragenden Gerichts Z. 285. 
Einlagebücher als Kaution Z. 56. 
Einlafiungstriften Z. 189, 436. 


Eheverfaßren — 


Einſchaltungen. 


Einleitung ber Streitverhandlung 
Z. 344. 

Einrede der Unzuftändigfeit. 

— Verweiſung zur abgefonderten 
Verhandlung Z. 189. 

-- Unmelbung bei der erften Tag- 
fagung Z. 239. 

— Anbringen nach der erften Tag- 
fagung Z. 342. 

— Erörterung in der Klagebeant- 
wortung Z. 248. 

— im vorbereitenden Berfabren 2. 
252. 

— feine prozeßhindernde Wirkung 
2. 260. 

— Erledigung Z. 261. 

— bei Säumnis in der Hauptfadhe 
Z. 898, 399. 

-- im bezirkögerichtlichen Verfahren 
2. 441. 

— im Bagatellverfahren Z. 450. 

— Berufung gegen bie Entſcheidung 
über Z. 471, 475, 480. 

— der Rechtskraft Z.189, 299, 
240, 248, 252, 260, 261, 398, 399, 
450, 471, 475, 480; fiehe die vor⸗ 
ftehenden Schlagworte. 

— der Stettanhängigleit 2. 
288, 339, 240, 248, 258, 260, 261, 
398, 899, 450, 471, 475, 480; fiehe 
die Schlagworte bei Einrede der 
Unzuftändigfeit. 

-- der Unzuläfftigfeit Des 
Rechtsweges Z. 239, 348, 252, 
260, 261, 398, 399, 450, 471, 477. 

— jederzeit zu berüdfichtigen 2. 240 : 
fiede die Schlagworte bei Einrede 
der Unzuftändigleit. 

Einreden, prozeßhinderndte Z. 
XLVII. 

Einihaltungen, Einfluß auf bie 
Beweiskraft von Urkunden Z. 896. 


Einfhräntung — Einzeltichter. 


Einihränfung des Klagebegehrens 
Z. 208, 285. 

— — Einfluß auf das Urteil Z. 404. 

— eined Geſtändniſſes Z. 266. 

Einſicht in Atten Z. 219. 

— in Beilagen, Urfchrift Z. 77, 81, 
82, 83. 

— in Brotofolle Z. 343. 

— in Urkunden Z. 298. 

— in Zeugengebühradiuftierung 2. 
847. 

Einfprache gegen militärifhe Er⸗ 
ſatzerkenntniſſe Z. XI, 8. 5. 

— gegen Verfügungen des Borfigen- 
den hinfichtlich Brotofollierung Z. 
2314. 

Ginftellung der Advokatur, Ein- 
fluß auf den Prozeß Z. 160. 

— der Amtstätigfeit des Gerichtes 
2. 161. 

— des gerichtlichen Verfahrens bei 
bejahendem Kompetenztonflilt 2. 
XI. 

— des ſtrafgerichtlichen Verfahrens, 
Begründung Z. 539, 191. 

—- ded Verfahrens bei der erften 
Tagjagung Z. 239. 

Einftweilige Veriünnugen im 
Beſitzprozeſſe Z. 458, 518, 525. 

— Ferialfahe Z. 224. 

Eintritt des Nebenintervenienten 
2. 19. 

— des Auktors Z. 23. 

— des Erwerber des Streitgegen- 
ftandes Z. 284. 

— des gefeßlichen Vertreter? in das 
Berufungsverfahren Z. 477. 

— ber Säumnisfolgen Z. 145. 

Einveruehmung Z. 175. 

— über Friſtgeſuche Z. 128, 129. 

— über Aufnahme des unterbroche- 
nen Verfahrens Z. 165. 
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Einvernehmung im vorbereiten- 
den Berfahren Z. 250 ff. 

— über den Editiondantrag Z. 303, 
808. 

— über die Weigerung eines Zeugen 
2. 334, 326, 835. 

— über die Beugengebühr Z. 347. 

— über bie Beſtellung des Sach— 
verjtändigen Z. 351. 
— zur Vorbereitung des bezirksge⸗ 
tichtlichen Verfahrens Z. 440. 
Einverftändlihe Scheibung IL, 
MB. 87. 

Einwendungen gegen Aufkündi⸗ 
gung Z. XLVIII, Z. 562. 

— gegen Augenſchein Z. 370. 

— gegen Baubewilligung 2. 
XXXVII. 

— gegen Klageänderung Z. 23». 

— gegen Mandat Z. XLVIII, 550, 
552. 

— gegen prozeßleitende Anordnun- 
gen des Vorſitzenden Z. 257. 

— gegen Protokoll Z. 843, 870. 

— gegen Räumungd- und Über» 
nahmsauftrag Z. 566. 

— gegen wechfelrehtlichen Zahlungs» 
auftrag Z. XLVIII, Z. 557. 

— gegen Bahlungsauftrag im Syn⸗ 
difatsverfahren Z. 602. 

Einwilligunug zur Ünderung der 
Berufung Z. 483. 

— — der Klage Z. 235. 

— zur Zurüdziehung der Klage 2. 
237. 

Einzelrichter, Ausübung ber 
Sigungspolizei Z. 208. 

— Prozeßleitung durch Z. 195. 

— Brotofollierung vor dem Z. 211, 
213, 214. 

— Rechte Tund Ibliegenheiten im 
bezirlögerichtl. Verfahren Z. 481. 
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Eiſenbahnen, Haftpflichtgejeb2.1I. 

Eiſenbahnunternehmungen, ver⸗ 
ſtaatlichte, Vertretung durch Fi⸗ 
nanzprokuratur Z. IV, Anm. 1. 

Em pfangsabeſtätigung des Ad⸗ 
votaten über Zuſtellung Z. 112. 

— bei Wusfolgung bei Gericht 2.114. 

Eudbeihliuk im Beſitzprozeſſe Z. 
459, 518. 

Ende einer Friſt Z. 125. 

Eudurteil Z. 390. 

Entbindung von der Klage Z. 23, 
241. 

Entfernen der Partei Z. 186, 213. 

Eutiersung einer Partei von ber 
Verhandlung Z. 198, 400. 

Euthebung des Armenvertreters 
wegen Ausſichtsloſigkeit des Pro⸗ 
zeſſes Z. XXXIII. 

— eines gewerbegerichtlichen Bei⸗ 
ſitzers Z. 514. 

— der Sachjverftändigen Z. 358. 

Entlohnung der Advokaten nad) 
Tarif 2.41. 

— der Sachverſtändigen Z. 865. 

Eutihädigung wegen mutwilliger 
Prozepjührung Z. 408. 

Eutſchädignugſanſprüche im Be- 
ſitzprozeſſe Z. 457. 

Entiheidnng des Berufungsge⸗ 
richtes Z. 494—500. 

— — Yusfertigung Z. 500. 

— des Rekursgerichtes Z. 526. 

— des Reviſionsgerichtes Z. 510. 

— Brotofollierung Z. 208. 

— über die Buläffigteit von Fragen 
on Beugen Z. 342. 

Entiheidungsgrände desUrteiles 
Z. 414, 417. 

— Mangel Z. 477. 

— nit Öffentlihe Verkündung Z. 
172 4. 


Eiſenbahnen — Erhebung. 
| Entwürfe zu Berbandlungsproto: 


tollen Z. 210, 477, B. 8, 503. 
Entzichung bes Armenrechtes Z.68. 
— des Wortes Z. 180. ä 
Erbeinſetgzungen zu Gunſten von 

Kirchen⸗Pfründen, Vertretung 

durch Finanzprokuratur Z. IV, 

Anm. 1,8 2. 

Erben, Aufnahme des Verfahrens 

Z. 155. 

Grbietung zum Eide Z. 883. 
Ereignis, unvorhergefehenes 2. 

146, 289. 

Greisnifle, Einftellung der Amts⸗ 

tätigfeit des Gerichtes Z. 161. 
Griorderniffe vorbereitender 

Scriftfäge Z. 78. 

Grsänsung der aktoriichen Kau⸗ 

tion Z. 62. 

— von Beweifen im Berufungsver- 

fahren Z. 481, 488. 

— eines Beichlufles Z. 480. 
— der Beweisaufnahme im vorbe- 

teitenden Berfahren Z. 256, 264. 
— — eined beauftragten oder er⸗ 

fuchten Richter Z. 286. 

— — wegen Abweſenheit ver Partei 

Z. 289. 

— der Klageangaben Z. 235. 

— des Sicherungsbeweiſes Z. 389. 
— des Urteile Z. 428, 424, 485. 
-— des vorbereitenden Verfahrens 

Z. 256. 

— einer fchriftlichen Klage (Be⸗ 

zirksgericht) Z. 485. 

— einer Zeugenausſage Z. 344. 

— zur Feitftelung der Berufungs- 
oder Nichtigleitsgründe Z. 478. 
Grsänzungsurteil Z. 423, 424, 

485. 

Erhebliche Beweiſe Z. 276. 
Erhebung der Klage Z. 282. 


Erhebung — Erfcheinen, 


Erhebung der Berufung Z. 465 
. bis 469. 

— der Revifion Z. 505 —508. 

— des Rekurſes Z. 580-525. 
Erhebungen Z.9, 162, 183, 247, 

271, 478, 509, 526, 539. 
Erhöhung der Sicherheit für fünf- 

tige Zahlung einer Geldrente 2. 

407. 

Erinnerungen in Rechnungsſtrei⸗ 

tigleiten Z. 250. 

— an den Eid bei PBarteienverneh- 

mung Z. 376, 877, 451. 

— beider Beugenvernehmung 2.838. 
Erfeuutnifle des Börſenſchiedsge⸗ 

richtes Z. XXI. 

— Mitteilungen an bie Steuerbe- 

hörden Z. 414. 

Erllärungen ber Bevollmächtigten 

2. 34. 

— der Parteien in Schriftfägen 2.78. 

— — in der mündliden Verhand⸗ 
lung Z. 178. 

— — Protokollierung Z. 208. 

—- über die vorgelegten Urkunden 

2. 298, 810. 

— unter Erbietung zum Eide 2.883. 
— über Berufungsdantrag u. Gründe 

2. 467. 

Erlag, gerichtlicher, der Prozeß⸗ 

toftenficherheit Z. 56, 60. 

— derKoften für Augenſchein Z.368. 
— — Sachverſtändige Z. 365. 

— — Beugen Z. 328, 332. 
Erläuterung der Klagsangaben 

7. 285. 

- im Rechnungsprozeſſe Z. 250. 
— des schriftlichen Gutachtens Z.357. 
— des Urteilstatbeftandes Z. 420. 
Erlöſchen des Armentechtes Z. 68. 
— der Beltandverträge Z. 569. 
des Unterbrechungsgrundes 2.164. 
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Erlöfſchen der Vollmacht Z. 36. 

Ermächtigung des geſetzlichen Ver- 
treters zum Prozeſſe Z. 1. 

— — Nachweis Z. 4. 

— — Mangel 2. 6. 

Ermeſſen, richterliches Z. 41, 43, 
56, 266, 299, 307, 311, 369, 
587. 

— — Beurteilen Z. 267, 288, B14, 
318, 381, 498. 

— — Überzeugung 2. 272, 273, 295, 
296, 315, 827, 389. 

Ermittlung des Sadjverhaltes im 
vorbereitenden Verfahren Z. 251 
big 258. 

Ernennung der Sachjverftändigen 
2. 851—8583. 

Ernenerung des Beftandvertrages 
2. 569. 

-- von Anträgen auf Beweisver⸗ 
fügungen Z. 257. 

-- der Beweisaufnahme des vorbe- 
reitenden Verfahrens Z. 264. 

— von Urkunden Z. 817. 

Eröffnung der Verhandlung durch 
den Borfigenden Z. 180. 

Erörterung der Ergebniffe der Be- 
weisaufnahme Z. 278. 

- - des Beligftandes und der Stö— 
tung 2. 457. 

— mangelhafte, von Tatſachen, 2. 
496. 

Erfakanfipruch wegen Roften und 
Schäden Z. 88. 

— wegen Prozeßkoſten Z 40 ff. 

Erſatzerlennutuiſſe, militärifche 2. 
XL 8.5. 

Erſatzklagen wegen durch Richter 
zugefügter Nechtöverlegungen Z. 
600 —602. 

Erfſatzzuſtellung Z. 102-105. 

Erſcheinen der Partei- . 26. 
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Erſcheinen ber Bartet neben dem 
Bevollmächtigten Z. 26, 84. 

— Nufforderung zum Z. 188. 

— im Berufungsverfahren Z. 481. 

Erfchleichnug des Armenrechtes Z. 
69. 

Grfigung, Unterbrechung durch die 
abgemwiejene Klage bei Wiederauf- 
nahme Z. XLVI. 

Erke Tagſatzung Z. 2339 ff., 440 ff. 

— Yusfertigungen Z. 5165. 

— Benennung bes Auktors Z. 22 
bis 24. 

— Anerkennung des Anſpruches, 
Koſten Z. 45. 

— Prozeßkoſtenſicherheit Z. 59. 

— Rekurs gegen Beſchlüſſe bei 2. 
5165, 

— Berfäumnisurteil Z. 396. 

— im bezirtögerichtlichen Berfahren 
2. 440. 

Grftredung der eriten Tagſatzung 
2. 242. 

— von Tagſatzungen Z. 134 ff. 

— — Rechtsmittel Z. 141. 

— wegen Beiziehung eines Ber- 
treter3 Z. 200. 

— der Tagjagung vor der eidlidhen 
Bernehmung Z. 879. 

— in Bagatellfadhen Z. 517. 

— wegen entichuldbaren Nidhter- 
ericheinen® Z. 402. 

Erſuchen um Beweisaufnahme Z. 
283. 

— — feiten® der Börſenſchiedsge⸗ 
richte Z. XXII. 

— — ſeitens anderer Organe 2. 
589. 

Erſuchter Richter Z. 27. 

— Rechte bei ber Beweisaufnahme 
Z. 284. 

— Rekurſe gegen Z. 52232. 


Erſcheinen — Faltura. 


Erſuchter Richter, Verbeſſerung 
und Vervollſtändigung einer Be⸗ 
weisaufnahme des Z. 286. 

— Zwiſchenſtreit Z. 285. 

Erweiternug der Berufungsan⸗ 
träge Z. 488 4. 

— des Klagebegehrens Z. 235. 

Erwerber des Streitgegenftandes, 
Eintritt in den Prozeß Z. 234. 

— einer Sade, Feſtſtellung von 
Mängeln auf Verlangen des 2.384. 

Erwerbs: und Wirtihaftöges 
noffenfhaften, Intervention Z. 
17. 

— Barteienvernehmung Z. 373. 

Exekution, Ausſpruch des Beru- 
fu gsgerichtes über Z. 490. 

— in Beitandfadhen Z. 573. 

— eines Börſenſchiedsſpruches 2. 
XII, XXIIL, XXV. 

— Bevollmädhtigung zur Z. 31. 

— von Strafverfügungen Z. 220. 

— eine? Teilurteiles Z. 392. 

— gegen ungehorfame Beugen Z. 
325. 

Exekutionsverfahren während 
der Gerichtsferien Z. 238. 

Gremplare, Anzahl der E. von 
Schriftſätzen Z. 80. 

Expenfar von Advokaten, Adju⸗ 


ftierung 2. V. 

Exvertife, handelsrechtliche Z. 
XLIV. 
Grisindierungsprogefle, Pro⸗ 


zeßvollmacht Z. 31c. 
Erterritorinle Perſonen, Zu- 
ftelung an Z. 119, 120. 


8. 
Fachkunde, eigene, der Richter Z. 
85le. 
Faltura, Auszug aus Z. 77. 


Faͤlligkeit — Forftperfonal. 


ZFälligkeit der Leiftung Z 406. 

Fällung des Urteiles Z. 412, 414, 
415. 

Halle Ausfage, Einleitung des 
Strafverfahrens Z. 191, 580. 

— der Bartei Z. 877. 

Falſcher Ein, Zeugnis, Eideshin- 
dernis Z. 386, 838. 

Faͤlſchunug der Urkunde bei echter 
Unterfchrift Z. 812 4. 

Familienaugehörige, Erſatzzu⸗ 
ſtellung Z. 102, 103. 

Familien leben, Ausſchließung der 
Öffentlichkeit mit Rückſicht auf Z. 
172. 

— Gründe zur Verweigerung der 
Urkundenebition Z. 305. 

Familienverhältnis, Verweige⸗ 
tung des Zeugniſſes Z. 322. 

ZFaffung des Urteile, Mangel Z. 
477. 

Feiertage, Einfluß auf Friftenlauf 
2. 126. 

— Eretutionshandlungen Z. 100. 

— Tagſatzung am Z. 221. 

— Buftellung Z. 100. 

Ferialfachen Z. 223, 224, 2. 
XXXVL 

Feſtſetzung des Koftenbetrages Z. 
41, 58. 

— eine® Schadens oder Intereſſes 
2. 273. 

Feſtſtelung des SKoftenbetrages Z. 
41, 53. 

— Untrag auf Z. 286, 259. 

— Erledigung durch Zwiſchenurteil 
2. 898. ‘ 

— Rechtskraft Z. 411. 

— zu Protokoll Z. 265. 

— des Tatbeftandes Z. 182. 

Seltitelungstlanen Z. 228, 2. 
XXXVIII, XXXIX. 
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über die Koſten Z. 46. 


Sinanzminifterium Z. XV, 
XXVI, XXVII. 


Finauzprokuratur im Anwalts⸗ 


prozeß 2. 27. 
— Entrichtung des Zehrgeldes, der 
Zehrgeldzuſchüſſe, Ganggelder, 


Zuſtellungsgebühren Z.IV, Anm. 
1, 8 16. 

— Erſatzanſpruch wegen Erſchlei⸗ 
chung des Armenrechts Z. 69. 
— praktiſche Prüfung für den Kon- 

zeptsdienſt Z. IV, Anm. 1. 

— Koftenaniprühe Z. 42, 49a. 

— Bertretungsteht Z. 81, Z. IV, 
XXXI. 

— Bertretung der Ortsfchulräte und 
veritaatlichten Eifenbahnen Z. IV, 
Anm. 1. 

Fiume, Brozeßkoftenficherheit Z. 57. 

Folgen des Ausbleiben eines Zeu⸗ 
gen Z. 333—335. 

— — eine? Sachverftändigen 2. 354. 

— der Verweigerung bed Beugniffes 
2. 926. 

— des Eides Z. 336. 

— der Berfäumung 2. 144, 145. 

Form des Eides Z. XL. 

— des Anbringen? von Anzeigen 
der Beugen Z. 348. 

— der Öffentlichen Urkunden Z. 292. 

— der Privaturlunden Z. 294. 

Sormelle Wahrheit Z. 372. 

Formmängel eines Schriftfabes 
Z. 84, 85. 

— der Berufungsſchrift Z. 4675. 

Forſt⸗ und Domänendirektion, 
Einbringung von Forderungen Z. 
IV, Anm. 1. 


| Borftperlonal, Ladung Z. 381. 
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Forſtwirte, forſtwirtſchaftliche Ar- 
beiter, Streitigkeiten, Ferialſache 
2. 224. 

Fortſetzung einer erftredten Ver⸗ 
handlung Z. 188. 

— des Verfahrens nach Sicherheits⸗ 
erlag Z. 61, 62. 

— der Verhandlung Z. 181, 281. 

— bed Berufungsverfahrens Z. 487. 

Frachtverkehr, internationaler, 
übereinfommen über, Streitge- 
noſſenſchaft Z. 11. 

— Mmtervention Z. 20. 

Fragerecht der Partei Z. 184. 

— bei der Beweisaufnahme Z. 289. 

— bei der Beugenvernehmung 2. 341. 

Frageſtellung durch ven Vorſitzen⸗ 
den Z. 182. 

— durch Senatömitglieder Z. 182. 

Srageitüde, ſchriftliche Z. 289, 
341. 

Zraukreich, Prozeßkoſtenſicherheit 
2. 57. 

Iran als Bevollmächtigte 2.29, 449. 

Freie Beweiswürdisung Z. 272, 
fiehe Ermeſſen, richterliches. 

Freie Uberzeugung Z. 272, ſiehe 
Ermeſſen. 

Freiheitsentziehung, Sicherſtel⸗ 
lung einer Rente Z. 407. 

Friſten, Abkürzung Z. 129, 

— Beginn Z. 124. 

— für die Beweisaufnahme Z. 279. 

— gejegliche Z. 123. 

— richterlihe Z. 123. 

— Lauf Z. 126, während der Ge- 
richtsferien Z. 225. 

— Notfriften Z. 128. 

— für Streitgenofien Z. 127. 

— Verlängerung Z. 128, 140—143. 

— zur Vorbereitung für die münd- 
liche Verhandlung Z. 189. 


Forftwirte — Friften. 


ariken zur Abgabe eines Sach⸗ 
verſtaͤndigen⸗Gutachtens Z. 360. 

— zur Anfechtungsklage gegen Bör- 

fenichieb3gericht8 - Erkenntnis Z. 

XXV. 
zur Anfechtungsklage 

Schiedsſprüche Z. 596. 

— zur Anfechtungsflage gegen mili- 
tärifche Erſatzerkenntniſſe Z. XI. 

— im Berufungsverfahren Z. 464, 
468, 478, 484, 498. 

— im Befisftörungsverfahren 2.45%, 
459. 

— im Beftandverfahren Z.560, 562, 
565, 566, 567, 570, 578, 575. 

— zur Beſtellung eine Advokaten 
2. 37, 160. 

— bei Bewilligung der öffentlichen 
Belanntmahung Z. 115. 

— im bezirtögerichtlichen Verfahren 
Z. 445. 

— zum Erlag der Prozektoften- 
ficherheit Z. 60. 

— — eined Vorſchuſſes Z. 332. 

— zur Erlegung von Urkunden bei 
Gericht Z. 181. 

— zur Rlagebeantwortung Z. 248. 

— zur Leiftung eines vereinbarten 
Eides Z. 205. 

— Keiftungsfrift im Urteile 2. 
409. i 

— im Mahnverfahren Z. XXVIL. 

— im Moandatöverfahren Z. 550, 
552. 

— zur Nichtigleitäbefchwerde gegen 
börſenſchiedsgerichtliche Erkennt⸗ 
niſſe Z. XXIII. 

— zur Nichtigkeitsklage Z. 534. 

— zum Rekurs Z. 521. 

— zur Revifion Z. 505, 507. 

— beim Ruhen des Verfahrens Z, 
168, 


gegen 


Friften — Gegenüberftellung. 


Friſten im fchiebsrichterlichen Ver⸗ 
fahren Z. 581, 596. 

— zur Urteilsberihtigung Z. 420, 
498. 

— zur Ürteildergänzung Z. 4283. 

— zur Ürteilsfällung 2. 415. 

— Überlegungsfriit bei der Par⸗ 
teienvernefmung Z. 379. 

— Übergabe der Beſtandſache Z. 
XI, Z. 573. 

— zur Borlage des Expenſars Z.V. 

— — der Vollmacht Z. 38. 

— — der Übertragung bes Steno- 
grammes Z. 2380. 

ausländifcher Beweisauf⸗ 
nahmsurkunden Z. 283. 

— Wahrung der Yriften durch Klage 
erhebung Z. 289. 

— im Wechſelverfahren Z. 555, 557, 
558. 

— zur Wiederaufnahmsklage Z. 584. 

-— für die Beugengebühr Z. 846. 

— bei Zuftellungen Z. 107, 115. 

— Buftellungsbevollmädtigter 2.95. 

Früchte, Zuſpruch im Urteile Z.405. 

— Bing in Z. 576. 


6. 

Säfte, Streitigfeiten Z. 2234. 

Galiziſcher Bodentreditverein Z. 
XII, Z. 102. 

Ganggelder, Beſtimmungen über 
Z. XXXIV. 

Gebäude, Beitanbftreitigleiten 2. 
560. 

— militär., Amtshandlungen Z. 92. 

Gebraumsgegenitände, Unter 
ſuchung Z. 851. 

Gebräuche, Kenntnis der gefchäft- 
lien Z. 364. 

Gebrechliche Zeugen, Vernehmung 
Z. 328. 
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Gebühren, Befreiung armer Bar- 
teien Z. 64. 

— Befreiung des Verteibigers bes 
Ehebandbes III, Hfd. 8 17, Anm. 

— Einbringung Z. IV. 

— Barteien haben feinen Anſpruch 
auf Zeugengebühren Z. 382. 

— der Sadjverftändigen Z. 865. 

— Bormerlung für arme Barteien 
2. 64. 

— Beugengebühren Z. 846. 

Gebüprenrehuung, Vorlage durch 
den Advokaten Z. V. 

— Tarife 2. IV 3. 8, 847. 

Geburten, Berweigerung des Zeug⸗ 
niſſes in Betreff Z. 332. 

Gefahr einer Beſchädigung Z. 458. 

— Bertretung duch nicht Legiti- 
mierte Z. 6, 8. 

— Beweisfiherung wegen Z. 386. 

Gefällsitrafgerihtlige Verfol⸗ 
gung Z. 3055, 321a. 

Gegenanipräge, Ermittlung in 
vorbereitenden Verfahren Z. 245, 
250, 252. 

Gegenbeweis gegen öffentliche Ur⸗ 
tunden Z. 292. 

— durch Borteienvernehfmung Z. 
871a. 

— gegen Rechtsvermutungen Z. 270. 

Gegenforderung des Beklagten 
2. 188. 

— Rechtskraft der Entſcheidung über 
2. 411. 

Gegenichrift des Berufungsgegners 
2. 468. 

— gegen Reviſion Z. 507. 

Gegenfeitigleit 2. 63. 

— Beweiskraft der ausländifchen 
Urkunden Z. 293. 

Gegenüberitehung von Zeugen 
2. 339. 


Gef. Sig. VI. 2. Zivilprozeßordnung. 40 


626 


Gegner, Einfichtnahme von Ur⸗ 
funden Z. 82. 

— Borlegung der Urkunden durch 
den Z. 303—307. 

Gebilfen, Klagen, Ferialſache 2. 
224. 

Geiftlihe, Unzuläffige Beugen Z. 
820. 

Geld in barem als Sicherheit Z. 56. 

Geldbetrag Z. 410. 

Geldrente, Berurteilung zu, wegen 
Tötung Z. 407. 

Geldftrafe Z. 200, 220. 

— Einbringung Z. 220. 

— gegen Zeugen Z. 325. 

— gegen Winkelſchreiber Z. IV. 

Gemeinden, Ausftellung des Ar⸗ 
mutszeugniffes durch Z. 65. 

— Bertretung 2. IV 8. 2. 

— Berftändigung übergeordneter 
autonomer Behörden von Klagen 
gegen Z. VI. 

— Mitwirkung zur Buftelung Z. 
88, 104, 107, 109. 

— Zuſtellung an Z. 108. 

— Barteivernehmung in Brozeffen 
der Z. 378. . 

Gemeindeverband, aus dem ©. 
ausgefchiedene Gutsgebiete, Mit- 
wirkung zur Buftellung 2.88, 104, 
107, 109. 

Gemeindeborftcher, Mitwirkung 
bei der Zuſtellung Z. 88, 104, 
107, 109. 

Gemeinfame Angelegenheiten, An- 
geitellte der Behörden der 2.XXIX. 

— :8 Urteil Z. 187, 404. 

Gemeinſchaftliche Urkunden Z. 
XLIII, Z. 304, 308, 598. 

— sd Urteil Z. 187, 404. 


Gemeinſchulduer, Bernehmung 2. 
373. 


Gegner — Geſchaͤft. 


Geudarmerie, BeugenvorlabungZ. 
830. 

— Buftellung Z. 92. 

Generalia, Vernehmung der Beu- 
gen ad, Z. 340. 

Genofienigaft, 
mung Z. 878. 

— Bertretung Z. IV 8. 2. 

Genoſſenſchaften beim Bergbau, 
Schiedsgericht Z. XII. 

Gericht liche Aufbewahrung von Ur⸗ 
kunden Z. 316. 

— Aufkündigung Z. 560ff. 

Gerihtöbenmte, Selbſtvertre⸗ 
tungsrecht Z. 28. 

— Roftenerfagpflicht wegen groben 
Berihuldens Z. 51. 

Gerichtadiener, Buftellung durch 
Z. 88, 107. 

Gerichtsferien Z. 221-325, Z. 
XXXVI. 

— Ladung während der Z. 4714. 

Gerigtsgebähren, Vormerkung 
Z. 64. 

Gerichtahaus, Tagſatzung bafelbft 
Z. 138. 

Gerichtshof, Anwaltszwang 2. 27. 

Gerihtsfanslet, Anbringen zu 
Protokoll Z. 74. 

— Aufnahme von protofollar. Kün⸗ 
digungen Z. 560. 

— Amtshandlungen in der Z. 27. 

— Entwerfung von wechjelrechtlichen 
Bahlungsaufträgen Z. 560. 

— Bertretung armer Parteien Z. 64. 

Gerihtstafel, Anſchlag Z. 115. 

Gerihtstag im bezirksgerichtlichen 
Verfahren Z. 132, 489. 

Geſaudtſchaften, Mitwirkung bei 
Buftellungen Z. 121. 

Geſchäft, Friſt zur Berrichtung im 
Urteil Z. 409. 


Barteienverneh- 





Geſchaͤftliches — Grund, 


Gelhäftliges Unternehmen, Be- 
weistraft der Bücher Z. 295. 

Gelhättstährer ausgeichiebener 
Gutsgebiete, Mitwirkung bei ber 
Zuſtellung Z. 88, 104, 107, 109. 

— ohne Auftrag Z. 6, 38. 

— als Bevollmächtigter vor Gewerbe» 
gerichten Z. .26. 

Geſchãftageheimnis, Verletzung, 
Edition von Urkunden 2. 805. 

— Verweigerung des Beugniffe 2. 
321. 

Geſchãftalotal. Zuftelung im 2. 
101. 

Ceſellſchaft, Vertretung Z. IV. 

Gefellſchafter, Parteivernehmung 
2. 873. 

Gefelige Friſten Z. 123, 128. 

Gefeliger Vertreter Z. 2, 4, 
5, 6. 

— Mangel Hinfidtlid Z. 7—10, 
239, 477. 

— grobes Berfchulden Z. 49. 

— Wechſel in der Berfon des Z. 158. 

— Unfähigkeit zur verftändlichen 
Äußerung Z. 185. 

— Störung der Verhandlung dur 
2. 199. 

Geſtãuduis Z. 266. 

— des Bevollmächtigten Z. 34. 

Gefude um Armenrecht Z. 65, 73. 

- - 907 Bezirksgerichten Z. 434. 

— der Zeugen Z. 348. 

@etrennte Berhandlung Z. 188. 

Gewährleiitung, Streitverkündi- 
gung Z. XXXI. 

— Beweisfiherung zu Bweden 2. 
884, 

Gewalttätigleiten, Vorkehrungen 
zur Verhütung Z. 458. 

Gewerbe, Beweiskraft der Bücher 
Z 295. 
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Gewerbegenoflenihaiten, Z. 
XVI. 

— Anfechtung der Entſcheidungen 
der ſchiedsgerichtlichen Ausſchüſſe 
2. 59%. 

— Sciebögeridt Z. XII. 

Gewerbegerichte, Berufungen ge⸗ 
gen Urteile Z. 470. 

— Bevollmächtigte vor Z. 26. 

— Rekurs gegen Beichlüffe Z. 514. 

— Bertretung durch Advokaten 2.237. 

Gewerbliche Beiliter bei Beru⸗ 
fung3verhandlungen Z. 470. 

— Betriebsftätte, Zuftellung in 2. 
101. 

Gewohnheitsrecht, Beweis. 271. 

Glaubhaftmachung 2. 274. 

Glaubwürdigkeit eines Beugen Z. 
827, 338, 840. 

Gundenweile Nahficht der Ord⸗ 
nungs⸗ und Mutwillenzftrafen 2. 
220. 

Gras, Niederlegung von Buftelungs- 
ſtücken Z. 104. 

Grenzzeichen Z. 318. 

Grobes Berfchulden ber Bevoll⸗ 
mädhtigten Z. 49. 

— des Gerichtes Z. 51. 

Großbritannien, Prozeßkoſten⸗ 
fiherheit Z. 57, Unm. 

Grund des Anipruches, Zwiſchen⸗ 
urteil Z. 898. 

— der Üblehnung Z. 356. 

— bed Gutachtens Z. 361, 862. 

— zur Verweigerung der Edition 
2. 805. 

— zur Verweigerung bes Zeugniffes 
Z. 321, 883. 

— zur Verweigerung ber Parteien⸗ 
ausſage Z. 880, 381. 

— zum Rüdtritt vom Schiedsrichter⸗ 
amt Z. 579. 


40* 
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Grund des Willen! des Beugen Z. 
840. 

Grundbücher, wiederholte Vor⸗ 
merkung 2. XXXIX, 

Grundbücherliche Urkunden Z. 
548. 

Grundbuchſsurkunden, Mandats- 
verfahren in Tirol u. Vorarlberg 
2. 550. 

Gruudbuchsſsſachen, Ferialſachen 
Z. XXXVI. 

Gutachten von Sachverſtändigen, 
ſchriftliches Z. 857, 860. 

— Begründung Z. 862. 

Gäter, aus dem Semeindeverbande 
ausgejchtedene Z. 88, 104, 107, 
109, 114, 


©. 

Hanger Konvention, Mitteilung 
gerichtl. oder außergerichtl. Aften 
2. 121. 

— Gicherheitsleiftung für Prozeß- 
often Z. 57. 

— Armenrecht Z. 63. 

Haft wegen uneinbringlicher Geld» 
ftrafe Z. 220. 

— wegen Widerfehlichleit Z. 199° 

— wegen Winteljchreiberei Z. IV. 

— wegen Beugnißverweigerung Z. 
335. 

Baftoflicht der Schiebörichter für 
Säumnis Z. 584. 

Haudelsbesollmädtigte, Zuftel- 
lungen an Z. 98. 

Handelsbüder, Beweiskraft Z. 
295. 

— Borlegung Z. 295, Z. VII. 

Handelsſgerichtsbarkeit, Bezeich- 
nung der Klage Z. 286. 

— feine Sachjverftändigen Z. 364. 

— im Berufungsverfahren Z. 487. 


Grund — Hausgenoſſen. 


Haudelsſgerichts barteit im be⸗ 
zirksgerichtlichen Verfahren Z. 446. 
Handelsgeſell ſchaft, Parteienver⸗ 
nehmung 2. 873. 
Kaudelsſsgeſennbuch, Faͤlle der In⸗ 
tervention nach 2. 17. 
Haudelsſgewerbe, Buftellungen be⸗ 
züglich Z. 98, 106. 
Saudelsmäller, Beweiskraft ber 
Tagebüder und Schlußnoten Z. 
295. 
— Borlegung Z. VII 2.5. 
Saudelsminifterinm Z. XXVI, 
XXVII. 


Gandelsrechtliche Expertiſe 2. 


XLIV. 

Handelsſtreitigkeiten, Verfahren 
in Z. III. 

Handels: nnd Gewerbelammer 
als Schiedsgericht Z. XII. 

— Borfchlag für die Lifte der Börſen⸗ 
ſchiedsrichter Z. XVI. 

Handlnugsgebilfe, Berireter von _ 
Börjenichiedögerichten Z. XX. 

Haudſchriften, Vergleich der 2. 
814, 318. 

Gandſchriftliche Unterzeichnung 2. 
294 a. B 

GSandzeichen auf dem Protokolle Z. 
213. 

— auf Privaturkunden Z. 29. 

— auf Wedjeln 2. 557. 

Haupteid, vereinbarter Z. 205. 

Sauptinterbention, Z. 16. 

— Unterbredjung des Hauptprogefles 
wegen Z. 1%.. 

Gauptſchuldner und Bürge als 
Streitgenoſſen 2. 12. 

Hausbeſorger, Erſatzzuſtellung an 
Z. 102. 

Sausgenofien, Erſatzzuſtellung Z. 
108, 108. 





Heer — Intervenient. 


Geer Z. XI, XXIX. 

Heimpfähle Z. 818. 

Hemmung bes Verfahrens Z. 18, 
78, 152, 155170, 204, 898. 

— der Bollftredbarleit wegen Be⸗ 
rufung Z. 466. 

— — Rekurs Z. 524. 

— — Reviſton Z. 505. 

— — Biederaufnahms- u. Nichtig- 
keitstlage Z. 547. 

Herbeiſchaffuug von Urkunden und 
Auskunftsſachen Z. 188, 229, 243, 
250, 257, 258, 801, 481. 

Herzegowina, Prozeßkoſtenſicher⸗ 
heit Z. 57. 

— Urkunden Z. 298. 

Silfstaffen Z. IV 8. 2. 

Hinterlegung, Erfah der Zuſtel⸗ 
lung Z. 96, 104, 107, 109. 

— Edition Z. 808. 

— des bezirfsgerichtlichen Urteiles 
wegen Widerſpruch gegen Tat⸗ 
beſtand Z. 445. 

Hofdiener, Berftändigung d.Oberft- 
hofmarſchallamtes v. Klagen gegen 
2. VI 

Hora legalls abgeſchafft Z. 188. 

Hüttenarbeiter, Beugenvorladung 
Z. 831. 

Hhpothetar⸗ u. Perſonalſchuldner 
als Streitgenoſſen Z. 116. 

Sppotheten als altoriſche Kaution 
2. 56. 

Shpotbelenbant, böhmilche, Zu⸗ 
ftelung Z. 102, 


J. 
Judigodurchdruck Heritellung von 
Eingaben mit 2. 25. 
Inhabilität des Richters, Geltend⸗ 
madjung Z. 477, 529. 
Inhalt der Schriftfäge 2.756,76, 78. 
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Inhalt des Urteiles Z. 404, 417. 

— der Urkunde, Angabe bei der 
Edition Z. 803. 

— des Berhandlungsprotofolleg Z. 
207—209, 317. 

Inland, Begriff Z. XXIX. 

— Bürgen müflen im J. ihren Ge⸗ 
richtsjtand haben Z. 56. 

— Buftelungen im Z. 88—98. 

Inläuder Z. XXIX. 

— find von Prozeßkoftenficherheit be⸗ 
freit Z. 57, 58, 

Inländifhe Gerichte, Beglaubi- 
gung durch Z. 548. 

Inländiiche Wertpapiere Z. 56. 

— Bücher Z. 295, 548. 

Inſtruktionelle Friſten Z. 123. 

Intabulntionsfähige Urkunde, 
Mandatsverfahren Z. 548. 

Anterefle des Imtervenienten am 
Prozeßerfolge Z. 18. 

— rechtliches, an ber Feſtſtellungs⸗ 
Mage Z. 228, Z. XXXVIII. 

— Forderung des J. anftatt des 
Streitgegenftandes Z. 235. 

— Beitftelung des 3. durch den 
Nichter Z. 278. 

— Öffentlihes, Wahrung bei der 
Beugenvorladung Z. 331. 

Internationales Privatrechts⸗ 
Übereintommen, fiehe Haager Kon- 
vention. 

— Übereinkommen über den Frachten⸗ 
verkehr Z. 20. 

Interbenient Z. 18. 

— als Streitgenofje Z. 20. 

— Koftenpfliht Z. 41a. 

— Aufforderung durch Gtreitver- 
fündung Z. 21, Z. XXXI. 

— GSäumnidurteil gegen Bartei, 
trog unterbliebener Ladung Z. 
402 a. 
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Intervenient, Bernehmung als 
Beuge bezw. ald Bartei Z. 871. 

Intervention, Haupt Z. 16. 

— Neben⸗ 2. 17 ff. 

— der Parteien bei der Beweis⸗ 
aufnahme Z. 289. 

Insinensitreitigteit vor dem er- 
fuchten ober beauftragten Richter 
2. 285. 

Italien, Prozeßkoſtenſicherheit 2.57. 

— Regalifierungsübereintommen 2. 
293, 

Yahresmieten, Auffündigung Z. 
560. 

Indenehe, Trennung III, MR. 18. 

Juriftiſche Perſonen, Buftsllung 
an Z. 105. 

— Bernehmung als Partei Z. 873. 

Juſtizbeamte und Diener, Klagen 
gegen Z. VI. 

Auftisminifter Z. 57, 68, 271. 

Inttisminifterium Z.XV,XXVI, 
XXVII, Z. 174. 

Iuftisperweigerung, Beichwerbe 
wegen Z. 85. 


8. 


Raller Ferdinando⸗Nordbahn 
zZ. XII. 

ſKaiſerliches Hans, Mitglieder, 
Beeidigung Z. VI. 

— Bernehmung Z. 828. 

Ralendermähige Bezeichnung ber 
Friſt Z. 125. 

Kanzlei, Zuftellung in Z. 101. 

Rartelle Z. XXIII. 

Kataftralmappen, Einholung für 
Zwecke der Bivilrechtöpflege 2.188. 


. Kaufmann vollen Rechts Z. 295. 


Kauſalgerichtabarkeit, Enticheib. 
im Berufungsverfahren Z. 487. 
ſtaution, Arten Z. 56. 


| 


Sntervenient — Klage. 


Rerbhälser Z. 818. 

Kirchen, Vertretung Z. IV 8. 1. 

Klage Z. 226—281. 

— Untrag auf progeßleitende Ver⸗ 
fügungen Z. 229. 

— Änderung Z. 235, 289, 488. 

— der armen Partei Z. 64. 

— aufAufhebung eines milttärifchen 
Erfagerlenntnifies Z. XI. 

— Bagatell- 2. 458. 

— Beantwortung Z. 248. 

— Belisftdrungd- Z. 454. 

— Beftand- Z. 667, 569, 574. 

— bezirkögerichtliche Z. 484, 485. 

— Einlafjungsfrift auf Z. 381. 

— auf Erneuerung einer Urkunde 
2. 817. 

— auf Feftftelung 2. 228, 2.- 
XXXVIU, XXXIX. 

— Luftrierung in Betreff Streit- 
anhängigfeit und Rechtskraft Z. 
240, Anm. 

— Mandats⸗ Z. 548 ff. 

— auf Manifeftattongeidb Z. XLII. 

— Nichtigkeits⸗ u. Wiederaufnahms- 
2. 529-547. 

— gegen Juſtizbeamte Z. VI. 

— auf Sicherheitsleiftung für Geld⸗ 
rente und auf Erhöhung Z. 407. 

— GStreitanhängigfeit durch Bus 
ftelung der Z. 282. 

— Smmbilats: Z. 600-602. 

— auf Unwirkſamkeit eines Schieb3- 
ſpruches Z. 595. 

— — eines börſenſchiedsgerichtlichen 
Erkenntniſſes Z. XXV. 

— auf BVermögensherausgabe 2. 
XLII. 

— Verweigerung der Tagſatzungs⸗ 
anordnung über Z. 280. 

— auf Vorlage einer gemeinſchaft⸗ 
lichen Urkunde Z. XLIII, Z. 809. 


Klage — Koften. 


Klage wegen Vormerkung einer | 
Forderung Z. XXXIX. 

— Wechſel⸗ Z. 555. 

— Burüdnahme Z. 287. 

Klagcheantwortung Z. 243. | 

— Nichtüberreichung, Folgen Z. 398. | 

Klagebegehren Z. 226. 

Klagebeſcheid, Rekurs Z. 6144. 

Klageerweiternug Z. 235, 483. 

ſKlagegrund, Änderung Z. 285. 

Rlagelumnlicrung Z. 227. 

Rlagenerbeflerung Z. 435. | 

Rlagesuftellung Z. 106, 107. 

Kolonen 2. X. 

Kommanditgeiehichaften, Eid in 
Prozeflen der Z. 373. 

Kommallationsftreitigleiten Z. 
II. 

Kompenfiation, Rechtskraft des Ur⸗ 
teiles Z. 411. 

— teilweife Erledigung durch Teil- 
urteil Z. 891. 

— Gtreitanhängigteit Z. 232 a. 

— Borausfeßungen Z. 391. 

Kompeteuzkonflikt, Einftellung des 
Verfahrens anläßlich Z. XI. 

Konfrontation von Zeugen 2.339. 

Konkurs, Einfluß auf den Prozeß 
Z. 159. 

— auf Prozeßvollmadht Z. 35a. 

KRontursmalleserwalter, Einver- 
nehmung als Partei Z. 878. 

Konkursverfahren, Serialiache Z. 
XXXVI. 

Koninlarbehörden, Mitwirkung 
bei Buftellung Z. 121. 

— Beglaubigung von Urkunden Z. 
811. 

Koninlarfunttionäre, Befreiung 
al8 Zeugen vor Gericht zu er- 
fcheinen Z. VII. 

— Berechtigung zur Entgegennahme 
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von Urkunden und Iebtwilligen 
Berfügungen Z. 293. 
Koutasinenperbältnifle Z. X. 
Koutradiktoriſche Verhandlungen 
2. 175. 
a —— Z. 396—403, 


— ſ. Haager Konvention. 

Rörperverletzung, Sicherſtellung 
einer Rente Z. 407. 

Korporation, Beweis durch Par⸗ 
teivernehmung Z. 878. 

— Buftelung Z. 105 

Korreipandenstarte, Benachrich- 
tigung der Parteien von der Bu- 
ftelung Z. 110. 

Koften zZ. 40-55. 
— ber Bekanntmachung Z. 118. 

— der Beweisfiherung Z. 388. 

— der SKuratoräbeftelung Z. 10, 
118. 

— beim Feſtſtellungsprozeß Z. 45. 

— bei Nichtigleit des Verfahrens 
2. 51. 

— im Rechtsmittelverfahren 2. 50. 

— der Rechtsverfolgung und Rechts⸗ 
verteidigung 2. 41. 

— der ftenographiichen Beweisauf⸗ 
nahme Z. 280. 

— der Taglagungserftredung und 
Friſtverlängerung Z. 142. 

— bei Teilurteil Z. 892. 

— der Urteilöberichtigung Z. 422. 

— beilübernahme bes Prozeſſes duch 
den Auktor Z. 241a. 

— der Vergleichsperhandlung 2.47. 

— der Bergleichdausfertigung 2.206. 

— infolge groben Verſchuldens der 
Bevollmächtigten Z. 49. 

— Dei Wiederaufnahme wegen zu⸗ 
rüdgemwiejener Beweife Z. 53la. 

— bei Wiedereinfegung Z. 154. 
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Ketten infolge Zurücknahme ber 
Klage Z. 287. 

— — der Berufung Z. 484. 

— der Zuſtellung zwifchen Advokaten 
2. 113. 

— der Buziehung mehrerer Advokaten 
2. 41. 

Koftenausfiprud, Ergänzung bed 
Urteiles oder Beſchluſſes wegen 

. Mangel Z. 428, 52. 

Koftenbetrag, Feſtſetzung Z. 53. 

Koftenentiheinung im Urteil ober 
Beſchluß Z. 52. 

Koſtenerſatz an den Editionsgegner 
2. 808. 

KRoftenerfaupficht des Berichtes 
2. 51. 

— folidarifh Haftender Parteien 
2. 46. 

— ber ungehorfjamen Beugen Z. 
883, 884. 

Roftenverseihnis Z. 52--54. 

— Belege Z. 54a. 

Koftenporihnk Z. 328, 882, 865, 
868. 

Krane, Zeugen, Vernehmung 2. 
828. 

Rrantentaflen, Schiebsgerichte Z. 
XII 2.5. 

Kresitanftalt für Handel und Ge⸗ 
werbe Z. XI. 

Kresitgeihäfte, unredliche Z. XI. 

KAreditinititute, Zuftellung Z. 102. 

— Mandatsverfahren auf Grund 
von Urkunden der 2. 548. 

— SBrivilegien Z. IX. 

Kridatar, Vernehmung als Partei 
2. 378. 

Krieg, Einftellung der Amtstätig- 
feit des Berichtes Z. 161. 

— Militärdienftleiftung im Z. 162. 

Kriegsmarine Z. XXIX. 


Koften — Ladung. 


Kriegsmarine, Buftellungen 2.92. 

Krontien, Prozeßkoftenficherheit 
2. 57. 

Aumulierung von Klagen Z. 237. 

KRünpisung der Vollmacht Z. 86. 

— im Beſtandverfahren fiehe Auf⸗ 
fündigung. 

Ründigungsresifter Z. 79, 560, 
561. 

KAundmadhung, ortsübliche, ftatt 
Ediktseinſchaltung Z. 117. 

Aunftgcheimmis, Verlegung, Edi⸗ 
tion Z. 805. 

— Beugnis Z. 821. 

Kuranden in Eheſachen, III, MB. 
8.4. 

Kurator, bei Beweisſicherung Z. 
886. 

— beim Börfenfchiebsgeriht 2. XX. 

— für die Erbichaft Z. 155, 164. 

— Kundmachung burd) Edikt Z. 118. 

— für Pfandbriefbefiger Z. IV 3.4. 

— für progeBunfähige Parteien 2. 
8,9. 

-— Roften Z. 10. 

— für die Verlaſſenſchaft 2.155, 164. 

— Zuſtellung Z. 116—119, 131. 

— bedarf 3. Antrage auf Parteien- 
vernehmung feiner Ermächtigung 
2. XLI. 

Aurrentientarif Z. 422. 

Kurs der Wertpapiere Z. 56. 

Kürze der Schriftfäbe Z. 76. 


2. 


Ladung des Auktors Z. 22. 

— zur Berufungsverhandlung Z. 
480, 481. 

— zur Beweisaufnahme Z. 288. 

— zweds Sicherung von Beweiſen 
2. 887. 


Ladung — Mandatsverfahren 


Ladung in ben Gerichtöferien Z. 
2254, 471 4. 

— der geſetzlichen Vertreter Z. 158. 

— der Partei zur Vernehmung 2. 
375, 481. 

— der Parteien im Eheungältig- 
teit3» und Zrennungsprozeß, III, 
MB. 8 12. 

— der Rechtsnachfolger Z. 155. 

— zur Tagfayung Z. 130, 181. 

— Unterbredung des Verfahrens, 
Einfluß Z. 163. 

— zur Urkundenerneuerung Z. 317. 

— im Berfahren vor Bezirkägerichten 
Z. 437, 488, 442. 

— der Zeugen Z. 329-332, 481. 

— — troß erheblicher Koſten Z. 838. 

— don Militärperfonen als Zeugen 
Z. 880. 

Lagerhausſchiedsſsgerichte Z. 
XII, Anm. 6. 

Landesansihui, Äußerung über 
die Regelung des Buftellungs- 
weſens Z. 88. 

Landeskulturrat Z. XVI. 

Landesftelle, politiide Z. XI. 

Landwehr, Amtshandlungen in Ge⸗ 
bäuden der, Z. 92. 

Landwirt Z. 224. 

— gelegliche Vertretung ber Be- 
rufsgenoſſenſchaften z.IV, Anm. 1. 

Landwirtfchaftlihe Berufstreife 

zZ. XIV. 

Bezirksvorſchußkaſſen Z. IV, 

Anm. 1. 

Laudwirtſchaftlicher Betrieb 2. 
XIV. 


Landwirtſchaftsſsgefellſchaft Z. 
XVI. 


Lauf der Friſten Z. 124. 
-— Unterbredung Z. 168. 
— Einfluß ber Gerichtsferien Z. 225. 
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Lauf der Rechtsmittelfriſt, Einfluß 
einer Urteilsberichtigung oder 
Ergänzung Z. 424. 
Lebensjahr, vierzehntes, Eides⸗ 
mündigkeit Z. 836. 
Legalifierung, Urkunden, Man- 
datsverfahren Z. 548. 
Legalifierungspertrag mit dem 
Deutfhen Reich Z. 2983. 
— mit Stalien Z. 298. 
Lehrlinge, Ferialſachen Z. 224. 
Leiftungstrift im Urteil Z. 409. 
Leitung der Verhandlung durch 
den Borfigenden Z. 180 f. 
Lemberg, NRieberlegung von Zu⸗ 
ftellungsftüden Z. 104. 
Liquisierung der Wovolatenge- 
bühren 2. V. 
Liquinierungsprosch, Streitge- 
noſſenſchaft (Konkurs) 2. 11. 
Lifte der Mitglieder des Börfen- 
ſchiedsgerichtes Z. XVI. 
Lohnſtreitigkeiten, Ferialſachen 
2. 224. 
Luftrierung der Klagen in Betreff 
Streitanhängigkeit und Rechts⸗ 
kraft Z. 240, Unm. 


Mm. 

Mahnbriefe, Roiten Z. 412. 

Mahnverfahren Z. XXVIII. 

— Beltätigung der Zuſtellung Z. 
XXVIII. 

— Ferialfadhe Z. 223. 

— Regiſter Z. 79, Z. XXVIII. 

— GStreitanhängigfeit Z. 232«. 

— Übergangdbeftimmungen Z. 
XLVIII. 

Mahomedaner, Eid Z. XL. 

Mandatsnerfahren Z. 548—554. 

— aktoriſche Kaution Z. 57. 

— Aktiv⸗ und Paſſivlegitimation Z. 
549. 
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Mandatöverfahten — Mündlice. 


Banpatsveriabren, Einwendun- | Mieten, Auflänbigung Z. 560. 


gen Z. 552. 

— Koſtenrekurs Z. 559. 

— mehrere Bellagte Z. 551. 

— Urkunden in Urfchrift Z. 550. 

— Urteil Z. 558. 

— auf Grund verfadhter Urkunden 
2. 548a. 

— Berjährte Forderung Z. 549. 

— Übergangsbeftimmungen Z. 
XLVIII. 

Mängel der Berufung Z. 474, 495. 

— einer außländiihen Beweisauf⸗ 
nahme Z. 290. 

— der Beweiaufnahme Z. 286. 

— der Entiheidungsgründe Z. 477. 

Mangel der Ermächtigung zur 
Prozefführung 2. 6, 7. 

— der Prozeßfähigkeit Z. 6, 7, 330, 
239, 435, 477, 529’ 

— einer Sadje oder eines Werkes, 
Feſtſtellung Z. 384. 

— der Urteilsfaffung Z. 477, 508. 

— der gejeglichen Vertretung Z. 6, 
7, 280, 289, 477, 508, 529, 595. 

— der Bollmadit Z. 87. 

— de3 Verfahrens in 1. Inftanz 2. 
496. 

— Rüge Z. 196. 

Manifeltationseia Z. XL. 

Männlihes Geſchlecht Z. 29. 

Marlenreht, Entichädigung wegen 
Eingriffes Z. 278. 

Marffteine 2. 318. 

Maffeverwalter, 
mung Z. 373. 

Mehrere Prozeſſe zwiſchen den- 
felden Parteien Z. 187, 404. 

Mehrkoſten, Erſatz Z. 9. 

Meiitbotsperteilung während der 
Gerichtsferien Z. 228. 

Memnoniften, Eid Z. XL. 


Barteiverneh- 


Militär, Buftelung Z. 92. 

Militärbehörden, Verſtändigung 
von Klagen 2. VI. 

Mmilitärdienſt im Kriege Z. 162. 

Militãriſche Erſatzerkenntniſſe, An- 
fechtung Z. XI. 

Militärperfonen, Klagen gegen 
z. VI. 

— Labung Z. 3%. 

— ungebührliches Benehmen Z.202. 

Minderiäprige, Bruzekfähigleit 
2.2. 


— tn Eheſachen, II, MB. $ 4. 

Minikterinm des Äußern, Bermitt- 
‚lung bei Zuftellungen Z. 120. 

Nikbiligungsänkerungen 
der Verhandlung Z. 198. 

Mikbrauch ber Öffentlichkeit Z. 172. 

Mitbringen von Zeugen und Sach⸗ 
verjtändigen Z. 288. 

— von Urkunden Z. 437. 

Mitteilung von Atten an den Sachs 
veritändigen Z. 359. 

— über Beltellung eines Scied8- 
richters Z. 581. 

Mobamedaner, Eid Z. XL. 

Müũndel, Z. 321. 

— Prozeſſe der Z. XLI. 

Mündliche Anbringung von An- 
trägen, Geſuchen ıc. Z. 74. 

— Verhandlung Z. 171-285. 

— — öffentlichteit Z. 171—175. 

— — Borträge der Barteien 2. 
176—179. 

— — Prozeßleitung durd) den Bor- 
fitenden Z. 180—186. 

— — — durd den Senat Z. 187 
bis 192, 

— — Schluß der Berhandlung 2. 
193 —195. 

— — Rüge von Mängeln Z. 196. 


in 


Miündlihe — Nichtigkeitsbeſchwerde. 
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Mündliche Verhandlung, Sil- | Radzahlnng der Gebühren bei 


zungspolizei Z. 197—203. 

- - — Bergleih Z. 204—206. 

— — Brotololfe Z. 207—217. 

— — ten Z. 218, 219. 

— — Gtrafen 2. 220. 

— — Sonntagsruhe und Gerichtö- 
ferien Z. 321—225. 

— — Borbereitung zur Z. 180. 

— Gtreitverhandlung Z. 257—264. 

— Berufungsverhandlung Z. 482 
biz 4983. 

— Reviſionsverhandlung Z. 509. 

-— Berhandlung über den Eintritt 
der Rechtsnachfolger Z. 155. 

— — über den Roftenerfab bei Klags⸗ 
zurüdziehung Z. 237. 

— — über die Nichtigkeits⸗ und 
Wiederaufnahmstlage Z. 541. 

— — wegen Urteilsberichtigung Z. 
420. 

— Urteildergänzung Z. 428. 

— Burüdweifung des Nebeninter- 
venienten Z. 18. 

— Verhandlung, Vorbereitung durch 
Schriftſätze Z. 78. 

Mündliches Verfahren Z. II. 

Nünplichleit Z. 176. 

Mutwillensitrafen Z. 220. 

Mutwilige Prozebführung, Ent- 
ſchädigung wegen Z. 408. . 


N. 


Nachholung verſäumten Vorbrin⸗ 
gens Z. 144, 145. 

Nachlatzgebühren, Einrechnung 
einer Schenkung Z. 266. 

Nachſicht der Advokatursprüfung 
Z. 31. 

— von Ordnungs⸗ und Mutwillens⸗ 
ftrafen im Wege der Gnade 2.220. 

Nachtzeit, Buftellung Z. 100. 


Entziehung bes Armenrechtes 2.71. 

Ratnrereignis, Hindernis des Er⸗ 
ſcheinens Z. 40%. 

Nebenſordernugen, Urteil Z. 405. 

Nebenintervenient 2.17— 25,190. 

— Beitritt während Berufungsver⸗ 
fahren zZ, 18a. 

— Koſten Z. 41, 4. 

— Buftellung Z. 98. 

negotiorum gestor Z. 6, 38. 

Rene Anſprüche im Berufungsver⸗ 
fahren Z. 482. 

— Beweiſe im Berufungsverfahren 
2. 488. 

Neuerliche Einvernehmung abge- 
hörter Zeugen Z. 264. 

Kenes tatſächliches Vorbringen im 
vorbereitenden Verfahren Z. 252. 

— nach durchgeführten vorbereiten» 
den Berfahren Z. 268. 

— Vorbringen der erſchienenen Bartei 
bei Säumigkeit des Gegners Z. 
399, 442. 

Nichtbehauptetes Vorbringen, Be- 
rüdfichtigung Z. 414 4. 

Nichterinnern, Nichtwiſſen, Er⸗ 
klärung mit, Einfluß auf Beweis- 
pfliht Z. 267. 

Nichterſcheinen der Partei zur 
Berufungsverhandlung Z. 491. 
— — zur eidlichen Vernehmung Z. 

380. 

Nichtigkeit des Verfahrens, Koften 
2. bl. 

— Berufungsentiheidung wegen 2. 
477 4. 

— wegen Mangel der Prozeßfähig⸗ 
keit 2. 7. 

Nichtigkeitsbeſchwerde gegen Er- 
kenntniſſe der Börfenichiedsgerichte 
2. XXIII. 
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Nichtigkeits⸗Grũnde Z. 471, 477, 
501. 

—sEntfcheidung Z. 49. 

Nichtigkeitstlage Z. 529 — 548, 
547. 

— Erhebung Z. 538, 5834. 

— Entſcheidung Z. 540, 541, 543. 

— Friſt Z. 534. 

— Grund Z. 586. 

— Klagsangaben Z. 586. 

— Sußpenfiveffelt Z. 547. 

— Borausfeßungen Z. 529. 

— Borprüfung Z. 588. 

— Wirkung der Entſcheidung Z. 540. 

— Buftändigleit Z. 532. 

— gegen frühere Urteile Z. LI. 

Nichtöffentliche Sitzung Z. 171. 

Niederlegnug von Schriftitüden 
als Erſatz der Buftellung Z. 96, 
104, 106, 107, 109. 

Niederſchrift von Anträgen und 
Erflärungen Z. 265. 

— des Widerfpruches gegen Proto⸗ 
toll Z. 212. 

— im bezirksgerichtl. Verfahren 2. 
440. 

Nordbahn, Kaiſer Ferdinands-, 2. 
XII 2. 3. 

Notar als Partei im Anwaltspro⸗ 
sch Z. 28. 

— Bevollmächtigter Z. 29, 88. 

— Belehrung der durch N. ver- 
tretenen Parteien Z. 432 a, 

— Herbeiſchaffung der beim N. ver- 
wahrten Urkunden Z. 188, 229, 
248, 258, 801, 869. 

— Borlegung der Urfehrift von No⸗ 
tariat3urfunden Z. VII. 

— Buftelung durch N. im ſchieds⸗ 
tichterl. Verfahren Z. 581, 592. 
— Verwahrung der Urfchrift des 

Schiedsfpruches Z. 598. 


Nichtigkeitsgründe — Dffentlice. 


Notarielle Auftündigung eines Be⸗ 
ftandvertrages Z. 566. 

Notdürftiger Unterhalt, Armen⸗ 
recht Z. 68. 

Notfriften Z. 128. 


| Roterietät Z. 269. 


Notwendige Koſten Z. 41. 

Nova im Berufungsverfahren 2.482, 
491. 

— im Relurfe Z. 520u. 

— in ber Revifionsinftang Z. 504. 

— als Wiederaufnahmsgrund Z. 530. 
Siehe auch Reue. 


O. 


Oberlandesgericht als 1. Inſtanz 
Z. 600. 

— Feſtſetzung der Kündigungster⸗ 
mine Z. XI. 

— Nachſicht der Abvolatursprüfung 
zZ. Bl. 

Oberſter Gerichtshof als 2. In- 
ſtanz Z. 600. 

— Abſchriften für Z. 414. 

Dberfthofmarihallamt, Verneh⸗ 
mung von Mitgliedern des kaiſ. 
Haufes Z. 828. 

— Berftändigung von Klagen gegen 
Hofdiener Z. VI 2.8. 

— Buftelung an Erxterritoriale 2. 
119. 

Dbmann des Börjenichiebsgerichtes 
Z. XVI, XIX, XXI, XXIII. 

— des Schiebsgerichtes Z. 580, 582. 

Offenbarungseid Z. XLII. 

Dffentunpigleit Z. 269, 402. 

Öffentliche Beamte, Ladung Z.831. 

— — als Sachverſtändige Z. 858. 

— Behörden, Herbeifchaffung der bei 
8.8. verwahrten Urkunden 2.188, 
229, 248, 258, 801, 869. 

— Orbnung 2. 172. 


Dffentlige — Pflegebefohlene. 


Öffentlige Organe, Zuftellung an 
2. 108. 

— Urkunden, Beweiskraft Z. 292, 
zZ. VII. 

— — über eine ausländifche Bes 
weißaufnahme Z. 288. 

— — Mandatöverfahren Z. 548. 

— st Blaube, Urkunden ausgeftattet 
mit Z. 292, 298. 

Öffentlichkeit Z. 171 ff. 

— Ausſchließung Z. 172, 477. 

— vor Börjenfchtebsgerichten 2. XIX. 

— der erften Tagſatzung Z. 289, 
Anm. 1. 

Oppoſitiousprozeſſe, Prozebvoll- 
macht Z. Biec. 

Ordentliches Verfahren Z. II. 

Orduung, Maßregeln zur Aufrechte 
erhaltung Z. 197. 

— Öffentliche Z. 172. 

Drbuungsfirafen Z. 220. 

— "gegen gewerbliche Beiſitzer 2. 
514. 

— Nachſicht Z. 220. 

DOrgane, öffentliche Buftelung an 
Z. 105. 

— Ladung Z. 831. 

Srisinalurfunden, AusfolgungZ. 
219. 

Ort der Tagſatzung Z. 182. 

— ber Buftellung Z. 101. 

Srtsgewohnheiten für Kundi⸗ 
gungsfriften Z. 560. 

— für Räumungsfriften Z. 573. 

Srtsihulrat, Bertretung dur Fi- 
nanzprofuratur Z. IV, Anm. 1. 

Ortaũbliche Kundmachung ftatt 

CEdiltsetnſchaltung Z. 117. 

Oſterreichiſche Areditanſtalt für 

J Handel und Gewerbe Z. XII. 

Sfterreihiihsungariihe Bant 
z. XD. 


| 
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P. 

VPachtung 2. 560, 573. 

Paritionsfriſft Z. 409, 459, 555. 

— Gerichtöferten haben Teinen Ein- 
fluß Z. 2250. 

Bartei, Unfähigkeit zur verftänd- 
lichen Äußerung Z. 185. 

— Weigerung an der Brotofollie- 
rung teilzunehmen Z. 210. 

Parteien, Anweſenheit bei der Be- 
weißaufnahme Z. 289. 

— Aufforderung zum perfönlichen 
Erſcheinen Z. 183, 481. 

— Beeldigung Z. 876, 877. 

— Eintritt des Imtervenienten als 
P. 2. 19. 

— Entfernung von ber Verhandlung 
2. 198. 

— Berfünliches Erſcheinen neben 
dem Bevollmächtigten Z. 26. 

— Tod, Einfluß auf den Beweis 
bei Erbieten zum Eide Z. 383. 

Varteinachrichten Z. 74. 

Barteinernehmung Z. 371-383. 

Varteivortrãge Z. 176 fi. 

Fanpertätseid Z. 60. 

Benfionierte Richter, Selbftvertre> 
tung 2. 28a. 

Berlönlige Bemähung, Koiten 
2. 42. 

Pfaudbriefe, Wahrung der Rechte 
der Beſitzer Z. IV. 

— Interventionsrecht der Beſitzer 
2.17. 

Pfandrecht an der beftellten Sicher- 
heit Z. 56. 

Pflegebefohlene, Beziehung zu 
2. 821. 

— Yusftellung des Armutszeugniſſes 
für Z. 65. 

— #Barteienvernehmung 2. 873, 2. 
XLT. 
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Pflegebefohlene, Vergleiche für 
2. 81. 

Bllegeverhältuis Z. 821. 

Pflesſchaftobehörde ftellt Armuts⸗ 
zeugnis aus Z. 65. 

Vſlicht zur Verſchwiegenheit 2. 305, 
320, 821. 

Vhotographien Z. 188. 

Pläne, Beiſchaffung Z. 188. 

Volitiſche Landesitelle zZ. XI. 1. 

Bortofreigeit für arme Parteien 
2. 64. 

Bolt, Zuſtellung durch Z. 88, 96, 
100, 104, 107, 109. 

— im fchtedsrichterlichen Verfahren 
Z. 581, 592. 

Boftenlanf Z. 126. 

Poſtfach, gerichtl. Erledigungen 
dürfen nicht hinterlegt werden Z. 
101. 

Boitipartafleblüher als Babium 
2. 56. 

Prag, Niederlegung von Buftellungs- 
ftüden Z. 104. 

Bräjusizialität eines ftrafgerichtt. 
Erkenntniſſes Z. 268, 589. 

— Unterbrechung wegen eines Pro- 
zeſſes Z. 190. 

Praindisielle Wirkung der Bor- 
enticheidung 2. 7. 

Bräfident des Börſenſchiedsge⸗ 
richts⸗Kollegiums Z. XVI. 

— fiehe Borfteher. 

praesumptiones iuris Z. 270. 

Prätoriſche Vorladung Z. 488. 

Prinzipal, Zuſtellung Z. 98. 

Privatforftdienft, Ladung Z. 831. 

Privatrecht Z. XXX. 

Brisatrehtsäbereintommen, 
Haager Konvention, Prozeßkoſten⸗ 
fiherheit 2. 57. 

— Armenrecht Z. 63. 


_ Gflegebefohlene — Protokoll. 


Privaturkunden, Beweiskraft Z. 
294. 

— Echtheit Z. 812. 

— Erforderniffe ber Beweistraft Z. 
VII 8. 2, 29. 

— Erneuerung Z. 817. 

Privilegien der Krebitinftitute 2. 
IX. 

— hinſichtlich Yuftelung Z. 102. 

— Beweis Z. 271. 

Prokuriſt, Buftellung Z. 93, 106. 

— vor Boͤrſenſchiedsgerichten Z.XX. 

BretotoH, Auftündigung eines Be- 
ſtandvertrages Z. 562. 

— Aufnahme tn der Gerichtstangzlet 
2. 74. 

— Augenſcheins⸗ Z. 370. 

— außerhalb einer Berhandlung 2. 
216. 

— in Bagatellſachen Z. 451. 

— über Berufungsverhandlung Z. 
498. 

— Beweiskraft Z. 215. 

— im bezirfsgerichtlihen Verfahren 
Z. 30, 448—445. 

— Entwürfe zu P. Z. 210, 477. 

— in Ehefadhen DI, ME. 8 5. 

— Erſatz durch Urtetlstatbeftand 2. 
445, 493. 

— Feftftellungen, fehriftliche, anftatt 
Protokollierung Z. 265, 440, 444. 

— Inhalt Z. 317. 

— über mündliche Streitverhandlung 
2. 265. 

— Rechtsmittel gegen bie Protokol⸗ 
lierung Z. 214. 

— Reſumoͤprotokoll Z. 211. 

— Revifiondverfahren Z. 518. 

— Richtigftellung Z. 212. 

— Sachverſtändigen- und Augen⸗ 
fcheinsprotofolle Z. 861, 862, 867, 
370. 


Protokolle — Räumung. 


Brotofolle über Sicherung von 
Beweiſen Z, 888. 

— Unguläffigleit d. Einlegung vor- 
bereiteter Z. 210, 477. 

— Berhandlungd-, Z. 207—215. 

— über Bernehmung der Parteien 
Z. 377, 880. 

— tm vorbereitenden Berfahren 
2. 2350—254. 

— Berlefung und Unterichrift 2. 
212, 218. 

— Widerſpruch gegen den Inhalt 
Z. 212, 213. 

— Beugenverhörs-, Z. 848. 

Protelolariige Berufung Z. 465. 

— Alageergänzung vor Bezirksge⸗ 
richten Z. 435, 488. 

— Relurfe Z. 520. 

Krotofollarifges Anbringen, Faͤlle 
2. 74. 

— Einrichtungdes Protokolles 2.79. 

Prototohführer Z. 207, 218, 262, 
418. 

Protokolliernug der Vollmacht Z. 
30, 451. 

— dor Ürteilgvertündung Z. 2124, 
414b. 

— von Beugenausfagen Z. 343. 

Vrototollaabſchrift Z. 90, 131, 
206, 254, 438, 442. 

Brozehalten, Abſchriften und Aus⸗ 
züge Z. 219. 

Progenbenollmädtigter Z. 31. 

— ungebührliches Benehmen Z. 200. 

Prozeßfähigteit Z. 1—10. 

— bei alten Prozefien Z. LIa. 

— der Ausländer 2. 8. 

— Mangel Z. 6, 280, 4386. 

— der Minderjährigen Z. 2. 

— Berluft Z. 158, 85. 

Broschhandlungen des Bevoll⸗ 
mädtigten Z. 34. 
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Prozeßhandlungen des geſetzlichen 
Vertreters Z. 5. 

— des Intervenienten Z. 19, 20. 

— Berfäumung Z. 145. 

Brogehbinderude Einreben, Über- 
gangsbeſtimmungen Z. XLVII. 

Broschloften Z. 40-55. 

— Gicherheitsleiftung für Z.57—62. 

Broschleitende Beſchlüſſe Z. 435, 
522, 

— Berfügungen, Anträge auf 2. 
299, 243, 258. 

Broschleitung durch ben Bor: 
fisenden Z. 180—186. 

— durd) ben Senat Z. 187—192. 

— durch den Einzelrichter Z. 195. 

Broschtollmadt, Inhalt Z. 31. 

— Erteilung Z. 30, 88. 

— Beſchränkung Z. 32. 

— Aufhebung Z. 35, 36. 

— Übertragung Z. 31. 

— Buftellung Z. 98. 

— keine Unterbredhung im Falle der 
Erteilung Z. 155, 158. 

— feine Abſchrift für den Gegner 
2. 30, Anm. 

Brüfnug der Advokaturskandidaten 
2. 81. 

publica fides, Urkunden Z. 292. 

Pupillarfihere Wertpapiere Z 56. 


Q. 


Qualifigiertes Geftändnis, Wir 
fung 2. 266. 


NR. 
Radierungen Z. 296. 
Natengefchäfte, Prozeßkoſtenſicher⸗ 
beit Z. 57. 
ratio scientise, 
mung Z. 340: 
Räumung, Exefution zur Z. 573a. 


Beugenverneh> 


640 Aäumungsfriften — Reihenfolge. 


Räumnusstriiten im Beſtand⸗ 
verfahren Z. 573, 574, 2. XI 8.1. 

Nechnnugsfehler im Urteil Z. 
419. 

NRehunnssprosch, Erſat für 2. 
228. 

Nechnungsſtreitigkeiten Z. 238, 
845. 

— vor Bezirksgerichten Z. 440. 

Nechtlicher Grund Z. 11, 285. 

Nechtsanſicht d. Revifionsgerichtes 
Z. 511. 

Nechtsausſsführungen in Beru⸗ 
fungsſchriften Z. 492. 

— in Revifionzfchriiten Z. 506. 

— in vorb. Schriftfägen Z. 78. 

Rechtsbeſitz in fremden Namen 
Z. 22. 

Nechtsgemeinſchaft, Voraus⸗ 
ſetzung der Streitgenoſſenſchaft 2. 
11. 

Nechtshängigkeit Z. 232. 

Nechtshilfe, auf Erfuchen der Ge- 
werbe⸗, Schiebögerichte ac. 2.589, 
2. XXI. 

— ſeitens ausländifcher Gerichte Z. 
121. 

Nechtshindernde Tatſachen bei 
Säumnis Z. 8965, 

Nehtstraft, Berufung gegen Die 
Entfcheidung über Z. 475. 

—⸗Einrede ſ. Einrebe. 

— eines früheren Urteiles als 
Wiederaufnahmsgrund Z. 580. 

— des Urteile Z. 411. 

Nechtsmittel Z. 461—528. 

— f. Berufung, Reviſion, Rekurs. 

— abgeiondertes fein IV. Z. 515. 

— beim Augenſchein 2. 870. 

— im Bagatellverfahren Z. 501. 

— im Bellsitörungsverfahren Z. 
460. 


Nechta mittel im Beftanbverfahren 
2. 575. 

— mit Bezug auf Beweisaufnahme 
2. 291. 

— bei Beweisficherung Z. 886, 387. 

— im bezirksgerichtlichen Berfahren 
Z. 482. 

— im Mahnverfahren Z. XXVIIl. 

— im Mandatsverfahren Z. 552. 

— beim Sachjverftändigenbeweiß 2. 
866. 

— gegen Teilurteile Z. 892. 

— beim Urkundenbeweis Z. 819. 

— im vorbereitenden Berfahren 2. 
265. 

— im Wecjjelverfahren Z. 552, 559. 

— beim Zeugenbeweis Z. 849. 

— gegen Zmwifchenurteile Z. 398. 

Nehtsmittelverfagren, Koſten 
2. 50 


Nechtſsnachfolger, Vollmacht 2. 
85. 

— Nufnahme des unterbrochenen 
Verfahren? Z. 155—157. 

Nechtsnukundige Parteien vor 
Bezirkagerichten Z. 482. 

Rechtsverleizungen duch den 
Richter Z. 600-602. 

Rechtsvermutungen Z. 270. 

RNechtsvernichtende Tatjachen bei 
Säumnis Z. 896. 

Nechtavertretung, 
Z. V. 

Nechtsweg ſ. Einrede der Unzu⸗ 
laͤſſigkeit des. 

Nedlichkeit des VBelibes Z. 457. 

Referent bei der Wrtellsfällung 
2. 413. 

— im Berufungsverfahren Z. 486. 

Rähsgeriht Z. XI B. 2. 

Reihenfolge der Abhörung der 
Beugen Z. 339. 


zwedmäßige 





Reiſe — Rubrum. 


Reiſe, Zuftellung an PBerjonen, bie 
auf der R. find Z. 106. 

Nelurs Z. 514—5328. 

— aundgeichloffen IV. 

— gegen Beichlüffe d. Borfigenden 
2. 516. 

— — de3 beauftragten Richters 
2. 516. 

— — de3 erſuchten Richter? 2.5225. 

— in Bagatelljacdhen Z. 517. 

— in Befisftörungsfachen Z. 518, 
625. 

— gegen berufungsgerihtliche Ent- 
fcheidungen Z. 519. 

— gegen Entſcheidungen des Re» 
kursgerichtes Z. 527, 528. 

— gegen Enticheibungen des Ge 
werbegerichtes Z. 514. 

— Entſcheidung und Ausfertigung 
2. 526. 

— Erhebung Z. 520—525. 

— Friſten Z. 521. 

— nova Z. 5200. 

— Reviſionsrekurs, außerord. Z. 
528. 

— Guspenfiveffelt Z. 524. 

— telegraphiiche Erhebung Z. 520. 

— gegen Urteile wegen der Koſten 
2. 55. 

— überreichung Z. 520a. 

— Berfahren Z. 526—528. 

— als Borftellung zu behandeln 
Z. 522. 

— Bahl der Exemplare Z. 520. 

— eines Zeugen Z. 848. 

Nelnrstriften Z. 521. 

Relnrsgeriht Z. 526, 527. 

Reinrsichrift Z. 520. 

Relision Z. XL, 2. 340. 

relocatlo tacita Z. 569. 

Repliten, Mitteilung Durch vorbe⸗ 
reitenden Schriftſatz Z. 258. 
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res iudicata, Berufung gegen die 
Entſcheidung über Z. 475. 

— Wiederaufnahme wegen Z. 530. 

— ſ. Einrede der Rechtskraft. 

res litigiosa, Beräußerung Z. 284. 

restitutio in integrum ob noviter 
reperta Z. 530. 

Neſuméprotokoll Z. 211. 

Netonrrehunug Z. 557. 

Revifion Z. 502—518. 

— Buläffigleit Z. 508-504. 

— Erhebung Z. 505-508. 

— Berfahren Z. 509-518. 

— Anträge Z. 504, 506. 

— im Bagatellverfahren Z. 502. 

— Beantwortung Z. 507. 

— Beweidaufnahme Z. 509. 

— Entideidung Z. 510. 

— Stift Z. 505, 507. 

— Gegner Z. 507. 

— Gründe Z. 508, 506. 

— mutwillige Z. 512. 

— nova Z. 504. 

Resifionsihrift Z. 505, 506. 

Revifiouswerber Z. 507—512. 

Richter, Ablehnung Z. 477, 508. 

— Angabe der Namen in der Be- 
fhlußausfertigung Z. 429. 

— Haftung für Koften Z. 51. 

— Rekursrecht Z. 514. 

— Bartei im Anwaltsprozeß Z. 28. 

— dürfen nit Schiedsrichter fein 
2. 578. 

— Syndikatsverfahren Z. 600-602. 

Richterliche Friſten Z. 128. 

Nichtigkeit einer Rechnung Z 245. 

Richtigftehlung des Prototollsin- 
halte Z. 212. 

Niffe, Beiſchaffung Z. 188. 

Aubrit Z. 80, 84, 181, 187. 

Nubrum, Tein, auf Schriftfägen 2. 
75a. 


Gef. Sig. VI. 2. Zivilprozeßordnung. 41 
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Nüge von Mängeln Z. 196. 

Ruben bes Verfahrens Z.168—170, 
898. 

— eine Wiedereinfegung gegen 2. 
1465, 


Rumänien, Prozeßkoſtenſicherheit 


2. 57. 
NRußlaud, Prozeßloſtenſicherheit 
2.57. 
©. 


©aatarbeiten, Baritionzfrift mit 
Rüdjiht auf Z. 409. 

Sachkundige Zeugen Z. 350. 

Sachverhalt, kurze Yaflung in 
Scriftfägen Z. 76. 

— Darftellung im Brotololle 2. 
209. 

— im Beweisbeſchluß und Urteild- 
tatbeftand Z. 444, 445, 498. 

Sachverſtändige Z. 351—867. 

— Ablehnung Z. 355, 856. 

— Anwejenheit bei Verhandlung 
2. 171a. 

— beim Augenſchein Z. 868. 

— Befund Z. 862. 

— Begutachtung durch, Anordnung 
von Amts wegen Z. 188. 

— Beftellung Z. 351—858. 

— im Berufungsverfahren Z. 481, 
488. 

— Beweisaufnahme Z. 357—864. 

— Eib Z. 858. 

— Gebühren Z. 865. 

— Nichterfcheinen und Weigerung 
2. 854. 

— Bilicht, ſich verwenden zu laſſen 
2. 853. 

— Rechtsmittel Z. 366. 

— Sicherung bes Beweiſes Z. 384. 

— Berziht auf den Beweis Z. 868, 
364. 


Rüge — Schiedsrichter 


Sachverſtäudigenkolegien Z. 
351. 

Sachberſtändige Zeugen Z. 850. 

Gäummis der armen Partei Z. 73. 

— im vorbereitenden Verfahren Z. 
2354. 

— eine? Streitgenofjen Z. 14, 15, 
402. 

Gänmuisurteil Z. 896-408. 

— Berufung 2. 471. 

Schaden, Seftitellung ber Höhe 2. 
278. 

Schadenuerſfatzauſpruch des Auf- 
tors Z. 24. 

— gegen den Geihhäftsführer ohne 
Auftrag Z. 88. 
— der Partei für Zeitverſäumnis 

2. 42. 
Schadenerſauzv licht bei Erichlei- 
Hung des Armenrechts Z. 69. 
— der ungehorfamen Sacjperftän- 
digen Z. 854. 

— der ungehorjamen Zeugen Z. 826. 

— der Schiedsrichter Z. 584. 

Schadhafte Urkunden, Erneuerung 
2. 817. 

ESchande Z. 305, 821. 

Echeidnung, Verfahren III, MB. 
82 ff. 

— Grund III, MB. 8 6. 

Schenkung, Einrechnung in den 
Nachlaß, Verfahren Z. 266, Anm. 

Schiedagerichte Z. XII, Z. 59. 

— der Börfen ſ. Börſenſchiedsge⸗ 
richte. 

— der Genofjenfchaften beim Berg- 
bau Z. XI. 

Schiedsgerichtlicher Ausſchuß ber 
Gewerbegenoſſenſchaften Z. ZU. 

Schiedsrichter, Berfahren Z. 577 
bis 599. 


| — Ablehnung Z. 586. 


Schiedsrichter — Schwägerſchaft. 


Echiedsrichter, Abſolute Stimmen⸗ 
mehrheit entſcheidet Z. 590. 

— Beſtellung durch die Parteien 
Z. 580, 581. 

— — durd) das Gericht Z. 582, 584. 

— Einvernehmung von Zeugen und 
Sachverſtändigen Z. 588. 

— Haftung fürjchuldbare Weigerung 
oder Verzögerung Z. 584. 

— Leiſtung der Rechtshilfe auf Er- 
ſuchen Z. 589. 

— Richterliche Beamte dürfen nicht 
Sch. fein Z. 578. 

— Riüdtritt Z. 579. 

— Berfahren vor Z. 587—594. 

— Bahl Z. 580. 

Schieds ſpruch, Ausfertigung Z. 
592. 

— Friſt zur Unfehtungsflage Z. 596. 

— iſt gemeinfchaftliche Urkunde Z. 
593. 

— Rechtskraftwirkung Z. 240 c. 

— Unwirkſamkeit Z. 595—598. 

— Urſchrift, Aufbewahrung Z. 593. 

— Rirfung Z. 594. 

— Übergangsbeftimmungen Z. LIII. 

Schiedsvertrag Z. 577—586. 

— Außerkrafttreten Z. 588, 584, 
591. 

Schiffe, Bauwerke auf Z. 560ff. 

Schiffer, Ferialſache Z. 224. 

Schiffsmühlen Z. 560. 

Chluk der Verhandlung Z. 180, 
193 —19. 

Schlußbrief Z. XIV. 

Schlußznoten ber Handelsmäkler 
2. 295. 

— Borlegung Z. VII B. 5. 

Schluzvorträge, Recht auf Z. 
193 a. 

Schnittarbeit, Berüdfichtigung bei 
der Paritionzfrift Z. 409. 
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Echreibensunkundige Parteien, 
Handzeichen im Protokolle Z. 218. 

Schreibfehler im Urteile Z. 419. 

Schriftfach, Sachverſtändige 2.315. 

Schriſtführer Z. 207, 213, 262, 
418. 

— Protokollführung durd) Z. 209a. 

— Wechſel in der Berfon Z. 412. 

Schriftliche Aufjäbe, Ableſen nicht 
geitattet Z. 177. 

— — der nicht erfchienenen Bartei, 
nicht berüdlichtigen Z. 897. 

— Yusfertigung des Beichluffes Z. 
426. 

— — des Urteile Z. 414—418. 

— Feſtſtellung von Anträgen und 
Erflärungen Z. 212, 265. 

— — im bezirksgerichtlichen Ver⸗ 
fahren Z. 410. 

— — zu Prototoll Z. 208. 

— Frageſtücke Z. 341. 

Schriftliches Gutachten der Sach⸗ 
verftändigen Z. 857, 360. 

— Berfahren Z. II. 

Shrifturobe 2. 314. 

Schriftſätze Z. 74-886. 

— Deleidigende Ausfälle in Z. 86. 

— Befeitigung von Formmängeln 
Z. 84, 85. 

— gleichlautende Exemplare 2.75c. 

--- vorbereitende Z. 78. 

— Reitläufigteit überflüffige, Koſten⸗ 
folge Z. 49. 

Chriftitüde, Borlefung in ber 
mündlichen Verhandlung Z. 177. 

Schriftversleichnug Z. 314, 315. 

Echuld an der Scheidung III, MB. 
8 6. 

— an ber Trennung III, MB.$ 11. 

Schulden, eidliche Angabe Z. XLII. 

Schwägerſchaft, Zeugnisverweige⸗ 
rung wegen Z. 321. 

41* 
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Seegerihtsbarfeit Z. 226. 

— im VBerufungsverfahren Z. 487. 

— vor Bezirkögerichten Z. 446. 

Sekretär des Börfenfchiedsgerichtes 
2. XV, XXI, XXIII. 


Selbitvertretuugsrecht der Advo⸗ 
katen, Richter und Notare Z. 28. 

Cenat, Angabe in den Wusferti- 
gungen Z. 429. 

— BProzeßleitung durch Z. 187—192. 

— Entſcheidung über prozeßleitende 
Anordnungen des Borfigenden Z. 
186. 

— Entſcheidung über Einſprache 
gegen Verfügungen betr. PBroto- 
follierung Z. 214. 

— ÜEntfcheidung über Fragen der 
Parteien Z. 184, 342. 

— Entſcheidung über Koften bei Zu- 
rüdnahme ber Klage Z. 237. 

— Entiheidung über Feftftellungen 
zu Protofoll Z. 265. 

— Ordnungsſtrafen Z. 199—201. 

— vorbereitendes Berfahren, Ein- 
leitung Z. 244, 246, 247. 

— — Ergänzung Z. 256. 

— Wiedereröffnung gefchlofiener Ber- 
Handlung Z. 194. 

— Bufammenfebung, Änderung Z. 
419, 429. 

Serbien, Armenrecht Z. 683. 

— Prozeßkoſtenſicherheit Z. 57. 

— Nechtshilfevertrag Z. 38. 

Serbitutenklagen gegen Streit- 
genofien Z. 114. 

Sicherheits leiſtung Z. 88, 56, 
407. 

— für Prozeßkoſten Z. 57-62, Z. 
XXIX. 

— hei armen Parteien Z. 64. 

— Antrag auf, bei erfter Tagſatzung 
2. 239. 


Seegerichtsbarkeit — Sparkaſſebuͤcher. 


Sicherheitsleiſftung im Bagatell⸗ 
verfahren, Rekurs Z. 517. 

Sicherheitswache, Labung Z. 330. 

Eicherſtellung im Beſitzſtörungs⸗ 
verfahren Z. 458, 459. j 

— einer Gelbrente wegen Tötung ıc. 
2. 407. 

Eicherfichungsauftrag im Wech⸗ 
felverfahren Z. 558. 

Eiherung von Beweiſen Z. 
384 - 389. 

— — zufolge prozeßleitender Ver⸗ 
fügung Z. 188. 

— — im vorbdereitenden Verfahren 
2. 250. 

— — Koften Z. 40, 888. 

Eiderungsmahregeln bei Be- 
willigung der Hemmung infolge 
Rekurs Z. 524. 

Eittlihteit, Ausſchließung der 
Öffentlichkeit Z. 172. 

Sigungspalisei Z. 197—203. 

— vor Börſenſchiedsgerichten Z. 
XIX. 

Slavonien, Prozeßkoftenficherheit 
2. 57. 

Eolidarkaftung für Prozeßkoſten 
2. 46. 

©ollisitater, Roften für Bertretung 
durch Z. Alec. 

— Bertretungsbefugnis Z. S1e. 

Sonntag, Einfluß auf Briftenlauf 
Z. 126. 

— Buftellung am Z. 100. 

— Erſatzzuſtellung durch Anſchlag 
nicht am Z. 104. 

Sonntagsrnhe Z. 221. 

Souveränität des Richters Z. 179, 
181, 278. 

Spannhölzer Z. 318. 

Sparkafſebücher zur Sicherftel- 
lung Z. 56. 


Sprache — Streitanhängigkeit. 
Stillſchweigende Erneuerung des 


Sprache 2. 1. 

Spruchreifinachen Z. 535, 540, 
541. 

®tant, Bertretung Z. IV. 

Staatsanwaltſchaft Z. 174. 

— Bertretung armer Barteien Z. 
64, 447. 

Etaatsbahnen, Bertreiung durch 
Finanzproturatur Z. IV, Unm.1. 

Staatsbnhundireltion, Vertre⸗ 
tungsreht Z. IV, Anm. 1. 

Etantsbenmte, Wahrung bed Amts⸗ 
geheimniſſes Z. 820. 

Stantslafle Z. 71. 

Staatoſchatz Z. 64. 

Staatsverträge Z. VIII, XXXV, 

"2. 57. 

Stammbanın, Beiſchaffung 2.183. 

Statiltilhe Daten über die Tätig: 
Teit der Börfenfchiedsgerichte 2. 
XXVI. 

Statuten, Beweis Z. 271. 

— der Börjen Z. XIII, XIV, XVI 
bi3 XVIII, XXVI, XXVII. 

— Sciedsgeriht auf Grund von 
2. 599. 

&tellvertreter des Advokaten Z. 31. 

Stempel, Befreiung der armen 
Barteien Z. 64. 

— Beibringung der Z. 181. 

-- Erfah Z. 42. 

— Nachzahlung bei Entziehung bes 
Armenrechtes 2. 71. 

— bei Niederichriften Z. 208. 

Stenograph, Buziehung zur Bes 
weisaufnahme Z. 280. 

— Aufnahme der ganzen VBerhand- 
lung Z. 210a. 

©terbefälle Z. 822. 

©tenerämter Z. IV. 

Stenerbebörden, Mitteilung von 
Urteilen Z. 414. 
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Beitandvertrages Z. 569. 
Stimmengleihheit Z. 420. 
Stimmenmehrbeit, abjolute Z. 

590. 

Störung des Beſitzſtandes Z. 454 
bis 460. 

— ber Verhandlung Z. 197. 

Etrafbare Handlung, Unter⸗ 
brechung wegen Verdacht Z. 191. 

— Wiederaufnahme Z. 580, 539. 

©trafen Z. 220. 

Etrafgerihtlihe Verfolgung 2. 
805, 321. 

Strafgerichtliches Erkenntnis, Be- 
deutung für den Bivilrichter Z. 
268, 886, 539. 

— Berfahren, Begründung ber Ein- 
ftelung 2. 589. 

— — Ferialfahe Z. XXXVI. 

Etrafurteil, Bräjudizialität Z. 268. 

Strafverfahren, Unterbrechung der 
Verhandlung wegen Z. 191, Z. 
XI 8. 8. 

Etrafverfügungen, Rekurs 2.522, 
524. 

— Vollzug Z. 220. 

Etreihung von der Advolatenlifte 
2. 160. 

©freit vor bem mit der Beweis⸗ 
aufnahme befaßten, beauftragten 
oder erfuchten Richter Z. 285. 

Streitanbängigleit Z. 282 —284. 

— fiehe Eintede der Streitanhängig- 
keit, Berüdfidhtigung von Amts 
wegen Z. 240. 

— Berufung gegen bie Enticheidung 
Z. 471, 475. 

— Entſcheidung über die Einrede 
2. 261. 

— Bmifchenantrag auf Feftftellung 
bewirkt Z. 236.. 


646 Streitgegenftand — Termine. 
Streitgesenktand, Bezeichnung im | Tagſatzung im vorbereitenden 


Schriftſatz Z. 75. Verfahren Z. 248, 254. 
— im Protokoll Z. 207. — zum Vergleichsverſuch Z. 433. 
Etreitgenoflen Z. 11—16. — im bezirtägerichtlichen Verfahren 
— Beweid durch Bernehmung Z. Z. 436. 

873. Tarif, Advokaten⸗2. IV, 41. 
-— Friften Z. 197. — Beugen 2. 317. 


— Sachverſtaͤndige Z. 865. 
Tatbeitand, des Urteiles Z. 417, 


— Sntervenienten als Z. 20. 
— Mandatsverfahren Z. 551. 


— Säumnidurteil gegen Z. 402. 445. 
— Buftellung an Z. 97, 90. — Erſatz für Protokollierung Z. 445, 
Etreitverbandlnug, Einleitung 498. 

2. 244. — im berufungsgeridhtlichen Ber- 
— mündlide Z. 357—264. fahren Z. 500. 
©Streitverfündisung Z. XXXI, Tatbeſtandsberichtigung Z. 420 

2. 21. bis 422, 

Enbititwierung eine® Advokaten — im Berufungsverfahren Z. 485. 
zZ. 831. — im bezirksgerichtlichen Verfahren 


2. 447. 
Tatfadengeitändnis Z. 266. 
Tatſächlicher und rechtlicher Grund 


Enmmariiche® BerfahrenZ. IT, L. 
Eunspenfiuefelt des Rekurſes Z. 
524. 


— der Wiederaufnahms⸗ und Nice 2.11. 
tigfeitäffage Z. 547. Teilanfpruh, Nebengebühren Z. 
Shudikatsklage, Streitgenofien- 892. 


{haft Z. 11. Teilſchuldverſchreibungen, In⸗ 
— Verfahren Z. 600- 602. tervention Z. 17. 
— Wahrung der Rechte der Befiger 
T. 2. IV. 
Tagebücher der Handelsmäller Z. | Teilung der Koften Z. 48. 
2395. Teilungstlage, Streitgenofien Z. 
— Borlegung Z. VII. 14a. 
— Anordnung, Tein abgejonderter Z. 02, 
Rekurs Z. 130. — bei Kompenfationgeinrede Z. 
— zur Abgabe eined Gutachten? 2. 8912. 


Telegraphiſches Anbringen, Frift- 
verlängerung durch Z. 126. 

— Anbringen 2. 74. 

— Unmeldung von Rechtsmitteln 


860. 
— Unberaumung Z. 130, 288. 
— zur Beweisaufnahme Z. 288. 


Tagſatzung Z. 130—189. Zeilurteil Z. 391, 392,894, Koften 
— erſte Z. 231, 239 ff., 440. 


— Erftredung Z. 134, 141. Z. 465. 
— Ort Z. 132. Termine in Beſtandſachen, Feſt⸗ 
— an Sonn- und Feiertagen Z. 221. fegung Z. XL. 


Zinte — Unentgeltliche. 


Tinte, Eingaben müfjen mit T. ge- 
ſchrieben fein Z. 75. 

Tirol, Mandatöverf. auf Grund 
von Grundbuchsurkunden Z. 550. 

Titel, Beſitz⸗ Z. 457. 

To» des Advokaten Z. 160. 
— des geſetzlichen Bertreterd 2.168. 
— der Partei, Erbietung zur 
eidlichen Vernehmung Z. 888. 
—— Einfluß auf die Vollmacht Z. 85. 
— — Erlöjhen des Armenrechts 
2. 68. 
— Unterbrechung des Verfahrens 
Z. 155—157, 164. 

Tötung, Sicherftellung einer Rente 
wegen Z. 407. 

Zrausportanftalten, Ladung von 
Bebdienfteten Z. 831. 

Traunugsbuch, Eintragung der 
Auflöfung oder Ungültigkeit ber 
Ehe, III, MB, 8 17. 

Trenunng ber (he, 
88ff. 

— der Verhandlung Z. 188, 189, 
192. 

riet, Niederlegung von Bus 
ftelungsftüden Z. 104. 

Tür, Anſchlag an ber Z. 104, 106, 
107. 

Türkei, Prozeßkoſtenſicherheit Z. 57, 
Unm. 1. 


III, MB. 


u. 


ũbereinkommen hinſichtlich Friſt⸗ 
verlängerung Z. 128. 

— Friftablürzung Z. 129. 

— über Uuflündigung und Burüd- 
ftelung des Beitandgegenftandes 
Z. 560. 

— zur Regelung einiger Fragen des 
internationalen Brivatrecht3, fiehe 
Haager Konvention. 


| 
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Übergabe, Übernahme des Beftand- 
gegenitandes, Auftrag Z. 567. 
— Räumunggsfriſten 2.578, XT 8.1. 
Überganssbekimmunsen, Z. 

XLVII—LIII. 
Überlegungsfräft bei eiblicher Bar- 
teienvernehmung Z. 379. 
Übernahme des Prozeffes duch 
den Auktor Z. 23, 241. 
Überreihung der Klage Z. 232. 
Überfehreitung ber Aufgabe dur 
die Schiedsrichter Z. 59. 
Übertragung der Prozeßvollmacht 
2. 31. 
Überzeugung fiche Ermeſſen, rich⸗ 
terliches. 
Unabwendbare Creignifie (Grün⸗ 
de), Friftverlängerung Z. 188. 
— (unüberfteiglih) Tagſatzungser⸗ 
ftredung Z. 134. 

— Wiedereinſetzung Z. 146. 

— Bufälle Z. 402. 

Unangemellenes Betragen, Ent⸗ 
fernung einer Bartei wegen 2. 
198, 400. 

Unbefaugenbeit eines Zeugen Z. 
321 - 327. 

unbelannter Aufenthalt, Zuſtel⸗ 
lung bei Z. 115—118. 

— -— Einlaffungsfrift bei, Z. 231. 

— Gegner, Beweisführung gegen 
2. 886. 

Unbeftimmte Zeugenausfagen 2. 
844. 

Unbeweglihe Güter, Bauverbot 
2. XXXVII. 

— — Beſitz an, keine Prozeßkoſten⸗ 
fiherheit Z. 57. 

Nuchte Urkunden, Aufbewahrung 
Z. 816. 

Nuentgeltlihe Vertretung durch 
einen Advolaten Z. 64. 
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Nnerbeblidgteit, Zurüdwetiung von 
Beweilen wegen Z. 275. 

Nnfäbigteit zur Mittellung ber 
Wahrnehmung des Beugen 2. 
320. 

— zur verftändlichen Äußerung 2. 
185. 

— zur Bertretung, Unterbrechung 
bes Verfahrens Z. 160. 

Unfallverfiherungsanktalt, 
Schiedsgericht Z. XII. 

Ungariſche Staatsangehörige, Be⸗ 
freiung vom Erlage aftorifcher 
Kaution Z. XXIX. 

Ungarn, Armenrecht Z. 63. 

— Brozeßkoftenficherheit Z. 57. 

Ungebüprliches Benehmen des Be- 
vollmächtigten Z. 199, 200. 

— Benehmen von Militärperjonen 
2. 202. 

Nngeborfam des Sachverſtändigen 
2. 854. 

— des Beugen Z. 335, 838. 

Ungenügendes Sacverftändigen- 
gutachten Z. 362. 

Ungültigteit der Ehe, Berfahren 
III MV., 88 8 ff. 

Ungültigleitserflärung ber Ehe, 
III. 

unllagbare Uniprüche, Entſchei⸗ 
dung über Z. 2805. 

uUnleſerliche Urkunde, Erneuerung 
2. 817. 

Unmittelbare Ausfolgung von 
Schriftftüden bei Gericht Z. 114. 

Numittelbarleit, Urteilsfällung 
Z. 412. 

— Berftoß gegen Z. 477. 

AUnmögliche Riagebegehren Z. 280 2. 

Unredlichteit des Beſitzes Z. 457. 

Unrichtige rechtliche Beurteilung 
Z. 508, 520. 


Unerheblichkeit — Unternehmerverband. 


Nnrichtigfeiten im Urteile oder 
deſſen Ausfertigung Z. 419. 

Nnterbrehung bes Verfahren? 2. 
155 —167. 

— Aufnahme Z. 164. 

— bis zur Beendigung eines Straf⸗ 
verfahrens Z. 191. 

— infolge Konkurs Z. 169. 

— infolge Einftelung der gericht- 
lichen Amtstätigkeit Z. 161. 

— bis zur Entſcheidung eines prä= 
judiziellen Streites Z. 190. 

— Gründe, andere Z. 167. 

— des Rechtsmittelverfahrens wegen 
Wiederaufnahme Z. 544, 545. 

— Nuhen des Verfahrens Z. 168 
bis 170, 398. 

— infolge Tob Z. 156. 

— infolge Berluft der, Brozeßfähig- 
Teit, Wechfel bes gejeglichen Ver⸗ 
treters Z. 158. 

— infolge Wechjel des Advokaten 
2. 160. 

— Wirkung 163. 

— tnfolge zufälliger Verhinderung 
einer Bartei Z. 162. 

Unterfertisung derAlusfertigungen 
2. 418. 

— des Beichluffes Z. 429. 

— Echtheit Z. 80, 812. 

— der Protofolle Z. 212, 218. 

— des Schiedsſpruches Z. XXI, Z. 
593, 595. 

— des Schriftſatzes Z. 75. 

— der Urkunden Z. 294. 

— de3 Urteile Z. 418. 

— des Vergleichs Z. XXI, Z. 205. 

Unternehmen, geihäftliche3,Z.295. 

Unternehmer eines Wertes, Be⸗ 
weisfiherung Z. 384. 

Unteruchmerserbaud (Rartell) Z. 
XXIII. 


Unterfchrift — Urkunden. 


Unterichrift fiehe Unterfertigung. 

uUnterfuchung von Lebensmitteln 
u. Gebrauchsgegenſtänden Z. 351. 

Unterwerfung unterBörſenſchieds⸗ 
gerihte Z. XIV. 

Nnsolftändigleit der Beweißauf- 
nahme eines vorbereitenden Ver⸗ 
fahren? Z. 264. 

— des Urteiles Z. 428, 496. 

unwirfamteit des Schiebsipruches 
Z. 595-597. 

— des Schiedsvertrages 2.583, 591. 

unzuläſſigkeit der Berufung Z. 
471, 472. 

— des Rechtsweges fiehe Einrede der. 

— — Anmeldung der Einrede Z. 
289, 240. 

— — naͤchträgliche Einwendung 2. 
260. 

— — Berufung wegen Z. 477. 

— des Rekurſes Z. 538, 526, IV. 

— der Revifion Z. 507. 

— der Wiederaufnahms⸗ oder Nich⸗ 
tigkeitstlage Z. 543. 

— des Beugniffes Z. 820. 

Unsnitändigleit, Berufung gegen 
den Ausſpruch Z. 475, 477. 

— des Berufungsgerichted Z. 471, 
474, 487. 

— Berufungsentfcheidung wegen 2. 
475c, 476 4. 

— Erörterung von Amts wegen 2. 
261c. 

— Geltendmahung mit Berufung 
2. 5l4a. 

— Einrede der, fiehe Einrede. 

Unsuftändigleitserllärung des 
Börfenfchiedsgerichte® Z. XXI, 
XXIV. 

Urheberrecht, Erſatzanſprüche we⸗ 
gen Eingriffes Z. 273. 

— Sachverſtändigenkollegien Z. 351. 
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urtunden, Beweis Z. 292—819. 

— Beweisbefhluß Z. 2775. 

— Antretung Z. 297. 

— Aufbewahrung gerichtliche 2.816. 
— Aufforderung zur Vorlegung 
durch den Vorfigenden Z. 183. 

— im Aufforberungsprozeß Z. 
XXXVIII. 

— Bedenklichkeit Z. 296. 

— als Beilagen eines Schriftſatzes 
2. 77. 

— im Beſtandverfahren Z. 565, 566. 

— im bezirkögerichtlichen Verfahren 
2. 438. 

— Echtheit Z. 310—313. 

— Einfiht Z. 82, 298. 

— — unter Advokaten Z. 83. 

— Erneuerung 2. 317. 

— Fälfchung, Wiederaufnahmdgrund 
Z. 530. 

— gemeinſchaftliche Z. XLIIL, Z. 
304, 308, 693. 

— Herbeifhaffung der bei einem 
Notar oder einer Öffentlichen Be⸗ 
hörde verwahrten Z. 183, 229, 
243, 257, 258, 301, 481, Z. 
XXXVIII. 

— im vorbereitenden Verfahren 2. 
250. 

— öffentliche Z. VII, Z. 292, 293. 

— über eine ausländiiche Beweis⸗ 
aufnahme Z. 283. 

— imMandatsverfahren Z. 548,549. 

— Brivaturkunden Z. 29. 

— Rechtsmittel Z. 319. 

— GSchriftvergleihung Z. 314, 315. 

— Verzicht auf Z. 302. 

— Vorlegung durch den Beweis⸗ 
führer Z. 298—302.. 

— — dur den Gegner Z.303—807. 

— — durd) einen DrittenZ. 808, 809. 

— — Roften Z. 40, 308. 
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Urkunden im Wechfelverfahren Z. 
657, 658. 

— Beugenfertigung 2. 294. 

Urtundsperfon, Verweigerung bes 
Beugniffes durch Z. 8232. 

Urfehrift von Beilagen Z. 81 - 88. 

des Befchluffes Z. 429. 

- - im Manbatsverfahren Z. 550. 

-- des Schiedsſpruches Z. 592, 598. 
- von Urkunden, Vorlage Z. 399. 
- de3 Urteiles 2. 418. 

- Borlage Z. 299, 800. 

Urteil Z. 890—424. 

— Anerlenntni3 Z. 891, 395. 

- Auffchiebung im Bagatellverfah- 
ren Z. 452a. 

- Ausfertigung Z. 417, 418. 

— Auszug Z. 418. 

- - des Verufungsgerichtes Z. 497, 
500. 

— im Beftandverfahren 2.572 -574. 

— Endurteil Z. 390. 

— Ergänzungd= Z. 428, 485. 

— Fällung, Berfündung und Zu⸗ 
ftelung Z. 412—416. 

-- Inhalt Z. 404-410. 

— Roftenentfcheidung Z. 53, 585. 

— im Mandatsverfahren Z. 558. 

-- Mitteilung an die Steuerbehör- 
den Z. 414. 

— Rechtskraft Z. 411, 530. 

-- Relurd wegen Roftenentfcheibung 
2. 55. 

— fchriftliche Uusfertigung Z. 417, 
418. 

- - Tetlurteil Z. 891, 392, 394. 

--- Berlündung Z. 414, 415. 

— im Bagatellverfahren Z. 452. 

-- in Berfäumnisfällen Z.896—408. 

-- auf Grund von Berzicht Z. 894. 

— Bmifchenurteil Z. 893. 

Nrteilsabfaflung Z. 418. 


Urbunden — RBereitelte. 


Wrteilsansfertisung Z.417, 418. 
Urteilsberichtiguus Z. 419. 
Nrtellstatbetend Z. 417. 
— Berichtigung Z. 420-432. 
-- — beim Bezirksgerichte Z. 445. 
— — Koſten Z. 422. 
— Berufung bei Beridhtigung 2.485. 
— im Berufungsurteil Z. 500. 
— Erſatz für Brotolollierung des 
Sachverhaltes Z. 445, 498. 
-- Bermeilung auf Brdtololl im 2. 
4175. 
B. 


Beränkerumg einer in Streit ver⸗ 
fangenen Sadıe Z. 284. 

VBerbeflerung der Beweisaufnahme 
eine3 beauftragten oder erfucdhten 
Richter Z. 286. 

-- ber Berufungsichrift Z. 495. 

— der Klage Z. 485. 

Verbindung mehrerer Klagen Z. 
227. 

— — Prozeſſe Z. 187, 404, 

-- der Verhandlung über bie Wie- 
deraufnahme und über die Haupt- 
ſache Z. 540. 

Verdacht einer ftrafbaren Hand⸗ 
lung Z. 191. 

Vereinbarung auf Bagatellver⸗ 
fahren unzuläffig Z. 448. 

— über Eid Z. 205. 

— Ruhen Z. 168-170. 

— Buftändigleit 2. 477. 

— fiber fchiedsrichterliche Entſchei⸗ 
dung Z. 577. 

Vereine, Parteienvernehmung Z. 
973. 

— SEchiedsgerichte Z. 599. 

Vereinigte Staaten von Amerika, 
Prozeßkoſtenſicherheit 2.57, Anm.1. 

Bereitelte Tagſatzung durch Richt» 
ericheinen Z. 142. 


RBerfachte — Verjährung. 651 


Verfachte Urkunden, Mandatsver⸗ 
fahren auf Grund Z. 3484. 

Verfahren, Armenrecht Z. 63. 

-- allgemeines Z. 74—170. 

— in Bagatellfachen Z. 448453. 

— Belisftörungd- Z. 454-460. 

— hefondere Arten Z. 548 ff. 

— in Beſtandſachen Z. 571—575. 

— bei der Beweißaufnahme Z. 288 
bis 291. 

— vor Bezirksgerichten Z. 431—460. 
vor Gerichtshöfen 1. Inſtanz Z. 
226430, 

— bis zum Urteil Z. 226—389. 

— Mandats- Z. 548—554. 

— über Nichtigkeitsklage Z. 529, 
583 —547. 

— Ruben Z. 168—170, 898. 

-- fchiedsrichterliches Z. 587—594. 

-- Synbifats- Z. 600-602. 

- - Unterbrechung Z. 155—167. 

— Borbereitendes Z. 245—265 

— in Wechſelſachen Z. 555—559. 

— über Wiederaufnahmsflage Z. 
530, 633—547. 

— Berufungs- Z. 468, 470 ff. 

— Relurd- Z. 526—528. 

— Revifiond- Z. 509518. 

Verfälibung einer Urkunde Z. 
812a. 

Bergleich Z. 204 - 206. 

— Ausfertigung Z. 206. 

— vor Börſenſchiedsgerichten Z. 
XVIII, XXI. 

-— Erelutionsfähigteit Z. 204 4. 

— in Sceidungsfachen III, MB. 
88. 

— auf Zeugen» ober Sachverſtän⸗ 
digenbeweis Z. 205. 

Vergleichsverhandlung, Tag- 
faungserftredung wegen Z. 204. 

— Roften Z. 40, 47. 


Berg leichſsverſuch bei der erften 
Tagſatzung Z. 239. 

— vor Bezirkögerichten Z. 488, 2. 
III, 8.3. 

— Roften Z. 415. 

Vergleichung der Handſchriften Z. 
314, 815. 

Verhandlung, mündliche Z. 171 
bis 225. 

— Öffentlichkeit Z. 171—175. 

— Borträge der Barteien Z. 176 
big 179. 

— Brozeßleitung durch den Vor⸗ 
figenden Z. 180—1886. 

— Brozeßleitung durch den Senat 
2. 187—192. 

— Schluß Z. 198—19%. 

— Rüge von Mängeln Z. 196. 

— Sitzungspolizei Z. 197—208. 

— Bergleih Z. 204—206. 

-- Brotofolle Z. 207—217. 

—- ten Z. 218, 219. 

-- Strafen Z. 220. 

— Sonntagsruhe und Gerichtsferien 
2. 221-225. 

— Ort Z. 132. 

Berbandiungsprototol Z. 207 
bis 215. 

— vorbereitetes Z. 210, 477, 

— Niederſchriften Z. 212, 265, 444. 

Berbeimlihung be3 Vermögens 
2. XLII. 

Verbeiratung, Beugnisverweige- 
rung in Betreff Z. 822. 

Verhinderung einer Bartei Z. 
162. 

— eined Beugen Z. 328 8. 4. 

Verjährte Forderung Z. 549. 

Verjäbrung, Unterbredjung der 
Wechjel- Z. XLV. 

— nad) bewilligter Wiederaufnahme 
2. XLVI. 
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Berlehr mit dem Auslande Z. 
XXXV. 

Berlündung der Entſcheidung, 
öffentlich Z. 172. 

— im VBagatellverfahten Z. 452. 

— des Urteile Z. 414416. 

-— von Beichlüfien Z. 426. 

— Priftenlauf von Z. 124. 

— bei Unterbrechung be3 Berfah- 
tens Z. 168. 

Verläugerung von Yriften 2.128, 
140 —148. 

Berlautbarung nicht Öffentlicher 
Verhandlungen Z. 172. 

Berlegung von Tagiabungen Z. 
134 ff. 

— Rechtsmittel Z. 141. 

Verlegung einer Ehrenpfliht 2. 
805. 

— tichterlicher Umtspflichten 2.530. 

— einer Prozeßvorſchrift Z. 196. 

Verluſt der Brozeßfähigteit, Unter- 
bredung Z. 158. 

Bermögen, unmittelbarer Nachteil 
am, Beugnisvermweigerung, Z. 821, 
822. 

Vermögensanseinanderichung 
2. 245. 

-- im beztrlögerichtlichen Verfahren 
2. 440. 

Bermögensnerbältniffe, Zeugnis 
über, bei Armenrecht Z. 65, 69. 

— Ünderungen in Z. 68, 71. 

Vermutung, geſetzliche Z. 270. 

Vernehmung ber Barteien Z. 871 
big 383. 

— in Bagatellfadhen Z. 451. 

— im Berufungsverfahren Z. 481, 
489, 

— im Befisftörungsverfahren 2.457. 

-- fiber Ehehindernifie Z. VI, 8.1. 

— von Zeugen Z. 386—845. 


Verkehr — Verfpätele. 


Vernehmung durch erfuchten oder 
beauftragten Richter Z. 828. 

Berläummis- Antrag, Zurückwei⸗ 
fung Z. 402. 

— folgen Z. 144, 145. 

— durch Richtüberreichung der Kla⸗ 
gebeantwortung Z. 898. 

— nad) Überreihung der Klagebe⸗ 
antwortung Z. 899. 

— ellrteil Z. 896— 408. 

— — bei ber erften Tagfagung Z. 
239. 
- — im bezirfögerichtlichen Ver⸗ 
fahren Z. 442. 

— — Berufung gegen Z. 471. 

Berfänmmngber Tagſatzung Z.138. 

— — über Wiebereinjegungsantrag 
2. 149. 

Berihleppunssabfiht, Burüd- 
weifung von Beweiſen wegen Z. 
275. 

— bei verfpätetem Vorbringen Z. 
179, 181, 978. 

— Mutwillensftrafe wegen Z. 512, 
328. 

Verſchulden, grobes Z. 49, 51. 

— der Barteien Z. 48, 51. 

— des Gerichte Z. 51. 

Verihäwägerung bes Beugen 2. 
321. 

Berſchweigung bes Vermögens 2. 
XLII. 

Verihwiegenbeitspkicht, 
tiondvermweigerung Z. 305. 

— Beugnisverweigerung Z. 821. 

Berföpuungsneriuch III, MB. 
g 2. 

VBeripätete Auftündigung Z. 568, 
564, 571. 

— Berufung Z. 468. 

—- Klagebeaniwortung Z. 898. 

— Prozeßhandlung Z. 145. 


Edi⸗ 


Verſpaͤtete — Verzicht. 


Berfpätete Revifion Z. 507. 

— Wiederaufnahmd> oder Nichtig- 
keitstlage Z. 543. 

VBerfpäteter Rekurs Z. 523, 526. 

VBerkändisung von Klagen gegen 
Juſtizbeamte und Diener Z. VI. 

— der Steuerbehörben von Urteilen 
2. 414. 

Verteidiger des Ehebandes III, 
MB. 815. 

VBertranensperfon bei Ausſchluß 
der Öffentlichkeit Z. 174. 

Vertreter, gefeßlicher Z. 2, 4, 7, 
230, 477. 

— Roftenerfaspfliht Z. 49. 

— Beltimmungen über Barteien 
gelten auch für 2. 5. 

— Bartetenvernehmung Z. 873. 

— Vollmachtskündigung dur 2.35. 

— Unfähiglett zur verftändlichen 
Äußerung Z. 185. 

— Wechſel in der Perſon Z. 158. 

Bertretung vor Börſenſchiedsge⸗ 
richten Z. XX. 

Vertretungsbeingnis Z. 4, 158. 

Vertretungsleiftung, Aufforde⸗ 
zung zur Z. 21, 2. XXXI. 

VBernrteilung durch den Straf⸗ 
tichter, Einfluß auf den Beweis 
Z. 268. 

Vervollftändignug der Beweis⸗ 
aufnahme eines beauftragten oder 
erſuchten Richters Z. 286. 

— der Klageangaben bei Bezirks⸗ 
gerichten Z. 485. 

— des Urteilstatbeitanded Z. 420. 

— des Vorbringen? Z. 182. 

Verwahrung der Urichrift Des 
Schiedsſpruches Z. 593. 

Berwaltungsperfabren, präju⸗ 
dizielles Z. 190. 

Verwandtſchaft des Zeugen. 821. 
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Verweigerung der Annahme eines 
Schriftftüdes Z. 109. 

— der Annahme einer Sadje Z. 384. 

— der Unnahme des Schiedsrichter⸗ 
m 2. 578, 579, 581, 583, 


— der Aufnahme eines Beweiſes 
2. 275. 

— der Ausſage über zu edierende 
Urkunden 'Z. 307, ober Augen 
ſcheinsſachen Z. 869. 

— der Ausſagen durch die Partei 
Z. 880, 381. 

— der Beantwortung von Fragen 
durch die Partei Z. 272. 

— der Einleitung oder Fortſetzung 
des Bagatellverfahrend Z. 517. 
— der Einleitung oder Fortfegung 
des Befisftörungsverfahren? Z. 

518. 

— des Gutachtens Z. 354. 

— der Rechtshilfe Z. 121.) 

— der Streiteinlaſſung Z. 260. 

— der Teilnahme am Brotofollie- 
tungdalte Z. 210. 

— der Vorlage einer Urkunde Z. 
804, 305, 807. 

— — eines Augenfcheinzgegenitandes 
2. 369. 

— des Beugnifieg Z. 321—326. 

— des Beugeneides Z. 325, 336. 

Verweis Z. 200. 

Verweifung der Rechtsſache an 
ein andere Gericht 1. Inſtanz 
2. 479. 

Verwirklichung d. Säumnisfolgen, 
Antrag auf Z. 145. 

Verzicht auf Anfechtung eines 
fchiedögerichtlichen Erkenntniſſes 
2. XXIII, 598. 

— auf Anſpruch (Protokollierung) 
Z. 208. 
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Versiht auf aufgenommene Be— 
weile Z. 272a. 

— aufBeeidigung ber Partei 2.380. 

— aufBeeidigung der Zeugen Z. 336. 

— — eine Sadhverftändigen Z. 858. 

— auf Berufung Z. 472. 

— auf Intervention bei Beweis⸗ 
aufnahme Z. 289, Anm. 1. 

— auf mündlide Berufungsver- 
Handlung Z. 492. 

— auf Klage Z. 237. 

— auf Rüge von Mängeln Z. 196. 

— auf Rechtsmittel, Brototollierung 
2. 208a. 

— auf Sadverftändigenbeweis Z. 
863. 

— auf Urkundenbeweis Z. 802. 

— Urteil auf Grund von Z. 89. 

— bei der eriten Tagfabung, Ur- 
teil Z. 239, 897. 

— auf Beugen Z. 345. 

Verzögerung des Rechtsſtreites, 
Koften Z. 44. 

— bei Klagsänderung Z. 235. 

— des vorbereitenden Verfahrens, 
Abhilfe Z. 255. 

— fiehe auch Verſchleppungsabſicht. 

— der Buftellung Z. 139. 

Vollanfmann Z. 295. 

Vollmacht, Beglaubigung Z. 30. 

— Prozeßvollmacht Z. 31. 

— Umfang, Dauer Z. 33. 

— Borlegung Z. 80. 

— im bezirkögerichtlichen Verfahren 
2. 451. 

Volftredbarteit eines Schieds⸗ 
ſpruches Z. 594. 

— hemmende Wirkung ber Beru- 
fung Z. 466. 

— — der Revifion Z. 508. 

— — des Rekurſes Z. 524. 

Vorarlberg, Mandatöverfahren , 


Verzicht — Vorkehrungen. 


auf Grund von Grundbuchsur⸗ 
tunden Z. 550. 

Borbehaltene Beichwerbe, Gel- 
tendmachung Z. 5154. 

Vorbereitende Schriftſatze 2. 
78, 80, 251, 252. 

— Berufung Z. 465, 468. 

— Bezugnahme in den Brotofollen 
2. 210. 

— Geftänbnis in Z. 266. 

— Rllage Z. 226. 

— Rlagebeantwortung Z. 248. 

— zwiſchen Klage und mänblicher 
Berhanblung Z. 258, 899, 134 4. 
— im besictögerigitlichen Verfahren 
2. 440. 

— Borbereitung der BerhandiInng 
durh Z. 176. 

Vorbereitendes Verfahren Z. 
245 —256. 

— tim bezirlögerichtlichen Verfahren 
2. 440. 

— Anwaltszwang Z. 248. 

— Befugnifie des beauftragten Rich⸗ 
ters 2. 249. 

— Beweisaufnahme Z. 258. 

— in Ehefadhen III MB. 8 10. 

— Ergänzung Z. 256. 

— im Mandatsprozeß Z. 553. 

— Nachträgliche Anordnung 2.258. 

— Protokolle Z. 252. 

— Säummis einer Partei Z. 254. 

— Verzögerung Z. 255. 

— Bortrag der Ergebniffe in der 
Verhandlung Z. 262. 

Vorbereitete Brotololle bürfen 
nicht angenommen werden Z. 210, 
477. 

Vorbereitung zur mündlichen Ber- 
handlung Z. 180. 

Vorlchrungen, einftweilige 2.458, 
525. 


Vorkehrungen — Vorſitzender. 


Borlchrungen zur Beweisauf⸗ 
nahme Z. 288. 
Vorladung, prätorifche Z. 433. 
— von Zeugen Z. 889 —332. 
Borlage der Rechtsmittelſchriften 
ohne Senatsbeihluß Z. 468. 
Vorlesung von Urkunden durch 
den Beweisführer Z. 397-802. 
— durch den Dritten Z. 808, 309. 
— durch den Gegner Z. 803 bis 
307. 
VBorlefung der Alten eines vor- 
bereitenden Verfahrens Z. 262. 
— von Auffägen und Schriftitüden 
2. 177. 

— der PBrotololle Z. 2312, 287, 348. 

Vormerlung, wiederholte Z. 
XXX. 

— der Gebühren für arme Barteten 
2.64. 

Bormünder Z. XLI. 

VBorrehtsprosek, Streitgenofien- 
ſchaft Z. 11. 

Vorſchußtz, Erlag für Beweiskoſten 
2. 332. 

— für Koften des Augenſcheins Z. 
368. 

— für Sachverſtändige Z. 365. 

— für Zeugen Z. 328, 332. 

— an Zeugen Z. 346. 

Vorſchußzkaſſe, Einlagebücher 2.56. 

Vorfikender des Berufungs⸗ 
ſenates Z. 470, 480, 481, 486. 

— des Gerichtshofes eriter In⸗ 
ftanz bewilligt Abkürzung der 
Friſt zur Urkundeneinfiht Z. 82. 

— — Tein Anwaltszwang bei Bro- 
zeßhandlung vor Z. 27. 

— — Auftrag zur Beftellung eines 
neuen Advokaten Z. 160. 

— — Bericditerftatter, Beſtellung 
desſelben Z. 418. 
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Vorfigender des Gerichtshofes, 
Beſtimmung von Friſten und Tag⸗ 
ſatzungen Z. 140. 

— Beweisaufnahme, Vorſchuß⸗ 
erlag Z. 328, 332, 346, 365, 368. 


— — — Bornahme Z. 288. 


— — — Prüfung der Akten einer 
B. außerhalb der Berhandlung 
2. 2386. 


— — — Bortrag der Ergebnifie 
Z. 287. 


— — beitellt den Kurator außer- 
bald der Verhandlung Z. 9. 

— — Entbindung von ber Klage 
2. 241. 

— — Erledigung der Anträge auf 
progebleitende Verfügungen Z. 
229, 257, 258. 

— — erfte Tagfahung, Abhaltung 
Z. 239. 

— — Erftredung der Tagſatzung 
wegen veripäteter Buftellung der 
Klage oder SKlagebeantiwortung 
2. 139. 

— — Ferialſachenbeſtimmung Z. 
224. 

— — Fertigung des Protofolles Z. 
218. 

— — Feititellungen zu Protokoll, 
Unordnung Z. 266. 

— — Formgebredien der Schrift- 
fäge, Befeitigung Z. 84. 

— — Rlagebeantwortung, Anord⸗ 
nung Z. 248. 

— — Prozeßleitung Z. 180—186. 

— — Brototollariihe Aufnahme, 
Beitimmung v. Beamten zur 2. 79. 

— — Brotofollierung der Berhand- 
lungsergebniſſe Z. 211. 

— — Sicherung von Beweifen, Be» 
willigung Z. 386. 


656 Vorfigender — Wechſelrechtliche. 


VBorfikenderdesßerichtähofes, 
Sigungspolizei Z. 197, 199. 

— — Schließung ber Berhanblung 
2. 198. 

— — Beftellung eines Stenographen 
Z. 280. 

-- — Eyndikatsklagen, Mitteilung 
an den Dißziplinarjenat Z. 601. 
— — Unordnung der Tagſatzung 
zur mündlichen Berhandlung Z. 

230. 

— — Unterfchrift auf der Urteils⸗ 
abfaffung Z. 418. 

— — linterfchrift der Urfchrift des 
Beſchluſſes Z. 429. 

— — Urkundenherbeiſchaffung 2. 
801. 

— — Berfündung des Beſchluſſes 
Z. 426. 

— — SBorbereitende® Berfahren, 
Abhilfe gegenüber befchwerenden 
Verfügungen und Unterlafjungen 
des beauftragten Richters 2. 
255. 

- — Borbereitendes Berfahren, 
Entgegennahme der Alten Z. 256. 

— — Zeugenbeweis, Prageitellung 
2. 840. 

— — Surüdweifung von Schrift- 
fäben im Anwaltsprozeſſe ohne 
Advokatenfertigung Z. 87. 

— — Buftelung, Berfügungen in 
Betreff Z. 25, 89, 91, 95, 97, 
100, 115, 116, 117, 122, 237. 

Vorfteber des Gerichtshofes, 
Alteneinficht durch Dritte Z. 219. 

— — fein Unwaltszwang 2. 27. 

— — Beltimmung eines richterlichen 
Beamten zur PBrotofollaufnahme 
2. 79. 

- — Erlaubnis zur Zuftelung an 
Sonn- und Feiertagen Z. 100. 


a Tu ee ee a ag I ——— 


Vorfſteher des Gerichtshofes, 
Ferialfahen, Unorbnung der Be⸗ 
Handlung als 2. 224. 

— — Hemmung über Rekurs, Be- 
willigung der 2. 524. 

— — fchiedsrichterliches Verfahren, 
Beftelung eines Schiedsrichters 
oder Obmannes 2. 584. 

— — Sicherung von Beweifen, Be- 
willigung Z. 386. 

— — Bernehmung von Mitgliedern 
des Taif. Haufes Z. 828. 

— — porbereitendes Berfahren, Be⸗ 
ftelung des Richters für Z. 247. 

Vorftellung, Rekurs als Z. 522. 

Vortrag des Berichterftatterd im 
Berufungsverjahren Z. 486. 

— ber Barteien Z. 176—179. 

— — Abweichen derjelben von 
Schriftfägen Z. 182. 

— — im BerufungsverfahrenZ. 486. 

Vorverfahren vor dem Berufungs- 
gericht Z. 470-479. 

— bei ®Wiederaufnahms- oder Nich⸗ 
tigleitöflage Z. 538. 


B. 


Waſſentragen bei der Verhandlung 
Z. 171. 

Wahrnehmungsfähigteit, Man- 
gel Z. 320. 

Walswerlsarbeiter, Ladung als 
Beugen Z. 831. 

Wechſel in der Perſon des Advo⸗ 
taten Z. 160. 

— — des geſetzlichen Vertreters 2. 
158. 

— — des Richter Z.188, 215, 418. 


Wechfelproteſte im Wechſelver⸗ 


fahren Z. 557, 558. 
Wechſelrechtliche Verjährung, Un» 
terbrehung Z. XLV. 


Wechſelſtreitigkeiten — Wiedereinfeßung. 


Wechſelſtreitigleiten 2.555559. 

— Einwendungen und Rekurs gegen 
ſtoſten Z. 6352 4. 

— Ferialſache Z. 224. 

— Friſten Z. 555. 

— Sicherheitsleiſtung für Prozeß⸗ 
koſten Z. 57. 

— Gicherftellungsauftrag Z. 558. 

— Wiederaufnahme Z. 556. 

— Wiedereinjeßung 556. 

— Bablungsauftrag 2. 557. 

— Übergangöbeftimmungen 2. 
XLVIII. 

Weigerung ber Barteien am Proto⸗ 
kollierungsakt teilzunehmen 2. 210. 

— eines Sachverftändigen Z. 354. 

— eined Zeugen Z. 323—8236, 383 
bis 334. 


BWeihnachtstag Z. 221. 

Weinlefenrbeit Z. 409. 

Beitlänfigleit, überflüſſige in den 
Schriftſätzen Z. 49. 

Werkführer, Rechtsſachen Z. 224. 

Wert des Streitgegenftandes Z. 29, 
117, 224, 8.7, 226, 438, 448, 453. 

Bertpapiere 3. Sicherheitsleiftung 
2.56. 

Wette, Differenzgeichäfte Z. XXV. 

Widerflage Z. 233. 

— eigentlihe Z. 333, Anm. 5. 

— erſte Tagſatzung Z. 230, 2834. 

— Fortführung trotz Wegfall der 
Klage Z. 2384. 

— GStreitanhängigfeit Z. 2384. 

— Sicherheitsleiſtung 2. 57. 

Widerruf von Erklärungen des 
Bevollmächtigten durch die Partei 
2.84. 

— eine Geitändnifies Z. 266. 

— der Prozeßvollmadjt Z. 35, 86. 

Winerfeßlichleit gegen Anord⸗ 
nungen Des Vorſitzenden Z. 199. 
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Widerſpruch im Mahnverfahren 
2. XXVIU. 

— gegen prozebleitende Verfügungen 
des Borfigenden Z. 186. 

— gegen Protokollierung Z. 212, 
214, 215; Wirkung im Berufungs- 
verfahren Z. 498. 

— gegen Sahverhaltsbarftellung im 
Beweisbeſchluß Z. 444, 498. 

— — im Ürteilstatbeftand Z. 445,498. 

— des berufungsgeridtlihden Ur» 
teileg mit den Akten 2. 503. 

Widerſprüche im Urteilstatbeftand 
2.420. 

Wiederaufnahme Z. 530546. 

— Entfheidung über Grund und 
Zuläſſigkeit mit Urteil Z. 541, 
540a, 541b. 

— Friſt zur Klage Z. 594. 

— Grund Z. 586. 

— Klagsinhalt Z. 536. 

— wegen privatredhtlicher Entfchei- 
dung im Strafverfahren Z. 530.«. 

— wegen ftrafbarer Handlungen 2. 
639. 

— Suspenſivwirkung Z. 547. 

— unzuläflig oder veripätet Z. 548. 

— Berbindung des Verfahrens mit 
der Hauptfache Z. 540, 542. 

— Berfahren Z. 533, 585-546. 

— Boraudjegungen Z. 530, 581. 

— Borprüfung Z. 538. 

— im Wechſelverfahren Z. 556. 

— Wirkung auf die Verjährung der 
Klage Z. XLVI. 

— Burüdverweifung an die erfte 
Inſtanz Z. 540. 

— Bufammentreffen mit Berufung 
oder Revifion Z. 544, 545. 

— Buftändigfeit Z. 532. 

Wiedereinſetzung, Übergangsbe- 
ftimmungen Z. LI. 


Gef. Sig. VI. 2. Zivilprozeßordnung. 42 
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Wiedereinfekung in den vorigen 
Stand Z. 146—154. 

— in Bagatelljachen Z. 517. 

— im Befigftörungsverfahren 2.460. 

— im Beſtandverfahren 2.571, 575. 

— Unterbrehung des Berfahreng 
2. 152. 

— Unzuläffigleit Z. 146. 

— Wirkung Z. 150. 

— im Wechſelverfahren Z. 555, 556. 

Wicdereräffunng einer gefchlofie- 
nen Berhandlung Z. 194. 

Wiederholung von Anträgen auf 
prozehleitende Verfügungen Z.257. 

— einer Beweißaufnahme des be- 
auftragten oder erfuchten Richters 
2. 286. 
— einer Beweisaufnahme im Be- 
rufungsverfahren Z. 481, 488. 
— des vorbereitenden Verfahrens 
2. 264. 

— einer zur Beweisſicherung erfolg- 
ten Bemweisaufnahme Z. 889. 

— einer Berhandlung infolge Auf- 
bebung des Urteiled Z. 476. 

— der Zeugenvernehmung 2. 344. 

Wien, Niederlegung von Buftel- 
Iungsitüden Z. 104. 

Winkelſchreiber, BeitrafungZ. IV. 

— nit ald Bevollmächtigte zuzu⸗ 
lafien Z. 29. 

Birtfammwerden des Urteiles mit 
der Ausfertigung Z. 416. 

— mit der Verfündung Z. 452. 

Wirkung der Berufung in Betreff 
Bollftreddarleit Z. 466, 49. 

— der Etreitanhängigfeit Z. 233. 

— der Unterbredung Z. 163. 

Wirte, Streitigleiten der, Fer:al- 
fadje Z. 224. 

Wirtſchaftabücher, Beweistraft Z. 
295. 


Wiedereinfegung — Zeitverfäumnis. 


Wohnort der Partei Z. 75, 95, 97, 
111, 417. 

— der Zeugen, Auftrag zur Be— 
tanntgabe Z. 181. 

Wohnſitz der armen BarteiZ. 64,65. 

Wohnung, Bernehmung von Beu> 
gen in Z. 328. 

— Buftellung in 2. 101. 

— Buftelung in ber Wohnung von 
Erterritorialen Z. 119. 

-- der Mitglieder des kaiſerlichen 
Hauſes Z. 828. 

Bohunugsänderung Z. 95, 111. 

BWortentsichung Z. 200. 

Wuchergeſetz Z. XI. 

Würdigung aller Umftände, ſ. Er- 
meſſen. 

— der Zeugenausſage Z. 327. 


8. 

Zabl der Sachverſtändigen Z. 852. 

Zahlungsauftrag im Mandat» 
verfahren Z. 548. 

— Entwerfung durch Gerichtekanz⸗ 
let Z. 555. 

— Leiſtungsfriſt Z. 550. 

— Einwendungen Z. 550. 

— Relurdgeg. Berweigerung 2.554 a. 

— im Wechfelverfahren Z. 557. 

Zahlungsbefehl im Mahnverfah- 
ten Z. XXVIII 

Zehrgelder, Beitimmungen über. 
XXXIV. 

Zeichnnug Z. 183. 

Zeit der Buftellung Z. 100. 

— der Tagſatzung (feine hora le- 
galis) Z. 188, 

Zeitung, Ediktseinſchaltung 2.117. 

Zeitnerfäummis, Entihädigung 
der Bartet für Z. 42. 

— der Zeugen 2. 346. 

— der Sachverftänbigen Z. 865, 


Zeugen — Zurüdweifung. 


Bensen, Beweisburd Z.820—350. 

— allgemeine Fragen an Z. 340. 

— Anweſenheit bei Berhandlung Z. 
171a. 

— Beeidigung Z. 836-338. 

— Belannigabe von Namen und 
Wohnort Z. 181. 

— Ronfrontation Z. 339. 

— Eidesform Z. 388, Z. XL. 

— Exekution gegen Z. 825 4. 

— falfche Ausfage Z. 191, 530. 

— Folgend. Ausbleiben? 2.338 —835. 

— Form des Anbringen? der 2.348. 

— Ladung Z. 829—332. 

— Mitbringen Z. 288. 

— Rechtsmittel Z. 849. 

— Rekurs gegen Entfcheidung über 
Weigerung Z. 324a. 

— ſachverſtändige Z. 350. 

— GStrafverfügungen, Rekurs 2.522. 

— auf Urkunden Z. 322. 

— Borladung durch den Borfigen- 
den Z. 188, 229. 

— Bernehmung Z. 836—845. 

— wiederholte Vernehmung Z. 344. 

— Bernefmung im vorbereitenden 
Berfahren vernommener Z. 264. 

— -— zur Beweisfiherung Z. 384. 

— — durd einen beauftragten oder 
erfuchten Richter Z. 828. 

Zengenausſagen, Würdigung Z. 
827. 

Sengengebübren Z. 40, 332, 346, 
347. 

— Vorſchuß für Z. 328, 332. 

Zengenverbörsprototoll Z. 343. 

Zeugnis über ausland. Beweis⸗ 
aufnahme Z. 288. 

— falfches Z. 191, 336, 530. 

— Bermweigerung Z. 320—326. 

— über VBermögensverhältnifie 2. 
65, 69. 
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Ziffermähige Feſtſetzung der KKoften 
Z. 48, 53, 414. 

Zins in Früchten Z. 576. 

Zinfen im Urteil Z. 405. 

Zinsklagen Z. 57la. 

Zufall, Koften verurfachender 2.48. 

— unabmwenbbarer Z. 402. 

Zufällige Verhinderung der Bartei 
2. 162. 

Zugeſtändnis, Einfluß auf Beweis 
Z. 266, 267. 

Zuhörer bei Berhandlungen 2.171. 

Suläffigteit der Berufung Z. 461, 
462. 

— von Fragen an Zeugen Z. 342. 

— des Refurfes Z. 514-519, IV. 

— der Revifion Z. 502—504. 

Surüdschalten von Urkunden bei 
Gericht Z. 316. 

Zurückgabe von Beitandfachen 2. 
560, 573, Z. XI. 

Zurüdlaflen, Annahmeverweige⸗ 
tung Z. 109. 

Zurücknahme der Berufung Z. 484. 

— der Klage Z.XLVII, 2.237, 238. 

Zurüdftelung von Schriftjähen 
wegen Yormgebrechen Z. 85. 

Zurüdperweiinnug der Sache an 
die erfte Inſtanz Z. 475, 476, 478, 
479, 494, 496, 499, 510, 540. 

— an die zweite Inftanz Z. 510. 

Zurückweiſung von Beweifen und 
Vorbringen, fiehe Verſchleppungs⸗ 
abficht. 

— ber Berufung Z. 468, 495. 

— eines Kontumazialantrages 2.402. 

— von Fragen an Gegner Z. 184. 

— — an Zeugen oder Sachverſtän⸗ 
dige Z. 289, 342, 367. 

— der Klage Z. 230, 478. 

— des Nebenintervenienten Z. 18. 

— eines Schriftſatzes Z. 85, 37. 

42* 
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Surüdweilung ber Nichtigleitd- 
oder Wiederaufnahmsklage 2.688, 
689, 543. 

— des Rekurſes Z. 523, 526, 528. 

— der Revifion Z. 507. 

Surüdsiepung, fiche Zurücknahme. 

Buläse zu einem Geſtändnis Z. 266. 

Suftellung Z. 87—122, 25. 

— an Abweſende Z. 106. 

— zwiſchen Advokaten Z. 113, 118. 

— im Auslande Z. 120—122. 

— Benachrichtigung der Barteien 
von der BZuftellung Z. 110. 

— Beginn des Friftenlaufes von 2. 
124. 

— der Beſcheide Z. 427. 

— Beſcheinigung auf zugeftellten 
Stüden Z. 110. 

— der Beichlüffe Z. 426, 500. 

— Beſchwerde gegen Buftellungsor- 
gane Z. 91. 

— Beftätigung der 8. auf gericht- 
lichen Kündigungen Z. 564. 

— Beitätigung der 3. auf Bah- 
Iungsbefehlen im Mahnverfahren 
2. XXVLUI. 

— Beitimmung db. ZuftelungsartZ.89. 

— an Kurator Z. 116—118. 

— zu eigenen Handen Z. 106, 107. 

— Erſatz zuſtellung Z. 108—105. 

— an Erterritoriale Z. 119. 

— im Inlande Z. 88 - 98. 

— don Klagen Z. 106, 107. 

— von Kündigungen Z. 564. 

— Ort Z. 101. 

— durch öffentliche Bekanntmachung 
2. 115. 

— Privilegien ber Krebitinftitute 
Z. 102, Z. IX. 

— der Schiedsſprüche Z. 592. 

— Gtreitanhängigkeit, Begründung 
2. 2382, 


Surüdweifung — 


Zwiſchenurteil. 


Zuſteluug, unmittelbare Ausfol- 
gung bei Bericht Z. 114. 

— Unterlafiung der Z. 477, 508. 

— der Urteilgausfertigung Z. 414, 
416, 453. 

— Bermweigerung ber Annahme 2. 
109. 

— Wohnungsänderung Z. 111. 

— Beit der Z. 100. 

— Zuſtellſchein Z. 110. 

Sultelungsbenolmädtister 2. 
94—99. 

— anläßlih der Auffünbigung Z 
668. 

SuftelungsgebührenZ2.XXXIV. 

Sultelunssorgane Z. 88. 

— Beichwerden gegen Z. 91. 

Sultimmung des Berufungdgeg- 
ner? zur Verbeſſerung der Be 
rufungsſchrift Z. 495. 

— zur Beweisfiherung Z. 886. 

— zur Rlageänderung Z. 235. 

— des Kläger? zum Eintritt bes 
Auktors Z. 28, 

Zutritt zur Verhandlung Z. 171. 

Zwanssmahregelun gegen Par⸗ 
teien Z. 380, 588. 

— gegen Zeugen Z. 325, 826, 588. 

Sweifel über die Durchführbarkeit 
eined Beweiſes Z. 279. 

Swingende Rechtsvorſchriften 
Z. XXV, 2. 595. 

Zwiſchenautrag auf Feſtſtellung 
2. 236, 259. 

— Erledigung durch Zwiſchenurteil 
Z. 8983. 

Swilhenfähle, koſtenverurſachende 
2. 48. 

Zwiſchenſtreit bei der Beweisauf⸗ 
nahme vor dem beauftragten oder 
erfuchten Richter Z. 286. 

Zwiſchenurteil Z. 898. 
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Chronologiſches Negifter. 


KR. RGB. 1874 Nr. 135, 
Art. II, S. 22; Art. IX, 
©. 2, 340. 

Gel. REB. 70 828, ©. 
844 


. Gef. RGB. 67, ©. 56. 
, StB. RGB. 1874 Nr. 60, 


Art. VIII, ©. 22. 


.Geſ. RGB. 48 u. 48, ©. 4. 
.Geſ. RGB.50, 8 41, ©.13. 
. KR. RGB. 1875 Nr. 96, 


Art. 11, ©. 2, 340. 


. Gef. RGB. 67, 52, 37, 


86, Abſ. 1-3, ©. 42. 
88 8, 9, ©. 333. 

Gef. RGB. 68, 81,6. 345. 
SV. RGB. 1876 Nr. 87, 
Art. 26, ©. 22, 80. 
ZME. 8. 14726, ©. 18. 


MB. REB. 100, 881,2, 
©. 335. 


Gef. RGB. 9, ©. 23. 
Gef. RGB. 66, Art. 96, 
©. 848. 

IMV. RGB. 114, 6.338. 


IME. 8. 17589, ©. 336. 


StB. RGB. 85, ©. 336. 
SB. RGB. 1881 Nr. 29, 
Art IL,S.79 ; Art. XXIIL, 
©. 22. 


1881. 
Moi 6. 


” ” 
„28. 


Uug. 29. 
1883, 

März 15. 
1884. 

März 16. 
1886. 

März 8. 
April 2. 
Sept. 6. 
Okt. 


1886. 
Juli 18. 


1887. 
Jän. 14. 


Mai 21. 
Juni 6. 


Aug. 3. 
Dez. 27. 


„ 28. 


1888, 
Jän. 1. 
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StB. RGB. 1882 Nr. 87, 
Art. IV, ©. 22; Urt. XI, 
©. 2. 

SV. RGB. 1882 Nr. 88, 
©. 79, 128, 188; Art. I, 
©. 345. 

SB. RGB. 1882 Nr. 89, 
Art. IX, ©. 889. 

Gef. REB. 47, 5 11, 
Abſ. 1, ©. 24. 

MB. RGB. 93, ©. 388. 


Gef. RGB.39,8 114, lit.c, 
©. 41. 


Gef. RGB. 36 8 35,5.. 


Gef. RGB. 22, 8 80h, 
©. 333, 

Gef. RGB. 93, 814, ©.20. 
Gef. RGB. 122, Urt. II 
87,8.7, ©. 28. 


6. IMB. IMVB. 66, S. 21. 


IMV. IMVB.34, S. 389. 


Geſ. f. Niederöſterreich, 
LGB. 4, ©. 332. 

Ge. RGB. 51, ©. 343; 
Art. 53, 108, ©. 28. 
Ge. REB. 72, 81-6 u. 
89, ©. 24. 

MB. RGB. 99, ©. 335. 
SB. RGB 1888 Nr. 126, 
Art. II, ©. 79. 

Se. RGB. 1888 Nr. 1 
8 88, ©. 28. 


MB. ROB.8, ©.21, 331, 
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1888, 


März 80. 


Juni 20. 


Aug. 2. 


1889, 


Gebr. 6. 


April10. 


88. 
Juli 28. 


1890. 


Jaͤn. 6. 
„17. 


März 86. 
Okt. 14. 


1891, 


Juli 19. 
Dez. 6. 


1892, 


Juli 16. 


Sept. 17. 


1893. 
Behr. 6. 
1394, 
Juni 12. 
1895, 


Aug. 1. 


Chronologiſches Megifter. 


Geſ. REB. 58, 88.39, 41, 
©. 28. 


TIML. IMBB.29, S. 80. 
Kundm. 2EB. f. Böh- 
men Nr. 48, ©. 178, 


Kundm. M.d. Ian. RGB. 
28, ©. 79. 

MB. RGB.a47, S. 28. 
Geſ. RGB. 64, 811, 6. 40. 
Geſ. RGB. 127, ©. 14. 


GE. RGB. 19,889, ©. 817. 
Gef. RB. 14, 88 19, 90, 
©. 28. 

Gel. RGB. 58, ©. a. 
SV. RGB. 1893 Nr. 186, 
Urt. 50, ©. 93; Art. 81, 
©. 85; Art. 56, ©. 417. 


IML. IMBB.27,6.338. 
SB. RGB. 1892 Nr. 15, 
Art. 19, ©. 79; Urt. 20, 
©. 22. 

SB. RGB. 1892 Nr. 17, 
©. 22; Urt. 5, S. 9. 
StV. RGB. 1893 Nr. 22, 
Art. 7, ©. 22. 


. StB. RGB. 1892 Nr. 18, 


Art. 8, S. 79; Art. 13, 
©. 22, 


Geſ. RGB. 202, 8 9,6.14. 
Geſ. RGB. 178, ©. 38. 


MV. RGB. 30, ©. 12. 
IML. IMBPB.21, 6.133, 


Geſ. RGEB. 113, ©. ı. 


1895. 


Sept. 2. 
Dez. 26. 


1896, 


Jän. 16. 
. Kındm. RGB.16, 8 16, 


Zuli 31. 
Uug. 14. 
Oft. 25. 


Nov. 14. 


IMV. IMBB.18, ©.333. 
Ge. RGB. 197, 8 62, 
©. 817. 


Gef. RGEB. 1897 Nr. 39, 
8 26, ©. 378. 


©. 18. 


- ME. RGB. 28, ©. 46. 

- IME. RGB. 29, ©. 58, 

Geſ. LGB. für Böhmen 
14. 


56, ©. 

MB. RGB. 151, ©. 377. 
GE. RGB. 156, ©. 40. 

Gef. REB. 220, 8 9371, 
©. 497. 

SB. RGB. 1899 Ar. 85, 
©.188; Art. 1,2, 8, 4, 
©. 193; Art.11, ©. 18. 


- IMB,. IMER. 40, ©. 20. 
- IMB. RGB. 229, S. 338. 


Geſ. RGB. 30, sg 109, 


112, ©. 
©. 420. 


817; 8 111, 


- ME. RGB. 130, ©, 88, 


139, 


- IM. IMWB. 18, 6. 333. 
-IME. NGB. Nr. 245, 


©. 175. 


. EME. RB. 29640, ©. 598. 
- IME. RGB. 283,6. 578. 
FB. RGB. 284, 197. 
:- IMB. IMWB. 48, G. 428. 
. Rail. 8. RSS, 305, 


6.132; 813, ©. 135. 


. ME. REB. 306, 81, 


©. 427; 89, Abſ. 8 


©. 144 


: MB. REB. 38, ©. 11. 


Bu" 


Dez. 10. 


1899, 


Febr. 10. 


März 16. 


Suli 5. 
Aug. 22. 


„ 23. 
Sept. 21. 


Chronologifches Negifter. 


. Gutachten des Oberſten 


GH. Präs. 42, ©. 108. 


. MB. RGB. 41, ©. 4, 
. IMVB. IMBB. 11,5. 468. 
. MB. RGB.99, ©. 11. 

. Kaiſ. Vdog. RGB. 124, ©. 


342. 


. IMV. IMVB. 22, ©. 


383. 
FMV. RGB. 220, ©. 11. 


HME. 8. 7455, ©. 172. 
ML. RGB. 57, ©. 11. 
IMDB. IMTB. 30, 5.185. 
MB. RGB. 162, 8 10, 
©. 137. 

FME. 3. 40848, ©. 237, 
Kati. Bde. RGB. 176, 
Beilage Ta, Statuten 
8 11 lit. h, ©. 178. 
Kaiſ. Vog. RGB. 176, 
4.%. Kap. I, Urt. 1, 
©. 843. 


. IME. 3. 84169, ©. 146. 
. IMV. JMBB.51, S. 62, 


184. 


1899. 


Dez. 12. 


1900. 
Febr. 5. 


Mai 18. 
Dez. 8. 


1901. 


Oft. 15. 


Nov. 13. 


1902, 


März 20. 


April 27. 
Juni 10. 
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IMB. IMNVB. 52, 6.549. 


IMVB. IMBB.7, 5.135. 
IMV. IMBB. 27,6.686. 
FME. 8. 30318, ©. 86. 


IMV. IMBB. 34, 8. 126. 
IMV. IMVBB.38, S. 333. 


IME. 8. 5616, ©. 340, 
Gef. RGB. 91,8 12, 6. 14. 
HMB. Poſt u. Telegr. 
BB. Nr. 55, Anh. II, 
89, S. 179; 84 Ubf. 2, 
©. 183. 


. IME. 8. 18285, ©. 151. 
- MB. IMVB. 30, ©.427. 
. IME. 8. 21838, ©. 469. 


. Gef. REB.10,8 7, S. 44. 
. FME. 8. 74600, ©. 133. 
. MB. REB. 71, ©. 44. 
. MB. RGB. 83, ©. 86. 


Buchdruckerei Julius Klinkhardt, Leipzig. 


Manföc ku. k.Hof- Derings- u. Univ. Huchhandlung 
I., Kohlmarkt Ar. 20 Mien 1, Kohlmarkt Mr. 20 
Verlagswerke in alphabetiſcher Ordnung, 


Die hier — Bücher ſind nach nl jederzeit entweder 
von obigem Derlage oder durch jede Buchhandlung zu beziehen. — 
Dauerhafte, elegante und dod billige Einbände liefern wir zu allen 
Werfen. Teilzahlungen bewilligen wir gern nad Übereinfommen. 


Adler, Dr. Emanuel, ee re adularreäte 
‚Dr. us itäts ierr. A 
Mit Ing Der Oele 5* ör deutfcher oe Kunf und 
Literatur in Eee gr 161 ©. sK&K 
_ 28 Feziehungen der —E kan ie der öflerr.-ung. — — betr. deu 
— der Er —— Marken und Muſter. 8. 1906. (71 1K 
r. ————— Die VYffichten und Rechte der Geſchwornen Sherzeias, * 
trafprozeßorduung vom 28. Mai 1878 — dargeſtellt. 8., — 
erte U: . 0.8. 1884. (VI, 1 








— — — 
ar Dr. £sopold, und Dr. Hobert Clemens, — von Entf@eidungen 
e 
and I— a: 1—521. 8. 1891. sK 
Banb IV. V. — — —— 8. ei "is sc, sK 
Band VI. 1890. (IV, 68 8K 
VII. 8. 1891. av eo ©. 8sK 
Band VII. 8. 1892. , 487 8 K 
Band IX. 8. 1894. ‚581 ©.) 8 K 
Band X. 8. 1898. (629 ©.) 8 K 
Band XI. 8. 1901. Von Dr. Leopold Adler u. Dr. Joſ. ——— er 


(728 ©.) 
(Heber Band elegant in Leinen geb. 1 K 80 Iı mehr.) 

Algner, Auguſt, Beal-Index über die widiigflen Bergmännilcden vireiehsifden 
Werke und Artikel, gr. 8. 1895. (299 ©.) 

Alberti be Poja, Graf Alfred, Pie Pure mnnaen, bie Affanierung ge 
Walferläufe unb bas afferredtsgefeh Eine Stubie e ber bom nieberöjterr. 
Landtage beantragten Gelebeörenifion. gr. B. 1897. (582 BO h 

— Für die Beform des öllerr. Waferredts. Ein —— 1898. (46 6) br, 1K 

alter, Dr. YBubdolf, Iudikatenduh des Ferwaltungsgerichtshofes. 

. Band. Woläti, Dr., Pas Fubikatendud bes A. A. Ferwaltungsgeridishofes, ent 
haltenb ſämtl. von dein genannt. Gberichtöh, in — — — — — — 
Rechtegrund ſätze im Überfichtl.<organiich. Zuſammenſtell. gr. 8. 1884, CKXIL, 453 ©.) 
(Diefer Banb enthält b. ubif. db. Hahre 1876. -1888,) 6K40h, eleq. in ein. aeb. 9K 60h 

Hd. Banb. Miter, Dr., Hubolf, Judidatendudh bes Berwaltungsgerihtsdofes, 

umfaſſenb bie Exfenniniffe and ben ‘fahren 1884—1888. (Hortiehung von Wolski.) 


ge 8. 1800. (XXX, 618 ©.) 8 K 80 h, geb. in Veinen 10 > 
II. Band, — — Pie Fudikate ber Jahre 1880 — 180. IE 8. 1801. ZEV, 29 ® 

4 geb. in Seinen 6 K 0 h 
IV. Band, — — Pie Jubilate ber Jahrr 1891—1898. gr. ‚& 9805. (AXXIV, 298 ©.) 


5 K 60 h, geb. in Leinen 8 K 80h 
V. Band, 1. Abteilung. gie . e ber gabe 1894—1899. icher Teil 
ne) i 


— Dr. ven ig, Rat ds 8. ——— —— gr 5 
e 


V. Band, 2. teilung. „M wdiRate ber ce 1894—1901. Upminiktrative Sehe 
laden von Dr. Ando De Senatspräftdent am k. k. oh 
1908. 6.) 


1 


Manzſche k. n. I. Hof⸗Verlags⸗ und Univerfitätd-Buchhanbiung in Wien. 


Alter. Dr. Kubolf, —— des Berwaftungsrridtsbefen, 
VI. Ban, 1. Ubteilung. Pie Zudiate ber Jahre 1H00—ıH08 eg Zeil 
von Dr. Heinrich Heihig, Rat dep 1. t. Senmaltungsgerichtß 5. 1904, 


(XIV, 877 ©.) eK eo 
VII. Band. 1. Mbteilung. Die — der Jehre — — — —— Zeil 
vom Dr. Hei inric 


+fi ul, Dr. Fakob un hettlisb Serbinand Erläuterungen an 4* 
a di he ha Pe vom x Kr 1895, Mit einer neuen Theorie bei 


5.) 
tus, . 
a * „ze gewit se —— 4 * 
2 auf Berinklsungen ia der Gefälung der Weßepkigt nud ihre * 
de Seimatregt. 8. 188. ——— 
Dr. R en) d. prechung des ung. Oberften 
ei . 23 In —* —— gr. 8. 1008. (99 We) 8 K 
er —— und Anerdenrecht in = Fon 


—— Dr. + ne — — — 
nungen, bie in heit ngarn unb Bosnien F* 8. 10 j 18.6) 


Bahr, &. D., Bobbertus’ Theorie der Asfahkrifen. a. 5344 1884. Hr &.)60h 
Sartldı,Dr. —— Dasöäflerr, ang. FALTEN Bieishiahe ar 


Bierte Aufla 8. 1908. K 80 h 
Das gericttige 9 Rerfaheen | in (Eheraien. ir ben braftiichen Geh It. 
1894. gr. 7 „BE 


— Pie grundtäderfiden —— bargeftellt für ben praktiſchen h 

Die Sendtafet ti i ih —— Geſtalt. — ef 
= € afel in ihre genenwärtigen Bi 

ben geſetzlichen Beftimumungen, mit erläuternben Beiſp en für die 

tr. 8. (XI, 209 ©.) 40 h, *— 
- Dr. ——* R gem ber Frau immerbald der Familke, 


gr. 

PL; Dr. o ER a Das „laufen ner —— der 
ungariicden —R . 1m. 

Berrarie, s[ar, der 54 en * 2 Überf 
RER: 2,, ne —*—* Pr age. gr. B. 9— — 35 


3 


von Mannag r. Zen unb Dr, RAarl 
ie Biniverftälsge ieh‘ Tu * Untverfitätsge 
Heer, Adolf, Pie öfterreihifhe Handelspolitil 'n. Seßrfundert, 4 







1891. (IV, 68 © 


»ifpiele von Schriftlägen im Binifpro u. Exrehutions- Ein Sieb 
r Hr Een fs Shriffäge Im Sinilpeeg Bon = ober —— au* 
f 


rad. ge. 8. 1900, (VII, 188 ©.) 
— PDasfelbe. Bmeiter Teil: Schriftfähe im Ere 
a, Dr. Raul von Bittorelli, f. £. Oberlanbeögerichtörat 
ee reet, unb Dr, dannd Fiſchbd EL 
9 
2 Beide Zeile in einem Band, nebunben 14 K Kor 


(x v 


’ 


Manzſche L.u.T Hoſ⸗Verlags⸗ und Univerfität- Buchhandlung in Wien. 


Beier, ‚Dan Die Nova im Bernfungs-Werfaßren der ae gr. 

— Bur Reform der Konftursorduuug. 1887. gr. 8. (88 ©. ® 
1.1) 6 * 

4 "Be des Shwurgerists das materielle $tr afedt. 1888. — 


en Aber das 
* aa. a — co 


mit Mar 

lee — Bei Ines v 408 — kart. 5 

— Dr. — u4 fi — men 2.160. di 3 
rechtliche Studien. gr. 8. u 826 .. 6K 
Sernakky, Edusmud, Werfafungs- und — ften für die k. k. che, 
—2 darg “* es . BT. z . 4R 60h 
as Recht des —— dem Geſetze 

1. Sanm, 1807. hfien. bargent mit leich. B tig. 2 ch. u. anderer 
Botentrcihte Slandes. gr. 8._ 1901. ‚ 880 K, geb. 8K 20h 

— Das Suterwationatı Weofelteät Hferreids. gr. 8. 1904 av, 2746)8K 80h 


is, Dr. €., den des 5 i andels- und 
Be. Be Ba rar Ar near 


Bla Ep Dr. 335 Ei en des 8 den — erg —2 — 
ne W en der —— —— für 2 


Sr — ‚100 ©. 
— —ã— Nen Begrbeitet = Dr. 4. 1.9. Bi t hehe 


— Das Sr Ge » * in — Darſtellung mit bei —8 
und Hier —— —— an Univerfitäten und 
Handelsichulen, — u Richter —— * a chäftsleute. 7., ver 

verbefierte Auflage. gr. 8. 1877. In 892 ©.) 7 K 20 h, geb. 8 K 40h 

8loc, Dr. Alfre®, Sur Anwendung bes Batengefehes. er. 8. 180. 08.) 60 h 

— Das Geht des Bandelsangellelien nad den jüngfien Begierungsentwärfen. 
Ein Wortra rt. 8. 1901. (d8 ©.) LE 

Slonski,Dr. . in, Die Finanzgefehkunde bes öfterreichiſchen Faiſerſtaates. 2 * 
bemm gegenwärtigen Stanbe ber öfterreichiichen Sinanggejebgebung aänglich — 
Auflage Zeil. gr. 8. 1880. (KVI, 484 aE 

ne erfte Teil bildet ein file fich — Ganzes.) 

— II. Zeil (Schluß), entb. bie Öfterreihilihen Wergehrungsfleuern u. ——— 
dann das öfterr. Staniäfrebitwelen ac. x. gr: 8. 1880. (XVI, 424 &.) 

— Der öflerreidifhe Zinil-Staatsdienf,_Ein inftemattichen Hand bitch, enthaltend Mr 
liche, die Anftelung im öfterr. Bivil-Staatsbienfte, ſowie bie dahurch beprünbeten 
Mechte u. Pflichten betreff. Beftimmmmgen, mit Inbe en ber Benfiond- u, Dissiplinar- 
vorfchriften, famt ben einichläg. Erf, des Reunnget chtes 1. beä Vermwaltungsgerichte- 
bofes. gr. 8. 1882, (IV, dal ©.) 20 h in Leinwand geb. 8 KR do h 

Boufeh, Dr. &,, ‚Berfaßren ber Berirfisgeridhte jur grunddüherliden Purdführung 
ber buch öffentliche Teg- unb — — berbeigeführten KOFRBOLTRUNEREIGEN. 
Sm Beilpielen bargeftellt. 8. 1908, 4 Bogen, 1 Blan. K 

rauen, Dr. 3. 4 Vroſeſſor ber Rechte an der Univerfität Gleßen, Pie Lehre von 
Domigiſwechſe nach dem Stande ber heutigen Theorie und Praxié des — 
Wechlelrechtes — bärgeſtellt. ar. 8. 1880. (IV, 128 ©.) 'K 


ww. 


Manzſche Lu. HebiBeriagb: und Uniserfitätt-Buhaudiung in Wien. 
Brehm, Dr. $ Die Iutereffenkonftiite Geghglil der Sehensuerfißferungsfuuume. 
or. 8. (65 ©. LK 
Brohkhaufen, Dr. Bari, Bereinigungu. Trennung v. Gemeinden, 8. 18038. (114S.) 5K 
— 80⸗⸗ Semeindeordnung. (Grendgedanten und Bejemibgen.) gr. > ne 
iVIL, 240 &,) — 
Srunner, Dr. Aug., Per Schub der Baußanbwerker. ar. 8: 18W. 46 ©) 1K 
Drunfein, Dr, Dof. £nbe,, Zur Beform db. Erfindberretes, Borfr. 8. 1885.(84 ©.) ı K 
— Hemwerdsflörung burd Fatentanmaßung. Ein Hehtägutachten. 1892. (61 6.) 1 K 80 
— Per Schul b. Fabrils- u. befdäftsgebeimniffes. Bortr. B. 1887. (44 6). 1 K 0 
— Die Falentreform in ÖRerretl nach den Borentwürfen bes f.f. Hanbelsminifteriums. 
L. Zeil, gr.8. 18H. (in &.) 
— Stublen im äfferreidifden Markenredt. 8. 1895. (116 ©.) 4ıK 
— Zur Begelung bes Abminiftratinverfaßrens in Öfferreid. 8. 1897. (81 6.) 
Das Abmini Arie Ya ie und feine Weform, 3. 190. (MB ®. 
— Der ölterreihifche Mufterfhu und feine Beform. Porttag. ar.8. 191. (48©.) 
Bü inger, Bias, Borlefungen über englifhe Werfaffungsaefhidte. 1880. gr. 
(X, 31 &.) 
Subwinski, Dr. Abamı jFreiberr »., Erllenntniffe bes A. I. Werwaltungsg 
bofrs, äujanmmengeftellt auf Beranlaffung ber hohen Behörbe 


2B8880 
he 


4. 


I. Band. gr. 8. 1876/77. 2. Auflage. (VI, 480 ©.) sk—h 

I. . gr. 8. 1878. 2. Unflage. (IV, 658 ©.) sK—h 
III. Band. gr. 8. 1879. (IV, 512 ©.) sK—h 
IV. Vand. gr. 8. 1880. 2. 2 en 8 7K3%0h 

V. Band. gr. 8. 1881. 2. e. (638 ©. sK—h 

VI. Band. gr. 8. 1882. (676 R sK—h 
VI. Band. gr. 8. 1888. (772 ©. sK—ıh 
VII. Band. gr. 8. 1884. (704 ©. sK—h 
IX. Band. gr. 8. 1885. (848 ©. 0K—h 
X. Band. gr. 8. 1886. (884 ©. K—h 

XI. Band. gr. 8. 1887. (944 ©. 11 K 20h 
ZU. Bond. gr. 8. 1888. (960 ©. 1 K20h 
XIU. and. gr. 8. 1889. (999 ©. 11 K60h 
XIV. Band. gr. 8. 1890. (8868 5 1 K%h 
XV. Band. gr. 8. 1891. (1088 \ 11 K 60h 
XVI. Band. gr. 8. 1892. (1186 ©. 3K—h 
XVII. Bond. gr. 8. 1898. (1249 ©. 41 K—h 
XVII. Band. gr. 8. 1894. (1299 ©.) 1. und 2. Hälfte: 16 K —h 
XIX. Band. gr. 8. 1895. (1552 ©.) 1. und 2. Hälfte. 19 K 60 h 
xX. Band. gr. 8. 1896. (2048 ©.) 1. und 2. 4K—h 
XXI. Band. . 8. 1897. (1882 S.) 1. und 2. Hälfte. sK—h 
XXI. Band. miniſtrativrechtl . gr. 8. 1898. am ©) 18 K—h 
XXII. Band. — — 8. 1898. (600 de sK—h 
XXIU. Band. a I. gr. 8. 1899. 8 ©) 18 K —h 
IXII. Band. J——— er Teil. Ei; 8. 189. (764 ©.) 92K6h 
XXIV. Band. rg eil. gr. 8. 1900. (1295 ©.) 16 K 20h 
XXIV. Band. nzrechtlicher Tell. gi: 8. 1900: (10196) - 12 K80h 
ZXV. Band. Apdmtniftrativrechtli eil. gr. 8. 1901. (1485 ©.) 18 K 40 h 
XXV. Band. Sman gerader ; & 8. 1901. (1144 ©.) 14 K40h 
XXVI. Banb. —— eil. gr. 8. 1908. 1459 ©.) 18 K 40 h 
XXVI. Band. Sinangreätl : $: 8. 1908. (1198 ©.) »K—h 
XVII. Banb. er en erg el. gr: 8. 1904. (160 ©.) R40 h 
XXVU. Band. Bang pie Tell. or. 8. 1904. (14086) - 17K 60h 
AXVIII. Band. Ubminiftrativrechtlidder Teil. gr. 8. 1904. (16% ©) 20 K 40h 
XX VII. Band. Finanzrechtlicher Teil. gr. 8. 1904. (1758_©.) 22 K 


4 


Manzſche Lu. T Hof-Beriagb: und Univerfitätt-Buchhandiung in Wien, 


Bubwinskt, Dr. Adam Freiherr v. Erkeuntniffe des A. R. Berwaltungsgeri@fs- 
Sofern, au —— 37 auf Veranlaſſung der hohen Behörde. 
dminiſtrativrechtlicher — gr. 8. 1905. (1869 ©.) 19 K 60h 


XXIX. Ba Finanzredhtlicher Teil. gr. 8. 1905. (1575 ©.) 19 K 80h 
er Baud wird einzeln abgegeben. — Bände re — ſtets a Bager. 


en Halbira ger 2 K40 h 
— ——— Erllenniniffe, nad) 8 6 des Geſetzes vom 22. Okt. 1875, 
G. V. ex 1876, Rr. 56, aefchöpfi, olne boraußgegangene mau Verhandlung. 
I. Heft. —— 1878—1#78. gr. 8. 1881. (IV, 1 2 
I, Heft. —3 1879-1880. gr. 8. 1888. 5 1n8 ©. 2 
II. Seit. ga toang 18#1—18R2. gr. 8. 1884. (IV, 124 ©. 2 
IV, Heft. Fahrgang 1a80—18#4. gr. 8. 1886. (IV, 119 8 2 
V Heft. Jahrgang 1886 -1E88. gr. 8. 1887. ‚128 ©. 2 
2 


RRAMN MN“ 


VI. Seft: Jahrgang 18987—1888. gr. 8. IE . ©. 


VII, Heft. Jahrgang 1889 — 180. ‚Een 76. eK 
— Generalindes zur age Uusgabe ber —* . ——— 
hofes. 1876—1881. gr. 8. 1888. (208 


kousk ihelns, ieur, Auskunftstns für Alpha- 
* 77 ex a den ig ori! % bien : Benmefen. „he 


des Baumejens, mit befonberer Berädhätigung be der Berhälteife im König- 


Induſtrie 
— 8. 1901. (VII, 815 7 In biegfamem Leinwanbbh. geb. 
— Barl, "Direktor der nieberöfterreicht en — Ma —— zu 

twurf. Ein Fragebogen, beantwortet. gr. 8. 1880. (44 ©.) 1 K 
Bun ar 8 —7— des an Privatreßtes 
1. Zeit: Das 4 a m Einleitung in ein Syftem des ———— 
echtes. gr. 
OD. Teil: Die Elementeb. ——— t.8. 1884. (XVIII,688©. ) 7 an 
Band I a o — ebunden in — 228— zband 1K60h 
III. Zeil: 1 Grundbuchste t. gr.8. 1889. (XVI, 06) X 60h 
in 1K60h 
— ar — orm der —ã ,́— — Studien. Eine pädagogiſche Studie. un 
20 h 
— ct kaden der Perfa — der öſterreichiſch⸗ ungariſchen Monarchie. 8. 
flage. 1895. ‚189 ©.) 8sK20h 
er Entwurf eines nenen "Preho efeges. gr. 8. 1902. (89 ©.) 80 h 
_ = En — a 9— ee t. läuternde Bemerkungen zu dem revibierten 
twurf eines ð eatergeſeßes. gr. 8. 1908. (19 ©.) 50 h 
_ zur eform des Seretehien, Bier an Zartifel. gr. 8. 1904. (34 ©.) 80 h 
— Fbeater, Aritiken. Borträge, Anffüäge. I. Band. 1898—1901. 8. x vun — 
6 
— Dasäfelbe. II. Banb.1902—1904. 8. 1905. (VIII, 871) ne 6K 
Bufchman, Dr, Mine jsreiberr won, Des neue er Eienbafn-Beirieersiement, re. 
1502, Wit Nachtrag. ar: 8. 1894. (XVI, 840 h 
Ganftein, Haban Freiherr »,, Die d erreigufäe Bioliprogeh.-Movelten. 16. Mai 1874, 
erläutert für bie allgemeine mb weitgaliziiche Serichtsorbnnung. 8. 1875. (88 ©.) 2 K 
Die rationelfen Grundlagen bes Zivilproze en deren Duchfähr. in den MEUEHEN DIDN. 
bruzeh=-k ejehentwfir] en Dfterr..n. Deutſchl. I. Abt. gr. 8. 1877. (IV, 168 ©.) 8 
11. Abt. (Schluß.) ar. B. 1877. (IV, 3 S.) 
Gapiialbrdtung njw. jiebe Kapitalbedung 
Gnreys, D. Aehrhuch der nt (dert, und en harleluhe Autorifterte 
beirtiche —— bon Dr, ®. Adler in Au en. 2., verbefierte und vom Be er 
mit einem Borwort verjebene Auflage. gr. 8. 1870. '_ (LXXU, 870,8.) 11 


6 
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sulon, Dr. Aarl, Über das 3 »— 
iviniſche Stubie. Fl. 8. 3. 4 1 
Crüky, Graf Geor apoleon, Pie ungarifde " 
fü Ar — en? ngarifhe Bivilehe nr Bug, — 
Cıorrnig, ©. Freiherr m, Darterung ber Einrich et, Staats 
rehmung und Kontrolle in Öfterreich, Preußen, acfen, 
C er ‚Fer. Weiten». 3 ER en üßer die —— 
oernig, 2 ert v. Borfefun 
ER ©), — 
n as afge 
an 1855, für bas Kaifertum —12 —F mit ben geletlit 


bis zum Jahre 1860 vermehrte Ausgabe. ar. 8. 1861. ‚ ZU, 716 
Anhan vl, 64 ©.) 13 K 
— 7 — N ee 349 —2* Aſa⸗ F 2K 60h 
— Sandbbud bes aßrens außer Streitfaden at De Benin 
abhanblung, bie Fihrung der Sormundfchaft und —— 
mationen, Legaliſierung, ibimterung, — —— 


das Depoſttenweſen, bie Berwahrungsgebühren ah Ar a te 
* Kr en und ee Geſetze vom 9, 

T. 1861 MS 
——— Er —— na vor #ollesberg, Pie politifhen gr 


















‚Bieterienen, — 1894 ) 60 h 

Der ſtaatsrechttiche — ber — — — 8. = Vz _B er 
Dem 27. beutfchen Iuriftentage. Feſtſchrift. S.-M. 

ganges ber „Allgem. äfterr. Berichts Beitung“. n — ** 


Dienſt der Aaatsanmwaltfdaftlide, Bei den Bei heran; — then; 
a en Organe, herausgegeben vom k. Ff. Hamin fteriu 
1 7 


Di rt Dr. Gotifr, und Ing. Walter Ritter von Mole wei — ? 


öfterreihifthe — — Eine Anleitung zur ung ber Pa 
lagen. B. 28 — 
Dnie re St, a des Werfistteferungs-Bertrages 


reihif ehe. 1898. Mine 
Dürrigl, rune, Elemente bes s ifterreihifden Privat- und öffentl‘ 
mit Berl richtigung ber Geſetzgebung in — —— fir Lalen und 
ſuſtematiſch bobulär bargeftellt. 8. 1899. (XII, 768 ©. d.3E 
Dwortıak, Dr, 565* Suftem des römifhen — im runbriffe. 8 
— — en Mepertorium der öſlterreichiſ * 
gendorfer, Joſ. FJepertorium ber öflerr ngasg 
Pa Bo gr ber poliftichen, Schul: unb Rultusbehörb F ft. 8. 
848 u. 880 J 
in einen Ganzleinenband gebunden SEE 
— Dr. Armin, Pie jogenaauien sieeorigen Berträge, | nöbejonbere 
bie ee ugimften Dritter. 1898 AK 
BL ; Firgmund, Arbeiter-Fenflonen mit Staatshilfe, das. 1 
( 


&iffert, Soref‘ we für den — ————— 
umgearbeitete Auflage. gr. 8. 1898. (X, 886 ©.) 
— Smeiter Band. ar. 8. 1901. (XII, 1821 &.) 
&ibogen, Dr. £r., Pie neue Schuſe. Eine Serichtsfaalftubie. 1 Be, 60 
Ellinger, Dr. Yof. Ritter won, Handbuch — oͤſterreichiſchen effgemeien Fistf- 
rechtes. 7., neu bearbeitete Auflage. gr. 8. 1877. ‚699 
enge, u. von, ſterreich Angarn im Deribandet. 1902. (VID, 8 G., 
8 Tabellen.) 4+«K 00h 
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Entſcheibdungen, die, des R. R. Iberſten Gericht ._ — veröffentlicht 
auf befien Veranlaſſung von ber —— der chiſchen chts⸗ 
Zeitung. Mit Regifter. Erſter Band. de: dig — 8. — wi ©) 4K 

in Leinwand geb. 5 R 

eiter Band. EI. 8. 1887. (804 ©.) sK in Leinwand geb. 4 K 

tter vand. MI. 8. 1889. (VI,5216) 5K, „  geb.6K 
Bierter. Band. TI. 8. 1890. ‚6296) 5K, “ ged.6 K 
fter Band. U. 8. 1891. b09 G.) 5K, geb.6 K 
echiter Band. TI. 8. 1892. (IV, 5186©.) 5K, R geb. 6 K 
Stebenter Band. FI. 8. 1894. ‚460 ©) 5K, 5 geb. 6 K 
Achter Band. HM. 8. 1896. ‚408 ©) 4K, — geb. b K 
Neunter Band. TI. 8. 1897. (525 ©.) 4K 60h, geb. 5 K 80 h 
3 nter Band. M. 8. 1900. (VI,519 ©) 4K 60h, SE 
ter Band fl. 8. 1909. (IV, 472 ©.) br.5 K, geb. 6 K 
Neue Folge. 1. Band. Nr. 1-36. MI. 8. 1901. (621 ©.) br. 4K, geb.5 K 
Neue Folge. 2. Band. Nr. 247—880. TI. 8. 1902. (847 < br. 8 K, geb. 4 K 
Neue Folge. 3. Band. Nr. 381—507. MI. 8. 1908. (860 ©.) br. 8 K, geb. 4 K 
Neue Folge. 4. Band. Nr. 508-626. TI. 8. 1904. (858 ©.) br. 3 K, geb. 4 K 
Nee Folge. 5. un Nr. 627—745. (356 ©.) 1905. bres K ae. 4 K 
Neue Folge. 6. Band. Nr. 746 - 844. (338 ©.) 1906. br. 8 K, geb. 4 K 


Entfäribungen, u. Die, de ST: on esone Beate als — ofes, — 
pe ber k. ? ie m don Rudolf Rowal begründeten 
merbeigia je —— bes ?. ?. Oberſten Gerichts⸗ 


e 
— Kaſſ —— 1. Band. Nr. 2869 38308. 4 — N ©. 
r. ‚geb. 
Bene Solge. 23. Band. Nr.2894—2518. 8. 1901. (XX VIII, ae) Ir br. 8 K, —— 4 R 
Reue Folge. 8. Band. Nr. 25192658. 8. 1902. (XXVIIL,416& 8 K, geb 


. 4 K 
Neue Folge. 4. Band. Nr. 2654—2767. 1908. (864 ©.) 3 8 R, geb. 4 K 
Neue Folge. 5. Band. Nr. 2788—2883. 1904. (XXVI, 410 ©.) br. 3K, geb. 4 K 
Neue Folge. 6. Band. Nr. 2884—3009. 1905. (XXVI, 878 ©.) br. 3 K, geb. 4 K 
Neue Folge. 7. Band. Rr.8010—8125. 1906. (XXIV, 406) br. 3K,geb.4 K 
Gntwurf sines Sfterrsihhifcgen Theatergeſectes. 1897. gr. 8. (18 ©.) 60 h 
&rti, Dr. M. und Dr. $t. gicht. Das —— — enſchaftsweſen 


in nat Aland. —E f gelamten Biegen at dage ı — For —— 
er W ema ar und als Handbu r 
die —— ae Praxis ze gu kenn 309 . (XXXVI, S.) 1 


— 2 es —— gen o zum Fe Bebrande, 


ettlkger, Dr. Dr. Markus, Die ——— im modernen Sea. Eine Studie über 
— te, — — Palmar⸗ und internationales Rechtsſchutzweſen. — 


— 2 Regelung des Weitbewwerbes im mob. Wirtſchaftsſyſtem. I. Teil: Die Rartelie in 
Mit einem Vorw. v. Brof. Nr Karl Menger. gr. 8. 1905. (LIX, 2676.) 8K 
Seel, Shsober, ken ren vor d ——— St. d. auf das 


u. d. Zuſtaͤndigkeit nach = v. 22. Oktober 1875 Nr. 86 ex 1876, 

bezügl. ch. ————— male: gr.8. 1885. (IV, 844 ©.) 5K 60h 

— U.8., en ae end. 1885—90. gr. 8. 1892. (IV, 745 ©.) 9K 60h 

Erner, Dr. A — —* der —— — ⏑ ⏑ ⏑—⏑ —— in Öfterrei. Ein 

Beitra beten Bit orm. gr. 8. 18 58 ©.) ı &K 

— 3 e vom — — durch Tradition nad) oͤſterreichiſchem und eamem 

— Fuschitkisprimiy. Shibies, öfter. — tgr. 8.1870. (VIII, 144 ©.) sK 

— * Kın —— * —. es — onen des römifden Bohlen, 
8. Auflage. ‚172 ©.) 
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Ge Dr Dann ans, 6. Jänner 1890, RUND, 





ine ber aris bea Ns. 189. (117 6) ıK 80h 
Ikmantsl, Dr. Nitter w., Das Etuld des Staates und Die 
6 ökerreis (den ——— — dus Fa ©.) * LRE 20 


Folluer von Feldegg, Peter Seeiherr, undDr. —— Edler von Okmeyer, 
u. öoſterreichiſche Erehutionsordn — vom 27. Dat 1896 in der Spruchpraxis bes 
Sandes- als Berufungs- eturägerihted mit Verweifung auf Die 3 echt 

Iprechung bes Oberften Berihtagofen. gr. 1902. (VI, 446 ©.) iED B 


geb. 1 
der Wi t Aui 8 Ani⸗ es 25 Be 
— —— — — Union — ß — * 


L Ber, Su > tonalöhonoem —5 
= En an ae un Geanaufienfdct ge.8.1908 (TEIL B01© a 


— — Dr. Ebuarb, Pie Anfehlung von Supolßehen burd ie 
Öupoihehare nad öfterreihifdhem Rechte. ar. 5 il. (W186) TKı40h 
Fifdhhof, Dr. Adolf, Pie Spradenrebte in den Staaten gemiſchler Kationarttät. 
Nach er Daten u. gemachten Andeutungen bargeft- ar. 8: 1886. 88.) =K 
Der ölterreidifhe Sprachen zwiſt. Ein Wort aut Anlah ber biesjährigen — 
Bedenktage an feine Mitbürger gerichtet. ar. 8. 1888. Ib 54 
Formularien für Ferträge und für Eingaben im midi Areitigen Berfa ve. “en 
banbbud für Abrokaten und Notare, Auf Grunblage g=* ange bon tuts 
———— Mn: F 3. iMe. (KVIL 899 &©.) h — a0 h, geb. ui 0 h 
Sormularienbudg jur Bioilprojehordnung und Exehu onsorbm ausgegeben 
bom FE. k. Juftisminifterium. 2. Wuflage or. 6 x, 66 ©.) 
brolc. 4 K N h, .5K2320h 
— Anh für Verfachbuchlaͤnder. Herausg. v. k. k. Juſti — . LR 82 h 
—* Dr — e Veftimmungen des iſchen u gegen — 
Concurrence döloyale). 8. 1884. (64 ©.) 

Geanki Dr. te Bu Bur Reviſfton des oͤſterreichiſchen en gr.8. 1896. 7 E 
———— Guſftav, — der öoſterreichi ſchen direkten $ cher 
Darftell iR alt vergleichender Rüdfich auf bie —— —— 

gr. 8. 1899 —— — — 
einen 9 K 60 h, esunben in Halbfenng 10 K 40 h 


&rin®, Dr. zu u Pas —5* — und ad natlesalz, ent in Cotten 

tanten und erreih und Böhmen 

—* A en 55 FR = — Ei Be 892 ©.) 4 K 
w T. ar 9 r. 0 vs. 

ud bie Tobeserflä en Stanbe 8 ber. Öfterreihtien Geleh- 


bes 1. #. Oberfien en Geriröiähufes i beacdeiie, 
ärüh > Dr. Barl, Yen eis gristeziken tie bie im Meichörate bertretewen 


Heliaer he und Länder. Seh A ve —— nn 
—** a > — rg ern. 
a ezirksha nuſchaften 2c. Lex. 
5 in Halb — 


_ genen von —e— — Yıvtkstn an 

- BWerfapren in Feel fan a rer 

ordnung, fowie 5 ben beſonderen ©: oealaien, wi Ga ce 
in Streitſachen beim 


Verfahren Bart eienverichee 
1888. (VIII, 184 ©.) Zyerſ —. ———— En Ku 5 


gebung. N — 34 * — — 
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ana treitfaßen a bem “Perg Were atente ar —3 rg M. G. 2 


Inemeinen bürgerlichen Geſetzbuche, wahr ben Berfabren bei 
—— und bei Le bon er he hr anberen — — 
Die Bear, ı ) —— 4444 Ferteitung, Un  Bugrunbeegun 
— — un ii 
fen — Rechtſprechung bes Ef. — tähofes — 
ar. 8. 1886. (Viıt, 6 


andfezikon um sfterrei ifhen Beidsgele 4 Ein a re er 
Kotngerenifier über bie Jahrg De Deich chege —— 8. 1 
©.) ii — & CK 


— ———— t, ber Jehraänge 1888 * * ums 2 Ko h, geb.8 K 


= ze fami mung asbeit in einen Band gebunben. sK4ah 
— Dandhbuch für die er gert * e Tätigkeit + R. R. easgrriäte nad, bem 
neuen Prozeßgeſetz. 1897. 8. .) 9K, geb. 10 KR 


— 8 — —**8 —— für die ſtraſgerichtliche Wirkjomkeit ber 
R. I. Berirksgericte n Übertretungs älfen. Bum Gebra —— 
und ———— Funktionäre. Mit Formularien und — ar. 
1874. (IX, 592 ©.) 8K, elegant in Beine DK 

Zudjes, Dr. Bilh., Privatbogent ber SM, Die — * und Marken —* — 

rg Aeßres. gr. 8. 1880 arm 
ie jopenaunten — den. (eben unb anbere Arten ber er Wieervecheichung 
geichievener —— — ar. 8. 1889. (IV, 188 G iK © 

— Per usmeifter und fi 18391. 660 ©.) 80 h 


gunk, Br, ‚zent, — —— üder ein öfferreidhifcdhes Soengefeh, | gi 


Hr. 
— ——— —21 db ds. Ein Bortrag, * ber eiftiih 
36 in tige am 5. en Sacas, gr. B. 1878. ey h K en 


Zürth, Dr. r —— | fe — und ———— Handbuch * 


ugo, — — ber if —* treten "Siuanpeabuaın. er 
de feuern u im Aonhurs- 

adren —— — LEE 
— Br‘ —** —— unb feine KZeſorm. ar. ar —* 


——— a ch gewerbſichen rel aften. — ae 
ee Fb alle ——— — er 


ber g 





(X; 312 "8, 
05 . bB Urkunden 

* — Fugen en ber * — — 
—2 Dr. — — als Ehehludernis. Eine Ianeuikijle Etusbie- 


u. Dar Gichinberns der höheren Weiße. Eine kanoniſtiſche Studie. gr. 8. 1000. 
* = — der Fapflwahſ. Eine hiſtoriſch-kanoniſtiſche Studle. * 
f k . 1. 
REDE 0 —— 


— Die gel vom von en @ktoßer — R. G. — — — RER ‚nr 
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u ehe — —— — allen N euch —— — 


dann mit —— ——— —* — * ——— — — Se 
töorbnung impenzbeitete und ergänzte Unflage. 886. (829 ©.) 


if ik 
“ u —5 cn Bas u en ber Geſege —* 
srimann, Bis r. Beröms bahrenredtſiche 
d and ter R äfte. 
— De an el verwand — k Ein Beitrag zu einem 
wm, ni —** Das — * — nach dem Geſetze zz 


8. 1885. (IV, 2 K 

— — — der —— Mit Zuſtimm des — 

faſſers ÜUberſehzt unb für ben deutſchen Leſer eingerichtet, von Dr. Gu we 
von 3ellenftein, ar. #. 1906 (VI, 34 &.) 6 


Glafer, Dr. Inline, Caeſar Beccaria, Über — —— Beccaria. 
Bemerfungen über ben vom Herrn Megierungerel .. eines 
Strafgelebes für ben Fanton Hürih. ar. 8. 1887. BE) nt 40h 
Per Entwurf ber Strafprojchorbnung. ar. B. 1867. as 

Shwurgerihtfide Erdrierungen. (Die Grngen berlin a Comp 

Hur Jurhfragee) ©. WUuflage. or. 8. 1875. (IV 2 K 

Strafprojelfuale Studien, Sepatatabbruc aus ir — — 

BerichtaJeſtunge) gr. 8. 1886. (BE ©.) 

Studien um Entwurf des öflerr. Strafgefehes, ar. 8. 1871. (VIII, 148 ©.) 2 K 

Bur Spradienfrage in Öfterreih. gar. #. 1880, (4 ©. 80 h 

befammelte Kleinere zuriſtiſche Schriften, Strafrecht tafprogeß und Beiträge 

Bände. 2., mngeft. Aufl 


zuc Heform ber ——— Hivilprogehorbnnung ıc. B s age. 
B. 1888. (XVII, 1220 ©.) 14 K 

— Basır- 3 af-$ amnlang von — Entſchei⸗ 
bungen Oben Gerichtshofes ne e 86 biefes Verzeichniſſes. 


“abe Dr a , Stastli Ögensüßertragungs- 
geraten De * Werde —2 — — es 7— — —— 


® Mn — dent — i 7) - 

u * —*— A —* br * re u — *8 

Gsrski, Dr. ——— en a — — — > ae offenen 
aft. 


2 K es h 
o en Büßrenvorfärt erbs- 
it Mine, Mes Sgeno after Ferfand mi uns —* FR 
und Darleßenskaffen Ma —*2 ri 
oßnungs- und 3 en u u. u ar Gehraud 
yſtematiſch und — dargeſtellt. gr. 8. 1906. 


— art u * — —— ea rom? —— * 


— Der internationale er Pa —* von BAUER, Erläfien 


tiheibungen Aber leferungsverfahren s. (IL, 378 2 

= n> 08 
re 
er u. — Stift J 2. "a — der ten m. 


Grong, Dr. G.. Des —8 —EE 8. 1890. POST 
10 
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®rstk, Dr. Bari, !. k. Univerfitäts-Brofefior in Wien, Leh des Rathoſfiſchen 
di ts mit beionderer Verüdfichtigung der —— Geflettunn en 
ch. 4. YUuflage. 1908. gr. Be kıV. 484 ©.) 12 K 


eb. in and 14 K 
Gränbsrg, Dr. Karl, ialyoliti alt der ö iſden Bi 
—— 
rüñnwald, .Alers. ie den Beſtimmungen bes Here 
— büisger! Ra “ 3 Napoléon, —— — * 
korbats, des moſaiſ ſchen, des orientalif ee Rechtes ꝛc. 2c. Nach 
dem am 27. November 1880 im Ra bes W eh 
*— * begteu⸗ . Baba Ir ——— andelsyolitik. 8 
is98° 'wIO, 215 © ee 6 TE SO h 


re — ematiſche D ung für Studierend — 
— rxubri der tofogie. 2., burchge e und verbefierte Auflage. .8. 1905 
ve gerlolog — ae Rh 
— — t 


Staatsrecht, Berfafiungs- and Verwaltungsrecht. gr. 8. s 

; . und 671 ©. 10 K 80 h, geb. in Halb 12 K 60h 
Babsrer, Dr. &., und Friede. Zoechner, KAaudbuqh des öfterreihifgen Fergrechtes 
anf Grund ; tigung ber 


mit Yormularien und Beiſpielen veriehen. 2., vermehrte Wuflage. gr. 8. 1908. 
‚592 ©.) 11 R-40 h, geb, in Beinen 18 K 
aemmerle, 9., k. k. Statthaltereirat jenen der „autonomen Gemeinde”), Sand- 


Bud für die Gemeinden über ben 
ber Gemeinden unb bie Organe zur Ausübung besielben. 212 Formularien 
erläutert. 6., verbefierte, vielfach vermehrte Auflage. gr. 8. 1890. (XVI, 897 ©.) 10 K 
in Halbfranz geb. BR 11 K 60h 

(Die fiebente Huflage ift in ieh, 

Daerbtl, Dr, D., Freiherr von, GrundBegriffe bes Zagdrechtes und deren zn 
bung im nieberöflerreihifden Iagbgelehe. or: 8. 1908. (69 ©.) 1 40 h 

Daldinger Andreas, Seldflabuolat, ober: Gemeinverftändliche Unleitung, wie man 
fich in Heditsgeihäften aller Urt felbft vertreten und die nötigen fchriftlichen Aufſätze, 
wie Eingaben, Gejude, Kefurſe, Kontrafte zc. x. ohne Hilfe eines Advokaten voll- 
foutmen rechtägältig abfallen kann. Auf Grundlage ber neueften Geſetze bearbeitet 
und hurch mebr als 500 Beiipiele und Formularien erläutert. 17., VIEL ver» 
beflerte und vermehrte Muflage. ar. 3. 1900, 1 K 70h 
in dauerhaftem Beinwanbband | : K 80 h 

Daimerl, Dr. fr., f. J. Profeſſor ber Rechte an ber Untverfität in Wien, Gflerreid. 
Wiertefjabrfhrifi für Rechts- und Staatäöwiffenfhaft. 18 Bände, Jahrgang 
1858—1888. Preis ſamtlichet 18 Bänbe 18 K, ei a2 

Dammerſchhlag, Dr. Paul, Pas Gefch vom 9, u 1897 Aber die Effektenum- 
fagflener. Frür bie praftiiche Anwendung bargeftellt. 8. (VI, 179 ©. 4 K 

— Der 5chegeſehentwurſ. 8. 18086. (d0 ©.) ıK20h 

— Biber bie Müdforberdarkeii ber Pedung Bei > serHäften. Mit einer 

njammenftellung ber einjchlägigen Entſcheidungen bes —* tahofes. gr. 8. 


ul. (TI ©. 1 
Bauan * —E— — und Kahturenklaufeln nah öoſterreichiſchem 
8. 1891. (161 ©.) BK 


11 
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Dandhbhucht der Vereine für —F im Meichsrate vertretenen Rönigreiche und — 
ar. 8. 1892. (VI und 820 ©. 

NHandelsnerträge, Pie neuen. bean vom FR. f. re — 
Band: Die Händelsverträge bed Deutſchen Reiches. 4. 1906, (356 — 7 K 

Narrafomwsky, Dr. Philipp Darras Ritter von, Die 
und ber Farlteieneid nach bem gegenwärtigen Stanbe ber ————— 
8. 1878. (XVI, 664 S.) 

Daſenöhrl, Dr. Likt. Pas ölterreihifde Niereligen Sehen. Dar- 
F mit Einichluß ber — und wechſelrechtl 

. Banb. 2. Auflage. gr.8. 1892. (VIII, 700 &. ‚in —— vo. AK 





Banb. 2. Uuflage. ar. 8. 1899. (IV, 878 ©. “Er in Halbfranzbanb geb. 14 K 
— Dr. 2u1,., fSehr- und Sandbud ber Stetikik ihrer neueften wifien- 
Br ——— —— y t. 8. * Armed : Pr Das ei ı 2 

on, „ Bömifde Rechtsge um of km röm 

reis. Für ã bearbeitet vn Dr. Gent Lvon Bitterelli und —28 
* ch. 8. 1906. (XVI, 1185 & geb. rg 
Deilinger, Dr. ee Sfierreiifihes Gewerberecht. ARommentar zur er 
Orbrung. Banb. 1./TII. 2., mit einem Nachtrag —— abe. 1897. gr. 8. 
(VIIL, 1067 ©.) K, aeb. im 15 K 20 h 
Nachtrag zum @emerbereht. 1897. (112 ©.) — LK 
Aritifhe Studien aus bem — * 1887. gr. B. (7 ©.) 1ıK80h 
echt und Mahl. 190. gr. (76 ıK80h 
eitrag zur Ebeorie v.. "enipaen Fisetreätes — Fortſetzung ber Pritifchen 
tubien. 1892 5 80 h 
— Die Fennonsnerforgung dr des — Eine Forderung der — 
Heller, Dr. M. und Dr. F. Trenkwäalder, Die —— — 

p 


iıT) 


nung in ibrer praktifhen er 5 Dargeftellt an Beilpielen bon X 
und Beſchlüſſen. 1902. gr. 8. (880 18 K 50h, alb 
Derbfi, Dr. &buard, Einleitung in bas Sferreihifße 5 edit. u; F 
verbeſſerte Auflage mit Einſchaltung ber jeit 1860 erfloſſenen ehe. 8. 1871. 
(VI, 202 ©.) 3 
— Die grundfägfiden Entifheidungen bes f. f. Oberften Gerichtäbofes über: zweifel⸗ 
alte fragen bed allgemeinen —— EIER — Hoc er ⸗ 
olge des Strafgeſetzbuches —— verbeſſerte 
bes Jahres 1857 ergünzte Auflage. 8. 1858. (vI, 558 ©.) K 8 


— Pie grundfägliden Entfheidungen :c., tragsbeft. Die in ben 1858 
2 1859 ——— Entſcheldun —* —52 B. 58* (64 5) 1 K gi = 
— SHanbduh des allgemeinen öflerreihifhen Strafrehies, Mit Bade auf d 
1. Band. u —— * ke bearbeitet. ae 
an en Berbreden gegenwartigen Stande 
Aid ber Retiprechung bes — —— berichtigte dinfiage ge. 8. 1683. 


HL. Band. Bon den Versehen und Übertreiungen. 
BE ER a 
Bergsl, Dr. Sun, i Einria und Gelb ate nach der 
minikerial-Berorb —— et 8. 1897. 1, (4 .)60 
. Zmenn, Dr. Emenmnl, Pie Eherte dr — 3. ME 


Berruenn von en Dr. Ruadolf. = ——— | 


1896. gr. 8. .BK 00h 
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— it on Kerenritt, Rudolf, Nationalität Dergettellt 
e öert. u. auslänb. ee 1899. gr. 8. (X, |. 60 h 
—— ame" , Webfelkurs und Agio. Eine währungspolitiiche —— ceh — 


d Bereit ür die J. ud —* er 
u TE ET AT LE ae 


| Besgl, 1, Dr. — Das — betreffend die Entfgädigung Fir — — 


(164 ©.) Broich. 8 
a es —5 — — in ER a8 rer Di 


er — en Schul 
che ae "m. Die De vorfäplice lichen. Straftaten q — ei — Leben. 
* — (IV, 831 gr 40 h 
Bofsr, Dr — Pas — (68 ©.) 1 = S h 
— apotheken. 1008. 2K 40h 
He r e es —— Barı, 2 Die eicfguftige Entwihlung Moms. Eine Intel 
o 

„D: D gi Ei ule, te 
ERBE ee ar pet 

— n e ationen, insbeſo er 
auf hal ’8 —* Verſprechen ala 8 ichtungägrund”. ara. (116 © 


— Pe Sehre eg titulus und modus adquirendi, und bon ber iusta oansa 
ditionis. gr. 8. 1878. (142 ©.) 


2 K 

ericuſum A au 8. 1870. (VIII, 188 ©. sK 

— — 8 im naab —* Eine Feſtſchrift. gr. 8. — (X. > 
— mpilstion db is Kritifche Studien. Nach des 8 

—— * te 1... ö. Roter der — ech 


niverfität in 1900. 
Dr Dr. —— des —24 Rechts. Sißocfgebogmatlge 


—— "in — Bi ne ae Er ee der — als sonen: 
— > — a Aare e, Ge e Studie nad Sterreichifchem und Sagem 
Berenie, Dr Dr. —— — der Kammer der Börie für la at 


ulte d 
A — —*— ade wahr en Be einge Si oil — 
deutſchen und ungariſchen Judika a eat uni: 
vorlage und ber Berichte der beiden 3.5, SR EEE, 
JDorten. Dr. —— e — in ——— ua De ı Rem. 


II. Sand. 1. fsgrun 1895. (196 ©. sKah 
= Gahurs. nl —— — —* ——5— — Beitra 


ertragsrechts. 1807. (Seite 191-240.) “ K % 
— u Ken * —— Ein Kommentar. 1888. 
Searimann, Dr. Ta Studien sum öflerreigifgen BSH fe. 1. gr. 8. 
1K80h 


dh. 8K, geb. 9 K 60 h 
—* af 
Sesıimann, — Bert Pie Beutr Yation der Omissiäfietäehen in win. 


fe 
* 

78 

9 
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— D Ritter v., k. k. wirkl. Sektionschef im Juſtizminiſterium, 
ud Die fe ——ãã der BhemiihiidenStrefrenckerimung vom 20. Sul 1808. 
— Sammlung der essen ent 

FE En apa, Ehen 2 
L. Teil. 1874. (XX ‚ 286 ©.) 5 Teil. 1878. , — ©. 


II. Zeil. 1876. (XVI, 224 ©.) 4 K IV. Teil. 1879. ‚1436.) 2 ir 
Fortgeſetzt von Dr. Q J — tt. Ex. 7 1.8eft .1898. (2726.)4K 
von Dr. Karl Hngelmann, 0 Geht. Jabıy. 
i X a 2 Eh — 1899. au 833 
x. 8. ; Kur; 1900. (817 ©) 5 K 
XI. Teil. 4. Heft. 8 RE Ang 1869—1900 zum 


drud gelangten Rechtafäte nit einem üb. d —ã 8 ber Rechtiprechung 
D. au: 
— Entſcheidung von he er. u. Verw 


. Suftemat. ‚ alphabet. Sadı- u. ; 
Neichöger. von — be —— — 


lie 
ji: 


Verwal erichtähof berufenen (1830— 1895) 
or. 8 (2806) AK ——— B eb. 16 K, geb 17 K 60 h 
uU. Teil ang 1. gr. 8. 1908. (808 &) 


zog, 908. J „1904. «02 6.) 6K2h 
— DE (470 ©.) 7K50h 


— Das ea äber A — ern — 


— — — 


—— ——— ge ER m 8 — 
— Des eſe er 

uU i x en Artikel I— und bie 

— re —— 

den 
— a denen Unten Be Bemeflung ber Strafe und von 
— "De. iR v RR rent preußi —— RC) t und Bro ae 
ninerfitä Le combat — le droit. Tradnit de l’allemand par 


Alain P. Meydlen 5 employ6 6 l’Etat & l’ambassade de France & Vi 


enne. 

or. 8. 1875. 1KX20h 
— Je Best ums Bunt. es Auflage. 8. 1908. (XIX, 98 ©.) 1ı1K80h 
wer, Dr. 3., Die Memtsfireitigkeiten - dem ers te. 189. 11.8 
5* & ? Br ber art Hr geb. K40 h 


(Siehe Aller a ee CHE Andite 
Iueafceh, Dr. dessı * —8 er Ira * pi cn Wehttehts. 
—L Die iterrei, —— Reihpläghmohtacnung. yıkmn 
: ‚ Erkenntniffe and die für di 
ET 


Kafka, Dr. Bruno, je 2ie —— een auf deu — nach 
em Recht. gr. 880 © 


enfeft. ee Kai Mit Geneh 
— — dem Bohmiſchen überſetzt von Dr. Alsis Körner. 
8K20h, gb.4 K Wh 
B. “oz. (274 ©.) .5K»0h 
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Bann, Dr 2 EEE DE BIER der Advolaturt a 

ann, D ‚Ben, und D . Ask, Anleitung der Erwerb 

"on kom Ti Benpilbce do Verlnaiteiuie. UL 3 Senchup 

— und Umlage Bei der erung 

— Einige Worte ber AR ri nebft Hu — — — 
r Re 


ögegeben von dem — der —— —— 
— Dr Grin Hr — Ar endaßn A ihren Rechtsßeziehungen u. 
rei; — mit Beräafttigung ausländiſcher oo: 


[} D: O us di ” und der 
—* —33 en SE us Mär41878. .8. 1879. are eek 


12. 1884. ( 1K 30h 
— des Ööfkerreigi Erbrechtes, d Verl 8 Abhandlungs f. 8. 
1884. (XX, den, eisen — * se . m 1K 60 h 
— des ö iſchen er Dienſtbarkeit, FERbEN —— 
Bi fi. 8. — ‚165 ©. at⸗⸗ He] *5 
— 55 | | art. 1 Ks0h 


= ER et * ?aari ahaler. 8.1889. 198 ) K 20h 
— erung ia Si — * pe = — 
ee 1896 Bear (vIO —— 2 K 80 h, —— 


— Übergengstelimmungen zu deu nenen Bisitgronek-Geleten. Drei Tabel en sea 
Bien. 1 ‚ Das Gefeh vom 18. Zebruar 1878, Betreffend die 
Entclon suung vum Buche der Serfellung und des Betriebes von Gilenbahuen. 


end . 1895. (128 ©.) 
% er rg von, k. k. Landesgerichtörat, Pie urn *8 ganıı a 
belle ib u N 150 — fti be 
er die von ben afget gem n fonftigen be- 
en geießlichen Anorb in Mibertre ‚ Bergehens- und Berbrecheng- 
ei u erftattenden Anzeigen ar —— * ne der auf on zur 
chutz de ie vn Berorbnungen. gr. 8. 1908. Chr 


Be norduungen für 
für Wien. 4. — — —— — . 1898. bar un zn ak ne — 


— Dr. £ranı, MündfiWReitstupen. aiertaiien Beurteilung bes — iſchen 
— — eh te 1898. au a 1884. 61 © 80 h 
— —* üßer die Yrazis bes 3 zen or .8. 100. ‚a ©.) 
BK in , Leinwand 60 bh 

— Ba an in Serfafung und weit der Barkeacen sel 


_ un Br. * Mi kenn. —— er Wi Bes — "Berichte, 


Hiinierend 
—— und mag für * sat. . 8. 1908. (110&©) 1K60 h 
a ur) Dr. £rissrid, Soziale Gensye und 5trafrecht. Vortrag. gr. ne 
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Bnepy, Kubeif, Dun penaertebenefet vom 28. Juli 1889 und bas — 


— Fe üßer e Grrigtung beim Entwurf 
ei Ba rn Se gestagtene a ebene ot Gain 
Aniss, KR: Die Yan nu Fach, — in Aürtrig Eine —— — tnbie mit mehreren 
Rerbstius, De V. Die erſte Hilfe bei Anglünsfälten. Belehrung für Ber 
tbeiter. 8. 1890. tt. 86 h, geb. ri rar 
en Dr. er. nn EU der Volkswirtf@aftsießre. (156 ©.) 2. vermehrte 


— — — me] — Den: 2K 60h 
= Siacte Ei — wu 8. — —— Wirtfäant. — 


—— 105 & sK 
senfsld, 1.3. Bert n.94ei Sqrift i. mhndligen ee (776.)1K %h 


—* —— —B— 8. ——— beforgt v. br. Wemin 


€ — 

4. — 1905 ang In I Sand: Dos » Obligationen“. —— — * er. 8. 

1900. .) Beide Binde zuſ. broſch. 2.8, in 2 Halbfranzbb. geb. 82 K 
— A bez vide . *24 


Bralı Dr. #., Ara le e. .8. 2 2 ©.) 
amm£ung von —— ſchei — 
Gerichts hoſes. Een — ER — — 8. (199 § oh 
slehy, , D rat, bnisoruch im öfer- 
— —— — — Fu yon s2 


— En u we“ Im —ã na — Gen x yet 


rs ya ngaßen in Gewerbeſachen. or. 8. 1908. le. SKS0h 
eg * — e für Beige fire 55* y s; 908. au 8 LK 
— — * für Eingaben — ſſe ns —— in $tenerfi 
= I: rund und ändeft: —— 
Auflage. gr. 8 (184 ©.) 4K. HBmweiter Teil: : Em fteuer. von den ber öffentlichen 
Rechnungslegung unterrworfenen Unternehmungen. — Rentenſteuer. — —— 
einkommenſteuer und Beſoldungsẽſfteuer. tn. ge, 8 (198 ©.) 4K 
Rreibig. 3. C. Be, ꝛe. — 2 K 40 h 
Arımn, Dr. Eee Das Be eh vom — 1896 in 
feiner Anwendung auf bie Halo a ee he in ® )ıK 
Jumeil, Dr. Dei eine (Pic Das EN Ser Auslieferung wegen yolttifiger 


— ahl — gr. — 1898. (IV, 80 ©.) 


> 


Grundlagen und Syftematik des neuen öfterr. Sypotbelarrelts. 
180 ©. 


-Dr. Dass erreichiſche dh Syſtematiſch Dargeftellt. 8. —— 
— — — —2 „watrangst) Em we elation. 
orm ar. 8. j 
— ae die Gefoyrämien york Bettelbanken. gr. 8. 1892. (66 ©.) : K 
sanyin, Dr. Einer shus en) in juas matrimoniale —— cum. 
gt. 

Schmann, Dr. den, Ar Die Bwangs ver rung nad der 5 Rerr. Gnsäntiens 

rdnung d. 27. Mai 1896. gr. 8. 1906. ( wich ) — geb. i5K 50h 
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Ketnwebsr, Dr. Arnold, Zur Veſoren desteräf@eftserwerbes. gr.8.1906.(108 ©.) 2 K 
JLeitfaden f. Zwangsverwalter. Herausgeg. v.T.?. Juftizmin. 8.1899. (82 ©.) lart.1K20h 
£eitmaier, Dr. Yiktor, Per ferdifhe Strafproje in Gergleidh. m. b.öflerr. Abyrt 
orbnnüng unb b. Straſprozeßorbdnung b. Deutich. Reiches. gr: 8. 1884. (VIII, 178 
— Der ferbt die Bivilprogeh mebfl honkurseronune unb einem Unbange be den 
Mechtähilfevertrag wiſchen —— Ungarn und dem Königreich; Serbien vom 
6, Mai 1881. gr. 8. 1885. (XX, 208 ©.) 6K 
Gentner, Dr. ferd,, Die Grundlagen des Preß-Strafredts. Ein  Beiteog iur Reform 
ber Brehigeich ebumg in Ofterr. u. Deutihl. (Dit Materialien.) gr. 8.1873. (108 ©. ji 
— Pas ———— Aofonialreht im neinachnten Jahrhunbert. Einſchließli 
Kongo» und Starolinenafte bargeftelt. gr. 8. 1886. (144 ©.) sk 
— Pas Bet der "hotograpdie nach bem Bewerber, Prefir und ——— ar. x 





1388. (06 ©.) 
Zeth, Adolf, Zur Reform des öflerr. Fherechtes. 8. 1906. (48 ©.) = K 
Yisdhtenschker, Dr. & Auleitun 5 Berfaffuug von Erwerbſlenerdeßennutniſſen 


rthur, 
[. Mftiengefeltichatten, Sparfaflen, Berliherungs- u. Krebitinftitute u. Unternehmungen 
er Gemeinden nebit einer nach Materien geordneten Zufammenftellung der Erkenntniſſe 
db, Verwaltungsgericht3hofes auf d. Gebiete d. Aftienbefteuerung. gr. 8.1906 (103 ©.) 3K 
— sr —— 2 — — De 4., vermehrte und gr 


— iſche ae I. Band: . 
* — 55 —— Y — ve d fen era * 


Skagen, Ion . 1868. (V, — 
— ep Geh heiligen Brrßgeiehen m uch einen 


Ba 8. 
Singg, De her m gemeines Baltreatı &ı Ghiotsrehtiice ee: * ste 
ilchen Wahlreform,. 8. 1806. ( 
— Zur Bleform bes — er Wefrönte Breisichrift. ar. #. u 
—A ıK60h 
Linhart, Karl, Anfeitung sur Bornaßıne von ——— ber Sietterämter, 
ber finang- und gerichtlichen Depofitenfaffen in Wien, ber Verzehrungsfteuer-Zinien- 


ämter, ber Taramtälafje unb ber Patentamtekaſſe in Wien. gr. 8. 1800, IV, 
id ©. |; iEK 0 h 
gebunden in bauerhaften Veinenband RK 80h 


Lippert, Dr. Guflau, Das Alkofolmonopol, Eine Darftellung und Beſprechung bes 
Iglaveichen Projektes, bes üfterreichtichen und beutichen Emtmuried, fomie ber 
Schweizer und ruifiihen Öefebgebung. ar. 8. 1904. (75 ©.) ıiK s0b 
Zifst, Dr. franı Ebuard v,, Meineid und ſalſches Bengnis. Eine ſtrafrechts· 
eichichtliche Stubie. Ler.-B. 1876. (X, 146 ©.) eK 
Adöffler, PN, Inffruftion üßer die Boldebandfung von Maſchinen und 
paraten. 3. 1809. (71 ©.) 

£ovilon, Dr, Hermann, Die Gefandfentechte, B. 1897. (VIEL, #86.) ıK 4 


Zurami Wilhelm Hitter v. Generalſekrrtär ber öfterreichiichen Rationalbank, Pie 
öflerreihifhe Mationaldank während ber Dauer bes britten Privilegiums. 18601 
bis 1875. Wit 46 Tabellen. 4. 1876. (VII, 210 &.) ii K 
Zuftkanbl, Dr. 3,, 2 a Avılı äfterreidifche Sinatsredt, Zur Löſung ber ar 
faflungafra gr. 8, 1808 418 ©.) 
Mansburg, M. Zriebrid; v * ——— in ber Rabimetälanglei Sc. E E; — 
Majeſtät des chen rang Sof I, Gutädtlide Auferung bes öfterreidifden 
faatsrates über bie vom ber Kompilationstommillten im Entionrje vorgelegten 
Jodex Theresianus eivilis, Ber.-d. 1880. (14 ©.) sh 
— Die Saleerenfirafe in“ ben beutichen und böhmiſchen Erbländern Öfterreichd. Ein 
Beitrag zur Beicichte, ber. heimiſchen Strafrechtäpfiene.” ar. 8.3 ‚4886. (1656) Büh 
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Mieseriaisechnung wi bjnbeie da alten ——— —— 


crimen megian 44 — sorgt 


— Ne 2 rg in here (rss Iso), or. 8. a in, 
Magen, — Pie nn bes GRerrei@ifgen Betten. * 
—— ——— Stubie. gr. 8. 1871. (66 8 — Es h 


Wakarewir, Dulive, Dr, jur, Das Welen des Perdrechens. Tine Triminal- 
fosioloniiche eng auf eteihenbe und vechtsgeichichtlicher Srunblage. Be = 
1600 

Malsdomwski, Dr. &,, Das GER und die Advohatur iu 






1806. (116 ©.) 
malfatti bi Monte ‚Seite, Bo ig Ian Di 5 “Maria 
ungarifdhen Aon ee, U De ae 
volltänbig umgearbeitete me aöR dur — Kerl 
einem alpbabetiichen rise — ge ehr, 
Konfnlar-Rormalien. Per.-s. 8 2 gr Better 
Marcowid, Anton, Das Gef len in —3 — — —5—355 
der Geſehe, Berorbnungen und gr 8. 1899. (VI, 100 6.) 8 K 20 
Miaterialien gu den neuen öfterreigi den Ditigrocgfeten Mit vollänbigem 
Megifter. Herausgegeben vom T. k. 128 Bogen. Lex⸗8. 
broi 15 K 40 h, im 2 Bänden gebunben eg 
athias, Dr. ro Dr fe des — 5 — — I — 6) 40h 
aysr, Dr. 8, t.t. U ——* — — Gen gef 
e v.28. Mai 1878. De dr buches b — 6 tes. ? 
dritter Teil — „8. 1881—1884 ‚2x0 ©.) 40 K 


bis 
Mans Dr. Zeliy, MRäller und Ag ned öfterreigif, 


= Gefekentwärte, betreffend den Schutz gegen unlauteren Pettbewers. 8. vr 


(48€. 
in 5 1896, R. G. B. Nr. 222. 
———— 


ee fl 5. Dezember 1896, R.®& 
—E ——— ene —5 
Mayr, 2.2 obsrt von, Die ———— Eine ziviliſtiſche Unterſuchung. Br. 


) 
Be age d. Reviſton d. öfterr. allgem. Bürger. efehöndes. gr.8. 1908. (48 )ıK 
—— —— für ven —ã* 8* in den im 
Karate vertretenen Königreichen und Bändern, mit beſonderer Berk der 
gg en. 5., vermedrte und erte 
Redigiert und herausgegeben von A nton ae, 


weiter ee Überfichtliche Darftellung ber Bern u 
s Kunde. 8. 1896. 18 Boken = * 26 ger 
Dritter Sand. Das Sanitätgipefen. — Das Baigeimee — 1897.67 Wogen 
Bierter re Das Kultusweien. — Das Bildungsweſen. —— 
—* Ban —— * Zeil. — a —— 

— ud. aterieller Ze N) er Verw 

83 Familienweſen Das Ständeweien. —— De ⏑——— 

Yemen unb Unterftügungsweien. — — Das Bereinswelen. — Die 

— Das Rommmmilationsweien. — — _ a Baumes, - De > 

Waſſerrecht. gr. 8. 1901. 103 8 gebunben 84 K 
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orer-Bu x. 
Werke: Baus. dub er re — Das 8 Garie — g 8 
eichenter en (Schlußband.) Das Militärtwefen. — Die —— —5* 
Achter Band, uder. Redigiert von Dr. Mahl⸗Schedl. ar. 8. 1908. "65 Dog 


— Einzelne Bände werben nicht abgegeben. TUE 
Mens na, D . ÜEransesco, L’acocesaione nell’ 6sscuzione. gr. 8. 1001. 


Miu, Dr. —— ee Haan —— von 1701 -1740. ar 
sr, Dr. Kater, — ꝓit wilden ber 


— — er. 8 A Ihe den Ele ai mb 


Hafdı, Dr. Nikobemms, orth.⸗or. Bif von — ‚Die unäßerwindlide a 
zu en nach * * Sürgerliden Gefehönge. or gr. 8. 
1305. I 4 
ifiöha, Dr. 3 it die milttärt tra tsBarkett au —* 
* einufhränden a Er. * ailitär u Seen g —— gi w . E — 
11 
Wittrie, & Supwig, Erinnerung an Adolf Ganer. Mit Porträt. Vortrag. F 
(80 ©.) 
Mitterbader, Iullus, Die Stra eßord r bie im Reichsrate Re 
——— 4 Lünber * le ar —— 28. Mat 1878 


unb beren en Mit 18882. (XXXV, 786 ©.) 

&, ii Leinwand geb. 9 K_ 20 h 

Mittler, » jun, Dr. —— ei Ei Fa henf * Eine Etnbie 
ꝛc. gr. 


“es 3 —— vom 
Ackerbauminifteriuin. gr. 8. 908. emitigen ee * 
Müdk, Dr. Seiurich,. en na6 d —— * 
— vom 27. —— ıahe V nen — ——* 
tigung des — u . mit einem 
ange, hält — EN: 
8. ur X Zaun, 


chen. 2. ie, Die und erg —2 
— Dr: Otte, ' ie Ampel +2 im grrfaßren vor den Bor — 


48 

ν En den En el 2 1889. re 
5 nn en DEN? ST 
u, ar eu von Ri aid us * 14 * ——* ae He — en zn 
ar = * 

D * —8*— nf 
— ig — —— tee — unfer gtreitfaden. 3m 

a or. 8. — ei ao, — 
Neuhold, * —8— arten Grundsudfaden. 1 


Mm. vun, IL 
Sates, Benälgunnen u “Koh. he Keinen onen une x ET 
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an Kaiser 
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& ‚ Keitfaden äftsbehand * 
—— — e das Gachoe 


Journal. mtlt . ü De Se 
— * ———— un nad, ven Buchen 


Schuſter. Dr. — ei Gedenfirede. gr. 8. 1899. 
‚D % 98 d 
she r. — —52 Dr, Bert 84 Shrsiber, 3 Aser 2 — 18 er 


Kemmer an Öfterreichiichen — Sig ichen * gr. 2 wo 


(VI, 72 ©. 
similtan, T. T. ; tet . 
— &y ematiid a ehe 8. Auflage. — — ME) 5 —* 


80 
ra grün AR ———— —— im erden Ben re. 
—* — Die sierung und der — — des Stantsrehnungstefes 


1897. (VI, 165 
ame ‚Dr. Karl, Das ſterreichiſche —*2 
Band Berl du je es 8. 1894. (295 ©.) 7K%0h 
IT. Ban. (Bormelles —— ae 8. 1898. (411 ©.) 9K6s0h 
Beide Bände in einen 18 K 
_ en der are hören vom 1. Wuguft 1895. n — 


vchwarze, Dr. Fried. ch k. as. wir res 
Dokto —ã— an der Univerft tät ꝛc. ꝛc. ——— 6 
des Strafgeſetzbuches für das —2 ſterreich. F ar; 1875. (IV, 186 ©.) 2 
—————— Die Wirtſchaft des Volles. Gemeinverſtändlich bargefeiit. 8. en 


Schwisdland, Gngen, Eine vorgefarittene Aabriksgefehgebung. Die Fabrike⸗ 
geiengeh * Kolonie eh ae: —— 18. nen 7 22: 


_ die m und it * Selmarbeltsgefehgedung. Zweite, ergänzte Auflage. 


sit, ndel: t 
3 M. Meet. Dr. 21. Der nen fe 10 av ne 3 Mich * 


Sell, Karl, Domkapitular an 5 a en a 
en henfüßrung nad) den in 5) geltenden —— und ln Geiehen 
late Verorbnungen 39 art 
mehrte unb ver —& —2 — 8. 1897. nk 668 5) ich. TK, veh.5K 8K 
Seidl, Karl, Prälat und —— an der eo Ei a nen * — 
Die erwaltun " des K und Vfrändenvermögens 
Hide Bufa —— lung vater — en an de ae n —— * er 
a Lyyie = a re 
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wre , Rechtsanwalt bei dem Gerichts land, f 
8" ve 3 — —— vom nahen 1x he — Due Cu 


—— Dr. Ferd., und und dem, er re nat — — 


Mit Rüdfiht a a] Des par 
885. VII, — 
Zweite, ergänzte und ee — ar. 8. 1 — — x 


on —* — re a a8 Geſetz ——— 80 h 


— as ewerblichen 8arbeiter l tas ʒ Gabe 

nah yes it — —— (ey we — —** 
te Auflage. U. 6. 1885. (76 ©.) 60 

BR en de⸗ oͤſterreichi ſchen Gewerberehts. gr. 8. 1899. (VII, 1886) 2 K 40h 

eitfam, Dr. d. Stieber und Dr. Wolfgang — er Baus- 

s —— — PR rk Ra — im Bau an r. nn es: 

— Beleh — ——— im tverhältnifie, in ee bei Haus 

— — und 


De he Sl gr Ir 
‚ e. . 
⸗ — —1 geb. 6K 


aliger, Dr. Iulins, und Dr. v Hak entw einer ariſchen 
so. iter, Dr. Zulins, ee os Bde © ; en — durch den tigl. m. 
Ba — gr. 8. 1901. (287 ©.) 
karte sin, D »olf, und Dr. Hin i tr t der 
⸗ cn Yerfona re — Rad, ven Sienen 26. ——— oo c 


(niemand bargeftellt. 8. 5K, geb. 6 E 
Sioghart. Dr. Kudelf, Die a er gr. 8. 1899. (VII, tn * 
—— Dr. Milan, Das Geſetz vom 6. März 1906, R. G. B. Nr. 58, über Gefell- 


air en mit Be hränßter aftung. Erläutert dur die nee uk An⸗ 
Fr Re u vi —8 aus den Entſche unge des deutichen Zaun 
‚189 ©.) Oh, geb. AK 40h 


— Pr — a ua in — gr. 8. (IV, . 50 ee) 
Soulsck, 3, Das Ausweifungsreht der Gemeinde. gr. 8. 1908. — — 


Spaun, Dr. Johann von, Pas Meihsgeriht. Die auf dasſelbe 
See ee und Verordnungen amt @e — ſowie Überficht ne en} —5* 
Judikatur und Literatur. 8. 1904. (IX, 406 © 7 K 60h, geb. 8 
Sperl, Dr. te Urteile in Berſaͤumu — nah öſterreichiſchem 
Bigityeose —— 8. 1898. (69 eo e * — —* 
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— 5 Bin‘ Kproge —— Zweite ee a ) ergänzte 


Svisgst, Dr. a Die Heimatregilide Erfigung. — = a , „(VEN 

a r. Alfred Allee, Misterlihe Stundung. gr. 8. 1901. ‚& 1 6) 
andfung d (a > länder in eich. © 

arte ta But Meng Ak 


bie —— ber öfterreicht 
x: wit em Budane Huslanbes. ar. 8. 1878, (83 ©) VE 
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Starr, ‚Die BT in de Oferreig ge — dem Ausfaude. Sammlung 
und che hung aller a ftand betreifenden Stantsverträge, Geſetze, Ser 
ordnungen und en art te, zugleich zweite — des un von bemfelben 
elafier 2% nen: Wertes „Rachlakbehantlang der —*8 änder in Öfterreich“. gr. > 


— Bolfkändiges - und Kenrdte e⸗Regiſter zu — Landes — der 
Sup nr tenen 8 Igveiche un Sänt a —— 104 9 bis zum 
Jahre 1878, nach Materien —S — 5 — * 8band. 
1878—1879. Herabgeſetz 3 4KR 


— Polſſfflandiges Sach und Aachſchla 5 egiſter zu — ee latt 
von deſſen Beginn — 3 zum bed MYohre rono- 
Toni! georbnet, mit einem 10.000 ‚Sfloguore affenben lohabetiicen Inder 

ämtliche Bände des —— eihögeleßblattes von 1849 bis Enbe bes 
1880. 8K Dritte, verbefferte umb eie Ylnflage, 1 1881. (XII, 872 und 
222 ©.) gr. 8. in Leinwand gebunden 9 K 20 


Staub, Dr. nen. Kommentar zum m ——— — 
es — bearbeitet von Dr. Oskar Pisko 
.) Bmweiter Band. gr. 8.1904. (860 ©.) 35 K, geb. in zwei Halbfranzbänben K 40 


—* ih re ne ne die zes Yrazis. — 


Stein, Dr. Be Ber ee. Sindende Araft der richterlichen Ent —* 
nah der neuen öfterrei@ifigen Binilyrozelordmung. 8. 1897. (38 ©.) 


ein, Dr. Lor. Ritter von, Lehrdn * ———— Dritte, umgearbeitete 
= la ns 1887. en — K, geb. in Seinwanb 11 K 60h 


Steinbad, Dr. Emil, Die — **— e des ———— Ein ——— 
9 im "Biffenihe ihen K en am 10. Jänner 1878. 8. nn 


Eigentum au Briefen nah öſterreichiſchem Aechte. Vortrag, gehalten in 
se retten ER or am er März 1 u. ° 1879. (84 6) 80 h 
— Pie Stellung der Berſicherung im Frivatrechte. . 8. 1888. 40.) 1K 
- Kommentar zu ben Geſetzen vom 16. März 1884 über b re 
Handlungen, —— en eiues — ners 
— Se lag 1908. "u (VO, 218 ey. * 8 
n Y e. u 
er in Leinwand geb. 6 K 
— Pas Hefe vom 10. Erhuton 1887, betreffend bie — — bezw. — 
Beſtimmungen des eis Kir zur von ; 
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' 
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— ak — des heutigen Rechtes über den Erſatz von Bermbgene[@äben. — 
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1896. LK 


— Rechtsgeſchäfte der wirtſchaftlichen Arganiſation. gr.8. 1897. (VI und 1846.) 8 K 
.- ir —— als Schraufe des Mehtserwerbs und der Mehtsausäßung. 8. — 
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— end . 8. 189. en .n. 
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— Dr. 5 Aranz — .8. "it. RL: ©.) — ıK 
— Pie . 8, — 
Binde Ponte — 


in 
Dr. Mori Die Aonzipientur in Ökerieih. m . 8. 1904. (82 ©.) 80 h 
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(XVI, 1057 ©.) 16 K 10 h, geb. 13 K 90h 
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Susf, tefung der Yartelen im modernen Sirafprogene. Eine 
—— Ab — in rechtvergleichender on 1898. gr. 2 N, 
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Cürkel, * $., Zrrenweſen und Strafrechtsyflege. Ein Vortrag. gr. 8. 1900. 
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aminik, Dan Sem Gchge uam 3 Nechte an ber 1,306 zu 88 


ale e eben 9 vom 27 „alt 1878 
a uflage. gr. 8. 1878. wo SEO 
Kumann D .6, fins Glaſer ame 
—* ——— —E —— de 1886- 01. 8. 
— (14 ©.) 40 h 

all viften Beim öfterrei 

a eh ed ——— 
a9. 8. 1901. (IV, 219 ©.) 7888 geb. ER 40 h 
— — U. Radtrag. 8. 1908. (VII, 59 6.) «K40h,9g6.5K 0 h 
Yugsr, Dr. Bof,, f. f. Profeffor, Über die wiffenfGaftlige Behandlung des öfker- 
reidifhen gemeinen PFrivafredies,. Eine Unt ‚ gehalten au ber Prage 


Hochſchule ben A. Eftober 1854. gr... ME 
— Die Ee im idrer welthiflorifchen Entwidlung. Ein Beitrag zur Philoſophie sn 


Beichidhte. ar. #9. 1860. (VL 100 ®.) 

— Der Entwurf reines dürgerfihen Geſchöuches für das aeliäe deeahul behenten, er 
bejonberer Rüdficht auf bas öfterreichiiche allgemeine bürg 
gr. #. 1858. (XIV, Bea ©.) 

— Bur BMeform ber Wiener Ziniverfität. Ein gr erftattet in ber Sitzung ‚et 
Unterrichtörates am 20. Deasember 1865. gr. B ‚42 ©.) 

— Die Berlaffenfdaftsadhandlung in Öfterreid. Fe Votum für deren 
gr. #. 1802. (VI, 210 ©.) (Bergtiffen !) 8 


Yniverhtätsgefehe, Die Okerrrichifcgen, Sammlung ber für bie 5 chen 

Univerfitäten glltigen Weiche, —— Erlaͤſſe, Studien und Pr 
orbnungen uſw. im ee bes 7 . Mulſerlums für Kultus und t — 
Benützung der amtlichen Akten ale, tr von Dr. Leo Ritter Be 
a und Dr. Karl von r —88 er aa im Weinikerium 

y —5 nn Lex.⸗8 1086 ©.) ı1K, geb. 24K 

arghe, Dr. Inlius Be er in — Die Berti 

— achen, Biker unb bogmatifch bargefellt. ei 


— ge des oſterreichiſchen Strafgefeges in Verſen von 3. M. Dr. na 
2. * 3 — e. 18. 1871. (100 ©.) 
eng 


ni geb. 
Yosgusı von Yättlingen, Dr. en eitohies wi u —— des in — 
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And — ur —— verbeſſerte Auflage. gr. 8. 1878. 
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Yes Dr. 3 u Disc Aberſficht der — 
— * 
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—— ur ve v,,unb Dr. &. BSloch, Beifpiele von Shriftfägen ıc. ır. 

£ eilpiele" 

— Dr. Hans Fiſchböch und Dr. Dof, Serhovite, Bufammenflelung der an- 
weifenden Behörden u. ausjahlenden Kaſſen im Sinne des 5 295 der Exeluftons- 
ordnung. Bearbeitet mit zu ey: bes Bräfibiums bes f. f. Oberlanbeögerichtes 
Wien. Wer.-f. 1901. (VII, fart. 3 K 

Wogl, Dr. Auguft, Die bee karten am bäufigiten vorfommenben Berfälfhungen 
und Perunreinigungen * Mebles u» — Nachweiſungen. Mit zwei Taſeln 
unb 11 Holzſchniften 2. . 1880. (1 ı K 20h 

Mladr, er ‚Bein, Die nblidhheit im. — Alviſprogeßgeſetz — 
pr. 1 (18 

— Abolf, Die Effehten-Amfah-Steuer. In Tabellenformat. * vom 

üra 1897. 

— Band- und — 1899. 8. (881 ©.) geb. in engl. Einb. 6 K 

Mahlbera, Dr. 39, &,, £. £. Hofrat u. — —— Aritiß * —— 
einer Strafproögehorbnung für das Jeutſche Mei. gr. 8. 1878, (98 ©.) 

Waldner, Dr. Victor, Pie Aorreafe Solibarität. 1886. (IV, 187 ©.) “ Ki * 

Walker, Dr. Guf., Sireitfragen aus dem Internationalen Bivilprogekrechte. Unter 
befonderer Berüdfichtigung ber neuen öfterreichiichen Bivilprozeigefeße. gr. 8. 1897. 
(XH unb 2382 ©.) 1Kk 
Die rechtliche Sielung auslänbifcher jurikif@er Ferfonen, insbefonbere en 
„ (ändifder — Meg 1897. (49 ©.) 80 h 

Walter, E. m, Dunikoweki, Das Wetroleumgebief ber 
— 9— Schdarpaten. Hit zwel Tafeln und einer geologiichen Karte. gr. Rz 
18 ii n 

wo habe id) se fatieren?! — Mas habe am sahlen? (Ein — 

ür bie neue Sieuerreform.) L. Beft: gemeine Erwerbfteuer; Erwerb⸗ 
heuer bon ben ber öffentl. Rechnungsleg. unteriworf. Unternehmingen.t. Aufl. 1 K 

- Keft: Perjonaleinfommenftewer; Beſoldun en bon böberen — 
en Ullgemeine Vefſtimmungen, trafbeftimmungen und Binanzp 


Auflag 
Wehe, >. 3., Concurrence deloyale und unlanterer Wettbewerb. "Born. 


Wegzeiger, Rajetan, Die 80 Zahre der Landwirtfhaft. 1894. 8. (60 ©.) 1 K 20h 
—— — B. v. Kompendium der auf das Hewerbeweſen —— — 


etze, Yerorbnungen und ſonſtigen Borfhrt ß., 
— 28 — 1897. a ar ‚7a ’ 87, 106, 70, . "ER, 118 
21 


80 h, geb. in eigen 58 8K 
weicher, De — der vorbeugenden bürgerlichen Behtspflege in Rerreil. 


ei * 2, Das — nach der Heimatgeſetzuovelle vo a Dezember 

96, GEL Nr. 922 u. —— igen — — — des Geſ. v. 8. Dez. 1863, 

NEXT. Nr. 105. Mit Bern gung der Judikatur ber Berwaltun Bbchbehe, fowie 

des —— — — ch — r. — 1906. (IV, 86.) 2K 

— 23—53 — 5* — Me (436) 1K 
sinke r. e ärungspflidht ua n. * 8. 1901. (48 ©.) 1 

8: ones her, D Mori, Versio in rem, este Stu re: den Froßfenen der 

m: = —2 — uteryretation er Grundlagen - —— 

srunsku. D e £. Emil Shen. Beigs- und Beßtsgeffidte. Sieferung 1.DiB 5. 


(#80 DE, (Bel 9* gi 80 h 
— im, Dr. — 3 — —* din 8 — die bei dem Boftverfeir Asien 
Ian, Gebihrenbemeffung aui sanäportleifiungen auzubehnen. gr. 8. 
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Wirkungen, Din, ‚der weiten —— — (Wien). Mit — am * 


Wittoek, ee ee un von, Aach Soon, Belfeerinnerungen. 1899. (68 ©.) T k 


Wittmayer, er —* —— Fer und en grete fa: er 
„zerisst. ofititche 5 — . 1901. (VL 
ki br. Das — — R. —— — en —— 


Amtliche ‚von dem genannten tab 850 
— ndfäge in überſichtlich⸗ organiſcher —— . gr. 8. Ei a 
an In Esch 


nn ſtehe „Alter, Judilatenbuch ꝛc. ꝛc.) 


Mg zur © 
e 168 Grundfäße. Chfemat en der 
j: ae, ; — ide ein e fähe. < va tie Bufommenkelung 


aus 519 ©.) 
Wrany, Dr. Eugen, ? pe Kentskndung nd. wenen — 8. 1897. ar 80 * 


retſchleos. Dr. Alfred Ritter von, Pas öflerr. qqaſſamt ae 
” Ein Bean zur * Sein ber Berwa * * den — — — 


—— Dr. St, Ju: dehre u. d. Aoſſiſton d. Vrivatrechte. ar. 8. 1899. 6 K 
Ballinger, Prof, Dr, Otto von, Wefen und Yrfprung des Iormalismus - 
aftdeutfhen Privatredt. Ein Bortrag. 1898. (85 ©. 80h 
3ehbo, Dr. Karl, Pademehlum für den Saussefiger. (Mit einem Anbang ber 

gebräuchlichften rormularien.) 8. 1905. 2 ©.) 1K 
Jecdmer, Friedere. Leitfaben für ben Auferricht im öſterr. Beet, 2. vie. 

Durcgeleben und ergänzt vom f. f. Minifterlalrat Karl v. Webern 

1 Tabelle). ar. 8. 1905. 


Beitfehrift, Humismatifce, Bis jeht erfchienen B4 änge. 1869 1008. 
Herausgegeben bon ber Numismatiichen Geſellſchaft in — Jahrgang mit 
zahlreichen Holzſchnitten und lithögraphiſchen 8. 12 K 


feln. 
48 Dr. Doſ. Pas Eherecht ber orientatifden Airche. gr. 8. NL 
Ra 


ifdkin, Johannu eitfaden für Mitglieder der Erwerbfiener- und ———— 
—— skommi Bonn nnd deren Stellvertreter mit einem 
ab Berechnung b. — —— u. d. Beſoldun — v. u Beeren 

Bellt Fine a — —5 —* ei irhe * erde ach —2 25. Mai 
ollta er allgemeine, für das öflerr un — * a 
1888 und 21. Mat 1887 ac eh don „Watt 
Nitter von Stel. en — ae 1892. - Tan, (267 ©.) 


z “5 
Bifıyakke, Dr. — ae —— Lehrgehalt der eittehementerifäen 
Weis — ar. 
Er, is, Prise und jolal oe "1887. 8. (VIII, 160 ©.) ı K 
— —2 zes der verbrecheriſchen uuD arg verwaßrloften Zeeg8 
Zucher, 39. e Blätter Aber die öͤſterreichiſche —— —— 
einem Bilde auf se * inneren —3 — “ er (48 —F 80 
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= Dr. Joſ.. Das Pr der orientefifden Airqhe. or. 8. vn, 


i kim, shann, „Keitfaden für Mitglieder der eröftener- und Yerfonaf- 
f * * —— — —*8 — 5 mi ein 


u. d. 
— —— —* en Treat — — 
a eme ür das err - € * 
1088 mb 91. MRat 1887 —— 3 on vi 
Ritter von Pr Br ae Februar 1892. — ea 1892. ar BP 


geb. 2 
Zſcholake, Dr. Berm., Der — greedati der — 
Weis — gr. 8. 
an sis, Aprise und —* rg — 8. ©.) 
ker * — der verbrecheriſchen und arg —— "em. 


Bucher, fätter üßer die 5 - and Sandelspolitik 
ER eg rar ar er Tagging 
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Manzſche k. n. k. Hof⸗Verlagſ⸗ uud Univerſttäts⸗Buchhandlung in Wien. 
Österreichisches Wirtschaftspolitisches Archiv 
(vormals % „Austria‘“) 


Redigiert und herausgegeben vom k. k. Handelsministerium. 
Im Abonnement jährlich 10 K, mit Postversendung 12 K. 


Mit 2Beilagen: I. „Statistischen Übersichten, betreffend den auswärtigen Handel 
des österreichisch-ungarischen Zollgebietes”. II. „Berichte der k.k. Permanenz- 
* kommission für die Handelswerte über die Handelsbewegung sowie Bewertung 

der ein- unda führten Waren des ee CD ungsriechen Zollgebietes“. 
Die Preise sind die erstgenannte Beilage 6K, für die letztere 1K 20h jährlich. 





Allgemeine öflerreichifche Gerichts-Beitung. 
Berantw. Redakteure: Dr. EB, Coumont, Dr. C. Schreiber, k. k. Hofrat. 


Mit einer Bellage: 
Plenarbeichlüffe des k. k. Oberften Gerichts⸗ und Kaflationshofes. 54. Jahrgang. 


Erſcheint jeden Samstag. Redaktion und Adminiſtration: Tenside k. u. k. Sof 
Berlagd- und Univerfitäts-Buchhandlung in Wien, I., Kohlmarkt. 


Preis: Mit Franko⸗ — ins Haus oder in bie Provinzen jährl. 18 K=16 Marl 
(ohne Beilage), mit Beilage 20 K — 20 Rat. 


— Bun nm nn —ñ — — — — —ñ— ——— — — — — — — — — — — — oo 


für 


Handels- und @ewerbe- Verwaltung. 


Redaktion im k. k. Handelsminiſterium. 
Berausgegeben vom k. k. Bandelsminiftterium. 


Das Amtsblatt erjcheint nach) Maßgabe des vom k. k. Handelaminifterium zu beftimmenden 
Bedarjes im Marimalumfange von 40 Ouartbogen, à 8 Seiten, jährlich. 


Der Abonnementspreis für das — wa jaͤhrlich K 7; einzelne Nummern 
often 1 K. 


die 





Pränumerationen und alle anderen auf die Adminiſtration bezüglichen Zuſchriften find 
nur an die Verlagsbuchhandlung an richten. 





Manzſche k. u. l. Hof⸗Verlags⸗ und Univerfitäts- Buchhandlung in Wien. 


Sammlung von zivilrechtlichen Entfpeidnngen 
Des A. k. Oberſten Gerichtshofes. 


Begonnen und herausgegeben von Dr. 3. Glafer, 3. Unger, 3. v. Malther, 
fortgelegt von 4. Pfaff, ». Sıyay, Arupsko, 





I. Band. 8. Auflage, enfbaltenb bie Entfcheibungen Nr. 1—494 K 8.0 
DO. Banb. 2. Uuflage, enthaltend bie Entieheidungen Nr. 495-104 NK 8.40 
DI. Banb. 2. Uuflage, enthaltend bie (En Fr. 1045—1449 K 8.40 
IV. Banb. 2. Auflage, enibaltenb bie ungen Nr. 1450-2076 K 8,40 

V. Banb. 2. Wuflage, enthaltend bie Entſcheidungen Nr. 2077—2718 K 80 . 
VI. Band. 2. Uuflage, entbaltenb bie Entſcheidungen Nr. 2714-8228 K 8.40 
VI. Band. 2. Huflage, enthaltend bie En ungen Nr. 8227 —8641 K 6— 
VOI. Banb. 2. Auflage, enthaltend bie ungen Nr. 8642-4008 K 8.40 
IX. Band. 2. Auflage, enibaltenb bie ungen Nr. 4004-420 K 7.%0 
X. Band. 2. Auflage, entbaltend bie heibungen Nr. 4491—4822 K 7.% 
XI. Band. 2. Huflage, eutfaltenb bie heidungen Nr. 4828-5210 K 6.40 
XI. Band. 2. Uurflage, entbaltenb die Eutſcheidungen Nr. 5811-5588 K 9,80 
XIH. Band. 2. Auſlage, enihaltend bie ungen Ar. 554-596 K 8.— 
ZIV. Band. 3. Unflage, enthaltend bie En gen Nr. 5966-6556 K 6&— 
XV. Banb. 2. Huflage, entbaltenb bie ungen Nr. 6887—6768 K 8.4 
XVI. Banb. 2. Auflage, entbaltenb bie Heibungen Nr. 6769—7267 K 8.460 
XVII. Band, 2. Auflage, enthaltend die heibungen Nr. 72687791 K 8.0 
XVIII. Band. 2. Muflage, enthaltend bie En ungen Nr. 7792-8280  K 12.— 
XIX, Banb. 2. Uuflage, enthaltend bie heibungen Nr. 8281—8817 K 11,80 
X. Banb. 2. Uuflage, enthaltend bie Entſcheidungen Nr. 8818-9240 K 8.40 
XXI, Banb. 8. Auflage, enthaltend hie Entiheidungen Nr. 9241-0 K 12.— 
XXI. Band. 2. Uujlage, enthaltend bie dungen Nr. 9821—10868 K 12.— 
XXI. Banb, enthaltend bie Enticeivungen Nr. 1086410878 K 13.— 
XXIV. HBoanb, enthaltend bie Enticheibumgen Nr. 10879—11887 K 10.— 
ZXV. Banb, entbaltenb bie Enticheibungen Nr. 11888—11974 K 18.— 
XXVI. Band, enthaltend bie Entihelbungen Nr. 11975—12584 K 13.— 
ZXVU. Bond, entbaltenn die Entiheibungen Nr. 12585—18075 K 12.— 
XXVIII. Banb, enthaltend bie Entiheibungen Nr. 18076—18550 K 12.— 
XIX. Band, entbaltenb bie Unticheibungen Nr. 18551—14068 K 12.— 
XXX. Banb, entbaltenn bie Emticheimungen Nr. 14064—14541 K 10.40 
XXXI. Baunb, enibaltend bie Entiheibungen Nr. 1454214970 K 10.— 
XXXII. Banb, entbaltenb bie Unticheibumgen Nr. 14971—15858 K 10.— 
XXXIII. Band, entbaltenhb bie Emticheinumgen Nr. 1585415668 K 9— 
XXXIV. Banb, entbaltenb bie Enticheibungen Nr. 15664-161656 K 123.60 
XXXV, Banb, Reue folge I. Banb, enth. die cheid. 1898 fr. 1489 K 9.80 
ZXXVI. Band, Neue folge IL. Banb, entb. die eid. 1899 Ar. 440-8238 K 9.60 
XXXVI. Band, Reue Folge Ill. Banb, enth. die .1900 Nr. 824—1346 K 10.60 
XXXVII. Band, Neue HolgelV. Banb, enth bie d. 1901 Nr. 1247—1705 K 11,80 
AXXIX, Banb, Reue Folge V. Banb, entb. die d.1902 Nr. 1706-2193 K 12,40 
XL. Band, Neue frolge VI. Banb, entb. Die Enticheid. 1908 Nr. 2194—2564 K 10.40 


XLI. Band, Neue frolge VIL, Band, enth. die Entſcheid. 1904 Nr. 2565—2914 K 11,50 
Mit den Berzeihniflen der Gefchesiielien und deu ſyſtematiſchen KRegiſtern. 
Jeder Zand if singeln gu dieſem Preife pur haben, 
Die Bände find dauerhaft und elegant gebunden ftet3 auf Lager. 
Preis Des Zeinenbandes K 1.80, des Salbfranjzbandes K 1.80. 


Fortfegung unter der Freſſe. 





Juriſtitche Biertetzahreolritt. 


chen Juriſtenvereins in Prag beransgegeben von 
D Sn B r d Un tät 
r. Dom —* — Ei le * dub — iverſi 


ER a Banbes von & Heften 5 K 


Gazzetta dei Tribunali. 


Organo di giurisprudenza austriaca teorica e pratica. 


Editore e amministratore: MANZ, Casa editrice della Corte e della universitä in’ 
Vienna, !, Kohlmarkt 20. — Indirizzo della redazione: I, Kohlmarkt 20. 


PATTI D’ ASSOCIAZIONE: Abbonamento di un anno K — in am — abbona- 
mento cumulativo colla „Allg. öst. Gerichtse-Zeitung“ K 


Un numero separato oosta 50 h 
ii glornale si pubblica una volta al mese. — Manoscritti non si restitulscono. 


— ——— Österreichisches Pe anzjäbrig 2 Frcs 


ee 5 DATEN WEDLATT, seen 


Halb Iejährig In * 
Hr des Buntsche 2. 
Ganzjährig . 17 Mk. 





Herausgegeben Redaktion im 
I. I. Patentamie ion 
vom k. k. Patentamt. 1. Fan (Wie 


Öfterr. Beitfehrift für Berg- und Hüttenwefen. 


Unter — hervorragender Fachmaͤnner redigiert von 


uftav Kro und Irgnz — 
t. — ergrat in Ober 
Erſcheint jeden Samstas. — mit Franko⸗ Zuſ ins * = in bie 


Brovinzen jährlih 24 K — für das Ausl 


Berg: und Hü üttenmänniſ ches Jahrbuch 
k. k. — ————— zu Leoben und Pribram. 


k. k. Hofrat, o. ö. —— der k. k. a dochſchule in Leoben 
redigiert von 


— Krouꝝß €. vw. Gruſt, 
e. Vergtat in Beh —— k. k. Hofrat und Kommerzialrat in Wien. 
un Tafeln. Abonnement pro 
r Fe a — — 
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Manſche Geparat- Ausgabe der öfter, Befeke 1906. 


. en „bie, 25. Dezember 1868 
: 6. vermehrte Auflage. fl. 8. 1908. (£ „ao. ra en geb. eh 


(Eiche T henausgabe ber Geſetze. IH. 
2. (Gewerbeorbunng, bie. — Geſetzausgabe Band, 1. Abteilung.) 


— über die notarielle Rund Ex Nechts- 
we: 25 i Po amt ben en ben arm 
— 18. ‚ vermehrte 
— des f. : — erg Bright vo von * — 
— 1908. II. 8. (IV, 1 


4. das, vom 17. Dezember 1862, ſamt ben Inſtruktionen 
en es ratabb brud aus —* 20. em, lv bes —— Bandes d — 5 er 


ae, fl. = 1906. (34 © 


Ba. Die erial-® vom 15. 1898, R. &. B. Nr. 156—164, 
— — — * — vom 1 11. Jänner 1897, R. G. 8. 
Nr. 80. (Nachtrag zu Band I, 2. Ab ber Manzichen Zaldienansgabe ı - 
Beiese) 8. 189. (77 ©.) 


6. Froteſtan eg Tatferliche Patent vom 8. — 1861, bie * 
* ——— — che vom 6. Jänner 1866 und d ie Motive der Ablehnung 
ve — gi Berfaflungsvorlage ber Generaliynoden. FM. 8. a 


7. In die Gelee Über das, . 26. November 1852 und vom 15. No⸗ 
vember 1867. Das Geſetz über das Berſammſungsrecht vom 15. November 1867. 
Nebft ven zu dieſen Geſetzen Egangenen — — — laͤſſen und Entſcheidungen, 
von Dr. Friedrich Tezner. 8., vermehrte Auflage. FI. 8. 1901. (800 * 

2 K 40 h, geb. 8 


8. BWerfaßren außer Sireilfahen, bas, nach dem faiferlichen Batent vom 9. Yugufi 
1854, dann bie Beitimmungen über Fodeserffärung und Amortiflerung von Ar- 
Runden, bie Feilbietungsordnung, bie Beitinnmungen über bie Mitwirkung ber 
Gemeinden und ihrer Sorte ber in Ntechtöangelegenbeiten aufer Streitfacdhen unb über 
bie Mitwirfung der Gerichte bei Bemefjung und Einhebung ber erlaflenichafts- 
gebühren. 15. —— und ergänzte Nuflage. Mit einer UÜberſicht über bie Spruch⸗ 
Braris bes f, f, Oberften Gerichtäbofes ſowle über bie einſchlagigen Enticheibungen 
des 2. k. 5 Itingsgerichtähofes verfaßt von Dr. Sole) grieblarunee 1904. 
u. 8 .. bl 85.) Eee 


9 ai erorduungen über Das zinilgerimtlige „Do 
— den Wailenkaffen. Mit alphabetiſ —5 — 
—— — —— 
(V, 346 ©.) broſch. 2K 80h, "18 100 


LOA, Allgemeine ieh elordun — an @eb achen. au 
ee einschl * —* I re a 
erften Gerichtöhofes. 5. Auflage “n x er 66. (IV, 66 ©.) 


LOB. Das allgemeine — om 17. — 1862 ſamt d — 
geſetze und den — gig ia nungen. (Shul-Ans- 
gabe.) 6. Auflage. tart. 2 K 80 h 


38 


Manzſche Hepyarat-Ausgabe Der Afterr. GSefche 1806, 


0C. ein eforsuung. Stempel und Gebühren in Wechſel a 

ae Ale d bie Wwedifel tlihe Spruchpraris des k. en — 
gerichtshofes, verfaßt von Dr. Joſef Friedlaender. 1897. UI. . M,% — x 
ı1K 80 h, gebunden 2 K 40 h 


18. gute über bie Euidenghaftung tunbfieuerkataflers vom 23. Mai 1888 


t erläuternden Rotigen aus bem Bro fonberiäte ꝛc. ꝛc. — 8. — > = h 
14. Yollgugsvorfäri der ?. k. Minifterien ber Inſti 
eb vom 28. Mai 1888 über die Evidenzhaltung ——— 
fl. 5 1888. (74 ©.) 
15. ie His 7. — 1888, betreffend die Zuſammenlegung —— 
Ex —— ar — des Waldlandes 


ah AR 1 a bie e eiam 
e er 
—** (88 & SI —8 ur alphabetifchem —S 


17. an für Wien. Geſetz vom 17. Jänner 1888. TI. 8. 1884. —— 
ene Bauordnung ſiehe en: ⸗Ausgabe Nr. 46b.) 


18. Bin, a» vom 17. — 1888, Au san Land Wiederöfterrei Sum 
zen. Ye 8 buch deren Anwendung ber en ezug 
ee und — ar — ——— eo 198 Au Aupe 
rg verbefl a Auflage. 1894 8K60h 4 


188, Die Bauordunungen das Sand Miederöfterrei 3 ien. 3bu 
ehe — — uf me — 
Vorſchriften von 4: Grat. Kielmansegg * eg —3 und — e 
Auflage. 1904. ©.) 80 h, geb. 6 K80 h 

19, —— er ie —— Senden von Freißerrn v. Koch 

Ir hen: Landeöverf ver elumgnnelebe, € Ya ae 
gie e. ( 16 'K. 2. Bändchen! Gemeinden 
„Bänden: 5 aſſerrecht, — und —— — a. UV. 


©.) 8K. 4 Bändchen: en I ⸗Vorſchriften, Verkehrs⸗ 
en in Wien. (IV, 196 ©. 5. Bändchen: Bau⸗ und ——— 

„8328 S.) 83K. 6. Bänd Ar ——— Siebe: Iy 404 ©.) 3 
‚880 ©.) 2 (Fe deg Bändchen geb. um 


1. Bänb = — 

einem Anhang: Die nen m sa ge fe e für ——— 

ven. ar vom 25. Dezember 1904 x. 0 ) Dieler Anhang 1 e me oben 
a 


i0 Vll a. De neuen Vgeſer⸗ für Alederöſterreich. Geſetz vom 25. — 1904 ꝛc. ıc. 
1K, kart. 1K 20h 
— für Aiederoͤſterreich auher Wien. vom 17. — 1888, 

J G. B. —* 36. ra Gen & a % 


ti kl. 8. 1 97. 
nem alpbabetiichen Rachichlageregifter. geit x A £ 


X1a. Die neue eindewaßlorduun iederoͤſterreich. Geſetz vom 23. Juli 1904. 
ir) ————— uno h 


1b. Sandesgefehe, die — LEN U» betreffend die Abänderung bes 8 8 der 
_ we g und b e neue Sanbtagswahlorbnung vom 1. Auguſt 1896, e 


ie in u ten Irduu 
2. pi age & —— 24) ge — ar Men low, ber (na Entourfe 
u. 8er 


—* Fir 
gebung v. Dr. Hugo Morgen rn 4 8. on. XU, M26)3K40h, geb. 8 
29 


8 über bie Yehtshandlungen, 
” Seide das er —— er — — Aber bie 
* —— —— 1884. ns (IV, 28 ©. 40 h 


86. BIC: Ve RE Ir van vom 20. red Ma 
> VBinnengewäflern und 
jer Ahaus der Süfdern, in be vom 5. März 1884. TI. 8. Er 28 . 40 h 


27. Ber», Beer — Baheweri, Di, B2 mit” ei, 


der Kantionen — — — und m 

en — : —— Ararlaiegie mh ann * 

VS. Staats ft erde 
eg verträge ve „wegen geası — a. ieferung en — et 


29. Yetsnormen, bie, über d — 
—— Bet Bebörben ae kette. 6 er 18885. re S)ıK 


80. Duung, bie, vom 6. 1868, amt dem Unarftatute, ber 
———— der —E— chen Advotatentammer —*5 — des 


Ar und den den dbvo 6. 
— * ben den Advolatenſtand betreffenden Stiftungen. U. — — 


K 60 
81. Bi en über Reichsvertretung und — — Nach dem 
tande ber —— — ammengeftellt abettf und 

— logiſchem Regiſter ehen bon JultubWölegt, Lt E k. es : — 

rat. 8. 1900. (107 ©.) ne 80 h 
82. etze und ——— über das Wall für on ben ein- 
Oberften bes 
Bi ie u 

85 ſcheid oͤrden und ereng Me ben Auf 
= Een um Bam — — 
zu allen Ausgaben ber Gewerbe⸗Oronung. EI. 8. 1886. — — LK 


B5b. — dasſelbe. 2. Heft. Enth. d. Entſcheid. Nr. 286-524. 1888. (IV, 102 6.) 2 K 
Bie. — Dasfelde. 8. Heft. Enth. d. Entſcheid. Nr. 525-666. 1889. (86 6.) 1 K 


88d. — {de. 4. En Ar. 657820. EI. 8. 1890. (185 ©. : E 
— — — 


86. und dan über d t unter 
——A Salami — 
a Bgerichtähofes und ber n — BALL 


37. Get ie 3 ößerveigifge en — man ii 


Dezember ae Bon a Ornber. 1886 —— 2 K4b 
fAriften. 


»». Gerste aha a ——— 


En er e .2., verbefierte Auflage. ne 


I gs ST — — — m * Pe 


+. Mamfdge Separat-Ausgabe der öflerr. Gefche 1906. 


. 41. — *7 erordnungen, betreſſend die Anfaſtverſicernug und 


Araufien· 
et Mit ab. und dirono a." 10h. fl. 8. 
—— Arbeit, "ai lage * 2K, geb. 2 K 60 h 


AR, Dir —— gas Solbaten und Matrofen bes Heeres, 
—— — bea Banbfiurmes und deren Witwen und 
—— — Anhange, —2 die Unterfiätung ber bilfsbebürftigen 
—— von —— Des HeereB, ber ‚Kriegsmarine, ber k. k. Landwehr und 
Lanbfturms. EI. 8. 1888. (82 ©.) 2 s 


„Ab. au De Betriebshkrankenhaffen. 
potter de des Innern auf —— — Geſetzes —— 

Nr. 88. ER " 1888. (24 ©.) 
440. — der —— in Wien, Das. Autoriſterte Ausgabe. en 
(28 40h 


"465. Matrikenvorfäriften. Sammlung ber anf bie der Geburts Trauung 
—* bezügl. Rormen. U. 8. an. ‚1526.)1K2%0h sah 


AGa. Gefege und Berorinungen für Wien. 1. Heft. 1890. EI. 8. (VI, 91 ©.)80 h 


gao FR zeuitee: En ‚dert. Bauorbuung für bie k. k. Retchshanpt- 6.11 
g 

466. — — deſt. 5chaſaufſichtsgeſetz. 1891. (19 ©) 5 h 

247, ——— Eine — der ſtaatl Geſetze, 


und 
auf bem Gebieie bes 3 cherech ge 1901. 
(VI, 148 ©.) — oh oe. 1K6s0h 


48, Dampfllieſſelw in eich, das. et der d m Oepeapas) De: be- 
e l. —* —— 8 as Rormaleeläße des f. —— euer und 
a. 
Pas der amtlichen Quellen herausgegeben von Georg Ritter v. Than. 
_ ws Mat 1897 vorgelegenen Sto ——— —8 Eh 


IV, 208 
49.  fanbleißgemerde, bad. Praftiihe, mit Gormularien 
Mn bee berffrenben Bar} riften. on Dr. In ven Dart A 8 ion, 


a Bänbe. EI. 8. 1394. € 
engalen be ie Shan! — XI. (XIV, 818 ©.) Zweiter Banb, 
chnitte lachtrag und das alphabetiſche N 
——e— ſ—— 7116. Vrei⸗ des —X —X in2 Bänden 8 K, geb.10K 


Rn. Die mem vom 16. — wre die —— der Sonn- und deriege 


51. San bes 3 5tei bie. Nach Materien t 
= ge — — 5 —— e. Nach Aere 


— 52». Pie Die Menstung der Senn. und Seiertagsruße im Gewerbebetriebe im — * 


der Enns. MI. 8. 1895. (20 ©.) 


altungsgeri@ts Die en Ge d nungen. 
— — * en. 8. a PB: En K60h 


5 16. Juli 1 bie — Aa 5 
er a Racr er — 288 ET s ie — * 


53B4. Jnrisdittionanorm — 
| De an Tert- Ausgabe. ft. 8. (vL — 


“0 h, geb.8 K 
4 | 


Manıfdıs Bepurat-Ausgabs Der öſterx. Safe 180& 
J—— Zeil. Eretationaerduuug ſamt — BAT 
Be.— —ã— — I. Leil. va „ Bovenber ion, Br. TR ®®. 


— 
564. Die — — Ed ar 


———— 
—ã—— 
56. wu 20 1896, daB, R. ©. B. 197, betreffend daßs 
an ber A von Dr. Alfred 
Ritter v. Wretſqh . #1. 8. 1896. (IV, 210 ©. broſch. 80 h, geb. K40o h 
57, J ——— onal- 
Beer le De ni bene — l —— 
Verorduungen. Mit —— S mac ©. 


TREE ae ee 


57b. — [6 I. 
ne vi sel bi — * * —— — , 


Bre. — — Pest . —— befzeffenb fs De Seal 


Sftener — 
Er u Kerl u he 


vr nat äh een Eee Prog 
Rechnungslegung . 8. (VIO, 108 ©.) — 


re — per 6. altend die II. 
e. Desfe € Seft, ent — —— m dauvtag 


ti. 8. (V, 7 
sr. die . 
* ie Behandlung ber Binfen ber wichtigſten inläudifgen Bertyapiere 
57a—t in einem Band, gebunben . TE; 
a a Be a a age 
un 
“ (VII, 546 ne) es 3 K 40h, ge. 43 
Gchs ‚November1096, R.9.8. Nr. #18, betreffend 
= bie Ein 2 Cemt ben einichlänigen Wenkertallen wub 
Anhang und Radtueg. 1008, 3 ER 
ne 16 1% —— K 90% 
Anfang apart 









Es, betreffend die Errichtung vos ——— 
= nehmer von 53b erhalten ben Nach trag graiit.) 


a 3 Eger 16. — ab das, R. ——— B. Nr. 89 ex a Dem 


ae ber Wen un von Eugen Borenz, k.k. 
Guflage 1901. 8. 08) 85K4öh, gb. KK 





—— Feparat⸗Ausgabe Der Sfierr. Geſetze 1006. | 
60. 


66, 


u 


67. 


zu in der Beidenfoige fehlenden D 


et 
= 


— — ee 
535* en een — 

RE * en über — 

Eee teuer. 1897. Bon Dr. — ®öbel, —* k. —** 


—* wur 

— 
—— — rei 23 vom 0. Gebe Tin — —3— 
auf — der Inbuftrie und des els —— wird. am et le a en ) 50h 


die rechts· und . 
Bor rn - rech * pen ed ade Studien und sun: 


a ee — 17,_ Gemeinbeftatut 


Iorb für bie ? und Refivenzfabt Wien. er 
1900. (60 Sa 60h 
; Ber 1898, das, R. ©. B. Nr. 176, betreffend 
ra — — — — om fant einfchlägigen Materialien 
ein ec ing: > Dr. Benno — et —A 

ipift ie für Aultus und Unieeeiit,. 8. 1901. (5 6) 


— iſches Aeimatrecht. Die Vorſ über das Heimat⸗ und das Staats⸗ 
—— Kann — — t von Julius el 
et. Ober eek. | 3. Auflage 8. 1902. —— 1K80h, fart. 1 


2, 5 Nr e nihterommtapräfungen 
Srifungsfof im „Dee „Sinai, Finanz und —— ch 
einem bie en bes Re etzb 
wre Sir 9 pet ante: un Bub In ln, & 1, : 
281 ©.) eo — — 82 K40b, geb. 8 GE 


Die ewahlordunug für das Aönigrei en. en lich 
—— 8. Ritter — — — 8. 2 2 


as öferreigifge Boliirafreht. Un der Hand bes Straineleges Über Belälls- 
————— und ber einichlägigen Fee alien sufammengeitellt. Nebft Einleituna 
und Unhang. Bon Dr. Franz Wolf, e. Binanptongipifl 8. 1908. (128 6.) 
K50h, fart.2 E 

ee pemekun ber Gemeindewahßlorbnung J Be. and Bird. 
. eb: BE 
Das Geſetz vom J Dezember 1895, 8.6.31. Ar 197, „u das Arheber- 
recht au Werken der tera Dit Wiateralien 
und Sail herau gege Hi. 
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